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I 

1. Uebersicht über die Verhandlungen - Resume des deliberations 

99.076 n Teilrevision des Mietrechtes Im Obliga­
tionenrecht und Volksinitiative "Ja zu fairen 
Mieten" 
Botschaft vom 15. September 1999 zurTeilrevislon 
des Mietrechts im Obligationenrecht und zur 
Volksinitiative "Ja zu fairen Mieten• {BBI 1999 9823) 

NR/SR Kommission für Rechtsfragen 

1. Bundesbeschluss über die Volksinitiative "Ja zu 
fairen Mieten" 
05.12.2000 Nationalrat. Beschluss nach Entwurf des 
Bundesrates. 
14.12.2000 Ständerat. Die Frist zur Behandlung der 
Volksinitiative wird um ein Jahr verlängert. 
05.12.2001 Ständerat. Zustimmung. 
12.03.2002 Nationalrat. Der Bundesbeschluss wird in 
der Schlussabstimmung angenommen. 
12.03.2002 Ständerat. Der Bundesbeschluss wird in 
der Schlussabstimmung angenommen. 
Bundesblatt 2002 2737 

2. Obligatlonenrecht {Miete) 
11.12.2000 Nationalrat. Beschluss abweichend vom 
Entwurf das Bundesrates. 
05.12.2001 Ständerat. Abweichend. 
05.06.2002 Nationalrat. Abweichend. 
18.09.2002 Ständerat. Abweichend. 
30.09.2002 Nationalrat. Abweichend. 
26.11.2002 Ständerat. Abweichend. 
09.12.2002 Nationalrat. Beschluss gemäss Antrag der 
Einigungskonferenz. 
10.12.2002 Ständerat. Beschluss gemäss Antrag der 
Einigungskonferenz. 
13.12.2002 Nationalrat. Das Bundesgesetz wird in der 
Schlussabstimmung angenommen. 
13.12.2002 Ständerat. Das Bundesgesetz wird in der 
Schlussabstimmung angenommen. 

99.076 n Revision partielle du drolt de bail dans le 
Code des obligations et initiative populaire "pour 
des loyers loyaux" 
Message du 15 septembre 1999 relatif a la revision 
partielle du drolt de bail dans la coda des obligatlons et 
a !'initiative populaire "pour des loyers loyaux" {FF 
1999 9127) 

CN/CE Commission des affaires juridiques 

1. Arräte federal relatif a !'initiative populaire •pour des 
loyers loyaux" 
05.12.2000 Conseil national. Decision conforme au 
projet du Conseil federal. 
14.12.2000 Conseil des Etats. La delai pour le 
traltament de !'initiative populaire est proroge d'une 
annee. 
05.12.2001 Conseil des Etats. Adhesion. 
12.03.2002 Conseil national. L'arrE!lte est adopte en 
votation finale. 
12.03.2002 Conseil des Etats. L'arrete est adopte en 
votation finale. 
Fauille federale 2002 2568 

2. Code des obllgations (Bail a loyer et a farrne) 
11.12.2000 Conseil national. Decision modifiant le 
projet du Conseil federal. 
05.12.2001 Conseil des Etats. Dlvergences. 
05.06.2002 Conseil national. Dlvergences. 
18.09.2002 Conseil des Etats. Divergences. 
30.09.2002 Conseil national. Divergences. 
26.11.2002 Conseil des Etats. Divergences. 
09.12.2002 Conseil national. Declsion conforme a la 
proposition de la Conference de conciliatlon. 
10.12.2002 Conseil des Etats. Decision conforme a la 
proposition de la Conference de conciliation. 
13.12.2002 Conseil national. La loi est adoptee en 
votation finale. 
13.12.2002 Conseil des Etats. La loi est adoptee en 
votation finale. 



2. Rednerllste - Liste des orateurs 

Nationalrat - Conseil national 

Aeschbacher Rudolf (E, ZH) 

Banga Boris (S, SO) 

Baumann J. Alexander (V, TG) 

Beck Serge (L, VD) 

Bosshard Walter (R, ZG) 

Chiffelle Pierre (S, VD) 

Cina Jean-Michel (C, VS) 

Couchepin Pascal, conseiller federal 
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99.076 Teilrevision des Mietrechtes im Obligationenrecht und 
Volksinitiative „Ja zu fairen Mieten" 

Botschaft vom 15. September 1999 zur Teilrevision des Mietrechts im ObUgationenrecht und zur 
Volksinitiative „Ja zu fairen Mieten" (8811999 9823) 

Ausgangslage 

Das heutige Mietrecht ist am 1. Juli 1990 in Kraft getreten. Seither sind sowohl von Mieter- als auch 
von Vermieterseite immer wieder Rufe nach erneuten Änderungen laut geworden. 
Am 14. März 1997 hat der Schweizerische Mieter- und Mieterinnenverband die Volksinitiative .,Ja zu 
fairen Mieten" eingereicht. Die Volksinitiative, in der Form eines ausgearbeiteten Entwurfes, beinhaltet 
folgende Punkte: 
a. Umschreibung der Missbräuchlichkeit von Anfangsmietzinsen; 
b. Festlegung von Mietzinsanpassungen auf Grund der Elemente der Kostenmiete, unter Ausschluss 

der so genannten absoluten Anpassungsgründe (Orts- und Quartierübllchkeit, Verbesserung der 
Rendite). Für Mietzinsanpassungen auf Grund von Hypothekarzinsänderungen ist ein über fünf 
Jahre berechneter Durchschnittssatz massgebend (.,geglätteter Hypothekarzinssatz"); 

c. Begrenzung und Staffelung von Mietzinserhöhungen im Zusammenhang mit einer Handänderung 
der Liegenschaft; 

d. Gesetzgebungsdelegation an die Kantone, nur verbrauchsabhängige Nebenkosten zuzulassen; 
e. Generelle Formularpflicht, auch für Anfangsmietzinse und andere Forderungen des Vermieters; 
f. Sonderbestimmungen für gemeinnützige Wohnbauträger und für allgemeinverbindlicherklärte 

Rahmenmietverträge; 
g. Beweispflicht für gerechtfertigte Gründe einer Kündigung beim Vermieter und Umschreibung der 

Tatbestände von ungerechtfertigten Kündigungen. 
Der Bundesrat lehnt die Volksinitiative ab, weil sie die Kostenmiete als alleinige 
Mietzinsanpassungsmethode zementiert und dadurch dem Mietwohnungsmarkt die nötige Flexibilität 
entzieht. Er anerkennt aber die Berechtigung einzelner Anliegen des Volksbegehrens und zwar 
namentlich im Zusammenhang mit den problematischen Wirkungen der geltenden Koppelung von 
Hypothekar- und Mietzins. Mit dem Vorschlag der Festlegung eines geglätteten Hypothekarzinssatzes 
würde jedoch das Problem nicht gelöst, sondern nur verlagert. Nach Meinung des Bundesrates sollte 
daher das «Koppelungsproblem» grundsätzlicher angegangen werden. Zugleich möchte er einige 
allseits unbestrittene Mängel der heutigen Ordnung lindem. 
Aus all diesen Gründen hat der Bundesrat beschlossen, der Volksinitiative «Ja zu fairen Mieten» 
einen indirekten Gegenvorschlag mit den folgenden wichtigsten Neuerungen gegenüberzustellen: 
Die Mietzinse sollen inskünftig in erster Linie gemäss der Entwicklung des Landesindexes der 
Konsumentenpreise angepasst werden, im Umfange von höchstens 80 Prozent der eingetretenen 
Änderung. 
Für die Ermittlung der allfälligen Missbräuchlichkeit eines Mietzinses wird nicht mehr auf den 
übersetzten Ertrag, sondern auf das Vergleichsmieteprinzip abgestellt. 
Bei luxuriösen Wohnungen und Einfamilienhäusern wird bezüglich der Grösse der Wohnung auf die 
Nettowohnfläche und nicht mehr auf die Anzahl Zimmer abgestellt. 
Mietzinserhöhungen nach wertvermehrenden Investitionen und Handänderungen müssen zeitlich 
gestaffelt werden, soweit sie 20 Prozent des bisherigen Mietzinses übersteigen. 
Mietzinse von Wohnungen, welche mit Hilfe der öffentlichen Hand bereitgestellt werden, sollen 
ebenfalls auf ihre Rechtmässigkeit hin überprüft werden können. 
Die Schlichtungsbehörden sollen alle Streitigkeiten bis zu einem Streitwert von 5000 Franken 
entscheiden können. 
Die Parteien werden von richterlichen Gebühren und Auslagen befreit, und zwar generell bei Fällen 
des Kündigungsschutzes sowie bei Streitigkeiten bis zu einem Streitwert von 20 000 Franken. 
Keine Änderungen sind beim Kündigungsschutz vorgesehen. Dieser Bereich war in der 
Vergangenheit weniger umstritten als die Mletzinsanpassungsregeln. Die Gesetzesänderung ist daher 
primär auf die Mietzinsgestaltung ausgerichtet. 

Verhandlungen 

Vorlage 1 
Bundesbeschluss über die Volksinitiative "Ja zu fairen Mieten° 
05.12.2000 NR Beschluss nach Entwurf des Bundesrates. 
14.12.2000 SR Die Frist zur Behandlung der Volksinitiative wird um ein Jahr verlängert. 
05.12.2001 SR Zustimmung 
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12.03.2002 NR Der Bundesbeschluss wird in der Schlussabstimmung angenommen. (102:60) 
12.03.2002 SR Der Bundesbeschluss wird in der Schlussabstimmung angenommen. (35:4) 

Vorlage 2 
Obligationenrecht (Miete) 
11.12.2000 NR Beschluss abweichend vom Entwurf des Bundesrates. 
05.12.2001 SR Abweichend. 
05.06.2002 NR Abweichend. 
18.09.2002 SR Abweichend. 
30.09.2002 NR Abweichend. 
26.11.2002 SR Abweichend. 
09.12.2002 NR Beschluss gemäss Antrag der Einigungskonferenz. 
10.12.2002 SR Beschluss gemäss Antrag der Einigungskonferenz. 
13.12.2002 NR Das Bundesgesetz wird in der Schlussabstimmung angenommen. (98:71) 
13.12.2002 SR Das Bundesgesetz wird in der Schlussabstimmung angenommen. (36:5) 

In der Eintretensdebatte des Nationalrates waren sich die verschiedenen Redner/innen einig, dass 
eine Revision des Gesetzes nötig sei. Während die Sozialdemokraten und Grünen die Initiative im 
Namen des Mieterschutzes unterstützten, plädierten die Bürgerlichen tor einen Gegenentwurf und 
damit tor mehr Flexibilität im Mietwohnungsmarkt. Schllesslich wurde der Bundesbeschluss, welcher 
Volk und Ständen die Ablehnung der Initiative empfiehlt, mit 112 zu 66 Stimmen angenommen. Mit 
113 zu 66 Stimmen trat der Nationalrat auf den - von der W AK zu Ungunsten der Mieter 
umgestalteten - Indirekten Gegenvorschlag des Bundesrates ein. 
Die in der Detailberatung meistumstrittene Frage war, wann ein Mietzins als missbräuchlich zu 
betrachten sei. Gemäss einer bürgerlichen Kommissionsminderheit sind sie es dann, wenn sie die 
orts- und quartierüblichen Mietzinse um 20 Prozent überschreiten. Der Rat entschied sich mit 107 zu 
70 Stimmen für die vom Bundesrat und der Kommissionsmehrheit vorgeschlagene Toleranzgrenze 
von 15 Prozent. Die Mietzinse für Luxuswohnungen sollen, wie vom Bundesrat vorgeschlagen, bei der 
Anpassung der Vergleichsmieten nicht berücksichtigt werden. Entgegen dem Bundesrat, der 
möglichst realitätsnahe statistische Werte anstrebte, sowie einer starken linksgrünen 
Kommissionsminderheit entschied sich der Rat aber mit 93 zu 78 Stimmen, auch die von 
Genossenschaften und Gemeinwesen vermieteten Wohnungen davon auszunehmen. 
Ein weiterer Stein des Anstosses bildete die Frage, Inwieweit die Teuerung auf die Mietzinse 
überwälzt werden dürfe. Die Mehrheit der Kommission wollte die Mietzinse zu 100 Prozent, die 
Minderheit lediglich zu 60 Prozent an die Teuerung angepasst haben. Schliesslich entschied sich der 
Rat mit 90 zu 74 Stimmen für den von Hugo Fasel (G, FR) vorgeschlagenen Kompromiss, dem Antrag 
des Bundesrates zuzustimmen und somit die Teuerung zu 80 Prozent auf die Mietzinse überwälzen 
zu können. Der Nationalrat lehnte es - gegen den Willen der Kommissionsmehrheit, aber im Sinne 
des Bundesrates - ab, den Vermietern neben der Teuerungsüberwälzung alle vier Jahre eine 
Anpassung an die ortsüblichen Mietzinse zu ermöglichen. 
Weiter lehnte der Rat die Unentgeltllchkeit der Verfahren bei Streitwerten unter 20'000 Franken ab (99 
zu 55 Stimmen). Der von einer Kommissionsminderheit unterstützte Bundesrat hatte diese Neuerung 
in Anlehnung an das Arbeitsrecht vorgeschlagen. Die bürgerliche Mehrheit befürchtete einen allzu 
grossen Ansturm auf die Gerichte und befand diese Regelung als unnötig. 
Der Ständerat war wie die Kommissionsmehrheit der Ansicht, dass es der Initiative mit ihren 
kostendeckenden Elementen an Flexibilität mangle und dass der darin vorgesehene 
Kündigungsschutz die Vermieter zu sehr einschränke. Er stimmte deshalb mit 32 zu 5 Stimmen dem 
Bundesbeschluss über die Ablehnung der Initiative zu. 
In der Detailberatung des Gegenvorschlages beschloss der Ständerat gemäss dem Antrag der 
Kommissionsmehrheit und entgegen dem Nationalrat, dass Vergleichsmieten zur Überprüfung der 
Missbräuchlichkeit des Mietzinses herangezogen werden können. Diese Überprüfung kann vom 
Mieter alle fünf Jahre verlangt werden. Punkto Anpassung der Mietzinse wich der Ständerat klar vom 
Nationalrat ab, indem er dem Minderheitsantrag Dettling (R,SZ) zustimmte, dies trotz der Einwände 
des Bundesrates, der diese Regelung für ungerecht gegenüber den Mietern und für sozial schädlich 
hielt. Demnach sollen die Vermieter die Mietzinse nicht nur alljährlich an die Teuerung, sondern auch 
alle fünf Jahre an den Durchschnitt der quartierüblichen Mietzinse anpassen können, wobei letztere 
Erhöhung höchstens 15 Prozent betragen darf. Der Ständerat führte zudem die vom Nationalrat 
gestrichene Bestimmung wieder ein, wonach der Bundesrat den Überwälzungssatz herabsetzen kann, 
wenn die Jahresteuerung während mehr als zwei aufeinander folgenden Jahren 5 Prozent 
überschritten hat. 
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In der Gesamtabstimmung wurde die Vorlage mit 22 zu 12 Stimmen angenommen. 
Nach diesem - von Jean-Paul Glasson (R, FR) als „unausgewogen und für die Mieter inakzeptabel" 
bezeichneten - Beschluss des Ständerates nahm die Rechtskommission des Nationalrates die 
Diskussion um die Revision des Mietrechts erneut auf. Die Mehrheit der Kommission sprach sich für 
den Kompromiss der Westschweizer Mieter- und Vermieterverbände, den so genannten ,,Accord 
romand", aus. Dieses Modell sieht vor, dass die Mieten vom Hypothekarzins abgekoppelt werden und 
die Teuerung nur zu 80 Prozent auf die Mieten überwälzt werden kann. Zudem kann der Vermieter bei 
einem Hypothekarzinsanstieg den Mietzins erhöhen, falls die Nettorendite seiner Investitionen 
zurückgeht. Im Gegenzug kann der Mieter eine Senkung verlangen, falls die Rendite zu hoch ist. Eine 
Minderheit der Kommission, der die meisten Deutschschweizer Bürgerlichen angehörten, unterstützte 
die Anträge von Jean-Michel Gina (G, VS). Diesem Modell zu Folge soll die Anfangsmiete auf Grund 
eines Vergleichs mit den quartierüblichen Mietzinsen festgelegt werden; danach soll der Vermieter die 
Jahresteuerung vollumfänglich auf den Mietzins überwälzen und die Mietzinsen bei 
wertvermehrenden Investitionen erhöhen können. Eine weitere Minderheit um Rolf Hegetschweiler (R, 
ZH) trat für ein noch vermieterfreundlicheres Modell ein. 
Die bürgerliche Mehrheit des Nationalrates lehnte das Westschweizer Modell ab. Unterstützt von 
Bundesrat Pascal Gouchepin, der diesen Kompromiss als „vom rechtlichen Standpunkt aus gesehen 
katastrophale Barockpyramide" bezeichnete, sprachen sich die Bürgerlichen für ein System aus, das 
sich an dasjenige des Ständerates anlehnt. Die Volkskammer entschied sich für das Modell Gina und 
sprach somit den Vermietern das Recht ab, den Mietzins alle fünf Jahre unter Berufung auf die orts­
und quartierüblichen Preise anzuheben. Hingegen sollen die auf Grund eines Vergleichs mit dem 
ortsüblichen Standard festgelegten Anfangsmieten nur als missbräuchlich gelten, wenn diese die 
durchschnittlichen Mieten um mehr als 15 Prozent übersteigen. Abgelehnt wurden verschiedene 
vermieterfreundlichere Anträge des Präsidenten des Zürcher Hauseigentümerverbandes, Rolf 
Hegetschweiler (R, ZH), sowie verschiedene mieterfreundliche Anträge aus dem rot-grünen Lager. 
Der Ständerat hat an verschiedenen Differenzen zum Nationalrat festgehalten. Mit 24 zu 9 Stimmen 
folgte der Rat dem Antrag seiner Kommission, wonach der Vermieter bei einer Handänderung den 
Mietzins pro Jahr um höchstens 20 % heraufsetzen kann. Hingegen lehnte er den Antrag von Jean 
Studer (S, NE) ab, die gleiche Begrenzung auch bei einem Mieterwechsel anzuwenden. Knapp 
angenommen (17:15) wurde der Antrag von Rolf Schweiger (R, ZG), Betriebe mit einem 
Jahresumsatz von über 2,5 Millionen Franken und mit mehr als 20 Angestellten vom Schutz vor 
missbräuchlichen Mietzinsen auszunehmen. 
Der Nationalrat lehnte es ab, in der Frage der Mietzinserhöhungen bei Handänderungen dem 
Ständerat zu folgen. Ebenso wenig wollte er gewisse Geschäftslokale vom Schutz vor 
missbräuchlichen Mietzinsen ausschliessen. Zudem hielt er an den Vorkehren Massnahmen zur 
Verhinderung von Missbräuchen beim Systemwechsel fest. So muss ein Eigentümer, der die 
Mietzinsen heraufsetzen will, vorerst nachweisen, dass er auch die vorgängigen 
Hypothekarzinssenkungen überwälzt hat. In Bezug auf die Einsicht in Vergleichsmieten hingegen 
folgte der Nationalrat dem Beschluss des Ständerates: Mit 96 zu 60 Stimmen sprach er, entgegen der 
rot-grünen Opposition, den Mietern das Recht ab, die vom Bund erstellte Statistik über 
Vergleichsmieten persönlich einzusehen. 
Der Ständerat hat an seiner früheren Position festgehalten, wenn auch verschiedentlich gegen den 
Willen von Bundesrat Pascal Gouchepin. Eine Einigungskonferenz wurde somit unumgänglich. An 
dieser wurde namentlich beantragt, gewisse Betriebe vom Schutz vor missbräuchlichen Mietzinsen 
auszunehmen. Ferner wurde die Möglichkeit, den Mietzins bei Handänderungen anzuheben, 
beibehalten. Die Erhöhung darf jedoch höchstens 1 O Prozent des bisherigen Mietzinses betragen. 
Beide Räte haben die Anträge der Einigungskonferenz angenommen. 
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99.076 Revision partielle du droit de bail dans le Code des obligations et 
initiative populaire « Pour des loyers loyaux » 

Message du 15 septembre 1999 relatif a la revision partielle du drolt de bail dans le code des 
obligations et a !'initiative populaire « Pour des loyers loyaux » (FF 1999 9127) 

Situation initiale 

Le droit du bail actuel est entre en vigueur le 1 er juillet 1990. Des appels provenant aussi bien des 
locataires que des bailleurs n'ont cesse de s'elever pour reclamer d'autres modifications. 
Le 14 mars 1997, l'Association suisse des locataires a depose !'initiative populaire «pour des loyers 
loyaux». L'initiative populaire renferme les points suivants, saus la forme d'un texte redige de toutes 
pieces: 
a. Definition des loyers lnitlaux consideres comme abuslfs; 
b. Fixation des variations de loyers sur la base d'elements influen9ant directement les coats, a 

l'exclusion des motifs d'adaptation dits absolus (loyers usuels dans la localite ou dans le quartier, 
amelioration du rendement). Las adaptations de loyer basees sur l'evolution du taux hypothecaire 
doivent etre calculees sur une valeur moyenne etablle sur cinq ans (taux hypothecaire «lisse» ); 

c. Limitation et echelonnement des augmentations de loyer liees a un transfert d'immeuble; 
d. Delegation aux cantons de la täche de legiferer afin qua seules les prestations liees a la 

consommatlon effectlve des locataires puissent leur etre facturees au titre de frais accessoires; 
e. Obligation generale de respecter des formules approuvees, egalement pour les loyers initiaux et 

les autres pretentlons du bailleur; 
f. Dispositions speciales pour las logements d'utilite publique et pour les contrats- cadre ayant force 

obligatoire; 
g. Obligation de prouver qua las motifs d'un conge sont justifies et definition des elements 

constitutifs du conge abusif. 
Le Conseil federal rejette !'initiative car celle-ci enterlne las elements de loyers couvrant les coOts 
comme etant la seule base d'adaptation des loyers et prive ainsi le marcM du logement d'une 
necessaire souplesse. II reconnatt neanmoins la justesse de certaines revendications de !'initiative 
populaire, notamment en relation avec las effets problematiques du couplage entre le taux 
hypothecaire et les loyers. Cependant, la proposition de fixer un taux hypothecaire lisse ne ferait qua 
differer le probleme sans le regler. 
De l'avis du Conseil federal, il convient donc de traiter le «probleme du couplage» sur le fand. II 
souhaite egalement remedier a. quelques-unes des faiblesses incontestees de la reglementation 
actuelle. 
Fort de ces consideratlons, le Conseil federal a decide d'opposer a !'Initiative populaire «Pour des 
loyers loyaux» un contre-projet indirect comportant les nouveautes essentielles suivantes: 
- les loyers doivent dorenavant etre adaptes en priorite a l'evolution de l'indlce suisse des prix a 1a 

consommation, ceci a raison de 80 % des variatlons de l'indice; 
- la determination du caractere abusif d'un loyer ne repose plus sur la notion de rendement 

excessif, mais sur le principe des loyers comparatifs, 
- la taille des appartements et des maisons familiales de luxe est estimee sur la base de la surface 

nette habitable et non plus sur le nombre de pieces, 
- les augmentations de loyer motivees par des investissements entratnant une plus-value de la 

chose louee ou par un transfert d'immeuble doivent etre echelonnees des qu'elles depassent 20 
%du montant du loyer precedent, 

- les loyers de logements en faveur desquels des mesures d'encouragement ont ete prises par les 
pouvoirs publics doivent egalement pouvoir etre examines quant a. leur legitimite, ceci dans le 
cadre des dispositions de la procedure administrative, 

- les autorites de conciliation doivent pouvoir trancher tous las litiges portant sur une Valeur 
litigieuse ne depassant pas 5000 francs, 

- les parties sont exonerees d'emoluments et de frais judiciaires pour las lltiges concemant les 
conges abusifs ainsi que pour les litiges portant sur une valeur litigieuse ne depassant pas 20 000 
francs. 

Aucune modiflcation n'est prevue au nlveau de la protection contre les conges abusifs. Celle-ci a ete 
beaucoup moins controversee par le passe que les regles d'adaptation des loyers. La modification de 
la loi s'applique donc essentiellement a la determination des loyers. 
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Projet 1 
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Arrete federal relatif a l'initiative populaire "pour des loyers loyaux" 
05-12-2000 CN Decision conforme au projet du Conseil federal. 

Retrospective de la leglslature 1999-2003 

14-12-2000 CE Le delai pour le traitement de l'initlative populaire est proroge d'une annee. 
05-12-2001 CE Adhesion. 
05-12-2001 CE Adhesion. 
12-03-2002 CN L'arrete est adopte en votatlon finale. (102:60) 
12-03-2002 CE L'arrete est adopte en votation finale. (35:4) 

Projet2 
Code des obligations (Bail a loyer et a ferme) 
11-12-2000 CN Decision modifiant le projet du Conseil federal. 
05-12-2001 CE Divergences 
05-06-2002 CN Dlvergences. 
18-09-2002 CE Divergences. 
30-09-2002 CN Divergences. 
26-11-2002 CE Divergences. 
09-12-2002 CN Decision conforme a la proposition de la Conference de conciliation. 
10-12-2002 CE Decision conforme a la proposition de la Conference de conciliation. 
13-12-2002 CN La loi est adoptee en votation finale. (98:71} 
13-12-2002 CE La loi est adoptee en votation finale. (36:5) 

Lors du debat d'entree en matiere au Conseil national, les orateurs se sont accordes sur la necessite 
d'un changement dans la legislation. Alors que les socialistes et las Verts soutenaient !'initiative au 
nom de la protection des locataires, la droite defendait l'entree en matlere sur un contre-projet destine 
a insuffler davantage de marche dans le secteur du logement. Flnalement, l'arrete federal proposant 
de rejeter l'initlatlve a ete adopte par 112 volx contre 66. C'est par 113 voix contre 66 que l'entree en 
matiere sur le contre-projet indirect du Conseil federal, remanie par la Commission de l'economie et 
des redevances au detriment des locataires, a ete votee. 
Au cours de la discussion par article, l'une des questions les plus controversees a porte sur le niveau 
a partlr duquel un loyer peut etre considere comme abusif. Salon une minorite bourgeoise de la 
commission, les loyers sont a considerer comme abusifs s'ils depassent de plus de 20 % le niveau 
des loyers usuels dans la localite et dans le quartier. L'ecart de 15 % retenu par le Conseil federal et 
la majorite de la commission l'a emporte par 107 voix contre 70. En accord avec le Conseil federal, les 
appartements de luxe ne dolvent pas etre pris en consideration lors de l'adaptation des loyers de 
reference. Mais les appartements loues par des cooperatives ou des collectivltes ont egalement ete 
ecartes, contre l'avis du Conseil federal, qui a plaide pour une norme statistique la plus proche 
possible de la realite, et d'une forte minorite rose-verte de la commission (93-78). 
La question de savolr dans quelle mesure las loyers doivent etre adaptes au rencherissement a 
constitue l'un des principaux polnts d'achoppement des debats. La majorite de la commission exigeait 
une compensatlon du rencherissement de 100 %, la minorite etant favorable a une adaptatlon a 
hauteur de 60 %. Une proposition de Hugo Fasel (G, FR), allant dans le sens souhaite par le Conseil 
federal visait un compromls a 80 %. La solutlon de compromls a rallie la majorlte des suffrages (90-
74). La Chambre du peuple a refuse, contre l'avis de la majorite de sa commission, mais dans le sens 
souhaite par le Conseil federal, d'accorder la possibillte aux bailleurs de proceder tous les quatre ans 
a une adaptation aux loyers comparables dans la localite en plus de la compensation du 
rencherissement. 
Elle s'est prononcee contre la gratuite de la procedure pour des litiges dont la valeur n'excede pas 
20 000 francs. Le Conseil federal, soutenu par une minorite de la Commlssion, proposait cette 
Innovation sur le modele du droit du travail. Craignant une ruee sur les tribunaux, la majorlte 
bourgeoise a estime, par 99 voix contre 57, que la mesure n'etait pas necessaire. 
Au vote sur l'ensemble, les deputes ont adopte le projet par 95 voix contre 55. 
Le Conseil des Etats a estime, comme la majorite de sa commission, que !'initiative comprenait des 
elements de loyers couvrant les coOts, notamment le lien avec las taux hypothecaires, qui manquent 
de souplesse et qu'elle prevoyait une protection des locataires contre les resiliations qui limite par trop 
la liberte des bailleurs dans ce domaine. II a donc adopte l'arrete federal proposant de re]eter 
!'initiative par 32 voix contre 5. 
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Lors de la discussion par article du contre-projet, le Conseil des Etats s'est ecarte du Conseil national 
en decidant, comme le souhaitalt la majorite de sa commission, que les loyers comparatifs seraient 
utilises pour contröler, tous les cinq ans, a la demande du locataire, si un loyer est abusif. II a cree une 
divergence notoire avec le Conseil national sur la question de l'adaptation des loyers. Contra l'avis du 
Conseil federal qui estlmait cette proposltion injuste a l'egard des locataires et comportant des 
consequences sociales negatives, il a suivl la proposition de minorite de Toni Dettling (R, SZ). Les 
ballleurs pourront ainsi non seulement adapter les loyers chaque annee au plein rencherissement, 
mais aussi, tous les cinq ans, a la moyenne des loyers usuels dans le quartier, cette seconde hausse 
ne devant pas depasser 15 %. La Chambre haute a d'autre part repris une disposition ecartee par le 
Conseil national et decide que le Conseil federal pourralt fixer une limite aux augmentations lorsque le 
rencherissement depassait 5 % durant deux annees consecutives. Au vote sur l'ensemble, le projet a 
ete accepte par 22 voix contre 12. 
Apres ce choix du Conseil des Etats qualifie de « desequilibre et inacceptable pour les locataires » par 
Jean-Paul Glasson (R, FR), la Commission des affaires jurldiques du Conseil national a repris l'etude 
de la revision du droit du bail. La majorite de la commisslon s'est prononcee en faveur du compromis 
elabore par les milieux immobiliers romands et les locataires, dlt accord romand. Ce modele prevoit la 
suppression de toute reference aux taux hypothecaires pour la fixation des loyers. Ceux-ci ne 
pourraient etre Indexes en principe qu'a raison de 80 % du rencherissement annuel. En cas de 
flambee des taux hypothecaires, le proprietaire pourrait exiger une hausse s'il demontre qua le 
rendement net de ses investissements s'est effondre. A !'inverse, le locataire pourrait demander une 
baisse si le rendement est excessif. Une minorite de la commission, a laquelle ont adhere la plupart 
des deputes bourgeois alemaniques a soutenu les propositions de Jean-Michel Cina (C, VS). Ce 
modele fixe les loyers initiaux sur la base d'une comparaison des prix usuels dans le quartier, les 
proprietaires pouvant ensuite repercuter le plein rencherissement annuel et prevoir d'autres 
augmentations en cas de travaux ou autres investissements. Une autre minorite de la commission 
emmenee par Rolf Hegetschweiler (R, ZH) a defendu un systeme encore plus favorable aux bailleurs. 
La majorlte bourgeoise du Conseil national a refuse l'accord romand. Soutenu par Pascal Couchepin 
qui a qualifie ce compromis de « pyramide baroque, catastrophique du point de vue du droit », la 
droite a impose un systeme proche de celui choisi par le Conseil des Etats. La Chambre du peuple 
s'est prononce en faveur du modele de Jean-Michel Cina (C, VS) refusant ainsi aux proprietaires le 
droit d'augmenter tous les cinq ans les prix en se basant sur la statistique des loyers usuels. Par 
contre, les loyers initiaux fixes sur la base d'une comparaison des prix usuels dans le quartier ne 
seront consideres comme abusifs que s'ils depassent de plus de 15 % la moyenne. Differentes 
propositions du president des proprietaires zurichois, Rolf Hegetschweiler (R, ZH) plus favorables aux 
bailleurs comme certaines autres du camp rose-vert en faveur des locataires ont ete rejetees. 
Le Conseil des Etats a maintenu des divergences avec le Conseil national. Lors d'un changement de 
proprietaire, le bailleur pourra augmenter le loyer de 20 % au maximum par annee. La Chambre haute 
a suivi sa commission en ce sens par 24 voix contre 9. Elle a en revanche rejete Ja proposition de 
Jean Studer (S, NE) d'appliquer la meme limite lors d'un changement de locataire. Enfin, la protection 
contre les loyers abusifs ne concemera pas le baux d'entreprise qui atteignent un chiffre d'affaires 
annuel de plus de 2,5 millions de francs ou emploient au moins 20 personnes. Cette proposition de 
Rolf Schweiger (R, ZG) a ete adoptee de justesse par 17 voix contre 15. 
Le Conseil national a refuse de se rallier au Conseil des Etats sur !es hausses de loyer en cas de 
changement de proprietaire. II n'a pas non plus voulu ecarter certains locaux commerciaux de la 
protection contre les loyers abuslfs. II ade meme maintenu des garde-fous pour eviter les abus lors 
du changement de systeme. Un proprietaire qui voudrait augment d'anciens loyers devrait d'abord 
prouver qu'il a reporte aussi les baisses des taux hypothecaires precedentes. Par contre, la Chambre 
basse s'est rallie au Conseil des Etats sur la question de la consultation des loyers comparatifs. Par 
96 voix contre 60, il a decide que les locataires n'auront pas le droit de consulter personnellement la 
statistique des loyers comparatifs etablie par la Confederation, malgre l'opposition rose-verte. 
Le Conseil des Etats a maintenu ses positions precedentes, souvent contre l'avis du conseiller 
federal, Pascal Couchepln, et rendu ainsi inevitable la convocation d'une conference de conciliation. 
Cette derniere a propose notamment de ne pas soumettre a la protectlon contre les loyers abusifs 
certains baux d'entreprise. Elle a egalement laisse la possibilite d'augmenter le loyer en cas de 
changement de proprietaire, avec un maximum fixe toutefois a 1 O pour cent par annee du montant du 
loyer precedent. Les deux Conseils ont adopte les propositlons de la conference de conciliation. 
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Tellrevlslon des Mietrechtes 
und Volkslnltlative 
«Ja zu fairen Mieten>> 
Revision partielle du drolt de ball 
et Initiative populalre 
«pour des loyers loyaux» 

Erstrat - Premier Conseil 
Botschaft des Bundesrates 15.09.99 (BBI 1999 9823) 
Message du Conseil fi§däral 15.09.99 (FF 1999 9127) 
Natlonalrat/Consell national 04. 12.00 (Erstrat - Premier Conseil) 

Natlonalrat/Consell national 05.12.00 (Fortsetzung- Suite) 

Natlonalrat/Consell national 11.12.00 (Fortsetzung - Suite) 
Bericht RK-SR 11. 12.00 
Rapport CAJ-CE 11.12.00 
Ständarat/Consell des Etets 14.12.00 (Frist- Delal) 

Antrag der Kommission 
2. Obligationenrecht (Miete) 
Eintreten 

Antrag de Dardel 
2. Obligationenrecht (Miete) 
Nichteintreten 

Proposition de 1a commission 
2. Code des obllgations (Bail a loyer et a ferme) 
Entrer en matlere 

Proposition de Dardel 
2. Code des obligations (Ball a loyer et a ferme) 
Ne pas entrer en mattere 

Leuthard Doris (C, AG), für die Kommission: Namens der 
Kommission für Rechtsfragen nehme ich zum Eintreten wie 
folgt Stellung: Das heutige Mietrecht stammt aus dem Jahr 
1990 und hat sich Im Vollzug als kompliziert herausgestellt. 
Beide Mietvertragsparteien können ohne fachlichen Bei­
stand die sich bietenden Probleme oft nicht meistern. 
Hinzu kommt, dass die vom Parlament verabschiedeten 
Grundsätze von den Gerichten, vor allem vom Bundesge­
richt, und in der Verordnung konkretisiert worden sind. Dies 
hat nochmals zu einer Verkomplizierung geführt. So ist ent­
schieden worden, dass nicht auf den effektiven Hypothekar­
zinssatz, sondern auf den so genannten Leitzins der 
jeweiligen Kantonalbank abzustellen ist. Es Ist entschieden 
worden, dass die Unterhaltsteuerung nicht mit einer Pau­
schale, sondern aufgrund komplizierter Vergleichsrechnun­
gen errechnet wird. Es gab zig Urteile zur Netto- und zur 
Bruttorendite usw. Seit Jahren fordern daher sowohl die Mie­
ter wie auch die Vermieter eine Revision des bestehenden 
Rechtes. Auch die Vernehmlassung hat aufgezeigt, dass 
breite Kreise der Bevölkerung eine Vereinfachung des Miet­
rechtes wünschen. 
Im März 1997 hat der Schweizerische Mieterinnen- und Mie­
terverband die Volksinitiative «Ja zu fairen Mieten» in der 
Form eines ausgearbeiteten Entwurfs eingereicht Sie ver­
langt als Hauptanliegen die so genannte Glättung des Hypo­
thekarzinses. Sie fordert unterschiedliche Missbrauchsbe­
stimmungen für gemeinnützige Wohnungsträger und für 
subventionierte Bauten. Sie will die Kantonalisierung der 
Bestimmungen über die Nebenkosten, eine weiter gehende 
Umschreibung der Mlssbräuchllchkeit von Anfangsmietzin­
sen, Mietzinsanpassungen nach Massgabe der Kosten­
miete, einen besseren Kündigungsschutz sowie eine gene­
relle Formularpflicht. 
Der Bundesrat empfiehlt die Initiative zur Ablehnung. Die 
Kommission für Rechtsfragen hat sich mit 13 zu 6 Stimmen 
bei 1 Enthaltung ebenfalls lür die Ablehnung der Initiative 
ausgesprochen. 

Die Ablehnung gründet vor allem auf dem Hypothekarzins. 
Heute haben rund 50 Prozent aller Hypothekarverhältnisse 
variable Zinsen, und dabei gibt es verschiedene Ananzie­
rungsmodelle, indem die Bonität, die Region und die indivi­
duelle Situation eine viel stärkere Rolle spielen. Die 
Festlegung eines Leitzinssatzes ist schwierig geworden und 
entspricht nicht mehr der Realität. weshalb auch seitens der 
Banken die vollständige Entkoppelung des Mietzinses vom 
Hypothekarzins gefordert wird. 
Die Initiative nimmt diese Problematik zu Recht auf, löst sie 
aber mit dem Modell des auf fünf Jahre geglätteten Hypo­
thekarzinses nur zum Tell. Das dargelegte Grundproblem 
bleibt bestehen. Demgegenüber führt der Gegenvorschlag 
des Bundesrates zu einer vollständigen Entkoppelung vom 
Hypothekarzins, was vorzuziehen ist. will man das System 
wirklich ändern. Der Initiative ist auch entgegenzuhalten, 
dass sie die Kostenmiete als alleiniges Instrument für Miet­
zlnsanpassungen während des Mietverhältnisses zementiert. 
Das heutige Gesetz basiert auf zwei Säulen, einerseits der 
so genannten Kostenmiete, die dem Vermieter eine ange­
messene Rendite gewährleisten soll, und andererseits der 
Orts- und Quartierüblichkeit als Marktelement, die vorab bei 
älteren Bauten einen Missbrauch ausschllessen soll. Der 
Wohnungsmarkt mit einem Umsatz von rund 25 Milliarden 
Franken ist der grösste Einzelmarkt in der Schweiz und be­
nötigt Flexibilität. Kann er sich nur noch anhand eng limitier­
ter Kriterien entwickeln, so werden Investitionen in diesen 
Markt zurückgehen, was sich volkswirtschaftlich negativ 
auswirken wird. Eine Berücksichtigung nur von Kostenele­
menten lehnt die Mehrheit der Kommission ab, ebenso, wie 
die Abschaffung der Kostenmiete Inakzeptabel wäre. 
In der Kommission wurde auch der von der Initiative gefor­
derte Ausbau des Kündigungsschutzes mehrheitlich abge­
lehnt. Die Initiative verlangt die Anfechtbarkeit von Kündi­
gungen, ausser sie seien gerechtfertigt, wofür der Vermieter 
beweispflichtig ist. Darunter fallen nicht nur die missbräuch­
lichen Kündigungen, sondern auch so genannt «unverhä.lt­
nismässige» Kündigungen. Eine solche Ausdehnung des 
Kündigungsschutzes würde die vermietende Partei in der 
Ausübung ihrer verfassungsrechtlich garantierten Eigen­
tumsrechte über Gebühr einschränken. Der heutige Kündi­
gungsschutz hat sich nach Ansicht der Mehrheit der Kom­
mission bewährt, bietet dem Mieter genügend Schutz und 
bedarf keiner Änderung. Der Bundesrat beurteilt dies gleich, 
hat er doch im Gegenvorschlag darauf verzichtet, dieses An­
liegen der Initiative aufzunehmen. 
Abzulehnen ist schllessllch auch das Anliegen der Initiative, 
den Kantonen die Gesetzgebungskompetenz zuzuweisen, 
dass nur Auslagen als Nebenkosten belastet werden dürfen, 
die verbrauchsabhängig anfallen. Zum einen würde das 
Mietrecht dadurch im Vollzug erneut verkompliziert, zum an­
dern ergibt sich eine Aufsplittung von Bundesrecht und kan· 
tonalem Recht. Im Ergebnis würde dies zu unterschiedlichen 
kantonalen Regelungen führen, was nicht im Sinn eines all­
gemeinen Mieterschutzes sein kann. 
Zusammenfassend beantrage ich Ihnen namens der Kom­
missionsmehrheit nochmals, die Volksinitiative «Ja zu fairen 
Mieten» zur Ablehnung zu empfehlen. 
Das Eintreten auf den Indirekten Gegenvorschlag des Bun­
desrates wurde In der Kommission ohne Gegenantrag 
beschlossen. Die Mängel der heutigen Ordnung müssen 
gelindert werden, ein Festhalten an der heutigen Regelung 
mit den unbestrittenen Unzulänglichkeiten bringt uns nicht 
weiter. 
Eine Revision des Mietrechtes muss sich bei der Wahl der 
Mietzinsmodelle als einfach, transparent und flexibel, Jedoch 
einigermassen stetig In der Mietzinsentwicklung und zwi­
schen Vermieter und Mieter verteilungsneutral erweisen. 
Das sind hohe Anforderungen, die jedoch wichtig sind, um 
den sozialen Frieden in diesem Spannungsverhältnis zu er­
halten. Der Schutz des Mieters vor missbräuchlichen Miet­
zinsen und anderen Forderungen des Vermieters wird im 
Gegenvorschlag beibehalten. 
Neu - darin besteht der eigentliche Systemwechsel - ist ein 
Mietzins dann missbräuchlich, wenn er die orts- und quar-
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tierübllchen Mietzinse um mehr als 15 Prozent überschreitet 
Zur Ermittlung der Orts- und Quartierüblichkeit hat die Kom­
mission verschiedene Systeme geprüft. Unter anderem hat 
sie einen deutschen Experten angehört, der uns das dortige 
System des Mieterspiegels erläutert hat. 
Nach eingehender Prüfung und Begutachtung hat sich die 
Kommission hinter das auch vom Bundesamt für Woh­
nungswesen favorisierte so genannte Standort-, Nutzungs­
und Landwert-Berechnungsmodell - kurz SNL-Modell - von 
Professor Geiger gestellt Die intensive Auseinandersetzung 
mit diesem System, gegen das wir anfänglich alle unsere 
Vorbehalte hatten, hat gezeigt, dass es als taugliches Sys­
tem zur Bestimmung der künftigen Vergleichsmiete herange­
zogen werden kann. Ich werde in der Detailberatung auf die 
Einzelheiten dieses Modells zurückkommen. 
In der Kommission unbestritten war die im Gegenvorschlag 
zum Ausdruck kommende Entkoppelung vom Hypothekar­
zlnssatz. Tendenziell wurden In der Vergangenheit Hypo­
thekarzinssenkungen nicht im gleichen Ausmass an die 
Mieter weitergegeben wie Hypothekarzinserhöhungen. Über 
die Höhe der nicht an die Mieter weitergegebenen Senkun­
gen sind sich die Experten nicht einig. Neu soll daher der 
Hypothekarzins kein Grund für eine Mietzinsanpassung 
mehr sein. 
Im Zentrum steht Inskünftig die Indexierung der Mietzinse 
gemäss dem Landesindex der Konsumentenpreise. Die 
Teuerungsanpassung ist praktikabel. Sie ist einfach und für 
beide Vertragspartner transparent. Daneben kann wie bis 
anhin der Mietzins bei wertvermehrenden Investitionen des 
Vermieters angepasst werden. 
Als drittes Kriterium steht die Anpassung an die Orts- und 
Quartierüblichkeit als Marktelement zur Verfügung. Im Ge­
gensatz zur Initiative haben wir beim Gegenvorschlag die 
Anpassungsmögllchkeiten aufgrund des Indexes und der 
Mehrleistungen des Vermieters als Kostenelemente ergänzt 
durch die Orts- und Quartierüblichkeit als Marktelement. Ge­
genüber der heutigen Regelung erweist sich das neue Sys­
tem als wesentlich transparenter und einfacher, weil die bis­
herigen absoluten Anpassungsgründe des angemessenen 
Ertrages und der kostendeckenden Bruttorendite ebenso 
wegfallen wie die relativen Anpassungsgründe Hypothekar­
zlns und Unterhaltsteuerung. 
Vom System her ist der Gegenvorschlag daher eine klare 
Verbesserung, sowohl gegenüber der Initiative als auch ge­
genüber dem geltenden Recht Uneinig war man sich In der 
Kommission - das wird sich im Rahmen der Detailberatung 
anhand der vielen Anträge erneut zeigen - über die Eck­
werte, die Kappungsgrenzen und die Gewichtung dieser ver­
schiedenen Elemente. Hier ist ein Ausgleich von Vermieter­
und Mieterinteressen zu finden, damit einerseits die Mieter 
weiterhin auf den Schutz des Gesetzes vor missbräuchli· 
chen, vor überhöhten Mietzinsen zählen können und ande­
rerseits die Vermieter weiterhin ein Interesse haben, in den 
Liegenschaftenmarkt zu investieren und ihre Gebäude zu 
unterhalten. 
Ich bitte Sie daher namens der Kommission, auf den Gegen­
vorschlag einzutreten. 

Glasson Jean-Paul (R, FR), pour la oommission: Selon l'ar­
ticle 22 alinea 3 du reglement du Conseil national, «les rap­
porteurs se llmltent, dans l'expose d'entree en matlere, aux 
principaux aspects politiques et aux questlons fondamenta­
les oontroversees». Me oonformant a ceci, je vais tenter, au 
nom de la Commission des affaires juridlques, de brosser la 
toile de fond et de degager las quelques elements essentiels 
de controverse dans le domaine du ball, en n'etant ni expert 
en la matlere ni statistlcien. 
En 1997, l'Asloca a depose une initiative populaire denom­
mee «pour des loyers loyaux». Elle vise principalement a in• 
troduire le lissage des inter6ts hypothecaires. Ce systeme 
tend a fixer un taux moyen calcule sur une periode de cinq 
ans. !.!initiative veut aussl introdulre la formule officielle de 
fixatlon du loyer initial dans toute la Suisse et renforcer la 
protectlon des locataires contre les conges. En automne 
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1999, le Conseil federal a presente un contre-projet indirect 
a l'lnitlatlve. II veut, lui, supprimer tout lien entre fixatlon du 
loyer et taux hypothecaire. La methode relative de calcul des 
loyers est remplacee par l'lndexatlon des loyers, a concur­
rence de 80 pour cent de l'augmentatlon du cout de 1a v!e. II 
est prevu egalement que le bailleur peut majorer las loyers 
tous las quatre ans en se referant a la moyenne des loyers 
statistique ou dans le quartler ou Ja locallte selon des moda­
lites qui seront developpees dans l'examen de detail. 
Notre Conseil, premiere Chambre a tralter le sujet, a donc a 
se prononcer sur !'initiative constitutionnelle dite «pour des 
loyers loyaux» et sur le contre-projet indlrect präsente par le 
Conseil federal. Ce oontre-projet conslste en une modifica­
tion des dispositions du Code des obllgatlons relatives au 
droit de bail. La Commission des affaires Jurldlques de notre 
Conseil, salsle du dossler, a consacre cinq seances a l'exa­
men de ces objets des la fln de ta derniere legislature. Des 
auditlons d'experts et des milleux concernes ont eu lleu, 
ainsi que des demonstrations des Instruments statlstlques a 
disposition. 
La divulgation du projet tel que sortl des deliberations de la 
oommission a declenche une forte controverse. De la part 
des milieux defendant les locataires, des reactions tres vives 
ont fuse, relayees par une presse virulente prlncipalement 
en Suisse romande. La commission aurait brade les interats 
des locataires sur l'autel du proflt des bailleurs. Ces derniers 
ne se prlvent pas, eux aussi, de dire leur mecontentement, 
certaines de leurs princlpales revendlcations ayant ete ecar­
tees par la commission. II s'agit notamment de la non-prise 
an compte, pour delimiter les loyers abusifs, de l'element du 
rendement brut permettant de oouvrir les ooOts. Las deux 
parties etant insatlsfaites, est-ce a dire que la mouture parle­
mentaire n'est pas aussi mauvalse qu'on le dit? Je vous en 
laisse juges. 
De fait, les questions llees au Iogement sont tres sensibles. 
La Suisse est, vous le savez, un pays de locataires a pres de 
70 pour cent. Que l'on touche aux condltlons de ball, et la 
grande majorite des gens se sent ooncernee. II n'est 
d'ailleurs pas contastable qua la part du revenu devolue au 
paiement du loyer est tres lmportante. Deux philosophies 
s'affrontent dans l'absolu: d'une part, une logique de llbre 
marche, tel qu'll existe dans la majorite des relations con­
tractuelles; d'autre part, la determination etatique d'un cer­
tain nombre de regles pour la fixation des condltions de 
location de biens lmmobiliers. 
De fa<;on presque oonstante, la Suisse a cholsl d'intervenlr 
en la matiere, ceci des la Premiere Guerre mondiale. l.!arti­
cle 109 de la nouvelle Constltution federale indlque que «la 
Confederation legifere afin de lutter oontre les abus en ma­
tlere de bail a Ioyer ... Le Code des obllgations, plus particu­
lierement las articles 269 a 270e, a pour objet de proteger 
les locataires contre les loyers abusifs. SI l'on voulait revenir 
a un marche totalement liberalise, il s'aglrait donc de modl· 
fler la constltutlon. 
Le Conseil federal et la commission veulent lnsuffler davan­
tage de marche dans le secteur du logement. Cela n'est pas 
manifestement contraire a l'inter~t des locatalres. La majo­
rite de la oommission n'a pas voulu deterrer la hache de 
guerre. Elle entend faire an sorte que la oonstruction et la 
propriete de logements demeurent attrayantes pour des in­
vestisseurs, sans quol il y a rlsque de penurie ou de degra­
dation des objets loues. Ou alors les collectlvites publlques 
devront prendre Ja releve de l'economle privee. Est-ce sou­
haitable? l;experience montre qu'elles construlsent le plus 
souvent a des prlx eleves. Les mecanlsmes d'augmentation 
des loyers sont problematlques, car petris d'automatlsmes. 
La realite d'auJourd'hui demontre d'ailleurs que de nombreux 
locatalres de logements subventlonnes font un veritable tou­
rlsme locatlf, tant les elements oonstitutlfs des loyers alour­
dissent la facture au fil des ans ou de 1a compositlon d'un 
manage. Sur qu'il vaut mieux dans ce oontexte que Ie sec­
teur prlve joue son röle primordlal dans la constructlon de lo­
gements, les collectMtes assumant leur responsabllite a titre 
subsidlaire. Veillons donc a ce que trop de protection des lo­
cataires n'aboutisse a les contraindre a acheter leur loge-
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ment taute d'appartements mis en location. C'est ce qu'on 
vit en France au en ltalie. 
II est piquant de constater qua, dans la commission, la tenta• 
tlon d'une non-entree en matiere sur le contre-projet etait 
d'abord l'apanage des milieux proches du secteur immobi­
ller. Mais en fln d'examen du projet, c'est la gauche, par le 
truchement de M. de Dardel, qui a depose une proposition 
de non-entree en matiere, arguant de la pejoration suble par 
letexte. 
En fait, l'impression ressort que la gauche ne veut taut sim­
plement pas de plus de marche dans le secteur du logement 
et prefere le statu quo. C'est la son droil II ne lui deplait pas 
d'aller devant le peuple avec la seule initiative et sans can­
tre-projet. Tel n'est pas l'avis du Conseil federal ni de la ma­
jorite de la commission. 
Taut d'abord, il faut relever que !'initiative est depassee a 
cause du maintlen de la prise en campte du taux hypothe­
caire. Meme lisse, ce taux resterait en reference et cela 
n'est pas satisfaisant et ne resout pas les problemes resul• 
tant du lien etabll entre loyers et taux. Ce dernier est par na­
ture fluctuant l.!opinion canvergente souhaite le decouplage 
des deux elements, le taux de reference etant d'ailleurs de­
venu Impossible a determiner, seien les banquiers eux-me­
mes: II n'est plus regi d'une tagon generale, mais ll tlent 
campte de facteurs particuliers. !.!initiative est donc a reJeter 
pour cette raison en soi deja suffisante. 
Le Conseil federal - et la commission le suit, par 13 voix 
contre 6 et avec une abstention - vous demande formelle­
ment de recommander au peuple et aux cantons de refuser 
!'initiative ccpour des loyers loyaux». La cammission dans sa 
majorite suit l'essentlel des dispositions presentees par le 
Conseil federal dans son contre-projet, comme indique taut 
a l'heure. Ces dispositions seront precisees a l'occasion de 
l'examen de detail. 
La majorite de la commlssion se distingue du cantre-projet 
du Conseil federal sur quatre points pour l'essentiel. Taut 
d'abord, eile souhaite que la totallte du caOt de 1a vie puisse 
etre repercute sur les loyers, alors que le Conseil federal 
s'en tient a 80 pour cent Les hausses par alignement sur les 
loyers camparatifs seront possibles tous les quatre ans ou 
au changement de proprietaire si vous suivez la proposition 
de la majorite de 1a commlssion. Cette augmentation ne 
pourrait cependant etre que du 20 pour cent au plus. Les ha­
bitatlons louees par des cooperatlves ou par des callectivi­
tes publiques ne seraient pas prises en campte pour 
l'etablissement de donnees statistlques. Enfin, Ja majorite de 
la commission propose la suppression de la gratuite de la 
procedure en matlere de baux a loyer. 
A relever encore qua la majorite de la commission accepte -
contrairement aux milieux immobiliers, mais en conformite 
avec le projet du Conseil federal - l'etablissement d'un Ins­
trument statistlque qui permette de determiner las abus 
dans une fourchette de 15 pour cent au-dela des loyers sta­
tistiques. 
Le projet, tel qu'll est ressortl des debats de la cammission, 
a ete approuve par tous les representants du centre droite. 
Certes, II ne satisfalt pas taut le monde. II y a une proposi­
tion de Dardel de ne pas entrer en mattere et la minorlte 1 
prefere prioritairement s'en tenir au droit actuel. 
Elle presente de plus un nombre d'amendements assez 
considerable. Taut cela sera traite lors du debat qui suivra. 
En bref, au nom de la commission qul en a decide ainsi, par 
13 voix contre 6 et avec 1 abstention, je vous engage a ac­
cepter l'arrete federal relatlf a !'initiative populaire «pour des 
loyers loyaux» et qui en recommande Je rejet. 
De mäme, je vous invite a entrer en mattere sur la modifica­
tion du Code des obligations a l'arrete 2, disposltion sur Je 
bail a loyer, et ä accepter le projet tel qu'II est ressortl des 
deliberatlons de votre Commission des affaires juridiques et 
approuve, par 14 voix cantre 8 et avec 1 abstention. 
Enfln, je vous demande de rejeter la proposition de Dardel 
de non-entree en matiere. 

Thanel Anita (S, ZH): Im Namen der SP-Fraktion bitte ich 
Sie, die Volksinitiative «Ja zu fairen Mieten» und ebenso den 

Nlchteintretensantrag de Dardel zum Gegenvorschlag des 
Bundesrates zu unterstützen. 
Mit diversen Anträgen wird die SP-Fraktion heute und mor­
gen wohl die Minderheit der Kommission für Rechtsfragen, 
jedoch die Mehrheit der Bevölkerung vertreten, denn 70 Pro­
zent der Bevölkerung sind Mieterinnen und Mieter - heute 
behandeln wir kein Randproblem. Die Höhe der Mietzinse 
hat eine ausserordentliche volkswirtschaftliche und sozialpo­
litische Bedeutung; im Haushaltbudget ist die Miete nach wie 
vor der grösste Posten. Wir werden es nicht zulassen, dass 
unsere Bevölkerung sich abrackern oder ihre Renten vor al­
lem dazu aufwenden muss, um einer prMlegierten Schicht 
noch mehr Gewinne zuzuschaufeln. 
Welches sind nun einerseits die Probleme des geltenden 
Mietrechtes und welches andererseits die Lösungsvor­
schläge, die heute und morgen hier in diesem Saal zur Dis­
kussion stehen? 
1. Die unselige Koppelung der Mietzinse an den variablen 
Hypothekarzins: Zu Recht hält sogar der Bundesrat in seiner 
Botschaft fest, dass die Hypothekarzinserhöhungen die 
Mietzinserhöhungen jeweils beschleunigt haben und Sen­
kungen nur ungenQgend an die Mieterinnen und Mieter 
weitergegeben wurden. So sind z. 8. 1989 bis 1993 die Er­
höhungen praktisch postwendend an die Mieterinnen und 
Mieter weitergegeben worden; die Mietzinse sind bei der 
Senkungswelle von 1993 bis 1999 aber trotzdem gestiegen, 
obwohl der Hypothekarzins in diesem Zeitraum von 7 Pro­
zent auf ein historisches Minimum von 3,75 Prozent gesun­
ken Ist Diverse Studien haben belegt, dass die Mieterinnen 
und Mieter aus diesem Grund während dieser zehn Jahre 
durchschnittlich 18,8 Milliarden Franken zuviel Miete bezahlt 
haben. 
2. Ein zweites Problem sind die happigen Mietzinserhöhun­
gen bei Handänderungen oder Mieterwechsel: Es ist noto­
risch, dass die Vermieter praktisch jeden Mieterinnen- und 
Mieterwechsel dazu benutzen, den Mietzins zu erhöhen, 
ohne dass sie irgendwelche Gelder in ein Mietobjekt inve­
stiert hätten. Es ist auch notorisch, dass die Mieterschaft 
nach einer Handänderung zum Teil mit happigen Mietzinser­
höhungen von bis zu 500 Franken pro Monat konfrontiert ist, 
weil die Vermieterschaft den Kaufpreis auf die Mietzinsen 
überwälzen kann. 
3. Ein weiteres Problem im geltenden Recht sind die Miet­
zinserhöhungen nach umfassenden Sanierungen: Wir aner­
kennen den Renovationsbedarf des Llegenschaftenparkes, 
doch müssen die dadurch bewirkten Mietzinserhöhungen 
sozlalverträgllch sein. 
4. Ein Problem - das wurde bereits von der Kommissions­
sprecherin und vom Kommissionssprecher angedeutet - ist 
auch das intransparente und komplizierte System des gel­
tenden Rechtes, welches vor allem zulasten der sozial 
schwächeren Partei Auswirkungen hat, weil die Mieterinnen 
und Mieter im Allgemeinen die weniger gut Informierten 
sind. 
5. Ein letztes Problem des geltenden Mietrechtes ist der 
mangelhafte Kündigungsschutz. 
Welche Lösungsvorschläge haben wir? Es ist nach wie vor 
so, dass man sagen kann und muss, dass unsere Initiative 
die einzige Lösung für sämtliche Probleme bietet, welche es 
heute im Mietrecht gibt. 
Zu den einzelnen Massnahmen: 
Zum Preisschutz: Die Initiative sieht ein einfaches, transpa­
rentes System für die Mietzinsgestaltung vor; die Mietzinsen 
sollen nach den effektiven Kosten berechnet werden und 
dem Vermieter überdies einen angemessen Ertrag ermögli­
chen. Sie sehen, wir sind nicht grundsätzlich gegen Ge­
winne; wir sind einfach gegen übersetzte Gewl11ne zulasten 
eines grossen Teils unserer Bevölkerung. Zur UberprOfung 
von solchen übersetzten Mieten bei Handänderungen und 
vor allem auch bei Mieterinnen- und Mieterwechseln sehen 
wir eine statistische Miete vor; wir wünschen jedoch echte 
Statistiken, welche den gesamten Wohn- und Geschäfts~ 
raumbestand mit berücksichtigen - und nicht solche Statisti­
ken, wie sie die Mehrheit der Kommission für Rechtsfragen 
vorschlägt. 
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Im Weiteren sieht unsere Initiative eine Formularpflicht fQr 
den Anfangsmietzins vor. Auch hier muss ich einmal mehr 
staunen, dass die so genannten Marktschreier offensichtlich 
gegen Markttransparenz sind, denn zum Markt gehört auch 
Transparenz. Zur Transparenz gehören sowohl die Angabe 
des Vormietzinses als auch eine Begründung, weshalb ein 
Vermieter der Ansicht ist, die Miete erhöhen zu können. Tat­
sache Ist - das hat sich gezeigt -, dass diese Formular­
pflicht nicht zu einer Anfechtungswelle führt. sondern eine 
präventive Wirkung hat. 
Im Weiteren sollen gemäss unserer Initiative während der 
Mietdauer sämtliche Kostensteigerungen überwälzt werden 
können, also auch Mehrleistungen. Für die Fremdkapital­
kosten sehen wir einen geglätteten Hypothekarzinssatz vor, 
damit nicht wieder diese unseligen Schwankungen auftre­
ten. 
Ein Verdienst unserer Initiative ist aber sicher, dass die kom­
plizierte Vorbehaltspraxis wegfallen würde, d. h., moderate 
Vermieter und Vermieterinnen verlieren ihre Ansprüche 
nicht. Mit anderen Worten: Unsere Initiative stellt auch einen 
Vermieterschutz für unbedarfte Vermieter und Vermieterin­
nen dar. 
Als Letztes wollen wir. den Kündigungsschutz verbessern 
und dem europäischen Recht angleichen. Voraussetzung für 
eine Kündigung soll ein gerechtfertigter Kündigungsgrund 
sein, der für den Vermieter beweispflichtig ist. Heute ist eine 
Kündigung nur dann anfechtbar, wenn sie gegen den Grund­
satz von Treu und Glauben verstösst. Paradoxerweise Ist 
die Mieterseite für den Kündigungsgrund, den ja eigentlich 
der Vermieter geltend macht. beweispflichtig. 
Der Bundesrat lehnt unsere Initiative ab. Er sieht zwar einen 
Handlungsbedarf, vor allem In Bezug auf die Koppelung zwi­
schen Mietzins und Hypothekarzlnssatz; das hat er auch in 
seinem Gegenvorschlag berücksichtigt. Im Weiteren lehnt er 
die Initiative ab. Sowohl seine Argumente wie auch die Argu­
mente der Mehrheit der Kommission für Rechtsfragen sind 
bei weitem nicht überzeugend: 
Ein erstes Argument ist, es gäbe keinen Leitzinssatz mehr. 
Das ist kein Problem, denn bei der Umsetzung unserer In­
itiative könnte sehr gut eine Ersatzgrösse für die durch­
schnittlichen Fremdkapitalkosten berücksichtigt werden. 
Im Weiteren wird der Initiative vorgeworfen, sie zementiere 
die Kostenmiete. Auch dieser Vorwurf ist unberechtigt und 
besticht nicht. Bereits heute hat die Orts- und Quartierüblich­
keit keine Bedeutung. 
Das grösste Marktelement ist die Tatsache der Missbrauchs­
gesetzgebung, d. h., wir haben keine Preiskontrolle; es ge­
schieht also nur etwas, wenn ein Mieter oder eine Mieterin 
sich wehrt. 
Gegen das Marktelement im Mietrecht Ist auch noch einzu­
wenden, dass die üblichen Marktmechanismen im Mietrecht 
nicht spielen, weil wir nur ein beschränktes Angebot haben. 
Es kommt dazu, dass alle auf eine Wohnung oder auf Ge• 
schäftsräume existenziell angewiesen sind; In diesem Sinne 
ist also die Wohnung kein normales Gut. 
Zum Gegenvorschlag ganz kurz: Hier wird die SP-Fraktlon 
den Nlchteintretensantrag de Dardel unterstützen, und zwar 
aus folgendem Grund: Wir waren schon nicht sehr glücklich 
über die Fassung des Bundesrates, waren aber - ge­
sprächsbereit wie wir sind - bereit, darauf einzutreten, in der 
Hoffnung, noch etwas verbessern zu können. Was aber die 
Kommissionsmehrheit mit diesem Vorschlag gemacht hat, 
übertraf im negativen Sinn unsere kühnsten Erwartungen. 
Was jetzt vor uns liegt, ist kein Mieterschutz mehr, sondern 
ein lnvestorenschutz. 
Es gibt vier Gründe, weshalb wir auf diesen Gegenvorschlag 
nicht mehr eintreten wollen: 
1. Für die Definition der Missbräuchlichke!t der Mieten wird 
eine elgentümerfreundliche Statistik beigezogen, bei der das 
preisgünstige Angebot, d. h. Genossenschaftswohnungen 
und Wohnungen von Gemeinwesen, nicht berücksichtigt 
wird. 
2. Die Missbrauchsgrenze ist zu hoch, d. h., ein Mietzins ist 
erst missbräuchlich, wenn er 15 Prozent über dem Wert die­
ser bereits verfälschten Statistik liegt. Man muss sich vor-
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stellen, was das bedeutet: Pro Jahr wechseln 17 Prozent der 
Mieterinnen und Mieter die Wohnung, und dabei kann die 
Miete auf einen Schlag auf der Höchstgrenze festgesetzt 
werden. 
3. Die Kommission für Rechtsfragen sieht eine Anpassung 
an die Teuerung zu 100 Prozent vor. Auch das ist nicht 
akzeptabel für uns; das führt zu einer Preisspirale, weil ja die 
Mieten Ihrerseits In diesem Index mit 22 Prozent ihren Nie­
derschlag finden. 
4. Der schlimmste Artikel, der so genannte Klllerartikel zu­
lasten der Mieterschaft, ist aber der, dass sich die Vermieter 
alle vier Jahre - nachdem sie die Teuerung alle Jahre auf die 
Mieten überwälzt haben - für eine weitere Erhöhung noch 
auf die statistische Miete berufen können. Das Ergebnis wird 
sein, dass etwa 80 Prozent der heute bestehenden Mietver­
hältnisse mit einer extremen Mietzinserhöhung zu rechnen 
haben. Das heisst: Mieterschutz adieu! 
Aus diesem Grunde bitte ich Sie, die Volksinitiative ..Ja zu 
fairen Mieten» zur Annahme zu empfehlen und auf den "'Ge­
genvorschlag», der gar kein Gegenvorschlag mehr ist. nicht 
einzutreten. 

Hegetschweiler Rolf (R, ZH): Wohl kein anderer Preis ist in 
der Schweiz derart zum Politikum verkommen wie der Miet­
zins. Die Kosten für das Wohnen werfen in einem Land mit 
zwei Dritteln Mieterinnen und Mietern immer wieder hohe 
Wellen, obschon der Anteil an den Einkommen der Haus­
halte, der für die Miete ausgegeben werden muss, seit dem 
zweiten Weltkrieg massiv zurückgegangen ist. Das Angebot 
an Wohnraum in der Schweiz ist im weltweiten Vergleich 
hervorragend, das Preis-LelstungsNerhältnls stimmt, und 
seit bald zehn Jahren spielt der Markt dank relativ hoher 
Leerwohnungsbestände sehr gut. Die Mieten für Neuwoh­
nungen sind sogar um rund ein Drittel zurückgegangen. 
Insbesondere für die Mieterseite besteht derzeit also eigent­
lich kein Grund für eine Auseinandersetzung um die richtige 
Miete. Der Anstoss mr eine Liberalisierung des Mietrechtes 
kam denn auch vor bereits acht Jahren von bürgerlicher 
Seite. Die 1993 eingereichten Vorstösse zur Vereinfachung 
des Mietrechtes wurden damals vom Nationalrat unterstützt, 
die Motion Baumbergar fand in beiden Räten Zustimmung. 
Den Mietervertreterinnen und -vertretern in der Kommission 
für Rechtsfragen gelang es damals, die Absicht von mehr 
Marktnähe bei den Revisionsvorschlägen ins Gegenteil zu 
verkehren und die Vorstösse ganz eigentlich abzuschiessen. 
Die Motion Baumberger ist seither - obschon überwiesen -
blockiert. 
Zwischenzeitlich hat der Mieterverband Jedoch seine Volks· 
initiative mit dem verfänglichen Titel «Ja zu fairen Mieten» 
lanciert und 1997 eingereicht. Damit hat er das Thema wie­
der einmal auf die politische Bühne gebracht, obwohl gerade 
von Mieterseite dazu eigentlich kein Anlass mehr bestanden 
hätte; denn Umfragen bei Mietern zeigen eine sehr hohe 
prozentuale Zufriedenheit mit der Wohnsituation. Die 18 Mil­
liarden Franken, die die Vermieter gemäss Frau Thanel un­
gerechtfertlgterweise einkassiert haben sollen, gehören in 
den Bereich der «Samlchlausgeschichten». 
Die vom Mieterverband angestrebte Verschärfung des Mie­
terschutzes ist daher nicht nur nicht nötig, sie ist sogar 
höchst fragwürdig. Der In der Initiative geforderte geglättete 
Hypothekarzlns ist ein Unding und ökonomisch völlig falsch. 
Die Initiative will ferner den Kündigungsschutz massiv aus­
bauen. Die Vertragsfreiheit des Vermieters würde derart ein­
geengt, dass von einer Verletzung der Kerngehalte der 
Eigentumsgarantie und der Handels- und Gewerbefreiheit 
ausgegangen werden müsste. Selbst der Bundesrat hat er­
kannt, dass dadurch die Eigentamerrechte der Vermieter in 
unzulässiger Weise eingeschränkt würden. 
Konsequenterweise hätte er also die Volksinitiative «Ja zu 
fairen Mieten» ohne Gegenvorschlag zur Abstimmung brin­
gen müssen. Das hat er leider nicht getan. Um angebliche 
Mängel im heutigen Mietrecht zu beheben, hat der Bundes­
rat der Volksinitiative einen Gegenvorschlag gegenüberge­
stellt. Dieser Gegenvorschlag kommt den Anliegen der 
Mieter in wesentlichen Punkten entgegen. Mit der vollständi· 
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gen Entkoppelung von Hypothekar- und Mietzinsen geht er 
sogar weiter als die Volksinitiative. 
In ersten Reaktionen waren die Mieter mit dem Bundesrat 
zufriedener als die Vermieter. Das müsse bei einem Gegen­
vorschlag zu einer Mieter-Initiative so sein, wird Herr Bun­
desrat Couchepin im «Bund» vom 16. September 1999 dazu 
zitiert. Diese Aussage belegt, dass der Bundesrat - entge­
gen seiner Behauptung - bei seinem Gegenvorschlag gar 
keine Verteilungsneutralität angestrebt hatte. Damit war 
auch klar, dass die Vermieterseite berechtigterweise versu­
chen würde, diese Neutralität im Rahmen der Beratungen in 
der Kommission für Rechtsfragen wiederherzustellen. 
Als Kernstück des Gegenvorschlages wird der orts- und 
quartlerübllche Mietzins für Wohnräume neu über eine sta• 
tistisch ermittelte «Vergleichsmiete» definiert. Gemäss Ent­
wurf des Bundesrates können Mietzinse auch dem Landes• 
index der Konsumentenpreise angepasst werden - aller• 
dings nur zu 80 Prozent. 
Wie präsentiert sich die Vorlage nun nach der Beratung in 
der Kommission? Die grosse Skepsis der Vertreter der bür­
gerlichen Parteien gegenüber einem System der landesweit 
und staatlich erhobenen Vergleichsmieten konnte nur teil• 
weise ausgeräumt werden. Deshalb beantragt die Kommis­
sionsmehrheit, dass in Artikel 269 Absatz 4 OR zusätzliche 
Eckwerte des Systems - wie die Datenerhebung und -ver­
waltung, die einheitliche Erfassung der massgebenden Flä­
che und der Nebenkosten - zu regeln sind. Der derzeitige 
Wohnungsmarkt ist ja alles andere als frei. Nur gerade bei 
Neuwohnungen spielt der Markt. Aufgrund des geltenden 
Mietrechtes sind alle bestehenden Mietverhältnisse dem 
freien Markt teilweise entzogen. Je länger das Mietverhältnis 
besteht, desto mehr ist es dem Markt entzogen. 
Wenn Luxus- und Grosswohnungen nicht in die Statistik ein­
fllessen, so ist es richtig, dass neben den mit Steuergeldern 
verbilligten Wohnungen auch andere Genossenschaftswoh­
nungen und solche, die der öffentlichen Hand gehören, nicht 
einbezogen werden. Die paar hundert Millionen Franken 
Verluste aus dem Wohnbau- und Eigentumsförderungs­
gesetz, für die das Parlament 1999 einen ersten Kredit von 
240 Millionen Franken bewilligte, sind fast ausnahmslos in 
vom Bund geförderten oder verbürgten Genossenschaften 
entstanden. Dies nicht zuletzt, weil die Mieten zu tief ange­
setzt waren und keine Reserven gebildet worden sind. Aus 
diesen Gründen ist es richtig, dass diese Wohnungen nicht 
berücksichtigt werden. 
Bei der Anpassung der Mieten an den Landesindex der Kon­
sumentenpreise geht die Kommissionsmehrheit weiter als 
der Bundesrat und beantragt eine Überwälzung der Steige­
rung zu 100 Prozent Eine hundertprozentige Uberwälzung 
gibt es in praktisch allen Bereichen, in denen mit diesem In­
dex gearbeitet wird. Es war übrigens der Bundesrat, der 
1996 die Überwälzung der Teuerung von 80 auf 100 Prozent 
anhob. Er hat damals wohl gute Gründe dafür gehabt. Für 
eine solche Anhebung sprach nicht zuletzt der Umstand, 
dass die Überwälzung von nur 80 Prozent praktisch nicht 
angewendet wurde. Daran hat sich nichts geändert. 
Ich frage den Bundesrat deshalb an, ob er wieder auf 
80 Prozent zurückgehen will, damit im revidierten Mietrecht 
von der an sich sinnvollen Indexlösung nicht Gebrauch ge­
macht wird. In der «NZZ» vom 1 o. August 1999 sind die Au­
toren Graf und Sager dieser Frage nachgegangen und zu 
folgenden Schlüssen gekommen: .. Bei einem Überangebot 
an Wohnungen führen die Marktkräfte, wenn auch langsam, 
zu sinkenden Mieten, wie dies im höheren Preissegment im 
letzten Jahrzehnt der Fall war. Bei Wohnungsmangel sind 
Erhöhungen aber nur im Rahmen des Mietrechtes möglich. 
In der Vergangenheit dienten Hypothekarzinserhöhungen 
als Ventil für dle Kostenmiete, um Marktungleichgewichte zu 
beheben. Bel einer Indexierung zu 80 Prozent entfällt dieses 
Ventil, womit bei starkem Nachfragewachstum eine perma­
nente Unterversorgung an Wohnungen riskiert wird ... 
Das sagen die Experten, und ich frage Herrn Bundesrat 
Couohepin, ob er das wlll. Weiter schreiben die Autoren: 
« Für die nächsten zwanzig Jahre rechnen wir aufgrund des 
schwachen Wachstums der Zahl der Haushalte allerdings 

damit, dass die Realmieten nur wenig zulegen werden», und 
weiter: «Eine Indexierung zu 100 Prozent dürfte voraussicht­
lich kein Ungleichgewicht bewirken. Ein Satz von 80 Prozent 
hingegen ist aufgrund unserer Schätzung nicht gerechtfer• 
tigt, da er zu Wohnungsmangel führen, die Renovatlonstätig• 
keit gefährden und letztlich den Mietern schaden könnte.» 
Klarer kann das wohl nicht gesagt werden. 
Zur Frage der Bandbreite für missbräuchliche Mietzinse: Im 
Verlauf der Kommissionsarbeit ist die Toleranzgrenze zwi­
schen zulässigen und missbräuchlichen Mieten in verschie­
densten Versionen diskutiert worden. In der Botschaft be­
trägt sie 15 Prozent, In Alternativversionen der Verwaltung 
lag sie dann zwischen 20 und 10 Prozent und einmal zwi­
schen 10 und 15 Prozent. Vermutlich tun wir gut daran, 
diese Grenze bei 20 Prozent festzulegen. 
Wenn beispielsweise nur 2 Prozent aller Mietverhältnisse 
ausserhalb der vorgesehenen Bandbreite für die Nloht­
mlssbräuohllchkeit liegen, sind das 50 000 Mietverhältnisse, 
die plötzlich angefochten werden könnten. 
In Artikel 269 Absatz 4 geht es um die wichtige Frage, ob der 
Bundesrat oder das Parlament für die Verordnung zuständig 
sein soll, insbesondere im ZUsammenhang mit dem Ver­
glelchsmietesystem. 
Die statistische Vergleichsmiete ist das Kennstück dieser Re­
vision. Auch die Mieterseite hat nun bemerkt, dass die Dyna­
mik dieses Systems eine gewisse Gefahr darstellt und dass 
deshalb für die Mieterseite erst recht Grund besteht, sich 
den Einfluss auf die Verordnung mindestens über ein Mit­
spracherecht zu sichern. 
Wir müssen uns immer wieder vor Augen halten, dass wir es 
im Mietrecht mit einer Missbrauchsgesetzgebung zu tun ha• 
ben. Nicht die Regelung des Anwendungsfalles, sondern die 
Verhinderung von Missbräuchen muss Im Zentrum stehen. 
Das den Vergleichsmieten zugrunde liegende Motto muss 
helssen: Was gebräuchlich Ist, ist nicht missbräuchlich. Der 
Mieterschutz im Sinne der Missbrauchsverhinderung ist un­
bestritten und muss unabhängig davon, wie wir das Miet­
zinssystem Im Detail regeln, gewährleistet werden. 
Der Gegenvorschlag des Bundesrates kommt den Zielen der 
Vereinfachung und der Transparenz allerdings noch zu we­
nig nahe. Das können und sollten wir Im Rahmen dieser De­
batte noch konigieren. 
Die FDP-Fraktion ist für Eintreten auf die Vorlage. Sie lehnt 
die Mieterinitiative «Ja zu fairen Mieten» einstimmig ab. Sie 
unterstützt die Anträge der Mehrheit der Kommission gegen­
über dem bundesrätlichen Entwurf, und sie unterstützt mit 
grosser Mehrheit auch die Minderheitsanträge von bürgerli­
cher Seite. 
Ich bitte Sie, diesen Empfehlungen ebenfalls zu folgen. 

Chlffelle Pierre (S, VD): Monsieur Hegetsohweiler, j'ai bien 
entendu que vous parliez au nom du groupe radioal-demo­
oratique, mais il me semble qu'en violation flagrante de l'artl­
ole 3qulnquies de la lol sur !es rapports entre las conseils 
vous avez omis de declarer vos interets et d'expliquer a cette 
assemblee et a son publio qua vous ätes direoteur de l'Asso­
ciation des proprietaires immoblliers du oanton de Zurich. 
Pourriez-vous me le confirmer et, le cas echeant, me dire sl 
o'est a ce titre qua la plupart des propositlons que vous avez 
faites en oommission vous venalent directement par tele­
copie de la plus grande etude d'avocats zurichoise speciali­
see dans la defense des interäts des proprietaires immobl­
llers? 

Hegetschweller Rolf (R, ZH): Alle, die heute den «Blick» 
gelesen haben, haben daraus entnehmen können, dass ich 
Direktor des Hauselgentümerverbandes des Kantons Zürich 
und der Stadt Zürich bin. loh stehe dazu, und ich nehme 
auch an, dass das in diesem Rat einigermassen bekannt ist. 
Ich glaube, Interessenvertretung gibt es auf der einen und 
auf der anderen Seite; loh weiss nicht, ob Frau Thanel ihre 
Interessenbindung offen gelegt hat oder ob Herr Strahm das 
tun wird. loh glaube, dass dieser Transparenz hier soweit 
Genüge getan ist. 

Bulletin offlclel de !'Assemblee federale 
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Marletan Fernand (C, VS): Le droit de bail est un domaine 
particulierement sensible, le rapporteur de langue fran~se 
l'a rappele tout a !'heure. Pour entrer directement dans le vif 
du sujet, je dirai d'emblee qua la reforme dont nous en­
tamons l'analyse et la reflexion aujourd'hui prornet des len­
demalns douloureux aux uns et aux autres, sl nous ne 
parvenons pas a mettre sur pied un compromis acceptable. 
Cette demarche, qui me parait elementaire si l'on garde a 
l'esprit le soucl du blen commun, suppose un effort recipro­
que tant des mllleux de protection des locataires que des mi­
lieux representant les associations immobilieres, pour sortir 
des positions totalement figees afflchees jusqu'ä ce Jour. 
pour se degager les uns et les autres d'une attitude un peu 
faclle que je qualiflerai de simples lobbyistes n'ayant en täte 
que le souci d'obtenir une protection particuliere unilaterale 
des interäts de l'un des deux partenaires. 
Les donnees du probleme ne nous paralssent pas tres com­
pllquees. Le droit actuel peut ätre considere d'une maniere 
globale comme un compromis a peu pres satisfaisant entre 
les lnterets des locataires, qul obtiennent des loyers raison­
nables, et ceux des bailleurs. Puisque le droit actuel n'a pas 
freine les investissements, nous avons un nombre de loge­
ments qui augmente en moyenne de 35 000 par an, ce qui 
permet de couvrlr la demande et ce qui permet de dlre aussi 
que ce taux de croissance reste eleve en comparalson inter­
nationale. 
Toutefois, tout le monde s'accorde a dire que le droit actuel 
comporte une grosse lacune, c'est le couplage du taux hy­
pothecaire et des loyers. Or, a cet egard, !'Initiative populaire 
"pour des loyers loyaux» ne fait a nos yeux que perpetuer 
un modele lnsatisfaisant, ä travers le systeme de lissage qui 
est propose. Nous savons en effet que la variete des condi­
tions et des modes de financements hypothecaires rend illu• 
soire l'ldee d'un taux de reference qui donnerait une Image 
correcte de l'evolution moyenne de la charge financlere pe­
sant sur les proprietaires. Je rappelle ici, selon un document 
qui nous avait ete remis en commlssion par le president du 
dlrectoire de la Banque cantonale vaudoise, que seulement 
1,5 pour cent de l'ensemble des präts hypothecaires grevant 
des immeubles situes dans le canton sont actuellement au 
taux de reference. 
Le systeme propose par !'initiative est donc mauvais, si ce 
n'est absurde. M. de Dardel le sait, ce systeme est totale­
ment deconnecte de la realite. Enfin, et sans entrer dans le 
detail, !'initiative a un caractere inutilement provocateur 
lorsqu'elle preconise, par exemple, qua le conge soit syste­
matiquement motlve par le bailleur. II s'agit lä d'un renverse­
ment du principe actuel de protection contre les abus et 
cette maniere de reglementer erige la locatlon en quasi pro­
priete, ce qui n'est evidemment pas admisslble. Pour ces 
seules ralsons deja, le groupe democrate-chretlen estlme ne 
pas pouvoir entrer en matiere sur le texte de !'initiative. 
Mals en revanche, notre groupe consldere que le Conseil fe­
deral est dans le Juste en opposant un contre-proJet lndlrect 
dont le point essential reside dans la suppression, preclse­
ment, de ce mecanisme decrie de report du taux hypothe­
caire sur las loyers. II s'agit lä d'une approche pragmatique 
qui doit etre soutenue. J'ajoute, pour etre honnete et par un 
elementaire souci d'objectivite, que lors des dellberatlons en 
commlssion, certaines propositions emanant des mllleux 
proches de l'lmmobilier visaient clairement a denaturer le 
contre-projet du Conseil federal en reduisant les elements 
de protection des locatalres. Cecl a permis a M. Couchepin, 
conseiller federal - il ne m'en voudra pas de le citer - s'agis­
sant par exemple de la marge de varlatlon admise par rap­
port au loyer statistique, de dire qu'«en fixant le pourcentage 
a 20 pour cent, il n'y a pratiquement plus de limites, plus de 
protectlon reelle pour le locatalre». 
Le contre-projet qui ressortlra de nos deliberations ne doit 
pas etre pelQU comme une declaration de guerre contre las 
locataires. II devra imperativernent garantlr une symetrie en­
tre la position du bailleur et celle du locataire. 
C'est dans ce souci d'equllibre que le groupe democrate• 
chretlen vous demande d'adherer au contre-projet du Con-
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seil federal et afflrme qua, dans sa majorite, II s'efforcera 
d'operer un rapprochement avec celles et ceux qui pensent 
qu'il taut tout entreprendre pour eviter un psychodrame 
national sur un objet - les loyers - qui represente, rappe­
lons-le, 46 milliards de francs par an et 21 pour cent des de­
penses des menages suisses. 

Joder Rudolf (V, BE): Die Grundsatzfrage im Mietrecllt lau­
tet: Wie stark soll der Staat die Vertragsfreiheit zwischen 
den beiden Vertragspartnern - Mieter und Vermieter - be­
schränken? Der Gesetzgeber hat also zwischen Mieter und 
Vermieter eine Interessenabwägung vorzunehmen. Es geht 
darum, einen Mittelweg zu finden, der einerseits für den 
Wohnungsmarkt nicht investitionshemmend wirkt und ande­
rerseits dem Mieter einen angemessenen Schutz gewährlei­
stet. 
Das seit dem 1. Juli 1990 geltende Mietrecht hat sich, von 
der Notwendigkeit einzelner Verbesserungen abgesehen, im 
Grossen und Ganzen bewährt. Gemäss Botschaft des Bun­
desrates kommt es Jährlich nur bei rund 1 Prozent aller Miet­
verhältnisse zum Konflikt mit anschllessendem Schlich· 
tungsverfahren. Das geltende Mietrecht kann demnach als 
einigermassen tragbarer Kompromiss zwischen Mietern und 
Vermietern bezeichnet werden. Dieser Kompromiss wird 
durch die Initiative nun massiv gestört. Die Initiative beinhal· 
tet keinen ausgewogenen Verbesserungsvorschlag gegen­
über dem heute geltenden Mietrecht Der Mieterschutz wird 
einseitig ausgebaut, die Eigentümerrechte werden unver­
hältnismässlg eingeschränkt, und die Marktelemente wer· 
den reduziert. Es besteht die Gefahr, dass die einseitigen 
Forderungen die Investitionsbereitschaft im Mietwohnungs­
bau dämpfen, was sich im Hinblick auf die Interessen der 
Mieter als Bumerang auswirken könnte. Besonders negativ 
sind zwei Elemente: 
1. Der durchschnittliche statistische Mietzins Ist für die Ab­
grenzung und die Definition der Missbräuchllchkeit mass• 
gebend. Alle Mietzinse, die über dem durchschnittlichen 
statistischen Mietzins Hegen, sind demnach missbräuchlich. 
Das kann nicht sein. Mit einer solchen Regelung würde auf 
einen Schlag eine grosse Zahl von bestehenden Mietzinsen 
zu missbräuchlichen Mietzinsen, mit allen einschneidenden 
Rechtsfolgen. Der durchschnittliche statistische Mietzins 
ohne Bandbreite eignet sich In keiner Art und Weise als Ab­
grenzungskriterium für die Definition der Mlssbräuchllchkeit. 
2. Ebenfalls klar abzulehnen ist die Erweiterung des Kündi­
gungsschutzes. Ungerechtfertigt soll eine Kündigung des 
Vermieters sein, wenn sie im Hinblick auf so genannt unver­
hältnismässige Sanierungen oder Abbruchvorhaben erfolgt. 
Solche Bestimmungen stellen eine starke Beschränkung der 
Eigentumsrechte dar. Die Initiative ist zu extrem. Sie 
schränkt die Vermieter stark ein; das könnte sich letztlich 
auch nachteilig auf die Mieterschaft auswirken. 
Die SVP-Fraktion schliesst sich deshalb einhellig dem Bun­
desrat und der Mehrheit der vorberatenden Kommission an 
und lehnt die Initiative klar ab. 
Ich bitte Sie, das Gleiche zu tun, und möchte Sie gleichzeitig 
ersuchen, auf den indirekten Gegenvorschlag des Bundes• 
rates einzutreten. 

Menetrey-Savary Anne-Catherine (G, VD): Le droit de ball 
est une histoire compliquee ou il faut quasiment etre juge au 
Tribunal federal pour y comprendre quelque chosel C'est 
aussi une longue histolre de desamour et de tension entre 
las mllleux immobillers et las associatlons de locataires. En­
tre les tentatives des proprietaires de lalsser jouer llbrement 
le marche et !'initiative des locataires, la Confederatlon a es­
saye de s'interposer par le contre-projet qua nous discutons 
ici. C'est, selon las termes memes de l'administration «pour 
apaiser les tensions entre partenalres et proflter de l'occa• 
sion pour trouver de mellleures solutlons». Eh bien! on peut 
dlre qua, jusqu'ici, c'est rate! 
II y a tout de mäme un point sur lequel tout te monde est 
d'accord, c'est que le droit actuel doit ätre change. Marne le 
professeur T. von Ungern-Sternberg de l'Unlversite de Lau-
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sanne, qui n'est manifestement pas un chaud partisan de 
!'initiative, le dlt en termes tres clairs: «La mal nommee lol 
sur la protection des locataires a conduit a une redistribution 
massive des richesses a la charge des locataires et au be­
neflce des proprietaires. Sur la base d'une estimation con­
servatrice, les locataires ont paye 9 milliards de francs de 
trop entre 1988 et 1996 ... Une autre etude, celle du BASS, 
soit du Bureau d'etudes politiques, economiques et sociales, 
articule la somme de 18,8 milliards de francs. Ce chiffre est 
conteste, mais pas l'importance ni rampleur du scandale dü 
au fait que la hausse des taux hypothecaires a falt prendre 
l'ascenseur aux loyers, mais que ceux-ci n'ont pas balsse 
lorsque le taux est redescendu de 7 a 3, 75 pour cent. Le re­
sultat est que, ces dix dernieres annees, les loyers ont aug­
mente d'un tiers, alors que l'indice du rencherissement 
n'augmentait que d'un quart. La taute en est clairement au 
lien avec le taux hypothecaire. 
A partlr de la, la tentatlon etait grande - pour mol aussl -
d'adherer au projet du Conseil federal et de supprimer tout 
lien avec le taux hypothecaire. 
Ce qui m'a convaincue, c'est d'abord qu'avec la proposition 
de !'initiative populaire d'un taux moyen lisse sur cinq ans, 
les loyers, ces dlx dernieres annees, n'auraient augmente 
que de 15 a 17 pour cent au lleu des 33 pour cent enregis­
tres. Mais ce qui m'a surtout convaincue, ce sont les effets 
pervers previsibles du contre-projet du Conseil federal, avec 
des hausses de loyers programmees, gräce au systeme sta­
tlstique des loyers comparatlfs: un modele qui permet tous 
les quatre ans d'adapter les loyers a la moyenne des loyers 
usuels, plus 15 pour cent, mecanisme rafflne de splrale as­
cendante, puisque quatre ans plus tard, la moyenne aug­
mentee des 15 pour cent precedents permet a nouveau une 
hausse de 15 pour cenl 
De plus, faisant preuve d'une voracite spectaculaire, les mi­
lieux immobiliers proposent de ne pas s'en tenir la.. 11s veu­
lent le cumul de tous les moyens posslbles d'elevation des 
loyers: indexatlon a 100 pour cent sur le co0t de la vle, 
adaptatlon aux loyers comparatlfs, report des frais de reno­
vation, prise en compte du rendement des investissements, 
pour pouvoir choisir a chaque fois lequel leur est le plus pro­
fitable. Le contre-projet du Conseil federal ne s'est, pour le 
moment, pas revele capable de proteger les locataires de 
cet empilement de moyens de hausse des loyers. 
l..'.lnitiative populalre «pour des loyers loyaux» raste, quant a 
elle, etrangere a ces speculations et aux distorslons du mar­
che. Elle malntient des prix fixes sur la base des coOts, les 
adaptatlons llees aux investissements en cours de bail et 
des augmentations fondees sur les loyers statlstiques, mais 
seulement au changement de locataire ou de proprietaire. 
Elle prevoit aussl, corollalre de cette demiere mesure, une 
meilleure protection contre les conges, pour eviter que les 
bailleurs ne mettent a la porte leurs locataires pour pouvoir 
adapter les loyers. 
II y a des domalnes ou l'on ne devrait pas se contenter de 
suivre le marche soit parce que le marche est fou, soit parce 
qu'il est perverti. Par exemple, le marche des natels est un 
marche fou parce qu'on donne des appareils qui pourtant 
ont un prlx. Le marche des transports aeriens est aussi un 
marche fou parce que les prix n'ont rlen a voir avec les coOts 
reels qu'ils engendrent. Le marche des medicaments aussi 
est perverti par la protection des brevets. II est possible de 
se montrer indifferent au marche des natels ou des trans­
ports aeriens; ce n'est pas notre cas, mais on peut le faire. II 
n'est en revanche pas possible de se moquer du marche du 
logement, qui n'est pas un marche comme les autres, puis­
que personne n'a le choix de renoncer a se loger. La Suisse 
campte 70 pour cent de locataires qui paient 46 mllliards de 
francs de loyers par an - M. Marietan l'a rappele tout a 
l'heure -, ce qui represente 21 pour cent des depenses des 
menages. 
Bien qu'on parle toujours de deux protagonistes - les mi­
lieux lmmobiliers et les locataires - comme s'ils etaient 
egaux, il n'y a strictement aucune symetrie entre eux. Les lo­
cataires, clients captlfs des proprletaires, ne doivent pas etre 
lies aux appetits demesures des milieux immobiliers. 

C'est pour ces raisons qua le groupe ecologiste vous pro­
pose d'accepter l'inltiative et de ne pas entrer en matiere sur 
le contre-projet. 

Eggly Jacques-Simon (L, GE): Permettez-moi d'abord de 
declarer mes interäts a M. Chiffelle, dommage qu'II ne soit 
pas la... Je suis locataire et uniquement locataire. 
La question du logement, des devoirs et droits des proprie­
talres et locataires est une des plus difflciles ä resoudre en 
politique. D'une part, le logement est lncontestablement un 
element economique sur un marche, il obeit donc ä des 
regles economiques. D'autre part, II est un besoin vital de 
l'homme dont un Etat doit garantir l'acces a des conditions 
posslbles - nous en sommes parfaltement conscients. 
On ne peut donc pas simplement laisser totalement les 
loyers au jeu de l'offre et de la demande en toute clrcons­
tance, particulierement en situation de marche tendu, volre 
de penurie. II taut donc bien se referer a des criteres d'equite 
et a des definitions de l'abus. Mais 1a tentation de tout regle­
menter dans ce domaine est grande, et les consequences 
peuvent en ätre deplorables car, qu'on le veullle ou non, il 
s'agit bien d'un marche qui requiert des proprietaires et des 
lnvestisseurs. 
Corsetez trop ce marche de reglementatlons, bloquez trop 
les loyers par un contröle pesant, et vous decouragez la 
construction de nouveaux logements, et vous empechez un 
bon entretlen des immeubles existants. Tous les regimes de 
contröle etatique dans le domaine du logement ont montre 
ces consequences funestes. En Suisse mäme, lorsqu'on est 
alle trop loin dans le sens du contröle on en a vu les resul­
tats. N'en deplalse a certalns de mes chers collegues gene­
vols - dont je ne mesestime pas l'engagement en faveur des 
locataires - Je pense que leurs pressions politiques constan­
tes dans ce domaine n'ont pas eu que des resultats favora­
bles tant s'en taut, sur le marche du logement, a Geneve par 
exemple. Je parle evidemment des effets generaux de l'en­
vahissement politique dans ce domaine economlque. 
Nous avons affaire en l'occurrence a des projets federaux, et 
d'abord a une Initiative populaire dlte «pour des loyers 
loyaux». Or, avec son systeme de lissage, aveo les limites 
etroites pour autoriser les adaptations de loyer, !'initiative est 
encore plus rigide et paralysante que le systeme actuel. On 
est devant un systeme de taux hypothecaire artiflciel decide 
par l'Etat. 
De toute manlere, !'initiative joue dans un reglstre depasse 
et anachronique, celui du taux hypothecaire dont on ne voit 
plus tres bien quel est le critere valable. 
En effet, tout montre qu'il n'y a plus aujourd'hui de taux hy­
pothecaire de reference et qu'il taut abandonner ce systeme. 
D'ou le contre-projet indirect issu d'un projet du Conseil fe­
deral que presente la Commission des affaires juridiques. 
Nous verrons pas a pas, sur plusieurs artlcles, ce qu'il en 
est. Nous, liberaux, sommes un peu effrayes par la machlne 
assez lourde de l'etabllssement de statistiques pour montrer 
des loyers comparatlfs incluant divers criteres, notamment 
des criteres regionaux. 
On peut aussi se demander sl l'abandon par la majorite de 
la commission du crltere specifie d'une prise en compte d'un 
rendement brut suffisant de l'lnvestissement immobilier n'est 
pas discutable. Mals le fait meme que la majorlte a aban­
donne ce critere montre en tout cas que la proposltlon de la 
majorite de la commission, fOt-elle un peu differente du pro­
Jet du Conseil federal, n'est pas une proposition sans con­
cession dictee par le lobby des bailleurs, ce que veut faire 
croire la minorite de 1a commission. D'allleurs, Monsieur le 
Conselller federal, pour ma part, je me rallieral, a l'artl­
cle 269 du Code des obllgations, a l'idee que des loyers sont 
abusifs lorsqu'ils depassent de 15 pour cent et non pas de 
20 pour cent les loyers usuels dans la locailte ou le quartier. 
Donc, sur ce polnt, je pense que votre reaction est compre­
henslbie et que les llberaux n'lront donc pas dans le sens de 
la minorite IV. 
En ce qui conceme les propositlons de minorlte I et II, a l'ar­
ticle 269d, au sujet de l'adaptation des loyers, qu'elles solent 
fondees sur l'evolution des prix a la consommatlon ou qu'el-
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les visent un alignement sur les loyers comparatifs, selon di­
vers criteres definfs, il y a taute une serie de condltions qui 
sont bien des elements de lutte contre les abus. Les tribu­
naux competents auront bien la des reperes pour apprecier 
et pour en juger. On ne peut donc pas laisser dire qua la pro­
posltlon de la majorite de la commisslon est une provocatlon 
au une declaration de guerre aux locataires, sauf encore 
une fois a vouloir un corset de fer paralysant les mouve­
ments du marche, c'est-a-dire finalement l'offre de loge­
ments. 
Au fand, la mlnorite de la commisslon aimeralt faire crolre 
que !'initiative aurait pu ätre retiree si le contre-projet avait 
ete davantage dans son sens. En risquant un Jeu de mots, 
an a envie de dlre: «SI le contre-projet avalt ete taut contre 
elle .... " Evidemment que cela n'etalt pas possible. II auralt 
fallu ceder enormement pour que !'initiative populaire solt re­
tiree, et encore je n'y crois guere. Encore une fois, la ligne 
generale d'une revision du Code des obligations doit ätre 
celle d'un equilibre entre la protection particuliere en ce do­
maine qui tauche naturellement les personnes et un respect 
sufflsant d'une loglque economique qui reconnaisse le role 
crucial de l'lnvestissement et de la propriete; taute du res­
pect de cette logique, an va vers une impasse dans le mar­
che du logement. On verra comment apprecier cela au sortir 
des debats. 
Pour l'heure, le groupe liberal estime que la ligne generale 
proposee par la majorite de la commlssion merite d'ätre sui­
vie. II proposera donc evidemment de recommander au peu­
ple et aux cantons de rejeter !'initiative populaire et II entrera 
en matiere sur Je projet de revision du Code des obligations. 

Aeschbacher Ruedl (E, ZH): Das heute geltende schweize­
rische Mietrecht ist im Grassen und Ganzen ein weitgehend 
gelungener und auch einigermassen fairer Kompromiss -
ein Kompromiss zwischen Vermieter- und Mieterinteressen. 
Die Eingriffe in den Markt und in die Vertragsfreiheit sind 
zwar spürbar, im Internationalen Vergleich beispielsweise 
aber trotz allem noch relativ bescheiden. Die Massnahmen, 
die wir haben, sind nicht allzu bürokratisch. Über alles gese­
hen zeigt sich auch, dass einerseits das geltende Mietrecht 
die Investitionen im Wohnungsbau nicht überrnässig behin­
dert, und dass andererseits die Mieten mehrheitlich als an­
gemessen und vernünftig betrachtet werden dürfen. 
Das heisst nun aber nicht, dass alles zum Besten bestellt 
wäre und kein Revfsionsbedarf bestünde. Ich erspare mir 
und Ihnen die Aufzählung all dieser Revisionsgründe. Aus 
unserer Sicht aber sind es insbesondere drei Punkte, auf die 
man noch eingehen müsste: 
1. Man müsste die komplizierten, für Nichtjuristen fast nicht 
zu durchschauenden Regelungen straffen, vereinfachen und 
wenn immer möglich übersichtllcher gestalten. 
2. Es hat sich auch in der Praxis gezeigt, dass ein wirksamer 
Preisschutz nur mit einem einigermassen vernünftigen Kün­
digungsschutz möglich ist. Noch zu stark und zu verbreitet 
Ist die Hemmung auf Mieterseite, den bestehenden Rechts­
schutz in Anspruch zu nehmen, aus Angst vor den Verfah­
ren, vor den Kosten, vor der Konfrontation mit den Vermie­
tern und letztlich auch noch aus Angst - trotz gewissen 
Schutzmassnahmen - vor Kündigung. 
3. Die heute schon mehrfach angesprochene Koppelung der 
Mietzinsen an den Hypothekarzlns befriedigt eben nicht. 
Diese Koppelung beeinflusst in unerwünschter Weise den 
Geldmarkt und hat in der Praxis offensichtlich dazu geführt, 
dass Hypothekarzinserhöhungen relativ rasch In höhere 
Mietzinse umgesetzt wurden; Senkungen des Hypothekar­
zinses haben jedoch nicht mit der gleichen Kompetenz und 
Konsequenz zu Mietzinsreduktionen Anlass gegeben. 
Dies, das darf man sicher sagen, ergab ungerechtfertigte 
Vorteile auf der Vermieterselte. Ob diese Vorteile «nur» ei­
nige wenige MIiiiarden Franken ausmachen, wie doch ab 
und zu - so unter der Hand - von Vermieterselte zugestan­
den worden ist, oder ob diese Vorteile gemäss der Bass-Stu­
die in der Grossenordnung von 18,8 Milliarden Franken 
anzusiedeln sind, spielt an und für sich heute und hier keine 
Rolle. Entscheidend ist hingegen die Feststellung, dass hier 
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etwas nicht wunschgemäss funktioniert hat und dass Ver­
besserungen notwendig sind. Es ist daher fOr die evangeli­
sche und unabhängige Fraktion unbestritten, dass auf die 
zur Diskussion gestellten Verbesserungsvorschläge einzu­
treten ist 
Es liegen heute zwei verschiedene Varianten vor: 
Zuerst zur Initiative ..Ja zu fairen Mieten»: Die Volksinitiative 
bleibt grundsätzlich beim bisherigen System der Abhängig­
keit der Mieten vom Hypothekarzins. Auch wenn dabei ver­
sucht wird, mit einer Glättung allzu grosse und schnelle 
Schwankungen auszugleichen, so bleibt doch die sowohl für 
den Geldmarkt als auch für die Vermieter- und Mieterseite 
problematische Verknüpfung mit dem Hypothekarzlns beste­
hen. Dazu kommt, dass die Initiative Elemente aufweist, die 
gegenüber heute zu weiteren teils unnötigen Einschränkun­
gen führen würden. Die Initiative wird daher in unserer Frak­
tion fOr die Lösung der anstehenden Probleme nicht als 
zweckmässig beurteilt. 
Die andere Variante, die der Bundesrat als Gegenvorschlag 
vorlegt. hat einen grundsätzlicheren Ansatz gewählt, indem 
der Mietzins vom Hypothekarzlns abgekoppelt wird und sich 
stattdessen - mindestens teilweise - an den Index der Kon­
sumentenpreise anlehnen soll. Mit einem System der Ver­
gleichsmieten soll der Schutz vor missbräuchlichen Mietzin­
sen bewerkstelligt werden. 
Wir begrüssen diesen Systemwechsel grundsätzlich. Im 
Grassen und Ganzen - abgesehen von einer wichtigen Aus­
nahme, auf die ich noch zurückkomme - hat uns auch die 
weitere Ausgestaltung des Systemwechsels, wie Ihn der 
Bundesrat entwirft, an und für sich befriedigt. 
Wir müssen nun aber heute mit Enttäuschung feststellen, 
dass in der Kommission der einlgermassen ausgewogene 
Entwurf des Bundesrates stark zugunsten der Vermieter­
selte und zulasten der Mieter verändert worden Ist. Frau 
Thanei hat die entsprechenden nachteiligen Veränderungen 
deutlich aufgezählt; ich erspare mir die Wiederholung. 
Eine solche Veränderung der Balance der Interessen war ja 
aber wohl nicht der Zweck der Übung - einer Übung, die einM 
mal mit dem Ziel gestartet worden war, ein relativ gut einge­
spieltes Gleichgewicht der Interessen zu wahren, aber 
unbefriedigende Mechanismen zu eliminieren sowie einige 
wenige Lücken im Mieterschutz noch zu schllessen. Falls in 
der Detailberatung nicht noch massgebllche Veränderungen 
bzw. Verbesserungen an den Anträgen der Kommissions­
mehrheit vorgenommen werden können, müsste unsere 
Fraktion die Revision als unausgewogen ablehnen. 
Um doch noch mit einem anderen, positiven Aspekt der 
Kommissionsarbeit zu schliessen: Die Kommission hat an 
der Fassung des Bundesrates immerhin eine wichtige Ver­
besserung vorgenommen, indem sie in Artikel 1 der 
Schlussbestimmungen - es handelt sich übrigens nicht um 
Übergangsbestimmungen, wie es fälschlicherweise auf der 
deutschsprachigen Fahne heisst - dem Bundesrat die Mög­
lichkeit einräumt, für gemeinnützige Wohnbauträger beson­
dere Regelungen zu erlassen. Gedacht ist vor allem an die 
Kostenmiete. 
Dazu noch ein paar Hinweise: Die wichtigsten Träger des 
gemeinnützigen Wohnungsbaus sind die Baugenossen­
schaften und natürlich die öffentliche Hand. Die gemeinnüt­
zigen Wohnbauträger wollen - im Gegensatz zu anderen 
Akteuren auf dem Wohnungsmarkt - keine Gewinne erzie­
len. Die Mietzinse sollen nur so hoch sein, dass sie sämtli­
che Kosten decken. Das entspricht aber genau dem Modell 
der reinen Kostenmiete, und es führt dazu, dass Genossen­
schaften und andere gemeinnützige Bauträger In aller Regel 
günstigere Mieten haben als kommerzielle Vermieter. Des­
halb verfügen diese Bauträger auch nicht über dieselben 
Reserven wie kommerzielle Vermieter. 
Unter diesem Aspekt hat die Kommission sicher richtig ge­
handelt, wenn sie für diese Besonderheit dem Bundesrat 
eine Ermächtigung gibt, spezielle Bestimmungen zu erlas­
sen. 
Jch erwarte auch, dass der Bundesrat von dieser Ermächti­
gung In geeigneter Weise Gebrauch macht. Diese Erwar­
tung äussere ich nicht nur als Sprecher unserer Fraktion, 
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sondern - damit sind auch meine Interessenbindungen of­
fengelegt - in meiner Eigenschaft als Präsident des Schwei­
zerischen Verbandes für Wohnungswesen, des Dachverban­
des, dem in der Schweiz rund 1000 Baugenossenschaften 
mit weit über 100 000 Wohnungen angehören. 

de Dardel Jean-Nils {S, GE): Quelques mots tout d'abord a 
ceux qui ont dit qua le taux de reference des interets hypo• 
thecalres falsalt que l'lnitlative populaire «pour des loyers 
loyaux» etalt depassee. En reallte, ce taux de reference est 
defini dans le systeme actuel par le Tribunal federal et il est 
tout a fait possible de changer le taux de reference et de le 
determlner par une statistique. Determlner le taux moyen du 
marche hypothecaire, t;a ne pose absolument aucun pro­
bleme aux economistes. Donc, II est faux de tlrer de l'exls• 
tence de nombreux produits dlfferents en matlere de marche 
hypothecaire, l'impossibilite technlque d'un taux de refe­
rence. En realite, si notre initiative populaire avait ete appli­
quee entre 1989 et 1992, la hausse generale des loyers 
n'aurait pas ete de 33 pour cent, mais de 15 a 17 pour cent 
seulement. 
Dans la sltuatlon actuelle, ou les taux des interAts hypothe­
caires redemarrent, notre initiative garantit une veritable rno­
deration des hausses de loyer, et c'est le seul projet qui 
donne cette garantie. Le droit actuel, comme l'inltiatlve, 
laisse une part preponderante au marche. II faut bien le 
comprendre: le systeme legal de surveillance des loyers qul 
e>dste en Suisse est un systeme tres leger, cela pour une 
raison tres simple. Cette ralson est qu'une toute petite mino­
rite de locataires recourent aux procedures de defense en 
matlere de loyers. Oe ce fait, les loyers se forment tres lar­
gement selon le marche. Mals il y a un petit correctif qui 
exlste parce que la loi est la et qu'elle a un certain effet pre­
ventif. 
En definitive, apres avoir essaye d'engager le dialogue, 
nous avons decide de ne plus entrer en matiere sur le con­
tre-projet du Conseil federal. Pourquol? Pour une ralson es­
sentielle et egalement tres simple. Ce projet, si on le laisse 
tel quel et si on ne l'ameliore pas, equivaut en falt a une de­
terioration de la situation des locatalres par rapport au droit 
actuel. Et pourquoi? Essentiellement a cause de la nouvelle 
definitlon des loyers usuels du quartier. Cette nouvelle defi­
nition, qu'il faut mettre en rapport avec le systeme decouvert 
par !'Office federal du logement, le systeme du professeur 
Geiger appele «systeme hedoniste», est en falt essentielle­
ment fonde sur les loyers des transactions des baux les plus 
recents. II s'agit donc d'un systeme fonde sur les loyers les 
plus chers. 
La consequence en est que le projet du Conseil federal, tel 
qu'il a ete redige initlalement, conduirait tres rapldement a 
de tres fortes hausses de loyer immedlatement apres l'en­
tree en vigueur de la loi. Dans les annees suivantes, on as­
sisterait a une spirale des hausses de loyer car les loyers 
hedonistes alimenteraient a leur tour une augmentatlon ge­
nerale et progressive du niveau locatlf en Suisse. A cela 
s'ajoute qua le Conseil federal a prevu que non seulement le 
loyer hedoniste etalt valable, mals qu'un loyer superieur de 
15 pour cent etait aussi valable. Oonc, ce systeme conduit 
indlscutablement a une explosion des loyers tres rapidement 
apres l'entree en vigueur eventuelle d'une loi. 
Quant au lobby immobilier, il peut aujourd'hui non seulement 
avoir un plaisir certaln, mals mäme se llvrer a une veritable 
ivresse, puisque la majorite de la Commlssion des affalres 
juridiques lui a fait cadeau d'extraordinaires avantages sup­
plementaires. Ceux-ci, s'lls deviennent definitifs, permettent 
aux bailleurs non seulement d'obtenir les tres fortes hausses 
de loyer jusqu'a 20 pour cent que le Conseil federal a preco­
nisees, mais, en plus, dans rentre-temps, d'obtenir des 
hausses de loyer complementaires. Cela signlfie, an defini­
tive, qua le projet elabore par la majorite de la commisslon 
constitue une veritable aide aux promoteurs et n'a plus rien 
a voir avec une veritable defense des locataires. 
Aujourd'hui, nous sommes dans la situatlon ou les taux des 
interets hypothecaires sont en train de remonter. Le droit ac­
tuel ne garantit pas aux locataires une moderation des 

loyers parce qu'une sltuatlon du type de celle qul s'est pre­
sentee au debut des annees nonante pourrait ces prochal­
nes annees se presenter a nouveau, et des augmentations 
excessives de loyer pourraient alors ätre notifiees. 
Donc, II faut modlfler le drolt actuel. Mais si on le modlfle au 
travers du projet du Conseil federal; ou, pire encore, au tra­
vers du projet qui a ete elabore par la majorite de la commis­
sion, on obtlendra des hausses de loyer encore bien plus 
elevees et bien plus frequentes qua celles qui peuvent Atre 
notiflees par le droit actuel. 
En definitlve, l'lnitlatlve populaire «pour des loyers loyaux» 
dans ces condltions est la seule - la seulel - solutlon ralson• 
nable qui dolt absolument etre acceptee pour faire face aux 
problemes de ces prochalnes annees. 

Müller Erich (R, ZH): Wer will denn schon keine fairen Mie­
ten? Die Frage Ist einfach: Was Ist fair? Das heutige Regime 
der Kostenmiete ist es nicht. Es Ist auch oft kontraproduktiv. 
Ich war während etwa 15 Jahren Präsident einer der ältesten 
gemeinnützigen Wohnbaugesellschaften der Schweiz. Es 
war unsere Politik, neu erstellte Wohnungen weit unter dem 
quartlerüblichen Mietzins zu vermieten. Im laufe von etwa 
zehn Jahren haben wir die Mieten für diese Wohnungen an 
die quartlerüblichen Mieten angepasst. um auf eine vernünf­
tige Bruttorendite zu kommen, damit wir mit diesem Geld 
wieder neue Wohnungen erstellen konnten, und wir haben 
über 1000 erstellt. 
Leider muss ich Ihnen sagen, dass das seit etwa 20 Jahren 
nicht mehr geht, weil wir die die sehr tief festgesetzten 
Mieten aufgrund des Kostenregimes nicht mehr anpassen 
können. Das verunmöglicht uns diese Tätigkeit, bei der wir 
einkommensschwachen und unterstützungswürdigen, insbe­
sondere grossen Familien helfen konnten. 
Was machen wir jetzt? Jetzt legen wir die Mieten auch etwas 
tiefer als quartlerüblich fest und behalten sie dann so bei. 
Das ist bedauerlich. Das Gesetz ist leider kontraproduktiv. 
Es darf wirklich nicht noch verschärft werden. Die Volksinitia­
tive «Ja zu fairen Mieten» würde dies tun. Darum bitte Ich 
Sie: Lehnen Sie sie ab! 
Die vom Bundesrat und von der Mehrheit der Kommission 
für Rechtsfragen vorgelegte Revision des Mietrechtes bringt 
die dringend notwendige Entkoppelung vom Hypothekarzlns 
und verlässt das extreme Regime der Kostenmiete. Es ist Ihr 
zuzustimmen. 
Ich bitte Sie aber auch, den extremen Minderheitsanträgen 
der Linken wie auch der Rechten nicht zu folgen. Diese ver­
hindern eine echt faire, ausgewogene Mieterregelung. Bitte 
unterstützen Sie die Anträge der Mehrheit Ihrer Kommission! 

Estennann Heinrich {C, LU): In der Debatte um die Teilrevi• 
sion des Mietrechtes fällt mir auf, dass Feindbilder gemalt 
werden, wobei die Mieter und Vermieter als Feinde daste­
hen. Ich selber habe Erfahrungen gesammelt, dass wir faire 
Vermietungen jeweils sehr gut machen konnten und - wie 
mein Vorredner gesagt hat - oft unter den Kosten vermieten 
mussten. 
Weit unter den Kosten musste man Mieten ansetzen, und 
man konnte sie dann nicht mehr anheben und anpassen, so 
dass eine Rendite überhaupt unmöglich geworden wäre. Im 
Prinzip ist es falsch, wenn wir Statistiken beiziehen, die 
durch solche Mechanismen verfälscht werden. In den Stati• 
stiken werden auch Mieten erfasst, welche die Kosten bei 
weitem nicht decken; die Situation wird so nicht transparent 
dargestellt. 
Vielen Vermietern verleidet es, Wohneigentum bereitzustel~ 
len, zu vermieten und die schwierige Aufgabe der Vermie­
tungen auf sich zu nehmen. Es besteht grosse Gefahr, dass 
der freie Wohnungsmarkt.vernachlässigt wird und dass ein 
Notstand entsteht. 
In diesem Sinne beantrage ich Ihnen dringend, die Initiative 
zur Ablehnung zu empfehlen und sowohl die «linksextre­
men» als auch die «rechtsextremen» Anträge abzulehnen, 
damit wir trotz allem zu fairen Mieten finden. 
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Strahm Rudolf (S, BE): Es ist gebeten worden, in dieser 
Frage die Interessenbindung offen zu legen. Ich spreche 
hier als Präsident des Schweizerischen Mieterinnen- und 
Mieterverbandes der Deutschschweiz. 
Ich möchte zuerst eine Frage stellen, vor allem an die Korn• 
mission für Rechtsfragen, aber auch an die ganze hier ver­
sammelte «Gemeinde», die mehrheitlich aus Hauseigen­
tümern besteht: Ist Ihnen die sozialpolitische und die 
verteilungspolitlsche Dimension der Miete überhaupt be­
wusst? 24 Prozent der Haushaltausgaben eines durch­
schnittlichen Schweizer Haushalts sind für das Wohnen ge­
bunden. Bei unteren Einkommen sind es 30 bis 40 Prozent. 
Rund 40 Milliarden Franken Mietkosten der privaten Haus­
halte stehen hier auf dem Spiel, mehr als doppelt so viel wie 
Krankenversicherungsprämien. Sie wissen, dass ein Viertel 
des Landesindexes der Konsumentenpreise aus Wohnkos• 
ten besteht. Man muss sich schon fragen: War sich die Kom­
mission für Rechtsfragen dieses Rates bei ihren Entschei• 
den der reellen volkswirtschaftlichen Folgen ihres Tuns 
überhaupt bewusst? 
Zur OR-Revision: Wir vom Mieterinnen- und Mieterverband 
haben zuerst einen Gegenvorschlag begrüsst. Wir haben 
bei der Ausarbeitung des Modells konstruktiv mitgearbeitet, 
wir haben besonders begrüsst, dass der Bundesrat die Bin­
dung der Mieten an die variablen und stark schwankenden 
Hypothekarzinsen aufheben will. Wir hätten es sogar ge­
schluckt - ohne Begeisterung -, dass als Kompensation für 
die Eigentümer eine begrenzte Teuerungsanpassung der 
Mieten gesetzlich zugelassen wird. 
Was jetzt aber von der Kommissionsmehrheit kommt, ist ein 
Kahlschlag gegen den Mieterschutz; es ist ein Spekulanten­
gesetz daraus geworden, das volkswirtschaftliche Schäden 
'!8rursacht. Die Mehrheit will eine volle, hundertprozentige 
Uberwälzung der Teuerung gesetzlich verankern( Wer hat 
das heute noch? Kein Angestellter, kein Landwirt und kein 
Beamter kann das noch beanspruchen. Die Mehrheit will die 
Schutzklausel bei hoher Teuerung über 5 Prozent überhaupt 
weglassen. Die Mehrheit will es den Vermietern im «Speku­
lantenartlkel», nämlich Artikel 269d OR - das ist der Schick­
salsartikel - erlauben, die Mieten zusätzlich zur vollen 
Teuerungsüberwälzung alle vier Jahre an die statistische 
Vergleichsmiete anzupassen, und zwar 20 Prozent nach 
oben, und erst noch 15 Prozent über den statistischen Mit­
telwert hinaus! Wenn Sie die Gausssche Verteilungskurve 
zugrunde legen, heisst dies, dass bei über 80 Prozent der 
heutigen Mietverhältnisse innert vier Jahren todsicher Miet­
zinserhöhungen eintreten werden - und rNar Erhöhungen 
um bis zu 20 Prozent, dies alle vier Jahre, und das ohne Ge­
genleistung für den Mieter. Das ist der Freipass für eine 
ewige Erhöhungsdynamik, der Freipass für die Spekulanten. 
Wir würden bei einer Abstimmung über dieses Gesetz Im In­
ternet ein Internet-Portal einrichten - man wird jetzt ja rech­
nen können, wie viel das ausmacht -, und jeder Mieter und 
jede Mieterin wird im Internet nachschauen können, um wie 
viel in den nächsten vier Jahren die Miete erhöht werden 
kann. So geht es nicht. War das der Kommission überhaupt 
bewusst? So geht es nicht, das ist ein Schlag gegen den 
Mietfrieden. Ich hoffe sehr, dass irgendwann in diesem par­
lamentarischen Verfahren eine Korrektur vorgenommen 
wird. 
Jetzt ein Wort zu unserer Volksinitiative «Ja zu fairen Mie­
ten»: Nach dem katastrophalen Beschluss der Kommis­
sionsmehrheit bekommt sie umso mehr Gewicht und 
Glaubwürdigkeit. Man hat uns bei der Lancierung unserer 
Initiative eher vorgeworfen, wir brächten eine zu brave Initia­
tive. Wir wollen mit unserer Initiative faire Mieten, nicht die 
Mieterrevolution; wir wollen die von niemandem bestrittenen 
Löcher im bestehenden Mietrecht schliessen. 
Das heutige Mietrecht ist In einem Punkt eine Fehlkonstruk­
tion. Das Mietrecht als Ganzes 1st nicht schlecht, aber es 
enthält eine Fehlkonstruktion, nämlich: Bei steigenden Hy­
pothekarzinsen gehen die Mieten sofort nach oben, bei sin­
kenden Hypothekarzinsen bleiben die Mieten oben und 
gehen nicht zurück. Das kostete - laut einer unabhängigen 

Amtliches BuUelin der Bundesversammlung 

Studie - zum Beispiel 1999 die Mieterschaft 5 Milliarden 
Franken mehr Miete ohne Gegenleistung. Diesen Fehlme­
chanismus will unsere Initiative «Ja zu fairen Mieten» korrf.. 
gieren - nicht mehr und nicht weniger! 
Ich möchte hier Herrn Hegetschweiler und der Vermieter• 
schaft Folgendes sagen: Wir akzeptieren eine faire, kosten• 
deckende Bruttorendite. Wir wissen um die Bedeutung des 
privaten Wohnungsbaus und der Renovationstätlgkeit, und 
die wollen wir nicht killen. Aber wir wollen nicht, dass Miet­
wohnungen in Zukunft flächendeckend - wie sich das jetzt 
abzeichnet - zu Spekulationsobjekten von Fmanzgesell­
schaften, von «Visionen" und von Immobilienspekulations­
fonds werden. Das ist das Zfel unserer Initiative. 
zusammengefasst: Wir beantragen jetzt im Gegensatz zu 
früher Nichteintreten zur CR-Revision, als Zeichen dafür, 
dass sie kein valabler Gegenvorschlag zu unserer Initiative 
ist. Wir werden unsere Initiative natürlich umso stärker und 
glaubwürdig vertreten können. 

Die Beratung dieses Geschäftes wird unterbroohen 
Le debat sur cet objet est lnterrompu 

Schluss der Sitzung um 19.10 Uhr 
La seance est levee a 19 h 10 
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Schwaab Jean Jacques (S, VD): Pour qua les choses 
soient claires, je suis vice-president de !' Associatlon vau­
dolse des locataires, et je cherche vainement, dans cette 
salle a. moitle vide sur la droite, ou sont passes las defen­
seurs des locataires. Rappelez-vous, en 1972, vous avez 
adopte des mesures urgentes pour la protection des locatai­
res contre les abus. En 1990, vous avez aooepte de modifler 
le Code des obligatlons pour reprendre ces memes mesu­
res. A l'epoque b!en sOr, ces majorites ne se sont pas faites 
sans l'apport d'un certain nombre de voix radicales et demo­
crates-chretiennes. Mais ou sont-elles auJourd'hui? Ou est-il 
ce Monsieur Locatalres, cet ancien conseiller d'Etat et aux 
Etats, Edouard Debetaz? II est manifestement sans succes­
seur, surtout lorsque j'entends le rapporteur radical nous 
expllquer qua tout va pour le mieux dans le meilleur des 
marches possible. 
C'est bien la lol du marche que l'on veut introduire aujour­
d'hui. Et pourtant, on l'a deja dit a. plusleurs reprises, le loge­
ment n'est pas un bien economique comme un autre. II 
n'obeit pas aux roomes regles economiques, ce n'est peut­
ätre mäme pas un marche du tout, et ceci pour deux raisons. 
Vous le savez, on ne demenage pas comme on change de 
boulanger ou de garaglste. Et puis. vous savez aussi qu'il 
n'est pas possible pour la plupart des locataires de demena­
ger a bref delai, parce qu1ls ont des enfants a l'ecole, parce 
qu'!ls ont un travail a proximite. Pour tous ces motifs, meme 
si leur loyer augmente et devient presque insupportable pour 
leur budget, ils doivent rester. 
Alors, certains viennent nous dire que si les lois du marche 
s'appliquaient, chacun paierait le juste prix pour son loge­
ment. C'est absolument faux, et ceci pour deux raisons. Si 
vous comparez l'evolution, et la-dessus aussi on s'est deja 
exprime, de l'indice des loyers avec l'lndice des prix a la con­
sommation, on volt immediatement qua le premier evolue 
beaucoup plus vite a Ja hausse. Et puis la deuxieme raison, 
c'est la rentabilite. Parce que meme si l'on nous peint le dia­
ble sur la muraille en disant qu'il ne se construira plus d'im­
meubles, eh bien, il en reste suffisamment pour generer des 
profits importants a tous las invesUsseurs immobiliers. 
Au nom de quoi Justifler des rentabilites beaucoup plus im­
portantes dans l'immobilier par rapport aux placements de 

peres de famille, qui, eux, sont an plus touches par les effets 
negatifs de !'Inflation? Je crois dans ces conditions que la 
volonte du Conseil federai de considerer qu'un loyer n'est 
pas abusif parce qu'il n'excede pas de 15 pour cent la 
moyenne statistique est, excusez-mol Monsieur le Conselller 
federal, une absurdite. 
La seule consequence de ce systeme, c'est. garantie 
d'avance, une hausse tres importante de tous les loyers, an 
particuller dans les immeubles anciens qui sont precisement 
les immeubles qui rapportent le plus d'argent a. leurs pro­
prietaires. 
Mais il y a beaucoup plus. Si l'on se fonde sur des comparai­
sons, on aura, avec la hausse subsequente des loyers, une 
modificatlon des parametres pour les prochaines statisti• 
ques. Si l'on ajoute encore l'indice des prix a la consomma­
tlon qui pourra ätre reporte chaque annee sur les loyers, 
rettet boule de neige sera catastrophlque. On a parle de 
8 milllards, 11 milliards, 18 milliards de francs de trop payes 
par les locataires, en partlculler si les regles actuelles 
avaient ete appliquees. 
Pourquoi ces 8 milliards de francs? Pourquoi ces 18 mllliards 
de francs? Slmplement parce que la plupart des hausses de 
loyer n'ont pas ete contestees, alors qu'elles auraient pu 
l'etre. Et si aujourd'hui vous adoptez le projet du Conseil fe­
derai, ]'ai la conviction que ce chiffre pourrait ätre encore 
beaucoup plus eleve, ceci sans aucune autre justlfication 
que le fait que 70 pour cent des Suisses, 4,5 millions de per­
sonnes, n'ont pas d'autre solution que de lauer un apparte­
ment ou un local commercial. 
Contrairement a ce qu'a dit M. Marietan en tant que porte­
parole du groupe democrate-chreUen, ce contre-projet est 
un veritable casus belli entre locataires et proprietaires. Je 
vous invlte donc a accepter !'initiative populaire de l'Asloca 
et a reJeter le contre-projet du Conseil federai. 

Wldmer Hans (S, LU): Im Zusammenhang mit dieser De­
batte über Mieterfragen möchte ich zunächst eine grund­
sätzliche Frage fast philosophischer Natur stellen: Was 
heisst denn Wohnen? Wohnen ist als ein Grundbedürfnis zu 
deklarieren, das vor allem mit dem Sicherheits- und Stabill­
tätsbedürfnis des Menschen zu tun hat Darum sind Woh­
nungen - die ja wesentlich mit Wohnen zu tun haben - nicht 
einfach Konsumgüter wie etwa Fernsehapparate und der­
gleichen. Auch wenn wir von der SP-Fraktion sehr wohl 
zwischen Wohneigentümerschaft und Mieterschaft unter­
scheiden können, müssen wir aus dieser sozusagen anthro­
pologischen Sicht feststellen, dass für beide - für die Eigen­
tümer und für die Mieter - das Wohnen etwas mit Gütern zu 
tun hat, die man nicht einfach hin- und herschieben kann. 
Wir haben es alle - auch die Mieter - mit lmmobillen zu tun. 
Wenn nun im Zusammenhang mit den Preisen des an sich 
immobilen Gutes Wohnung eine allzu grosse Instabilität auf­
kommt, bedeutet das für die Mieterschaft nicht nur eine fi. 
nanzielle Mehrbelastung, welche Menschen mit kleineren 
Einkommen dazu zwingen wird, auf die Sozialämter zu ge­
hen, es bedeutet auch eine psychologische Belastung für 
alle, auch für vermögende Mieter. Wer wechselt schon gerne 
seine ihm lieb gewordene Wohnung und sein Quartier ein­
fach deswegen, weil er schlussendlich aus blass finanziellen 
Gründen dazu gezwungen wird? 
Die ganze Mietertrage - darauf möchte ich hinweisen - ist 
mehr als eine rein monetäre Angelegenheit. Sie hat etwas 
mit dem tiefen Bedürfnis des Menschen nach Geborgenheit, 
nach Verwurzelung, zu tun. Deswegen wäre es ein fataler 
Fehler, wenn die Politik nur auf die Lobby der Hauseigentu­
rner hören wurde, auf eine Lobby, die aufgrund ihrer rein 
ökonomischen Interessen kaum in der Lage ist, das Ganze 
im Auge zu behalten. 
Da lobe ich mir schon eher die staatsmännische Optik von 
unserem Herrn Bundesrat Couchepin, der in der letzten 
«Sonntags-Zeitung» mit klaren Worten darauf hingewiesen 
hat, dass die anstehende Revision des Mietrechtes sehr klar 
zum Vorteil der Hauseigentümer auszufallen drohe. Wir wol­
len verhindern, dass im Mietwesen eine wirtschaftliche und 
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soziale Zeitbombe zu ticken beginnl Deswegen kämpfen wir 
für mehr Mieterschutz und wehren uns dagegen, dass Struk­
turen geschaffen werden, die darauf hinauslaufen, dass die 
Rendite der Immobilienbesitzer plötzlich wieder, wie das vor 
vielen Jahren auch der Fall war, immer mehr steigt. 
Deswegen bitten wir Sie, die Anträge der Minderheit der 
Kommission für Rechtsfragen - und jene, die das nicht kön­
nen, mindestens den Entwurf des Bundesrates - zu unter­
stützen, weil nur dann garantiert ist, dass mit dem Bereich 
Wohnen keine letztlich unmenschliche, weil einem Grundbe­
dürfnis entgegenlaufende Spekulation betrieben wird. Den­
ken wir daran: Der ganze Immobilienbereich ist alles andere 
als eine virtuelle Angelegenheit. Er hat einen Bezug zum Si­
cherheits- und Stabilitätsbedürfnis aller Menschen. 
Mit diesem Bedürfnis darf nicht spekuliert, darf nicht gespielt 
werden - es sei dem, man wolle bewusst sozialpolitisches 
Unbehagen oder gar sozialpolitische Unruhe provozieren. 
Das kann ja nicht im Interesse jener sein, die sonst nicht 
müde werden, für die wirtschaftliche Standortgunst unseres 
Landes zu werben. 

Messmer Wemer (R, TG): Wenn wir heute über Mieter­
schutz reden, müssen wir uns wieder einmal in Erinnerung 
rufen, dass es nicht darum gehen kann, dem Mietwesen ein 
generelles Korsett zu verpassen, das dem einzelnen Ver­
mieter kaum mehr Handlungsspielraum offen lässt, ihn mit 
unnötigem Formularzwang abschreckt und Ihn schllessllch 
sogar dazu bringt, seine Finanzen nicht mehr in den Woh­
nungsbau, sondem an den Börsen zu investieren. 
Nein, es geht um ein Instrument zur Regelung weniger Miss­
brauchssituationen. Darum sind wir gut beraten, uns auf 
Notwendiges zu beschränken und uns auf ideologisch ge­
färbte Wünsche nicht einzulassen. Der beste Mieterschutz 
und damit der beste Garant für faire Mieten ist und bleibt im­
mer noch ein genügend grosses Angebot an Wohnungen, 
was in den letzten Jahren in vielen Kantonen bewiesen 
wurde. Dazu darf es aber nicht nur beim Lippenbekenntnis 
zur Förderung des Wohnungsbaus bleiben, nein, es braucht 
auch ein Bekenntnis zu fairen Konditionen für die Vermieter. 
Es muss sich lohnen, in den Wohnungsbau zu investieren, 
und rNat sowohl für institutionelle wie auch für private An­
leger. 
Die Volksinitiative «Ja zu fairen Mieten» kommt diesem Ziel 
nicht näher, im Gegenteil: Sie fördert die Unlust, dämpft die 
Bereitschaft zu Investitionen in den Wohnungsmarkt Dabei 
denke ich an die generelle Formularpflicht, an den Ausbau 
des Kündigungsschutzes, ich denke an die unmögliche Si­
tuation, dass Vermieter gezwungen werden können, ihre 
Wohnungen unter dem kostendeckenden Niveau zu vermie­
ten. Die heutige Regelung, die Koppelung der Zinsanpas­
sung an den Hypothekarzins, ist zugegebenermassen nicht 
befriedigend. Aber auch auf diesem Gebiet bringt uns die 
Initiative nicht weiter, im Gegenteil: Der geglättete Hypothe­
karzins ist noch unübersichtlicher und führt infolge verzöger­
ter Umsetzung zu widersprüchlichen Anpassungsmechanis­
men. 
Darum lehne ich die Initiative ab und unterstütze bei der 
Ausarbeitung eines neuen Mieterschutzgesetzes alle Bemü­
hungen, welche dazu beitragen, dass sich Investitionen in 
den Wohnungsbau lohnen und somit ein gesunder, fairer 
Markt für alle Beteifigten ermöglicht wird. 

Janlak Claude (S, BL): Wohnen gehört ebenso wie arbeiten 
und gesund leben zu den Grundbedürfnissen der Men­
schen. Die mit diesen Bedürfnissen zusammenhängenden 
Erlasse gehören im weitesten Sinn zur Sozialgesetzgebung 
und unterliegen nicht den freien Kräften der Märkte. Das galt 
bis heute für das Mietrecht und Insbesondere für den Mieter­
schutz. Der Bundesrat hält in seiner Botschaft denn auch 
richtigerweise fest, dieser stelle heute «ein weitherum ak­
zeptiertes Element der Sozialgesetzgebung dar», und zwar 
weil die mietende Person grundsätzlich in einer schlechteren 
Verhandlungsposition ist und deshalb Schutz vor unange­
messenen Forderungen der Vermieterschaft geniessen 
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sollte. Das gilt für gut rNei Drittel unserer Bevölkerung, die 
Mieter sind. Ich nehme an, dass diese Relation bei den hier 
im Saal Anwesenden anders aussieht, dass, mit anderen 
Worten, der Anteil Eigentümer - übrigens von links bis 
rechts - weit höher Ist als in der Bevölkerung insgesaml Ge­
rade deshalb sollten wir uns davor hüten, das Gemeinwohl 
ausser Acht zu lassen und Eigeninteressen in den Vorder­
grund zu stellen. Das letzte Abstimmungswochenende sollte 
uns lehren, wo immer möglich auf den Ausgleich von Inter­
essen hinzuwirken und keine Gräben zu schaffen. 
Wer einen Mietvertrag abschllesst, rechnet damit, dass der 
Mietzins sich entsprechend der Teuerung und der allgemei­
nen Zinslage entwickelt, im Vergleich zu anderen Mietver­
hältnissen aber in etwa gleich bleibt. Eine günstige Wohnung 
bleibt eine günstige Wohnung, eine luxuriöse bleibt teuer. 
Das heutige Mietrecht schützt diese Erwartung. Dank der 
Rechtsprechung des Bundesgerichtes setzten sich der 
Grundgedanke und der Grundsatz durch, dass der Mietzins 
nur erhöht werden darf, wenn sich die so genannten Kosten­
faktoren verändern. Die Volksinitiative «Ja zu fairen Mieten» 
will diesen Grundsatz, wonach die Basis eines Mietverhält­
nisses nicht einseitig abgeändert werden kann, erhalten und 
verstärken. 
Bereits der Gegenvorschlag des Bundesrates ritzt an die­
sem im allgemeinen Verständnis verankerten Grundsatz. 
Die Mehrheit der Kommission für Rechtsfragen gibt ihn ohne 
Not ganz auf, Indem sie, auch wenn die Teuerung voll aus­
geglichen wird, nach vier Jahren eine weitere Mietzinserhö­
hung ermöglicht, welche mit der rNischenzeitllchen Kosten­
und Marktentwicklung nichts zu tun hat. 
Die günstige Wohnung, in die man eingezogen ist, wird 
plötzlich zur teuren. Damit habe ich nicht nur aus volkswirt­
schaftlichen, sondern auch aus rechtlichen Gründen Mühe. 
Eine einseitige Änderung einer vertraglichen Abmachung wi­
derspricht prinzipiell unserem System, und rNar vor allem, 
wenn zwei Parteien mit u ichen Spiessen miteinander 
vertraglich verbunden sind. le Mieterschaft - denken 
Sie an Familien mit Kindern - ist meistens nicht frei zu ent­
scheiden, ob sie eine derartige Erhöhung akzeptieren oder 
kündigen will. Die Kündigung einer Wohnung bedeutet näm­
lich nicht nur den Auszug, sondern Ist mit Kosten und vor al­
lem der Veränderung des Lebensmittelpunktes verbunden. 
Die Initiative verlangt kein grundsätzlich neues Mietrecht, 
sondern Verbesserungen dort, wo sie sich aufdrängen. Was 
die Mehrheit der Kommission hingegen vorschlägt, ist ein 
neues Verständnis des Mietverhältnisses, und rNar einseitig 
zulasten der Mieter und unter Aufgabe der Einbindung in die 
Sozialgesetzgebung. Damit wird der soziale Frieden aufs 
Spiel gesetzt. 
Während die Mieter bei günstiger Marktlage beim Abschluss 
eines Vertrages noch nicht rNangsläufig in der schwächeren 
Position sind, trifft dies ohne Zweifel bei Mietzinserhöhungen 
während eines laufenden Mietverhältnisses zu. Da Ist bei 
der Kostenmiete der erforderliche Rechtsschutz noch ge­
währleistet. Mit den Anträgen der Mehrheit der Kommission 
geht er verloren. 
Wir haben - Sie können es in der Botschaft auf Seite 9827 
nachlesen - zu Beginn der Siebzigerjahre eine völlig freie 
Mietpreisbildung gekannt. Die Folge war eine Mietzinsexplo­
sion mit der Folge, dass mit Notrecht reagiert werden 
musste. Wenn Sie den Anträgen der Mehrheit der Kommis­
sion folgen, ist Ähnliches zu erwarten, weil diese Anträge 
kaum den Preis dämpfende Elemente enthalten. Bereits die 
Möglichkeit, den Mietzins 15 Prozent über der Orts- und 
Quartierüblichkeit festzulegen, bringt einen Schub mit sich, 
und die periodischen Anpassungen werden ihn verstärken. 
Das führt zu einer Nivellierung der Mietkosten nach oben 
und darüber hinaus zu Erhöhungsautomatismen; dies erst 
recht bei einer sich anbahnenden Hochkonjunktur. Die 
nächste Mietrechtsrevision wäre vorprogrammiert. 
Sie haben die mahnenden Worte von Herrn Bundesrat Cou­
chepin in den Wochenendzeitungen hoffentlich zur Kenntnis 
genommen. Mahnende Worte verdient allerdings auch der 
Bundesrat selber, denn er hat den Systemwechsel weg von 
der Kostenmiete erst eingeläutet. 

~ 
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Ich ersuche Sie, auf diese vorliegende Revision des Miet­
rechtes nicht einzutreten. Wenn Sie es tun, bitte ich Sie, den 
Anträgen der Minderheiten I und II zuzustimmen. 

Keller Robert (V. ZH): Ich beantrage Ihnen, die Volksinitia­
tive «Ja zu fairen Mieten» zur Ablehnung zu empfehlen. Die 
Gründe gegen die Initiative sind: Die Kostenmiete wird weiter 
zementiert, und alle noch vorhandenen Marktelemente wer­
den ausgemerzt. Auch wenn es Frau Thanei nicht so sieht, 
bin ich davon überzeugt, dass es so Ist. Heute spielt der 
Markt, das Ist gut so. Wohnungssuchende finden das ge­
wünschte Objekt, und erst noch zu tragbaren Preisen. Kom­
fort und Grösse der Wohnungen wurden verbessert, die 
Preise sind in der Regel gleich geblieben; dank dem Markt ist 
der Preis teilweise gesunken. Ich glaube, auch die Bauwirt­
schaft hat Anteil am Erfolg. Wir wollen das auch in Zukunft, 
darum dürfen wir nicht noch mehr mit dirigistischen Mass­
nahmen in den Markt eingreifen, denn der Markt reagiert so­
fort. Ein Ausbau des Kündigungsschutzes wäre kontra­
produktiv. Eine Verschärfung kann nur verlangen, wer noch 
nie eine Wohnung vermietet hat! Das geltende Recht hat sich 
in diesem Sinne auch bewährt. Wir wollen auch keine sozial­
politische Unruhe, Herr Wldmer: das Ist sicher so. 
Ich beantrage Ihnen, die Initiative zur Ablehnung zu empfeh­
len. Die Hauptgründe gegen die Initiative sind: Die Initiative 
ist einseitig und extrem; die Eigentümerrechte werden redu­
ziert; die Kostenmiete wird zementiert, und die Koppelung 
von Hypothekarzins und Miete ist nicht gelöst. Im Weiteren 
treibt der Formalismus Blüten. Wenn wir der Initiative zustim­
men - davon bin ich überzeugt -, schiessen wir ein Eigen­
goal und schaden den Investoren und den Mietern. Der 
Markt darf nicht noch mehr erstickt werden. 
Ich beantrage Ihnen, die Initiative zur Ablehnung zu empfeh­
len und dem wn der Kommissionsmehrheit bereinigten Ge­
genvorschlag des Bundesrates zuzustimmen. 

Fässler Hildegard (S, SG): Dieses Geschäft trifft, wie selten 
ein Geschäft, fast unsere ganze Bevölkerung. Es trifft die 
70 Prozent von Mieterinnen und Mietern, aber auch die Ver­
mieterinnen und Vermieter. Ich darf hier meine Interessen, 
auch im Sinne eines Werbespots, offen legen: Ich bin Vor­
standsmitglied des Hausvereins Schweiz, dem Zusammen­
schluss der sozial denkenden und handelnden Wohn- und 
Grundeigentümer und -eigentümerlnnen. In unserem Verein 
ist eine grosse Zahl von Vermieterinnen und Vermietern or­
ganisiert. 
Der Hausverein Schweiz, und ich mit ihm, unterstützen die 
Anliegen der Initianten. Wir sind verwundert- nein, empört -
über die unsozialen Verschlechterungen, die die Mehrheit 
unserer Kommission am Gegenvorschlagsprojekt des Bun­
desrates vorgenommen hat. Statt die Mängel der Initiative 
auszumerzen, hat die Mehrheit der Kommission die ver­
meintlich günstige Gelegenheit genutzt, noch mehr für die 
Lobby des Hauseigentümerverbandes Schweiz zu tun, wo­
durch dieses Gegenprojekt jedoch zu scheitern droht. 
Aus der Sicht einer fairen, sozialen Vermieterin muss die 
Mietrechtsrevision folgende Punkte erfüllen: 
1. Abkoppelung des Mietzinses wm Hypothekarzins: Der 
bundesrätlfche Vorschlag des neuen Mietzinsmodelles mit 
der Indexierung zu 80 Prozent ist unterstützungswürdlg. Er 
korrigiert den Mangel der Initiative, welche noch am Hypo­
thekarzins hängen geblieben ist. Eine Anpassung der Inde­
xierung zu 100 Prozent ist jedoch ungerechtfertigt. längst 
nicht alle Wohnkosten unterliegen der Teuerung. 
Verschärft wird die durch die Mehrheit der Kommission für 
Rechtsfragen geschaffene Situation nun noch durch die Ku­
mulation dieser Teuerungsanpassung mit der Anpassung an 
die Orts- und Quartierüblichkeit. Dies wird zu einer eigentli­
chen Mietzinsexplosion führen. Dass für die Berechnung der 
Vergleichsmieten die günstigen Genossenschaftswohnun­
gen nicht berücksichtigt werden sollen, ist für mich und auch 
für den Hausverein Schweiz nicht akzeptabel. So werden 
Jene Vermieter und Vermieterinnen belohnt, welche jetzt 
schon bei Jedem Mieterwechsel die Spanne nach oben aus~ 

reizen. Wer von einer Stichprobe jeweils die ti~fsten Werte 
eliminiert, wird zu einem höheren Durchschnittsniveau kom­
men. Dass dies weder im Sinne der Mieterinnen und Mieter 
noch der sozial verantwortungsbewussten Vermieterinnen 
und Vermieter ist, dürfte klar sein. 
Übrigens, die Zahlengläubigkeit, der auch der Landesindex 
der Konsumentenpreise seine «Immunität» verdankt, hat in 
den letzten Tagen einen argen Knacks erhalten. Durch das 
Weglassen gewisser Mietpreiskategorien wird dieser Knacks 
nicht ausgebessert. 
2. Ich erwarte von dieser Reform einen modernen Kündi­
gungsschutz. 
3. Ich erwarte eine Eingrenzung der Gewinnmaximierung. 
Es geht auch mit weniger, wie viele Mitglieder des Hausver­
eins Schweiz seit Jahren beweisen. 
Um diese drei Ziele zu erreichen, müssen viele Minderheits­
anträge vonseiten der Vertreter der SP-Fraktlon zu Mehr­
heitsentscheiden werden und viele Anträge der Mehrheit der 
Kommission für Rechtsfragen umgestossen werden. 
Welche das sind, werden Sie in der Detailberatung erfahren. 
Der jetzigen Vorlage kann ich nicht zustimmen. Da ist mir die 
Initiative, welche zugegebenermassen einen Mangel hat, 
doch lieber. 
Die Schweiz - ein Land von Mieterinnen und Mietern? Der 
Nationalrat - ein Rat von Vermieterinnen und Vermietern? 
Wir 200 hier In diesem Saal sind die Vertretung von 70 Pro­
zent Mietern und 30 Prozent Vermietern. Die Mehrheit der 
Kommission für Rechtsfragen hat diese Zahlen wohl ver­
wechselt; anders kann das Resultat nicht Interpretiert wer­
den. 
Dies müssen wir heute in diesem Saal ändern. Für die Be­
völkerung sind die Mietkosten ein wesentlicher Budgetpos­
ten der Ausgaben. Ein sozial verantwortliches Parlament 
treibt diese Kosten nicht zugunsten einer kleinen Gruppe In 
die Höhe. Zudem gibt es genügend Vermieterinnen und Ver­
mieter, welche mit massvollen Mieten eine genügende Ren­
dite erwirtschaften. Für entsprechende Mietverträge stehe 
ich gerne zur Verfügung. 

Robblanl Meinrado (C, Tl): Le fait qu'on soit entre aujour­
d'hul dans une phase de reprise economique ne transforme 
pas les perdants de Ja crise des annees nonante en ga­
gnants. Je me refere en particuller a une !arge partte des 
familles sur lesquelles, il faut l'admettre, la menace du cho­
mage pese moins, mais pour lesquelles l'inversion de la con­
joncture est plutöt llsible dans les journaux que dans leur 
budget. La remarquable hausse des charges qui s'est pro­
duite au cours des annees nonante, parmi lesquelles II y a 
evidemment aussl le loyer, continue a eroder leur revenu et 
ne cesse d'etre source de malaise. C'est d'ailleurs le mes­
sage meme du Conseil federal, qui admet et rappelle que 
dans les annees nonante, les loyers ont augmente nette­
ment plus que les revenus. 
On s'apen;oit donc alsement qu'avec le theme en dlscussion 
aujourd'hui, on est au coeur meme des mecanismes qul in­
fluencent et determlnent le revenu disponible des familles. 
Cela nous place par consequent sur un terrain decisif de la 
polltique sociale, qui nous renvoie d'ailleurs aux buts sociaux 
meme dont on parle dans la Constitution federale. Du fait 
qu'on n'est toutefois pas seulement sur un terrain declsH 
pour 1a politlque sociale, mais aussi au milieu d'un carrefour 
crucial ou se crolsent les interets differents, d'un cöte, des 
bailleurs et, de l'autre, des locataires, toute solution dans ce 
domaine n'echappe pas a l'exercice d'une necessaire conci­
llation entre ces deux pöles, ces deux partenaires. 
C'est ce que le Conseil federal a essaye de faire, d'une part, 
sous l'lmpulsion des distorsions apparues suite au lien etroit 
qui exlste entre loyer et taux hypothecaire et, d'autre part, 
sous l'impulsion de !'initiative populaire dont nous dlscutons. 
Mais si on y regarde de plus pres, quel est flnalement le re­
sultat de cet exerclce de conciliation? Force est malheureu­
sement de constater, a ce stade des travaux, qu'il subsiste 
un clivage net: d'un cöte, le but d'une necessaire ameliora­
tion des normes regissant le contrat de travail contraste 

Bulletin offk:lel de r Assembtde ftklerale 



,t t,. 
5. Dezember 2000 1379 Nationalrat 99.076 

avec, de l'autre, les dispositions concretes presentees par le 
Conseil federal, mais surtout avec les propositlons de la ma­
jorite de notre commission. 
On pourrait mäme parler de double echec, du fait qu'on a 
echoue dans la recherche d'un compromls acceptable - il 
suffit de regarder la densite de propositions de minorite et le 
decalage entre majorite et minorlte pour s'en apercevoir - et 
parce qu'on a echoue parallelement dans la formulation 
d'une revlsion du Code des obligatlons qui puisse constituer 
un contre-projet credible et solide. Face a cette sltuatlon, et 
sans un virage tangible de notre part, la recommandatlon de 
rejeter !'initiative populaire apparait comme une optlon 
d'abord trompeuse, parce qu'elle cherche a dedouaner un 
contre-projet qui ne l'est pas dans les faits. D'autre part, 
c'est une option hypocrite parce que, derriere un rideau de 
protection des locataires, eile finit par codlfler une pejoration 
de l'equilibre meme entre bailleurs et locataires. 
Si le Conseil devait taut de mäme accepter de recommander 
au peuple et aux cantons de rejeter l'initlative, ce qua je ne 
souhaite pas, je souhaite au moins qu'il veuille assumer 
avec coherence et responsabilite la täche consistant a re­
nouer le fil d'un real compromis, afin que la revision du Code 
des obllgatlons puisse recuperer, au moins en partie, sa na­
ture initiale de contre-projet a !'initiative. 

Ju1zet Erwin (S, FR): Ich wurde in letzter Zeit etwa von Mie­
tern gefragt, was denn diese Mietrechtsrevision bringe. Ich 
muss dann zur Antwort geben, dass sie wahrscheinlich zu 
einer Erhöhung der Mietzinse führen wird. Die Reaktion Ist 
Enttäuschung oder gar Empörung. Man sagt dann, jetzt 
habe man doch Unterschriften für die Initiative «Ja zu fairen 
Mieten» und nicht für eine Initiative «Ja zu höheren Mieten» 
gesammelt. Ich versuche dann, eine Antwort zu geben, und 
sage: Die Initiative ist gut, auch wenn sie von verschiedenen 
Seiten schlecht gemacht wird; sie ist ausgewogen, indem sie 
die Kostenmiete, aber auch eine angemessene Rendite bei­
behält Sie sieht einen Kündigungsschutz vor, wie wir ihn 
von anderen Nachbarländern kennen, und geht vor allem In 
Richtung Abkoppelung vom Hypothekarzinsmechanismus 
bei der Zinserhöhung. Sie setzt damit diesem ewigen Auf 
und Ab bei Mietzinserhöhungen ein Ende, wobei die Mieten 
vor allem steigen und selten sinken. 
Das Problem liegt im Gegenvorschlag. Der Bundesrat hat 
ein Anliegen der Initiative aufgenommen, nämlich die Abkop­
pelung von den Hypothekarzinsen. Er hat dann aber die Ge­
legenheit zu einem Systemwechsel benutzt: weg vom 
Prinzip der Kostenmiete, hin zur Vergleichsmiete. Ver­
gleichsmiete bedeutet einen Schritt in Richtung Marktmiete, 
sie verstärkt die Marktmiete. Pointiert formuliert Es wird 
eine staatlich abgesegnete Marktmiete. 
Tatsächlich wird das bisherige Element der Marktmiete, 
nämlich die Orts- und Quartierübllchkeit, massiv ausgebaut 
Der Bund bietet auch Hand, die Vergleichsmiete durch den 
so genannten Mietspiegel zu ermitteln. Die Vergleichsmiete 
beruht auf dem so genannten Geiger-Modell. Die ganze 
Schweiz ist fotografiert, klassifiziert, qualifiziert und wird be­
notet. Dieses System ist an und für sich eindrücklich. Wenn 
man die Schweiz neu bauen könnte, wäre dieses System, 
glaube ich, denkbar und möglich. Heute aber laufen die Ver­
gleichsmiete und das Abrücken von der Kostenmiete ge­
mäss Gegenvorschlag im Ergebnis auf eine Mietzins­
erhöhung hinaus, insbesondere für ältere Wohnungen. 
Es ist ein Schritt in Richtung Marktmiete. Die Frage ist, ob 
das wünschenswert ist. Wir haben es von Vorrednern ge­
hört, namentlich von Kollege Widmer: Das Wohnen ist ein 
Menschenrecht, es ist ein Grundrecht und kein Handelsgut. 
Wohnen zu vernünftigen Preisen ist die beste Familienpol111k 
und das beste Mittel gegen Verarmung. 
Die vorgeschlagene Vergleichsmiete hat noch einen ande­
ren Nachteil: Sie ist extrem kompliziert. Und komplizierte Sy­
steme sind für die Mieter schwierig und nachteilig, weil diese 
es schwer haben, ihre Rechte wahrzunehmen. Im Ergebnis 
würde dieser Systemwechsel zu einer völligen Verunsiche• 
rung führen. 

Amtliches Bulletin der Bundesversammlung 

Die Kommission für Rechtsfragen hat verschiedene Exper­
ten und Interessenvertreter angehört, z. B. auch einen Ver­
treter des Hauseigentümerverbandes. Dieser sagte vor der 
Kommission am 20. Januar 2000: "Die Abschaffung der Kos­
tenmiete ist aus meiner Sicht völllg Inakzeptabel.» Ich teile 
diese Meinung an sich, aber mit einer anderen Begründung. 
Heute haben sich die Vertreter der Hauseigentümer die Sa­
che anders überlegt. Sie sind jetzt für den Gegenvorschlag. 
Was hat wohl ihren Gesinnungswandel bewirkt? Es ist klar. 
Die Kommission für Rechtsfragen Ist Ihren Anliegen weitest• 
gehend nachgekommen. Der Gegenvorschlag, der System­
wechsel, ist sozial unverträglich. Er wird die neue Armut -
vor allem für junge Familien - fördern. 
Darum bitte ich Sie, Nein zu sagen und den Antrag de Dar­
del auf Nichteintreten auf den Gegenentwurf zu unterstüt­
zen. 

Garbanl Valerie (S, NE): Le lien entre les lnterets hypothe­
caires et le loyer s'explique surtout par le falt que les immeu­
bles en Suisse sont systematlquement hypotheques. Les 
hypotheques ne sont pas remboursees ou alors alles sont 
amortles sur des periodes extremement longues et souvent 
renouvelees a J'lssue de ces periodes. La Situation est taut a 
falt differente dans les autres pays d'Europe ou les hypothe­
ques sont d'ordlnalre amortles sur 1 O a 15 ans. 
Le llen entre lnterets hypothecaires et loyer conduit en prati­
que a une extraordinalre distorslon. Lorsque les lnterets 
augmentent, cette majoratlon est systematlquement reper­
cutee par les bailleurs sous forme de hausse de loyer. lnver­
sement, lorsque les lnterets baissent, les bailleurs, dans leur 
tres grande majorlte, ne repercutent pas sur Ies loyers l'eco­
nomle de frais qu'ils realisent. lls se procurent ainsi un ren­
dement supplementaire, un surprofit taut ä fait extraordi­
naire. 
Le rapport BASS publie en decembre 1999 etablit que la 
non-repercussion de la baisse des lnterets hypothecalres 
sur les Joyers a procure aux bailleurs en Suisse, entre 1989 
et 1999, un rendement supplementaire de 18,8 mllliards de 
francs, c'est-a-dlre 89 francs par mois et par appartemenl 
Entre 1989 et 1999, les toyers ont augmente en moyenne de 
33 pour cent, alors que, par rapport a l'evolutlon de l'lndlce 
suisse des prix a la consommatlon, its auraient du balsser 
de 1, 1 pour cent. 
L:inltiatlve «pour des loyers loyaux» permet aux tocataires de 
recuperer au moins une partie de ces 18,8 milliards de 
francs. En effet, en calculant les interets hypothecalres sur 
une moyenne de 5 ans et non a des dates fixes, on attenue 
la repercussion de la hausse des lnteräts sur les loyers et les 
periodes de baisses de loyer sont alnsi, avec un report dans 
le temps, prises en consideration pour la fixatlon des loyers. 
L:lnltlative populalre veut resoudre une inegallte, et c'est 98 
qu'll faut comprendre ici. SI le systeme preconlse par l'in111a­
tlve avait ete applique au debut des annees nonante, on 
aurait assiste a des hausses globales non pas de 30 pour 
cent, mais de 15 a 17 pour cent. 
Certes, la solutlon consistant a supprimer completement le 
lien entre interets hypothecaires et loyer peut etre envlsa­
gee. Mais alors cette solutlon ne doit pas ätre simultanement 
accompagnee, comme c'est le cas dans le contre-projet du 
Conseil federal, d'un virage en direction des loyers du mar­
che. En effet, la possiblllte donnee aux bailleurs de recourir 
tous les quatre ans aux tabelles de sondage etablles seien 
la methode hedoniste du professeur Geiger, et d'y ajouter 
encore un supplement de 15 pour cent, va conduire a une 
explosion des loyers et ensuite, a une spirale de hausses de 
loyer. 
lnspiree par l'hedonlsme, la majorite de la Commission des 
affaires juridiques du Conseil national preconise en faveur 
des ballleurs des facilites leur permettant d'obtenlr des 
hausses de loyer plus nombreuses et plus importantes en­
core. 
Avec l'initiatlve en question, les locatalres ont l'assurw,ce 
d'obtenir une amelioration de leur sltuation saus forme d'une 
moderatfon de hausse de loyer. En revanche, avec le contre-
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projet du Conseil federal, et pire encore avec le contre-projet 
de la majorite de la Commisslon des affaires juridlques du 
Conseil national, on s'achemine vers un changement com­
plet du systeme, vers un modele de loyers du marche, soit 
en direction d'un net affaiblissement de la protection legale 
actuelle des locataires. 
Pour toutes ces raisons, je vous demande de recommander 
l'acceptation de l'lnitlative populaire et de ne pas entrer an 
matiere sur le contre-projet. 

Rechsteiner Paul (S, SG): Die grosse Mehrheit der Men­
schen in diesem Land sind Arbeitnehmerinnen und Arbeit­
nehmer, und wiederum die grosse Mehrheit von diesen sind 
Mieterinnen und Mieter. Für diese Leute Ist nicht nur der 
Lohn entscheidend, sondern auch die Einkommensverwen­
dung. Der mit Abstand grösste Ausgabenposten für die 
Leute mit kleinen und mittleren Einkommen in diesem Land, 
für die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, sind die Mie­
ten. Die Mieten fallen weit stärker ins Gewicht als alle ande­
ren Ausgabenpositionen, die uns ebenfalls Sorgen machen, 
viel stärker als die Krankenkassenprämien, viel stärker als 
die Steuern und Abgaben. Die Mieten sind für die meisten 
Haushalte der entscheidende Ausgabenposten. 
So kann es den Gewerkschaften nicht egal sein, was mit 
dem Mietrecht passiert. Diese Mietrechtsrevision, wie sie 
nun von der Mehrheit der Kommission vorgeschlagen wird, 
würde einkommenspolitisch für die meisten Haushalte in 
diesem Land mit kleinen und mittleren Einkommen eine dra­
matische, eine untragbare Verschärfung der Lage mit sich 
bringen. 
Es ist schon erstaunlich, was die Mehrheit der Kommission 
mit der Mieter-Initiative angestellt hat. Der Schweizerische 
Mieterinnen- und Mieterverband hat ja schon mehrere Volks­
Initiativen lanciert. Die bisherigen Volksinitiativen haben im­
mer zu Verbesserungen des Mietrechtes geführt, nicht im 
gewünschten Umfang, aber immerhin: langsam, aber sicher 
ist das Mietrecht verbessert worden. Das hat noch für die 
letzte Mietrechtsrevision der Achtzigerjahre gegolten, wo als 
Ergebnis einer sehr umstrittenen Parlamentsberatung Ver­
besserungen des materiellen Mietrechtes zu verzeichnen 
waren. 
Hier Ist nun genau das Gegenteil gemacht worden. Hier ist 
eine Mieterschutz-Initiative ins Gegenteil pervertiert worden. 
Sie ist in einen Revislonsentwurf umgedreht worden, der 
nicht den Mieterinnen und Mietern, sondern nur den Vermie­
terinnen und Vermietern neue Vorteile, neue Rechte bringen 
soll. Das ist ein Missbrauch der parlamentarischen Möglich­
keiten, der parlamentarischen Gegebenheiten im Umgang 
mit Gegenvorschlägen. Ein Gegenvorschlag hat auf der Li­
nie der Initiative zu liegen, hat sich mehr oder weniger auch 
in der Logik dieses Anliegens zu bewegen. Hier ist genau 
das Gegenteil passiert. 
Wir haben nun die Situation, dass diese Vorlage verteilungs­
politisch völlig quer in der Landschaft liegt. Statt einen 
Schritt in Richtung mehr Gleichheit zu machen, einen Aus­
gleich für die während der Neunzigerjahre arg gebeutelten 
Bezügerlnnen und Bezüger von kleineren und mittleren Ein­
kommen zu schaffen, macht sie genau das Gegenteil: Sie 
begünstigt erneut die hohen Einkommen und Vermögen. 
Verteilungspolitisch ist diese Vorlage für die Arbeitnehmerin­
nen und Arbeitnehmer, für die gewöhnlichen Leute in diesem 
Land, die dramatischste Vorlage - abgesehen von den Vor­
lagen zur AHV und zur beruflichen Vorsorge. Deshalb wird 
der Schweizerische Gewerkschaftsbund, so es denn nötig 
sein sollte, die Mieterinnen- und Mieterverbände bei der Be­
kämpfung dieser untragbaren Ansinnen mit aller Kraft unter­
stützen. Wir hoffen aber, dass das Parlament ein Einsehen 
haben wird. Wir hoffen, dass am Schluss ein Gesetz vorliegt, 
das dem Zweck dieser Revision entspricht, die durch eine 
Mieterschutz-Initiative ausgelöst worden ist, und nicht den 
untragbaren Anträgen der Mehrheit der Kommission für 
Rechtsfragen, mit denen diese die Verschlechterung des 
Mietrechtes eingeläutet hat 

Pedrlna Fabio (S, TI): In Svizzera, come pure in Ttcino, oltre 
i due terzi della popolazione abitano in alloggi in locazione. 
GI! svizzeri sono quindi un popolo dl locatari. 
In Svizzera vengono pagati annualmente oltre 40 miliardl di 
franchi per affitti. L!lncidenza delraffitto sul reddlto lordo dl 
un'economia domestlca e medlamente il 24 percento. Per le 
classi dl reddito medio-basso, tale incidenza oscilla tra II 30 
e il 40 percento, e puo addlrittura andare anche eitre. 
Di fronte a queste eifre e di fronte alla proposta di passare 
dall'attuale sistema del calcolo degli afflttl basato sui costl 
(Kostenmiete) ad un nuovo sistema basato sui valori di mer­
cato (Marktmiete), una scelta di campe s'impone, soprattutto 
quando si considerano le preoccupanti proposte maturate 
sin qul In alternativa all'iniziativa popolare oggi in dlscus­
sione. Se dev'esserci una scelta di fondo a favore dl un'arn­
pia maggloranza della popolazlone delle cerchle meno 
benestanti economicamente, allora 1a scelta non puo ehe es­
sere a favore del sistema basato sui oosti, ehe puo e deve 
essere migliorato, per l'appunto nella dlrezione proposta 
dall'inlziativa. 
Quest'impostazione sl contrappone agli intendlmenti del 
Consiglio federale e della maggioranza della commissione, 
ehe, sotto il mantelio dl un presunto controprogetto - e qui 
mi chiedo se un controprogetto non dovrebbe rlprendere 
l'ldea di fondo dell'lniziativa e semmai mlgllorarla nel senso 
delta commisurata altemativa - propongono in effetti l'esatto 
contrario, stravolgendo negli intendimenti, negli strumentl e 
negli effettl la proposta dell'iniziatlva. 
Lo sganciamento delle pigioni dal tassl ipotecari, ehe e uno 
fra gli oblettivi del Consiglio federale, non puo essere perse­
guito con una proposta cosl lniqua, attraverso cioe un con­
troprogetto ehe - come detto - non rnerita tale nome. Le 
proposte di rnodlfica del Codice delle obbllgazioni creeranno 
sl le premesse per una maggiore flessibilita sul mercato 
dell'alloggio - ehe e pure uno degli oblettivi dichiarati dal 
Consiglio federale nel proprio messaggio - ma queste flessi­
bilita. sara di fatto tale solo versa l'alto. Le proposte di modl­
fica favoriranno percio, sia a brave ehe a medio termine, una 
micidiale spirale al rialzo degli affitti, alimenteranno inutil­
mente l'inflazione e penallzzeranno in ultima analisi, in ter­
mini dl salario reale, la maggioranza della popolazione, in 
particolare le classi di reddito medio-basse, salariati e non. 
A cio si aggiunga il regime di assoluto prMlegio ehe ver­
rebbe concesso ai proprietari, cui sarebbe garantito il rlncaro 
integrale sugll affitti: un trattamento inammissibile se si 
pensa ehe ne le rendite AVS ne i salari godono dl un simile 
trattamento dl favore. 
VI rendo attenti sulla pericolosita in termini soclall e di coe­
sione nazionale dl queste ulteriore operazione di ripartizlone 
della rioohezza dal bassa versa l'alto, poiche, moito sempli­
cemente, queste ne sarebbe l'effetto conclusivo. 
Questa riforma rischia lnoltre di pregiudlcare l'ancora esl­
tante ripresa economlca contraendo I redditi dlsponibili dl 
gran parte della popolazione, con effetti depresslvi sulla do­
manda. Non e questa la direzione ehe responsabilmente 
possiamo seguire nella politica economlca e soeiale. 
VI ringrazio per l'attenzione e soprattutto per 11 voto negative 
alla proposta della maggioranza della commissione e per il 
sostegno all'iniziativa popolare. Cl pensera semmai II po­
polo, in maggioranza di locatari, a resplngere l'affronto oggl 
proposto dal controprogetto del Consiglio federale. 

Vallendar Dorle (R, AR): Zunächst die gute Nachricht: Ich 
teile die Auffassung des Bundesrates, dass die vorliegende 
Volksinitiative "Ja zu fairen Mieten» unter anderem deshalb 
abzulehnen ist, weil sie den Grundsatz der so genannten 
Kostenmiete festschreiben will. Dies wäre ein weiterer 
Schritt weg vom Wohnungsmarkt, wenn man in diesem Zu­
sammenhang überhaupt noch von Markt reden darf. Der 
Trend «Weg vom Markt» läuft seit den Siebzlge~ahren; seit­
her wird der Investor in Liegenschaften an die immer kürzere 
Leine genommen, und er muss sich überlegen, ob es nicht 
mehr Sinn macht, die vorhandenen Geldmittel anders als im 
Wohnungsbau anzulegen, z. B. im Kapitalmarkt, wo ohne 
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Vorschriften über die so genannt richtige Rendite Gewinn er­
wirtschaftet werden kann. 
Damit kommen wir zur zentralen Feststellung: Die systemati­
sche Verhinderung von Markt durch den Staat hat es nicht 
fertig gebracht, dass mehr Wohnungen gebaut wurden. Dies 
zeigt ein Blick auf den Leerwohnungsbestand seit dem Jahr 
1980. Einzig in den Jahren zwischen 1994 und 1998 war 
eine Entspannung festzustellen, d. h., der Leerwohnungs• 
bestand stieg an allerdings rezessionsbedingt. Es fällt 
aber den Mieterverbänden hier schwer, die notwendigen 
Schlüsse zu ziehen. Nicht «weniger Markt» entkrampft den 
Wohnungsbau, sondern «mehr Markt» macht das Investie­
ren in Wohnungen interessant Wenn der Preis als Signal 
des Marktes ausser Kraft gesetzt wird, wird eben nicht be­
darfsgerecht investiert. Wenn aber das Angebot an Wohnun­
gen durch Abschreckung der Investoren dirigistisch 
verknappt wird, haben wir einen Vermietermarkt mit tenden­
ziell zu hohen Preisen. Dies ist noch lange kein unfairer 
Preis, sondern ein gemäss unserem Mietrecht planwlrt­
schaftlich induzierter Preis. Es wäre daher unbedingt nötig, 
den Preis freizugeben, aber den Begriff des Missbrauchs zu 
klären. Was ist wirklich Missbrauch, und wer Ist davor zu 
schützen? Warum - so Ist der Bundesrat zu fragen - sind 
einzig Mietzinse missbräuchlich, die die orts- und quartier­
üblichen Mietzinse um 15 Prozent übersteigen? Warum 
nicht 5 oder 1 O oder 12 oder 20 Prozent? Der Prozentsatz 
selber hat überhaupt keine Aussagekraft. 
Leider kann sich der Bundesrat trotz zunächst richtiger La­
gebeurteilung nicht zu einer Wohnungsmarktpolitik durchrin­
gen, die diesen Namen auch wirklich verdienen würde. Seit 
dem Interview mit Bundesrat Couchepin im «SonntagsBllck» 
kommt das Bekenntnis zur Wirtschaftsfreiheit und zur Steue­
rung der Märkte über das Preissystem auch in den Sonn­
tagsansprachen zu kurz. Am Dienstag bleibt mir da nur die 
resignierte Feststellung, dass das geltende Mietrecht nicht 
reüssieren konnte; anders sind die Klagen der Mieterver­
bände nicht zu verstehen. 
Der Entwurf des Bundesrates ist leider kaum geeignet, die 
Fehler der Vergangenheit zu korrigieren. Wenn ich dazu 
noch die vielen Minderheitsanträge vonseiten der Vertreter 
der Mieterverbände ansehe, bleibt mir nur festzustellen: Bis 
heute laufen wir in die falsche Richtung, ab morgen werden 
wir dies mit doppelter Geschwindigkeit tun können. 
Ich behalte mir daher je nach Ausgang der Beratungen vor, 
sowohl die Initiative als auch den indirekten Gegenvorschlag 
des Bundesrates abzulehnen. Bleibt mir noch anzumerken, 
dass ich - entgegen etwaigen Vorurteilen - keinem Mieter­
verband, aber auch keinem noch so freisinnigen Hauseigen­
tümerverband angehöre, also auch im Mietrecht unabhängig 
bin. 

Rosslnl Stephans (S, VS): Dans son analyse sur la dimen• 
sion soclale de la Constltution federale, Hans Peter Tschudi 
accordait une attention taute particuliere au logement, con­
ferant ainsi a cette problematique un positionnement allant 
bien au-dela. des enJeux du seul marche de l'immoblller et de 
ses consequences strictement flnancieres. Le sens du loge­
ment, dans son acceptlon sociale, renvole par consequent 
d'abord a la couverture d'un besoin fondamental, ce qui est 
aussi releve dans la Declaration universelle des droits de 
l'homme. Ce n'est pas rien; cela ne peut etre minimlse; cela 
ne saurait Eitre balaye d'un revers de main. 
Ainsl, pour les personnes et les familles, le logement en tant 
que bien de premiere necesslte comporte une importance 
qualitative essentielle aux consequences immediates sur les 
condltions de vie des indlvidus. Le logement rereve par 
allleurs d'une composante quantitative de par l'engagement 
financier qu'il suppose, je dlral mäme qu'H impose aux me­
nages. C'est la que les garde-fous au marche s'averent ne­
cessaires, dans un esprit de solidarite et de justice sociale. 
En effet, force est de constater que, pour une proportlon non 
negligeable de locatalres, la situation est dlfflcile: pour les 
bas et les moyens revenus, bien evidemment; pour les ren­
tiers aussi, puisque l'AVS ne repond pas aux objectifs cons-
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titutionnels de couverture des besoins vitaux; pour les 
familles, penalisees par l'assurance-maladle, penallsees 
aussi par l'absence d'une politique federaie coherente. Pour 
ces differents groupes de population, le coQt du logement 
prend des proportions quasi insupportables lorsqu'il attelnt 
20 ou 25, voire 30 pour cent du revenu disponible, et cela est 
choquant, intolerable. 
Dans ce conte.xte, la protection des locataires dolt permettre 
d'eviter que la couverture d'un besoin de premiere necessite 
ne provoque des cumuls d'inegalites supplementaires ou ne 
devienne une forme de penalisatlon complementaire egale­
ment de toutes celles et tous ceux qui peinent a neuer les 
deux bouts. Accroftre dans ce domaine la pression economi­
que sur les menages, c'est redulre les moyens en faveur de 
la consommation, mais c'est reduire aussl les moyens en fa• 
veur de la formatlon ou de !'Integration et de Ja partlclpation 
a la vie sociale. Certes, on me retorquera que la vie est faite 
de choix; cependant des lors que la logique d'un tel marche 
renvoie a un bien d'une telle importance et au caractere emi­
nemment social, !'Intervention polltique dolt Eitre clalre et effi­
cace. 
Les reponses a apporter seront donc des reponses de fond, 
categoriques, et non seulement des Interventions de fa98(:le 
et c'est pourquoi je vous invite a soutenlr l'lnitiative populalre 
et a ne pas entrer en matiere sur le contre-projet 

Banga Boris (S, SO): Ich werde hier, wle Ich gemerkt habe, 
als einer der wenigen Redner zum Kündigungsschutz spre­
chen. Sowohl der Bundesrat als auch die Mehrheit der Kom­
mission für Rechtsfragen wollten keine Änderung im Bereich 
des Kündigungsschutzes, weil dieser in der Vergangenheit 
weniger umstritten gewesen sei als eben die Mietzinsanpas­
sung. Dazu ist vorweg zu betonen, dass diese Aussage 
schon für die Vergangenheit nicht stimmt, was ich als ehe­
maliger Präsident und Rechtsberater eines Mieterinnen- und 
Mieterverbendes sehr gut beurteilen kann. Der Kündigungs­
schutz ist in der Schweiz im europäischen Vergleich 
schwach ausgeprägt, obwohl mit einer Quote von 70 Pro­
zent kein anderes Land - ich betone: kein anderes Landl -
mehr Mieterinnen und Mieter hat als die Schweiz. 
Die Mieterschaft Ist meist am kürzeren Hebel. Denken Sie 
blass an die hohen Umzugskosten, an die sozialen Kosten, 
und nehmen Sie zur Kenntnis, dass eine Wohnung nicht mit 
einem «Weggli», einem Videorecorder oder einem Auto 
gleichzusetzen ist An der Wohnung hängt fast alles: die 
menschlichen Beziehungen, die Einkaufs-, die Freizeitmög­
lichkeiten, der Schulstandort und der Arbeitsweg. Nicht um­
sonst gilt besonders bei älteren Menschen das Sprichwort, 
wonach man alte Bäume nicht verpflanzen soll. 
Mit dieser asymmetrischen Mietrechtsrevision zünden der 
Bundesrat und die Mehrheit der Kommission für Rechtsfra­
gen eine soziale Zeitbombe, die wir dann wieder, wie in der 
Vergangenheit, mit dringlichem Notrecht entschärfen müs• 
sen. Den Vogel hat übrigens der Präsident der Kommission 
für Rechtsfragen - leider ist er nicht hier - abgeschossen. 
Ich zitiere gemäss Seite 5 des gestrigen «Blick» den Haus­
besitzer und SVP-Nationalrat Alexander J. Baumann: «Wir 
müssen auch für uns schauen. Das Mietrecht ist immer 
mehr zu einem Sozialrecht verkommen.» Abgesehen von 
der fehlenden präsidialen Zurückhaltung erschreckt schon 
die Wortwahl. Wessen Geisteshaltung ist hier wohl verkom­
men, Kollege Baumann? Wir sind hier berufen, um im Inte­
resse des Gemeinwohls zu handeln, und nicht, wie ich zitiert 
habe, um für sich zu schauen. Ich warne Sie ausdrücklich 
davor, 70 Prozent unserer Bevölkerung der Willkür einiger 
weniger auszuliefern! 
Ich kann Ihnen erzählen, was ich als Rechtsberater alles er­
lebt habe: Kündigungen wegen lächerlicher Kleinigkeiten -
z. B. wenn jemand nasse Kinderschuhe vor der Wohnungs­
türe abgestellt hat oder wenn jemand die Waschküche nicht 
genügend geputzt hat - oder auch Kündigungen, bloss um 
einen neuen Mieter zu finden und einen höheren Mietzins zu 
erzielen, ohne dafür das übliche Verfahren einschlagen zu 
müssen. 
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Dann gibt es noch die speziell widerlichen Kündigungen, da­
mit eine Luxussanierung durchgezogen werden kann: Kön­
nen Sie sich Oberhaupt vorstellen, einer 75-jährigen Frau 
nach Ober 40-jähriger Mietdauer zu erklären, dass es gelten­
dem Recht entspricht, wenn ihre Altbauwohnung nach diver­
sen Handänderungen nicht nur mit Marmorböden und einem 
Warmluftcheminee, sondern sogar noch mit einer Sauna 
und einem Dampfbad saniert wird? 
Meist kommt Ja ein Umzug teurer zu stehen, weshalb die Dif­
ferenz zumindest vorübergehend durch das Sozialamt, also 
am Ende mit Steuergeldern, bezahlt wird. 
Ich ersuche Sie allein schon wegen des verbesserten Kündi­
gungsschutzes, die Initiative zur Annahme zu empfehlen. 
Mieterinnen und Mieter sind vor ungerechtfertigten Kündi­
gungen zu schützen. Der durch die Initiative vorgesehene 
Numerus clausus der Kündigungsgründe wird zu vermehrter 
Rechtssicherheit führen, und diese Aussage gilt umso mehr, 
wenn die Anträge der Mehrheit der Kommission für Rechts­
fragen punkto Mietzinsanpassungen durchkommen sollten. 

Keller Robert (V, ZH): Herr Banga, ich möchte Sie fragen: 
Haben Sie nicht auch den Eindruck, wir sässen beide im 
gleichen Boot, die Vermieter und die Mieter? Das heisst: Wir 
sollten doch für alle vernünftige und tragfähige Lösungen fin­
den! 

Bange Boris (S, SO): Wenn Sie auch der Auffassung sind, 
dass die Anträge der Mehrheit der Kommission für Rechts­
fragen nicht gut sind, dann kann ich Ihrer Aussage zustim­
men. 

Chlffelle P!erre (S, VD): Permettez-moi tout d'abord une re­
marque generale. Lorsque nous etions etudiants et lorsque 
nous nous interesslons aux institutlons politiques de ca pays 
et a leur fonctionnement, on nous a toujours explique qua 
chaque fois qua les autorites presentalent un contre-projet a 
une initiative, c'est parce que cette initiative, pour la rnajorite 
des autorites politiques, posalt un real probleme, mais etalt 
peut-etre trop drastique dans las solutions qu'on y proposalt. 
Nous nous trouvons dans un cas de flgure absolument ex­
ceptionnel. L.:initlative demande une amelioration et le regle­
ment d'un problerne qua tout Je monde admet, et Ja majorite 
d'une commission qua je quallflerai presque d'hysterique­
ment obnubilee par les interets des proprietalres, reussit a 
faire un contre-projet qui pejore encore tres nettement Ja si­
tuatlon actuelle des locataires et leur protection. C'est verita­
blement incomprehensible. Peut-etre que cette majorite veut 
absolument jouer au poker; mais, a. notre sens, il n'est pas 
admissible de jouer au poker avec un bien aussi essential 
que le logement. 
C'est la. le deuxieme aspeot de mon Intervention. Si la ques­
tion du logement merite une reglementatlon affinee et une 
protection toute particuliere, c'est qu'il ne s'agit pas d'un 
bien comme un autre. C'est bien la raison pour laquelle on 
ne saurait admettre d'y appliquer purement et simplement la 
theorie abrupte des loyers du marche. 
Depuis le debut des annees nonante, les milieux lmmobiliers 
ont entrepris une offensive qui vise a affaiblir la protection 
concernant les loyers. Le maitre mot de cette offensive, c'est 
le loyer du marche, c'est-a-dire un loyer fixe pretendument li­
brement par les parHes au oontrat et avec la reglementatlon 
legale la moins inclsive possible. 
Or, dans la sltuatlon de penurie de logements qui existe de 
maniere permanente dans les regions urbalnes importantes 
et qui s'acoentue actuellernent dans toute Ja Suisse, les 
loyers du marche sont ceux d'un marche de penurie ou les 
prlx sont en constante presslon a la hausse. 
Mäme d'ailleurs dans un marohe du logement qui serait de,. 
tendu se produlrait tout de mäme ce qua las eoonomistes 
appellent le phenomene du hold-up. 
Demenager n'est pas une chose facile. Toutes sortes de 
llens soclaux et pratlques attachent le locataire a son loge­
ment: la proximite de l'ecole, les amis, la vie assoclative 
dans le quartler, 1a proxlmite eventuelle du travail, celle 

d'une garde d'enfants ou d'une garderie, las frais de deme­
nagement et de reinstallation. De cette maniere, le locataire, 
mäme si un logement meilleur marohe ou plus avantageux a. 
un autre egard lui etait offert, aura milte raisons de ne pas 
demenager. 
Nous sommes donc, pour ces motifs, contre le rapproche­
ment excessif aveo les loyers du marche tel que le preoonise 
le Conseil federal. Dans la loi actuelle, les loyers usuels du 
quarHer sont deja. prevus, et II s'agit d'un element de marche 
Integre dans la reglementatlon. Mais, en pratique, la Jurlspru­
dence du Tribunal federal appliquant la lol actuelle pose une 
quantlte de condltlons aux exemples comparatlfs. A ceux-ci, 
le Tribunal federal a ajoute que seuls les loyers qui avaient 
ete adaptes a. la baisse des interets hypothecaires entrent 
en llgne de compte pour la definitlon des loyers usuels des 
quartlers. 
Vu la rarete des loyers veritablement abaisses, les loyers 
comparatlfs sont aujourd'hui un Instrument tres peu utllisa­
ble par les bailleurs. Or, le contre-projet du Conseil federal 
modlfie fondamentalement la definition des loyers usuels du 
quartier, ce qui equivaut a faire volar en eclats l'actuelle ju­
risprudence du Tribunal federal. 
En effet, aveo la deflnitlon du Conseil federal, on recourralt a. 
la methode dite hedoniste du Professeur Geiger - qui n'est 
d'ailleurs hedoniste que pour les proprietaires, alors qu'elle 
seralt plutot sadique pour les locataires --, cette methode est 
essentiellement fondee sur las loyers des baux recemment 
conclus, c'est-a-dire sur les loyers du marche. 
Quant a la rnajorite de la commission, alle a deflni las loyers 
usuels du quartier de maniere plus agressive encore envers 
las locataires, en supprlmant par exemple des statistlques 
las loyers les plus bas, notarnment ceux des cooperatives 
d'habltatlon. 
En resume, il nous paraft tout a fait deralsonnable de faire 
entrer encore davantage de marche dans 1a legislatlon sur 
les loyers. C'est la raison pour laquelle je vous propose d'ap­
prouver l'lnitiatlve populaire «pour des loyers loyaux» et de 
refuser d'entrer en matlere sur le contre-projet du Conseil fe­
deral. 

Stelner Rudolf (R, SO}: Erlauben Sie mir als einem beson­
nenen Vertreter der Hauseigentümer vorweg eine Bemer­
kung zur gestrigen Brandrede von Kollege Strahm: Es 
überrascht, mit welch ungleichen Ellen Kollege Strahm 
misst Wenn die Kommission für Rechtsfragen bei dieser 
oder anderer Gelegenheit zum Vorteil der Mieter entschei­
det, dann ist das recht so und richtig. Wenn aber die Kom­
mission für Rechtsfragen mehrheitlich den Anliegen der 
Hauseigentümer folgt, dann werden ihre Mitglieder als Mie­
terschreck und Bedrohung des Mieterfriedens gebrand­
markt, ohne dass hinterfragt wird, warum die Kommission so 
entschieden hat. Sie tat es nämlich aus guten Gründen, und 
zwar gerade im Interesse der Ausgewogenheit zwischen 
den Anliegen der Mieter und der Vermieter. 
Nicht jeder Vermieter, Herr Strahm, ist von vornherein ein 
Spekulant, der sich zu Unrecht zulasten der Mieter berei­
chert, im Gegenteil. Sie haben gestern selber festgestellt, 
dass es der Personen und Institutionen bedarf, die Wohn­
raum zur Verfügung stellen und in Wohnraum investieren. 
Die grosse Mehrheit der Eigentümer tut dies mit grossem 
Verantwortungsbewusstsein und grosser Rücksichtnahme. 
Die Mehrheit der Mieter ist denn auch mit ihren Vermietern 
zufrieden, wie umgekehrt die Mehrheit der Vermieter mit den 
Mietern. Die Statistik der Mieterstreitigkeiten bestätigt das. 
Dass die Mieten an sich ein wesentlicher Teil der fixen Le­
benshaltungskosten sind, ist nicht bestritten. Die Ursache 
dieses Sachverhalts liegt nicht bei den Eigentümern und ist 
nicht von diesen zu verantworten. Die Ursache liegt u. a 
vielmehr bei den Bau- und Bodenpreisen; aber es ist auch 
eine Frage des von den Mietern gewünschten Standards. 
Dieser ist In der Schweiz vergleichsweise hoch und hat sei­
nen Preis. Lassen Sie sich also von den Emotionen unseres 
Kollegen Strahm, zu denen er als Präsident des Schweizeri­
schen Mieterverbandes der Deutschschweiz wohl verpflich-
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tet ist, nicht beirren; bleiben Sie bei der Beratung dieses 
Geschäftes objektiv und sachlich, auch im Bestreben um ein 
auch in Zukunft gutes Einvernehmen zwischen Mietern und 
Vermietern und um eine gute Versorgung mit Wohnraum. 
Nun aber zu meinem eigentlichen Anliegen und zu einer 
Frage, die ich in der Detailberatung nicht mehr stellen kann. 
Sie steht, Herr Bundesrat, im Zusammenhang mit dem 
missbräuchlichen Mietzins bzw. der Reserve von 15, viel­
leicht 20 Prozent zur Vergleichsmiete bzw. zu den orts- und 
quartierüblichen Mietzinsen. In der Botschaft (S. 9848} fin­
den Sie zu Artikel 269 Absatz 2 die Feststellung: «Die vom 
Gesetz vorgesehene Möglichkeit, die Vergleichszahlen um 
bis zu 15 Prozent überschreiten zu können, erlaubt es den 
Parteien, beim Festlegen des Mietzinses den Verhältnissen 
vor Ort Rechnung zu tragen.» Nun kommt, was ich bean­
stande: «Beruft sich die Vermieterschaft im laufenden Miet­
verhältnis auf diese Reserve, muss sie auf Anfechtung der 
Mieterschaft hin die Gründe für die Erhöhung vor der zustän­
digen Schlichtungsbehörde respektive Gerichtsinstanz dar­
legen und beweisen.» 
Das ist eine klare Umkehr der üblichen Beweislast. Ich habe 
die Meinung, dass das so nicht gemeint sein kann. Denn die 
allgemeine Beweisregel bedeutet, dass nicht der Vermieter 
in der Beweispflicht steht, sondern dass der Mieter, der 
diese Reserve von 15, eventuell 20 Prozent anficht, diese 
Behauptung darlegen und beweisen muss. 
Ich bitte nun den Herrn Bundesrat um eine Bestätigung, 
dass die diesbezüglichen Ausführungen auf Seite 9848 der 
Botschaft so nicht richtig sind und dass auch bei Streitigkei­
ten um den Bestand einer Reserve die allgemeinen Beweis­
regeln Gültigkeit haben. 

Tlllmanns Pierre (S, VD): II a deja ete dlt beaucoup sur !'ini­
tiative et Je contre-projet et je ne vais pas y revenir. J'aime­
rais simplement vous dire comment la population et en 
partlculier Ja population des locatalres ressent Je lobby des 
proprietaires. 
Tout Je monde sait dans ce pays que, lorsqu'il y a une 
hausse du taux hypothecalre, on augmente en principe les 
loyers. Tout Je monde sait aussi que, lorsqu'il y a une baisse 
du taux hypothecaire, en general le loyer n'est pas baisse et 
que toutes les justlfications et tous les arguments sont don­
nes pour ne pas balsser les loyers. C'est connu de la part de 
la population. 
Mon preopinant, M. Steinar, nous a dlt tout a !'heure que, se­
ien les statistiques, les relations entre les proprietalres et las 
locatalres sont bonnes. Mais c'est parce que, lorsqu'il y a 
une balsse du taux hypothecaire et qua Ja baisse n'est pas 
repercutee sur Je loyer, Je locataire n'intervient pas. Pour­
quoi? Parce que son appartement est quelque chose d'es­
sentiel pour lui, parce qu'il veut garder des bonnes relatlons 
avec son proprietalre pour ne pas prendre des risques, 
parce qu'il n'a pas l'envle d'engager des procedures admi­
nistratives compliquees, parce que peut-etra il ne comprend 
pas les choses, simplement parce qu'il est etranger. On voit 
donc blen qu'il y a deux camps et qua Je camp le plus faible 
au contrat, c'est le camp des locataires. 
Tout le monde se souvient des milliards de francs, on l'a dit 
ici, qua les proprletaires ont encalsse en trop, parce qu'ils 
n'ont pas balsse les loyers lorsque le taux hypothecalre a 
baisse. Tout Je monde salt qua, lorsqu'II y a un changement 
de locatalre, il y a aussi une augmentatlon de loyer. Tout le 
monde se souvient de la speculation effrenee dans les an­
nees huitante, ou on vendait trois fols dans le mäme mois 
par exemple des immeubles et a chaque fois avec un bon 
profit pour Je proprietaire vendeur, sur le dos des locataires 
bien entendu. Tout le monde se souvient aussi de cette pe­
rlode ou on disalt aux gens: «Achetez ou partezl» pour avolr 
un benefice immediat. Cela a fait des drames aupres des 
personnes ägees an particulier qui etalent depuis des dlzai­
nes d'annees dans leur appartement, lorsqu'elles recevaient 
une simple lettre de leur gerance disant qu'elles avaient Ja 
possibilite d'acheter leur appartement, et qu'elles n'avaient 
pas las moyens de le faire. Elles etalent totalement catastro­
phees; alles n'en dormaient plus et cela a fait des drames. 

Amlllches Bulledn der Bundesversammlung 

Voyez-vous, les gens ne sont pas des choses - bientöt. las 
animaux ne seront semble-t-11 plus des choses. On ne peut 
pas traiter les gens de cette fac;on-la et on ne peut pas avoir 
qua Je porte-monnaie an face des yeux et faire des profits a 
court terme. 
Pourquoi exlste-t-11 une association de defense des locatal­
res, l'Asloca? C'est bien parce qu'II y a au des profrteurs et 
qu'il a fallu se defendre. S'il n'y avalt pas des profiteurs, on 
n'aurait pas besoin de se defendre. Cette associatlon est 
puissante et toujours plus puissante. Elle a fait ia preuve 
qu'elle est an mesure de gagner des referendums et des ini­
tiatives. Cela sera tres probablement le cas cette fois-ci 
aussi. 
Je vous demande donc d'accepter l'lnitiative populaire et de 
refuser le contre-projet parce qua l'lnitiatfve de l'Asloca a 
blen des chances de passer devant le peuple, mais ce n'est 
pas Ja ralson. La raison est Ja justice. 

Clna Jean-Michel (C, VS): Mietrechtsrevisionen haben viele 
Gemeinsamkeiten mit einer urschweizerischen Sportart 
dem Seilziehen. Interessenvertreter von Mieter- und Vermle­
terseite sind jeweils bemüht, In diesem Seilziehen die Ober­
hand zu gewinnen. Schiedsrichter in diesem Seilziehen 
werden aber aller Voraussicht nach ohnehin und letztlich die 
Stimmbürgerinnen und -bürger sein und bleiben. Unsere 
Aufgabe wird Immerhin darin bestehen, eine Vorlage zu ver­
abschieden, die eine der beiden Seiten nicht übermässlg 
bevorteilt. Auch darüber, insbesondere über den Begriff 
«überrnässig», wird es freillch gegenteilige Auffassungen 
geben. 
In der Vorlage des Bundesrates und der Kommissionsmehr­
heit begrüsse ich folgende wesentlichen Punkte: die Entkop­
pelung von Hypothekarzins und Mietzinsen; die Bindung der 
Mietzinsentwicklung an den Landesindex der Konsumenten­
preise und damit die generelle Einführung der Indexmiete; 
die Einführung des Prinzips der statistischen Vergleichs­
miete und damit die Annäherung an die Marktmiete, wie dies 
vom ehemaligen CVP-Nationalrat Baumbergar gefordert 
wurde. 
Übrigens ist die Marktmiete nicht de facto missbräuchlich. 
Die CVP-Fraktion liegt bei der Behandlung der vorliegenden 
Mletrechtsvorlage im Grassen und Ganzen auf der Linie des 
Bundesrates und der Kommissionsmehrheit. Anders lau­
tende AntrAge - Minderheits- und Einzelanträge, welche 
übermässig strapazieren und einseitig die Interessen- und 
Rechtslage zugunsten der Vermleterseite positiv beeinflus­
sen wollen - werden wir von der CVP-Fraktlon mehrheitlich 
nicht unterstützen. In dieser Frage sind wir nicht labil. Inwie­
weit die Bereitschaft zu einer gewissen Korrektur besteht, 
lasse ich vorerst aus Rücksicht auf die weiteren Beratungen 
noch offen. 
Ich votiere in diesem Sinn für Eintreten auf den Gegenent­
wurf und für Ablehnung der Volksinitiative; das neue System 
der Feststellung der Mlssbräuchllchkelt anhand der statisti­
schen Vergleichsmiete wird weitaus einfacher sein als das 
heutige, sehr komplizierte Nebe_neinander von Elementen 
der Kosten- und der Marktmiete. Uberdies werden beide neu 
eingeführten Mietzinsmodelle dafür sorgen, dass die Be­
rechnungsgrundlagen für die Mietzinse transparent definiert 
und auch für die Mieter möglichst einfach zu erfahren und zu 
erheben sein werden. 
Ich bitte Sie daher, Eintreten auf den Gegenentwurf zu be­
schliessen, die Volksinitiative zur Ablehnung zu empfehlen 
und andere Konzepte abzulehnen. 

Grobet Christian (S, GE}: Comme plusieurs orateurs l'ont 
souligne, las milieux des locatalres ont lance l'lnitlative popu­
laire «pour des loyers loyaux» an ralson des abus manifes­
tes commis dans le domaine des loyers. II a ete rappele tout 
ä !'heure qua chaque fois qua le taux des interets hypothe­
caires augmentait, les toyers subissaient le meme regime et 
qua le contraire ne se produisait pas, lorsque les taux de l'in­
terät hypothecaire balssaient. Pire, las locataires qui avaient 
paye une hausse de Joyers en raison de la hausse du taux 
de l'interet hypothecaire repassaient ä la casserole quelques 
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annees plus tard, lorsque le taux augmentait une seconde 
fois. La veritable SOiution a ce probleme real aurait consiste 
ä etendre la surveillance des prlx dans ie domaine des 
loyers, ce qul aurait ete pleinement justifie, en raison de l'im­
portance phenomenale des proffls encalsses par les pro­
prietaires immobiliers, qui ont alimente, du raste, la 
speculatlon fonciere, et en raison de l'importance du budget 
du loyer dans les budgets familiaux. 
Au lieu de prendre en consideration cette initiative populaire 
pleinement justlfiee, le Conseil federal a imagine de lui op­
poser un contre-projet visant, de fait, a liberaliser les loyers 
et entretenant ce mythe du bon fonctlonnement du marche 
des loyers qul n'ajamais fonctlonne correctement dans notre 
pays et qui, a chaque perlode de crlse du logement, s'em­
balle, comme on l'a vu dans le passe et comme on le verra 
prochalnement. Pire, la majorlte de la Commission des affai­
res juridiques de notre Conseil a saisi cette oocasion pour 
engager un processus de demantelement des droits des lo­
catalres et affalbllr leur protectlon. Cette demarche, je dois le 
dire, est particulierement choquante. II s'agit d'un usage to­
talement abuslf de !'Instrument du contre-projet ä une initia­
tive populalre, contre-projet qui a ete institue pour ameliorer 
le texte d'une initiative ou pour attenuer sa portee, c'est-a­
dire proposer une solutlon plus douce au corps electoral, 
mais en aucun cas pour profiter d'une Initiative afln de pro­
poser, sous le couvert d'un contre-projet, des solutions allant 
dans le sens oppose de cette initiative. Cette fa~n de pro­
ceder constltue un detoumement caracterise de nos institu­
tlons. 
Certalns orateurs ont fait allusion a la reouverture de la 
guerre entre proprietaires et locataires. C'est clalr que la ma­
jorlte representant las interelts des proprietaires dans cette 
enceinte veut effectlvement reouvrlr la guerre contre les lo­
cataires. Alors que las proprietaires d'immeubles qui benefl­
cient d'une structure privilegiee dans notre pays tirent un 
rendement particulierement interessant de leurs immeubles, 
leur appät au gain n'a pas de retenue. lls voudraient pouvoir 
pressurer les locatalres a leur guise et les depouiller de leurs 
droits elementalres. lls veulent remettre an cause !es com­
promis peniblement mis au point il y a un peu plus d'une 
dizaine d'annee et mettre en peril une certalne paix du loge­
ment qui s'etait instauree dans les relations entres bailleurs 
et locatalres. 
M. 1illmanns l'a rappele taut a. l'heure, c'est vrai que certalns 
locataires craignent d'lntervenir, mais il est aussi vral que la 
protectlon des locataires, teile qu'elle a ete adoptee par !'As­
semblee federale en reponse a une initiative des milleux des 
locataires, a permis de detendre les relatlons entre bailleurs 
et locatalres. 
Aujourd'hul, en remettant an cause ce compromis penible­
ment mis sur pied, las representants des proprietaires non 
seutement sont an train de jouer avec le feu, mals ils vont 
rallumer cette guerre a. un moment particulierement mal 
venu, puisqu'on voit que la penurie de logement s'aggrave 
dans notre pays; qua les possibilites de construction sont li­
mitees dans las centres urbains, que la speculation est re­
lancee - il n'y a qu'a. voir les prix auxquels un certain 
nombre d'immeubles sont vendus - et il y a une acceleration 
de la hausse des loyers qui est en traln d'intervenir. 
Je vous invite donc non seulement a soutenir !'initiative po­
pulaire, je ne me fais pas trop d'illuslons a ce sujet, mais sur­
tout a refuser le contre-projet scelerat qui a ete mis au point 
sous l'egide de la Commission des affaires juridiques du 
Conseil national. 

Beck Serge (L, VD): Monsieur Grobet, est-ce qua flnale­
ment vous ne pensez pas que le meilleur moyen de proteger 
!es locataires, c'est de faciliter l'accession a. la propriete? Ne 
constatez-vous pas, avec moi, qua ceux dont vous ätes, qui 
pretendent defendre les locataires, sont ceux qui s'opposent 
et qui font taut pour entraver l'a.ccession a. la propriete? 

Grobet Christian (S, GE): Alors, Je voudrais taut de sulte 
vous dire, Monsieur, que l'accesslon a. la propriete pour re­
soudre le probleme du logement suisse est un mythe entre-

tenu par las milieux des proprietaires, parce qu'il est evident 
qu'au prix actuel des logements, seule une minorite des ci­
toyens de ce pays peut se payer un logement. 
Ceci etant dit, je tiens a preciser qua las milieux des locatal­
res ne s'opposent pas du taut a l'accession a. la propriete. 
Ce ä quol ils s'opposent, c'est qu'on subventionne l'acces a 
la propriete, parce que c'est venlr subventionner les plus pri­
vilegies des privilegies. Mais ce qua je voudrais dire en 
guise de conclusion, c'est que votre discours me fait rappe­
ler mes debuts dans la protectlon des locatalres, a. la fin des 
annees soixante, quand votre majorite de droite a supprlme 
taute Ja protection des locataires dans ce pays et a mis las 
locataires dans une situation impossible, parce que vous en­
treteniez a. l'epoque le mythe que, gräce a. la llberation du 
marcM, las regles du marche fonctlonneraient. Eh bien, ces 
regles du marche n'ont Jamais fonctlonne et c'est ce qui a 
amene ca Parlament, dans sa sagesse, a. adopter les regles 
de protectlon des locataires a la fin des annees quatre-vingt, 
qui ont reussl a remplacer ce que votre majorlte avait sup­
prime a la fin des annees soixante. En tant que defenseur 
des locatalres, permettez-moi de dire - vous pouvez rlgo­
ler - qua, moi, je ne rlgolais pas quand je voyais les loca­
talres arriver ä l'Asloca, ayant subi las conges qul leur 
ätaient notifies, les hausses de loyer tragiques les ayant mis 
a la porte et dans la rue, quand ils n'avaient pas les moyens 
de les payer. Eh blen, je peux vous dire que, mal, je sais de 
quoi je parle, avec d'autres defenseurs des locataires, pour 
avoir vu ce qu'a ete la sltuation des locataires dans ca pays 
et ceux qui ont ete pressures par las proprietaires. Vous 
trouvez ,;:a tres dröle, mais Je sais de quel cöte vous vous 
trouvez, celui du capital et des proprietaires arrogants de ce 
pays. (Brouhaha) 

Leuthard Doris (C, AG), für die Kommission: Ich hoffe, Sie 
beruhigen sich wieder ein bisschen. Der Vorwurf an die 
Kommissionsmehrheit, sie habe den Gegenvorschlag zu 
einseitig vermleterfreundllch gestaltet, stimmt nicht. Das 
können Sie schon daran feststellen, dass die zahlreichen 
Anträge auf der Fahne sowohl weitere mieterfreundliche als 
auch weitere vermleterfreundliche Begehren beinhalten. 
In der Linie hat sich die Kommissionsmehrheit für die Ver­
sion des Bundesrates ausgesprochen. Aufgrund der Diskus­
sion stelle ich auch fest, dass grosse Angst vor einer 
Preisspirale besteht und das Modell der Vergleichsmiete 
Ängste hervorruft. Das ist unbegründet, wird dieses System 
doch vor allem durch Lage, Fläche, Zustand und Ausstat­
tung sowie Alter einer Wohnung, aiso relativ stabile Krite­
rien, beeinflusst. 
Im Übrigen darf den Vermietern nicht einfach unterstellt 
werden, sie würden in jedem Fall den Mietzins am maximal 
Zulässigen orientieren. Vermieter sind zum grössten Teil 
Kleinvermieter - von bis zu sechs Wohnungen -, die sicher 
eine Rendite anstreben, vor allem aber zufriedene Mieter 
und keinen grossen Mieterwechsel wollen. Es ist ein Gaben 
und Nehmen und in der Regel ein faires Vertragsverhältnis. 
Artikel 269d wurde als Schicksaisartikel bezeichnet. Die 
Kommission war sich dessen sehr wohl bewusst - er war 
höchst umstritten. Durch die verschiedenen Anträge haben 
Sie die Möglichkeit, die fur Sie richtige Version festzulegen. 
Die Indexierung zu 100 Prozent wurde kritisiert. Dieser Kritik 
ist entgegenzuhalten, dass dies schon heute der Fall ist Der 
Gegenvorschlag der Kommissionsmehrheit übernimmt le­
diglich die geltende Ordnung, die offenbar nicht zu grossen 
Problemen geführt hat. 
Zentral ist wirklich nur eine Frage: Welcher Mietzins ist 
missbräuchlich? Diese Frage haben wir Im Gesetz in Erfül­
lung von Artikel 109 der Verfassung zu klären. Die Kommis­
sionsmehrheit schlägt Ihnen ais Antwort vor, dass die 
Grenze dort liegt, wo die Bandbreite von 15 Prozent der Ver­
gleichsmiete überschritten wird, wie der Bundesrat dies vor­
geschlagen hat. Diese Vergleichsmiete wird vom Markt 
beeinflusst. Hier ist es wie bei anderen Konsumgutern oder 
Produkten: Je mehr Objekte auf dem Markt sind, desto mehr 
Wettbewerb und Konkurrenz und damit mehr Preisdruck. 
Das muss heissen: Der Mieter müsste eigentlich mehr Markt 
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anstreben. Eine Auswahl von Objekten und auch ein breites 
Angebot an fairen Preisen, das ist es, was zu niedrigen Prei­
sen und entsprechend mieterfreundlichen Systemen führt 
Hier braucht es den Staat nicht, hier regelt der Markt selber. 

Glasson Jean-Paul (R, FR), pour la commission: Rien n'a 
vralment change au terme de ce debat d'entree en matiere. 
Les positions sont donc connues. La gauche et ses allles 
sont favorables ä !'initiative populaire «pour des loyers 
loyaux», tout au plus a-t-on entendu M. de Dardel nous dlre 
que la reference aux taux hypothecaires n'est pas obsolete. 
Je ne suis pas banquler. Peut-ätre un scientiflque, comme 
on dlt aujourd'hui, trouverait-il un moyen de determiner le 
taux de reference? Mals que de difficultes a se mettre d'ac• 
cord la-dessus, le cas echeantl Sinon, il faudrait solt analy­
ser chaque posltion partlcullere, solt recourir a une flxation 
du taux de referenc13 par une tierce autorlte: Banque natio­
nale suisse ou Conseil federal. Je ne crois pas que la pre­
miere cherche ce rOle. Tout Je monde est trop content de voir 
les taux hypothecaires ne plus revetir autant de polds social 
qu'aujourd'hui. Quant au Conseil federal, lui, il determinerait 
un taux «politique». Seralt-ce plus juste? J'en doute. 
ll faut rejeter !'Initiative qul de plus a les dl!fauts techniques 
qu'on sait - texte trop long, trop precis, etc. -, sans compter 
les polnts negatifs de fond: l'obligatlon de justifler les conges 
de la part des bailleurs - que reste-t-il de la liberte contrac­
tuelle --, l'obligation d'utlllsation dans tous las cas des formu­
les offlclelles de notiflcatlon de hausses de loyers, etc. Donc, 
non a l'lnltiative. 
Pour ce qui concerne le contre-projet indirect, et la il s'aglt 
bien d'un contre-projet indirect et non d'un contre-projet sim­
ple - je crois qu'il y a eu dans la bouche de certains orateurs 
une confusion -, il taut, de notre point de vue, entrer en ma­
tiere. Je ne comprends pas tres bien l'attltude des adversai­
res. Entrer en matiere ne signifie pas encore acceptatlon du 
projet final. Les debats vont amener certains changements, 
ne serait-ce qua par l'influence decisive de M. Couchepin, 
conseiller federal - j'en suis certain. le contre-projet peut 
donc etre encore amellore et devenlr acceptable. II permet 
de toute evidence de quitter le couplage taux hypothecalres/ 
loyers. C'est la deja son tres grand marlte. S'il n'y a pas un 
contre-projet ou un contre-projet contre en votatlon popu­
laire, on risque d'en rester en l'etat, ce qui aurait pour effet 
de remettre tout sur le tapis. Qu'aurait-on gagne au final? 
Entrons donc en matiere sur le contre-projet indirect et sor­
tons-en la meilleure mouture possible. 
Au nom de la commission, Je vous enjoins de repousser la 
proposltion de non-entree en matlere de Dardel. 

Couchepin Pascal, conseiller federal: Le debat sur le drolt 
de bail revät souvent un caractere tres technique. C'est donc 
fort heureux que, a l'occaslon du debat d'entree en matiere, 
on puisse elargir un peu Ja vision des questlons qui sont po­
sees par des modifications techniques qua nous discuterons 
au cours des heures qui sulvent. 
Si on regarde d'une maniere generale la sltuation immobi­
liere en Sulsse, on peut dire qua les Suisses sont un peuple 
de locataires, le plus souvent satisfaits de l'etre et, ce qui est 
paradoxal, les proprietaires ne semblent pas malheureux 
non plus dans ce pays. On a donc reussi au cours de ces 
dernieres annees - quelqu'un l'a dit, avant de s'emballer un 
peu dans une envolee finale, je crois qua c'etalt M. Grobet -
ä vivre dans ce pays dans une paix relative entre proprietai­
res et locataires. Souvenons-nous en a chaque fois que 
nous proposerons des modiflcatlons au cours des heures 
qul sulvent. 
II y a un mouvement qui est en marche, du fait de l'inltiatlve 
populaire, il ne faut pas qua cela debouche sur une degrada­
tlon grave du climat soclal dans ce pays. Je pretends que le 
systeme actuel satistait en grande partle les locataires et en 
grande partie las proprietaires. II doit changer, puisque no­
tamment le systeme de flxation des taux hypothecaires s'est 
considerablement modifie et qu'un des elements principaux 
du systeme actuel n'est plus tenable. En soi, la situation ac­
tuelle est pourtant relativement equilibree. 
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Notre pays compte environ 2,8 millions de logements occu­
pes; 66,5 pour cent de ces logements sont occupes par des 
locataires, 3,7 pour cent par des cooperateurs. Depuis la 
guerre, la part relative au logement dans las depenses des 
menages a plutöt recule. Ce n'est d'ailleurs pas seulement 
le cas du logement, c'est aussi le cas des depenses pour 
l'alimentation: c;a signifie que les besoins de base sont deve­
nus relatlvement moins importants dans les depenses des 
ml!nages; c'est le signe d'une amelioratlon du bien-ätre. 
Si on regarde maintenant les chiffres relatlfs de depenses 
des menages pour le logement, on constate qua, en 
moyenne nationale, moins de 20 pour cent du revenu est de­
pense pour le logement. Mais, c'est une moyenne et il y a 
quand mäme un quart des menages qui depense plus de 
25 pour cent pour le logement. Par contre, ce qua las statis­
tlques ne peuvent pas dire, y compris la statlstique qui cons­
tate que, depuis 1990, les logements ont augmente de 
30 pour cent, c'est l'amelioration conslderable de la quallte 
des logements depuis la guerre. La part relative des loyers 
dans les depenses des menages a au fond diminue, mais ce 
qu'on a obtenu de cette part dlminuee est nettement mieux 
que ce qua l'on avait dans le passe; au fond, ce n'est pas du 
meme objet dont on dispose avec environ 20 pour cent 
aujourd'hui que ce dont on dlsposait II y a 50 ans, avec 25 a 
30 pour cent. II y a donc eu une amelioration conslderable 
de la sltuatlon des locataires et nous allons voir qua la sltua­
tion des proprletaires ne s'est pas degradee non plus. 
Le systeme est bon. La preuve est donnee aussi par des 
comparaisons Internationales. Regardez Je patrimoine im­
mobiller suisse: il est de quallte notolrement mellleure qua le 
patrirnolne immobiller de 1a plupart des pays voisins -- et Je 
crois mäme pouvoir dire de la totalite des pays voisins. C'est 
dlre que !es investisseurs aussi ont trouve leur compte au 
cours de ces dernieres annees et qu'investlsseurs et locatai­
res ont reussi ä maintenir un certain equillbre qu'il taut eviter 
aujourd'hui de detruire. 
Pour ce qui concerne les investisseurs: a certalns moments, 
j'avals l'impression qu'on etalt dans un pays ou le patrimoine 
immobiller se degradait de maniere massive, parce qua les 
investisseurs n'y trouvaient pas leur compte. Je crois qua 
c'est faux. Las investisseurs ont trouve aussi leur compte 
dans l'evolutlon de ces clnquante dernieres annees. 
Le marche le dlt, on pretend qu'II y a equlllbre, que le mar­
che fonctionne sur le plan immobilier lorsqu'il y a environ 
1,5 pour cent de logements llbres, qu'ainsl II y a des possibi­
lites de choix sufflsantes pour que le marche puisse fonc­
tionner. En juln 2000, il y avalt a l'echelle nationale 1,49 pour 
cent de logements libres. Cela slgnitie que si on regarde 
seulement, macroeconomlquement, l'ensemble du marche 
immobllier suisse, il serait en equilibre, il seralt ouvert puis­
qu'a l'echelle nationale II y a 1,5 pour cent environ de loge­
ments vacants et a dlsposltlon de locataires potentlels. 
Malheureusement, les statistlques ne peuvent pas etre tral­
tees de maniere aussi simple. II taut volr la situatlon partl­
culiere d'un certain nombre de villes, les grandes vilies, ou 
la le marche immobllier est beaucoup plus tendu. Vous avez 
environ 0,62 pour cent de logements vacants ä Zurich, c'est 
donc en dessous de ce qul est souhaitable pour qua le mar­
che fonctionne, et 1 pour cent a Bäle. Mais la penurie n'est 
pas dramatique, mäme si les tensions existent dans ces 
villes. Est-ce a dire qua las lnvestlsseurs n'y trouvent pas 
leur compte? Je ne crois pas qu'on puisse le dire, parce qua 
ces vllles sont les endroits las plus dynamlques demogra­
phiquement, ou il faut donner relatlvement rapidement plus 
de logements pour repondre aux besoins de l'evolutlon de 
la populatlon. Ce sont des villes aussi ou le terrain devient 
beaucoup plus rare, ou les procedures sont plus difficlles et 
plus longues. Ce sont les ralsons pour lesquelles on ne peut 
pas attribuer au marche du logement lul-mäme les diffi­
cultes qui survlennent .dans les grandes agglomerations. On 
dolt plutöt conslderer que ce sont des entraves administra­
tives ou des problemes comme ceux-la qui font qua le mar­
che fonctionne moins bien dans ces grandes villes. Dans 
l'ensemble de la Suisse, le marche fonctionne plutöt bien. 
D'abord, un rapide survol montre qua le marche joue bien, 
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malgre un certain nombre de restrictions qui ont ete souhai­
tees par Je legislateur. Deuxieme chose, on investlt encore 
en Suisse dans le logement; les investisseurs y trouvent 
leur compte. Troisieme point, la situation des locataires est, 
en regle generale, satisfalsante. 
Neanmoins, depuis la derniere guerre mondlale, on a voulu 
encadrer ce marche du logement par des dispositions lega­
les pour proteger le locataire, pour dire que le logement est 
un bien particulier qui ne peut pas ätre traite de la meme 
maniere que d'autres biens auxquels on accede sans res­
triction par l'intermedialre du marche. Parmi ces modifica­
tions et ces regles qui ont ete decidees par le Parlament et 
confirmees par le peuple, il y a celle du couplage taux hypo­
thecaires/loyers qui a ete introduite en 1972. A l'epoque, 
cette regle, ce couplage a ete souhaite aussi bien par les 
proprietaires que par les locataires. C'etait une decision qui 
a ete prise apres qu'on a fait l'experience de la libre forma­
tion des loyers, experlence qui a peu dure puisqu'elle n'a 
existe que de 1970 a 1972. Au]ourd'hui, avec ralson, parce 
que la situation economique, parce que le systeme des taux 
hypothecaires a ete rnodifle, le couplage taux hypothecaires/ 
loyers est conteste. 
einitiative vise a. remplacer le systeme d'adaptation des 
loyers en fonction des taux hypothecaires par ce qu'on ap-­
pelle le taux hypothecaire lisse qui est une sorte de 
moyenne sur plusieurs annees des taux hypothecaires. elni• 
tiative veut en outre un loyer fixe selon les coats, sans ele­
ment de marche, ce qui ne nous paran pas justifle et 
conduirait certainement a. une degradatlon de l'investlsse­
ment dans le domaine immobilier et a. une degradation tout 
slmplement du logement en Suisse. 
Mals je crois que ce qui condarnne definitlvement !'initiative, 
c'est l'idee du taux hypothecaire llsse. J'ai entendu M. de 
Dardel dire hier que, meme si aujourd'hui il n'y a plus de 
taux hypothecalre de reference fixe par la Banque cantonale 
de Zurich ou par les grandes banques, !'alternative est sim­
ple, il suffit de prendre une moyenne. Mais quelle moyenne? 
Car une moyenne comme celle-la ne peut pas ätre prise 
simplement en additlonnant le taux hypothecaire de la Ban­
que cantonale de Zurich pour un debiteur de premlere qua­
lite plus le taux hypothecalre de Ja Banque cantonale 
valaisanne pour un debiteur de mauvalse qualite, puis en les 
divisant par deux. II faudrait a tout prix ponderer las dlffe­
rents elements de taux hypothecaires qul entreraient dans la 
moyenne, et i;a revient a. transformer la definition du taux hy­
pothecaire en une notlon hautement politique. 
Ce matin, en reflechissant a cette Idee, il m'est venu a l'es­
prit que sl on adoptait la solutlon preconisee par !'Initiative 
on aboutirait probablement a un taux hypothecaire aussl po­
litique qua le fut le prix du lait durant les trente dernieres an­
nees, lorsque chaque annee il y avait des negociations entre 
le Conseil federal et les organisations paysannes pour fixer 
le prix du lait pour l'annee suivante. C'etait un prix qui etait 
hautement polltise, qul etait decicle en fonction de la force 
respective des partls, en fonction d'elements qui ne rele­
valent qua de manlere tres lointaine du marche. Le taux hy­
pothecaire auquel rävent les partlsans de !'Initiative est un 
taux hypothecaire qui serait politise, qui n'aurait plus beau­
coup de rapport avec la realite et qui, par consequent, serait 
un sujet de confllt permanent, dangereux, qui conduirait a 
coup sür a la rupture de la paix du logement que nous sou­
haltons tous maintenir dans l'interät des locataires et des 
proprietaires. !.'.initiative populalre, sl alle etait acceptee, con­
duirait a. une insecurite qul casserait l'investissement, qul de­
truirait la possibllite pour les investisseurs d'envlsager sur le 
long terme des investlssements dans le domalne immobilier, 
avec la consequence, qui a ete evoquee par plusieurs inter­
venants, que les lnvestlsseurs se retlrant, la pression sur le 
marche augmenteralt - et cela irait a l'encontre des interAts 
des locataires, qui verraient le marche agir a la hausse. 
Des !'Instant ou il taut rejeter l'lnitlative populaire et des l'ins­
tant Oll l'on admet loglquement que le couplage taux hypo­
thecaires/loyers n'est pas justifie, U faut trouver une solution 
alternative, d'oll le contre-projet du Conseil federal. eobjectif 
du contre-projet est de viser a plus de simplification, a une 

plus grande transparence, a une certaine souplesse qui fa­
vorlse les investissements et au maintlen d'une certaine pro• 
tection des locataires contre des abus. Notre objectif est de 
donner satlsfaction sur ce point ou nous reconnalssons que 
!'initiative a raison, c'est-a-dire la suppression du couplage 
taux hypothecaires/loyers, mals nous ne voulons pas chan­
ger la repartition du revenu locatif. Nous voulons garder 
l'equllibre qui est reconnu et qul existe entre proprietalres et 
locataires aujourd'hui. 
Finalement, je crois que notre proposition est simple et cor­
recte. Elle est simple, parce qu'elle prevoit deux modes 
d'evolution des loyers. 
Sott on choisit l'indexation au coüt de la vie, et on aura une 
discussion pour savoir si cette lndexation dolt ätre a 1 oo pour 
cent ou a so pour cent. Je dis d'emblee que l'indexation a 
100 pour cent est contraire a tous les principes defendus no­
tamment par mes amis polltiques. Elle entraine une spirale, 
une autospirale absolument injustifiee, puisque le logement 
entre pour 20 pour cent dans l'lndex. Si on Indexe a 100 pour 
cent, <;a signifle qu'on provoque la hausse de la spirale sans 
limite et c'est contralre a tous les prlncipes defendus par les 
radicaux, notamment dans la politique nationale. II n'y a pas 
de cas Oll la pensee politique, qui est celle de mes amis poll­
tiques, justifie une spirale comme celle-la. Au nom de la lo­
gique, je defendral une indexatlon partielle. 
Soit on adopte le systeme des loyers comparatifs, avec la re­
ference a la statistique que nous avons discutee au long des 
seances de commlssion. Le systeme est simple, mals il ne 
taut pas le corrompre en cumulant les deux systemes: l'ln• 
dexatlon et l'adaptation en fonction des loyers comparatifs, 
comme voudrait le faire la majorite de la commission. Je 
crois que, sur ce point-la., il faudra ätre tres ferme, sinon Je 
suis convaincu que la chance du contre-projet devlent nulle 
devant le peuple. 
La protection des locataires dolt ätre malntenue. En flxant 
une variation par rapport au loyer comparatif rnoyen a 
15 pour cent, on a encore un nombre statlstique d'abus cor• 
respondant a environ 2,5 pour cent des logements. SI on 
passe a 20 pour cent, comme le voudrait la majorite de la 
commisslon, non seulement II n'y aurait plus aucun abus en 
Suisse aujourd'hui, mais les proprletalres pourraient encore 
augmenter les prix de locatlon en restant dans la clble non 
abusive. Cela revient a dire qu'on malntlent theoriquement 
un systeme de protection des locatalres, mais qu'en pratlque 
on le supprime. Je crois que ce serait vieler l'esprlt de la 
constlMion que d'aller aussi loin, ralson pour laquelle nous 
defendrons la variation par rapport a la norme statistique a 
15 pour cent, voire molns, et que nous refuserons une pro­
posltion qui voudrait accepter que la norme statistlque varie 
Jusqu'a 20 pour cent, car elle est contraire a l'esprit de la 
constitution. 
II y a ensuite les regles de procedure. Sur ce point-la. aussi, 
nous pensons que le projet du Conseil federal est mieux 
equilibre et donne plus de chances aux locatalres qui, dans 
ce cas-la, sont la partie la plus faible. J'espere que vous ac­
cepterez notre proposition de porter la gratuite de la proce­
dure jusqu'a un montant de 20 000 francs de litige. 
En concluslon, oul, l'initiative populalre a raison de vouloir la 
suppression du couplage taux hypothecalres/loyers, mals la 
solution qu'elle preconise est mauvaise, parce qu'elle sup­
prlme les regles du marche, parce qu'elle est inappllcable du 
point de vue de la technique. La moyenne qul est demandee 
est quelque chose de tout a fait arbitraire et politique, raison 
pour laquelle II faut repousser cette initiative. 
Mais il faut trouver une solution alternative, et c'est le contre­
projet. Un contre-projet qui doit preserver Ja paix du loge­
ment en Suisse. C'est pour cela que je vous inviteral tout au 
long du debat a suivre la position du Conseil federal et a re­
fuser les propositlons de la commission lorsqu'elles vont au­
dela de celles du Conseil federal. 

Tlllmanns Pierre (S, VD): Monsieur le Conseiller federal, 
vous avez dit que Je marche etalt a peu pres normal parce 
qu'II y avait 1,5 pour cent de logements libres. Vous avez en­
suite rajoute heureusement qu'en ville de Zurich, par exem-
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ple, c'etait 0,6 pour cent. Ne pensez-vous pas qua c'est trop 
simple de faire ce genre de statistique, alors qu'll y a une 
grosse penurie de logements de quatre pieces? Pour une fa­
mille avec deux enfants, c;a Jui fait une belle jambe de savoir 
qua pour les une-piece il y a de Ja plethore et qua la 
moyenne de Ja statistique fait qua le marche se constitue 
normalementl 

Couchepln Pascal, conseiller federal: Monsieur Tillmanns, 
II est exact que le recours aux stat!Stiques comme argument 
definitif n'est pas une bonne methode de combat, si vous me 
permettez l'expresslon, mals quand meme on ne peut pas 
ignorer les statistiques. 
Puis, j'aimerais vous poser peut-ätre une contre-question: 
comment allez-vous lutter contre la penurie des quatre-pie­
ces? En rendant encore moins interessant l'investlssement 
ou en veillant a ce qua l'investlssement soit sufflsamment at­
tractif pour qua des gens fassent non seulement des appar­
tements de deux pleces ou des studlos d'une piece, mais 
fassent aussi des appartements de quatre pieces? Tout l'ob­
jet de notre debat, c'est de trouver un exact equllibre entre 
les preoccupatlons qua vous avez de faire qua, pour toutes 
las familles, des logements de qualite suffisante soient ac­
cessibles et las preoccupations d'une autre partle de cette 
salle qul est de faire qua las lnvestisseurs continuent a pro­
duire des appartements qui peuvent ätre accessibles a tous. 

Schwaab Jean Jacques (S, VD): Monsieur le Conseiller fe­
deral, vous avez dit a propos de !'initiative qua le taux Usse 
etait arbitraire puisqu'II etait une moyenne de pommes et de 
poires, si je vous ai bien compris. Mais est-ce que vous ne 
pensez pas qua le loyer statistique, tel qu'il ressort d'une 
methode certes attrayante sur le plan technique, mais qui 
n'a jamais ete experimentee, risque d'amener a des resul­
tats encore plus arbitraires et donc encore plus politlques? 
C'est vous qui avez utilise l'expression. 

Couchepln Pascal, conseiller federal: Je crois que la re­
ponse est faclle, parce qua les statistlques ne sont pas du 
tout las memes; alles ne sont pas utlllsees de la meme ma­
niere. 
Je prends d'abord la methode statistique pour etabllr le coat 
moyen du logement. Ce sera une statistlque qui sera assez 
differenciee en fonction de la qualite du logement, en fonc­
tion de la region. Ce sera deja une statistique assez precise, 
assez diversifiee, ce qui ne serait pas Je cas du taux hypo­
thecaire, pulsqu'on aurait une sorte de taux hypothecaire na­
tional. 
Premier polnt donc, la statistlque qua nous souhaltons eta­
blir, ce n'est pas une statistique nationale, c'est une statisti­
que en fonction des differents types de logement. 
Deuxieme point. Notre statistique, nous ne l'appliquons pas 
de manlere rigide, puisque nous disons qua le loyer qui va­
riera de 15 pour cent par rapport au loyer moyen est un loyer 
qui n'est pas abusif. C'est dire qu'on ne prend pas le resultat 
de la statistlque comme une norme rigide applicable a tous, 
on Je prend simplement comme un point de depart a partlr 
duquel le marche joue de maniere assez libre. 
Dans le cas du taux hypothecaire llsse, II y aurait un taux hy­
pothecaire qui serait fixe en prenant an compte, comme 
vous l'avez dit, des pommes et des poires, et ce taux hypo­
thecaire serait rigide; ca serait un taux unique qui serait un 
taux hautement politise, ce qua nous ne voulons pas. 
C'est la raison pour laquelle nous vous invitons a combattre 
!'Initiative populaire. 

Hegetschweiler Rolf (R, ZH): Herr Bundesrat, eine Frage 
zur Bandbreite, innerhalb welcher die Mietzinse liegen müs­
sen, damit sie nicht missbräuchlich sind: Sie haben gesagt, 
dass bei 15 Prozent etwa 2,5 Prozent der Mietverhältnisse 
ausserhalb dieser Bandbreite liegen würden; bei 20 Prozent 
würden praktisch keine Mietverhältnisse als missbräuchlich 
gelten, und dagegen wehren Sie sich. Wenn nun aber bei 
15 Prozent 2,5 Prozent der Mietverhältnisse ausserhalb der 
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zulässigen Bandbreite liegen, dann sind über 60 000 Miet­
verhältnisse missbräuchlich, wenn wir das System wech­
seln. Das ist für uns der Grund, dass wir bei 20 Prozent 
bleiben möchten. 
Sind Sie der Meinung, es sei richtig, dass plötzlich über 
60 000 Mietverhältnisse missbräuchlich sind und entspre­
chend angefochten werden können, wenn man zu einem 
neuen System übergeht? 

Couchepln Pascal, conseiller federal: M. Hegetschweiler 
pose une question qui sera largement abordee lorsqu'on 
discutera de la norme statistique et de la varlatlon par rap­
port a la norme statistique, qui permet de deftnlr ce que l'on 
appellera le loyer abuslf. M. Heget.schweller sait comme mol 
qua las Suisses pourralent, deja aujourd'hui, faire beaucoup 
plus de litiges an matlere de loyers qu'ils n'en font. Car la 
plupart des gens qui se trouvent dans une situation qui pour­
rait justifier juridiquement une Intervention ne la font pas, 
parce qua, au fond, ils conslderent que les choses ne vont 
pas si mal et qua, tout bien considere, ils acceptent peut-ätre 
quelque chose qu'ils pourraient contester en fonction de la 
loi, mals ils l'acceptent car le bon sens, les relatlons person­
nelles ou la situatlon generale commandent de renoncer a 
actionner le proprietaire. 
Alors, jouer sur la traduction en chiffres absolus d'un pour­
centage pour pretendre qu'il y aurait 50 000 personnes qui 
se mettraient en marche pour attaquer le proprletaire et 
qu'ainsi un cllmat social deletere serait provoque par notre 
propositlon ne me parait pas honnete sl on accepte de re­
garder la reallte telle qu'elle est 2,5 pour cent de loyers po­
tentiellement abusifs - potentiellement abusifsl - ne slgni­
fient pas 50 000 contestations; ils signifieront peut-etre un 
certain nombre de contestations, mals pratiquement dans 
l'ordre de grandeur de celles qui existent deja aujourd'hui. 
2,5 pour cent de loyers potentiellement abusifs, c;a signlfie 
qua 97,5 pour cent de loyers ne sont pas abusifs. Vous, vous 
voulez introduire une regle qui ferait qu'il y aurait non seule­
ment 0 pour cent de loyers abusifs en Suisse, mals qu'on 
pourralt encore aller au-dela de la situation actuelle - dans 
une certalne llmite, parce qua 20 pour cent ce n'est quand 
meme pas 25 ou 30 pour cent - sans qu'II y alt aucune con­
testatlon possible. Alors, dites-moi ou est l'executlon du 
mandat constitutlonnel qui exige la protection des locataires 
dans un systeme qui, pratiquement, serait organise pour qua 
personne, aucun proprietaire, aucun locataire, ne puisse 
avoir de logement avec un loyer abusifl Non seulement 
aucun locataire ne serait dans cette situation-la, mals meme 
sl les proprietaires depassaient les normes actuelles les plus 
extremes, ils auralent encore une marge avant d'atteindre la 
notion de «loyer abusif». 
Je pretends qua si on va dans le sens de votre proposition, 
on viole la constitutlon qui prevoit le respect de la protection 
des locataires, puisqu'II n'y aurait pratiquement plus de pro­
tectlon des locataires. 

1. Bundesbeschluss über die Volksinitiative «Ja zu fai­
ren Mieten» 
1. Arrite federal relatlf a l'lnltlatlve populalre ccpour des 
loyers loyaux» 

Eintreten ist obligatorisch 
L:entree en matiere est acquise de pleln droit 

Detailberatung - Examen de detsl/ 

Titel und Ingress, Arl 1 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Titre et preambule, arl 1 
Proposition de la commission 
Adherer au projet du Conseil federal 
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Art.2 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Minderheit 
(Thanei, de Dardel, Garbani, Gross Jost, Jutzet, Menetrey­
Savary) 
.... die Volksinitiative anzunehmen. 

Art.2 
Proposition de la commission 
Majorite 
Adherer au projet du Conseil federal 
Minorite 
(Thanei, de Dardel, Garbani, Gross Jost, Jutzet, Menetrey­
Savary) 
.... d'accepter !'initiative. 

modification complete du contre-projet. Cette proposltion 
consiste a conserver la totallte du droit actuel, sauf un ele­
ment, qul est tres important, le llen entre loyers et interäts 
hypothecaires. Cet element serait biffe tout simplement dans 
le droit actuel. Vous constaterez dans le depliant que la mi­
norite intervient essentlellement pour biffer la plupart des 
dlspositions prevues par le contre-projet, mais pour intro­
duire une nouvelle disposltlon dans le droit actuel qul impli-­
que la suppression du lien entre interäts hypothecaires et 
loyers. 
Le grand defaut du contre-projet du Conseil federal est qu'II 
implique un changement complet de systeme. Cela a pour 
consequence que tous les acteurs, tous las protagonistes du 
marche locatif sont tres desecurlses, paroe qu'ils ne savent 
pas exactement ou on va avec ce contre-projet, parce qu'il y 
a d'enormes incertitudes. On entre sur une terre inconnue et 
cela provoque beaucoup de reticences. 
Le systeme actuel a des defauts qui sont considerables et 

Abstimmung - Vote les associations de locataires ont ete les premleres a denon-
(namentlich - nominatif: Beilage - Annexe 99.076/1027) cer ces defauts. Le defaut essential est relatif au lien entre 
Für den Antrag der Mehrheit •.•. 111 Stimmen s•d\e s "IIS loyers et interäts hypothecaires, en ce sens qua la hausse 
Für den Antrag der Minderheit .... 66 Stimmen WC:,.- P• US des interets est repercutee de maniere systematique sur les 

. loyers par des hausses qui sont exträmement lmportantes 
Gesamta._bstimmun_g -. Vote sur l'ensemble an periode de forte hausse des interets hypothecaires. En 
(~amenthch - nommatif: Beilage - Annexe 99.076/1 028) revanche, en periode de baisse des interets, la balsse des 
Fur Annahme des _Entwurfes .... 112 Stimmen loyers n'a pas lieu ou alle n'a lieu qua tres partiellement. 
Dagegen .... 66 Stimmen ai._. &.11't Cette injustlce fondamentale doit ätre corrigee. II y a un cer-

volr P• 111t tain consensus sur l'idee d'un correctif en relation avec le 

2. Obllgatlonenrecht (Miete) 
2. Code des obllgatlons (Ball a loyer et a ferme) 

Präsident (Hess Peter, Präsident): Die Kommission bean­
tragt Eintreten auf die Vorlage. Der Antrag de Dardel lautet 
auf Nichteintreten. 

Abstimmung - Vote 
Für Eintreten .••• 113 Stimmen 
Dagegen .... 66 Stimmen 

Detailberatung - Examen de detail 

Titel und Ingress 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Tltre et preambule 
Proposition de la commlssion 
Adherer au projet du Conseil federal 
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Art. 253b Abs. 2 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Minderheit 
{de Dardel, Garbani, Gross Jost, Jutzet, Menetrey-Savary, 
Thanei, Tschäppät) 
Streichen 

Art. 253b al. 2 
Proposition de la commission 
Majorite 
Adherer au projet du Conseil federal 
Minorite 
{de Dardel, Garbani, Gross Jost, Jutzet, Menetrey-Savary, 
Thanei, Tschäppät) 
Bitter 

Präsident (Hass Peter, Präsident): Herr de Dardel begrün­
det das Konzept der von ihm vertretenen Minderheit. 

de Dardel Jean-Nils {S, GE): La proposition de minorite est 
une proposition d'ensemble qui equivaut a vrai dire a une 

probleme des fnterets hypothecaires. 
Cecl dit, il ne taut pas non plus dire que le drolt actuel dolt 
etre completement supprime ou renverse, aussi dans ses 
elements favorables, reconnus comme favorables et qui ont 
ete appliques depuis une trentalne d'annees, en sorte qua 
tous las protagonistes se sont habitues a ce systeme, l'ont 
enregistre et le pratiquent quotldiennement. Parmi ces ele­
ments favorables, ll y en a un qui est tres important, c'est ce 
qu'on appelle la methode relative de caloul qui est le sys­
teme qui a ete generailse par la Jurisprudenoe du Tribunal fe• 
derai et qui consiste a faire evoluer las loyers en fonction de 
trois criteres: le 40 pour cent de l'augmentation du coat de la 
via, l'evolution des oharges d'exploitation et mafheureuse­
ment aussl las interets hypothecaires. 
Notre proposition de minorite implique qua nous malnte­
nions la methode relative de calcul, mals en supprimant le 
troisieme element qui est las interäts hypothecaires. 
Cette proposition, en commisslon, a ete consideree comme 
beaucoup trop simple, et on nous a dit: «Ecoutez, aveo cette 
proposition, vous desequillbrez completement un systeme», 
qui seralt pretendument equillbre. Mais cet argument-la, je 
dois dire, n'est absolument pas convaincant en ce sens que, 
precisement, le troisieme element, las interets hypothecaires 
et leur effet sur les loyers, desequilibre le systeme. Ce sys­
teme est desequilibre, et pour l'equilibrer, on peut, tout sim­
plement, en gardant ses avantages, supprimer le llen entre 
interets hypothecaires et loyers. 
Je dois dire qua je m'etonne qua le Conseil federai et l'admi­
nistratlon se soient lances dans un exeroice aussi difficile qui 
est celui de changer completement la loi actuelle alors que, 
manifestement, une modificatlon plus restreinte avait beau­
coup plus de ohance de succes. Aujourd'hui, il y a un certain 
consensus entre ce qui concerne la critique du lien entre in­
terets hypothecaires et loyers. Pourquoi ne pas Hmiter la mo­
dificatlon de la Joi sur oe consensus, Monsieur le Conseiller 
fEideral? Ce serait la chose la plus ralsonnable. C'est ce que 
propose la minorite en faisant ainsi des concessions, parce 
qua nous renoni;:ons de la sorte a tous les autres grands 
avantages de l'initlatlve populaire. Et je regrette qua cette 
proposition, encore une fois, simple, tres simple, pas trop 
simple, mais tres simple, n'ait pas ete davantage approfon­
dle en oommlssion et par l'administration. 

Präsident (Hass Peter, Präsident): Die CVP-Fraktion lässt 
mitteilen, dass sie die Mehrheit unterstützen wird. 
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Thanel Anita (S, ZH): Während dar Kommissionsberatun­
gen sowie gestern und heute hat es sich gezeigt, dass die 
grösstmögllche Uneinigkeit über das «Wie weiter?» im Miet­
recht besteht. Herr da Dardel hat nun die einzige Gemein­
samkeit in diesem Saal herausgeschält und einen sehr 
guten, bestechenden Vorschlag gemacht. Ich bitte Sie Im 
Namen der SP-Fraktion, den Antrag der Minderheit de Dar­
del zu unterstützen. 
Wir haben bereits gestern und auch heute wiederholt ge­
hört, dass eine der Hauptschwächen des geltenden Rechtes 
die unselige Koppelung der Mietzinse an den variablen Hy­
pothekarzinssatz ist. Darin - und immerhin darin - besteht 
Einigkeit. So ist beispielsweise die Nationalbank dagegen, 
weil die Verbindung von einerseits Geld- und Kapitalmarkt 
und anderseits Wohnungsmarkt sachfremd ist, weil es sich 
um zwei sich unterschiedlich entwickelnde Märkte handelt. 
Auch der Bundesrat ist gegen diese Koppelung, weil sie die 
Mietzinserhöhungen beschleunigt und weil die Senkungen 
eben in der Vergangenheit nicht genügend weitergegeben 
worden sind. 
Wir haben gestern schon ausgeführt, weshalb wir gegen 
diese Koppelung sind. Wir haben auch auf die Studien ver­
wiesen, wonach die Mieterinnen und Mieter während der 
letzten Jahre 18,8 Milliarden Franken zu viel Miete bezahlt 
haben. Herr Hegetschweiler, Sie haben gestern gesagt, das 
sei ein «Samichlaus»-Märchen von uns. Das ist ein Schlag­
wort von Ihnen, ich hätte eigentlich lieber eine sachliche Be­
gründung, weshalb die Mietzinse während der letzten zehn 
Jahre trotz sinkenden Hypothekarzlnsen immer und stetig 
angestiegen sind. Ich denke, unsere Behauptung ist trotz 
Beginn des Monats Dezember kein «Samlchlaus»-Märchen. 
Es kommt dazu, dass, selbst wenn die Vermieter diese 
Hypothekarzinssenkungen weitergeben würden, die daraus 
resultierenden Schwankungen nicht wünschbar sind. 
Jetzt liegen verschiedene Lösungsvarianten vor, die beste 
ist Immer noch unsere Volksinitiative «Ja zu fairen Mieten». 
Das Volk wird darüber entscheiden. Es gibt den Entwurf des 
Bundesrates. Da sind die Meinungen geteilt, Sie werden es 
in den nächsten zwei Stunden wiederholt hören. Und es gibt 
das Wundermittel von Herrn de Dardel, der eine Versteti­
gung der Mieten anstrebt, indem die Koppelung im gelten­
den Recht einfach gestrichen wird und sich die Mietzinsent­
wicklung nach den Kostensteigerungen und effektiven Mehr­
leistungen der Vermieterschaft bestimmt. Leider hat sich auf 
der bürgerlichen Seite niemand die Mühe genommen, sich 
mit dieser Idee auseinander zu setzen. 
Der Bundesrat hat zumindest dazu Stellung genommen und 
sich die Frage gestellt, ob das Streichen eines einzigen Krite­
riums das ganze System ins Wanken, aus dem Gleichge­
wicht, bringt. Das stimmt für dieses Kriterium nicht. Weshalb? 
1. Dieses System ist - und war während der letzten zehn 
Jahre - nicht im Gleichgewicht, weil eben die Hypothekar­
zinssenkungen nicht gleich weitergegeben werden wie die 
Hypothekarzinserhöhungen. Wir machen eine Korrektur; wir 
wollen mit dieser Streichung das System ins Gleichgewicht 
bringen und eine Ungerechtigkeit ausmerzen. 
2. Eine weitere Überlegung ist, dass das Finanzierungsrisiko 
eigentlich zum Unternehmerrisiko gehört und auch im Um­
stand berücksichtigt wird, dass die Vermieter einen ange­
messenen Ertrag erzielen können. Wir wären auch bereit, 
darüber zu diskutieren, ob das Streichen dieses einen Krite­
riums allenfalls bei der Frage, welches der zulässige Ertrag 
nach Artikel 289 OR ist, zu berücksichtigen sei. Es ist so, 
dass dieser Ertrag heute vom Bundesgericht definiert ist. Es 
besteht also die Möglichkeit, das so genannte Finanzie­
rungsrisiko des Vermieters beim zulässigen Ertrag zu be­
rücksichtigen. 
Ich bitte Sie deshalb, den Antrag der Minderheit de Dardel 
zu unterstützen. 

Präsident (Hass Peter, Präsident): Die SVP-Fraktion und 
die liberale Fraktion lassen mitteilen, dass sie die Mehrheit 
unterstützen. Die grüne Fraktion unterstützt die Minderheit 
de Dardel. 
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Hegetschweller RoH (R, ZH): Vielleicht zuerst ein Wort zu 
Frau Thanel, weil sie mich um eine Erklärung gebeten hat, 
warum die Mieten auch in den letzten Jahren gestiegen sind: 
Zuerst zu diesen 18,8 Milliarden Franken, die von den Haus­
eigentümern ungerechtfertigterweise eingezogen worden 
sein sollen. Herr Strahm hat gestern von 5 Milliarden Fran­
ken gesprochen; vielleicht müssen Sie sich absprechen, da­
mit Sie mit den gleichen Zahlen operieren. 
Es gibt aber Gründe, warum die Mieten im Durchschnitt 
nicht gefallen sind. Es sind sehr viele Mieten zurückgegan­
gen, aber in den letzten Jahren sind Gebühren und Abgaben 
teurer geworden. Wir hatten eine Teuerung, die sich auch 
auf die Mieten niederschlug. Sie war nicht so hoch, aber im­
merhin. Was Immer wieder unterschlagen wird: Wir haben 
Im Wohnungsmarkt laufend neue Wohnungen, die in der Re­
gel teurer sind als die bisherigen. Es werden Wohnungen 
saniert, das führt berechtigterweise zu Mietzinsaufschlägen. 
Diese Mechanismen bewirken natürlich, dass das Mietzins­
niveau leicht steigt, in der Regel etwa parallel zum Teue­
rungslndex. Das ist aber statistisch belegbar und absolut in 
Ordnung. 
Nun zum Antrag der Minderheit de Dardel: Herr de Dardel 
will alles beim heutigen Mietrecht belassen, aber die Hypo­
thekarzinsen von den Mietzinsen abkoppeln. Dieser Vor­
schlag muss, gelinde gesagt, als etwas perfid bezeichnet 
warden. Herr de Dardel möchte im Ernst bei der Kosten­
miete bleiben und ausgerechnet das wichtigste und mit 
Abstand grösste Kostenelement abkoppeln, nämlich den Hy­
pothekarzlns. Das ist unglaublich, weil das einfach nicht 
geht. 
Herr de Dardel sagt auch, das System habe Fehler. Da sind 
wir auch etwas kritisch. Darum verlangen wir auch, dass die 
Verordnung der Bundesversammlung unterstellt wird und 
nicht dem Bundesrat. Wir verlangen auch genügend Frei­
räume, weil wir nicht sicher sind, ob dieses System dann in 
der Praxis den Anforderungen genügen wird. 
Immerhin muss gesagt werden, dass mit dem neuen System 
der Vermieter in Zukunft weit mehr Risiko Obernehmen muss 
als unter dem heutigen Mietrecht. Steigt beispielsweise der 
Hypothekarzinssatz von 4 auf 5 Prozent, dann schwillt die 
Hypothekarzinsbelastung _um 25 Prozent an. Der Mietzins 
müsste bei den heutigen Uberwälzungssätzen um 17,5 Pro­
zent steigen, um diese Mehrkosten zu kompensieren. Der 
Landesindex der Konsumentenpreise, der dann für viele Ver­
hältnisse massgebend sein soll, wird wegen dieser Hypo­
thekarzinserhöhung nur etwa um 1 Prozent steigen. Also 
bleiben Ober 15 Prozent der zusätzlichen Kosten beim Ver­
mieter. 
Es ist also offensichtlich, dass die Teuerung allein kein vala­
bler Ersatz für die jetzt noch gültige Überwälzung der Hypo­
thekarzinsen auf die Mieten ist, und dies noch viel weniger, 
wenn diese Anpassung nur zu 80 Prozent erfolgen dürfte. 
Hier zeigt es sich sehr klar, dass der Vermieter nach dieser 
Mietrechtsrevision massive Mehrrisiken auf sich nehmen 
muss. Wenn man alle diese Faktoren berücksichtigt, dann ist 
es ganz klar - es ist auch von Herrn Bundesrat Couchepin 
gesagt worden -, dass mit dem Antrag der Minderheit de 
Dardel das Gleichgewicht gestört würde, und zwar In einem 
Ausmass, das nicht zulässig wäre. Wenn wir abkoppeln woll­
ten, dann müssten wir als Gegenstück die Marktmiete ein­
führen; das wollen Sie aber auch nicht. Also ist auch dieser 
Antrag der Minderheit da Dardel untauglich. 

Glasson Jean-Paul (R, FR}, pour la commission: Vous avez 
bien compris qu'il ne s'agissait pas la de discuter de l'artlcle 
253b alinea 2 en tant que tel, mais bien de parler d'une 
chose plus tondamentale, c'est-a-dlre d'en rester a la solu­
tion que nous connaissons auJourd'hui, avec une seule mo­
dification proposee par la minorite de Dardel qul veut enlever 
du Code des obligations le lien entre les interets hypothecai­
res et les loyers, ce qui - nous l'avons deja dit ade multiples 
reprises aujourd'hui - est l'element determlnant qui nous ap­
pelle a repousser !'initiative populaire. 
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Vous venez d'entrer en matlere sur le contre-projet du Con­
seil federal. Lalssez-moi vous dire que, si vous suiviez la mi• 
norite de Dardel, vous annihileriez en quelque sorte le vote 
que vous venez de faire. Avec une seule modiflcatlon, on ne 
peut pas parler d'un contre-projel II s'agit simplement d'une 
modificatlon partielle de la loi qui auralt quelques influences, 
nous en sommes bien d'accord, mais pas suffisantes pour 
faire un contre-projet. En verite, il s'agit la bien sOr d'une 
propositlon subsidialre de M. de Dardel, pulsqu'il ne voulalt 
pas, avec son parti et les milieux qu'il represente, entrer en 
matlere sur le contre-projel 
De plus, II faut relever que cette propositlon de minorite rela· 
tlvement anodine, et qui pröne la simplicite, ne l'est pas tant 
que ya. Comme vous Je redlra sans deute M. Couchepin, 
conseiller federal, modifier un seul polnt dans le panel du 
systeme complexe que nous connaissons aujourd'hui abou-
tit a des desequillbres que nous ne pouvons accepter. . 
C'est la raison pour laquelle je vous propose, avec la maJo• 
rite de la commission - qui l'a decide par 14 voix contre 7 -, 
de rejeter la proposition de minorite de Dardel. 

Couchepln Pascal, conseiller federal: Les debats se pour­
suivent dans une grande harmonie. Puisque M. Glasson 
m'invlte a evoquer un argument, Je vais le faire. II a raison de 
dlre que si on supprime un element d'un systeme complexe, 
l'ensemble du systeme est en desequilibre et le systeme n~ 
marche plus. Or, c'est le cas ici. Le systeme actuel est base 
sur les coOts· un des coOts essential est le cout hypothe­
caire. Si on s~pprime la reference au cout hypothecaire, on 
met en desequilibre l'ensemble du systeme. 
Qu'est-ce qu'il resterait comme elements de coOt et que se­
raient les criteres relatlfs qui permettraient l'augmentation 
des loyers, dans le systeme tel que souhaite par la mlnorite 
de Dardel? II en resterait deux. C'est l'evolution des oharges 
d'exploitatlon et l'evolution du coüt de la vie a 40 pour cent 
seulement. 
Un tel systeme serait de nature a decourager alors la deflni­
tivement les lnvestisseurs autres que les investisseurs pu­
blics eventuellement a investir dans le domaine immobilier. 
Le resultat conoret seralt a. court terme un avantage illusoire 
pour les locataires, a moyen terme une degradatlon de la sl­
tuation des looataires, qui ne verraient plus le marohe repon­
dre a leur demande. 
Le systeme actuel n'a pas seulement comme desavantage 
celul de coupler les taux hypothecalres et les loyers; II y en a 
d'autres aussi. SI on adoptalt la propositlon de la minorite de 
Dardel, on garderait ces desavantages complementalres,et 
j'en ai evoque un: la difficlle possibilite pour l'investisseur de 
trouver un rendement qui justifie un investissement dans le 
domalne immobilier. 
C'est la raison pour laquelle je vous invtte a repousser 1a 
proposition de la minorite de Dardel. 

Präsident (Hess Peter, Präsident): Wir stimmen über das 
ganze Konzept der Minderheit de Dardel ab. Mit dieser Ab­
stimmung wird entschieden, ob dieses Konzept weiterge­
führt wird oder nicht. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Mehrheit .... 90 Stimmen 
Für den Antrag der Minderheit .... 62 Stimmen 

Art. 2591 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Minderheit 
(Leuthard Hausin, Eggly, Hegetschweiler, Jeder) 
Abs. 1 
Die Schlichtungsbehörde versucht, eine Einigung zwischen 
den Parteien herbeizuführen. Kommt keine Einigung zu­
stande, so stellt die Schlichtungsbehörde dies fest. 

Abs.2 
Wenn der Mieter in der Folge nicht imert 30 Tagen den 
Richter anruft, fallen die hinterlegten Mietzinse dem Vermie­
ter zu. 

Art. 2591 
Proposition de 1a commission 
Majoritfi 
Adherer au projet du Conseil federal 

Minorfte 
(Leuthard Hausin, Eggly, Hegetsohweller, Jeder) 
Al. 1 
fäutorite de concillation s'efforce d'amener les partles a un 
aocord. SI elle n'y parvient pas, eile en prend acta. 
Al.2 
Si le locatalre ne saisit pas le juge dans un delai de 30 jours, 
les loyers daposes en garantie sont aoquis au bailleur. 

Joder Rudolf r,J, BE): Es geht hier um das Verfahren bei 
Hinterlegung des Mietzinses bei Mängeln an der Mietsache 
während der Mietdauer. Gemäss Antrag der Minderheit soll 
die Schlichtungsbehörde versuchen, eine Einigung zwi­
schen den Parteien herbeizuführen. Kommt keine Einigung 
zustande, so soll die Schlichtungsbehörde dies feststellen, 
aber materiell keinen Entscheid fällen. 
Wenn die Schlichtungsbehörde bei Nichteinigung wie nach 
geltendem Recht einen Entscheid zu fällen hat, muss sie oft 
ein aufwendiges und kompliziertes Beweisverfahren durch­
führen Sie muss Art Ursache und Ausmass eines geltend 
gema~hten Mangels ~bklären. Dies Ist In der Praxis oft mit 
starken Verzögerungen des Verfahrens verbunden, das Mo­
nate dauern kann. Diese Verzögerung steht Im Widerspruch 
zum einfachen und raschen Verfahren vor der Schlichtungs­
behörde, das nach geltendem Bundesrecht verlangt wird. 
Hinzu kommt dass der Vermieter während der Zeit des Ver­
fahrens kein~n Mietzins erhält und so unter Druck gerät, da 
er seinerseits die bei ihm auflaufenden Kosten zu bezahlen 
hat 
Dieses Ungleichgewicht zwischen Mieter und Vermieter 
muss korrigiert werden. Die heutige Regelung ist auch nicht 
prozessökonomisch, weil die Feststellungen im Beweisver­
fahren vor der Schlichtungsbehörde für ein allfällig nachfol­
gendes Verfahren vor dem Richter nicht verbindlich sind. 
Dass der Mieter Klage erheben muss, wie das gemäss Ab­
satz 2 beantragt wird, ist folgerichtig, weil er ja einen Mangel 
an der Mietsache geltend macht 
loh bitte Sie deshalb, dem Antrag der Minderheit zuzustim­
men. 

Thanel Anita (S, ZH): Ich bitte Sie, der Mehrheit zuzustl"'!" 
men. Das ist jetzt ein Antrag, welcher der Minderheit 
Leuthard Hausin von einem Vermieteranwaltsbüro aus der 
Stadt Zürich zugestellt wurde. Das Ist noch legitim. Nicht 
mehr legitim ist, dass der Vertreter der Minderheit offensioht• 
lieh den Inhalt seines Antrages nicht verstanden hal 
Worum geht es? Das Hinterlegungsverfahren bei Mängeln 
wurde erst im Jahr 1990 ins geltende Mietrecht aufgenom­
men. Es Ist eigentlich das einzige lnstrum_ent dies~ Rech• 
tes welches sich wirklich bewährt hat. Eine Mieterin bzw. 
ein' Mieter macht einen Mangel geltend, setzt dem Vermieter 
eine Frist, kann die Hinterlegung der Mietzinse androhen 
und im Fall, dass der Vermieter nicht tätig wird, die Mietzinse 
hinterlegen. Es findet eine Schlichtungsverhandlung statt 
Die Schlichtungsbehörde entscheidet anlässlich _einer einzi­
gen Verhandlung. Es gibt keine Verzögerung, wie es heute 
der Vertreter der Minderheit glauben machen will. 
Dieser behauptet, das weitere Schicksal der hinterlegten 
Gelder sei zu lange unsicher. Diese Verfahren würden zu 
lange dauern, was nicht prozessökonomisch sei. Von Bun­
desrechts wegen sei ein einfaches und rasches Verfahren 
für die Schlichtungsbehörde vorgesehen. Dieses Verfahren 
Ist im Übrigen auch für das Mietgericht vorgesehen. Das 
Verfahren wird nur noch komplizierter, wenn die Schlich-
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tungsbehörde nicht entscheiden kann. Heute hat man innert 
kürzester Frist einen Entscheid der Schlichtungsbehörde, 
dle sowohl über den Bestand der Mängel, über die Pflichten 
von Vermieter und Mieter als auch über das Schicksal der 
hinterlegten Gelder entscheidet. 
Dieser Antrag hat nur ein Ziel: Es ist den Vermietern seit 
1990 ein Dorn im Auge, dass der Mieterschaft ein wirksa• 
mes Mitte! zur Bekämpfung von Mängeln In die Harid gege­
ben wurde. Zum Ziel hat dieser Antrag nämlich Folgendes: 
Wenn die Schlichtungsbehörde nicht entscheidungsbefugt 
ist, sondern nur einen Vorschlag unterbreiten kann, dann -
das weiss die Vermieterseite genau - wagt es ein grosser 
Teil der Mieterinnen und Mieter schlichtweg nicht, das Miet­
gericht anzurufen, weil ein solches Verfahren nämlich mit 
Kosten verbunden ist Genau das will die Minderheit. Sie will 
damit einen wirksamen Schutz im Bereich der Mängelrechte 
der Mieterschaft vereiteln. 
Ich bitte Sie deshalb, der Mehrheit zu folgen. 

Clna Jean-Michel (C, VS): Die CVP-Fraktion unterstützt die 
Minderheit, die von unserer Kollegin, Frau Leuthard, ange­
führt wird. Es macht wenig Sinn, und es ist prozessökono­
misch nicht zu vertreten, dass der Vermieter gezwungen 
wird, einen Prozess zur Herausgabe des hinterlegten Miet­
zinses anzustrengen, wenn der Mieter seinerseits nach er­
folgter Einigungsverhandlung den Weg ans Gericht nicht 
beschreiten will. 
Ich bitte Sie somit namens der CVP-Fraktion, die Minderheit 
Leuthard Hausin zu unterstützen. 

Thanel Anita (S, ZH): Ich bin ja ein sehr freundlicher Mensch, 
aber was Sie jetzt gesagt haben, ist schlichtweg falsch. 
Wenn die Schlichtungsbehörde entscheiden kann, wird sie 
in den Fällen, in denen ein Mieter oder eine Mieterin die 
Mietzinse zu Unrecht hinterlegt hat, entscheiden, dass die 
Gelder herausgegeben werden. Weshalb sind Sie gegen 
diese Entscheidungsbefugnis und begründen das noch mit 
Prozessökonomie? Mit der Entscheidungsbefugnis haben 
Sie nach der Schlichtungsverhandlung einen Entscheid) 

Clna Jean-Michel (C, VS): So wie ich es verstanden habe, 
geht es ja darum: Im Fall, wenn keine Einigung erzielt wird, 
muss entweder der Vermieter oder der Mieter den Weg ans 
Gericht beschreiten. Wenn der Mieter den Weg ans Gericht 
nicht beschreitet, bleibt das Schicksal der hinterlegten Miet­
zinse offen. Wenn der Mieter dann wirklich nicht weitergeht, 
sollen die hinterlegten Mietzinse automatisch an den Ver­
mieter zurückfallen. 

Thanel Anita (S, ZH): Das stimmt nicht, aber ich erkläre es 
Ihnen gerne. 

Präsident (Hess Peter, Präsident): Die FDP-Fraktion lässt 
mitteilen, dass sie die Minderheit unterstützt. 

Glasson Jean-Paul (R, FR), pour la commission: II s'aglt 
d'une question de procedure d'abord. Le drolt actuel prevolt 
que l'autorite de conciliatlon peut, en cas d'insucces dans 
ses efforts pour accorder les parties, prendre une decision 
quant aux pretentions des parties et a l'affectation des 
loyers. Dans les 30 jours, la partie succombant peut saisir 
le juge, sans quoi la decision est definitive. La minorlte 
Leuthard propose qu'en cas d'insucces, l'autorlte de conci­
liatlon prenne acta de cet etat de fait et que las loyers depo­
ses en garantie soient acquls au ballleur si le locatalre ne 
saisit pas le juge dans les 30 jours. 
Par 8 voix contre 7 et avec 2 abstentions, la commission 
vous propose de rejeter la proposltion de mlnorite Leuthard 
Hausin. 
En effet, elle refuse l'automatisme preconise par la proposi­
tion de mlnorite et propose de malntenlr le pouvoir de deci­
sion des autorites de concillation dans le cadre de la 
consignation de loyers. Suivre la minorite amenerait davan-
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tage de litiges devant les tribunaux, pulsque aucune autorite 
n'aurait tranche une premiere fois le lltlge. Si la commission 
de conciliation peut trancher une fois, les parties hesitent 
alors davantage a recourir une nouvelle fois au trlbunal et a 
un tribunal superieur. II y a donc la une economie de proce­
dure. 
Nous vous proposons de rejeter la proposition de minorlte 
Leuthard Hausin. 

Couchepln Pascal, conseiller federal: Je crois que les pro­
blemes de procedure que nous aurons evoques tout au long 
de cette discussion ont leur lmportance, meme s'ils ne tou­
chent pas au noyau central des propositions. 
lci, II y a deja une orientation qui serait donnee si on allait 
dans le sens de la proposition de mlnorlte Leuthard Hausin. 
Le Conseil federal, dans sa proposition, voudrait rendre le 
moins dramatique possible les discussions relatives au con­
flit relevant du droit de bail, raison pour laquelle il veut don­
ner des competences a une commisslon de conciliation, une 
competence relativement elevee, puisqu'elle porterait jus­
qu'a des litiges de 20 000 francs. Je crois que si, comme le 
veut le Conseil federal, on va dans Ja direction d'une plus 
grande transparence, c'est-a-dire de plus de marche, il faut 
en m~me temps eviter que, du fait des procedures utilisees, 
cette transparenca solt paralysee, parce que les locatalres 
en particuller n'oseraient pas recourir a une autorite de con­
ciliatlon par cralnte des frais, par crainte de la longueur de la 
procedure par rapport au montant du litlge. 
Nous voulons renforcer la commission de conciliation. La mi­
norite Leuthard Hausin voudrait, elle, dlmlnuer sa compe­
tence et notamment lul enlever la possibillte de fixer le destin 
des loyers qul ont ete deposes en garantie. Je suis con­
vaincu que la proposition de minorite Leuthard Hausin abou­
tirait a une augmentatlon des dlfflcultes de procedure, a un 
durclssement des fronts et aussi a l'introduction de davan­
tage de juridisme dans le systeme des loyers. C'est ce que 
nous voudrions evlter. 
C'est la raison pour laquelle nous vous prions de lalsser la 
competence a la commission de conclliatlon de juger du 
destln des loyers deposes en garantie et ne pas fixer d'em­
blee que ces loyers, si le looatalre n'agit pas dans un delal 
de 30 jours, sont acquis automatiquement au bailleur. Avec 
la majorite de la commisslon, nous vous proposons de re­
pousser la proposition de mlnorlte Leuthard Hausin. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Minderheit .... 77 Stimmen 
Für den Antrag der Mehrheit .... 76 Stimmen 

ArL 269 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Abs. 1, 2 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Abs.3 
.... Absatz 2 mindestens einmal jährlich zur Aktualisierung 

Abs.4 
.... Absätze 2 und 3 sowie durch Genossenschaften oder 
Gemeinwesen vermietete Wohnungen sind nicht zu berück­
sichtigen. 
Der Bundesrat setzt fest, wie die Vergleichsmieten zu defi­
nieren und zu erfassen sind, insbesondere bezüglich Lage, 
Fläche, Zustand, Ausstattung und Alter der Wohnräume. 
Ferner sind zu regeln: 
a. die Datenerhebung und -verwaltung; 
b. die einheitliche Erfassung der massgebenden Fläche; 
c. die einheitliche Erfassung von Nebenkosten unter Berück­
sichtigung besonderer vertraglicher Regelungen. 
Abs.5 
Der Bund ermöglicht jeder interessierten Person die Konsul­
tation der ermittelten Vergleichsmieten bezogen auf ein be­
stimmtes Mietobjekt. Er kann dafür eine Gebühr erheben. 
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Minderheit I 
(de Dardel, Garbani, Gross Jost, Jutzet, Menetrey-Savary, 
Thanei, Tschäppät) 
Unverändert 

Minderheit II 
(Thanel, Aeppli Wartmann, Chiffelle, de Dardel, Gross Jost, 
Jutzet, Menetrey-Savary, Tschäppät) 
Abs. 1 
Mietzinse sind missbräuchlich, wenn sie die statistische 
Miete überschreiten. 
Abs.2 
Streichen 
Abs.3 
Der Bund erstellt die notwendigen Statistiken. Diese werden 
regelmässlg aktualisiert. Dabei haben Kantone sowie Mie­
ter- und Vermieterverbände oder Organisationen, die ähnli­
che Interessen wahrnehmen, ein Mitspracherecht 
Abs.4 
Massgebende Kriterien für die Statistiken sind insbesondere 
Lage, Fläche, Zustand, Ausstattung und Alter der Mietob­
jekte. Mietobjekte im Sinne von Artikel 253b Absätze 2 und 3 
sowie solche, bei welchen das bestehende Mietverhältnis 
seit weniger als fünf Jahren besteht, sind nicht zu berück­
sichtigen. 

Minderheit l/la 
(Bosshard, Baumann J. Alexander, Glasson, Hegetschwel­
ler, Joder, Laubacher, Mathys, Messmer) 
Abs.1 
Mietzinse sind missbräuchlich, wenn sie die orts- und quar­
tierübllchen Mietzinse um mehr als 20 Prozent überschrei­
ten. 

Minderheit 11/b 
(Hegetschweiler, Abate, Baumann J. Alexander, Bosshard, 
Eggly, Joder, Laubacher, Leuthard Hausin, Messmer, Vallen­
dar) 
Abs.4 
(Gemäss Antrag der Mehrheit, aber) 
.... berücksichtigen. 
Die Bundesversammlung setzt fest .... 

Minderheit IV 
(Joder, Baumann J. Alexander, Bosshard, Hegetschwener, 
Laubacher, Mathys, Messmer, Vallendar) 
Abs. 1 
Mietzinse sind nicht missbräuchlich, wenn sie die orts- und 
quartierüblichen Mietzinse nicht um mehr als 20 Prozent 
überschreiten oder wenn sie im Rahmen der kostendecken­
den Bruttorendite liegen. 

Eventualantrag Robbiani 
(falls der Antrag der Minderheit II abgelehnt wird) 
Abs.1 
Mietzinse sind missbräuchlich, wenn sie die orts- und quar­
tierüblichen Mietzinse um mehr als 5 Prozent überschreiten. 

Antrag Studer Heiner 
Abs. 1 
Mietzinse sind missbräuchlich, wenn sie die orts- und quar­
tierübllchen Mietzinse um mehr als 15 Prozent, bei den seit 
1970 erstellten oder erneuerten Bauten um mehr als 1 O Pro­
zent überschreiten. 

Antrag Steiner 
Abs. 1 
Mietzinse sind nicht missbräuchllch, wenn sie die orts- und 
quartierüblichen Mietzinse nicht um mehr als 15 Prozent 
überschreiten oder wenn sie im Rahmen der kostendecken­
den Bruttorendite liegen. 

Eventualantrag Thanei 
(falls der Antrag der Minderheit II abgelehnt wird) 

Abs.2 
Der Nachweis der Orts- und Quartierüblichkeit kann durch 
Vergleichsmieten erbracht werden. 

Eventualantrag Schwaab 
(falls die Anträge der Minderheiten I und II abgelehnt wer­
den) 
Abs.2 
Der Nachweis der Orts- und Quartierübllchkeit eines Miet­
zinses kann bei Wohnräumen durch Vergleichsmieten und 
bei Geschäftsräumen durch fünf vergleichbare Objekte er­
bracht werden. 

Antrag Aeschbacher 
Abs.4 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Art. 269 
Proposition de la commission 
Majorlte 
Al. 1, 2 
Adherer au projet du Conseil faderal 
Al.3 
.... selon l'alinea 2 au moins une fois par an sur la base de 
statistiques des loyers ou d'autres instruments appropries. 
Elleentend .... 
Al.4 
.... alineas 2 et 3, ainsl qua les habitations louees par des 
cooperatlves ou des collectivites publiques ne sont pas pri­
ses an compte. 
Le Conseil federal arrate la methode de definition et de sai· 
sie des loyers comparatifs, notamment en ce qui concerne la 
situation, la surface, l'etat, l'equipement et l'äge des habita­
tions. En outre, il fixe: 
a. la collecte et la gestion des donnees; 
b. la saisie uniforme de la superflcie deterrninante; 
c. Ja saisle uniforme des frais annexes compte tenu de dls­
positlons contractuelles partlculieres. 
Al. 5 
La Confederation permet a toute personne interessee la 
consultation des loyers comparatifs etablis concernant un 
objet locatif determine. A cet effet, alle peut prelever un 
emolument 

MlnoriMI 
(de Dardel, Garbani, Gross Jost, Jutzet, Menetrey-Savary, 
Thanel, Tschäppät) 
lnchange 

Minorite II 
(Thanel, Aeppll Wartmann, Chiffelle, de Dardel, Gross Jost, 
Jutzet, Menetrey-Savary, Tschäppät) 
Al. 1 
Las loyers sont abusifs lorsqu'ils depassent le loyer statis­
tique. 
Al.2 
Biffer 
Al. 3 
La Confederation dresse las statlstiques necessaires. Cel­
les-cl sont regulierement mises a jour. A cet egard, las can­
tons ainsi que les associatlons de locataires et de bailleurs 
ou les organisatlons qui representent des interäts similaires 
ont le drolt d'ätre consultes. 
Al.4 
Sont notamment consideres comme des crlteres determi­
nants pour las statistiques la situation, la surface, retat, 
l'equipement et l'äge des choses louees. Ne sont pas prises 
an campte les choses louees au sens de l'article 253b ali­
neas 2 et 3, ni celles qui font l'objet d'un mäme contrat de 
bail depuis moins de cinq ans. 

Minorlte /1/a 
(Bosshard, Baumann J. Alexander, Glasson, Hegetschwei­
ler, Joder, Laubacher, Mathys, Messmer) 
Al. 1 
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Les loyers sont abusifs lorsqu'ils depassent de plus de 
20 pour cent les loyers usuels dans la iocalite ou dans le 
quartier. 

Mlnorite lllb 
(Hegetschweiler, Abate, Baumann J. Alexander, Bosshard, 
Eggly, Joder, Laubacher, Leuthard Hausin, Messmer, Vallen­
dar) 
Al. 4 
(Selon la propositlon de la majorlte, mais) 
.... pas prises en campte. 
t:Assemblee federale arrete .... En outre, eile fixe .... 

Mfnorite IV 
(Joder, Baumann J. Alexander, Bosshard, Hegetschweiler, 
Laubacher, Mathys, Messmer, Vallendar) 
Al. 1 
Les loyers ne sont pas abusifs lorsqu'ils ne depassent pas 
de plus de 20 pour cent les loyers usuels dans la locallte ou 
dans le quartier, ou lorsqu'lls se sltuent dans la llmite du ren­
dement brut permettant de couvrir les couts. 

Proposition subsidlaire Robb/an/ 
(au cas ou la proposition de Ja mlnorite II serait rejetee) 
Al. 1 
Les loyers sont abuslfs lorsqu'ils depassent de plus de 
5 pour cent les loyers usuels dans la looalite ou dans le 
quartier. 

Proposition Studer Heiner 
Al. 1 
Les loyers sont abusifs lorsqu'ils depassent de plus de 
15 pour cent les loyers usuels dans la locallte ou dans le 
quartier, ou de plus de 10 pour cent s'il s'agit d'un bätiment 
construit ou renove en 1970 ou apres cette annee. 

Proposition Steiner 
Al. 1 
Les loyers ne sont pas abusifs lorsqu'ils ne depassent pas 
plus de 15 pour cent les loyers usuels dans la localite ou 
dans le quartier, ou lorsqu'lls se situent dans la limlte du ren­
dement brut permettant de couvrir les couts. 

Proposition subsidiaire Thanel 
(au cas ou la propositlon de la minorite II serait rejetee) 
Al.2 
La p~uve qua le loyer se situe dans les llmites des loyers 
usuels dans la localite ou dans le quartier peut etre apportee 
par les loyers comparatifs. 

Proposition subsidiaire Schwaab 
(au cas ou las propositions des minorites I et II seraient reje­
tees) 
A/.2 
La preuve qua le loyer se situe dans las limites des loyers 
usuels dans la localite ou dans le quartier peut etre apportee 
par les loyers comparatifs pour les habitatlons et par la pre­
sentatlon de cinq objets comparables pour les locaux com­
merciaux. 

Proposition Aeschbacher 
Al. 4 
Adherer au projet du Conseil federal 

Thanei Anita (S, ZH): Bei Artikel 269 geht es um eine 
Grundsatzfrage, nämlich darum, wie die miesbräuchllche 
Miete zu definieren ist Darüber wurde in der Kommission 
lange diskutiert. Verschiedene Arbeitsgruppen und auch der 
Bundesrat haben schon diverse Vorschläge unterbreitet. 
Nach einem ersten Gegenentwurf des Bundesrates sollte 
eine kompliziert berechnete Bruttorendite für die Bestim­
mung der Missbräuchllchkeit der Mietzinsen massgeblich 
sein. Dieser Vorschlag wurde von allen Seiten In der Luft 
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zerrissen. Der Bundesrat ist noch einmal über die Bücher 
gegangen. 
Sein zweiter Entwurf bedeutet einen Systemwechsel, eine 
Abkehr von der heutigen Kostenmiete in Richtung Markt­
miete. Demgemäss und nach dem Antrag der Mehrheit der 
Kommission soll eine Miete miesbräuchlich sein, wenn sie 
die orts- und quartierüblichen Mietzinse um 15 Prozent 
übersteigt. Diese Orts- und Quartlerübllchkeit kann für Woh­
nungen anhand von Statistiken, für Geschäftsräume anhand 
von drei Vergleichsobjekten erbracht werden. Das vom Bun­
desrat favorisierte Standort-, Nutzungs- und Landwertbe­
rechnungsmodell (SNL-Modell) ist bereits sehr eigentümer­
freundlich. Ich möchte Sie darauf hinweisen, dass nach der 
Vorstellung des Bundesrates ledigllch 2,5 Prozent der Mie­
ten nicht in diese Bandbreite der Mlssbräuchlichkeit fallen 
würden. Es ist eine Tatsache, dass bereits heute mehr als 
2,5 Prozent der Mietzinsen missbräuchlich sind. Wenn man 
natürlich Statistiken mit einer derart weiten Bandbreite 
erstellt, dann sind irgendwann keine Mietzinsen mehr 
missbräuchlich. 
Die Mehrheit der Kommission hat auf diese bereits eigentü­
merfreundlichen Statistiken noch einen drauf gegeben, und 
zwar so, dass Wohnungen von Genossenschaften und Ge­
meinwesen nicht berücksichtigt werden sollen, d. h., die Sta­
tistiken werden derart verfälscht, dass das preisgünstige 
Wohnsegment gar nicht mehr berücksichtigt wird. 
Meine Minderheit II, die immerhin die Mehrheit der Bevölke­
rung vertritt, geht von einem anderen System aus. Wir wol­
len die Missbräuchllchkelt der Mieten sowohl bei Anfangs­
mietzinsen als auch nach Handänderungen nicht anhand 
der Orts- und Quartierübllchkelt definiert wissen, sondern 
anhand von effektiven Statistiken, die ein Abbild des gesam­
ten Wohnungsbestandes darstellen. Eine solche Statistik 
weist dann bereits eine genügende Bandbreite aus, weshalb 
sich ein zusätzlicher Prozentsatz erübrigt. Es geht nicht an, 
von einer statistischen Bandbreite auszugehen und dann 
noch festzuhalten, dass eine Miete erst missbräuchlich sei, 
wenn sie 15 Prozent über dieser Bandbreite liege. 
Da bei Neuvermietungen notorisch Mietzinserhöhungen 
ohne Gegenleistungen vorgenommen werden und es pro 
Jahr 17 Prozent Wohnungswechsel gibt, Ist es auch sehr 
wichtig, dass die Neumietzinsen in den Statistiken nicht be­
rücksichtigt werden, sonst können wir nicht mehr von einem 
effektiven Mieterschutz sprechen. 
Ich möchte noch etwas zum Streichungsantrag der Minder• 
heit II zu Absatz 2 sagen. Es ist eine relativ wichtige Bestim­
mung, insbesondere auch für die SVP - ich weiss nicht, ob 
Sie den Inhalt dieser Bestimmung noch nicht zur Kenntnis 
genommen haben. Hier geht es nämlich um die Geschäfts­
mieten. Der Bundesrat und die Mehrheit der Kommission 
wollen den Schutz für die Geschäftsmieten praktisch strei­
chen, indem dort die Missbräuchlichkeit anhand von drei 
Vergleichsobjekten bestimmt werden kann. Das heisst, es 
wird für die professionellen Verwaltungen ein Leichtes sein, 
für sämtliche Geschäftsmieten drei hohe Vergleichsmieten 
herbeizuziehen, um so zu ihrem übersetzten Gewinn zu 
kommen. Ich möchte Sie darauf aufmerksam machen: Es 
gibt nicht nur Banken, die Grossmieter sind; es gibt die KMU, 
es gibt die kleinen Handwerksbetriebe. Für diese ist die 
Höhe der Miete von existenzieller Bedeutung. Wir werden es 
auch hier nicht akzeptieren, dass der Schutz von kleinen 
Handwerksbetrieben praktisch gestrichen wird. 
Ich möchte noch ganz kurz zu einem Minderheitsantrag Stel­
lung nehmen, weil das für mich wirklich das absolute Ende 
des Mieterschutzes ist. Eine Minderheit Bosshard wßl näm­
lich neben diesen bereits eigentümerfreundllchen Statistiken 
wohlweislich die Berufung auf die Bruttorendite zulassen. 
Damit wird die Miesbrauchsgesetzgebung gänzlich gestri­
chen. Das Ziel dieses Minderheitsantrages ist nämlich Fol• 
gendes: Für die wenigen Mietzinse, welche gemäss den 
eigentümerfreundlichen Statistiken missbräuchlich sind, 
könnten sich die Vermieter auf die Bruttorendite berufen. 
Herr Bosshard und meine weiteren Herren dieser Seite: 
Selen Sie - nein, Damen haben diese Anträge nicht ge­
stellt- doch ehrlich, stehen Sie dazu und sagen Sie: Es gibt 
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keine missbräuchlichen Mietzinse! Dann wären Sie ehrlich 
und müssten sich nicht darüber Gedanken machen wie Herr 
Hegetschweiler, was man mit diesen 2,5 Prozent allenfalls 
missbräuchlicher Mietzinse machen könnte. 
Herr Hegetschweiler, wenn Sie mir übrigens einmal zuhören, 
möchte ich Ihnen auch noch etwas antworten - meine Zeit 
Ist jedoch abgelaufen, ich sage es Ihnen nachher. (Heiter­
keit) 

Bosshard Walter (R, ZH): Beim Minderheitsantrag llla geht 
es nicht um die kostendeckende Bruttorendite, wie Frau 
Thanei gesagt hat. Vielmehr geht es darum, die Limite von 
15 auf 20 Prozent zu erhöhen, was in der Eintretensdebatte 
auch diskutiert wurde. Es geht also nur um diese Frage. 
Bei der Umschreibung des missbräuchlichen Mietzinses 
handelt es sich - dessen sind wir uns bewusst - zweifellos 
um eine zentrale Bestimmung der vorliegenden Mietrechts­
revision. Daher gilt es einmal mehr festzuhalten, dass es 
sich um eine eigentliche Missbrauchsgesetzgebung, d. h. 
um die Bekämpfung des Missbrauchs handeln muss, und 
nicht mehr. 
Die Botschaft des Bundesrates sagt nicht, welche Erfah­
rungswerte oder Erhebungen dazu geführt haben, die Miss­
brauchsgrenze bei einem Wert anzusetzen, der 15 Prozent 
über dem statistisch ermittelten Vergleichsmietzins liegt. 
Hier muss ganz klar eine Diskussion geführt werden. Aber 
eine Mietpreis-Strukturerhebung des Bundesamtes für Stati­
stik betreffend Mietzinse im Jahr 1996-sie wurde 1998 ver­
öffentlicht - hat gezeigt, dass sich die Differenz zwischen 
dem statistischen Mittelwert für Mietzinse gewisser Woh­
nungskategorien und dem oberen oder unteren Wert zum 
teuersten bzw. billigsten Preissegment durchwegs in der 
Bandbreite von 20 bis 30 Prozent bewegt. Das zeigt, dass 
dem natürlichen Preisspektrum gleichartiger Wohnungen 
mit der vom Bundesrat und von der Kommissionsmehrheit 
vorgeschlagenen Limite von 15 Prozent nicht Rechnung ge­
tragen wird. 
Ich beantrage deshalb namens der Minderheit lila, die Li­
mite für missbräuchliche Mietzinse auf 20 Prozent über dem 
statistisch ermittelten orts- und quartierüblichen Mietzins 
festzulegen. 

Joder Rudolf (V, BE): Dieser Antrag beinhaltet zwei Ele­
mente. Das erste Element ist die Erhöhung der Bandbreite 
auf 20 Prozent, die wesentlichsten Argumente hat soeben 
Herr Bosshard dargelegt. Grundsätzlich kann man festhal­
ten: Je gröber der Raster der Statistik., umso grösser muss 
die Bandbreite sein. Standortgüte, Unterhaltszustand usw. 
sind künstlich zu werten und enthalten deshalb gewisse Un­
sicherheiten. Da es hier um die sehr wichtige Definition des 
missbräuchlichen Mietzinses geht, also um die Abgrenzung 
mit entscheidenden und schwerwiegenden Rechtsfolgen, 
sollte nach meiner Meinung die Bandbreite vergrössert wer­
den. 
Beim zweiten Element beantrage ich Ihnen, für die Beurtei­
lung der Missbräuchlichkeit alternativ und zusätzlich die kos­
tendeckende Bruttorendite als Kriterium zu verankern. 
Gleich wie im geltenden Recht sollte dem Vermieter ermög­
licht werden, dass er sich auf die individuelle und konkrete 
Kostenstruktur und Kostensituation berufen kann. Es ist 
nicht richtig, wenn man sich bei der Überprüfung der 
Missbräuchlichkeit einzig auf die statistisch erhobene Ver­
gleichsmiete abstützt. Dies kann zur Folge haben, dass ein 
Vermieter gezwungen wird, sein Objekt unter dem kosten­
deckenden Niveau zu vermieten. Das Ist nach meiner Mei­
nung klar stossend. 
Ähnliche Überlegungen machte sich anfänglich - wie bereits 
erwähnt - übrigens auch der Bundesrat, wenn er im ersten 
Entwurf zum Gegenvorschlag als Kriterium für die Beurtei­
lung der Missbräuchlichkeit den Begriff des «unangemesse­
nen Bruttoertrages» gesetzlich verankern wollte. 
Ich bitte Sie höflich, dem Antrag der Minderheit IV zuzustim­
men. 

Robblanl Meinrado (C, Tl): En ce qui concerne cet alinea, 
j'aimerais souligner que cette disposition va avoir une retom­
bee qui n'est pas prioritairement de nature et d'lmportance 
Jurldiques. II est en effet improbable qu'elle exerce un Impact 
remarquable au niveau du contentleux juridique. Les cas ef­
fectifs de recours devraient resulter tres restrelnts. 
t:aspect vralment decisif de cette marge de 15 pour cent 
consiste, a. mon avis, dans le message errone qu'elle lance 
au marche et dans !'Impact qu'elle va avoir sur l'evolution 
des loyers. Elle va exercer un effet incitatif a des hausses 
progressives de loyer. II n'ast pas indispensable d'avoir une 
astuce au-dessus de la moyenne pour profrter en tant qua 
bailleur de cette occasion d'augmenter las loyers jusqu'a 
15 pour cent sans entrer dans une quelconque sphere 
d'abus. On risque donc visiblement de stlmuler une spirale 
d'augmentatlons de loyer d'autant plus dangereuse si on 
retient le taux de rotation des locataires qui se situe 
aujourd'hul au moins autour de 15 pour cent. 
C'est la ralson pour laquelle je propose qu'on reduise la por­
tee quantitative de la solution du Conseil federal et de la 
commission a 5 pour cent, atin de dlminuer son effet incitatif 
potential a. des hausses lnjustiflees de loyer. J'espere qua 
cette propositlon puisse constltuer un element qui permette 
aux deux fronts qui se sont constltues au sein de la commis­
sion de se rapprocher. 

Studer Heiner (E, AG): Ich bin weder Mieter noch Vermie­
ter, wohne mit meiner Familie auch nicht unter einer Brücke, 
bin also in dieser Sache nicht Interessenvertreter, sondern 
einfach dankbar, dass wir mein Elternhaus bewohnen kön­
nen. Aber ich habe die Sorge, dass dieser Gegenvorschlag 
zu einseitig zugunsten der Vermieter verändert wird. 
Ich beantrage Ihnen, Absatz 1 wie folgt zu formulieren: 
«Mietzinse sind missbräuchlich, wenn sie die orts- und quar­
tierüblichen Mietzinse um mehr als 15 Prozent, bei den seit 
1970 erstellten oder erneuerten Bauten um mehr als 10 Pro­
zent überschreiten.» 
Der Bundesrat schlägt zur Beurteilung der Missbräuchllch­
keit der Miete die Abstützung auf die Orts- und Quartierüb­
llchkeit bzw. die Vergleichsmiete vor, wobei eine Miete, die 
diese Bezugsgrösse um nicht mehr als 15 Prozent über• 
steigt, als nicht missbräuchlich gilt. Bne solche Toleranz­
breite ist im lichte des blossen Missbrauchsschutzes richtig. 
Mit der Wahl von 15 Prozent hat der Bundesrat signalisiert, 
dass nicht einfach starre Grössen festgelegt werden können, 
sondern dass es einen gewissen Spielraum und Flexlbilität 
braucht. 
Der Bundesrat hat in seiner Botschaft aber auch gesagt, 
dass die Details des Vergleichsmletekonzeptes noch al:!Sge­
arbeltet werden müssen. Dafür hat er sich in den Uber­
gangsbestimmungen einen Zeitrahmen von drei Jahren 
gesetzt. Das heisst, dass nach diesem Zeitraum auch die 
Frage der zweckmässigen Bandbreite nochmals aufs Tapet 
gebracht werden müsste. 
Die vorberatende Kommission hat diesen generellen Ver­
weis auf weitere Abklärungen zu Recht als etwas unbefrie­
digend taxiert und damals die Verwaltung beauftragt, das 
Vergleichsmietemodell bereits vor der Eintretensdlskussion 
weiter zu verfeinern und Analysen zur Anwendbarkeit durch­
zuführen. Aus diesem Grunde wurden ja damals die Bera­
tungen verschoben. Während dieser Zeit wurde die Zusatz­
studie erstellt, welche die Brauchbarkeit des Vergleichsmle­
temodells wissenschaftlich bestätigte, aber auch darauf 
hinwies, dass für die Festlegung des Toleranzbereiches ein 
differenziertes Vorgehen wünschbar wäre. 
Die entsprechende Studie haben die Ratsmitglieder erhal­
ten. Sie zeigt, dass eine einheitliche Toleranzmarge von 
15 Prozent bei neueren Wohnungen praktisch alle Fälle des 
jeweiligen Wohnungstyps .elnschliesst und somit den vollen 
Markt abbildet und das Konzept der Missbrauchsverhütung 
illusorisch macht. 
Von den Experten wird deshalb empfohlen, zwischen den 
vor und nach 1970 erstellten und renovierten Wohnungen zu 
unterscheiden. Für die ersteren bestätigen die statistischen 
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Untersuchungen die Zweckmässigkeit einer Marge von 
15 Prozent, für die anderen, jüngeren Objekte ist eine solche 
von 10 Prozent sachgerecht. Mit meinem Antrag soll dieser 
Unterscheidung Rechnung getragen werden. 
Nachdem die Kommission diese Zusatzabklärungen im Hin­
blick auf die frühzeitige Festlegung eines statistisch vertret­
baren Vergleichsmieternodells ausdrücklich gewünscht und 
in Auftrag gegeben hat, sehe ich nicht ein, weshalb von den 
Ergebnissen nicht Gebrauch gemacht wurde und weshalb 
diese in den Beratungen keine nähere Erörterung fanden. 

Steiner Rudolf (R, SO): Grundsätzlich ist zu begrüssen, 
dass ein Kriterium zur Beurteilung von Gebräuchlichkeit 
oder Missbräuchlichkeit von Mietzinsen herangezogen wer­
den soll, das in der Praxis einfacher zu handhaben sein wird 
als bisherige Kriterien. Als Modifikation des Antrages der 
Minderheit IV (Joder) übernehme ich aber bezüglich der 
Reserve den Ansatz des Bundesrates von 15 Prozent. Ich 
hoffe, damit eine Brücke zum Konsens zu bauen. 
Wie Kollege Joder bereits ausgeführt hat, genügt dieses Kri­
terium der Reserve alleine nicht. Aufgrund des geltenden 
Rechtes und der dazu entwickelten Praxis bestehen viele 
Mietverhältnisse, die ausserhalb dieser neuen Bandbreite 
liegen würden. Diese bisher unangefochtenen Mietverhält­
nisse wären dann plötzlich missbräuchlich. Anfechtungsver­
fahren, Streit und Unfrieden zwischen Vermietern und Mie­
tern wären vorprogrammiert. Um dem vorzubeugen und um 
für bestehende Mietverhältnisse Rechtssicherheit zu ge­
währleisten, muss ergänzend zur Bandbreite von 15 oder 
eventuell 20 Prozent auch auf die kostendeckende Brutto­
rendite abgestellt werden können. Die Bedeutung dieser Be­
messungsgrundlage ist übrigens im Rahmen der Eintretens­
debatte auch von Kollege Strahm ausdrücklich anerkannt 
worden. 
Ich bitte Sie also, meinem Antrag im Sinne eines Konsenses 
zuzustimmen. 

Schwaab Jean Jacques (S, VD): Comme on l'a deja releve 
et comme on l'a vu au fil des votes, le camp des defenseurs 
des locataires s'est singulierement reduit non seulement au 
fil des annees, mais aussi au fil de ca debat. A quelques ex­
ceptlons pres, il se resume a la gauche du Parlement. Mais II 
est plus etonnant encore que mäme les locataires de locaux 
commerciaux, parmi lesquels on trouve un grand nombre de 
petits artisans et de commen;ants independants, ne trouvent 
plus de defenseurs parmi las membres des partis qui pre­
tendent defendre la libre entreprise et las patites et moyen­
nes entreprises. 
Salon le Conseil federal, il sufflrait de presenter trois objets 
comparables pour etabllr qu'un loyer n'est pas abusif et 
qu'en consequence, il peut ätre augmente non seulement 
selon l'evolution des prix, mais egalement sur la base des 
loyers usuels dans le quartier. Ce critere est tout a falt insuf­
fisant pour quatre ralsons au moins. 
1. Trois objets n'ont aucune valeur demonstrative d'un loyer 
usuel. Ce nombre est rnanifestement trop falble sur le plan 
mathematique et statistique. La Tribunal federal, dans sa ju­
risprudence sur le droit actuel, a fixe a au minimum cinq le 
nombre d'objets comparables pour valider une statistique ou 
une comparaison. 
2. Le plus souvent, il est tres facile pour un proprietalre de 
trouver trois locaux situes dans le mäme quartier dont le 
loyer est exträmement ou excessivement eher pour toutes 
sortes de raisons: par exemple, parce qu'ils ont ete toues a 
une periode de haute conjoncture ou qu'ils sont particuliere­
ment bien situes, ou enoore parce que l'activite ou le com­
merce exerces dans ces locaux procurent des marges tres 
elevees. 
3. Le prix des loyers commerciaux depend non seulement 
de la comparalson des locaux eux-mämes, mais egalement 
de la duree du bail, de meme qua d'autres facteurs comme 
notamment le chiffre d'affaires, ca qui diminue bien evidem• 
ment la pertinence du critere comparatif. 
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4. Le crltere comparatif n'est acceptable que s'il existe effec­
tivement d'autres locaux comparables. S'il n'y an a pas, on 
doit considerer qua ca critere n'est pas applicable et il faut 
donc y renoncer. A defaut, on risque de condamner a la fer­
meture, voire a la faillite tel ou tel oommervar,t dont la marge 
brute ne lui permet tout simplement plus de payer le mäme 
loyer que son voisin - ou que ses trois voisins, puisqu'il fau­
drait trouver trois loyers comparables. 
ll en va non seulement de la protection des locatalres de lo­
caux commerciaux, mals aussi de la protection des consom­
mateurs. En effet, vous le savez bien, le toyer constitue, 
selon les commerces ou les entreprises, un element tres im­
portant des charges et donc de la formatton des prix. 
Pour garantlr un ptlx du rnarohe, il convient de se fonder sur 
un echantillon comparatif suffisamment large et a cet egard 
trols objets sont insuffisants, cinq constituent un minimum. 
Si vous deviez rejeter la proposition de minorite 1 (de Dardel) 
qui demande d'en rester au droit actuel, il faudrait alors mo­
difier rarticle 269 alinea 2 et introduire le chiffre de cinq ob­
jets. 
Puisque J'ai la parole, je proflte de faire la mäme propositlon 
s'agissant des dlspositions transitoires jusqu'a l'etablisse­
ment des statistlques. II faudrait, la aussl, si les autres pl'O'­
positions de minorlte n'etalent pas acceptees, fixer a au 
molns clnq le nombre de loyers de comparables pour deter­
miner s! oul ou non un loyer peut ätre augmente. 
Enfin, je feral une remarque sur la proposition Steiner a l'ar­
ticle 269 allnea 1 er, qui me parait ätre le comble de l'arro­
gance des mllleux imrnoblllers et qui demontre bien qua 
ceux-ci defendent ici leurs profits, et non pas les interets de 
l'economie en general ni ceux de leurs locatalres en particu­
lier. lls veulent le beurre et l'argent du beurre, c'est-a-dire 
pouvoir augmenter un loyer lorsque celui-cl est Interieur de 
15 pour cent au loyer statistique, mais egalement en invo­
quant le entere actuel du rendement brut. Cette propositlon 
n'est pas acceptable non plus. 

Thanel Anita (S, ZH): Es geht hier um einen Eventualantrag 
zu Artikel 269 Absatz 2. Der Hauptantrag ist ja der Antrag 
der Minderheit II (Thanel). In Absatz 2 gemäss Minderheit II 
sind sowohl für Wohnräume wie auch für Geschäftsräume 
statistische Mieten als Grenze zur Mlssbräuchlichkeit vorge­
sehen. Ich stelle einen Eventualantrag, falls der Antrag der 
Minderheit II in diesem Rat wider Erwarten keine Mehrheit 
finden wird. 
Es geht um folgende Frage: Im Entwurf des Bundesrates 
wird der Nachweis der Orts- und Quartierüblichkeit der Miet­
zinse für Wohnräume anhand der SNL-Methode und für Ge­
schäftsräume anhand von drei Verglelchsobjekten erbracht. 
Ich habe bereits vorher darauf hingewiesen, dass wir diesen 
Rückschritt bezüglich Schutz für Geschäftsmieten nicht ak­
zeptieren können. Für grössere Verwaltungen und professio­
nelle Vermieter wird es ein Leichtes sein, drei Vergleichs­
objekte zu finden, die ihr~rseits missbräuchlich sein können. 
Denn dort gibt es keine Uberprüfung. So kann der Anfangs­
mietzins willkürlich angesetzt und gemäss Vorlage von Bun­
desrat und Kommission für Rechtsfragen auch alle vier 
Jahre an diese Orts- und Quartierüblichkeit angepasst wer­
den. Ich bitte Sie deshalb, dass auch für Geschäftsmieten 
solche Statistiken vorgesehen werden, anhand derer die 
Mlssbräuchlichkeit überprüft werden kann. Die Verwaltung 
hat uns bereits mitgeteilt. dass das grundsätzlich möglich ist 
Es ist eine Frage des politischen Willens. Diesbezüglich rufe 
ich Ihnen noch einmal die kleinen Handwerksbetriebe in Er­
innerung, für die die Höhe des Mietzinses eine existenzielle 
Frage ist. 
Ich nehme nun die Gelegenheit wahr, Herrn Hegetschweiler 
etwas zu sagen, da mir noch zwei Minuten bleiben und ich 
vorher nicht mehr sprechen durfte. Herr Hegetschweiler, Sie 
haben offensichtlich generell ein Problem mit dieser statisti­
schen Methode, wonach neu 2,5 Prozent der Wohnmiet­
zinse missbräuchlich sein sollen. Ich glaube, Sie machen 
hier einen Überlegungsfehler, weil gegenwärtig nachge­
wiesenermassen mehr als 2,5 Prozent der Mietzinse 
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missbräuchlich sind, wenn dies nach der heutigen Methode 
berechnet würde. Wenn wir jetzt ein neues System wählen 
und die Statistiken oder bzw. die Bandbreiten derart auswei­
ten, dass nur noch 2,5 Prozent der Mietzinse missbräuchlich 
sind, ist das eine wesentliche Verschlechterung des Mieter­
schutzes und sicher nicht das, was Sie befürchten. 

Menetrey-Savary Anne-Catherine (G, VD): Les Verts ap-­
puient la minorite 11 (Thanei). Le modele informatique ela· 
bore par l'Oftice federal du logement sur la base du travail 
du professeur Geiger permet de degager une ligne des 
loyers moyenne sur laquelle se regroupent 68 pour cent des 
logements. Avec !'Intervalle de confiance, soit la marge tole­
ree autour de la moyenne, on couvre 95 pour cent des loge­
ments. II reste donc 5 pour cent de logements hors norme, 
dont vraisemblablement, 9a a deja ete dit, 2,5 pour cent se 
situent en dessous de la moyenne et 2,5 pour cent au-des­
sus. Pour definir l'abus, 2,5 pour cent, c'est peu. Mais il faut 
commencer par dlre que les 2,5 pour cent qui sont en des• 
sous vont sans doute s'adapter a la moyenne et lls pourront 
meme aller jusqu'a 15 pour cent au--dessus de la moyenne. 
C'est alnsi que s'inaugure la spirale infernale de raugmenta­
tion de loyer. 
Entre parentheses, je voudrals dire que la statistique prend 
en compte toutes sortes de caracteristiques, mals pas le bi­
lan energetique des bätiments, ni leurisolation, ni les mate­
riaux de construction. Je constate ainsi que l'«hedonlc 
price» n'est pas un «environmental price», et nous le regret­
tons. 
Le systeme du contre-projet est donc scientifiquement cor­
rect, mais politiquement dangereux. Mals il y a pire. Les pro­
positions de mlnorite II la et IV veulent encore elever cette 
marge de tolerance a 20 pour cent au-dessus de la 
moyenne. A ce moment-la, il n'y a tout simplement plus de 
entere d'abus. Tous les loyers sont acceptables, c'est la loi 
du marche. Sur ce point, je voudrais rappeler les propos de 
M. Couchepin, conseiller federal, que M. Marietan a 
d'ailleurs cites hier. C'est la preuve, Monsieur le Conseiller 
federal, que les paroles du Gouvernement sont r99ues avec 
une quasi-venerationl Vous avez dit: «Si on met la limite a 
20 pour cent au-dessus de la moyenne, c'est comme si on 
supprimait completement la protection des locatalres." Mais 
pour les milieux immobillers, ce n'est pas encore assez pour 
leur insatiable appetit. II faut pouvoir depasser la norme et 
ajouter encore la couverture des investissements - selon la 
proposition de minorite IV -, et la j'lrai plus loln que M. 
Schwaab: ce n'est pas seulement le beurre et l'argent du 
beurre, mals encore le sourire de la laltlere. (Hltarlte) 
Salon les arguments de la minorite IV, tant que quelqu'un est 
d'accord de payer, mäme si c'est trop eher, c'est qu'il n'y a 
pas d'abus. Au fond, selon cette loglque, tant que vous ne 
vous revoltez pas et que vous acceptez l'intolerable, c'est 
que l'intolerable n'est pas tel, mais qu'il est legitime. 
Au contralre, la proposition de minorite II (Thanei) s'en tlent 
a la moyenne statlstique stricte, en fonctlon des caracteristl­
ques de la chose louee: tout ce qui ne falt pas partie des 
loyers usuels peut etre conteste. 
Sur tout ce systeme des prix, oriente avec constance a la 
hausse, pese toujours la menace d'un chantage, le spectre 
de la penurie. M. Hegetschweiler manle avec habllete cet ar­
gument de Ja peur d'lnvestir des milleux lmmoblliers selon 
les conditions du marche. 
En commisslon, M. Couchepin, conseiller federal, entonnait 
Je mäme refrain - et Ja, j'ai un peu moins de venerationl -, 
affirmant que la penurie est plus grave que l'abus. Je ne sais 
pas s'il assume toujours ses paroles, mais pour notre 
campte, nous ne voulons pas nous laisser enfermer dans ce 
choix desespere entre la peste et le cholera, et nous esti­
mons que la proposition de mlnorite II (Thanei) permet de 
passer entre les ec:uells. 
Pour eviter de revenir a cette tribune, j'ajouteral que le 
groupe ecologlste approuve le prlncipe de l'utllisation de la 
statlstlque seulement pour le loyer Initial - c'est la minorite II 
(de Dardel) a l'article 269a et la minorite 1 {de Dardel) a l'arti­
cle 269b. 

Nous appuierons egalement la mlnorite II (Thanel) a rarticle 
269b pour l'lndexation a 60 pour cent des loyers a l'indice du 
coOt de la via. 
A cet egard, II taut dire que Je loyer entre deja dans Je calcul 
de l'indice et qu'il en constitue le 22 pour cent. Reindexer a 
100 pour cent, c'est mettre en marche un mec:anisme 
d'auto-alimentation du rencherissement, et nous n'en vou­
lons pas. 

Hegetschweller Rolf (R, ZH): Frau Thanei, ich habe das 
System sehr gut verstanden, wie Sie sicher auch. Sie vermi­
schen aber zwei Kriterien: Die absolut zulässige Miete nach 
unserem neuen Vergleichsmiete-System und Renditeüberle­
gungen. Sie behaupten einfach, heute seien über zweiein­
halb Prozent der Mieten missbräuchlich, weil zu hohe 
Renditen erzielt würden. Das ist eine Behauptung; Sie kön• 
nen das überhaupt nicht belegen. 
Zur Frage der zulässigen Bandbreite: Im Verlauf der Kom­
missionsarbeit ist die Toleranzgrenze vielfach diskutiert und 
in verschiedensten Versionen besprochen worden. In der 
Botschaft beträgt sie 15 Prozent, in Altematlwersionen der 
Verwaltung waren es dann einmal 1 O bis 20, ein andermal 
10 bis 15 Prozent Am wenigsten auf Gegenliebe stless der 
Vorschlag des Bundesrates, die Grenzwerte durch ihn festle­
gen zu lassen. Wir tun vermutlich gut daran, wenn wir diese 
Grenze bei 20 Prozent festlegen. 
Der Botschaft des Bundesrates ist nicht zu entnehmen, wel­
che Erfahrungswerte, Erhebungen und andere Überlegun­
gen dazu geführt haben, die Missbrauchsgrenze bei 
15 Prozent festzulegen. Eine Mietpreiserhebung des Bun­
desamtes für Statistik aus dem Jahr 1996 hat immerhin ge­
zeigt, dass die Differenz zwischen dem statistischen Mittel­
wert für Mietzinsen, dem oberen oder unteren Wert, dem 
teuersten und billigsten Wohnungsangebot also, durchwegs 
in der Bandbreite von zwanzig bis dreisslg Prozent llegt. 
Verfehlt ist auch eine Passage in der Botschaft. Ich möchte 
Herrn Bundesrat Couchepln doch bitten, dazu Stellung zu 
nehmen. Hier steht ausdrücklich: «Beruft sich die Vermieter• 
schaft im laufenden Mietverhältnis auf diese Reserve» - die 
nicht ausgeschöpft ist -, «muss sie auf Anfechtung der Mie­
terschaft hin die Gründe für die Erhöhung vor der zuständi­
gen Schlichtungsbehörde respektive Gerichtsinstanz darle­
gen und beweisen.» In der Kommission ist Immer gesagt 
worden, dieser Passus gelte nicht. Ich möchte das hier doch 
ausdrücklich bestätigt haben. 
Frau Thanei verlangt zwar den Systemwechsel. Ihr Vor­
schlag Ist aber derart mleterfreundllch und einseitig gegen 
alle legitimen Interessen der Vermieter gerichtet, dass Ich 
fast nicht glauben kann, dass sie Ihn im Ernst gestellt hat. Sie 
will kein Vergleichsmletemodell gemäss bundesrätlichem 
Vorschlag und schon gar keine zulässige Bandbreite, inner­
halb welcher die Mieten zu liegen hätten. Einziges Kriterium 
wäre - nach meinem Verständnis ihres Vorschlages - die 
Durchschnittsmiete. Alles, was darüber liegt, ist missbräuch­
lich - kein Spielraum, keine Bandbreite, nichts dergleichen. 
Bel vergleichbaren Wohnungen wären von 100 Mietverhält­
nissen also 50 missbräuchlich, und die Miete müsste ge­
senkt werden. Der neue Durchschnitt würde natürlich tiefer 
liegen als der vorherige, was zu neuen missbräuchlichen 
Mieten führen würde. Wenn man das Spiel lange genug fort­
setzen würde, tendierten die Mieten gegen null und der Mie­
ter würde gratis wohnen. Es handelt sich also um etwas 
ökonomisch Unsinniges. Zum Trost sollen die Kantone sowie 
die Mieter- und Vermieterverbände ein Mitspracherecht er­
halten. Ich frage mich bloss, worüber sie sich bei dieser ge­
setzlichen Vorgabe noch unterhalten sollten. Der Antrag 
Robbiani geht etwas weiter und sieht vor, dass Mietzinse 
dann missbräuchlich sind, wenn sie um mehr als 5 Prozent 
über dem Durchschnitt liegen. Aber auch der Antrag Rob­
bianl ist ungenügend. 
Ich bitte Sie also, bei Artikel 269 Absatz 1 dem Antrag der 
Minderheit IV oder eventuell dem Antrag Steiner zuzustim­
men. 
Bei den Geschäftsmieten liegen keine Statistiken vor. Stati­
stiken müssten zuerst geschaffen werden, und ein entspre-
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chendes Modell kennt man auch noch nicht. Die drei 
Vergleichsobjekte, die der bundesrätliche Entwurf vorsieht, 
genügen. 
Ich bitte Sie also, bei Artikel 269 Absatz 3 dem Entwurf des 
Bundesrates zuzustimmen. 

JUIZet Erwin (S, FR): Wenn man ein Gesetz ändert, so 
muss man wissen, wie die heutige Situation aussieht. Heute 
ist Artikel 269 OR im 2. Abschnitt des Mietrechtes unter dem 
Titel «Schutz vor missbräuchlichen Mietzinsen» eingebettet 
Artikel 269 steht unter dem Randtitel uA. Missbräuchliche 
Mietzinse». Dann definiert Artikel 269 die Regel und sagt, 
dass Mietzinse missbräuchlich sind, wenn damit ein über• 
setzter Ertrag erzielt wird oder wenn offensichtlich über­
setzte Kaufpreise bezahlt worden sind. Das ist die heutige 
Lage. 
Der Gegenvorschlag definiert den Missbrauch anders. Man 
kommt weg vom übersetzten Ertrag, weg vom übersetzten 
Kaufpreis, hin zur Vergleichsmiete. Ich habe es eingangs ge­
sagt Ich persönlich bin gegen die Vergleichsmiete. Sie wird 
zu einer Marktmiete führen. 
Wenn schon die Vergleichsmiete gelten soll, dann aber nur 
für Anfangsmietzinse, wie das die Initiative des Mieterver­
bandes und der Antrag der Minderheit II (Thl!,tlei) vorsehen; 
eine klare Vergleichsmiete ohne mögliche Uberschreitung 
von 15 Prozent. 
Machen wir uns doch keine Illusionen: Eine Bandbreite von 
15 Prozent würden von den Eigentümern natürlich ausge­
nützt. Nach ein paar Jahren wäre dann die Vergleichsmiete 
allgemein 15 Prozent höher. Dann könnte das Karussell von 
neuem zu drehen beginnen; es würden wieder 15 Prozent 
mehr möglich sein. 15 Prozent Ist viel für eine Familie 
beispielsweise mit einem Einkommen von 4000 Franken 
und einem Wohnungszins von 1200 Franken; das macht 
180 Franken, fast 5 Prozent des Einkommens. Das ist sehr 
viel Geld und führt gerade für junge Familien zur bekannten 
neuen Armut. 
Der Antrag der Minderheit llla (Bosshard) - unterstützt von 
Herrn Hegetschweiler -, der 20 Prozent vorsieht, Ist noch 
extremer. Ich weiss nicht, meine Herren, ob Sie sich bewusst 
sind, was Sie hier mit einem um 20 Prozent höheren Wert 
als die Vergleichsmiete für junge Familien anzurichten Im 
Begriff sind, d. h. 200 bis 300 Franken höhere Ausgaben Im 
Budget einer jungen Famllle. Das ist sehr viel Geld! 
Der Antrag der Minderheit IV (Joder) und der Antrag Steinar 
schiessen nun wirklich den Bock ab. Sie wollen den Fünfer 
und das Weggll, und dazu gerade noch die Bäckerstochter, 
oder wie Frau Menetrey gesagt hat: le beurre et l'argent du 
beurre et la fille du laitier. Sie wollen die Vorteile der Ver­
gleichs- und Marktmiete und - falls diese Methode mit der 
Vergleichsmiete nicht zum gewünschten Ziel oder Mietzins 
führt - doch wieder zurückkönnen zur bewährten Kosten­
miete, zur kostendeckenden Bruttorendite. De deux choses 
l'une: entweder Vergleichsmiete oder Kostenmiete( Wir kön­
nen morgen auch nicht zwei Bundesräte wählen, wir mOs­
sen uns entscheiden. 
Ich bitte Sie, entscheiden Sie sich fur den Antrag der Minder­
heit II (Thanei). 

Clna Jean-Michel (C, VS): Bleiben wir ehrlich und realpoli­
tisch orientiert. Die Missbräuchlichkeit des statistisch ermit­
telten Mietzinses, bezogen auf die Orts- und Quartierüblich­
keit, in Prozenten festzulegen, bleibt letztlich ein politischer 
Entscheid. Vergleicht man die Palette der diesbezüglichen 
Anträge, so wird man bald einmal feststellen, dass die von 
der Kommissionsmehrheit festgelegte Quote von 15 Prozent 
einen tragfähigen Kompromiss darstellt. Bundesrat Couche­
pin hat sich auch in diesem Sinne geäussert. Namens der 
CVP-Fraktion bitte ich Sie deshalb, in dieser Frage der Kom­
missionsmehrheit und dem Bundesrat zuzustimmen sowie 
alle anderslautenden Anträge abzulehnen. 
Den Antrag der Minderheit IV und die entsprechenden Ein­
zelanträge, welche wiederum bei der Festlegung der 
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Missbräuchlichkeit auf Kostenelemente abstellen wollen, 
Einführung der Bruttorendite, werden wir von der CVP-Frak­
tion grossmehrheitlich bekämpfen. Es werden zwei Systeme 
miteinander vermischt. Man kann nicht glaubwürdig eine An­
näherung an den Markt wollen und gleichzeitig, wenn dieser 
Markt bei einem Einzelobjekt nicht spielt, wiederum eine Be­
trachtung bezogen auf Kostenelemente des Einzelfalles vor­
ziehen. Man würde genau wieder jene Nachteße in Kauf 
nehmen, die man gerade mit dieser Revision beseitigen 
wollte. Das System der Bruttorendite und Ihrer Festlegung 
und Beschreibung würde kompliziert sein und deshalb kaum 
Anwendung finden. 
Ich bitte Sie, den Minderheitsantrag IV abzulehnen. 
Zu Absatz 2: Die Argumente dafür, die Geschäftsmietzinse 
auch dem System der statistischen Vergleichsmieten zu un­
terwerfen, überzeugen nicht. Geschäftsräumlichkeiten wer­
den oft im nicht ausgebauten Zustand vermietet, so dass ein 
Vergleich mittels Statistiken kaum möglich ist. Auch die un­
terschiedlichen Verwendungszwecke lassen einen nationa­
len Vergleich, basierend auf statistischen Erhebungen, nicht 
zu. 
Namens der CVP-Fmktion bitte ich Sie, in diesem Absatz 
der Kommissionsmehrheit zuzustimmen, und empfehle Ih­
nen, auch bei Absatz 3 der Mehrheit zuzustimmen. 

Eggly Jacques-Simon (L, GE): Je l'ai dit dans le debat d'en­
tree en matiere, et contrairement a ce qua dit Mme Mene-­
trey-Savary, il faut trouver un equilibre entre, d'une part, une 
protection particuliere et une lutte contre les abus et, d'autre 
part, une logique economique qul permette tout simplement 
qua l'offre du marche soit suffisante. Vouloir au fond dlre qua 
ce qui compte, c'est la lutte contre les abus et que de la pe­
nurie on ne se souciera pas, c'est aller vers un autogoal, 
parce qua s'II y a penurle, la tension fait que 9a n'est evl­
demment pas profitable aux locataires. Par consequent, tout 
est affaire d'equilibre. 
En y reflechissant, en ce qul concerne le pourcentage au­
dela duquel il y aurait abus, c'est-a-dire la fourchette par rap­
port au loyer moyen statistfque, Je crois qua les 15 pour cent 
qul sont proposes par le Conseil federal et par la majorite de 
la commission sont au fond raisonnables, alors qu'avec les 
20 pour cent, on va trop loln. Naturellement, il ne s'agit pas 
d'aller en-dessous des 15 pour cent, mais II me semble qua 
c'est vraiment assez equilibre. 
Je vous avoue qua J'ai davantage hesite sur la question de 
savolr s'il fallalt prendre en campte le rendement brut per­
mettant de couvrir les coOts. Car, aussl bien n'y a-t-il pas 
tout de meme des cas speciaux ou, evidemment, II y a des 
travaux speciaux a faire pour un immeuble? Si on ne permet 
pas de couvrir les coüts, est-ce qu'on ne risque pas, dans 
certeins cas, de decourager des investlssements? Je me re­
jouis d'entendre M. Couchepin, conselller federal, se pro­
noncer a ca sujet Ce qui est gl'!nant evidemment, c'est que 
la minorlte IV qul propose cela est celle qui egalement pro­
pose les 20 pour cent. Alors, II y a une autre proposltlon -
c'est la proposltlon Steinar - qui en reste aux 15 pour cent, 
mais qui reprend cette idee de «limite du rendement brut 
permettant de couvrir les coüts». Mais, a la reflexion - en 
tout cas pour ca qui me concerne -, je me laisse convalncre 
par l'argument selon lequel on ne peut pas cumuler les deux 
criteres et que, flnalement, cette question de la couverture 
des coüts, qui serait en quelque sorte appreciee, ne corres­
pond pas vraiment a une evaluation du marche, alors qua 
naturellement la comparaison statistique, alle, s'lnscrit dans 
une logique du marche. 
Voila la ralson pour laquelle, finalement, je vous propose de 
suivre la proposition de la majorite de la commlsslon. 

Aeachbacher Ruedl (E, ZH): Bundesrat Couchepin hat es 
in seinem Eintretensvotum deutlich gesagt: Hier geht es um 
einen der Schicksalsartikel dieser Vorlage. Dieser Artikel 
hängt stark mit den Interessen zusammen, die hier zum 
Ausgleich gebracht werden sollen - oder eben nicht. 
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Was jetzt mit einzelnen Minderheitsanträgen vorliegt, ist eine 
Verschiebung der Balance zuungunsten der Mieterschaft 
und eine starke Verschiebung zugunsten der Vermieter. Die 
Minderheiten lila und IV, die diese Bandbreite auf 20 Pro­
zent erhöhen möchten, gehen ganz eindeutig zu weit 
Wir haben es gehört: Bereits mit der Bandbreite von 15 Pro­
zent, wie sie der Bundesrat vorschlägt, werden praktisch 97 
bis 98 Prozent aller Mietverhältnisse erfasst Wo soll da 
überhaupt noch eine Bandbreite für Missbräuchlichkeit be­
stehen? Die Spirale, die da ihren Anfang nimmt, scheint mir 
schon bei 15 Prozent äusserst gefährlich zu sein. Es ist 
doch klar, dass mit der Bandbreite von 15 Prozent bereits 
ein erheblicher Anteil jener, die auf oder unter dem Mittel­
wert· liegen, Anreize haben, sich entsprechend nach oben 
anzupassen. Das setzt diese Spirale in Gang. 
Wenn sie 15 Prozent aufweist, wird sich diese Spirale 
schneller drehen. W!ist sie sogar 20 Prozent auf, wird es 
sehr rasch zu einer Uberdrehung kommen, und die Gleich­
gewichte zwischen Vermieter- und Mieterschaft werden über 
kurz oder lang nicht mehr gewahrt sein. Das kann nicht der 
Zweck dieser Vorlage sein. Sie peilt ja nicht den lnvestoren­
schutz an, sondern sie müsste eigentlich den Sozialschutz 
im Auge haben. 
Vor allem gibt diese Spirale zu denken im ZUSarnmenhang 
mit den weiteren Anträgen der Mehrheit der Kommission. 
Auch diese verschlechtern die Situation der Mieterschaft in 
einer Art und Weise, die zusammen mit diesen Anträgen bei 
Artikel 269 Absatz 1 nicht hinzunehmen und nicht akzepta­
bel ist. 
Ich möchte zum Schluss noch ein Wort für den Antrag Stu­
der Heiner einlegen. Herr Studer hat vorgeschlagen, bei 
diesen 15 Prozent zu bleiben die der Bundesrat in seine 
Fassung aufgenommen hat 15 Prozent sind schon eine 
recht grosse Bandbreite. Dazu aber bitte ich Sie zu beach­
ten, dass gemäss Antrag Studer Heiner diese Bandbreite 
von 15 Prozent für neu erstellte oder renovierte Bauten, die 
ohnehin hohe Mieten aufweisen, nicht gelten soll; dort soll 
eine tiefere Bandbreite von 10 Prozent angenommen wer­
den. Mir scheint diese Differenzierung eigentlich eine gute 
Lösung zu sein, die wir leider in der Kommission nicht disku­
tieren konnten, die ich Ihnen in der Abstimmung aber gerne 
empfehlen möchte. 
Ich bitte Sie deshalb, die Anträge der Minderheiten llla und 
IV abzulehnen und dem Antrag Studer Heiner in diesem 
Punkt zu folgen. 

Leuthard Doris (C, AG), für die Kommission: In Artikel 269 
OR geht es um den Kern der Vorlage, nämlich um die Defini­
tion des missbräuchlichen Mietzinses. Heute ist ein Mietzins 
missbräuchllch, wenn der Vermieter damit einen übersetzten 
Ertrag erzielt oder wenn er auf einem übersetzten Kaufpreis 
basiert. Das war unpraktisch, aufwendig und nicht transpa­
rent. 
Inskünftig sollen alle Mietzinse, welche die Orts- und Quar­
tierüblichkeit um mehr als 15 Prozent übersteigen, nach 
Auffassung von Bundesrat und Kommissionsmehrheit miss­
bräuchlich sein. Die Bandbreite soll angeben, in welchem 
Bereich man Mietzinse bedenkenlos ansetzen kann, ohne 
dass sie missbräuchlich sind. Das der Orts- und Quartierüb­
lichkeit zugrunde liegende Vergleichsmiete-System soll für 
Wohnungsmieten gelten. 
Wie bereits dargelegt, hat die Kommission dieses von Pro­
fessor Geiger entwickelte SNL-Modell genau untersucht. Es 
orientiert sich an einer neuen Sicht des Wohnungsmietmark­
tes, indem es davon ausgeht, dass man nicht nur eine Woh­
nung mietet, sondern auch den Standort der Wohnung, und 
dass diese beiden Elemente miteinander für den Mietzins 
ausschlaggebend sind. Die Kriterien werden Sie noch in Ab­
satz 4 festlegen. 
Professor Geiger hat anhand des Entwurfes mehrere Tau­
send Wohnungen erhoben, und es gab Versuche beim Miet­
amt der Stadt Bern. Man hat festgestellt, dass bei 
Wohnungstypen, die fast vollständig definiert werden kön­
nen, sowie bei neueren Wohnungen die Variation des Miet-

zinses über 90 Prozent und die Standardabweichung unter 
100 Franken pro Monat und damit unterhalb der Toleranz­
grenze von 15 Prozent liegen. Bel Neuwohnungen liegen 
fast 95 Prozent der Mietzinse innerhalb einer Toleranz von 
10 Prozent Bei über SO-jährigen Wohnungen liegen die 
Dinge anders. Hier ist die Streuung grösser, und es gibt 
deutlich mehr Wohnungen, deren Miete ausserhalb der 
Bandbreite von 15 Prozent liegt. 
Die Mehrheit der Kommission hat sich, gestützt auf diese 
Analysen Geiger, dem bundesrätllchen Vorschlag einer Tole­
ranz von 15 Prozent angeschlossen und eine Erhöhung auf 
20 Prozent abgelehnt, und zwar mit 13 zu 7 Stimmen bei 
1 Enthaltung. Wie bereits dargelegt, dürften damit im Durch­
schnitt aller Mietverhältnisse von neueren und älteren Woh­
nungen etwa 2,5 Prozent aller Mietverhältnisse ausserhalb 
dieser Bandbreite liegen. Entsprechend müssten in diesen 
Fällen die Mietzinse reduziert werden. 
Die Minderheiten lila und IV möchten die Grenze bei 20 Pro­
zent ansetzen. Das würde nach Ansicht der Mehrheit dazu 
führen, dass nur wenige Mietzinse überhaupt noch miss­
bräuchlich wären, was aufgrund der Studien Geiger aber 
eben nicht der Fall ist. Eine Grenze von 20 Prozent würde 
daher das Gleichgewicht dieser Vorlage erheblich gefähr­
den; diese Minderheiten sind daher abzulehnen. 
Die Minderheit IV möchte als zusätzliches Element der 
Missbräuchlichkelt die kostendeckende Bruttorendite einfü­
gen. Die Bruttorendite ist ein absolutes Anpassungskrite­
rium für neuere Bauten und ein typisches Kostenelement. 
Sie würde an sich der Initiative entsprechen. 
Der Gegenvorschlag geht Jedoch neu vom Index und den 
Mehrleistungen des Vermieters als Kostenelemente aus. Die 
Einfügung eines zusätzlichen Elementes erachtet die Kom­
missionsmehrheit als widersprüchlich zum System und zur 
Vergleichsmiete, die ja den Markt widerspiegeln soll. Die Er­
mittlung der Bruttorendite hat sich zudem nach den Erfah­
rungen mit dem geltenden Recht als kompliziert erwiesen. 
Die Kommission hat daher die Einfügung der Bruttorendite 
mit 13 zu 8 Stimmen abgelehnt. 
Dem System Vergleichsmiete stellt die Minderheit II (Thanei) 
das System der statistischen Miete gegenüber. Auch bei der 
Vergleichsmiete haben wir es an sich mit einer statistischen 
Miete zu tun. Der Unterschied besteht darin, dass bei der 
statistischen Miete im Gesetz keine Bandbreite festgelegt 
wird. Die Kommission hat sich daher mit 13 zu 8 Stimmen bei 
1 Enthaltung gegen die Minderheit II und für die Fassung des 
Bundesrates ausgesprochen. Den Antrag der Minderheit 1 
(de Dardel) haben wir bereits bei der Abstimmung über den 
Hauptantrag derselben Minderheit (Art. 253b Abs. 2 OR) ab­
gelehnt; die Kommission hat diese Anträge mit 15 zu 7 Stim­
men abgelehnt. 
Zum Antrag Studer Heiner ist festzuhalten, dass dieser der 
Kommission nicht vorlag. Wir haben zwar über die verschie­
denen Möglichkeiten anhand einer Eingabe der Verwaltung 
diskutiert; sie wurde aber in der Kommission von nieman­
dem übernommen. 
Der Antrag Robblani lag der Kommission ebenfalls nicht vor, 
wurde jedoch auch im Rahmen der verschiedenen prozen­
tualen Bandbreiten diskutiert. Zu berücksichtigen ist hier, 
dass viele heutige Mietzinse missbräuchlich würden, wenn 
die Grenze lediglich bei 5 Prozent festgelegt würde. Wenn 
wir bei 15 Prozent 2,5 Prozent der Mietverhältnisse ausser­
halb der Bandbreite hätten und der Anstieg linear wäre, 
wären es also 7,5 Prozent oder annähernd 175 000 Mietver­
hältnisse. 
Auch über den Antrag Steinar hat die Kommission nicht ent­
schalden können, da er in dieser Kombination nicht vorlag. 
Wie ich bereits erwähnt habe, hat die Kommission betreffend 
Einfügen des zusätzlichen Kriteriums der kostendeckenden 
Bruttorendite mit 13 zu 8 Stimmen entschieden, dass dies 
abzulehnen sei. 

Glassan Jean-Paul (R, FR), pour la commission: II s'agit ici 
de deflnir les loyers abusifs. lls le sont dans Je droit actuel 
lorsqu'lls permettent au bailleur d'obtenir un rendement ex­
cessif de la chose louee ou lorsqu'ils resultent d'un prix 
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d'achat manifestement exagere. La determination du rende­
ment excessif est compllquee, la jurisprudence est incer­
taine. II y a des incertitudes aussl pour !es partles, notam· 
ment pour le locataire ignorant las valeurs necessaires pour 
las calculations, dans le cas de logements anciens dont le 
prix d'achat est indisponible, etc. 
La suppression du taux hypothecaire de reference rend en­
core plus difficile la determination des frais de capital. Le 
systeme est donc modlfie par le projet du Conseil federal. A 
l'article 269 alinea 1 er, il prevoit desormais qu'un loyer est 
desormale abusif s'II depasse de plus de 15 pour cent le ni­
veau des loyers comparatifs. 
A l'alinea 2, deux methodes de comparaison sont introdui• 
tes. Pour las locaux commerciaux, II s'agit du entere des 
loyers usuels dans la localite ou le quartler par presentation 
de trois objets comparables. En ce qui concerne Jes loyers 
d'habitation, le loyer est abuslf lorsqu'il depasse las loyers 
comparatifs seien une statistique des loyers ou un instru• 
ment d'estlmation comparable. 
Le COnfederation etablit ces elements appropries devant 
ätre regulierement actualises, c'est la teneur de l'alinea 3. 
Enfln, a l'alinea 4, i1 y a determinatlon des elements determl· 
nants de comparaison. Nous y reviendrons dans la suite du 
debat. 
Au plan fondamental, il y a evldemment changement de sys­
teme aujourd'hui. Comme cela a ete dit au sein de la com­
mission, on conteste plutöt les hausses de loyer que le loyer 
de base. Dans le nouveau systeme - Geiger ou LUV - uti­
llse deja par !'Office federal du logement pour examiner las 
demandes de flnancement, on voit que las differentes com­
binalsons formees par le nombre de pieces, l'äge du loge­
rnent, la duree du bail, determinent las dlfferents types de 
logement pour chacun desquels on obtient une droite des 
loyers usuels du marche, en mettant en correlation la qualite 
du lieu d'habitation et le loyer real effectivement paye par le 
locataire. II ressort que le degre de precision et d'exactitude 
depend du nombre de caracteristiques relevees: plus leur 
nombre en est important, plus le resultat est fiable: on le 
con<;:oit aisement. On emploie aujourd'hui les donnees de 
base utillsees par !'Office federal de la statistique. Elles se 
sont averees tres sures jusqu'ici. Y aurait-il un deute depuis 
de recentes revelations, que l'on pourrait suggerer qua las 
proprietaires remplissent soigneusement des questionnaires 
servant a calculer las loyers usuels du marche. 
Des analyses complementaires, reclamees par la Commis­
sion des affaires juridiques, on peut relever ce qui sult. Qu'II 
s'agisse de l'offre actuelle en logements ou des baux effec­
tifs, le modele Geiger calcule las augmentations ou las dlmi­
nutions de loyer qui resultent des changements decoulant 
des caracteristlques du logement ou du lieu d'habitation, ce 
qui represente la condition essentielle pour son utillsatlon 
par las organes de conciliation. 
A l'allnea 1 er, la majorlte de la commission suit le projet du 
Conseil federal, seit la prise en compte des 15 pour cent de 
depassement, pour parler de loyers abuslfs. La mlnorite II 
considere las loyers comme abusifs s'ils depassent Je loyer 
statistique. II faut, aux yeux de la majorite, repousser cette 
propositlon car alle aboutirait rapldement a un prix unique 
des logements, ce qui irait contre l'lnterät bien compris des 
locataires, plus personne ne voulant construire de loge­
ments ou les entretenir. C'est par 13 voix contre 8 et avec 
1 abstentlon que la majorite vous demande de refuser Ja 
propositlon de minorite IL 
La minorite llla, pour sa part, accepte le projet du Conseil fe­
deral, mais fixe a plus de 20 pour cent le depassement qui 
serait considere comme abus. Par 13 voix contre 7 et avec 
1 abstention, la COmmission des affalres juridiques vous 
propose egalement de repousser cette proposition de mino­
rite lila. Avec le Conseil federal, la majorite estime en effet 
qu'aller jusqu'ä 20 pour cent revient ä enlever pratiquement 
taute limite. II n'y aurait plus, des lors, de protection reelle 
pour les locataires, car quaslment plus de loyers abusifs ou 
dlts abusifs. 
COncernant enfin Ja propositlon de mlnorite IV, qui desire 
maintenir l'element de rendement brut permettant de couvrir 
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les couts et au-delä duquel il y aurait abus, la majorite de la 
commission propose, par 13 voix contre 8, de la rejeter. EUe 
estime que l'introduction d'un troisieme critere qui plus est, ä 
disposition d'une seule des partles, n'est pas acceptable. On 
a l'impression d'avoir affalre a une sorte de systeme au 
choix ou ä la carte. II faudrait, de plus, fixer avec force preci­
sion la notlon de rendement brut. 
Pour en venir ä l'alinea 2, le projet permet aux partles de de­
passer la reference des 15 pour cent pour definir l'abus dans 
les cas oü des conditlons specifiques a 1a chose louee exis­
tent Cette reserve dont fait usage le ballleur doit pouvoir 
ätre demontree par Je bailleur. II s'agit d'un element de SOU· 
plesse que nous vous demandons de maintenir, contraire­
ment ä la proposition de minorite II. Celle-ci a ete battue en 
commisslon, par 14 voix contre 8 et avec 1 abstention. 
COncernant les proposltions individuelles deposees ici, nous 
pouvons ätre tres reticents puisque, s'agissant des unes et 
des autres, alles n'ont generalement pas ete discutees au 
sein de 1a commission. 
Concemant Ja proposltlon Studer Heiner, eile correspond ä 
une propositlon etudiee par l'administration de dlfferencier 
selon la date de construction las loyers dlts abuslfs, ou en 
tout cas les pourcentages dont II est tenu compte pour fixer 
ces loyers abuslfs. Nous vous demandons de refuser cette 
propositlon que la commisslon n'a pas voulu reprendre pour 
elle-märne. 
La proposition Robbianl n'a pas ete traitee, mais sa teneur 
nous arnene ä penser qu'elle aurait ete rejetee en commis• 
sion. 
La proposition Steinar est a repousser, eile aussl, comme la 
commission a repousse la posslbilite de prendre en compte 
le rendement brut permettant de couvrir las couts, par 
13 voix contre 8; c'est la proposition de minorite IV dont 
nous avons deja parle. 
COncernant las propositlons subsidlaires Schwaab et Thanei 
ä l'artlcle 269 allnea 2, la commisslon ne les a pas traitees et 
elle vous propose egalement de las re]eter. 
En revanche, a titre personnel, Je pense qu'il peut y avoir 
dans le vote a titre prellminaire prevu, notamment entre la 
propositlon Studer Heiner et la proposition subsidiaire Rob­
biani, une preference pour la proposltion Studer Heiner, qui 
semble plus proche de la volonte de la majorlte de la com­
mission. 

Couchepln Pascal, conseiller federal: Nous avons, avec la 
discussion sur l'article 269, une discussion cruciale pour le 
destin de ce projet. Je crois qu'on ne peut pas aglr et deci­
der sans tenlr compte du cadre, et notamment du cadre 
constitutionnel, qui nous est pese. Je vous rappelle qu'il 
existe un article 109 de la Constitution federale qui donne 
competence a la Confederation «de lutter contre las abus en 
matiere de bail a loyer, notamment las loyers abuslfs, ainsi 
qua sur l'annulabilite des conges abusifs .... ». La constitution 
nous oblige donc a avoir une dlsposltion qui permette de lut­
ter contre las loyers abusifs. En sens contraire, la constltu­
tlon nous impose de lalsser une certaine llberte du marche 
et de ne legiferer qua dans un domalne restreint Je crois 
que ce cadre constitutionnel nous condamne a ne pas ac­
cepter des solutions extremes, aussi bien dans un sens que 
dans l'autre. 
Or, quelle est Ja solution qua preconise Je milieu des proprle­
taires, represente ici par M. Hegetschweiler? M. Heget­
schweiler, avec sa mlnorite qui se retrouve a plusleurs 
reprises, voudrait non seulement modifler le critere d'adap­
tation des loyers - indexation sur le cout de la vie - en Je fai. 
sant passer de 80 ä 100 pour cent, male ausai modlfier le 
entere d'adaptatlon des loyers en fonction des loyers usuels, 
dont nous dlscutons maintenant, en faisant passer la varia­
tlon par rapport a la norme statistique de 15 a 20 pour cent, 
ce qul elimlne dans la pratique tous las cas abusifs qui pour­
raient potentlellement exister. C'est donc contralre a la 
constltution. Non seulement il rnodifie donc l'indexatlon, Ja 
variation par rapport a la norme statistique, male il voudrait 
encore la possibllite de cumuler ces deux criteres a la 
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hausse. Puis, si par hasard il existalt dans la possibllite la 
plus restreinte, que l'on puisse imaginer encore une possibi­
lite peut.-etre de trouver un loyer abusif, alors on introdulrait 
un troisieme critere, celui de la minorite IV, c'est-a-dire le 
rendement brut. Puis, pour garantir qu'il n'y a plus de protec­
tion des locatalres, on prevoit encore la suppression des dis­
positions relatives a la liquidatlon des conflits, on rend 
onereuses toutes les procedures liees aux conflitsl 
C'est donc, ä. mon sens, une atteinte a l'article 109 de la 
constitutlon; ce n'est pas conforme a la constltutlon, ce n'est 
pas admlssible, et il taut des maintenant donner un slgnal 
clair que l'on veut respecter la constltution. 
En sens inverse, je crois aussi que Je signal doit ätre donne 
qua l'on ne veut pas un regime rigide de contröle des loyers, 
qui ne permettrait aucune variation en fonction d'elements 
du marche. 
C'est Ja raison pour laquelle il taut repousser aussi, parce 
qu'elle ne respecte pas le mandat constitutionnel, la proposi­
tion de minorite II (Thanei). 
Je reviens donc ä l'article 269. La minorite IV voudralt ouvrir 
une nouvelle possibilite d'adaptation des loyers en fonction 
du rendement brut. C'est introduire quelque chose de taut a 
fait etranger a l'ensemble du systeme preconise par le con­
tre-projet, qui essaie de se rapprocher du marche ou alors 
accepte l'indexatlon comme succedane de l'evolution du 
marche. Si on introduit cette dlsposition, on va considerable­
ment compliquer le drolt de ball an exigeant du juge, s'II doit 
se prononcer, de juger en fonction de criteres qui sont totale­
ment differents las uns des autres. Quelqu'un, dans une 
conversation privee, evoquait le cas particulier d'un immeu­
ble qui aurait ete construit dans un lieu marecageux, par 
exemple, et qui aurait coCrte particullerement eher et merite­
rait pour cette raison d'avoir une lex specialis qui permettralt 
de tenir compte des coCrts de la construction. D'abord, on ne 
peut pas faire une loi pour un cas absolument extraordlnaire. 
Mais en plus, ce cas absolument extraordinaire peut etre 
couvert par les dispositions que nous preconisons. Taut 
d'abord, les normes statistiques doivent tenir campte de 1a 
variete des logements, de la quallte et aussi de l'emplace­
ment Si l'emplacement est extraordinaire, on ne peut pas 
appliquer une norme statistique qui tient compte d'un empla­
cement totalement different. Mais evidemment que vous ris­
quez, dans ce cas-la, d'avoir un certain conflit, parce que le 
looataire dira: «Je me refere a la qualite du logement, je me 
refere a la vue que j'ai depuis cet endroit-la.» Le proprietalre 
dira: «Oui, mais mon logement a ete construit dans un sec­
teur particulierement difficile, et il y avait la un critere dont on 
n'a pas tenu campte dans la norme statistique.» Alors, pour 
un cas comme celui-la, c'est evidemment la Conference de 
conciliation qui doit dire: «Ce critere statistique ne peut pas 
Atre applicable dans ce cas particulier, parce que c'est quel­
que chose d'extraordinaire.» Mais vous ne pouvez pas chan­
ger la loi et renoncer a une protection simplement parce qu'II 
peut se presenter une fois, dans un cas tres rare, un cas ex­
traordlnaire qui doit ätre precisement l'objet de discussion 
au sein d'une commission de concillation. Donc, introdulre le 
nouveau crltere, c'est lntroduire un crltere bureaucratique 
supplementaire qui n'est pas justifie par le systeme et qui 
est contraire au marche. Je suis d'ailleurs surpris de voir que 
ceux qui veulent l'lntroduire sont precisement ceux qui vou­
draient plus de marche. En realite, ils veulent plus de possi­
billtes d'augmentation des loyers, en contradiction avec 
l'article constitutlonnel. 
Ensulte, le 20 pour cent je redis maintenant encore 
qu'adopter une variation de 20 pour cent par rapport a Ja 
norme statistlque revient a supprlmer pratiquement la dis­
position protegeant les locataires, puisque selon nos etudes, 
II n'y auralt plus d'abus possibles dans la pratique des 
2,5 pour cent qui sont des abus potentiels, lesquels dispa­
raitraient. Non seulement ils disparaitraient, mais on pourrait 
aller encore plus loin sans prendre de risques. 
Voilä. les raisons pour lesquelles la proposltlon de la minorite 
IV doit ätre repoussee. 
De mäme, la proposition Steiner doit ätre repoussee. Elle 
accepte 15 pour cent de variation par rapport a la norme sta-

tistique, mais eile voudrait introduire ce entere faux de la li­
mlte du rendement brut. 
En ce qui conceme la proposltion de minorite III, je me suis 
exprime. 
En ce qul conceme la proposltion de mlnorite II, je me suis 
exprime. Elle est aussi contraire ä. la constitution, parce que 
c'est abandonner taute possibilite de changement par rap­
port a la norme statistique. A mon sens, c'est quelque chose 
qui est contraire a l'esprit de la constltutlon qul veut preser­
ver un certain marche. 
La proposltion Robbianl, qui voudralt redulre la variation par 
rapport a la norme statistlque a 5 pour cent, ne convlent pas. 
C'est trop peu. II y a trop peu d'elements du marche dans 
cette propositlon. Nous vous proposons d'y renoncer. 
La proposltion Studer Heiner est assez sympathique 
puisqu'elle voudrait differencier sulvant l'äge des logements 
la limite des depassements tolerables. Elle voudrait propo­
ser 1 O pour cent pour les logements construits depuls 1970, 
15 pour cent pour les logements constrults avant 1970. Mals 
je crois que, mäme sl elle a quelque chose pour eile, il faut 
aujourd'hui s'en tenir a la solutlon de la majorite (15 pour 
cent) et laisser le soin au Conseil des Etats le cas echeant 
de dlscuter la proposltion Studer Heiner. 
La proposition Schwaab voudralt que les locaux commer­
ciaux soient soumis a la regle ordinaire. Les locaux commer­
claux ne peuvent pas ätre soumis a la regle ordlnaire parce 
que la diversite est trop grande. Un logement commercial si­
tue a !'angle d'une rue n'a pas la mäme valeur qu'un local 
commercial sltue a 1 o ou 15 metres de !'angle de la rue. Je 
crois qu'il taut un critere different, plus souple. Et le critere 
plus souple de la reference a trois locaux situes de la mäme 
maniare nous parait suffisant pour lntrodulre la diverslte in­
herente aux logements commerciaux. M. Clna a donne par 
allleurs un argument qui me parait excellent en disant que 
souvent les locaux commerclaux sont laues brut. Dans ce 
cas-la, on aura de tres grandes difficultes a trouver quelque 
chose d'equivalent suivant l'etat dans lequel les locaux com­
merciaux sont remis. Pour les locaux commerciaux, il taut 
laisser la plus grande place possible au marche et a la sou­
plesse. La solutlon que l'on preconise, la reference a trols 
locaux de mäme nature, nous parait suffisante et claire. 
En fln de compte, II raste la proposition de la majorite de la 
commisslon qui est celle du projet du Conseil federal. C'est, 
comme vous le voyez, le chemin median qul permet d'eviter 
le confllt programme que nous aurlons, si on adopte d'autres 
solutlons. 

Präsident (Hass Peter, Präsident): Über das Konzept der 
Minderheit I wurde bereits bei Artikel 253b Absatz 2 ent­
schieden. 

Abs. 1-AI. 1 

Erste Eventualabstimmung - Premier vote pmllminaire 
(namentlich - nominatif: Beilage - Annexe 99.076/1032) 
Für den Antrag Studer Heiner .... 93 Stimmen steh• S . 115 
Für den Eventualantrag Robbiani •••• 77 Stimmen Volt" p. -\CS 
Zweite Eventualabstimmung - Deuxieme vote pretimlnaire 
(namentlich - nominatif: Beilage -Annexe 99.076/1033) 
Für den Antrag der Mehrheit .... 105 Stimmen 5te,• S. 1.t~ 
Für den Antrag Studer Helner .... 72 Stimmen Volt" f · 1M. 
Dritte Eventualabstimmung - 1i'olsieme vote preliminaire 
(namentlich nomlnatif• Beilage - Annexe 99.076/1034) 
Für den Antrag der Mehrheit .... 118 Stimmen 51•• S. ~•• 
Für den Antrag der Minderheit llla .... 58 Stimmen volr P• -1111-
Vierte Eventualabstimmung - Ouatrieme vote preliminaire 
{namentlich - nominatif: Beilage -Annexe 99.076/1035) 
Für den Antrag Steinar .... 117 Stimmen si4'1• a. 'la-1 
Für den Antrag der Minderheit IV ..•• 43 Stimmen 'Valt"' p. 1 IR 
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Fünfte Eventualabstimmung - Cinquieme vote prelimlnaire Kernstück nicht einfach blanko an den Bundesrat delegiert 
(namentlich - nominattt: Beilage - Annexe 99.076/1036} werden. Vielmehr hat der Gesetzgeber, also die Bundesver-
Für den Antrag der Mehrheit.. •. 118 Stimmen ....... & 11.9 sammlung, die wesentlichen Parameter der statistischen 
Für den Antrag Steiner .... 59 Stimmen Vi I 

119 
Vergleichsmiete festzulegen. Dies ist neu nach Artikel 163 

a ~ P • der Bundesverfassung möglich, sofern im Gesetz, wie hier 
Präsident (Hess Peter, Präsident): Die folgende Abstim- im OR, eine ausdrückliche Delegation vorgesehen wird. Eine 
mung gilt für das gesamte Konzept der statistischen Miete. Parlamentsverordnung macht nicht zuletzt dort Sinn, wo po-

litisch brisante Detailregelungen anstehen, die nicht auf Ge­

Definitiv - Definittvement 
(namentlich nominatif: Beilage Annexe 99.0761103n 
Für den Antrag der Mehrheit .... 107 Stimmen 
Für den Antrag der Minderheit II .... 70 Stimmen 

• .,.. s.1eo 
Abs.2-Al.2 

votr p-180 

Präsident (Hass Peter, Präsident): Der Antrag der Minder­
heit II (Thanei) entfällt aufgrund der vorhergehenden Abstim­
mung. 

Leuthard Doris {C, AG), für die Kommission: In Absatz 2 ist 
die Vergleichsmiete so konzipiert, dass sie für Wohnräume 
gilt, währenddem bei Geschäftsräumen weiterhin der Nach­
weis der Orts- und Quartlerüblichkeit durch drei vergleich­
bare Objekte erbracht werden soll. Die Diskussion in der 
Kommission für Rechtsfragen und mit den Fachleuten hat 
ergeben, dass sich das System der Vergleichsmiete nicht 
einfach auf Geschäftsräume übertragen lässt Für diese gel• 
ten Besonderheiten punkto Standort und Eigenschaften, 
sodass die Vergleichsmiete hier eben nicht funktioniert. 
Konsequenterweise wird jetzt beim Wegfallen des «Systems 
Thanei» die Streichung beantragt, was die Kommission mit 
14 zu 8 Stimmen beschlossen hat. 
Der Antrag Schwaab verlangt nun bei Geschäftsräumen fünf 
vergleichbare Objekte. Dieser Antrag lag der Kommission 
nicht vor und wurde entsprechend auch nicht diskutiert. 
Der Eventualantrag Thanei will neu auch die Vergleichs­
miete für Geschäftsräume einführen. Auch dieser Antrag 
wurde in der Kommission nicht behandelt. Es gelten jedoch 
dieselben Vorbehalte wie bei der statistischen Miete, wo für 
beide - Wohn- und Geschäftsräume -- das gleiche System 
gelten soll. 

Thanel Anita (S, ZH): Ich möchte einfach darauf hinweisen, 
dass die Verwaltung klar ausgeführt hat, es sei möglich, sol­
che Statistiken auch für Geschäftsmieten zu erstellen, 

Abstimmung- Vote 

Eventuell - A titre preliminaire 
(namentlich nomjnatlf: Beilage - Annexe 99.076/1038) 
Für den Eventualantrag Schwaab .... 95 Stimmen 
Für den Eventualantrag Thanei .... 66 Sti':f~• s.49'1 
Definitiv -- Definitivement wir P •"'8-t 
(namentlich - nominatif: Beilage - Annexe 99.076/1039) 
Für den Antrag der Mehrheit .... 99 Stimmen 
Für den Eventualantrag Schwaab .... 64 Stimmen 

........ $.'\92. 

Abs. 3-AJ. 3 
yO(r p. 492. 

Abstimmung- Vote 
{namentlich -- nominatif: Beilage - Annexe 99.076/1043) 
Für den Antrag der Mehrheit .... 99 Stimmen 
Für den Antrag der Minderheit II ...• 63 Stimmen . , ..... .,.. 
Abs. 4, 5-AI. 4, S 

-.oft" p . ,,,.. 

Hegetschweller Rolf (R, ZH): Die statistische Vergleichs­
miete ist das Kernstück des bundesrätlichen Gegenvorschla­
ges. Aus Gründen seiner politischen Brisanz darf dieses 
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setzesstufe erfolgen können. 
Zu Recht wird die Meinung vertreten, dass die Gefahr, eine 
Parlamentsverordnung könne zu einer Umgehung des Refe­
rendums führen, zwar besteht, aber sachlogisch mit jeder 
Delegation an irgendein Organ verknüpft ist und daher bei 
den viel zahlreicheren Bundesratsverordnungen erst recht 
besteht. Ohne Parlamentsverordnung verliert der Gesetzge­
ber jeglichen Einfluss auf die Entwicklung des Vergleichs­
mietemodells. Es war In der zur Verfügung stehenden Zeit in 
der Kommission nicht möglich, die nötigen Eckpfeiler zu set­
zen und die Delegation an den Bundesrat zur Festlegung 
der statistischen Vergleichsmiete mit all den Nebenwirkun­
gen auf eine saubere gesetzliche Grundlage zu stellen. Das 
System der Vergleichsmiete war auch nie Gegenstand eines 
Vernehmlassungsverfahrens. Das Parlament soll in dieser 
grundlegenden Frage aber nicht völlige Gestaltungsfreiheit 
an die Verwaltung delegieren, sondern die Grundzüge selbst 
In der Parlamentsverordnung festlegen können. 
Die Botschaft widmet der Festlegung der Vergleichsmiete 
nur gerade magere neuneinhalb Zeilen. Der Begleitkommis­
sion, wie sie Im Vorschlag vorgesehen ist, fehlt die demokra­
tische Legitimation. Sie wird zudem durch die unterschied­
lichen Auffassungen der Mieter- und Vermietervertreter weit­
gehend «parallelisiert», sodass in der Praxis dann meistens 
das BWO entscheiden würde. Offensichtlich hat aber auch 
die Mieterseite Vorbehalte. Allerdings schlagen die Mieter 
das aus meiner Sicht untaugliche Mitspracherecht der Ver­
mieter- und Mietervertretungen vor. Es gibt ein jüngstes Bei­
spiel im Chemikaliengesetz, bei dem der Ständerat die 
Verordnung auf Parlamentsebene festgelegt hat. Es handelt 
sich hier also um ein Instrument, von dem in Zukunft sicher 
mehr Gebrauch gemacht werden wird. 
Ich bitte Sie, hier in dieser wichtigen Frage des Vergleichs­
mietemodells auch die Verordnung durch das Parlament 
festlegen zu lassen. 

Aeschbacher Ruedi (E, ZH): Mit meinem Antrag möchte 
ich dem Entwurf des Bundesrates folgen, diesen hier noch­
mals zur Diskussion stellen. 
Es geht mir insbesondere darum, dass bei den massgebli­
chen Kriterien, die zur Erhebung der Vergleichsmiete heran­
gezogen werden, eben nicht ein Teil des Wohnungsmarktes 
ausgeblendet wird. Es geht um genau jenen Tell des Mark­
tes, der mit an und für sich günstigen und relativ tiefen Miet­
zinsen auch einen Teil der Wirklichkeit darstellt. 
Die Mehrheit der Kommission hat in ihrem Antrag die Woh­
nungen, die die Genossenschaften und die Gemeinwesen 
vermieten, ausgenommen. Das ist falsch. Wenn Sie, dem 
Entwurf des Bundesrates folgend, wirklich zur Marktmiete 
übergehen, die marktwirtschaftlichen Elemente berücksichti­
gen wollen, dann müssen Sie den Markt auch konsequent · 
abbilden. Der Markt besteht eben nicht nur aus privat ver­
mieteten Wohnungen, Wohnungen, die aus Investitionsgel­
dern bezahlt und erstellt wurden. Er besteht vielmehr unter 
anderem - zum Glück, möchte ich sagen - auch aus Woh­
nungen gemeinnütziger Bauträger. Mit diesen Wohnungen 
der gemeinnützigen Bauträger ist ein Teil des Angebots auf 
diesem Markt auch für sozial schwächere Schichten er­
schwinglich • 
Wenn Sie die Marktmiete wollen - und Sie gehen in diese 
Richtung -, gehört dazu, dass der ganze Markt abgebildet 
wird. Es ist ein absolut unverständlicher Verstoss gegen die­
ses Prinzip - wenn Sie schon dieses Modell wählen-, wenn 
Sie, der Mehrheit der Kommission folgend, die Genossen­
schaften und Wohnungen der übrigen gemeinnützigen 
Wohnbauträger ausnehmen wollen. 
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Ich möchte Sie daher sehr bitten, in diesem Punkt, diesem 
Absatz 4 nicht der Kommissionsmehrheit zu folgen. 
Im Übrigen habe ich nichts gegen die weiteren Bestimmun• 
gen, die die Mehrheit aufgestellt hat. Diese kann man ohne 
weiteres annehmen - ich möchte das ausdrücklich sagen. 
Der Minderheitsantrag lllb (Hegetschweiler), wie er vorher 
begründet wurde - das kann ich hier gleich noch anfüh­
ren -, ist schon deswegen abzulehnen, weil er einen völlig 
unnötigen Misstrauensantrag gegenüber dem Bundesrat 
darstellt. Der Bundesrat hat die Ubersicht, hat auch das poli­
tische Sensorium, um die entsprechenden Kriterien festle­
gen zu können. Wir müssen das sicher nicht nochmals bei 
uns beraten und behandeln. 
Ich bitte Sie also, in diesem Fall den Minderheitsantrag lllb 
(Hegetschweiler) abzulehnen und meinem Einzelantrag zu 
folgen, einem Einzelantrag, der wirkllch dazu führen wird -
wenn Sie schon Marktmiete oder eine Abbildung des Mark­
tes wollen -, dass tatsächlich der richtige und ganze Markt 
abgebildet wird und nicht nur ein Teil davon. 

Vallender Dorle (R, AR): Hier geht es um zwei Fragen: 
1. Welche Wohnungen sind bei der Festlegung von Ver­
gleichsmieten zu berücksichtigen? 
2. Wer soll die Vergleichsmieten definieren, der Bundesrat 
oder die Bundesversammlung? 
Die freisinnige Fraktion hält dafür, dass bei der Festlegung 
von Vergleichsmieten sowohl Luxuswohnungen, Einfamilien• 
häuser als auch Genossenschaftswohnungen oder von Ge• 
meinwesen vermietete Wohnungen nicht berücksichtigt 
werden dürfen. Während auf der einen Seite Luxuswohnun­
gen die Vergleichsmieten In die Höhe drücken würden, 
würde auf der anderen Seite der Einbezug von genossen­
schaftlichen Wohnungen die Vergleichsmieten drücken. Un­
bestritten ist, dass Genossenschaften bei der Festsetzung 
von Mieten auf einen Gewinnanteil verzichten und damit be­
sonders günstige Mieten verlangen können. Der Einbezug 
dieser Art von durch Selbsthilfegenossenschaften erbauten 
Wohnungen ist daher ebenso abzulehnen wie der von Lu­
xuswohnungen. Beide Kategorien würden die Vergleichs­
mieten verzerren. 
Die FDP-Fraktion unterstützt also die Mehrheit. 
Nun zur zweiten Frege, wer die Vergleichsmieten definieren 
soll. Einer der Hauptkritikpunkte der Vorlage ist die Ausser­
kraftsetzung des Marktes im Mietrecht, d. h., im Wohnungs­
markt können nicht wie in anderen Märkten die Anbieter und 
Nachfrager den Preis autonom aushandeln. Die Funktion 
des Preises als Signal, Kontrolle, Anreiz und Sanktion wird 
weitgehend ausser Kraft gesetzt. Wenn das Preissystem 
durch staatliche Steuerung teilweise ausser Kraft gesetzt 
werden soll - und damit scheint man sich in diesem Parla­
ment in bürgerlicher Mehrheit offenbar abgefunden zu ha­
ben -, stellt sich die Frage nach der richtigen Entschei­
dungsinstanz. Der Kollektiventscheid sollte wenigstens 
möglichst demokratisch legitimiert sein. Am besten demo­
kratisch legitimiert wäre eine Volksabstimmung. Da dies 
nicht praktikabel ist, bleibt einzig die Bundesversammlung 
als vom Volk gewählte Vertretung. 
Ich bitte Sie daher namens der FDP-Fraktion, die Minderheit 
lllb zu unterstützen. 

Präsident (Hess Peter, Präsident): Die CVP-Fraktion lässt 
mitteilen, dass sie der Mehrheit zustimmt. 

Leuthard Doris (C, AG), für die Kommission: ln Absatz 4 geht 
es um die Definition der massgeblichen Vergleichskriterien. 
Die Kommission hat die bundesrätliche Version verändert, 
indem sie durch Genossenschaften oder Gemeinwesen 
vermietete Objekte nicht berücksichtigen will. Der Antrag 
Aeschbacher nimmt nun den im Entwurf des Bundesrates 
enthaltenen Vorschlag wieder auf. Die Mehrheit der Kommis­
sion vertritt mit einem Stimmenverhältnis von 12 zu 9 Stim­
men die Auffassung, dass es bei Genossenschaftswohnun­
gen nicht um Markt geht, sondern dass dort bei der 
Mietzinsgestaltung andere Faktoren eine Rolle spielen, dass 

vor allem der Mietzins nach anderen Faktoren kalkuliert 
wird. Der Markt wird entsprechend verzerrt, genau wie bei 
Luxuswohnungen. 
Die Kommission hat sich aber als Korrelat in Artikel 1 der un­
ter Ziffer III enthaltenen Schlussbestimmungen dafür ausge­
sprochen, dass der Bundesrat für gemeinnützige Wohn­
bauträger besondere Regeln betreffend Mietzinsgestaltung 
aufstellen kann. Zusätzlich hat die Kommission den Absatz 
mit einer Zuständlgkeitsnorm bezüglich der Definition und 
der Erfassung der für die Vergleichsmiete notwendigen Da­
ten ergänzt sowie mit Angaben über den rein technischen 
Ablauf der Datenerfassung. Hier ergibt sich eine gewisse 
Sicherheit und Berechenbarkeit, indem dies im Gesatz ver­
ankert ist. ,Die Vergleichsmiete soll dem Publikum auch zu­
gänglich gemacht werden; wir denken an die Möglichkeit, 
auf die Daten per Internet zugreifen zu können. 
Die Minderheit II will grundsätzlich die bundesrätliche Ver• 
sion übernehmen und zusätzlich die bestehenden Mietver• 
hältnisse, welche noch keine fünf Jahre bestehen, aus­
schllessen. Sie begründet dies mit dem Hinweis, dass Neu­
vermietungen Im Vergleich zu länger dauernden Mietverhält­
nissen teurer sind. Statistisch ist dies fehlerhaft. Mit dem 
Vergleichsmietesystem vergleichen wir neu auf den Markt 
kommende Objekte mit den auf dem Markt bestehenden 
Statistiken, und wir vergleichen alte Objekte mit solchen, die 
auch alt sind. Also vergleichen wir immer Kategorien. Es 

. macht daher keinen Sinn, irgendwo willkürliche Altersgren­
zen zu setzen, da dies statistisch falsch ist. 
Die Kommission hat daher mit 14 zu 6 Stimmen bei 1 Enthal­
tung eine Zeitbeschränkung abgelehnt 
Bel der Minderheit lllb geht es um die Frage, welche Instanz 
in der Zukunft die Vergleichsmieten definiert und erfasst. 
Das ist wichtig, um die Dynamik des Vergleichsmietesys­
tems beeinflussen zu können. Die Minderheit will anstelle 
des Bundesrates die Bundesversammlung mittels Erlass ei­
ner Parlamentsverordnung für zuständig erklären. Die Kom­
mission hat sich für die Zuständigkeit des Bundesrates als 
erlassende Behörde ausgesprochen, mit der Begründung, 
dass das Parlament zeitlich nicht so rasch wie der Bundesrat 
reagieren kann und die Gefahr besteht, dass die einander 
gegenüberstehenden politischen Interessengruppen sich bei 
ewigen Differenzen hier In diesem Saal nicht einigen können 
und so das System unflexibel und langatmig wird. 
Die Kommission hat sich daher mit 13 zu 8 Stimmen bei 
1 Enthaltung für die Version Bundesratsverordnung ausge­
sprochen. 

Glassan Jean-Paul (R, FR), pour la commission: II reste 
deux sujets de controverse a l'artlcle 269 allnea 4. Le pre­
mier, faut-11 exclure des donnees relatives a la situation, 
l'equipement, etc., en plus des appartements de luxe et des 
HLM - selon le projet du Conseil federal - les habitations 
louees par des cooperatives ou des collectivites publiques? 
La majorite de la commission pense que, dans ces cas-la, 
les loyers sont plus politiques qu'economiques et donc de­
nues de pertinence a cet egard. Si vous suiviez la majorite 
de la commission, on ecarterait les elements extremes du 
rnarche - si on peut dire -, les logements de luxe, d'une 
part, ceux loues par les cooperatlves et les collectlvites pu­
bliques, d'autre part. 
Cette prise de position a ete acquise, par 12 voix contre 9. 
Deuxieme point de controverse. Est-ce le Conseil federal, 
propositlon de la rnajorite, ou !'Assemblee federale, proposl­
tion de la minorite lllb, qui doit arreter la methode? II est ap­
paru a la majorite que c'est une competence typique de 
l'executtt. 
Elle vous demande donc de rejeter la proposltlon de la mino­
rite lllb. 
La proposition de la minorite II a ete eliminee dans un vote 
precedent. 
Au final, on peut dire aussi qu'II taut rejeter la proposition 
Aeschbacher, pulsqu'elle reprend le projet du Conseil fe­
deral et qu'elle a ete battue en commission, par 12 voix con­
tre 9. 
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Couchepln Pascal, conseiller federal: La proposition de mi­
norite lllb (Hegetschweiler), qui voudralt donner a !'Assem­
blee federale competence de voter las criteres qui entrent 
dans las definitlons statistiques, mäme si eile peut trouver 
quelque justlficatlon theorique, est absolument inapplicable. 
lmaginez l'extraordlnaire debat a 246 deputes repartis en 
deux Chambres sur les criteres d'application, la deflnitlon du 
terme. lmaginez que l'on se rende compte, apres avolr appli­
que pendant slx mois l'arrete de !'Assemblee federale, qu'il y 
a une erreur manifeste ou quelque chose qui doit ätre modl­
fie pour que la reallte soit mieux apprehendee. II faut retour­
ner avec un message devant I' Assemblee federale, et puls 
un debat entre las deux Chambres, et puis une procedure de 
liquidation des divergences, pour finalement aboutir a la de­
finition de choses tres simples. 
Je suis d'autant plus inquiet qua j'entends dire par M. 
Hegetschweiler que cet arrete sera hautement politique. 
Mais precisement, II ne faut pas qu'il solt politique. II taut qu'il 
solt le moins politique possible; il faut qu'II soit le plus scienti­
fique possible, pour qu'il soit le reflet le plus fidele possible 
de la realite. II ne doit pas ätre politique. On ne doit pas com­
mencer a modifier las termes de l'arräte en fonctlon de cons­
tellations de forces variables ou des circonstances politi­
ques, et non pas en fonctlon de la realite. 
C'est 1a raison pour laquelle je vous recommande de ne pas 
accepter la proposition de minorite lllb. Cette proposition a 
de surcroit un autre desavantage, c'est de vouloir exclure 
tous les objets qul feraient l'objet d'un contrat de ball depuis 
moins de clnq ans. Pourquoi 5 ans et pourquoi exclure de la 
realite certeins contrats de bail? 
Donc, la propositlon de minorite lllb doit ätre repoussee. 
Maintenant, artlvons-en a la proposition de la majorite de la 
commission. Nous maintenons la version du Conseil federal 
et nous sommes reconnaissants a M. Schwaab d'avoir pro­
pose, a titre individual, que cette solution soit defendue ici 
non seulement par le Gouvernement, mals aussi par un de­
pute, en l'espece lui-mäme. Mme Vallendar, ma chere colle­
gue d'autrefois, expllque qu'il taut le parallellsme entre 
l'excluslon des logements de luxe et l'exctuslon des loge­
ments appartenant a des cooperatives et a des collectivltes 
publiques. Qu'il faille exclure les logements de luxe est une 
evidence, puisque les logements de luxe ne sont pas soumis 
a cette disposition, a cette comparaison avec le loyer usuel, 
c'est ce qu'on a decide au debut du debet, a l'article 253, 
c'est-a-dire que ces dispositions legales ne s'appliquent pas 
aux beux d'appartements et de maisons famillales de luxe. 
Des l'instant ou l'on exclut l'application aux logements de 
luxe, il est evident qu'on ne va pas les introduire dans la sta­
tistlque. Par contre, tous les autres logements sont soumis a 
ces dispositions legales. 
Alors, si on allait dans le sens de la propositlon de la majo­
rite de la commission, on aurait quelque chose d'extraordi­
naire: les dispositlons legales s'appliqueraient y compris aux 
logements appartenant a des collectivites publiques ou a 
des cooperatives, mais on n'en tiendrait pas compte pour 
definir la norme statlstique. Bien sür, certeins dlsent que no­
tre proposition a pour risque une certaine pression a la 
baisse sur la norme statistlque, parce qu'il est vrai qua les 
cooperatives et les logements appartenant a des collectivi­
tes publiques sont an regle generale moins chers que les 
autres. C'est possible, mais Qa falt partle de la realite et ca 
n'est qu'une toute petite part de la realite. Ce n'est qua quel­
ques pour cent de la realite. C'est normal que la realite soit 
influencee par l'ensemble du parc immobiller soumls a la 
disposition legale et qu'on ne dise pas: «On vous applique la 
loi, mais on ne vous prend pas en compte pour definlr la rea­
lite, mais vous etes quand mäme pris en compte.» 
M. Müller Erich a declare hier qu'il avait dans le passe, et 
peut-ätre encore aujourd'hui, ate president d'une coopera­
tive qul avait mene une politique fort sage, pulsqu'elle avait 
developpe au cours des temps sufflsamment de capacite 
d'autofinancement pour continuellement etendre son champ 
d'activite et continuellement augmenter le parc immobilier. 
Je crois qua vouloir dire qua las cooperatives sont toutes 
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menees de maniere economlquement irraisonnable est 
quelque chose de faux. II en est la demonstration tout ä fait 
evidente. Sa cooperative essaie d'avoir un rendement nor­
mal, de teile sorte qua l'on puisse etendre le parc immobiller. 
Et les cooperatives qui ne le font pas - il y en a eu un certain 
nombre dans le passe - sont assez rapldement eliminees du 
marche lorsque ce dernier se modifie, ce qui a ete le cas au 
cours de ces demieres annees. II y a un certaln nombre de 
cooperatives qui avaient cru que le marche immobilier pou­
vait etre conduit avec une reglementatlon ou une vislon IOta­
lement a-economique, en dehors de la realite economique; 
ces cooperatives ont ete eliminees. 
Une cooperatlve d'avenir, qui veut reellement vivre et survi­
vre, se developper et rendre servlce a la populatlon ne peut 
pas se permettre d'avoir des loyers qul sont completement 
hors de la realite economique. D'ailleurs, ce seralt aussl ln­
juste et asocial parce qu'au lieu de provoquer un certain 
mouvement parmi ses membres, eile donnerait aux locatai­
res un privilege et ils beneficieraient de loyers absolument 
hors de 1a reallte economlque. 
Quand on a cette vlsion des choses qui est dans l'interet des 
cooperatlves, qul est dans l'lnteret des locataires, des loca­
taires de cooperatlves et de l'ensemble des locataires, on 
constate que l'on ne dolt pas mettre le doigt et un doigt ne­
gatif - sur las cooperatives ou les logements d'utilite publi­
que. On doit les considerer comme des logements dont le 
but est peut-ätre le rendement a plus long terme plutöt qu'un 
rendement individual. Mais alles dolvent etre integrees dans 
la statistique qui definit la norme mediane a partlr de la­
quelle il y a les variations relativement importantes que vous 
avez decidees tout a l'heure, pulsque, a partir de cette 
norme statistique, il y a 15 pour cent de variations qui sont 
possibles. II ne faut pas commencer a definir la realite en en 
coupant une partle, c'est-a-dire las logements cooperatifs ou 
les logements appartenant a des collectivites publiques. 
Tout autre est le probleme des logements subventlonnes. 
La, le Conseil federal, comme la majorite de la commission 
d'ailleurs, dit non. Naturellement, les logements subventlon­
nes, eux, ne peuvent pas etre inclus dans la statistique. lls 
doivent etre sortis de la statistique. La, c'est tout a fait nor­
mal parce qu'un logement subventlonne n'est pas un loge­
ment correspondant a la valeur du marche. 
C'est la ralson pour laquelle je vous demande de soutenir le 
projet du Conseil federal, d'accepter qua la norme statistl­
que soit la plus proche possible de la realite et qu'on ne la 
transforme pas en une norme polltique, ce qui serait le cas a 
travers la proposition de minorlte lllb (Hegetschweiler) ou a 
travers l'exclusion de certalns acteurs du marche non sub­
ventlonne. 
Et puis, lorsqu'on aura abouti dans la definition des criteres, 
II restera encore un point a discuter sur cette norme. Et je 
suis convaincu que las declsions qui ont ete prises jusqu'a 
maintenant permettent de voir le bout du tunnel et d'lnventer 
une nouvelle solutlon dans le domaine du drolt de ball, qui 
confirmera la paix entre proprietaires et locatalres et permet­
tra l'equillbre qua J'ai souhaite depuls le debut de ce debat. 
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Minderheit I 
(de Dardel, Garbani, Grass Jost, Jutzet, Menetrey-Savary, 
Thanei, Tschäppät) 
Abs. 1 
Unverändert 
Abs.2 
Hypothekarzinserhöhungen gelten nicht als Kostensteige­
rungen im Sinne von Absatz 1 Buchstabe b. 
Abs.3 
Streichen 

Minderheit II 
(de Dardel, Aeppli Wartmann, Chiffelle, Grass Jost, Jutzet, 
Menetrey-Savary, Thanei, Tschäppät) 
Abs. 1 

b. eine Anpassung an die statistischen Mieten bezwecken, 
sei es bei einem Mieterwechsel (Anfangsmiete) oder beim 
nächstfolgenden Vertragsablauf nach einem Eigentümer­
wechsel (Art. 269d); 

Art. 269a 
Proposition de la commission 
Majorite 
Adherer au projet du Conseil federal 

Minorite 1 
(de Dardel, Garbanl, Grass Jost, Jutzet. Menetrey-Savary, 
Thanei, Tschäppät) 
Al.1 
lnchange 
Al.2 
Les majorations du taux des interets hypothecaires . ne 
constituent pas des hausses de coüts au sens de l'ali­
nea 1 er tattre b, ci-dessus. 
A/.3 
Blffer 

Minorite II 
(de Dardel, Aeppli Wartmann, Chiffelle, Grass Jost, Jutzet, 
Menetrey-Savary, Thanei, Tschäppät) 
Al. 1 

b. visent a une adaptation aux loyers statistlques, lors d'un 
changement de locataire (loyer initial) ou pour la prochaine 
echeance du contrat apres un changement de proprletaire 
(art. 269d); 

de Daroel Jean-Nils (S, GE): Je releve d'abord une ques­
tlon de forme: dans la propositlon de minorite II, le terme de 
«loyers statistiques» doit etre modifie campte tenu des deci­
sions prises precedemment. II s'agit desormais des «loyers 
usuels du quartier». Cette proposition de minorite II consti­
tue un ensemble avec celle de la minorite II a l'article 269d, 
qui concerne exactement le meme probleme. 
Les loyers usuels du quartier selon la methode hedoniste 
preconisee par le Conseil federal ont une tres fächeuse con­
sequence car ils permettent ce qu'on appelle la «Lockvogel­
politik», c'est-a-dire en franr;ais une espece de chasse au 
pigeon. Le procede est le suivant il consiste pour un bailleur 
a conclure un ball pour attirer le locataire au depart avec un 
loyer relativement bas, ou meme tres bas. Ensuite, apres 
deux, trols ou quatre ans selon la formule du Conseil federal, 
II peut alors s'en referer aux loyers usuels et augmenter tres 
fortement le loyer. 
C'est une problematlque bien connue de tous les acteurs du 
marche immobilier. Cette problematique a suscite taute une 
jurisprudence du Conseil federal, elle est meme a la base de 
la jurisprudence du Tribunal federal concernant ce qu'on ap­
pelle la methode relative de calcul, qui estfondee sur le prin­
cipe de la confiance ou sur le principe de la banne foi. Cette 
methode du Tribunal federal permet d'empecher que le 

bailleur qui, dellberement, a fixe un loyer trop bas puisse ul­
terieurement se rattraper en trompant ainsi le locataire. Or, 
comme le systeme du Conseil federal supprime totalement 
la methode relative de calcul, le probleme qui se pose avec 
las loyers usuels du quartier selon la nouvelle formule est 
que la «Lockvogelpolitik» est en quelque sorte institutionna­
lisee. II est tout a falt possible - et il n'y a aucune sanctlon 
dans la loi - pour un bailleur de baisser artificiellement le 
loyer au depart, d'attlrer le locataire-pigeon, et ensuite au 
baut de 4 ans de lui notifler tres facilement en consultant In­
ternet une augmentation de loyer de 20 pour cent, et 8 ans 
plus tard une augmentatlon supplementaire encore. 
Ce systeme-la, Monsieur le Conselller federal, est un pro­
bleme essential auquel, malheureusement, l'administration 
n'a pas pense. 
La minorite II, en suggerant qua les loyers usuels du quartier 
n'interviennent que lorsqu'il y a un changement de proprie-­
taire ou lors du debut du bail - ce qui rejoint les regles du 
droit actuel en matlere de loyer usuel du quartier - permet 
d'empecher 1a «Lockvogelpolitik», la chasse au pigeon. Ceci 
est un probleme sur lequel il faut se pencher tres serieuse­
ment, parce que cela n'a pas ete falt jusqu'a maintenant 

Thanel Anita (S, ZH): Bei Artikel 269a und 269d OR geht es 
um die Möglichkeiten zur Anpassung der Miete während der 
Mietdauer. Wir haben bereits in der Eintretensdebatte ge­
sagt, dass die Mehrheit der Kommission für Rechtsfragen 
aus diesem Artikel einen so genannten Killer- oder Speku­
la11tenartlkel gemacht hat. Weshalb? Der bundesrätllche 
Entwurf sieht in Artikel 269a einerseits die Indexmiete vor; 
d. h., ein Vermieter kann die Mietzinse während der Miet­
. dauer der Teuerung anpassen. In Artikel 269d sieht der bun­
desrätliche Entwurf anderseits vor, dass die Mieten alle vier 
Jahre an die Vergleichsmieten angepasst werden können, 
sofern die Mieten während vier Jahren überhaupt nloht er­
höht worden sind. Eine solche Erhöhung darf 20 Prozent 
des vorherigen Mietzinses nicht übersteigen. 
Die Mehrheit der Kommission hat hier eine Öffnung verlangt, 
wonach die Vermieter jedes Jahr die Teuerung überwälzen 
können. Nach vier Jahren können sie zusätzlich überprüfen, 
ob ihre Mieten unter dem statistischen Mittel sind, und erhal­
ten praktisch als Bonus noch die Möglichkeit, auf die er­
wähnten 20 Prozent aufzustocken. Man muss sich auch hier 
wieder einmal vergegenw· en, was das für die Mieterin-
nen und Mieter bedeutet. n Sie sich vor, die Teuerung 
belaufe sich während vier Jahren auf knapp 2 Prozent jähr• 
!ich. Das hiesse dann, dass die Vermieter die Mietzinse vier 
Jahre lang an diese 2 Prozent Teuerung anpassen und am 
Schluss auf 20 Prozent Erhöhung aufstocken könnten. In­
nerhalb eines Jahres könnten sie also eine Mietzinserhö­
hung von 12 Prozent durchsetzen. Zusätzlich sind jeweils 
noch Mietzinserhöhungen gestützt auf wertvermehrende In­
vestitionen möglich. 
Das Ganze muss im Zusammenhang mit der Art und Weise, 
wie die Statistiken erhoben werden, gesehen werden. Wir 
haben in diesem Rat vor einer Viertelstunde beschlossen, 
dass das preisgünstige Wohnungssegment nicht berück­
sichtigt wird. Einerseits werden also die Statistiken verfälscht 
und künstlich in die Höhe getrieben, anderseits erhalten die 
Vermieter als einzige Gruppierung ohne irgendeine Gegen­
leistung alle vier Jahre einen Bonus, der einzig zulasten der 
Mieterinnen und Mieter geht. Ich erinnere hier insbesondere 
die CVP-Fraktion an die jungen Familien, die darauf ange­
wiesen sind, auf dem Wohnungsmarkt preisgünstigen 
Wohnraum zu finden. 
Das heisst Wenn Sie dieser Änderung zustimmen, dann 
gibt es im schweizerischen Mietrecht keinen Mieterschutz 
mehr; dann geht es wirklich nur noch darum, dass die Ver­
mieter übersetzte Gewinne einstreichen können, und zwar 
ohne dafür irgendeine Gegenleistung erbringen zu müssen. 
Ich bitte Sie also, sowohl in Artikel 269a als auch in Arti· 
kel 269d OR der Minderheit II zu folgen. Ich möchte darauf 
hinweisen, dass selbst der Bundesrat der Ansicht ist, dass 
es zu einer Preisspirale, zu einer Mietzinsexplosion führt, die 
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schllchtwegs nicht sozialverträglich ist, wenn diese beiden 
Modelle - Indexanpassung jedes Jahr und Anpassung an 
diese verfälschten Statistiken alle vier Jahre - nebeneinan­
der bestehen. 

Präsident (Hass Peter, Präsident): Die liberale Fraktion 
lässt mitteilen, dass sie die Mehrheit unterstützt. 

Hegetsehweiler Rolf (R, ZH): «Wo sind im neuen System 
die Marktelemente?», muss man sich fragen und sie wirk­
lich suchen. Ein minimales Marktelement liegt, wenn man 
die Systemänderung einführt, in der vorgesehenen Möglich­
keit von 20 Prozent Aufschlagspotenzial erstmals nach vier 
Jahren, und dann in diesem Rhythmus weiter. Ein eigentli­
cher Spielraum ergibt sich allerdings nur bei geringer Teue­
rung. Wenn diese innerhalb von vier Jahren also erheblich 
unter 20 Prozent bleibt, dann kann man nach vier Jahren auf 
diese 20 Prozent angleichen - nach der Fassung der Kom­
mission ist das dem Vermieter mögllch, sofern der Woh­
nungsmarkt dies zulässt. Und es muss ja zuerst möglich 
sein, das am Markt durchzusetzen. Das Ist jedoch keines­
falls sicher und bei genügender Wohnraumversorgung sogar 
eher unwahrscheinlich - wie Studien schon gezeigt haben. 
Bei Mieten, die, aus welchen Gründen auch immer, weit un• 
ter dem Marktniveau liegen, ist dies überhaupt der einzige 
Spielraum, der dem Vermieter bleibt, um sich alle vier Jahre 
dem Markt schrittchenweise etwas anzunähern. Wenn diese 
Möglichkeit nicht mehr besteht, man Ihm diesen Spielraum 
nicht mehr geben würde, wäre der Vermieter fast gezwun­
gen, dem Mieter zu kündigen, wenn er seine Mieten auf das 
Marktniveau anheben will. 
Die vorgesehene Kappungsgrenze bei 20 Prozent Aw· 
schlagspotenzial nach vier Jahren dient tatsächlich dem Ver­
trauensschutz des Mieters und müsste eigentlich umgekehrt 
auch für den Vermieter in dem Sinne gelten, dass der Mieter 
einen einmal akzeptierten Mietpreis auch erst frühestens vier 
Jahre nach Abschluss des Mietvertrages anfechten könnte. 
Aw jeden Fall ist die neue Formulierurig von Artikel 269d, die 
innerhalb des Vierjahreszyklus die Uberwälzung der Teue­
rung zulässt, der ursprünglichen Formulierung des Bundes• 
rates eindeutig und richtlgerweise vorzuziehen - was die 
Kommissionsmehrheit immerhin auch im Einverständnis mit 
der Verwaltung beschlossen hat. Es ist auch falsch, wenn in 
der aSonntagsZeitung» beispielsweise von einer Kumulie­
rung der beiden Rechnungsmodelle gesprochen wird. Das 
stimmt nicht. Die obere Grenze liegt bei 20 Prozent nach vier 
Jahren. Auch für den Mieter ist es wahrscheinlich verträg­
licher, wenn mögliche Aufschläge in kleinen Schritten erfol­
gen, als dann auf einmal um diese 20 Prozent. 
Aus diesen Gründen bitte ich Sie, bei der Fassung der Kom­
missionsmehrheit zu bleiben. 

Leuthard Doris (C, AG), für die Kommission: Bei Artikel 269a 
handelt es sich um einen Grundsatzartikel des neuen Rech­
tes, indem dort die möglichen Mietzinserhöhungen festge­
legt werden, und zwar abschliessend. 
Absatz 1 Litera a verweist auf den Landesindex der Konsu­
mentenpreise, Litera b auf die Anpassung an die Vergleichs­
mieten und an die orts• und quartierüblichen Mietzinse bei 
Geschäftsräumen, Litera c auf die Mehrleistungen des Ver­
mieters und auf den Spezialfall der Rahmenmietverträge 
und Absatz 3 auf die Spezialfälle der Staffelverträge und der 
Umsatzmieten. 
Die Kommission hat sich hier mit 13 zu 11 Stimmen dem 
Entwurf des Bundesrat angeschlossen. 
In Litera b will die Minderheit II entsprechend dem orts- und 
quartierüblichen Mietzins den Rhythmus der Anpassung än­
dern. Anpassungen sollen lediglich noch bei einem Mieter• 
wechsel oder bei einem Eigentümerwechsel zulässig sein. 
Die Mehrheit der Kommission hat diese Einengung der An­
passungsmöglichkeiten als starres, unflexibles und nicht 
wettbewerbsneutrales System erachtet. Der entsprechende 
Antrag wurde In der Kommission mit 11 zu 1 O Stimmen bei 
3 Enthaltungen abgelehnt. 
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Glasson Jean-Paul (R, FR), pour la commission: A l'arti­
cle 269a, la loi enumere de maniere exhaustive les motlfs 
d'augmentation des loyers. A l'allnea 1er lettre b, la loi pre­
voit l'alignement possible sur «les loyers comparatlfs 
pour les habitations ou sur las loyers usuels dans la localite 
ou le quartier pour las locaux commerciaux». La minorite II 
(de Dardel) propose l'adaptation aux loyers usuels du quar­
tier «lors d'un changement de locataire (loyer initial) ou pour 
la prochaine echeance du contrat apres un changement 
de proprietaire». Cette mäme propositlon est falte par 
ailleurs dans le cadre de la procedure ä l'artlcle 269d allnea 
1er. 
Elle a ete rejetee par Ja commisslon, par 11 voix contre 1 o et 
avec 3 abstentions, car ceci a ete considere comme trop 
restrictif pour Je bailleur. 

Couchepln Pascal, conseiller federal: M. Hegetschweiler a 
ralson, il faut repousser la proposition de minorlte II. Je sou­
tiens ce point de vue. C'est celui, d'ailleurs, de la majorlte de 
1a commission et du Conseil federal. 
M. de Dardel a argumente an evoquant le cas assez extraor­
dinaire oü quelqu'un, par une polltique de prix d'appel, ob­
tlent un bailleur a des conditions extraordlnairement basses 
et lorsqu'il est entre dans ses murs, modifie le contrat pour 
l'adapter a la realite du marche. C'est quand meme un cas 
assez exceptionnel qu'un bailleur, lorsque le marche lui per­
mettrait d'obtenlr davantage, fixe intentionnellement un tarif 
bas parce qu'ainsi, il a un locataire et il n'attend que l'occa­
sion de faire monter le loyer au prix du marche. C'est vrai­
ment quelque chose d'assez extraordinaire et d'abstralt, 
d'autant plus qu'il ne pourra modifier son loyer qua quatre 
ans plus tard. Si, alors que le marche vous permettrait d'ob­
tenir une rentabilite plus forte, vous offrez a un locataire inu­
tilement un loyer plus bas, avec !'Intention d'augmenter ce 
loyer quatre ans plus tard, vous avez vraiment un cas qui est 
irrealiste et qui ne correspond pas a la logique de ce proprie­
taire cupide et malin qui essaie de tromper son locataire. Las 
dispositions que nous avons prevues sont largement suffl­
santes pour eviter ce cas exceptionnei. En realite, M. de 
Dardel veut eviter le choix entre les deux possibilites d'adap­
tation des loyers: l'adaptation selon l'indice du coüt de la vie, 
c'est la lettre a, et l'adaptatlon selon le marche qui peut se 
faire de quatre ans an quatre ans, c'est la lettre b. 
Nous vous proposons, avec la majorite de la commission, de 
voter la disposition du projet du Conseil federal. 
Je crois qua M. Hegetschweiler - pour revenir a lui - a dit 
tout a !'heure que, dans sa conceptlon, il ne voulalt pas de 
cumul des deux systemes: l'lndexatlon et puis, si l'lndexation 
ne va pas a la hauteur de ce que permettrait le marche, un 
plus du marche. 
Mais c'est bien le cumul qu'il veut avec la proposition de la 
majorite de la commission; a l'artlcle 269d que nous discute­
rons plus tard, il y a la la posslbillte de cumuler les deux sys­
temes, ce qui est contraire ä la conception du Conseil 
federal. Or, pour !'Instant, nous sommes allles et ensemble 
nous vous invitons a repousser la proposltion de la mino­
rite II (de Dardel). Mais a l'article 269d, nous nous separe­
rons de la majorite de la commlssion: nous ne voulons pas 
le cumul des deux possibilltes d'adaptation, nous voulons 
que locataires et proprietaires puissent, au debut de la pe­
riode de quatre ans, choislr une methode et s'y tenlr pour la 
durae de toute la periode: pour la periode suivante, lls re­
cholsiront la methode la plus adaptee, mais seulement au 
debut, ils ne choislront pas au debut de la periode une me­
thode qu'ils completeront a la fin par une autre methode sl la 
premiere n'a pas ete dans leur sens. 
Pour !'Instant donc, soutenez la proposition de la majorite de 
1a commission. 

Präsident (Hess Peter, Präsident): Über das Konzept der 
Minderheit I wurde bereits bei Artikel 253b Absatz 2 ent­
schieden. Die Abstimmung über die Minderheit II gilt auch 
für Artikel 269d Absatz 1. 
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Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Mehrheit .... 105 Stimmen 
Für den Antrag der Minderheit II .... 63 Stimmen 

Die Beratung dieses Geschäftes wird unterbrochen 
Le debat sur cet objet est interrompu 

Schluss der Sitzung um 13.00 Uhr 
La seance est levee ä 13 h 00 
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Teilrevlslon des Mietrechtes 
und Volksinltiatlve 
«Ja zu fairen Mieten» 
Revision partielle du drolt de ball 
et initiative populalre 
ccpour des loyers loyaux» 

Fortsetzung - Suite 
Botschaft des Bundesrates 15.09.99 (BBI 1999 9823) 
Message du Consell fed4ral 15.09.99 (FF 1999 9127) 
Natlonalrat/Consell national 04.12.00 (Erstrat- Premier Consell) 
Natlonalrat/Consell national 05.12.00 (Fortsetzung - Suite) 
Natlonalra1/Consell national 11.12.00 (Fortsetwng- &llte) 
Bericht RK-SR 11 .12.00 
Rapport CAJ-CE 11. 12.00 
Ständerat/Conseil des Bais 14.12.00 (Frist- Delal) 

2. Obllgatlonenrecht (Miete) 
2. Code des obllgatfons (Ball a loyer et a ferme) 

Art. 269b 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Abs. 1 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Abs.2,3 
Streichen 

Minderheit I 
(de Dardel, Garbani, Gross Jost, Jutzet, Menetrey-5avary, 
Thanei, Tschäppät) 
Unverändert 

Minderheit II 
(Thanei, Aeppli Wartmann, Aeschbacher, Chlffelle, de Dar­
del, Gross Jost, Jutzet, Menetrey-Savary) 
Abs. 1 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Abs.2 
Steigerungen des Landesindexes dürfen unter Vorbehalt von 
Absatz 3 höchstens zu drei Fünftein auf den Mietzins über­
wälzt werden. 
Abs. 3 
Dabei kann höchstens eine Jahresteuerung bis zu 5 Prozent 
pro Kalenderjahr überwälzt werden. 

Antrag Fasel 
Abs. 2, 3 . 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Eventualantrag Robblani 
(falls der Antrag der Minderheit II abgelehnt wird) 
Abs.2,3 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Art. 269b 
Proposition de Ja commfsslon 
Majorlte · 
Al. 1 
Adherer au projet du Conseil federal 
Al. 2, 3 
Biffer 

Minorite I 
(de Dardel, Garbani, Gross Jost, Jutzet, Menetrey-Savary, 
Thanei, Tschäppät) 
lnchange 
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Mlnorite II 
(Thanei, Aeppli Wartmann, Aeschbacher, Chiffelle, de Dar­
del, Gross Jost, Jutzet, Menetrey-Savary) 
Al. 1 
Adherer au projet du Conseil federal 
A/.2 
Sous reserve de l'alinea 3, les augmentatlons de l'indice na­
tional ne peuvent ätre repercutees sur le loyer qu'a raison de 
trois cinquiemes. 
Al. 3 
~augmentation annuelle repercutee sur le loyer ne peut pas 
depasser 5 pour cent par annee civile. 

Proposition Fa.sei 
A/.2,3 
Adherer au projet du Conseil federal 

Proposition subsidiaire Robb/an/ 
(au cas ou la proposition de la minorite II serait rajetee) 
Al.2,3 
Adherer au projet du Conseil federal 

Thanel Anita (S, ZH): Das Modell des Bundesrates sieht 
eine Indexmiete vor. Bel Artikel 269b geht es nun um die 
wichtige Frage, um wie viele Prozente die Teuerung jährlich 
auf die Mieten überwälzt werden kann. 
Es liegen uns drei Varianten vor. Der Bundesrat hat eine An­
passung um 80 Prozent mit einer moderaten Schutzklausel 
beantragt, die Mehrheit will eine Anpassung von 100 Pro­
zent, selbstverständlich ohne Schutzklausel, und die Minder­
heit II will eine Anpassung von 60 Prozent mit einer wirk­
lichen Schutzklausel. 
Der Bundesrat geht in seiner Botschaft davon aus, dass das 
neue Mletzinsanpassungsmodell im Vergleich zum geltenden 
Recht verteilungsneutral sein müsse. Wir streben eigentlich 
eine Verbesserung der Mieterposition an, wollen aber zumin­
dest, dass diese Verteilungsneutralität gewahrt ist. 
Nun zu dieser Verteilungsneutralität im Besonderen. Sie 
wird sowohl bei einer SO-prozentigen als auch sicher bei ei­
ner 100-prozentlgen Teuerungsanpassung nicht erreicht. 
Weshalb? Heute können die Mieten zu 40 Prozent an die 
Teuerung angepasst werden, zusätzlich sind noch eine pau­
schalisierte Kostenanpassung und die bekannten Anpas­
sungen an Hypothekarzlnserhöhungen bzw. -senkungen 
möglich. Im mittelfristigen Vergleich, während der letzten 
zehn Jahre, hätte das, wenn die Vermieter korrekt gewesen 
wären, zu einer Teuerungsanpassung von 60 bis 75 Prozent 
pro Jahr geführt. Das heisst: Wenn man von einer vertei­
lungspolitischen Neutralität ausgehen wollte, dann könnten 
heute im neuen Modell höchstens 60 Prozent der Teuerung 
überwälzt werden. 
Weshalb nicht 70 oder eben 75 Prozent? Dies aus folgenden 
Gründen: Wenn man nämlich, wie dies jetzt im Gegenvor­
schlag des Bundesrates vorgesehen ist, sämtliche Mieten 
an den Index bindet, wird dieser dadurch In die Höhe stei­
gen. Denn die Mieten schlagen sich Ja ihrerseits mit 22 Pro­
zent in diesem Index nieder. Das Argument der Mehrheit, 
dass bei heutigen Indexmieten eine Anpassung zu 100 Pro­
zent zulässig sei, verfängt genau aus diesem Grunde nicht. 
Heute sind Indexverträge nicht so verbreitet. Das helsst: Sie 
führen nicht zur selben Teuerungsankurbelung, wie wenn 
sämtliche Mietverhältnisse an den Index gebunden sind. Es 
kommt hinzu, dass eine Indexmiete heute nur bei Verträgen, 
die mindestens fünf Jahre dauern sollen, möglich ist. Das 
heisst: Die Mieterschaft erhält im Gegenzug einen doch et­
was verstärkten Kündigungsschutz. 
Fazit Wenn Sie jetzt die Mieten zu 100 oder 80 Prozent an 
den Index binden, wird dadurch die Teuerung angekurbelt. 
Das führt im Ergebnis zu einer_ Verschlechterung im Ver­
gleich zum heutigen Recht Im Ubrigen hat niemand einen 
gesetzlichen Anspruch auf einen hundertprozentigen Teue­
rungsausgleich, insbesondere die Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer nicht, welche ja schllessllch diese Mieten be­
zahlen müssen. 

Weiter ist eine Schutzklausel unabdingbar. Es hat sich auch 
dieses Jahr wieder gezeigt, dass irgendein Posten im Wa­
renkorb plötzlich die Teuerung anheizen kann - dieses Jahr 
waren das beispielsweise die Heizölpreise. FQr solche Fälle 
braucht es eine Schutzklausel. Der Bundesrat hat eine mo­
derate Schutzklausel vorgesehen. Die Minderheit II bean­
tragt, dass wir eine obere Grenze vorsehen. Das heisst Die 
Teuerung kann höchstens bis zu 5 Prozent pro Jahr auf die 
Mieten überwälzt werden. 
Ich bitte Sie deshalb, der Minderheit II zu folgen und im 
Eventualfall dem Bundesrat. 

Beck Serge (L, VD): Madame Thanei, j'aimerals savoir pour­
quol, lorsque les mllleux que vous representez s'expriment ä 
propos de l'indexation des salaires, lls ne parlent pas des 
trois cinquiemes ou des quatre cinquiemes, mals revendi­
quent generalement le cent pour cent d'indexatlon au coüt 
de la consommatlon. 

Thanel Anita (S, ZH): Das war ja eine Bemerkung, keine 
Frage. (Heiterkeit) 

Robblanl Meinrado (C, Tl): Bien que je soutienne prioritai­
rement la proposition de la minorite II, j'entrevois le cas 
echeant un compromis possible et acceptable dans le projet 
du Conseil federal. Je n'insiste pas sur las arguments qui 
peuvent etre invoques pour son soutien: ils sont presentes 
de maniere detaillee dans le message, et ils ont ete raprls 
d'ailleurs au debut de la discusslon par M. Couchepin, con­
seiller federal. 
Je soullgne toutefois qu'au-dela de 80 pour cent, on se place 
de toute evidence dans une zone de desequilibre qui pena­
lise les locataires et recompense d'une maniere totalement 
injustiflee les bailleurs. Si on garde a l'esprit le fait qua les 
loyers entrent dans le panier type servant a estlmer le coüt 
de la vie a peu pres dans la mesure d'un cinquieme, avec le 
80 pour cent les bailleurs ont couvert tous leurs frais, sauf 
evidemment ceux dont ils sont la source. II serait donc aber­
rant, a mon avis, d'aller, comme l'a falt la commisslon, au­
dela de ce que le Conseil federal prevoit. 
J'inslste egalement sur l'exlgence d'arrlver a une solutlon qul 
evite d'aggraver ulterieurement l'incapacite de cette revision 
du Code des Obligations a constituer un real contre-projet a 
!'Initiative populaire que nous avons discutee la semaine 
passee. 
J'invite ce Conseil ä rejeter la proposition de la majorite de la 
commission et a soutenir ma proposition subsidiaire au cas 
ou la proposition de la minorite 11 serait rejetee. 

Yallender Dorle (R, AR): Der Bundesrat schlägt eine SO­
prozentige Anpassung der Mietzinse an den Landesindex 
der Konsumentenpreise als einen der erlaubten Gründe für 
Mietzinserhöhungen vor. 
Positiv ist zu vermerken, dass die Miet- und Hypothekarzln­
sen entkoppelt werden sollen. Dieser Automatismus hat in 
der Vergangenheit die Geldpolitik der Nationalbank empfind­
lieh gestört. Aus volkswirtschaftlicher Sicht wäre allerdings 
eine Liberalisierung zu empfehlen. Dies würde bedeuten, 
dass sich die Preisbildung am Wohnungsmarkt grundsätz­
lich nach Angebot und Nachfrage ausrichten sollte und nur 
definierte Missbräuche verhindert werden müssten. 
Leider kann sich der Bundesrat nicht zu diesem Schritt ent­
schliessen. Vielmehr sieht er neu eine Anbindung an den 
Landesindex der Konsumentenpreise vor. Damit soll erreicht 
werden, dass sich die Inflationseffekte auch in den Mieten 
niederschlagen. Mit anderen Worten: Dank der Anbindung 
der Mieten an den Landesindex der Konsumentenpreise soll 
die reale Miete konstant bleiben. 
Allerdings - das ist der Haken an der bundesrätllchen Fas­
sung - sollen nur 80 Prozent der Inflation aufgefangen wer­
den dürfen. Dies bedeutet, dass die Vermieter die Inflation 
nicht voll ausgleichen dürfen; sie müssen vielmehr einen Teil 
der Inflation selber tragen. Die Mieter dagegen sollen von ei­
ner real gesunkenen Miete profitieren. Um eine Annäherung 
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an den Markt zu erreichen, schlägt die Mehrheit daher die 
hundertprozentige Anpassung vor. 
Hier befürchtet Bundesrat Couchepin die beruchtigte Preis­
spirale. Allerdings ist zu fragen: Warum enthält der Entwurf 
überhaupt eine Indexierung? Warum überlässt der Bundes­
rat die Anpassung der Mietzinse nicht den Marktteilnet,.. 
mern? Oder: Warum schlägt der Bundesrat nicht die An­
bindung an einen Spezialindex vor, der dann - um den Miet­
anteil. bereinigt- zu 100 Prozent auf die Mietzinse überwälzt 
werden kann, ohne Begrenzung nach oben auf 5 Prozent 
pro Jahr? 
Die Inflation muss voll überwälzt werden können. Die Markt­
beobachtung in den letzten 30 Jahre zeigt, dass mit dieser 
Lösung weniger von den Marktpreisen abgewichen.wird als 
mit einer staatlich verordneten Begrenzung der Uberwäl­
zung nach unten. 
Diese führt zu Verzerrungen am Wohnungsmarkt und macht 
Investitionen ins Wohnungsangebot immer weniger attraktiv. 
Die Verzerrungen am Wohnungsmarkt sind aber gerade 
eine der Hauptursachen für die gegenüber der Nachfrage 
zurückhaltende Entwicklung des Wohnungsangebotes ge­
wesen. Nicht der Wohnungsmarkt hat in der Vergangenheit 
versagt, sondern der Staat hat mit seinem Dirigismus verhin­
dert, dass ein Marktgleichgewicht überhaupt hat entstehen 
können. Dass die Liberalisierung nicht nur in der Landwirt­
schaft, sondern auch im Wohnungsmarkt - unter Verbot des 
Missbrauchs - notwendig wäre, Ist bisher noch nicht durch­
gedrungen. 
Die freisinnige Fraktion wird dem Antrag der Mehrheit zu­
stimmen, um der Idee des Marktes ein «Quäntchen„ mehr 
Gehör zu verschaffen. 

Clna Jean-Michel (C, VS): Es Ist eine unbestrittene Folge 
des heutigen Systems der Bindung der Mietzinse an den Hy­
pothekarzins, dass das Zinsrisiko vom Vermieter auf den 
Mieter verlagert wird. Die nun vorgesehene Bindung des 
Mietzinses an die Entwicklung des Landesindexes der Kon­
sumentenpreise führt sinnvollerweise dazu, dass neu der 
Vermieter das Zinsrisiko trägt. Dieser ist an sich eher in der 
Lage, mit diesem Zinsrisiko adäquat umzugehen. Die 
Schwankungen beim Hypothekarzins werden also neu vom 
Vermlet~r auszugleichen sein. Zur Abgeltung dieses Risikos 
hat die Uberwälzung zu 100 Prozent zu erfolgen, obwohl da­
mit gemäss durchgeführten Slmulatlonsrechnungen eine 
Veränderung zulasten der Mieter nicht von vornherein aus• 
geschlossen werden kann. Die Überwälzung zu 100 Prozent 
entspricht im Übrigen der heutigen Lösung, die offensichtlich 
keine Probleme geschaffen hat. 
Es war übrigens der Bundesrat, der 1996 die Anhebung der 
Teuerungsüberwälzung von 80 Prozent auf 100 Prozent vor­
genommen hat. Eine Rückkehr zu 80 Prozent würde wohl 
unweigerlich dazu führen, dass die Vermieter kaum mehr 
von diesem neuen Instrument Gebrauch machen würden. 
Die Vermieter wären so also gezwungen, die Anwendung 
der statistischen Vergleichsmiete der Indexierung des Miet­
zinses vorzuziehen, was für die Mieter nicht unbedingt vor­
teilhafter wäre. Auch bei den Geschäftsmieten hat die 
Überwälzung zu 100 Prozent keine nennenswerten Pro­
bleme aufgeworfen. 
Um aber trotzdem höhere Teuerungsschübe zu verhindern 
bzw. abzuschwächen, wird die CVP-Fraktion bei Artikel 269b 
Absatz 3 OR den Antrag Fasel sowie den Eventualantrag 
Robbiani unterstützen und damit auf die Fassung des Bun­
desrates einschwenken. Bei Absatz 2 hingegen wird unsere 
Fraktion der Mehrheit zustimmen. Damit folgt sie der im Ver­
nehmlassungsverfahren bereits geäusserten Ansicht der 
CVP Schweiz. Alle anders lautenden Anträge werden von 
der CVP-Fraktion abgelehnt. 

Sommaruga Simonetta (S, BE): Es geht in Absatz 2 um die 
Frage, wie viele Prozente der Teuerung auf die Mietzinse 
überwälzt werden dürfen. Der Bundesrat hat. wie wir bereits 
gehört haben, eine Überwälzung von 80 Prozent der Teue­
rung vorgesehen. 
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Im Namen der SP-Fraktlon möchte ich Ihnen eine Überwäl­
zung von 60 Prozent der Teuerung beliebt machen, und 
zwar aus folgenden Gründen: Wenn die Liegenschaften 
heute mit durchschnittlich 40 Prozent Eigenkapital finanziert 
werden, dann sollen diese 40 Prozent der Teuerung ange­
passt werden. Da Im revidierten Mietrecht die übrigen Kos­
ten nicht mehr angepasst werden, rechtfertigt es sich, zu­
sätzliche 20 Prozent ebenfalls der Teuerung anzupassen. 
Damit kommen wir auf die 60 Prozent, die im Antrag der 
Minderheit II (Thanei) vorgeschlagen werden. Immerhin sind 
wir uns darin einig, dass mit dieser Revision die Vertellungs• 
neutralität gewahrt werden soll. Diese erreichen wir mit einer 
Anpassung In der Höhe von 60 Prozent am besten. 
Die vom Bundesrat vorgeschlagenen 80 Prozent sind unge­
nau; das wurde auch in der Kommission zugegeben. Der 
Antrag der Kommissionsmehrheit geht sogar noch weiter 
und will diesbezüglich gar keine Regelung. Das heisst natür­
lich nichts anderes, als dass die volle Teuerung, also 
1 00 Prozent, überwälzt werden kann. Am Beispiel des Öl­
preises im letzten Herbst können wir aber zeigen, dass eine 
hundertprozentige Überwälzung der Teuerung niemals ge­
rechtfertigt ist, denn die hohen Ölpreise im letzten Herbst 
haben einen Teuerungsschub ausgelöst. Das Öl wird aber 
separat über die Nebenkosten abgerechnet. Es ist deshalb 
ungerechtfertigt und unfair, wenn diese Kosten über die 
Teuerung zusätzlich auch noch auf die Mieten überwälzt 
werden. Damit wäre dann die Verteilungsneutralität, auf die 
man sich doch weitgehend geeinigt hat, nicht mehr gege­
ben. 
In Absatz 3 geht es darum, die Situation zu regeln, wenn die 
Jahresteuerung auf 5 Prozent und höher klettert. Der Bun­
desrat will hier eine angemessene Reduktion anordnen kön­
nen, wenn die Jahresteuerung während mehr als zwei 
aufeinander folgenden Jahren die 5-Prozent-Grenze über­
steigt Die Minderheit II (ThaneQ möchte die Überwälzung 
der Jahresteuerung auf 5 Prozent beschränken. Wir müssen 
uns bei dieser Massnahme bewusst sein: Der Mietzins 
macht innerhalb des Indexes bereits einen beträchtlichen 
Anteil aus, nämlich 20 Prozent. Steigen die Mietzinse auf­
grund einer hohen Teuerung, heizen sich diese beiden Grös­
sen gegenseitig an, was natürlich niemals wünschbar sein 
kann. Die Minderheit II baut hier eine natürliche Sicherheits­
massnahme ein. Es gibt aber noch einen anderen Grund, 
der Minderheit II zuzustimmen. 
Im bisherigen System, das sich auf den Hypothekarzinssatz 
stützte, gibt es immer auch eine Korrekturmöglichkeit. Wenn 
der Hypothekarzinssatz sinkt, muss auch die Miete entspre­
chend gesenkt werden - oder sie hätte Jeweils zumindest 
gesenkt werden müssen! Mit dem neuen System der Inde­
xierung gibt es diese Korrekturmöglichkeit nicht mehr. Wenn 
Sie eine hohe Indexierung zulassen, ist das immer wieder 
die Basis für die nächste Anpassung. Wir müssen deshalb 
ein Interesse daran haben, dass die Erhöhu!)gsgründe nicht 
kumuliert werden und dass wir nicht eine Uberindexierung 
haben. 
Ich bitte Sie deshalb im Namen der SP-Fraktion, sowohl bei 
Absatz 2 als auch bei Absatz 3 der Minderheit II zuzustim­
men. 

Eggly Jacques-Simon (L, GE): Le groupe liberal a dejä eu 
l'occaslon de dire qu'il avait ete convaincu par le Consell fe­
deral qu'il ne fallait cumuler les motlfs de hausse des loyers. 
Par consequent, ä l'artlcle 269d, nous serons partisans du 
choix durant une periode conslderee entre le critere de l'ln­
dexation ou le critere des loyers comparatifs. 
Mais alo18, si nous acceptons l'ldee de sulvre le Conseil fe­
deral et non pas la majorite sur la question du non-cumul, 
alors nous conslderons que, quand II y a le systeme de l'ln­
dexation, alle doit etre entlere. Par consequent, en ce qui 
concerne l'artlcle 269b allnea 2, nous cons!derons qu'il faut 
suivre la majorite de la commission, et non pas le Conseil fe­
deral. 
En ce qui concerne l'alinea 3, c'est-ä-dlre la precautlon par 
laquelle le Conseil federal eventuellement ordonnerait une 



♦S-
99.076 Conseil national 1470 11 decembre 2000 

reductlon appropriee du taux maximum, nous pourrions 
nous y rallier si c'etait upeut ordonner». Nous partons de 
l'idee que le Conseil des Etats pourrait corriger ce point-la. 
A ca moment-la., nous pourrions eventuellement nous rallier 
a une teile formulation. 
Mais des lors que nous suivons le Conseil federal pour qu'll 
n'y ait pas cumul des deux motlfs de hausse durant une pe­
riode considerae, alors il n'y a aucune raison pour qu'll n'y 
ait pas, comme dans d'autres domaines, une indexation 
complete. Apres tout, les rlsques de hausse du taux hypo­
thecaire continueront a. reposer largement sur les bailleurs, 
Je risque sera encore renforce par une tendance a l'unifica­
tion europeenne dans ce domaine. 
Par consequent, sl nous voulons vraiment, comme il a ete 
dit, un equilibre entre les interäts des bailleurs et les interäts 
des locataires, en tout cas a l'alinea 2, le groupe liberal vous 
recommande de suivre la proposition de la majorite de la 
commission. 

Präsident (Hess Peter, Präsident): Die grüne Fraktion lässt 
mitteilen, dass sie die Minderheit II unterstützt und eventuali­
ter den Antrag Robblanl und den Antrag Fasel. 

Aeschbacher Ruedi (E, ZH): Weder die Volksinitiative noch 
der indirekte Gegenvorschlag des Bundesrates hatten zum 
Ziel, die Gleichgewichte, die sich in dieser Frage während 
Jahren langsam eingespielt haben, entscheidend und gra­
vierend zu verändern. Wir sind aber im Moment daran, diese 
Gleichgewichte tatsächlich ganz anders und neu zu ordnen, 
und -zwar nicht im Sinne der Volksinitiative, sondern im ge­
nau _gegenläufigen Sinne. Das kann aber nicht der Zweck 
der Ubung sein, die wir hier mit dem indirekten Gegenvor­
schlag verfolgen. In diesen Bestimmungen, die wir jetzt 
diskutieren, ist eine Anlehnung an den Landesindex der 
Konsumentenpreise zu Recht vorgesehen. Diese Anlehnung 
macht aber nur dann Sinn, wenn sie auch korrekt ist. Korrekt 
heisst, dass der Landesindex der Konsumentenpreise, der 
die Miete ja bereits mit 20 Prozent im Warenkorb berücksich­
tigt, nicht zu 100 Prozent übernommen werden kann. Des­
halb habe ich in der Kommission für die 60 Prozent 
gestimmt, die hier von der Minderheit II (Thanei) beantragt 
werden. 
Nun liegen die Anträge Robblani und Fasel zu Artikel 269b 
Absatz 2 vor, die sich auf den Entwurf des Bundesrates be­
ziehen. Nach eigenem Überlegen und Diskussionen In der 
Fraktion bin ich zur Ansicht gekommen, dass diese mittlere 
Lösung des Bundesrates richtig ist. Wird die Miete im Wa­
renkorb des Landesindexes der Konsumentenpreise mit 
20 Prozent berechnet, so ist es gerechtfertigt, dass eine 
Anrechnung der Teuerung im Umfang von 80 Prozent statt­
findet 
Wir werden deshalb dem Antrag der Minderheit II insoweit 
folgen, als es darum geht, diesen gegenüber dem Antrag auf 
eine volle Anrechnung der Teuerung auszumehren. Wird 
aber die Fassung des Bundesrates zur Diskussion gestellt, 
werden wir dieser folgen. 
Würden wir der Mehrheit folgen, käme es zu einem verhäng­
nisvollen Spiraleffekt - wir haben darüber schon einmal ge­
sprochen -: Wir würden die verschiedenen Erhöhungsmög­
lichkeiten kumulativ anwenden und kämen von Jahr zu Jahr 
zu einer höheren Basis, von der aus die Anpassung wieder 
stattfinden würde. Dies kann aber wirklich nicht der Sinn ei­
nes vernünftigen und von beiden Seiten her gerechten Mie­
terschutzes sein. 
Ich bitte Sie daher, dem Antrag der Minderheit II zuzustim­
men. Sollte dieser abgelehnt werden, bitte ich Sie, den 
Eventualantrag Robbiani und schllesslich den Antrag Fasel 
zu unterstützen. 

Leuthard Doris (C, AG), für die Kommission: Absatz 2 war In 
der Kommission bezüglich der Höhe dieser Anpassung wie 
andere Artikel heftig umstritten. Sie haben es bereits etliche 
Male gehört Der Bundesrat hat in seinem Entwurf 80 Pro­
zent der Teuerung als Maximum festgelegt Die Kommissi-

onsmehrheit - das Ergebnis lautete 13 zu 11 Stimmen -
beantragt Streichung von Absatz 2, d. h. die Umwälzung auf 
den Landesindex der Konsumentenpreise zu 100 Prozent 
Für Geschäftsljiume galt seit der Missbrauchsgesetzgebung 
von 1972 die Uberwälzung der vollen Teuerung. Für Wohn­
räume hat der Bundesrat mit Verordnung auf den 1. August 
1996 ebenfalls eine Anpassung vorgenommen und auch 
hier die volle Indexteuerung zugelassen, wohlweislich zu­
züglich, kumulativ mit allfälligen Hypothekarzins- und Teue­
rungsanpassungen auf Gebühren und Unterhalt Der Bun­
desrat hat damals die Meinung vertreten, dass dies nicht 
missbräuchlich sei; der vorherige, restriktivere Überwäl­
zungssatz habe sich ais zu wenig attraktiv erwiesen. Dieses 
System der vollen Indexteuerung hat sich In der Praxis ein­
gependelt und kaum zu Rechtsstreitigkeiten geführt. Die 
Kommissionsmehrheit möchte daran festhalten. 
Die Minderheit II begründet einen Satz von drei Fünftein 
oder 60 Prozent mit dem Hinweis auf die Tatsache, dass im 
Warenkorb der Teuerung der Mietmarkt bereits vorhanden 
ist und so eine volle Teuerung zu einer Spiralentwicklung 
führt. Die Kommission hat diesen Antrag mit 14 zu 9 Stim­
men als unbegründet abgelehnt. 
Bei Absatz 3 geht es um eine Slcherungsmassnahme. Der 
Bundesrat will sich bei zwei aufeinander folgenden Teue­
rungsjahren mit mehr als 5 Prozent Jahresteuerung die 
Möglichkeit einräumen, eine Reduktion des höchstanlässi­
gen Überwälzungssatzes zu verfügen. Die Kommissions­
mehrheH beantragt Ihnen Streichung dieses Absatzes. In 
den letzten 40 Jahren gab es nur eine Periode, In der wir 
während 5 Jahren über 5 Prozent Jahresteuerung hatten, 
und -zwar von 1971 bis 1975. Seither hatten wir nur noch in 
den Jahren 1981 und 1982 so hohe Teuerungen. Es handelt 
sich also um absolute Ausnahmesituationen. Zudem wäre 
auch die Durchführung einer solchen Reduktion problema­
tisch, erfährt man die Teuerung doch erst Im Nachhinein, so­
dass der Bundesrat rückwirkend einen reduzierten Mietzins 
festlegen müsste. 
Nach Ansicht der Kommissionsmehrheit macht die Festle­
gung einer Begrenzung aufgrund der Geringfügigkeit und 
der Problematik des Vollzugs daher keinen Sinn. Die Kom­
mission hat den Entwurf des Bundesrates mit 13 zu 9 Stim­
men bei 1 Enthaltung und die Lösung, die Ihnen als Antrag 
der Minderheit II (Thanei) vorliegt, mit 13 zu 8 Stimmen bei 
1 Enthaltung abgelehnt. 
Der Antrag Fasel entsprechend der Version Bundesrat 
wurde von der Kommission wie gesagt mit 13 zu 11 Stim­
men abgelehnt, ebenfalls der Eventualantrag Robblani zu 
Absatz 2. 

Glassan Jean-Paul (R, FR), pour la commission: ~artl­
cle 269b traite de Ja prise en compte de l'indice suisse des 
prix a la consommation dont dependrait desormals t'adapta­
tlon du loyer. Cette indexation favorise une evolutlon beau­
coup plus stable que Jusqu'icl, ce qui devralt etre ressentl 
positivement par les locataires. Cette indexation fait passer 
en revanche la prise en charge du risque inherent aux varia­
tions du taux d'lnteret du locataire au bailleur. Ce dernier 
peut cependant mieux maitriser ce risque. Une forte majorite 
s'est degagee pour adapter le rattachement du loyer a l'in­
dlce des prix a la consommation plutöt qu'au taux hypothe­
caire dont on a deja releve les defauts. 
On releve aussi que les variations de l'indlce des prlx a la 
consommatlon sont relativement reduites par rapport a cel­
les du taux hypothecaire. La hausse de l'indice des loyers a 
ete d'ailleurs plus forte que celle de l'indice des prix: 28 pour 
cent pour les loyers, alors que le co0t de la vie s'est eleve de 
18 pour cent entre 1990 et 1998. 
La discussion en commisslon s'est focallsee sur deux points: 
ce qui est traite a l'alinea 2 - quelle quotlte de report de l'ln­
dice des prix a la consommatlon sur les foyers; et ce qui est 
traite a l'alinea 3 - quelle attltude avoir si f'inflation depasse 
les 5 pour cent. 
Le Conseil federal propose de reporter les quatre cinquie­
mes du relevement de l'lndlce des prix, soit 80 pour cent. On 
satisferait ainsi au principe de neutraflte, car il y a lieu d'lndi-
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quer que les loyers sont deja pris en compte pour plus de 
20 pour cent dans l'etablissement de l'indice des prix, et qu'il 
y aurait ainsi un princlpa de surindexation en reprenant les 
100 pour cent de hausse de l'lndlce des prix. 
La majorite de la commission, pour sa part, propose de bitter 
l'alinea 2 et, de ce falt, soutient le report de la totalite de l'ln­
dice des prix sur les loyers. La majorite rappelle que le Con­
seil federal lui-mäme a modifie l'ordonnance sur le ball a 
loyer en 1996, en rendant possible l'indexation a raison de 
100 pour cent, sans que cela ait ete dommageable; aller 
dans le sens des 80 pour cent serait donc un retour en ar­
riere. Elle releve par ailleurs que les loyers commerciaux 
connalssent aussi le report de 100 pour cent de la hausse 
du coüt de la vie sans qu'ils aient pris veritablement l'ascen­
seur. 
C'est par 13 voix contre 11 que la commisslon a soutenu 
cette proposition contre le projet du Conseil federal, qul 
pröne les 80 pour cent. 
La mlnorite II soutient un report des trois cinquiemes seule­
ment, solt 60 pour cent, qui seul selon elle permettrait la 
neutralite des repartitions. 
La commission ne partage pas cet avis et vous propose de 
rejeter la proposition de la minorite IJ, par 14 voix contre 9. 
En ce qui concerne l'alinea 3, Je Conseil federal demande de 
pouvoir ordonner «une reduction appropriee du taux maxi­
mum qui peut etre reporte sur les loyers» si «le rencherisse­
ment annuel depasse 5 pour cent durant deux annees 
consecutives». S'II y a une forte Inflation, les revenus issus 
des loyers croitraient plus rapidement que les coOts, dlt-11. 
C'est la raison pour laquelle ces distorsions devraient ätre 
corrigees par voie d'ordonnance. 
La majorite de la commission demande de bitter egalement 
cet alinea 3. Elle estlme que l'inflatlon est egalement suppor­
tee par les bailleurs: coOts d'entretlen et d'exploitatlon, 
hausse des taux hypothecaires. Des problemes de liquidites 
pourraient donc se poser aussi aux bailleurs. 
La decision de renoncer a la solution du Conseil federal a 
ete prlse par 13 voix contre 9 et avec 1 abstention. 
La proposition de la minorite II a ete rejetee, par 13 voix con­
tre 8 et avec 1 abstention. Elle souhaitait que l'augmentation 
annuelle ne puisse ätre reportee au-dela de 5 pour cent par 
annee clvile. Mme Thanei qui est le porte-parole de la mino• 
rite II fait notamment etat de l'influence de la hausse du coüt 
de l'energie sur l'indice des prix, alors qua les frais de chauf­
fage ne sont pas lnclus dans le montant du loyer. 
La majorlte maintient sa proposition de biffer cet allnea, sou­
llgnant que depuis 18 ans, II n'y a plus eu de rencherisse­
ment de 5 pour cent ou plus. 
Les propositions Fasel reprennent le projet du Conseil fede­
ral, qui a ete rejete par la commission avec les scores qua je 
vous al deja indiques. Quant a la propositlon subsidiaire 
Robblani, eile n'a pas ete traitee an commission. 

Couchepln Pascal, conseiller federal: Lorsque nous avons 
aborde l'ensemble de ca projet, vous avez dit que l'un des 
buts du contre-projet du Conseil federai etait de maintenir un 
certain equillbre entre ce qui est accorde aux bailleurs et ce 
qui est accorde aux locataires. II y a trois dispositions qui 
contribuent au maintien de cet equllibre. 
La premlere declsion a ete prise dans un sens conforme a 
ce que souhaltait le Conseil federal, c'est la definition de 
l'ecart par rapport a la norme moyenne qui definit l'abus. 
Nous abordons maintenant la deuxieme decision, qul rompt 
l'equillbre ou qui au contraire le maintient, c'est le probleme 
de l'lndexation. II y aura un troisieme point tres important, 
c'est de savolr si on peut cumuler les deux hausses de loyer, 
ou si, lorsqu'on a choisi un systeme, l'indexation, on ne peut 
pas, a l'issue de la periode de quatre ans, an outre corriger 
encore les loyers en fonction du systeme dit des loyers com­
paratifs. 
Le Conseil federal considere qu'une indexation de 80 pour 
cent est juste et equitable, parce que, experimentalement, II 
a ete demontre que cette indexation de 80 pour cent est 
neutre du point de vue de la repartition des interäts, des 
avantages et desavantages entre bailleurs et locataires. 

Amtliches Bullalln der BundeS\lersammlung 

Mme Vallendar a regrette que l'on n'aille pas plus loln dans 
le sens de l'adaptation au marche. II y a la des dlspositions 
constitutionnelles qul prevoient la protection des locatalres 
et qui ne permettent pas la suppression des dispositlons y 
relatives. Faltes la propositlon; une motlon a ete transmise 
en son temps, Madame Vallendar, alle n'a pas aboutl lci. Par 
consequent je vous invite, sl vous voulez changer la consti­
tution, a lancer le processus necessalre. Pour l'instant, on 
doit respecter Ja constltution. La constitutlon ne permet pas 
d'introduire la fixatlon des loyers en fonction du marche. 
Alors, quelles sont les raisons, dans le cadre du systeme 
que nous avons choisi, qui justlflent de ne pas reporter 1a to­
tallte de l'indexation? 
La premiere ralson, c'est simplement une raison de logique. 
M. Beck a pose a Mme Thanei la question de savoir pour­
quoi on admettait l'indexatlon totale, bien que ce ne soit pas 
une regle legale, dans la plupart des discussions relatives 
aux salaires, et pourquoi certains milleux refusent cette in­
dexation, avec le Conseil federal d'allleurs dans le cas d'es­
pece, lorsqu'il s'agit des loyers. Je crois que c'est deux cas 
totalement dlfferents. Dans le cas d'une hausse des salal­
res, vous n'avez pas immediatement le report sur l'indice du 
co0t de la vie, car c'est indirect. lcl, vous avez les loyers qui 
entrent pour 20 pour cent dans le calcul de l'lndice du coüt 
de la vie. Des l'instant oll vous augmentez les loyers de 
5 pour cent, et simplement parce que vous avez augmente 
les loyers de 5 pour cent, mäme sl aucun autre prix ne 
change, vous avez deja le droit d'augmenter de 1 pour cent 
l'indice des loyers. Dans le cas des salalres, c'est totafement 
different parce qu'on peut imaglner que si les salalres aug­
mentaient, le fabricant soit capable, a travers une ameliora­
tion de la productivite, l'introduction du capital ou d'autres 
mesures, d'eviter que la spirale infemale ne s'enclenche. lci, 
la spirale s'enclenche automatiquement et, des !'Instant Oll 
vous indexez de 5 pour cent, et simplement parce que vous 
avez indexe de 5 pour cent, vous avez deja le droit de re­
commencer a indexer de 1 pour cent. Alors, c'est un sys­
teme infernal qu'll faut moderer, et 1a moderatlon intervient a 
travers une adaptation partielle de l'lndexation. 
Ensuite, il a ete dit ä la tribune qu'il etait Juste d'avolr une in­
dexation a 100 pour cent parce qu'on falt supporter le risque 
de l'evolution des taux hypothecaires aux ballleurs. Je crois 
qu'II faut voir les choses un pau plus concretement. SI les 
taux hypothecaires montent, c'est en regle generale parce 
que le coüt de la vle monte et que, nominalement, les taux 
hypothecaires montent alors qu'en realite les taux reels res­
tent a peu pres las mämes, mais que le taux nominal monte 
en periode d'inflation. Dans une periode d'inflation, on a le 
droit de repercuter des hausses de loyers a raison de 
80 pour cent selon ce qui a ete dlscute. II n'est donc pas vrai 
de dire qua les taux hypothecaires sont un risque seulement 
pour les ballleurs. Dans la pratique economique, lorsque las 
taux hypothecaires montent, c'est parce qu'II y ade l'infla­
tion, que celle-ci engendre une augmentatlon du coüt de la 
via, et que cette demiere donne le droit de reporter des 
hausses de loyers. Mais il y a plus. 
On a une augmentation du taux hypothecaire parce qu'il y a 
l'inflatlon. II y a dans ce cas un phenomene qui est la diminu­
tion de la valeur reelle de la dette et c;a, i;a proflte au ballleur. 
On sait qua, dans des periodes de forte Inflation au cours 
desquelles on peut reporter tout ou partle de !'Inflation sur le 
locatalre, la situation est favorable au debiteur, a celui qui a 
des dettes, notamment hypothecaires, parce que la valeur 
reelle de la dette qu'II a envers un etablissement bancaire 
dlmlnue. C'est donc faux de dire que le risque de hausse 
du taux hypothecaire est entlerement mis a la charge du 
ballleur. Dans la vle pratique, on constate que le risque lie a 
la hausse du taux hypothecaire a aussi des effets positlfs 
pour le ballleur puisque la valeur reelle de 1a dette diminue. 
Enfin, si on ne permet le report de l'indexation qu'a ralson de 
80 pour cent, et non pas le 100 pour cent, de l'augmentation 
du coüt de la vle, on nous dlt qu'ainsl, en permanence, 1a va­
leur reelle du rendement va diminuer pour le baiileur. II faut 
volr aussi la sltuation reelle dans ce cas-la Toutes les an­
nees, II y a envlron 15 pour cent des locatalres qul changent 
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d'appartement. Donc, an sept ans, tous las appartements -
il y a naturellement des exceptions, comme toujours, quand 
on prend des moyennes - ont pratiquement change d'occu­
pants. Or, on sait qua lorsqu'on change de locataire, on a le 
droit de remettre le compteur a zero, c'est-a-dire de partir 
avec un nouveau loyer, et ainsi, le cas echeant, de recuperer 
ca qul avait ete perdu au cours des dernieres annees an 
fonction d'une indexation partielle. Donc, la logique com­
mande de ne pas reporter le 100 pour cent de l'augmenta­
tion de l'indice des prix. 
C'est une question de bon sens: il y a la une spirale qui n'est 
pas indlrecte, comme c'est le cas lorsqu'il y a evolution des 
salaires et evolution des prix des marchandlses. C'est une 
logique directe: chaque augmentation de 5 pour cent en­
traine une augmentation de 1 pour cent du coüt de la via et, 
par consequent, une nouvelle hausse de loyer. Ce n'est pas 
logique d'admettre un report de 100 pour cent. Ensuite, le 
risque sur le plan hypothecaire, comme Je l'ai dit, n'est pas 
mis a la charge seulement du bailleur. II beneficie aussi au 
bailleur dans la mesure ou la valeur reelle de la dette dimi­
nue. 
Bref, je vous invite a adopter le projet du Conseil federal, et 
surtout, a ne pas blffer l'alinea 3. l!a/inea 2 a son impor­
tance, l'alinea 3 aussi; ils contribuent tous deux a l'equilibre 
du projet. Je vous demande de veiller a cet equilibre et de ne 
pas chercher une epreuve de force. 

Beck Serge (L, VD): Monsieur le Conseiller federe!, est-ce 
qua vous ne pensez pas qua le raisonnement que vous avez 
tenu concernant le fait qua la hausse des interäts hypothe­
caires repercute finalement l'inflation ne se tienne qua dans 
un marche financier helvetique ferme? Or, avec le rappro­
chement en directlon de l'Europe, qua la large majorlte de 
cette assemblee souhalte et qua je souhatte aussi, on cons­
tatera sans doute une tendance a la hausse tres nette au vu 
de la permeabilite des marches financiers. A ce moment-la, 
ce ralsonnement ne sera plus valable et las bailleurs, au 
sens du nouveau droit, devront supporter la majorite· de 
cette hausse. 

Couchepln Pascal, conseiller federal: Monsieur Back, je 
serais tres heureux d'avoir avec vous un debat sur las avan­
tages et desavantages de l'adhesion a l'Unlon europeenne, 
mais Je crois qua ca n'est pas le cas aujourd'hui. Le Conseil 
federal a dit, dans son rapport sur Ja polltique exterieure, 
qu'II envisagerait durant la prochaine legislature de volr s'il 
veut reprendre las negociations d'adhesion. Cela nous 
laisse un certain temps pour discuter ce genre de probleme. 
Ce qu'on a constate au cours de ces dernieres annees, c'est 
en effet un certain rapprochement entre las taux d'lnteret an 
Sulsse et ceux de l'Union europeenne, sans pourtant qu'ils 
ne corncldent, qu'ils ne se rapprochent et qu'ils ne s'egall­
sent, contralrement a ce que beaucoup pensalent C'est dire 
qua, dans ce domaine-la, toutes las theories qu'on a faltes 
ne sont pas confirmees par le marche. Pour !'Instant an 
Suisse, on doit constater qu'on n'est pas membre de !'Union 
europeenne, qu'on ne le sera pas dans las annees qui vien• 
nent, et qua s'il devalt apparaitre qua dans le cas d'une ad­
hesion on rlsquait une hausse des taux reels d'interllt, parmi 
las mesures d'accompagnement qui ne manqueront pas 
d'etre discutees au Parlament, II pourrait y avoir une modifi­
catlon de cette disposition du bail a loyer. Je pense qu'il n'est 
pas indispensable, sur un sujet d'importance, mais secon­
daire par rapport a l'objectlf strategique du Conseil federal, 
de prendre deja malntenant des decisions pour une situatlon 
hypothetique. 

de Daniel Jean-Nils (S, GE): J'etais convaincu par votre 
expllcatlon sur la splrale qua provoquerait une indexatlon a 
100 pour cent. Mais je ne comprends pas pourquoi vous ne 
tenez pas exactement le mAme raisonnement avec las 
loyers usuels du quartier. Parce qua la, il faudrait effectlve­
ment aussi, pour eviter la spirale, qua las loyers usuels du 
quartier solent calcules a un maximum de l'ordre de 80 pour 
cent du loyer usuel du quartier. 

Or, vous faites exactement !'inverse. Vous acceptez 115 pour 
cent du loyer usuel du quartier. C'est une contradiction. Est­
ce qua vous pouvez l'expliquer? 

Couchepln Pascal, conseiller federal: Dans la solution pre­
conisee par le Conseil federal, comme vous le savez, il y a 
deux systemes qu'on ne veut pas cumuler, mais qui doivent 
se rapprocher le plus possible du marche. D'ailleurs, contral­
rement a ce qu'a dit quelqu'un, ces systemes permettent un 
rapprochement considerable par rapport au marche. 
Dans le cas de l'lndexation, l'effet est immediat Dans le cas 
du loyer moyen, du loyer usuel du quartier, II est exact qua si 
l'on augmente par rapport a une moyenne, une norme statis­
tlque fatt qua, petit a petit, une hausse intervlent D'ailleurs, 
je crois qua vous ne l'avez pas conteste. Vous demandiez 
simplement qu'on appllque strictement le systeme du loyer 
comparatif, sans verlation par rapport a ce loyer comparatif. 
Nous avons recommande de rejeter cette proposition pour 
plusieurs raisons, dont la plus simple est qua mäme si on ar­
rlve a definir des groupes de logements et ainsi a deflnir une 
moyenne, las logements sont tellement differencies en fonc­
tion de la vue, du quartier, du bruit et d'un certain nombre 
d'autres elements, qu'une norme absolument sans sou­
plesse n'est pas acceptable. Nous avions donc defini qu'II y 
avait abus lorsque la difference etait de 15 pour cent. 
Dans le cas de 1a norme statistique des loyers comparatifs, 
c'est sans automatisme. C'est une discussion qui doit inter­
venlr entre locataire et bailleur, ce qui permet la readaptation 
des loyers, tandis qua la, vous avez un automatlsme qui 
nous parait quand mAme different Je dois reconnaitre qu'a 
la fin, il y a une norme statistique dans las deux cas. Simple­
ment, dans un cas, cette norme est absolument clalre et ri­
gide, alors qua dans l'autre cas, c'est une certalne llberte de 
flxation du loyer qui intervient et qui permet de fixer le loyer 
en fonctlon du bon sens et des relations entre bailleur et lo· 
cataire. 

Vallender Dorle (R, AR): Nachdem Herr Bundesrat Cou­
chepln gesagt hat, ich wolle die Verfassung ändern, muss 
ich das noch richtig stellen: Dies liegt mir fern. Allerdings be­
sagt Artikel 109 der Bundesverfassung, dass Missbräuche 
im Mietwesen und missbräuchliche Mietzinse zu verhindern 
sind. Das will ich mit keinem Wort ändern. Ich möchte nur, 
dass in diesem schwierigen Mietrecht beide Seiten zu ihrem 
Recht kommen. Daher bin ich für den vollen Ausgleich der 
Inflation. 

Präsident (Hass Peter, Präsident): Das ganze Konzept der 
Minderheit 1 (de Dardel) wurde bei der Abstimmung zu Arti­
kel 253b Absatz 2 abgelehnt. 

Abs. 1-AI. 1 
Angenommen gemäss Antrag der Mehrheit/Minderheit II 
Adopte sslon ta proposltlon de 1a majoritelminorite II 

Abs. 2-Al.2 

Abstimmung- Vote 

Eventue/1-A tltre prelimlnaire 
(namentlich - nominatif: Beilage - Annexe 99,076/1044) 
Für den Antrag der Mehrheit •••. 98 Stimmen e'1 S ~ 
Für den Antrag der Minderheit II .... 65 Stimmen s1 • • ..._· 

voir , . "l;;n, 
Definitiv - Deflnitivement 
(namentlich nominatif: Beilage-Annexe 99.078/1071) 
Für den Eventualantrag -t.-t.. S 1911' 

Robbiani/Antrag Fasel .... 90 Stimmen D•~• • 
Für den Antrag der Mehrheit .... 74 Stimmen Vdt' P. 19::t 

Bulletin offlolel de r Assemblee tec1,ra1e 



-4& 
11. Dezember 2000 1473 Nationalrat 99.076 

Abs. 3-AI. 3 

Abstimmung - Vote 

Eventuell -A tltre preliminaire 
(namentlich - nomjnatif: Beilage - Annexe 99.076/1072) 
Für den Antrag der Mehrheit .•. ; 87 Stimmen 
Für den Antrag der Minderheit 11 .... 81 • & 491 
Definitiv - Definitivement p. 1tSI 
(namentnch - nominatif: Benage - Annexe 99.076/1073J 
Für den Antrag der Mehrheit .••. 87 Stimmen 
Für den Eventualantrag 

Robbiani/ Antrag Fasel ..•• 85 Stimmen 
sldtc, s. ~99 

:;,:;~:, Kommission voCr P• "'9.9 
Mehrheit 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Minderheit I 
(de Dardel, Garbani, Gross Jost, Jutzet, Menetrey-Savary, 
Thanei, Tschäppät) 
Unverändert 

Art. 269c 
Proposition de Ja commission 
Majorite 
Adherer au projet du Conseil federal 

Minorite I 
(de Dardel, Garbani, Gross Jost, Jutzet, Menetrey-Savary, 
Thanei, Tschäppät) 
lnchange 

Angenommen gemäss Antrag der Mehrheit 
Adopte selon la propositlon de /a majorite 

Art. 269d 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Abs.1 
..•• wenn seit Vertragsabschluss oder seit der letzten Gel­
tendmachung dieses Anpassungsgrundes vier Jahre verstri­
chen sind sowie bei einer Handänderung der Liegenschaft. 
Abs.2 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Minderheit I 
{de Dardel, Garbani, Gross Jost, Jutzet, Menetrey-Savary, 
Thanei, Tschäppät) 
Unverändert 

Minderheit II 
(de Dardel, Aeppli Wartmann, Chiffelle, Gross Jost, Jutzet, 
Menetrey-Savary, Thanei, Tschäppät) 
Abs. 1 
Anpassungen an die statistischen Mieten sind nur bei einem 
Mieterwechsel {Anfangsmiete) oder beim nächstfolgenden 
Vertragsabschluss nach einem Eigentümerwechsel zuläs­
sig. 
Abs.2 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Antrag Studer Heiner 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Eventualantrag Robblani 
(falls der Antrag der Minderheit II abgelehnt wird) 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Art.269d 
Proposition de la commission 
Majorite 
Al. 1 
.... ne sont possibles que quatre ans apres la conclusion du 
contrat ou quatre ans apres la derniere adaptation selon ce 
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motlf ainsi que lors d'un changement du proprletaire de l'lm­
meuble. 
Al.2 
Adherer au projet du Conseil federal 

Minorite I 
(de Dardel, Garbani, Gross Jost, Jutzet, Menetrey-Savary, 
Thanel, Tschäppät) 
lnchange 

Minorite II 
(de Dardel, Aeppll Wartmann, Chiffelle, Gross Jost, Jutzet, 
Menetrey-Savary, Thanel, Tschäppät) 
Al. 1 
Les adaptations aux loyers statistlques ne sont possibles 
que lors d'un changement de locataire {loyer initial) ou pour 
la prochaine echeance du contrat apres un changement de 
proprietaire. 
A/.2 
Adherer au projet du Conseil federal 

Proposition Studer Heiner 
Adherer au projet du Conseil federal 

Proposition subsidiaire Robbiani 
(au cas ou la proposition de la minorite II serait rejetee) 
Adherer au projet du Conseil federal 

Studer Heiner (E, AG): Ich gehe davon aus, dass Herr Bun­
desrat Couchepin diesen Antrag nicht nur sympathisch fin­
det, sondern ihn als · den richtigen ansieht. Ich beantrage 
Festhalten am ursprünglichen Entwurf des Bundesrates und 
begründe das wie folgt: 
In seinem Konzept stellt der Bundesrat für Mietzinsanpas­
sungen mit der Indexierung und der periodischen Anpas­
sung an die Vergleichsmiete bewusst zwei Varianten zur 
Verfügung. Die beiden Modelle können sich zwar kurz- und 
mittelfristig voneinander unterscheiden, doch per saldo füh­
ren beide Systeme im Zeitablauf zu einer Ertragsentwick­
lung, die etwa jener der heutigen Regelung entspricht. Damit 
wird dem Ziel des Gegenvorschlages, nämlich der Vertei­
lungsneutralität, Rechnung getragen. 
Wird der Spielraum im Sinne des Antrages der Kommissi­
onsmehrheit erweitert und eine Berufung auf die Vergleichs­
miete nach vier Jahren auch dann erlaubt, wenn zwischen­
zeitlich Erhöhungen gemäss Indexverlauf erfolgt sind, dann 
wird das Gleichgewicht zwischen Mietern und Vermietern 
empfindlich zugunsten der Eigentümer gestört. Die Kombi­
nation der Erhöhungsgründe drückt die Vergleichsmiete ra­
scher nach oben und generiert dank der wechselweisen Be­
anspruchung der Erhöhungsmöglichkeiten unangemessene 
Erträge. Mit anderen Worten: Es wird eine Mietzinsspirale in 
Gang gesetzt, die mit dem verfassungsrechtlichen Anliegen 
des Missbrauchsschutzes nicht vereinbar ist 
Es ist zwar richtig, dass die Mieterschaft bei der Anrufung 
der Vergleichsmiete je nach Marktsituation in regelmässigen 
Abständen höhere Mietzinsanpassungen in Kaut nehmen 
muss; dafür hat sie in den nächsten vier Jahren die Gewis­
sheit eines konstanten Mietzinses. Man wird ihr daher nicht 
weismachen wollen, dass es zu ihrem Vorteil ist, einen mo­
derateren Mietzinsverlauf mit einer höheren Gesamtbelas­
tung zu erkaufen. Für den Investor stellt die Tatsache, sich 
für ein bestimmtes Mietzinsmodell für eine gewisse Zeit ent­
scheiden zu müssen, sicher keine Zumutung dar, denn 
beide Varianten haben ihre Vor- und Nachteile. 
Mit der lndexrnlete wird eine Möglichkeit angeboten, die bei 
einer kontinuierlichen Mietzinsentwicklung eine langfristig 
befriedigende Rendite .erlaubt und eher Vermieter anspricht, 
welche voraussehbare Verhältnisse und einfach zu berech­
nende Anpassungsgründe schätzen. 
Mit der Vergleichsmiete besteht eine Alternative für rlslko­
freudigere Investoren und/oder für konjunkturell ruhigere 
Zeiten. Sie kann je nach Marktsituation in periodischen Ab-
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ständen preislich etwas mehr Flexibilität bieten. Deshalb ist 
sie zeltlich aber auch restriktiver einzusetzen. 
Mit der von der Mehrheit beantragten Durchlässigkeit der 
beiden Modelle versucht man eben, uden Fünfer und das 
Weggll» zu bekommen. Das ist für die Mieterschaft inak­
zeptabel. Es wäre verhängnisvoll, wenn ein gesamthaft gu­
tes Projekt - das endlich die Hoffnung erlaubt, dass man mit 
einer überfälligen Entkoppelung von Mietzinsen und Hypo­
thekarzins und der Vereinfachung des Mietrechtes weiter­
kommt - wegen solcher Sonderinteressen scheitern müsste. 
Ich bitte Sie deshalb dringend, in diesem Punkt der Fassung 
des Bundesrates zu folgen. 

Thanel Anita (S, ZH}: Es geht hier um die zentrale Frage 
der Anpassungsmöglichkeiten der Mietzinse während der 
Mietdauer, nämlich darum, wie weit die Abkehr von der Kos­
tenmiete führen soll, ob wir nur einen Schritt oder einen Mei­
lenschritt in Richtung Markt tun. Dieser Rat hat am letzten 
Dienstag mit der Ablehnung des Antrages der Minderheit de 
Dardel zu Artikel 269a OR den Weg für einen eigentlichen 
Spekulantenartikel geebnet Demgemäss soll es mögllch 
sein, die Mieten im laufenden Mietverhältnis an die eigen­
tümerfreundlichen, verfälschten Statistiken anzupassen. 
Die entscheidende Frage, die wir jetzt im Bereich von Artl­
kel 269d OR zu entscheiden haben, ist, wie diese Anpas­
sung erfolgen soll. 
Die SP-Fraktion ist grundsätzlich gegen diese Anpassungs­
möglichkeit im laufenden Mietverhältnis; wir ziehen aber die 
Formulierung des Bundesrates dem Antrag der Mehrheit wr. 
Weshalb? Der Bundesrat hat zumindest die Kombinations­
möglichkeit ausgeschaltet, d. h., gemäss seiner Fassung 
müsste sich ein Vermieter entscheiden, ob er die Mieten an 
die Teuerung anpassen will oder - falls er dies während vier 
Jahren nicht tut - ob er sich nach dieser Frist auf die so ge­
nannte statistische Miete berufen will. Der Mehrheit der 
Kommission genügt diese Möglichkeit nicht. Sie will noch 
mehr, nämlich die Möglichkeit, dass ein Vermieter die Miet­
zinse jedes Jahr - ohne Schutzklausel, wie Sie vorher be­
schlossen haben - an die Teuerung und dann nach vier 
Jahren noch an die so genannte statistische Miete anpassen 
kann. Das bedeutet nichts anderes als einen Spekulantenar­
tikel. 
Wozu führt er? Er führt zu einer jährlichen Anpassung an die 
Teuerung und alle vier Jahre zu diesem zusätzlichen Bonus 
zugunsten der Vermleterschaft, ohne irgendwelche Gegen­
leistung. Wer erhält in diesem Land alle vier Jahre ohne ir­
gendwelche Gegenleistung einen Bonus? Sicher nicht die 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, welche schlussend­
lich die Mietzinse berappen müssen! Parallel zu dieser Kom­
bination von Teuerung und statistischer Anpassung werden 
natürlich die Statistiken in die Höhe getrieben. Das führt zu 
der gefürchteten Preisspirale. 
Die grosse Mehrheit unserer Bevölkerung muss nach die­
sem neuen System mit happigen Mietzinserhöhungen rech­
nen. Die neueste Einkommenserhebung des Bundesamtes 
für Statistik zeigt auf, dass ein Viertel aller Haushalte in der 
Schweiz pro Monat über weniger ais 5000 Franken verfügt. 
Soll dieser Viertel von der Fürsorge abhängig werden, nur 
damit ein kleiner Teil in der Schweiz übersetzte Gewinne ein­
streichen kann? 
Wenn Sie bei diesem Artikel der Mehrheit zustimmen, ver­
treten Sie wirklich unverfroren Partikularinteressen. Sie sind 
ungerecht, und Sie gefährden den sozialen Frieden. 
Ich bitte Sie, dem Vorschlag des Bundesrates zuzustimmen, 
mit dem wir eigentlich auch nicht einverstanden sind, der 
aber immerhin noch besser ist als der Antrag der Mehrheit. 

Hegetschweller Rolf (R, ZH}: Es geht um Mietzinsanpas­
sungen an die Vergleichsmieten oder nach Orts- und Quar­
tlerüblichkeit. Die unter Artikel 269d vorgeschlagene Be­
stimmung verhindert - trotz der zentralen Bedeutung des 
Kriteriums der Orts- und Quartierüblichkeit -, dass Vermieter 
daran interessiert sein können, sich im laufenden Mietver­
hältnis auf dieses Kriterium zu berufen. Welcher Vermieter 

könnte darauf spekulieren, nach einer Zeitspanne von vier 
Jahren, In denen der Mietzins überhaupt nicht verändert 
werden kann, die bei Beginn der entsprechenden Periode 
nicht voraussehbaren Entwicklungen richtig einschätzen zu 
können? 
Ein minimales Marktelement liegt, wenn man das System 
gemäss Kommissionsmehrheit einführt, in der Möglichkeit 
von 20 Prozent Aufschlagspotenzial -- erstmals vier Jahre 
nach Einführung des neuen Systems. Ein eigentlicher Spiel­
raum ergibt sich allerdings nur bei geringer Teuerung. Wenn 
diese innerhalb von vier Jahren erheblich unter 20 Prozent 
bleibt, könnte man nach vier Jahren auf diese 20 Prozent 
angleichen, sofern der Wohnungsmarkt dies zulässt. Das ist 
jedoch keinesfalls sicher und bei genügender Wohnraumver­
sordung sogar eher unwahrscheinlich, wie Studien gezeigt 
haben. 
Dass es ein «Spekulantenartikel» sein soll, ist wirklich weit 
hergeholt; es geht überhaupt nicht um das. Es geht darum, 

· eine Rendite zu erzielen und bei Mieten, die darunter liegen, 
überhaupt an den Markt heranzukommen. Bel Mieten, die 
unterhalb des Marktniveaus liegen, ist es überhaupt die ein­
zige Möglichkeit, die dem Vermieter bleibt, um sich alle vier 
Jahre dem Markt schrlttchenweise etwas anzunähem. Wenn 
diese Möglichkeit nicht mehr bestünde, wäre der Vermieter 
fast gezwungen, dem Mieter zu kündigen, wenn er seine 
Mieten auf das Marktniveau anheben wollte. 
Die vorgesehene Kappungsgrenze bei 20 Prozent Auf­
schlagspotenzial nach vier Jahren dient tatsächlich dem Ver­
trauensschutz des Mieters und müsste umgekehrt auch für 
den Vermieter in dem Sinne gelten, dass der Mieter einen 
einmal akzeptierten Mietpreis auch erst frühestens vier 
Jahre nach Abschluss des Mietvertrages anfechten könnte. 
Auf Jeden Fall ist die neue Formulierung von Artikel 269d, die 
innerhalb des Vierjahreszyklus die Überwälzung der Teue­
rung zulässt, der ursprünglichen Formulierung des Bundes­
rates eindeutig und rlchtlgerweise wrzuzlehen, was die 
Kommissionsmehrheit auch beschlossen hat; immerhin im 
Einverständnis mit der Verwaltung, die den Formulierungs­
vorschlag ja lieferte. Die absolute obere Grenze liegt bei 
20 Prozent nach vier Jahren. Auch für die Mieter ist es be­
stimmt verträglicher, wenn mögliche Aufschläge in kleinen 
Schritten erfolgen, als wenn ein Aufschlag um die ganzen 
20 Prozent auf einmal erfolgt 
Aus diesen Gründen bitte ich Sie, der Fassung der Kommis­
sionsmehrheit zuzustimmen. 

Clna Jean-Michel (C, VS}: Ich habe Verständnis dafür, dass 
Artikel 269d Absatz 1 in der Fassung der Mehrheit der Kom­
mission als problematisch angesehen wird und anzusehen 
ist. Nach dem Antrag der Kommissionsmehrheit sollen in der 
Tat die beiden Systeme der Mietzinsanpassung quasi p& 
rallel nebeneinander angewandt, d. h. kumuliert werden kön­
nen. Diese kombinierte Lösung kann eine Dynamik zur 
Folge haben, die zu höheren Mietzinsen führen kann und 
wird. Eine derartige Erhöhungsspiraie ist jedoch uner­
wünscht. Der Vermieter muss sich entscheiden, welche 
Form der Anpassung er wählt. Das von der Mehrheit der 
Kommission beschlossene System wird, wie bereits er­
wähnt, eine Erhöhung der Mietzinse zur Folge haben, well 
die jährliche Anpassung an den Konsumentenpreisindex 
statistisch jeweils genau erfasst wird und für die Berechnung 
der statistisch ermittelten Vergleichsmiete sofort In Betracht 
fallen würde. 
Mit dem vierjährigen Anpassungsmoratorium, wie der Bun­
desrat es hingegen de facto wrsieht, wird diese Erhöhungs­
spiraie massiv und im erwünschten Mass entschärft. 
Innerhalb der CVP-Fraktion Ist diese Auffassung jedoch 
nicht unumstritten. Trotzdem gehe ich davon aus, dass die 
Mehrheit der Fraktion den Antrag Studer Heiner unterstützen 
und somit der Fassung des Bundesrates den Vorzug geben 
wird. 

Leuthard Doris (C, AG}, für die Kommission: Absatz 1 Ist tat­
sächlich eine zentrale Bestimmung der Vorlage. Er ist schon 
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etliche Male als «Schicksalsartikel» bezeichnet worden. Es 
geht um den Rhythmus und um die Höhe der Anpassung an 
die Vergleichsmiete bzw. den orts- und quartlerübllchen 
Mietzins. 
Nach dem Entwurf des Bundesrates ist eine Anpassung an 
die Vergleichsmiete nur zulässig, wenn der Mietzins wäh­
rend vier Jahren nicht erhöht worden ist. Dann darf die An­
passung bis zu 20 Prozent des Mietzinses dieser vier Jahre 
betragen. Man könnte also von 1000 auf 1200 Franken an­
passen, sofern die Vergleichsmiete das zulassen würde. Für 
die Vertragsparteien heisst das auch, dass sie zu Beginn 
des Mietverhältnisses oder mindestens alle vier Jahre den 
Anpassungsmodus wählen müssen. 
Die Mehrheit der Kommission will eine Anpassung an die 
Vergleichsmiete grundsätzlich gleich handhaben, also eben­
falls nur alle vier Jahre zulassen, mit dem Höchstsatz von 
20 Prozent, dazwischen jedoch eine Anpassung aufgrund 
weiterer Gründe zulassen. Insbesondere könnte der Vermie­
ter jährlich die Teuerung oder getätigte wertvermehrende In­
vestitionen überwälzen und nach vier Jahren, sofern er noch 
nicht bei der Vergleichsmiete angelangt ist, zusätzlich den 
Rest. 
Liegt die Vergleichsmiete im obigen Beispiel konstant bei 
1200 Franken, so gibt es zwischen den beiden Methoden le­
diglich den Unterschied, dass sich der Mieter entweder mit 
einer geringfügigeren jährlichen Anpassung konfrontiert 
sieht oder nach vier Jahren mit einer eher happigen Erhö­
hung rechnen muss. Eine Minderheit der Kommission sieht 
genau hier die Gefahr, weil sich die Vergleichsmiete wegen 
der zusätzlichen Kombination mit anderen Anpassungsgrün­
den tendenziell eher nach oben entwickeln wird, und hält 
den Entwurf des Bundesrates daher für den sozial verträgli­
cheren. 
Die Kommission hat sich sehr knapp - mit 12 zu 10 Stimmen 
bei 1 Enthaltung - gegen den Entwurf des Bundesrates und 
damit gegen den Antrag Studer Helner ausgesprochen und 
so für die Kombination der Anpassungsgründe votiert. 

Glasson Jean-Paul (R, FR), pour la commisslon: Cartl­
cle 269d a trait a. l'adaptatlon aux loyers comparatifs pour les 
habitetions, ou usuels dans la localite ou le quartler pour les 
baux commerciaux, qui n'est possible, aux yeux du Conseil 
federal, «que si le loyer n'a pas ete majore pendant quatre 
ans au moins dans le bail en oours». La majoration ne pour­
rait alors exceder 20 pour cent du loyer en vlgueur quatre 
ans auparavant. 
La majorite de la commission va plus loin que le Conseil fe­
deral, car l'adaptatlon serait possible pour elle dans trols 
cas: solt quatre ans apres la conclusion du oontrat; ou uqua­
tre ans apres la dernlere adaptation selon ce motif», soit la 
comparaison pour les appartements ou l'usage pour les lo­
caux commerciaux; ou alors lors d'un changement de pro­
prietalre. 
La oommisslon estime, par 12 voix contre 10 et avec 1 abs­
tention, qu'II ne se justifie pas de bannir le cumul de posslbi­
lites d'adaptation contractuelles ou legales pendant quatre 
ans, car le bailleur pourrait se retrouver dans l'imposslbilite 
de couvrlr ses coüts effectifs. 
C'est la ralson pour laquelle la majorite de la commission 
vous propose de repousser la proposition Studer Heiner et 
de suivre sa propre propositlon. 

Couchepln Pascal, conseiller federai: Nous arrivons main­
tenant au troisleme point d'equilibre du projet la question de 
savolr si las deux methodes pour l'adaptatlon des loyers. 
l'indexatlon et le loyer comparatlf, sont alternatives ou cumu­
lables. 
Le Conseil federal considere que ces deux methodes doi­
vent €1tre alternatives. SI on applique une methode pendant 
quatre ans, on doit s'y tenir. On ne peut pas dire a la fin des 
quatre ans qua cette methode n'a pas apporte tout ce qu'on 
aurait pu esperer en fonction de l'evolution du loyer compa­
ratlf, et que tout ce qul n'a pas ete obtenu, on peut encore le 
prendre a la fln des quatre ans. II n'empeche que, pour les 
quatre annees qui suivent, le proprietaire peut renoncer a. 
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l'indexatlon, et augmenter les loyers en fonctlon du loyer 
comparatif a la fln des quatre annees a raison d'un maxl­
mum de 20 pour cent pour les quatre ans, ce qui signifle 
5 pour cent par an. C'est deja un montant considerable. 
lmaglnez la perte de conflance des locataires dans nos insti­
tutions si, pendant quatre ans, on leur notlfie chaque annee 
des augmentations en rapport avec l'evolutlon de l'lndice du 
coüt de la vle, et puls qu'on leur dlse au bout des quatre ans: 
«Nous avons augmente vos loyers, mals nous utlllsons 
maintenant une autre methode et nous constatons qu'en 
fonction de cette autre methode, nous pouvons encore aug­
menter vos loyers de X pour cent supplementaires - au 
maxlmum de 20 pour cent - en plus des augmentations fai­
tes chaque annee.» Je crols qua sl on veut creer un confllt 
entre bailleurs et locatalres, II taut adopter cette methode qul 
fait que las locataires croient connaTtre leurs loyers, mais 
qu'a la fln des quatre ans, on puisse leur dire qu'ils ne con­
naissent pas leurs loyers reels parce que maintenant, ils 
wnt etre readaptes en fonction d'une autre methode de cal­
cul. 
Je repete: notre systeme n'lnterdit pas qu'apres quatre ans 
pendant lesquelles on a adopte le prlncipe de l'indexation 
des loyers, on attende, les quatre annees sulvantes, la fln de 
la periode de quatre ans pour indexer en fonction du loyer 
comparatif. Mais cumuler les deux choses, c'est vraiment 
provoquer las locatalres et absolument aller contre le prin­
clpe de la bonne foi. Cela etant, il faut se rappeler que las 
loyers peuvent etre adaptes lorsqu'II y a des ameliorations 
considerables, ce n'est pas conteste, lorsqu'II y a un change­
ment de locataire, ce n'est pas conteste. 
Je crols qua si on ajoutait encore la posslbilite de cumuler 
les deux methodes, on iralt beaucoup trop loin et qu'on met­
trait en peril l'ensemble du projet 
C'est la raison pour laquelle nous souhaltons que vous 
adoptiez la proposition Studer Heiner qul correspond ä la 
version du Conseil federai, et que vous rejetiez las autres 
propositlons. 

Präsident (Hass Peter, Präsident): Das ganze Konzept der 
Minderheit 1 (de Dardel) wurde bei der Abstimmung zu Arti­
kel 253b Absatz 2 abgelehnt. 
Über den Antrag der Minderheit II (de Dardel) wurde bei der 
Abstimmung zu Artikel 269a Absatz 1 entschieden. 
Herr Robbiani hat seinen Eventualantrag zurückgezogen. 

Abstimmung- Vote 
(namentlich - nominatif: Beilage - Annexe 99.076/1074) 
Für den Antrag Studer Heiner .•.. 108 Stlmmen~.e,lf\e, s .f.l:Sj 
Für den Antrag der Mehrheit .... 59 Stimmen """~ • __ 

Art. 269e 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Abs. 1-4 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Abs.5 

Vo,r f'· -

Mietzinserhöhungen bei vereinbarter Staffelung (Art. 269c) 
oder Mietzinse, die bei Geschäftsräumen von der Umsatz­
entwicklung abhängig sind, müssen nicht angezeigt werden. 

Minderheit I 
(de Dardel, Garbani, Gross Jost, Jutzet, Menetrey-Savary, 
Thanei, Tschäppät) 
Streichen 

Minderheit II 
(de Dardel, Chiffelle, Gross Jost, Jutzet, Menetrey-Savary, 
Thanei) 
Abs. 1-3 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Abs.4 
.... zu staffeln, soweit sie 10 Prozent des bisherigen Mietzin­
ses übersteigen. Die Erhöhung, die 10 Prozent übersteigt .•.. 
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Abs.5 
Mietzinserhöhungen bei vereinbarter Staffelung (Art. 269c) 
oder Mietzinse, die bei Geschäftsräumen von der Umsatz• 
entwicklung abhängig sind, müssen nicht angezeigt werden. 

Art. 269e 
Proposition de 1a cominission 
Majorite 
Al. 1-4 
Adherer au projet du Conseil federal 
Al. 5 
II n'y a lleu de notifier au locatalre, ni les augmentatlons de 
loyer qui lnterviennent selon un echelonnement convenu 
(art. 269c), ni celles qui, s'agissant d'un local commercial, 
sont indexees sur le chiffre d'affaires. 

Mlnorite I 
(de Dardel, Garbanl, Gross Jost, Jutzet. Menetrey-Savary, 
Thanei, Tschäppät) 
Biffer 

Minorite II 
(de Dardel, Chiffelle, Grass Jost, Jutzet, Menetrey-Savary, 
Thanei) 
Al.1~ 
Adherer au projet du Conseil federal 
Al. 4 
.... des qu'elles depassent 10 pour cent du montant du loyer 
precedent. Une augmentation superieure a 10 pour cent ne 
peut .... 
Al. 5 
ll n'y a lieu de notifier au locataire, ni les augmentations de 
loyer qui lnterviennent selon un echelonnement convenu 
(art. 269c), ni celles qul, s'agissant d'un local commercial, 
sont indexees sur le chiffre d'affaires. 

de Dante! Jean-Nils (S, GE): II s'agit ici du probleme des 
hausses de loyer en cas de travaux a plus-value ou en cas 
de changement de proprietaire. Dans la pratique, ces haus­
ses de loyer peuvent etre extremement importantes. II n'est 
pas rare que l'on constate, notamment en cas de renova­
tions d'immeubles, des augmentations qui atteignent 30 a 
60 pour cent, ce qui est evidemment de nature a poser des 
problemes majeurs aux locataires. 
Dans la situatlon de penurie de logements que nous con­
naissons et qui est endemique en Suisse, pour le locatalre 
qui a de grosses difficultes a assumer de telles augmenta­
tions de loyer, dans le mellleur des cas il faut plusieurs an­
nees pour trouver un eventual autre logement mellleur 
marche ou, avec un peu de chance, pour pouvolr augmenter 
son revenu et faire face a cette augmentatlon de loyer. Pour 
cette raison, il est tres usuel, notamment devant les autorites 
de conciliatlon, de passer des accords oü des hausses tres 
importantes de loyer de ce type sont echelonnees. 
Dans son projet, le Conseil federal a en fait repris !'Idee de 
cet echelonnement. Sirnplement, le critere de l'echelonne­
ment est de 20 pour cent maxlmum par annee. La minorite 
propose des echelonnements de 10 pour cent au maximum 
parannee. 
Monsieur le Conseiller federal, j'ai lu aujourd'hui que vous 
deveniez brusquement le Zorro des locatalres. Je pense que 
cette qualiflcatlon n'est pas encore merltee et qu'avant de 
pouvoir revetlr un grand chapeau, un masque noir et une 
cape nolre, il faut qua vous passiez encore un certain norn­
bre d'examens et d'epreuvesl 
Alors, volla la premlere epreuve qu'on vous propose, a titre 
d'exemple: c'est de vous ralller a la mlnorite II de la commis­
sion. 

La presldente (Maury Pasquier Liliane, premiere vice-presl­
dente ): Le groupe democrate-chretien communique qu'il 
soutient la proposition de la majorite de la commission. 

Hegetschweller Rolf (R, ZH): Es geht bei Artikel 269e Ab· 
satz 4 um die Oberwälzung von Wert vermehrenden lnvestl• 
tionen. 
Wert vermehrende Investitionen dürfen auch im geltenden 
Mietrecht überwälzt werden. Sie müssen zwar ausgewiesen 
werden, aber es gibt keinen Grund, warum der Vermieter 
oder der Investor das Risiko eingehen sollte, Investitionen zu 
tätigen, die er nicht verzinst bekommt. Hier hätte man die 
Kappungsgrenze eigentlich ganz fallen lassen sollen, nicht 
zuletzt darum, dass solche Wert vermehrenden Investitionen 
auch getätigt werden, welche rasch einmal zu Mietzinserhö­
hungen über 20 Prozent hinausführen können. Die Erschwe­
rung der Oberwälzungsmöglichkelt von ausgewiesenen Wert 
vermehrenden Investitionen hat nichts mit Missbrauchs­
schutz zu tun. Die Staffelung wird zahlreiche Vermieter 
zwangsläufig davon abhalten, die konjunkturell erwünschten 
Investitionen zu tätigen. Es besteht also die Gefahr, dass die 
Gebäudesubstanz doch nicht so unterhalten wird, wie sie es 
sollte. 
Es gibt schon gar keinen Grund, im ersten Jahr sogar nur 
1 O Prozent Überwälzung zuzulassen, wie die Minderheit II 
(de Dardel) dies will. Die Tendenz, Investitionen nicht durch• 
zuführen, würde dabei noch grösser werden. Es würde auch 
zum Nachteil des Mieters gereichen, weil dann im zweiten 
Jahr der ganze Rest überwälzt werden könnte. Es ist sicher 
besser, wenn man im ersten Jahr mindestens diese 20 Pro• 
zent überwälzen kann und im zweiten Jahr dann den Rest. 
Ich bitte Sie, den Antrag der Minderheit II (de Dardel) abzu­
lehnen. 

Stump Doris (S, AG): Für die SP-Fraktion ist klar, dass Wert 
erhaltende Renovationen notwendig sind und Wert vermeh­
rende Investitionen sinnvoll sein können. Leider entsprechen 
diese aber nicht immer den Bedürfnissen der Mieterinnen 
und Mieter. in der Regel haben diese überhaupt nichts dazu 
zu sagen; sie werden aber nachher zur Kasse gebeten. 
Nichts zu sagen haben sie auch bei Handänderungen, wel• 
che bekanntlich keine Verbesserung der Wohnqualität bewir­
ken. Sie bringen in der Regel nur höhere Mieten. Es ist 
verständlich, dass Vermieterinnen und Vermieter Wert ver­
mehrende Investitionen mit Mietzinserhöhungen verzinsen 
wollen. Dies muss aber in einer Weise geschehen, die für 
Mieterinnen und Mieter zumutbar und sozialverträglich Ist. 
Die Lösung der Mehrheit der Kommission für Rechtsfragen 
gewährt dies genau nicht Stellen Sie sich vor, Sie wohnen 
seit Jahren in einer Wohnung, In der Sie sich wohl fühlen. Ei­
nes Tages erhalten Sie einen eingeschriebenen Brief mit der 
Ankündigung einer happigen Mietzinserhöhung. Sie wissen, 
dass Sie mit Ihrem Einkommen oder mit Ihrer Rente den 
neuen Mietzins nicht verkraften können. Was können Sie da 
tun? Sie haben genau zehn Tage Zeit, um Ihre Wohnung zu 
kündigen - zehn Tagel Wir alle wissen, dass wir eine Woh­
nung nicht wechseln können wie ein Hemd oder eine Bluse. 
Zuerst muss eine neue Wohnung zur Verfügung stehen, be­
vor Sie die alte kündigen können. Dies wird innerhalb von 
zehn Tagen kaum möglich sein, insbesondere nicht für Per­
sonen, die sich eine teure Wohnung nicht leisten können 
und darauf angewiesen sind, günstig zu wohnen. Die sind, 
wie meistens, am stärksten benachteiligt. 
Sie sind auf dem Wohnungsmarkt erschwerten Bedingun­
gen ausgesetzt. Sie können nicht einfach dorthin ziehen, wo 
sie geme möchten, und müssen unter Umständen eine hö­
here Miete in Kauf nehmen, die ihren Möglichkeiten eigent­
lich gar nicht entspricht. Mit der Erhöhung des Mietzinses 
wird diesen Personen das Messer an den Hals gesetzt; sie 
geraten in eine unmögliche Situation. 
Glückllcherwelse hat der Bundesrat das eingesehen und In 
seinem Entwurf eine Staffelung der Mietzinserhöhung vor­
gesehen, allerdings erst ab einer Erhöhung, die 20 Prozent 
des Mietzinses übersteigt. Diese Lösung ist aber gerade in 
den erwähnten Fällen unrealistisch und allzu belastend. Bei 
einem Mietzins von 1000 Franken sind 20 Prozent bereits 
200 Franken. So massive Budgeterhöhungen innerhalb von 
drei Monaten sind für viele Familien und auch Einzelperso-
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nen - insbesondere Rentnerinnen und Rentner - nicht ver­
kraftbar. Sie sind gezwungen, eine andere Wohnung zu 
suchen, die halt ihren Bedürfnissen nicht mehr entspricht. 
Dazu bräuchten sie auch Zeit, die sie nicht haben, weil sie 
innerhalb von 1 O Tagen kündigen müssten. 
Der Antrag der Minderheit II steilt eine sozialverträglichere 
Lösung dar. Im Namen der SP-Fraktion bitte ich Sie deshalb, 
diesem Antrag zuzustimmen. 

Leuthard Doris (C, AG), tcrr die Kommission: In Absatz 4 geht 
es um eine Kappungsgrenze bei der Anpassung aufgrund 
von Wert vermehrenden Investitionen oder bei Handände­
rungen. Hier soll ebenfalls eine Höchstgrenze von 20 Pro­
zent gelten - zum Schutze des Mieters. Erhöhungen dar• 
über hinaus müssen gestaffelt werden. 
Ob man die Grenze bei 20 oder 1 O Prozent, wie es die Min­
derheit II verlangt, ansetzt, ist eine politische Frage. Da es 
sich bei umgebauten Wohnungen in der Regel um ältere 
Wohnungen mit einem tieferen Zins handelt, hat sich die 
Mehrheit tcrr 20 Prozent ausgesprochen, also tcrr den Ent­
wurf des Bundesrates. Zusätzlich stellt diese obere Grenze 
einen Anreiz für Investitionen In eine Liegenschaft dar, einen 
Anreiz, regelmässig den nötigen Unterhalt am und im Ge­
bäude zu tätigen. 
Ich bitte Sie daher, der Kommissionsmehrheit zu folgen. Die 
Kommission folgte mit 14 zu 7 Stimmen dem Bundesrat. 

Glasson Jean-Paul (R, FR), pour la commission: l.'.arti­
cle 269e a tralt au procede en cas d'augmentations de loyer. 
A l'allnea 4, un echelonnement est prevue lorsque las aug­
mentatlons sont fondeas sur une plus-value de la chose 
louee ou sur un transfert d'immeuble. II s'agit lci de proteger 
le locataire d'une trop forte hausse de loyer en une seule 
fois: celle-ci ne peut exceder 20 pour cent du loyer prece­
dent et le solde est reporte a un an plus tard au molns, las 
lnterets etant alors rajoutes. 
La mlnorite II propose de s'en tenir au taux de 10 pour cent 
pour prevoir un echelonnement. De plus, c'est ce qui de­
passe les 10 pour cent qui ne pourrait entrer en vigueur 
qu'apres une annee au moins. On va la trop loin aux yeux de 
la majorite de la commission, car on risque alors de decou­
rager les bailleurs d'effectuer des travaux d'entretien impor• 
tants, d'autant plus qu'ils ne peuvent notifier une hausse de 
loyer que lorsque les travaux sont termines et factures et 
pour l'echeance du ball. C'est dire qu'ils doivent regler le 
montant des travaux avant d'avoir vu leur rendement adapte. 
La commission a donc repousse la propositlon de la mlno­
rlte II, par 14 voix contre 7, et vous propose d'en faire de 
meme. 

Couchepln Pascal, conselller federal: Je partage naturelle­
ment l'opinion des rapporteurs de la commission. Cette limi­
tation ä 1 o pour cent est negative. Je suis convalncu qu'elle 
est negative pour l'ensemble du marche immobilier, y com­
prls pour les locataires. 
Des renovations importantes sont generalement faites dans 
des anclens appartements. SI on llmlte las posslbilites de 
hausse, on va aussi limiter las posslbilltes d'arnelioration des 
logements ou alors on va lnclter ä faire partlr le locataire 
pour pouvolr adapter le loyer avec un nouveau ball, un nou­
veau locataire. II y a donc un aspect de protection de l'an­
cien locataire dans la disposition que nous preconlsons. 
Ajoutons a cela qu'en regle generale, lorsque des transfor­
matlons importantes sont faites, c'est le plus souvent en ac­
cord avec le locataire, sauf dans le cas de gerants immobi­
liers qui sont des professlonnels et qui malntiennent 
systematiquement las locaux en etat. La, c'est une autre phi­
losophie qui l'emporte, qui est beaucoup plus contrölee, 
beaucoup plus llmltee. La disposition que nous preconisons 
touche essentiellement le proprietalre individual, le proprle­
taire d'un ancien appartement, qui veut ou qui doit le reno­
ver. Je connais un exemple ou une personne est depuis 
50 ans dans un appartement dont le loyer n'a pratiquement 
jamais change. A un moment, il faut faire des reparations, si­
non le blen va totalement perdre sa valeur. II taut pouvoir 
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adapter en fonctlon de l'investissement falt, avec la limlte 
que nous avons donnee - celle de 20 pour cent. 
M. de Dardel a pose une questlon qul lncite a une reflexion 
profonde: Qui est Zorro? Je dirals simplement qu'II ne faut 
pas confondre Zorro avec Robin des Bois. Robin des Bois 
est un voleur de grand chemin qui donne toujours Je prodult 
de ses rapines au meme groupe. Zorro essaye d'lntervenir 
pour retabllr la Justice et parfois il llbere son pere qul est 
grand proprletaire foncier, mais qui est victlme d'un systeme 
injuste. Je crois donc qua cette epreLNe pour devenir Zorro 
peut Eltre abandonnee parce qu'elle n'est pas decisive pour 
la definition du caractere litteralre de ceux qui proposent 
cette disposltion. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Mehrheit .... 100 Stimmen 
Für den Antrag der Minderheit II .... 57 Stimmen 

Art. 270 
Antrag der l<Dmmission 
Mehrheit 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Minderheit I 
(de Dardel, Garbani, Gross Jost, Jutzet, Menetrey-Savary, 
Thanei, Tschäppät) 
Unverändert 

Minderheit II 
(Thanei, Chiffelle, de Dardel, Gross Jost, Jutzet, Menetrey­
Savary) 
Abs.1 
Der Mieter kann den Anfangsmietzins innert 30 Tagen nach 
Übernahme der Sache bei der Schllchtungsbehörde als 
missbräuchlich im Sinne von Artikel 269 anfechten und des­
sen Herabsetzung verlangen. 
(Rest des Absatzes streichen) 
Abs.2 
Anfangsmietzinse müssen auf dem amtlichen Formular mit 
Hinweis auf die Anfechtungsmöglichkeit angezeigt und be­
gründet werden. 

Minderheit III 
(Bosshard, Abate, Baumann J. Alexander, Glasson, He­
getschweller, Joder, Messmer) 
Abs.1 
.... 30 Tagen nach Unterzeichnung des Vertrages bei der 
Schlichtungsbehörde .... 
Abs.2 
Streichen 

Art. 270 
Proposition de la commission 
Majorite 
Adherer au projet du Conseil federal 

Minorite 1 
(de Dardel, Garbani, Gross Jost, Jutzet, Menetrey-Savary, 
Thanel, Tschäppät) 
lnchange 

Minorite 11 
(Thanei, Chiffelle, de Dardel, Grass Jost, Jutzet, Menetrey­
Savary) 
Al. 1 
Lorsque le locataire estlme que le montant du loyer initial est 
abusif au sens de l'article 269, II peut le contester devant 
l'autorite de concillation dans las 30 Jours qui suivent la 
reception de la chose et en demander la dlmlnution. 
(Bitter le raste de l'allnea) 
Al.2 
Las loyers lnltiaux doivent Eltre notffies et motives au moyen 
de Ja formule officielle avec indicatlon des possibilites de re­
cours. 
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Minorite III 
(Bosshard, Abate, Baumann J. Alexander, Glasson, He­
getschweiler, Joder, Messmer) 
Al. 1 
.... qui suivent 1a signature du bail et en demander .... 
Al.2 
Biffer 

Thanel Anita (S, ZH): Bei diesem Artikel geht es um die 
Frage der Anfechtbarkeit des Anfangsmietzinses. Schon das 
heutige Recht kennt dieses Institut. es stellt also keine 
Neuerung dar. Der Bundesrat und die Mehrheit der Kommis­
sion wollen die bisherige Regelung beibehalten. Sie gehen 
also zu Recht davon aus, dass die Möglichkeit der Anfech­
tung des Anfangsmietzinses beibehalten werden muss, 
denn es ist notorisch, dass Mietzinserhöhungen bei Miete­
rinnen- und Mieterwechsel stattfinden. 
Zur Bekämpfung missbräuchlicher Mietzinse ist es deshalb 
unabdingbar, dass eine Anfechtungsmöglichkeit betreffend 
Anfangsmietzinse besteht. Es stehen der Mehrheit zwei ab· 
weichende Minderheiten gegenüber. 
In der Fassung des Bundesrates wird die Anfechtungsmög­
lichkeit des Anfangsmietzinses an zwei Voraussetzungen 
geknüpft: Entweder müssen persönliche Voraussetzungen 
erfüllt sein - d. h.: jemand muss sich beim Abschluss des 
Vertrages in einer Notlage befunden haben -, oder der Ver­
mieter muss den Mietzins gegenüber dem Vormieter erheb­
lich erhöht haben. Diese Voraussetzungen sind zum einen 
nicht tauglich, zum anderen nicht systemkongruent. 
Die eine Voraussetzung, nämlich die persönliche Notlage, 
widerspricht der voraussetzungslosen Anfechtungsmöglich­
keit während der Mietdauer. Es ist nicht nachvollziehbar, 
weshalb fur die Anfechtung des Anfangsmietzinses zusätzli­
che Voraussetzungen gelten müssen, die später, während 
der Mietdauer, nicht erfüllt sein müssen. 
Ein untaugliches Kriterium als Voraussetzung ist auch diese 
«erhebliche Erhöhung des Mietzinses gegenüber dem Vor­
mieter», weil damit zurückhaltende Vermieter, die allenfalls 
während fünf Jahren die Mieten nicht erhöht haben, bestraft 
werden. 
Hinzu kommt, dass eine Anfechtung ja nur dann erfolgreich 
Ist. wenn der Mietzins missbräuchlich ist. und das muss 
genügen. Sonst erlaubt dieses neue System, dass ein Gros­
steil der Mieterinnen und Mieter einen missbräuchlichen 
Anfangsmietzins zu bezahlen hat. Die Konsequenz davon 
wäre, dass die Statistiken in die Höhe getrieben würden. 
Ich bitte Sie deshalb, als einzige Voraussetzung festzuset­
zen, dass eine Anfechtung dann möglich ist, wenn die Miet­
zinse missbräuchlich sind, d. h. bis zu 15 Prozent über 
dieser so genannten statistischen Miete. Die Minderheit 11 
verlangt weiter, dass eine Formularpflicht für den Anfangs­
mietzins besteht. Der Bundesrat überlässt die Einführung ei­
ner Formularpflicht im Fall von Wohnungsnot den Kantonen. 
Auch hier gibt es einige Argumente gegen die Variante des 
Bundesrates: 
1. Es ist nicht einzusehen, weshalb Mieter und Mieterinnen 
in den verschiedenen Kantonen ungleich geschützt sein sol­
len. 
2. Meine Damen und Herren insbesondere von der bürgerli­
chen Seite: Zum Markt gehört Transparenz. Dieses Formu­
lar macht nichts anderes, als dass es Transparenz schafft. 
Es kommt noch dazu, dass das Institut der Anfechtung des 
Anfangsmietzinses in der Praxis praktisch keine Rolle spielt, 
weil die meisten Mieterinnen und Mieter davon keinen Ge­
brauch machen. Aber dieses Formular hat eine enorme prä­
ventive Wirkung. Wenn es Ihnen ernst ist damit, missbräuch­
liche Mietzinse zu bekämpfen, dann ist diese Formularpflicht 
unabdingbar. 
Ich bitte Sie deshalb, der Minderheit II zuzustimmen, und 
zwar sowohl in Bezug auf die Voraussetzungen als auch in 
Bezug auf die Formularpflicht. 

Sosshard Walter (R, ZH): Ich schlage mit meinem Minder­
heitsantrag vor, dass die Frist für die Anfechtung eines An-

fangsmletzlnses mit der Unterzeichnung des Mi!3tvertrages 
und nicht erst - wie es heute der Fall ist - nach Ubernahme 
der Mietsache zu laufen beginnt Fristen, die es einer Ver­
tragspartei erlauben, sich vom Vertrag loszusagen, begin­
nen nach der grundsätzlich einheitlichen Systematik des 
Privatrechtes stets mit der Unterzeichnung des Vertrages zu 
laufen. Ich denke da beispielsweise an das Rücktrittsrecht 
beim Abzahlungsvertrag. Der Abschluss eines Vertrages 
zwingt die daran beteiligten Parteien, sich über das Verhäl~­
nis von Leistung und Gegenleistung klar zu werden. ZWl­
schen dem Abschluss des Vertrages und dem tatsächlichen 
Mietbeginn können ja Monate liegen. Das Interesse der 
Rechtssicherheit gebietet es aber, sicherzustellen, dass 
nach einer überschaubaren Frist Klarheit über die definitiven 
Konditionen des Vertrages besteht. Der Mietzins ist zweifel­
los eine wesentliche Kondition des Mietvertrages. 
Im Weiteren schlage ich Ihnen vor, auf die Formularpflicht 
zur Anzeige des Anfangsmietzinses gänzlich zu verzichten 
und Artikel 270 Absatz 2 zu streichen. 
Ich beantrage Ihnen deshalb, in Artikel 270 Absätze 1 und 2 
dem Antrag der Minderheit III zuzustimmen. 

Janlak Claude (S, BL): Ich beantrage Ihnen, bei den Absät­
zen 1 und 2 der Minderheit II (Thanei) zu folgen, d. h., In Ab­
satz 1 die Buchstaben a und b zu streichen und In Absatz 2 
bei der Anfangsmiete den Formularzwang generell einzufüh­
ren. 
Zunächst zum Antrag der Minderheit III (Bosshard): Gemäss 
dem Entwurf des Bundesrates Ist davon auszugehen, dass 
eine Anfechtungsmöglichkeit erst nach Übernahme der Sa­
che besteht. Beim Abschluss eines Mietvertrages liegen die 
Dinge grundsätzlich anders, als wenn Sie einen Kaufvertrag 
abschliessen, ab sofort über die gekaufte Sache verfügen 
und sie vor allem auch prüfen können. Auch beim Kauf ist es 
so, dass Fristen - ich denke etwa an die Gewährleistung -
erst zu laufen beginnen, wenn die Sache den Besitzer ge­
wechselt hat. Erst wenn Sie in eine Wohnung eingezogen 
sind, können Sie beurteilen, ob der angepriesene Zustand 
und die Ausstattung der Wohnräume der Realität und damit 
den vertraglichen Zusicherungen entsprechen, und wie sich 
Lage und Umgebung auf den Wohnkomfort auswirken. Die 
in Artikel 269 Absatz 4 des bundesrätiichen Entwurfes stipu­
lierten Vergleichskriterien können mit anderen Worten erst 
überprüft werden, wenn die Sache übergeben ist. Dieser Fri­
stenlauf entspricht nicht nur der Regelung beim Kauf, son­
dern wird auch allein den tatsächlichen Gegebenheiten, 
insbesondere den realen Überprüfungsmöglichkeiten, ge­
recht. 
Ich ersuche Sie deshalb, den Antrag der Minderheit III (Boss­
hard) abzulehnen, und erlaube mir auch, Sie daran zu erin­
nern, dass dieser Rat in der letzten Legislatur eine Parta• 
mentarische Initiative Hegetschweiler abgelehnt hat, die 
bereits einmal genau dies verlangte, und zwar nach intensi­
ver Prüfung In der entsprechenden Subkommission. Ich 
gehe davon aus, dass der Rat also bei der damaligen Mei­
nung bleibt. 
Die Voraussetzungen, die gemäss Artikel 270 Absatz 1 Li­
tera a und b an die Mögllchkelt der Anfechtung des Anfangs­
mietzinses geknüpft werden, erweisen sich aus zwei 
Gründen als eigenartig: Der neue Artikel 270a Absatz 1 Li­
tera b eröffnet die Möglichkeit der Mietzinsanfechtung wäh­
rend der Mietdauer, wenn der Mietzins die Vergleichsmieten 
überschreitet, also über dem statistischen Niveau liegt Es 
leuchtet nicht ein, weshalb eine Anfechtung während der 
Mietdauer einfacher sein soll als zu Beginn des Mietverhält­
nisses. Das ist systemfremd und erst noch den Beziehungen 
zwischen Vermietern und Mietern abträglich. Es wäre ver­
ständlich, dass ein Vermieter den Vorwurf erheben würde, 
der Mieter hätte bereits zu Beginn der Miete reklamieren 
können. Mit der Einführung der statistischen Miete müssen 
deshalb konsequenterweise schon zu Beginn. der Miete dJe­
Jenlgen Einwände erhoben werden können, die später, wäh­
rend der Dauer der Miete, zur Verfügung stehen. 
Das amtliche Formular hat sich in den Kantonen, die es ken­
nen, bewährt. Es hat den Vorteil, dass der Anfangsmietzins 
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transparent ist. Man weiss, worauf er basiert und wie er be­
gründet wird. Das erleichtert vor allem die Arbeit der Ge­
richte und ist aus verfahrensökonomischen Gründen ein 
enormer Vorteil. Alle Kantone, die die Formularpflicht ken­
nen, werden Ihnen das bestätigen. 
Nicht in Frage kommt für uns ein RClckschritt, wie ihn die 
Minderheit III (Bosshard) will. Eine Abkehr vom amtlichen 
Formular greift weit mehr in die Hoheit der Kantone ein als 
die generelle Pflicht, es einzuführen, weil kantonale Parla­
mente und in einigen Fällen sogar das Volk dieses der 
Transparenz dienende Institut eingeführt haben. 
Ich beantrage Ihnen deshalb, wie bereits erwähnt, der Min­
derheit II (Thanei) zu folgen und die Minderheit III (Boss­
hard) abzulehnen. 

Menetrey-Savary Anne-Catherine (G, VD): II a ete dit de 
nombreuses fois que les locataires contestent rarement leur 
loyer: un pour cent, dit-on, et generalement pas las loyers 
inltiaux. Certains en deduisent que c'est parce que les loca­
taires sont tout simplement heureux. Si c'est le cas, tant 
mieuxl Mais d'autres sont un peu moins optlmistes. Consta­
tant que les loyers ne sont Jamais a la baisse, le professeur 
von Ungern-Sternberg, de l'Universite de Lausanne, estime 
qua la cause est a rechercher «dans l'asymetrie due a la fai-­
blesse structurelle du pouvolr de negoclation des locataires 
relativement a celle des proprietaires». 
Ce qui empeche la contestatlon, c'est la peur des compllca­
tions, 1a peur des frais - nous y reviendrons plus loin -, la 
peur des ennuis, la peur de recevoir son conge. Tous ces ele­
ments jouent un röle, mais il y en a un autre qui devrait avoir 
sa place ici, c'est le fait qua les locataires ne disposent gene­
ralement pas des donnees informatives necessaires. Trans­
parence, c'est le maitre mot, qui apparait partout dans !es 
commentalres suscites par cette loi. Or, les representants 
des milieux immoblliers craignent cette transparence. lls es­
timent meme que l'etablissement de statlstlques qu'on pour­
rait, de plus, trouver sur Internet, ne pourrait servir qu'a don­
ner des armes aux locataires pour multiplier las procedures. 
La majorite de la comrnission, quant a alle, presente un mo­
dele restrictif et concede, comme a regret, une contestation 
possible, mais sous conditlon ((et. a et b): bail conclu sous la 
contrainte ou loyer considerablement augmente, et sans ge­
neraliser la formule officielle. 
En commission, j'avais propose, outre la suppression des 
restrictions apportees par les lettres a et b, que cet article 
mentlonne explicitement que le bailleur doit faire connaitre 
au nouveau locataire le loyer paye par son predecesseur. On 
m'a fait remarquer qua la formule offlcielle evoquee a l'all­
nea 2 contlent obllgatoirement ces lndlcations, et Je m'y rallle 
donc. 
Je voudrais encore faire une remarque au sujet de Ja propo­
sition de mlnorlte III (Bosshard) qui voudralt que le delal de 
recours parte de Ja signature du ball, et non pas de Ja recep­
tion de la chose louee. Cela n'a l'air de rien, mais c'est as­
sez sournois: comme si le nouveau locataire pouvalt, a 
dlstance, avant meme d'avoir pu apprecier le logement - ses 
partlcularites, son etat, sa situation - en evaluer la valeur. 
Apart cela, on aurait pu rever qu'au lieu de ne parler qua de 
hausses de loyers a toutes les pages de ce projet de lol, on 
aurait pu, quelque part, prevoir aussl des baisses possibles. 
Eh bien, non! Les baisses ne se realisent jamais d'elles­
memes, II taut toujours ies demander. Raison de plus pour 
donner aux locataires les moyens de le faire. 
Le groupe ecologiste vous invite donc a soutenir la proposl­
tion de mlnorite II (Thanei) - aussi, d'ailleurs, a l'article 270a 
qui porte sur les contestations en cours de bail - et a rejeter 
la propositlon de minorite III (Bosshard). 

Präsident (Hess Peter, Präsident): Die liberale Fraktion teilt 
mit, dass sie die Minderheit III unterstatzt. Die CVP-Fraktion 
wird die Mehrheit unterstützen. 

Leuthard Doris (C, AG), für die Kommission: Absatz 1 nimmt 
eigentlich die geltende Regelung auf. Unbestritten ist, dass 
man den Anfangsmietzins anfechten kann. 
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Die geltende Regelung gibt dafür eine Frist von 30 Tagen 
nach der Übernahme des Mietobjektes vor. 
Die Minderheit III (Bosshard) will diese Frist vorverlegen und 
bereits mit dem Unterzeichnen des Vertrages beginnen las­
sen. Die Kommission hat diesen Antrag mit 11 zu 9 Stimmen 
abgelehnt. Sie ist der Überzeugung, dass der Mieter das 
Objekt zuerst kennen soll. Er soll darin leben, er soll es bis 
ins Detail studieren können, damit er beurteilen kann, ob es 
den Preis, der vereinbart worden ist, wirklich wert ist. Diese 
Regelung hat in der Praxis kaum zu Problemen geführt. 
Die Minderheit II will Litera a und b streichen und damit ent­
sprechend einem Anliegen der Initiative die Anfechtungs­
möglichkeiten gegen den Anfangsmietzins ausdehnen. Die 
Kommission lehnt diese Ausdehnung ab. Zu Beginn eines 
Mietverhältnisses besteht eine klare Ausgangslage: Beide 
Parteien mClssen sich über Objekt und Mietzins einigen und 
die Anpassungsmodalitäten regeln. Mit dem Unterzeichnen 
des Mietvertrages steht die Vereinbarung. Im Nachhinein 
sollte die Vereinbarung nur in Ausnahmefällen angefochten 
werden können. Auch beim neuen System der Vergleichs­
miete ist das nach Auffassung der Mehrheit nicht anders, 
kann der Mieter doch die Vergleichsmiete überprufen und so 
den Wert seiner Wohnung kontrollieren. 
Die Kommission hat den Antrag der Minderheit II daher 
ebenfalls abgelehnt 
Ich bitte Sie, den Antrag der Mehrheit, der mit dem Entwurf 
des Bundesrates übereinstimmt, zu übernehmen. 

Messmer Werner (R, TG): Auch wenn die Mehrheit am gel­
tenden Recht festhalten will, dass ein Mieter bis 30 Tage 
nach Übernahme der Sache den Anfangsmietzins anfechten 
kann, entspricht das trotzdem in keiner Art und Weise dem 
Rechtsempfinden durchschnittlicher Bürgerinnen und Bür­
ger. Es gibt auch auf der Mieterseite Schlaumeier, und das 
von der Mehrheit vorgeschlagene Anfechtungsrecht ist gera­
dezu auf solche Schlaumeier zugeschnitten. Es wird nämlich 
direkt dazu eingeladen, einen Mietvertrag ohne grosse Ab­
klärungen zu unterschreiben und damit den Vermieter In den 
Glauben zu versetzen, es sei alles in Ordnung. Bewohnt der 
Mieter die Wohnung dann erst einmal, lässt es sich viel ein­
facher streiten, kann er doch davon ausgehen, dass der Ver­
mieter nun eher und schneller Hand zu einem Kompromiss 
bietet, will dieser doch dem Risiko eines erneuten Mieter­
wechsels mit all seinen Aufwendungen und Unannehmlich­
keiten, aber auch der mühsamen Streiterei möglichst aus 
dem Wege gehen. 
Bn Vermieter geht auch mit Recht davon aus, dass sich die 
Parteien nach Unterzeichnung eines Mietvertrages Ober alle 
Punkte, insbesondere den Anfangsmietzins, einig sind, und 
hört auf, weitere Interessenten zu suchen. Somit darf mit 
Recht behauptet werden, dass sich .das Anfechtungsrecht 
der Anfangsmiete bis 30 Tage nach Ubernahme der Sache 
gegen Treu und Glauben sowie gegen das Rechtsempfinden 
richtet 
Hier geht es also einmal darum, nicht den Mieter, sondern 
den Vermieter vor Missbräuchen zu schützen. Mit einem An­
fechtungsrecht bis maximal 30 Tage nach der Vertragsunter­
zeichnung wird der Wohnungssuchende auch gezwungen, 
das gewünschte Objekt seriös und vertieft zu beurteilen wie 
auch vom Vermieter entsprechende AuskClnfte einzufordern. 
Die FDP-Fraktion unterstatzt darum den Antrag der Minder­
heit III. Bei Litera a und b unterstützen wir die Mehrheit, er­
achten wir es doch als selbstverständlich, dass eine 
Umschreibung der Anfechtungsgründe in dieses Gesetz ge­
hört und zur Steigerung der Rechtssicherheit beiträgt. Bei 
Absatz 2 unterstützen wir ebenfalls die Mehrheit 

Glasson Jean-Paul (R, FR), pour la commission: Je rapporte 
sur l'article 270 allnea. 2, qui pourralt s'appeler «De l'usage 
de la formule officielle». Le Consell federal le prevoit en cas 
de penurie de logements comme possibilite donnee aux can­
tons de la prescrlre. La minorite II (Thanel) propose de l'im­
poser; la minorite III (Bosshard), en revanche, propose de 
supprimer cette obligation pour las loyers initiaux. La minorite 
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II (Thanei) estime que l'emploi de la formule officielle a un 
effet preventif. Le Conseil federal souhaite en limiter l'emploi 
au seul temps de penurie. La minorite III (Bosshard) estime 
que la liberte contractuelle doit l'emporter. 
La commission propose, par 14 voix contre 5, de rejeter la 
proposition de minorite II (Thanel) et, par 11 voix contre 8, 
de rejeter la proposition de minorite III (Bosshard). 
Je vous prie de suivre la proposition de la majorite de la com­
mission et, par la, d'opter pour le projet du Conseil federal. 

Couchepln Pascal, conseiller federal: La chose est relative­
ment simple. Le bons sens commande de soutenir le projet 
du Conseil federal lorsqu'en plus il a passe a travers le crible 
d'une majorite qui souvent a ete tres crltlque a l'egard de 
son projet Lorsque ces deux groupes sont d'accord, je crois 
que c'est le bon sens qui commande de ne pas renoncer a 
la possibilite d'lmposer la formule officielle lorsque des can­
tons ont decide de le faire. II ne faut pas non plus en sens in­
verse imposer a tout prix et en taute circonstance la formule 
officielle lorsque les cantons ne le souhaitent pas. 
Je vous invite donc a soutenir la majorite de Ja commission. 

Abs. 1-AI. 1 

Abstimmung - Vote 

Eventuell - A titre preliminaire 
Für den Antrag der Mehrheit .... 98 Stimmen 
Für den Antrag der Minderheit II .... 57 Stimmen 

Definitiv- Definitivement 
Für den Antrag der Mehrheit •••• 85 Stimmen 
Für den Antrag der Minderheit III .... 73 Stimmen 

Abs.2-Al.2 

Abstimmung - Vote 

Eventuell - A titre preliminaire 
Für den Antrag der Mehrheit .... 103 Stimmen 
Für den Antrag der Minderheit II .... 57 Stimmen 

Definitiv- Definitivement 
Für den Antrag der Mehrheit .... 86 Stimmen 
Für den Antrag der Minderheit III .... 76 Stimmen 

ArL 270a Abs. 1 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 

c. Streichen 

Minderheit I 
(de Dardel, Garbani, Gross Jost, Jutzet, Menetrey-Savary, 
Thanei, Tschäppät) 
Unverändert 
Minderheit II 
(Thanei, Chiffelle, de Dardel, Grass Jost, Jutzet, Menetrey­
Savary) 

b. die statistische Miete im Sinne von Artikel 269 überschrei­
tet; 

Art. 270a al. 1 
Proposition de la commission 
Majorite 

c. Biffer 

Minorite I 
(de Dardel, Garbani, Gross Jost, Jutzet, Menetrey-Savary, 
Thanei, Tschäppät) 
lnchange 
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Minorite II 
(Thanei, Chiffelle, de Dardel, Gross Jost, Jutzet, Menetrey• 
Savary) 

b. le loyer depasse le loyer statistlque deflni a l'article 269; 

Angenommen gemäss Antrag der Mehrheit 
Adopte se/on 1a proposition de /a majorite 

ArL 270b Abs. 1; 270c-270e 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Minderheit 
(de Dardel, Garbani, Gross Jost, Jutzet, Menetrey-Savary. 
Thanei, Tschäppät) 
Unverändert 

ArL 270b al. 1; 270c-270e 
Proposition de la commission 
Majorite 
Adherer au projet du Conseil federal 
Mlnorite 
(de Dardel, Garbanl, Grass Jost, Jutzet, Menetrey-Savary, 
Thanei, Tschäppät) 
lnchange 

Angenommen gemäss Antrag der Mehrheit 
Adopte selon 1a proposition de la majorite 

ArL271 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Minderheit 
(Thanei, Aeschbacher, Chiffelle, de Dardel, Grass Jost, 
Menetrey-Savary) 
Der Vermieter kann den Mietvertrag kündigen, wenn dafür 
gerechtfertigte Gründe vorliegen. Er ist für den Kündigungs­
grund beweispflichtig. Ungerechtfertigt ist die Kündigung des 
Vermieters, wenn sie ohne schützenswertes Interesse er­
folgt oder unverhältnismässig ist, insbesondere wenn sie 
ausgesprochen wird: 
a. weil der Mieter in guten Treuen Rechte geltend macht, 
oder um ihn davon abzuhalten; 
b. um im bestehenden Mietverhältnis oder bei Abschluss ei­
nes neuen Mietvertrages einen höheren Mietzins zu erzie­
len; 
c. um den Mieter zum Erwerb der Mietsache zu veranlassen. 

ArL271 
Proposition de la commission 
Majorite 
Adherer au projet du Conseil federal 
Mlnorite 
(Thanei, Aeschbacher, Chiffelie, de Dardel, Grass Jost, 
Menetrey-Savary) 
Le ballleur peut donner le conge si des motlfs valables le 
Justlfient II a l'obligation de produire la preuve des motifs. Le 
conge donne par le bailleur n'est pas justifle s'il n'y a pas un 
interet dlgne de protectlon ou s'il est disproportionne, et no­
tamment si ledit conge est donne: 
a parce que Je iocataire feit valoir des droits de bonne foi ou 
dans le but d'empecher celul-ci de las faire valoir; 
b. pour obtenir un loyer plus eleve dans le cadre du ball 
existant ou par la conclusion d'un nouveau ball; 
c. pour amener le locataire a acheter le logement loue. 

Thanel Anita (S, ZH): Stellen Sie sich vor, Sie erhalten zwi. 
sehen Weihnachten und Neujahr ohne Grund die Kündigung 
Ihrer Wohnung und müssen ihrem Vermieter ein miss­
bräuchliches Motiv nachweisen - vielleicht wäre Ihre Silves­
terparty leicht getrübt Oder stellen Sie sich vor, Ihre 90-
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jährige Mutter erhält die Kündigung. Vielleicht wären Sie 
dann bereit, sich irgendwann einmal fünf Minuten mit dem ef­
fektiv nicht bestehenden Kündigungsschutz im Mietrecht 
auseinander zu setzen. 
Die Wohnung ist ein spezielles Gut. Sie ist nicht vergleichbar 
mit einem Hemd oder mit Rindfleisch. Sie bedeutet für alle 
Heimat. Menschen sind keine Ware, die man x-beliebig in 
der Schweiz herumschieben kann. Aus meiner Praxis weiss 
ich, dass die Kündigung für alle Betroffenen jeweils einen 
Schock darstellt. Die Schweiz Ist ein steiniger Boden im Be­
reich des Kündigungsschutzes. Von 1972 bis 1990 kannten 
wir praktisch überhaupt keinen Kündigungsschutz. Seit 1990 
gibt es einen relativ schwachen Schutz im Mietrecht. 
Demgemäss ist eine Kündigung missbräuchlich, wenn sie 
gegen den Grundsatz von Treu und Glauben verstösst. Pa­
radoxerweise muss die Mieterin oder der Mieter diesen 
Missbrauch beweisen, was in den meisten Fällen schlicht 
nicht möglich ist, da es sich beim Kündigungsmotiv um eine 
innere Tatsache handelt. Wenn ich Ihnen beispielsweise 
sage, Ihre Krawatte sei schön, können Sie mir auch nicht 
nachweisen, dass ich eigentlich das Gegenteil finde. 
Der Kündigungsschutz, so wie er jetzt im Gesetz steht und 
wie er auch gehandhabt wird, ist zu schwach. Folgende Bei­
spiele werden In der Praxis nicht als Verstoss gegen Treu 
und Glauben erachtet Wenn jemandem gekündigt wird, weil 
er oder sie ab und zu die Schuhe vor der Haustüre abstellt; 
die Kündigung gegenüber einer 90-jährigen Frau, um die 
Wohnung irgendeinem entfernten, eher unbekannten Kolle­
gen weiterzuvermieten. Und was das Schlimmste ist im gel­
tenden Recht: Eine Kündigung ist dann nicht missbräuch­
lich, wenn man Frau Müller kündigt, um von Herrn Meier 
eine höhere Miete zu verlangen. 
Ich möchte Sie darauf aufmerksam machen, insbesondere 
Herrn Bundesrat Couchepin, der sich ja für die Mieterinnen 
und Mieter einsetzen will: Wenn Sie den Kündigungsschutz 
beim Preisschutzmodell, das Sie jetzt vorsehen, nicht ver­
stärken, dann hat das verheerende Konsequenzen. Wes­
halb? Von heute auf morgen - Ich gehe nicht davon aus, 
dass das eintreffen wird, aber es wäre möglich - könnten 
sämtliche Vermieter den Mieterinnen und Mieter kündigen, 
damit sie vom nächsten Mieter die neue statistische Miete 
plus 15 Prozent erhalten können. 
Hier gibt es einfach einen Änderungsbedarf, den auch Herr 
Bundesrat Couchepin, der sich für die Mieterinnen und Mie­
ter einsetzen will, einsehen muss. 
Was verlangt nun die Minderheit? Wir verlangen eigentlich 
das Logischste und Klarste auf der Welt dass eine Kündi­
gung nur dann gültig sein soll, wenn ein gerechtfertigter 
Grund vorliegt. Logisch ist auch, dass der Vermieter dafür 
beweispflichtig ist. Mit diesem Modell bleiben Kündigungen 
weiterhin möglich, zum Beispiel wegen Eigenbedarf; Kündl• 
gungen bleiben möglich wegen Vertragsverletzung der Mie­
terinnen und Mieter, Kündigungen bleiben möglich bei 
Zahlungsverzug. Das heisst, Sie können praktisch unter je­
der Voraussetzung kündigen, es muss einfach ein gerecht­
fertigter Grund vorliegen, und der Vermieter muss diesen 
Grund beweisen. 
Mein Minderheitsantrag ist im europäischen Vergleich wie 
immer sehr moderat. Enige europäische Länder sehen eine 
abschliessende Regelung der Kündigungsmöglichkeiten vor. 
Wir gehen nicht davon aus, sondern es sollen sämtliche 
möglichen gerechtfertigten Gründe offen bleiben. 
Der Bundesrat hat In seiner Stellungnahme zu unserer 
Volksinitiative ausgeführt, 9er Kündigungsschutz habe sich 
bewährt, es bestehe kein Anderungsbedarf. Ja, weshalb ist 
wohl der Bundesrat dieser Ansicht? Weil sich die bürgerliche 
Seite während den letzten zehn Jahren aus der Kündigungs. 
diskussion verabschiedet hat, weil nämlich der Kündigungs. 
schutz für sie kein Problem mehr ist, da er derart vermieter­
freundlich geregelt ist. tZwlschenrufe) Deshalb besteht jetzt 
für den Bundesrat kein Anderungsbedarf. 
Ich bitte Sie, meiner Minderheit zu folgen. 

Garbanl Valerie (S, NE): J'interviens pour le groupe socia­
liste sur les deux propositions de minorite Thanei aux arti-
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cles 271 et 271 a Alnsi que Mme Thanei vient de Je dire, le 
droit actuel reglemente de maniere tres insuffisante et insa­
tisfalsante la protection contre les conges. En effet, globale­
rnent la liberte du bailleur de mettre un terme au contrat de 
bail ne se heurte qu'a. une seule limlte, celle de respecter Jes 
regles de la bonne foi. Le conge peut ainsi ätre annule uni­
quement si le bailleur ne peut se prevaloir d'aucun interät di­
gne de protection. Marne injustlflee, la resiliation unilaterale 
du bail par le bailleur demeure valable. La motivation de la 
resiliation n'est en outre pas une conditlon de sa validlte; le 
conge doit ätre motive uniquement si le locatalre le de­
mande, en particuller pour etabllr si ce conge contrevient 
aux regles de la bonne foi. De plus, il appartient au locataire 
de requerir l'annulatlon du conge, et ce dans le court delai 
de 30Jours. 
Dans une matiere aussi complexe que le drolt du bail, cela 
signifle que tous les atouts sont dans la main des bailleurs, 
en d'autres termes que seule la partie forte au contrat est 
protegee en matiere de conge. Pourtant, la revision du droit 
du ball de 1990 avalt surtout et deja ete fondee sur la vo­
lonte de renforcer la protection des locatalres contre les con­
ges dans l'esprit de !'initiative populaire federale apour la 
protection des locatalres» lancee en 1981 par I' Asloca et re­
tlree en 1986 au profrt du contre-projet direct du Conseil fe­
deral, principalement en raison, a l'epoque, de rlnterdlctlon 
du double oui. 
Les propositions de minorlte Thanei ne constituent aucune­
ment une protection totale des locataires contre les conges. 
Leur but est uniquernent de rendre le droit sulsse conforrne 
au droit europeen et d'lnstaurer une egalite des armes entre 
locataires et bailleurs en lntroduisant un temperament a la 
reglernentation actuelle, c'est-a-dire le renversement du far. 
deau de la preuve. Ce ne sera pas au locatalre de prouver 
que le conge est injustlfle et donne contrairement aux regles 
de la bonne fol, mais au bailleur de prouver qu'II est justifie. 
Dans cet esprit, le bailleur devra motiver sa decision de resi­
llation d'emblee, et il ne pourra pas se contenter d'une motl­
vation ulterieure eventuellement fondee sur des pretextes 
construits a posteriori. Le conge ne sera donc plus annula­
ble seulement s'II est abusif, mais il le sera egalement s'il est 
consldere comme non pertinent Pour memoire, !'initiative 
populaire federale de 1981 demandait que le bailleur ait 
l'obllgation de motiver la resiliatlon et qu'un conge injustifie 
puisse ätre annule a la requäte du locatalre. 
On l'a dit et repete dans ce debat, la Suisse est le pays en 
Europe qui a le plus haut taux de locataires. Paradoxale­
ment, c'est le pays qui a la Jegislatlon la molns protectrice en 
matiere de conge. Campte tenu du droit actuellement en vi­
gueur - tres restrlctif -, tant les autorites de concillatlon que 
les tribunaux statuent peu dans le sens de l'annulatlon des 
conges. Certes, la question de la prolongatlon du bail doit 
ätre examinee d'offlce si le conge n'est pas annule, mals ob­
tenir une prolongatlon de son ball a loyer, meme pour la du­
ree maximale de quatre ans, constitue toujours une epee de 
Damocles sur la tete des locatalres, puisque le locataire a 
l'obligatlon de partir. Les effets de la prolongation ne sont 
donc aucunement analogues a l'annulation du conge. 
Pour conclure, II est choquant qu'un locataire devienne la 
victime d'une procedure d'expulslon, alors que le conge etalt 
ab inltio abusif et que le locataire n'a pu s'en prevaloir, taute 
d'avoir reagi dans le court delai de 30 jours, ou taute d'avolr 
pu apporter la preuve que ce conge ne rapondait a aucun in­
tel'M digne de protection du ballleur. 
Je vous invite des lors vivement a soutenlr les propositlons 
de minorite Thanei aux articles 271 et 271 a. 

Bosshard Walter (R, ZH): Der Kündigungsschutz ist zu 
Recht nicht Gegenstand der vorliegenden Teilrevision des 
Mietrechtes; denn dieser Teil des Mietrechtes hat sich - da 
habe ich eine andere Ansicht als Frau Thanei - im Grassen 
und Ganzen bewährt. Der Bundesrat sagt dies denn auch 
klipp und klar in seiner Botschaft. 
Die Initianten wollen aber auch diesen Teil ihrer Initiative im 
Gegenvorschlag verankern. Der Kündigungsschutz würde, 
wie dies die vom Nationalrat zur Ablehnung empfohlene 
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Initiative «Ja zu fairen Mieten" will, massiv erweitert. Das 
würde den Rahmen einer Missbrauchsgesetzgebung bei 
weitem sprengen. 
Die FDP-Fraktion steht zum heutigen Kündigungsschutz im 
Sinne eines Schutzes vor Missbrauch. Sie sieht hier keinen 
weiteren Handlungsbedarf und lehnt eine Verschärfung, wie 
sie die Minderheit Thanei will, entschieden ab. 

Eggly Jacques-Simon (L, GE): Cet article recele en fait un 
enjeu assez grave. En effet, nous avons avec la propositlon 
de minorite ce que j'appellerai une proposition inspiree par 
un esprit de lutte des classes. La lutte est vraiment declaree 
entre locataires et bailleurs. Par consequent, au nom de 
cette lutte, il faudrait deroger completement aux princlpes 
generaux du droit. II y a parfaitement possibilite, pour le lo­
cataire qui considererait que Je conge est abusif, de contes• 
ter et de faire vaioir qua c'est contraire a la bonne foi et qu'il 
n'y a pas de juste motlf. Mais on doit presumer la bonne foi 
du bailleur, comme on doit la presumer d'une maniere gene­
rale. Je dois dire qua ce renversement du fardeau de la 
preuve est tout simplement dans l'esprit de l'lnitlative popu­
laire "pour des loyers loyaux». Si vous voulez echapper a 
cette Idee de lutte des classes et si vous voulez rester fide­
les au contre-projet, tel qu'il se desslne, avec une volonte 
d'equillbre entre las ballleurs et les locataires, avec naturel­
lement des procedures d'arbitrage, des limites, mais en 
mäme temps avec l'idee qu'ils sont partenaires et pas enne­
mis, il ne faut pas renverser le fardeau de la preuve; il faut en 
rester aux principes generaux du droit et voter la propositlon 
de la majorite; ce que fera le groupe liberal. 

Leuthard Doris (C, AG), für die Kommission: Wie beim Ein• 
treten schon erläutert, hat der Bundesrat in seinem Entwurf 
auf die Revision der Kündigungsbestimmungen im gelten­
den Recht verzichtet. 
Entsprechend einem Anliegen der Volksinitiative nimmt die 
Minderheit dieses Anliegen wieder auf und beantragt eine 
Erschwerung der Kündigungsmöglichkeiten. Der Vermieter 
kann nur bei gerechtfertigten Gründen kündigen, wofür er 
erst noch beweispflichtig ist. Das ist eine eigentliche Sys­
temänderung gegenüber dem heutigen Recht. Demnach ist 
eine Kündigung dann missbräuchlich, wenn sie gegen Treu 
und Glauben verstösst. Das ist etwa der Fall, wenn der Ver­
mieter eine einseitige Vertragsänderung zulasten des Mie­
ters durchsetzen will. Gemäss der Minderheit wird dies 
erschwert, indem eine Kündigung auch missbräuchlich sein 
soll, wenn sie unverhältnismässig Ist Wann dies der Fall ist, 
müsste von den Gerichten in zig Präzedenzfällen zuerst wie­
der definiert werden. 
Die Mehrheit der Kommission hält den Systemwechsel für 
unnötig und die Formulierung des Minderheitsantrages für 
äusserst problematfsch. Er eröffnet den Gerichten wieder 
viel Ermessen bei der Auslegung dieser Bestimmung. 
Die Kommission hat daher den Antrag der Minderheit mit ei­
nem Stimmenverhältnis von 11 zu 6 Stimmen bei 1 Enthal­
tung abgelehnt und will es beim heutigen Kündigungsschutz 
belassen. 
Ich empfehle Ihnen daher, der Mehrheit und dem Bundesrat 
zu folgen. 

Glasson Jean-Paul (R, FR), pour la commission: En fait, le 
Conseil federal ne touche pas le droit actuel des articles 271 
et 271 a ayant trait a l'annulabilite du conge, possible lorsqu'II 
contrevient aux regles de la bonne fol selon l'article 271. 
l.!article 271 a. quant a lul, prevoit l'annulabllite du conge 
pour une serie de rnotifs enumeres dans un disposltif com­
plet. 
La minorite Thanei, a l'article 271, desire obllger le bailleur 
de produlre la preuve des motifs valables qui justifieraient le 
conge. Un interet digne de protection serait alors exige. Le 
conge serait considere comme dlsproportionne dans las cas 
cltes sous a, b ou c de ladite proposltion de minorite. 
l.!acceptation de cet amendement amenerait un renverse­
ment du systeme et serait inacceptable dans la mesure ou il 

s'inscrit contre la llberte contractuelle. Aujourd'hul, le conge 
est valable sauf s'il a ete donne de maniere contraire aux 
regles de la bonne foi. Avec la proposition de minorite, il 
faudrait, pour le bailleur, alleguer des rnotlfs, tels le non­
paiement du loyer ou une violatlon grave du devoir de dili­
gence. On est la au-dela du mandat constitutionnel de lutte 
contre les abus. Mäme si l'enumerat!on de Ja minorite n'est 
pas exhaustlve, on va, aux yeux de la majorlte et du Conseil 
federal, trop loin dans la restriction faite au bailleur de re­
silier. 
La commission, par 11 voix contre 6 et avec 1 abstention, 
vous invite donc a en rester au droit actuel et a rejeter la pro­
positlon de minorlte Thanel, Mme Thanel ayant donne 
aujourd'hui un peu dans le catastrophisme ou le particula­
risme. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Mehrheit •.•. 94 stimmen 
F0r den Antrag der Minderheit ...• 56 Stimmen 

Art. 271a 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Minderheit 
(Thanei, Aeschbacher, Chiffelle, de Darclel, Gross Jost, 
Menetrey-Savary) 
Aufgehoben 

Art. 271a 
Proposition de la commission 
Maforite 
Adherer au projet du Conseil federal 
Minorlte 
(Thanei, Aeschbacher, Chiffelle, de Darclel, Gross Jost, 
Menetrey-Savary) 
Abroge 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Mehrheit .••• 98 Stimmen 
Für den Antrag der Minderheit .... 56 Stimmen 

Präsident (Hass Peter, Präsident): Herr Bundespräsident 
Ogi hat die SVP-Fraktlon zu einem Apere eingeladen - un­
geachtet der Tatsache, dass wir hier Sitzung haben. Ich 
schlage vor, dass wir die nächsten drei, vier Abstimmungen 
am Schluss gebündelt durchführen und die Beratung zu den 
einzelnen Artikeln so durchziehen. - Sie sind damit einver­
standen. 

Art. 274 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de /a commission 
Adherer au proJet du Conseil federal 

Angenommen -Adopte 

Art.274a 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Antrag Garbanl 
Abs. 1 Bst. c 
c. die nach dem Gesetz erforderlichen Entscheide fällen; 

Art. 274a 
Proposition de la commi~on 
Adherer au projet du Conseil federal 

Proposition Garbanl 
Al. 1 /et. c 
c. de rendre les decisions prevues par la loi; 
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Präsident (Hass Peter, Präsident): Frau Garbani hat ihren 
Antrag zurückgezogen. 

Angenommen gemäss Antrag der Kommission 
Adopte selon Ja proposition de Ja commission 

Art.274d 
Antrag der Kommission 
Abs. 1, 2 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Abs.3 
Mehrheit 
Streichen 
Minderheit I 
(Menetrey-Savary, de Dardel, Garbani, Grass Jost, Jutzet, 
Thanel) 
.... Streitwert 110n 30 000 Franken; der Streitwert .... 
Minderheit II 
(Thanei, de Dardei, Garbanl, Gross Jost. Jutzet, Menetrey­
Savary) 
(falls der Antrag der Minderheit I abgelehnt wird) 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Abs.4 
Mehrheit 
Streichen 
Minderheit 
(Thanei, de Dardel, Garbani, Gross Jost, Jutzet, Menetrey­
Savary) 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Abs. 4bls 
Mehrheit 
(falls eine der Minderheiten bei Absatz 3 obsiegt) 
Die Kantone können die Kostenlosigkeit gerichtlicher Verfah­
ren und ein unentgeltliches Verfahren bei Streitwerten vorse­
hen, welche die in Absatz 3 festgelegte Obergrenze über­
steigen. 

Abs.5 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Antrag Schwaab 
Abs. 3 
Das gerichtliche Verfahren ist kostenlos für Streitigkeiten be­
treffend den Kündigungsschutz und für Streitigkeiten bis zu 
einem Streitwert von 50 000 Franken; der Streitwert bemisst 
sich nach der eingeklagten Forderung jeder Partei ohne 
Rücksicht auf Widerklagebegehren. 

Art.274d 
Proposition de 1a commission 
Al. 1, 2 
Adherer au projet du Conseil federal 

Al. 3 
Majorite 
Biffer 
Minorite 1 
(Menetrey-Savary, de Dardel, Garbani, Grass Jost, Jutzet, 
Thanei) 
.... la valeur litigleuse ne depasse pas 30 ooo francs •..• 
Minorlte 11 
(Thanel, de Dardel, Garbani, Gross Jost, Jutzet, Menetrey­
Savary) 
(au cas ou la propositlon de la minorite I serait rejetee) 
Adherer au projet du Conseil federal 

Al. 4 
Majorlte 
Bitter 
Minorite 
(Thanei, de Dardel, Garbani, Grass Jost, Jutzet, Menetrey­
Savary) 
Adherer au projet du Conseil federal 
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Al. 4bis 
Majorite 
(au cas ou l'une des minorites l'emporterait a l'allnea 3) 
Les cantons peuvent prevoir la gratuite de la procedure judl­
ciaire et l'absence de depens au-dela des limltes posees par 
l'alinea 3 cl-dessus. 

A/.5 
Adherer au projet du Conseil federal 

Proposition Schwaab 
Al.3 
La procedure judiciaire est gratuite pour les litiges con­
cernant les conges abuslfs et pour les litiges resultant du 
contrat de bail dont la valeur litlgleuse ne depasse pas 
50 000 francs; le montant de la demande de chaque partie 
determine la valeur litigieuse, sans egard aux conctusions 
reconventionnelles. 

Menetrey-Savary Anne-Catherine (G, VD): Je suis vral­
ment navree de devoir parler en l'absence de l'UDC parce 
qua je comptais beaucoup sur son appui. (Hi/arlte) 
La proposition de minorite qua je voudrais defendre n'a peut­
etre l'air de rien, mais elle est importante. On peut conside­
rer que la majorite, sur ce plan, a falt preuve d'une certalne 
incoherence. II s'agit en effet d'assurer la gratuite des proce­
dures en matlere de baux a loyer. SI je parle d'lncoherence, 
c'est perce qua recemment notre Conseil a accepte qua, 
dans le droit du travall, la gratuite des procedures soit garan­
tie Jusqu'a une valeur litigleuse de 30 000 francs. Le 30 no­
vembre demier, nous avons declde de ne pas donner suite a 
une initiative du canton d'Argovie (00.301) qui voulalt sup­
prlmer la gratulte des procedures dans les assurances so­
clales. 
lcl, le Conseil federal a declde d'introdulre la gratuite des 
procedures dans le drolt du bail. Dans son message, a la 
page 9158, il le justifle alnsl: «Mäme las meilleures disposi­
tlons de protection des locatalres restent flnalement peu effi­
caces si leur utilisation est rendue aleatoire par les risques 
de frais judiciaires. » II ajoute d'ailleurs qua la cralnte de frais 
de justice pourrait dlssuader aussi les proprietaires. Dont 
acte. Cela dit, je continue ä recuser l'idee d'une symetrie. Je 
considere qua dans ce cas-la, comme on dit, II y a une partie 
qui est plus egale qua l'autre. Ensuite, toujours dans le mes­
sage, le Conseil federal ajoute: «La llmlte concemant les 
litiges relatlfs au droit du ball doit etre au moins aussi ele­
vee qua celle qui est fixes pour las lltiges relevant du droit 
du travail.»> Volla qui est clair: sl nous voulons ätre cohe­
rents et fideles a nos decislons precedentes, nous devons 
donc maintenir la gratuite et porter la valeur lltigleuse a 
30 000 francs. 
Pour notre part, nous pensons qua cette disposltion est im­
portante pour garantlr les droits de la partie la plus faible au 
contrat de bail. La crainte des frais peut amener les locatai­
res a accepter des arrangements defavorables dans les offi­
ces de concillatlon. A !'inverse, II faut reconnaTtre que ca 
sont parfois les bailleurs qui veulent porter leur cause devant 
le trlbunai, entrainant donc avec eux le locataire qui n'y peut 
rlen. 
La majorite de Ja commisslon, qui a voulu supprimer la gra• 
tuite, crolt qua las frais de Justice vont dlssuader les gens de 
lancer des recours temeralres. Peut-ätre. Mals peut-ätre pas 
ceux qu'on voudrait dlssuader. Les querulents ne sont pas 
decourages par des emoluments a verser. En revanche, les 
frais arrätent peut-etre ceux dont la cause trouveralt une jus­
tification. Nous ne voulons pas d'une Justice a deux vttesses, 
surtout dans ces domaines - logement, travall et assurances 
sociales - ou les gens sont sous contralnte puisqu'ils n'ont 
pas le choix de ne pas se loger, ni travailler, nl s'assurer. 
A !'appui de leur proposition de supprimer ce droit. las repre­
sentants de la majorlte invoquent l'assistance judiciaire. 
Outre le falt qua celle-ci n'est accordee qua de maniere res­
trictive, il taut volr aussi ce qu'elle exige de ceux qul la de­
mandent, c'est-a.-dire un certificat d'indlgence. Beaucoup de 
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personnes sont reticentes a en passer par la, ce qu'on peut 
comprendre. Beaucoup de cantons, notamment en Suisse 
romande, pratiquent deja la gratuite, II ne faudrait pas main­
tenant donner l'impression d'un retour en arriere. Encore 
une fois, ce serait incoherent par rapport a nos decislons 
precedentes. 
C'est pourquoi nous vous recommandons de voter la pro­
position de mlnorite prevoyant la gratuite des procedures 
jusqu'a 30 000 francs. 

Schwaab Jean Jacques (S, VD): Je vous dirai que je suls 
tres triste de m'exprimer en l'absence de la majorlte des de­
fenseurs des locataires. Enfin, on fera sans euxl 
La gratuite de la procedure est restreinte aux cas ou la va­
leur litigleuse ne depasse pas 20 000 francs selon le projet 
qul nous est soumis. Mme Menetrey-Savary nous dlt qu'il 
taut porter ce montant a 30 000 francs par analogie a.vec le 
droit du travail. Je crois que sa propositlon meconnait le fait 
que le calcul est different dans les deux cas. En matiere de 
bail, le montant de 20 000 francs ou meme de 30 ooo francs 
est insufflsant. 
En effet, selon l'article 36 allnea 5 de la loi federale d'organi­
sation judlcialre et de la jurisprudence du Tribunal federal on 
dolt capitaliser les hausses de loyer annuelles qui sont con­
testees, ou les baisses demandees, a raison de 5 pour cent, 
ce qul represente une multiplicatlon par 20. Le seuil de 
20 000 francs est tres rapldement attelnt. Une hausse de 
loyer de 150 francs par mois, qui represente 1800 francs par 
annee, constltue dejä une valeur lltigieuse de 36 000 francs. 
En drolt du travail, c'est simplement le montant reclame, 
c'est-a-dire environ slx mols de salaire au maxlmum dans 1a 
plupart des cas, qui est determinant Et lorsqu'on connait le 
montant des emoluments judiciaires dans certains cantons, 
on realise facilement l'obstacle que cela constltue lorsqu'il 
s'agit de contester une augmentation, meme relativement 
modeste. 
Si le locatalre doit effectuer une avance de frais qui corres­
pond a la moitle, voire ä la totallte de l'augmentation an­
nuelle, il hesitera a s'engager meme si ses chances de 
succes sont importantes. En fait, l'absence de gratuite cons­
titue souvent un obstacle absolu a toute Intervention judi­
claire du locataire pour defendre le peu de droit que lui 
laisse votre projet, Monsieur le Conseiller federal. En outre, 
le droit actuel ne precise pas, lorsqu'il y a plusleurs locatai­
res d'un meme lmmeuble concernes par une hausse de 
loyer, s'll convlent d'addltlonner les montants en cause, ce 
qui evidemment pourrait condulre ä exclure de la gratuite la 
plupart des contestations, mäme si alles sont tres falbles. A 
mon avis, il convlent de preciser que c'est la demande de 
chacun des locatalres qui determine la valeur lltlgleuse et il 
taut porter celle-ci ä so ooo francs. A defaut, l'acces a une 
juridiction simple et efficace pourrait rester lettre morte. 
Mais c'est bien ce que veut, semble-t-il, une majorite d'entre 
vous, qui confond le fiberafisme avec une loi de la jungle qui 
preconlse un renard flbre dans un poulalller libre. Les loca­
talres ne sont pas des poulets, ils n'ont pas l'intention de se 
lalsser plumer avec les cordes que vous leur destinezl 
Je vous demande donc d'accepter ma proposltlon et de por­
ter ainsi la valeur litigleuse a 50 ooo francs. 

Janlak Claude (S, BL): Namens der SP-Fraktlon ersuche 
ich Sie, in Absatz 3 der Minderheit Menetrey-Savary und 
eventualiter der Minderheit Thanei und damit dem Bundesrat 
zu folgen. In Bezug auf Absatz 4 ersuche ich Sie, der Min­
derheit und damit dem Bundesrat zu folgen. 
Bel diesem Artikel zeigt sich ganz speziell das Bestreben 
der Mehrheit, von der bisherigen Konzeption des Mletrech• 
tes wegzukommen, den Bezug zur Sozialgesetzgebung auf­
zugeben. Das Prinzip der Kostenlosigkeit des Verfahrens ist 
ein wesentlicher Eckwert der Sozialgesetzgebung. In der 
Botschaft weist der Bundesrat zu Recht darauf hin, dass die 
Kostenlosigkeit nach wie vor ihre Berechtigung hat, weil erst 
sie garantiert, dass die Bestimmungen des Mietrechtes und 
vor allem des Mieterschutzes nicht blosses Papier bleiben, 
sondern auch in der Praxis zum Tragen kommen. In der Bot• 

schaft heisst es auf Seite 9854: «Das Prozesskostenrisiko 
ist der Wirksamkeit von mletrechtllchen Schutzbestimmun­
gen ohne Zweifel abträglich.» Der Mieterschutz darf nicht 
daran scheitern, dass er wegen Kostenrisiken nicht angeru­
fen wird. Die Betroffenen können deswegen noch lange nicht 
unüberlegt prozessieren. Weil die in der Regel höheren Ver­
tretungskosten - die eigenen und diejenigen der Gegenpar­
tei - gleichwohl an der Klagepartei, der Mieterschaft in der 
Regel, hängen bleiben können, müssen Risikoüberlegungen 
nämlich angestellt werden. 
Die Parallele zum Arbeitsrecht, einem anderen Bereich der 
Rechtsordnung, bei dem ein besonderer Schutz der schwä­
cheren Partei bis heute unbestritten war, ist offenkundig. 
Dieses Parlament hat das vor kurzem bestätigt, als es näm­
lich den Grundsatz der Kostenlosigkeit einmal mehr bestä­
tigte und nach intensiver Diskussion die Streitwertgrenze auf 
30 000 Franken anhob. 
Der Antrag der Minderheit Menetrey-Savary ist der Lösung 
des Bundesrates aus diesem Grund vorzuziehen. Eigentlich 
gehe ich davon aus, dass auch der Bundesrat heute, nach• 
dem die Parlamentarische Initiative Thanei (97.417) durch 
beide Räte gegangen und angenommen worden ist, eine 
Streitwertgrenze von 30 000 Franken vorschlagen würde. 
In der Diskussion im Ständerat - das sage ich an die 
Adresse der Vertreter der CVP-, aber auch der FOP-Frak· 
tlon; in der SVP-Fraktion habe ich keinen Fürsprecher gefun­
den, es macht mir deshalb nichts aus, dass Ihre Mitglieder 
jetzt nicht hier sind - hat Herr Cornu von der FDP-Fraktion 
gesagt, vom kostenlosen Verfahren bei Arbeitsstreitigkeiten 
halte er sehr viel. Nicht nur für die Beteiligten, sondeJn auch 
für den Staat sei es vorteilhaft, denn es wirke einer Uberlas­
tung der Gerichte entgegen. Die Mitglieder der CVP-Fraktlon 
bitte ich, ihre Kollegen Epiney und David zu fragen. Sie ha­
ben dies im Ständerat ebenfalls bestätigt und befürworten 
das Gleiche auch für das Mietrecht, weil die Parallelität - ge­
rade vorher habe ich hier im Saal mit Herrn David geredet -
natürlich offensichtlich ist 
Ich möchte Sie deshalb bitten, dem Antrag der Minderheit II 
(Menetrey-Savary) zuzustimmen. Es gibt dann eine Kohä­
renz zwischen dem Arbeitsrecht und dem Mietrecht 
Der Bundesrat hat die Gründe, die für die Kostenlosigkeit 
des Verfahrens sprechen, ja selber aufgelistet 

Clna Jean-Michel (C, VS): Die CVP-Fraktion unterstützt die 
von der Mehrheit der vorberatenden Kommission verab­
schiedete Fassung. 
Es geht nicht an, dass die Prozessführung im Mietrecht nach 
dem Giesskannenprinzlp vom Staat subventioniert wird. Ich 
anerkenne zwar, dass dieser Grundsatz im Sozialversiche­
rungsrecht seine berechtigte Geltung haben kann. Dort steht 
jedoch der betroffene Bürger dem Staat gegenüber, und es 
geht um staatliche Leistungen. Im Mietrecht stehen sich nun 
aber zwei Zivilparteien gegenüber, die durchaus beide ver­
mögend sein können und beileibe nicht auf eine Subventio­
nierung ihrer Streitigkeit angewiesen sind. Für Grenzfälle 
steht die unentgeltliche Rechtspflege zur Verfügung, die erst 
im Einzelfall und nach Prüfung der kantonal festgelegten 
Anspruchsvoraussetzungen erteilt wird. Diese Lösung er­
scheint uns zweckmässig. Die Kostenregelung beim Ge­
richtsverfahren schafft gewiss auch einen Anreiz dafür, bei 
den kostenlosen Schlichtungsverfahren eine Lösung zu fin­
den. Die vom Bundesrat neu eingeführte Kostenlosigkeit 
wurde im Übrigen auch von der Initiative «Ja zu fairen Mie­
ten» nicht verlangt. 
Ich bitte Sie namens der CVP-Fraktion, der Kommissions­
mehrheit zuzustimmen. 

Hegetschweller Rolf (R, ZH): Artikel 274d Absatz 3 des Ge­
genvorschlages sieht vor, dass Inskünftig jedes gerichtliche 
Verfahren für Streitigkeiten betreffend Kündigungsschutz 
unentgeltlich sein soll. Ferner soll in allen anderen Rechts­
streitigkeiten bis zu einem Streitwert von 20 000 Franken ein 
unentgeltliches Verfahren eingeführt werden, gemäss An­
trägen sogar bis zu einem Streitwert von 30 000 oder 
50 000 Franken. Diese Regelung betrifft grundsätzlich beide 
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Parteien; sie erfasst allerdings nur die Gerichtskosten, nicht 
aber Partei- und Prozessentschädigungen. 
Eine Rechtfertigung für die Unentgeltlichkelt mietgerichtli­
cher Verfahren ist nicht erkennbar. Mit dem Sozialschutz 
lässt sich die entsprechende Regelung nicht erklären, da sie 
ja auch für die als sozial stärker eingestufte Vermieterpartei 
zur Anwendung gelangen soll. Sämtliche Prozessordnungen 
sehen im Übrigen ja zwingend vor, dass einer Partei, wel­
cher die Mittel zur Durchführung eines Prozessverfahrens 
fehlen, die unentgeltliche Prozessführung und gegebenen­
falls ein unentgeltlicher Rechtsvertreter bewilligt werden 
kann. 
Mit einer entsprechenden Regelung des Arbeitsrechtes lässt 
sich die vorgesehene Gesetzesänderung auch nicht recht­
fertigen. Im Unterschied zum Arbeitsrecht erhalten die Par­
teien in mietrechtlichen Streitigkeiten die zwingend vorge­
schriebene Möglichkeit, zunächst Ihren Fall durch eine 
paritätische und in der Regel kompetent zusammengesetzte 
Schlichtungsbehörde überprüfen zu lassen. Warum dieje­
nige Partei, welche sich mit dieser ersten fachkundigen 
Überprüfung nicht zufrieden geben will, in der Folge von ei­
ner unentgeltlichen Prozessführung profitieren können soll, 
ist nicht nachvollziehbar. Die Kostenlosigkeit der gerichtli• 
chen Verfahren würde zu einer Prozessflut führen und die 
bereits notorisch überlasteten Gerichte weiter überfordern. 
Die Parteien müssten noch länger auf einen definitiven Ent­
scheid warten, was zu einem weiteren Abbau der Rechtssi• 
cherheit führen würde. 
Ich bitte Sie, diesen Passus zu streichen, also dem Antrag 
der Kommissionsmehrheit zuzustimmen. 

Janlak Claude (S, BL): Herr Hegetschweiler, Sie haben vor­
hin ausgeführt, dass sich die Regelung im Mietrecht nicht 
mit der Regelung im Arbeitsrecht vergleichen lasse. Sie ha­
ben das aber nicht begründet. Könnten Sie uns noch erläu­
tern, weshalb das nicht vergleichbar Ist? 

Hegetschweller Rolf (R, ZH): Weil wir im Mietrecht diese 
zwingende Schlichtungsbehörde haben. Die Parteien müs­
sen sich ja in erster Instanz mit der Schlichtungsbehörde 
auseinander setzen und erhalten dort einen Ratschlag. 
Wenn dann eine Partei doch weiter gehen will, dann gibt es 
unseres Erachtens keinen Grund, diese Verfahren kostenlos 
zu machen. 

Aeschbacher Ruedi (E, ZH): Der Entwurf des Bundesrates 
sieht vor, dass das Verfahren vor der Schlichtungsbehörde 
kostenlos sein und von den Kantonen ein einfaches und ra­
sches Verfahren garantiert werden soll. Das Ist bei dieser 
Vorlage unbestritten geblieben. Unter dieser Voraussetzung 
kann man sich nach Ansicht der evangelischen und unab­
hängigen Fraktion in guten Treuen überlegen, ob es richtig 
sei, das gerichtliche Verfahren kostenlos zu gestalten. Es 
besteht nämlich ein Unterschied zwischen der Situation Im 
Arbeitsrecht und jener im Mietrecht, indem -- ganz einfach 
gesagt - bei Mietstreitigkeiten zuerst die Schlichtungsbe­
hörde angerufen werden muss. Damit steht ein unentgeltli­
ches Verfahren vor einer Behörde zur Verfügung, die den 
Fall als Erstes einmal prüfen kann. 
Im Arbeitsrecht - wo man nicht zu einer Sühneverhandlung 
gehen muss, sondern direkt zum Arbeitsgericht geht -- und 
im Mietrecht sind die Spiesse in diesem Sinne etwa gleich 
lang. Im Arbeits- wie im Mietrecht gibt es also so oder so je 
ein unentgeltliches Verfahren -- im Arbeitsrecht direkt vor 
dem Arbeitsgericht, im Mietrecht vor der Schlichtungsbe­
hörde -, auch wenn wir gemäss Antrag der Kommissions­
mehrheit die Unentgeltlichkeit des Verfahrens vor dem 
Mietgericht streichen. Insofern lässt es sich also durchaus 
rechtfertigen, dass man beim Mietrecht die Unentgeltlichkeit · 
auf der zweiten Stufe streicht. 
Es stehen sich hier möglicherweise sozialpolitische Überle­
gungen und Überlegungen der Prozessökonomie, also der 
Verhinderung einer Prozessschwemme gegenüber. Von ei­
nem Mitglied des Mietgerichtes Zürich, das sehr viele Fälle 
zu beurteilen hat, habe ich mir jedenfalls sagen lassen, dass 
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die Schwelle für ein weiteres Prozessieren nach der Schlich• 
tungsbehörde natürlich wesentlich gesenkt würde, wenn die 
Unentgeltllchkeit bereits auf eidgenössischer Ebene festge­
halten würde. 
Damit komme ich zur letzten Überlegung. Auch wenn wir 
hier die Unentgeltllchkeit nicht einführen, steht es den Kan• 
tonen ja weiterhin frei, die unentgeltlfchen Verfahren für ihr 
Kantonsgebiet einzuführen. Wo sie gewünscht werden, wo 
die sozialpolitischen Überlegungen sehr stark in diese Rich­
tung gehen und eine Mehrheit finden, können wir die unent• 
geltlichen Verfahren den betreffenden Kantonen überlassen. 
Aus all diesen Gründen und wegen der Tatsache, dass die 
Unentgeltlichkeit eben doch zu vermehrter Prozessfreudig­
keit beiträgt, sind >!Ir in der evangelischen und unabhängi­
gen Fraktion zur Uberzeugung gekommen, dass wir das 
unentgeltliche Verfahren nicht unterstützen können und der 
Mehrheit folgen. 

Leuthard Doris (C, AG), für die Kommission: Die Meinun• 
gen bei der Behandlung dieses Artikels waren in der Kom­
mission geteilt. Die Kostenlosigkeit des Schlichtungsverfah­
rens Ist unbestritten. Der Bundesrat will nun aber neu bei 
gerichtlichen Mietstreitigkeiten bis zu einem Streitwert von 
20 000 Franken sowie bei Streitigkeiten des Kündigungs­
schutzes ebenfalls die Kostenlosigkeit einführen. Eine Min­
derheit der Kommission will den Streitwert auf 30 000 Fran­
ken hinaufsetzen, analog dem Arbeitsrecht, wie dies dieser 
Rat kürzlich beschlossen hat. Die Kommission hat den er­
höhten Streitwert mit 11 zu 5 Stimmen abgelehnt. Sie will 
das bisherige Recht beibehalten, weshalb es falsch ist zu 
sagen, die Mehrheit habe sich von der Sozialgesetzgebung 
verabschiedet. 
Vorerst ist festzuhalten, dass der Gegenentwurf bereits ver• 
fahrensrechtllche Verbesserungen mit sich bringt. So hat die 
Schlichtungsbehörde gemäss Artikel 274a Absatz 1 mehr 
Kompetenzen erhalten und kann neu alle Streitfälle bis zu ei­
nem Streitwert von 5000 Franken entscheiden. Die bisherige 
Praxis hat gezeigt, dass die überwiegende Zahl der Fälle -
mehr als 90 Prozent -- vor den Schlichtungsbehörden ein 
Ende finden, indem sich die Parteien dort einigen oder die 
Meinung der Schlichtungsbehörde akzeptiert wird. Es gibt 
also nur wenige gerichtliche Auseinandersetzungen. Ein Tell 
der Kommission befürchtet, dass sich dies mit der Einfüh­
rung der Kostenlosigkeit für die gerichtlichen Verfahren än­
dern könnte. festzustellen ist überdies, dass zahlreiche 
Mieter heute über eine Rechtsschutzversicherung verfügen, 
welche für die Kosten aufkommt, und zudem das Institut der 
unentgeltlichen Rechtspflege in Härtefällen zur Verfügung 
steht. Auf der anderen Seite ist in der Regel die Mieterseite 
die sozial schwächere Partei, was erhöhtan Schutz bzw. ei­
nen erleichterten Zugang zu den Gerichten erfordert. Es darf 
nicht sein, dass allein wegen des Prozesskostenrisikos Mie­
ter auf die Ergreifung der Klage verzichten. 
Die Kommissionsmehrheit hat - in Abwägung dieser Sozial­
komponente mit den Folgen der neu eingeführten Kosten­
losigkeit der gerichtlichen Verfahren für den Staat - mit 
Stichentscheid des Präsidenten mit 8 zu 8 Stimmen bei 
1 Enthaltung die Streichung von Absatz 3 beschlossen. Bei 
Absatz 4 hat die Mehrheit der Kommission mit dem Ent­
scheid, an der Kostenpflicht der gerichtlichen Verfahren fest­
zuhalten, für dessen Streichung votiert, und zwar wiederum 
mit Stichentscheid des Präsidenten mit 7 zu 7 Stimmen bei 
3 Enthaltungen. Entsprechend der Minderheit wäre an der 
bundesrätllchen Version festzuhalten. 
Beim Eventualantrag, der beim Obsiegen einer Minderheit 
bei Absatz 3 zum Tragen kommt, hat die Kommission festge­
stellt, dass den Kantonen die Möglichkeit einzuräumen ist, in 
ihren kantonalen Prozessordnungen zu legiferleren und da­
bei die Streitwertgrenzen gegenüber dem Obligationenrecht 
zu erhöhen. Diese Regelung entspräche auch wieder dem 
Arbeitsrecht. Die Kommission hat daher diesen Eventualan­
trag mit 10 zu O Stimmen bei 3 Enthaltungen gutgehelssen. 
Der Antrag Schwaab lag der Kommission nicht vor und 
wurde entsprechend nicht diskutiert. Er wäre angesichts der 
erhöhten Streitwertgrenze von 50 000 Franken wohl aber 
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abgelehnt worden. Im Übrigen verweise ich auf den Even• 
tualantrag und die kantonale Kompetenz, in kantonalen Pro• 
zessordnungen höhere Streitwertgrenzen als im Obligatio­
nenrecht festzuschreiben. 

Schwaab Jean Jacques (S, VD): Oui, Madame Leuthard, si 
vous me le permettez: est-ce qua vous avez, dans les tra­
vaux de la commlsslon, consldere le falt qua pour calculer la 
valeur litigieuse, on devait multipller par 20 l'augmentation 
annuelle de loyer, ce qui represente effectivement tres vite 
un montant important? 

Leuthard Doris (C, AG), für die Kommission: Man hat dies 
nicht diskutiert, man hat lediglich generell von der Kostenlo­
sigkeit gesprochen und die Kostenfolgen, vor allem für den 
Staat, ins Feld geführt. 

Couchepln Pascal, conseiller federal: Le Conseil federal 
considere qua la gratulte jusqu'a 20 ooo francs est une 
bonne solution. C'est lnutile de multiplier las comparaisons 
trop rigides avec le droit du travail ou d'autres secteurs. 
Neanmoins, on peut quand mäme tirer un certaln nombre de 
l~ns des experiences faltes dans d'autres domaines. On 
constate qua dans le droit du travail, 9a n'a pas conduit a la 
multlplicatlon des conflits, mais au contralre a un apaise­
ment de ceux qui recourent a la justice parce qua, lorsque la 
decision est prise, sl alle est contraire a leurs lnteräts, ll n'y a 
pas an plus la charge du proces qui rend amere, dans cer­
talnes circonstances, la partie la plus faible. Et, dans certai­
nes circonstances, la partie la plus faible, 98 peut ätre meme 
lebailleur. 
Je crois qua la double procedure qua l'on envisage est 
bonne: la procedure devant l'autorite de concillation qul est 
gratuite et ensuite, la procedure judicialre, aussi gratuite. 
Ceci n'empäche pas, si un locatalre est represente par un 
avocat - et pour des montants de cette importance il est pro­
bable que las parties recourront a un avocat - qu'il y ait 
quand meme des frais d'avocat a payer. Ceux qui pretendent 
qua cette disposition va entrainer une augmentation mas­
sive, parce qua tout devient gratuit, du recours ä la justice, 
se trompent. II faudra encore payer des frais d'avocat. C'est 
simplement la procedure judicialre qui est gratuite Jusqu'a 
20 000 francs. Je ne vois pas pourquoi on an fait un drame. 
C'est quelque chose qui contribue largement a creer un 
climat apaise. 
Dans ce cas-la, le Conseil federal recommande, une fois 
n'est pas coutume, de voter a l'alinea 3 la proposition de mi­
norite subsidiaire Thanei et, par consequent, de repousser 
la proposition de minorite Menetrey-Savary. Dans ce cas, Je 
soutiens le gotha du milleu de la defense des locatairesl 

Abs. 1, 2-AI. 1, 2 
Angenommen - Adopte 

Abs. 3-AI. 3 

Erste Eventua/abstimmung - Premier vote pre/iminaire 
Für den Antrag Schwaab .... 53 Stimmen 
Für den Antrag der Minderheit 1 .... 23 Stimmen 

Zweite Eventualabstimmung - Deuxieme vote preliminalre 
FQr den Eventualantrag der Minderheit II ...• 69 Stimmen 
Für den Antrag Schwaab .... 45 Stimmen 

Deffnitiv - Definitivement 
Für den Antrag der Mehrheit .... 99 Stimmen 
Für den Eventualantrag der Minderheit II .••. 57 Stimmen 

Abs. 4-AI. 4 

Präsident (Hass Peter, Präsident): Der Antrag der Minder­
heit zu Absatz 4 entfällt. 

Angenommen gemilss Antrag der Mehrheit 
Adopte selon 1a proposition de la ma}orite 

Abs. 4bis -Al. 4bis 

Präsident (Hass Peter. Präsident): Der Eventualantrag ent­
fällt. 

Abs. 5-AI. 5 
Angenommen -Adopte 

Zlff. II Art 1, 2 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Ch. II art. 1, 2 
Proposition de la commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen -Adopte 

Zlff. II Art. 3 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Minderheit 
(de Dardel, Aeschbacher, Chiffelle, Gross Jost, Jutzet, 
Menetrey-Savary, Thanei, Tschäppät) 
Abs. 1 
Bei der ersten Mietzinsanpassung nach Inkrafttreten dieser 
Gesetzesänderung ist der Vermieter verpflichtet, den unter 
dem alten Recht erfolgten und nicht auf die Mietzinse über­
tragenen Hypothekarzinssenkungen in den Mietzinsen voll­
umfänglich Rechnung zu tragen. 
Abs. 1bis 
Kommt der Vermieter der In Absatz 1 erwähnten Pflicht nicht 
nach, steht dem Mieter das Recht zu, bei späteren Mietzins­
anpassungen die Mietzinssenkungen aufgrund der vor dem 
Inkrafttreten dieser Gesetzesänderung erfolgten Hypothekar· 
zinssenkungen geltend zu machen. 
Abs.2,3 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Antrag Keller 
Abs. 1 
Bel einem Mietverhältnis, das vor Inkrafttreten dieser Geset­
zesänderung begonnen hat, gilt der bei Inkrafttreten des 
neuen Rechtes massgebende Mietzins auf der Grundlage 
des dannzumaligen Standes des Landesindexes der Konsu­
mentenpreise als Basis für künftige Mietzinsanpassungen 
nach dem neuen Recht. 
Abs.2,3 
Streichen 

Ch. II art 3 
Proposition de 1a commission 
Maforite 
Adherer au projet du Conseil federal 

Minorite 
(de Dardel, Aeschbacher, Chiffelle, Gross Jost, Jutzet, 
Menetrey-Savary, Thanei, Tschäppät) 
Al. 1 
Lars de la premlere adaptation du loyer apres l'entree en vi­
gueur de la presente modification, le bailleur a l'obligation de 
repercuter completement sur le loyer la baisse des interets 
hypothecalres qu'II a omls de repercuter sous l'empire de 
l'ancien droit. 
Al. 1bis 
Si le bailleur ne remplit pas son obligation selon l'allnea 1 er 
ci-dessus, le locataire est an droit, lors des adaptations ul• 
terieures du loyer, de faire-valoir le facteur de baisse de loyer 
fonde sur la baisse des interäts hypothecalres pendant la 
periode precedant t'entree en vigueur de la presente modifi­
cation. 
Al.2, 3 
Adherer au projet du Conseil federal 
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Proposition Keller· 
Al. 1 
En oe qui ooncerne las baux ayant debute avant l'entrea en 
vigueur de 1a präsente modifloation, o'est le loyer applioable 
au moment da l'entree en vigueur du nouveau droit, caloule 
sur la basa des ohiffres les plus reoents de l'indioe suisse 
des prix a la consommation, qui sert de base pour les fu­
turas adaptations de loyer auxquelles il sera prooede en 
vertu du nouveau droit. 
A/.2, 3 
Biffer 

de Dardel Jean-Nils (S, GE): Avec oette disposition, nous 
evoquons un probleme tres important qui est oelui du pas­
sage entre le systeme aotuel qui lie les loyers aux interets 
hypotheoaires a un nouveau systeme au les interets hypo­
theoaires ne jouent plus de röle. 
Vous savez que, de 1989 a 1992, les loyers ont explose en 
Suisse ä oause de ia hausse des interets hypotheoaires 
et qu'ulterieurement, jusqu'en 1999/2000, les loyers qui 
auralent d0 baisser normalement selon l'applioatlon usuelle 
de la loi, n'ont pas baisse. De 1a sorte, las proprietalres ont 
enoaisse des benefioes supplementaires extremement lm­
portants qui ont ete estimes, par une expertise indepen­
dante de l'instltut BASS de Berne, a un montant total de plus 
de 18 milliards de franos entre 1989 et 1999. 
Cette situation, qui est extremement ohoquante, a oonduit le 
Conseil federal a prevoir une disposition transitolre qui pre­
oonise qua, lors de la premiere adaptation de loyer en vertu 
du nouveau droit, le bailleur doit tenir oompte de ta baisse 

. des interets hypotheoaires qu'il n'a pas enoore reperoutee 
sur le loyer. Or, la plupart des bailleurs en Suisse n'ont pas 
reporte la baisse des interets hypotheoaires sur las loyers 
dans les dix annees preoedentes. 
Cette sltuation a ete prise an consideration par le Conseil fe­
deral, mais de maniera insuffisante paroe qu'on sait tres 
bien que seule une petite mlnorite de looataires conteste las 
hausses de loyers. Dans oes conditions, dans !'immense 
majorite des oas, si an se limite a. tenir campte de l'injustloe 
qui s'est produlte oes dernieras anneas, a n'en tenir compte 
qu'une seule fols, o'est-ä-dire au moment de la premiere 
adaptatlon, la solution adoptee ne oonduit pas veritablement 
a redresser l'injustice. Pour oette raison, la minorite preoo­
nise qua le looatalre puisse invoquer la non-reperoussion de 
la baisse des interets hypotheoaires non seulement une pre­
miere fols, lors de la premiere adaptatlon de loyer au mo­
ment de l'entrea an vlgueur du nouveau droit, mais 
egalement ulterieurement lors des adaptations suivantes. 
C'est la seule maniere de retabllr l'injustloe qui s'est pro­
duite. Et oette lnjustioe est preolsement a l'origine du lanoe­
ment de !'initiative populaire «pour des loyers loyaux» paroe 
qua c'est sur cette question de ta non-repercussion de la 
baisse des interäts hypotheoalres qua las associations de lo­
cataires se sont mobilisees pour trouver une solutlon. 

Keller Robert (V, ZH): Artikel 3 der Übergangsbestimmun­
gen verlangt sinngemäss, dass in laufenden Mietverhältnis• 
sen der Mietzins dem allenfalls reduzierten Zinssatz der 
Hypotheken anzupassen ist Erst dann kann er, gestOtzt auf 
die Bestimmungen des neuen Rechtes, erhöht werden. Die 
Vermieter werden dadurch gezwungen, Mietzinssenkungen 
seit der letzten massgebenden Mietzinsfestlegung zu ge­
währen. Dies aber nur, wenn der Mietzins noch auf einem 
höheren Niveau als auf dem bei Inkrafttreten des neuen 
Rechtes massgebenden Satz fOr erste Hypotheken beruht. 
Dies auch in Fällen, in denen bis heute die entsprechenden 
Senkungsbegehren von Mietern nicht gestellt wurden oder 
der Mietzins nach Massgabe des Mietvertrages von Verän­
derungen des Hypothekarzinssatzes gar nicht betroffen 
wird. 
Der Wortlaut von Artikel 3 Absatz 3 ist nicht klar: Kann der 
Vermieter eine rechnerisch ermittelte Reduktion des Mietzin­
ses gestOtzt auf einen tieferen Hypothekarzinssatz verwei­
gern? Reichen dafür die Hinweise auf relative Erhöhungs-
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gründe bzw. auf absolute Missbrauchskriterien - denken Sie 
an Kostenstelgerunge_n, Mehrleistungen, Kosten aus grösse­
ren, umfangreichen Uberholungen? Der Wortlaut von Ab­
satz 1 der erwähnten Bestimmung scheint dies auszu­
sohliessen; dies entgegen den Bemerkungen des Bundes­
rates in der Botschaft zu Absatz 3. 
Selbst wenn eine entsprechende Kompensation zulässig 
wäre, ist die Regelung gemäss Gegenvorschlag abzuleh­
nen. Jeder Vermieter würde gezwungen, auch nicht ver­
langte Senkungen an die Mieter weiterzugeben. 
Damit würde er auch gezwungen, die Gründe nachzuwei­
sen, die einer Reduktion entgegenstanden. Aufgrund der kri­
tisierten Fehlentwicklung Ist absehbar, dass der geforderte 
Nachweis häufig scheitern wird. Dies bedeutet indessen kei­
neswegs, dass entsprechende Mietzinse «missbräuchlich» 
sein müssen. 
Es ist nicht einzusehen, weshalb die Frage einer allfälligen 
Mlssbräuchllohkeit nicht nach neuem Recht beurteilt werden 
soll. Das neue Recht verfolgt ja gerade den Zweck, die Beur­
teilung missbräuchlicher Mietzinse zu vereinfachen. Die 
Mietzinse werden von der Entwicklung des Hypothekarzln­
ses abgekoppelt. 
Darum empfehle loh Ihnen, bei Absatz 1 meinem Antrag zu­
zustimmen und die Absätze 2 und 3 zu streichen. 

Thanel Anita (S, ZH): loh ersuche Sie im Namen der SP­
Fraktion, den Minderheitsantrag de Dardel zu unterstützen 
und den Antrag Keller abzulehnen. 
Ganz kurz zur Begründung: In Artikel 3 befinden wir über 
eine wichtige Frage, nämlich von welcher Basis wir nach 
dem Systemwechsel in der Mietzinsgestaltung ausgehen 
sollen. Das Hauptthema In diesem Rat, vor allem In der letz­
ten Woche, war nämlich die Frage, zu was diese unselige 
Koppelung von Hypothekarzlnssatz und Mietzins gefOhrt 
hat. Sie haben letzte Woche bestritten, dass ein grosser Teil 
der Vermieter, wie wir ausgefOhrt haben, die Senkungen 
nicht weitergegeben haben. Heute widersprechen Sie sich, 
indem Sie nämlich der Ansicht sind, es sei keine Korrektur 
fällig. Wenn unsere Angaben von letzter Woche nicht zutref­
fen würden, müssten Sie Ihren Antrag, Herr Keller, gar nicht 
stellen. 
Jetzt zum Inhalt Der Bundesrat hat zu Recht erkannt, dass 
die Basis bei der Einführung des neuen Systems bereinigt 
werden muss, und zwar nach altem Recht. Das heisst, dass 
diejenigen Vermieter, welche die Senkungen nicht weiterge­
geben haben, diese Senkungen noch weitergeben mOssen. 
Leidtragende Ihres Antrages, Herr Keller, wären u. a auch 
die fairen Vermieter, nämlich jene, die alle Senkungen wei­
tergegeben haben. Diese können die Miete nämlich auch 
nicht auf das beim Inkrafttreten des neuen Rechtes verbind­
liche Niveau anheben. 
Zum Bundesrat: Das Problem Ist, dass sein Vorschlag nicht 
genügt. Er genügt nämlich in Jenen Fällen nicht, in denen die 
Mieter und Mieterinnen bei einer ersten Erhöhung keine An­
fechtung machen; dann Ist das Thema Hypothekarzins end­
gültig vom TJSCh. Deshalb muss dem Antrag der Minderheit 
de Dardel gefolgt werden, damit diese Ungerechtigkeit beho­
ben wird. 
Nun noch ein letztes Wort zum Antrag Keller: Sie haben ge­
sagt, die Bestimmung des Bundesrates und auch der Min­
derheit sei unklar. Sie haben Absatz 3 offensichtlich nicht 
gelesen. Dort steht nämlich klar, dass die Mietzinsanpas­
sungen nach altem Recht erfolgen, d. h., dem Vermieter blei­
ben sämtliche Einwendungen nach altem Recht, um diese 
Basis zu bereinigen. 
Ich bitte Sie, auf jeden Fall den Antrag Keller abzuweisen. Er 
würde nämlich dazu fahren, dass die fairen Vermieter be­
straft werden und auch jene Mieterinnen und Mieter, welche 
bereits während der letzten zehn Jahre diese 18,8 Milliarden 
Franken zu viel Miete bezahlt haben. 

Aeschbacher Ruedi (E, ZH): Was haben wir Im geltenden 
Recht an Variablen bei einer Mietzinserhöhung? Es ist der 
Hypozins, es sind die Unterhaltsteuerungen, und es sind die 
Kapitalteuerungen, d. h. die Indexierung. Mit diesen drei Va-
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riablen kann man im geltenden Recht bei Mietzinserhöhun­
gen argumentieren. 
Nun würde es sich eigentlich, wenn es um die Übergangsbe­
stimmung geht, darum handeln, für alle diese drei Faktoren 
die richtige Einstiegshöhe ins neue Recht festzulegen. Der 
Bundesrat hat dies mit Artikel 3 der Übergangsbestimmun­
gen für den Hypozins getan und erklärt, dass sowohl nicht 
weitergegebene Senkungen als auch nicht geltend ge­
machte Erhöhungen noch nachgeholt werden können. 
Diese Vorschrift schützt also zu gleichen Teilen die Mieter­
wie die Vermieterseite. 
Der Bundesrat hat sich aber nicht zur Frage geäussert, was 
übergangsrechtlich mit den beiden anderen Positionen, die 
ich erwähnt habe - Index und Unterhaltsteuerung -, gesche­
hen soll. Hier liegt vermutlich einer der Gründe, die Herrn 
Keller dazu geführt haben, seinen Antrag zu stellen. Aber: 
Mit seinem Antrag schüttet Herr Keller das Kind mit dem 
Bade aus. Das Kind, das sind die anständigen Vermieter, 
und solche sind eben nicht nur Genossenschaften, sondern 
auch viele Private, bei denen menschliche Überlegungen 
vor allzu grossem Profltdenken stehen. 
Herr Keller hat auch versichert, er gehöre wohl zu dieser 
Gruppe und nicht zu jener, die sich um unredliche Profite be­
mühe. Diese anständigen Vermieter also werden mit dem 
Antrag Keller für dumm verkauft und durch das Streichen 
von Absatz 2 für einen anständigen Umgang mit dem Mieter 
direkt bestraft. 
Ich gehöre mit meiner Fraktion zu Jenen, die den Minder­
heitsantrag unterstützen. Mir geht es insbesondere um Ab­
satz 2. Auch diejenigen Vermieter und Mieter, die keine 
Rechtskenntnisse haben - das ist sicher eine Mehrheit auf 
Mieter-, aber auch auf Vermieterseite -, sollen später noch 
geltend machen können, es seien altrechtliche Hypozins­
senkungen oder -erhöhungen nicht gewährt worden. Wenn 
wir eine Einstiegsmiete aufgrund des Zeitpunktes des ln­
krafttretens des neuen Rechtes festlegen, ist das nicht mehr 
möglich. 
Ich ersuche Sie somit, im Sinne der Unterstützung der vie­
len, anständigen Vermieter den Antrag Keller abzulehnen 
und dem Antrag der Minderheit zuzustimmen. 

Hegetschweller Rolf (R, ZH): Es ist rührend, wie sich Frau 
Thanel und Herr Aeschbacher für die anständigen Vermieter 
einsetzen. Das höre Ich in dieser Debatte heute zum ersten 
Mal und danke dafür. 
Es gibt aber natürlich auch Mietzinssenkungen oder Hypo­
thekarzinssenkungen, die nicht weitergegeben worden sind, 
weil sie durch andere Leistungen kompensiert worden sind, 
beispielsweise durch Investitionen oder Unterhaltsarbeiten. 
Das ist der Normalfall. 
Artikel 3 der Übergangsbestimmungen verlangt ja, dass bei 
laufenden Mietverhältnissen der Mietzins allenfalls an einen 
reduzierten Hypothekarzinssatz anzupassen ist, bevor man 
ihn, gestützt auf die Bestimmungen des neuen Rechtes, er­
höhen kann. Damit sollen die Vermieter gezwungen werden, 
seit der letzten massgebenden Mietzinsfestlegung die Sen­
kungen zu gewähren, falls der Mietzins auf einem höheren 
als dem bei Inkrafttreten des neuen Rechts massgebenden 
Hypothekarzinssatz beruht. Dies auch in Fällen, ln denen bis 
heute seitens der Mieterschaft keine entsprechenden Sen­
kungsbegehren gestellt worden sind, oder in Fällen, in de­
nen die Mietzinse von Veränderungen des Hypothekar­
zinssatzes gar nicht betroffen sind. 
Es Ist nicht einzusehen, warum die Frage einer allfälligen 
Missbräuchlichkeit des Mietzinses noch nach altem und 
nicht nach neuem Recht beurteilt werden soll. Gerade das 
neue Recht hat ja zum Ziel, die Beurteilung missbräuchli­
cher Mietzinse zu vereinfachen und diese von der Entwick­
lung der Hypothekarzinssätze abzukoppeln. 
Der Antrag Keller geht davon aus, dass man mit Inkrafttreten 
des neuen Rechtes diesen Schritt vollzieht. Ich bitte Sie des­
halb, den Antrag Keller zu unterstützen, auf jeden Fall aber 
den Antrag der Minderheit de Dardel abzulehnen. 

Leuthard Doris (C, AGl, für die Kommission: Bei einem Sys­
temwechsel sind die Ubergangsbestimmungen immer be­
sonders wichtig. Wenn sich nun der Hypothekarzlns in der 
Zukunft nicht mehr auf den Mietzins auswirken soll, so stellt 
sich die Frage, was mit den bisherigen Mietverhältnissen 
passiert. Absatz 1 im Entwurf des Bundesrates, den die 
Kommissionsmehrheit übernommen hat, sieht vor, dass der 
Vermieter den Mietzins nur erhöhen kann, wenn er den Miet­
zins an den Hypothekarzlns anpasst, d. h. einen allfälligen 
Senkungsanspruch des Mieters berücksichtigt. 
Entgegen den Ausführungen von Frau Thanei hat die Kom­
mission sehr wohl diskutiert, dass tendenziell in der Vergan­
genheit Hypothekarzlnssenkungen nicht im gleichen Aus­
mass weitergegeben wurden wie -erhöhungen. Umso mehr 
erweist sich eben diese Lösung In Absatz 1 nach dem Ent­
wurf des Bundesrates als sachlich korrekt und auch nötig. 
Das will an sich auch die Minderheit In den Absätzen 1 und 
1 bis, jedoch beinhaltet dieser Antrag sämtliche nicht weiter­
gegebenen Senkungen, während die bundesrätliche Version 
auf die Situation zum Zeitpunkt des lnkrafttretens abstellt. 
Die Kommission hat den Antrag der Minderheit mit 14 zu 
8 Stimmen abgelehnt. 
Der Antrag Keller lag der Kommission vor und wurde ent­
sprechend auch diskutiert. Man hat sich vor allem daran ge­
stossen, dass mit dem Begriff «dannzumaligen» ein irrefüh­
render Begriff im Text vorhanden ist, der wieder auslegungs­
bedürftig wäre. Der Antrag wurde daher mit 14 zu 7 Stim­
men abgelehnt. Ich empfehle Ihnen, dasselbe zu tun. 

Glasson Jean-Paul (R, FR), pour la commission: Le Conseil 
federal veut que las bailleurs qui ont reporte sur les loyers 
les balsses des taux hypothecaires ne soient pas desavanta­
ges par rapport a ceux qui ne l'ont pas fait. Les locataires, 
pour leur part, doivent pouvoir garder leur droit a une diminu­
tion de loyer. 
Ces deux objectifs visent a l'equite et reclament que le 
bailleur adapte d'abord las loyers en fonction du taux hypo­
thecaire faisant foi a l'entree en vigueur du nouveau droit, 
lors de la premiere augmentation de loyer intervenant selon 
les nouvelles dispositlons dans la mesure ou le loyer prece­
dent etait base sur un taux hypothecaire plus eleve. Ensuite, 
J'adaptation selon le nouveau drolt interviendrait sur la base 
du loyer ainsl deterrnine. 
La minorite de Dardel, pour sa part, propose que le bailleur 
ait l'obllgation, lors de la premlere adaptation du loyer selon 
le nouveau droit, de repercuter completement sur le loyer la 
baisse des lnterets hypothecalres qu'il n'aurait pas effectuee 
sous l'ancien drolt. 
L:allnea 1 bis complete le dlspositif: le locatalre aurait le droit 
de faire valoir la balsse de loyer fondee sur la baisse des 
interets hypothecaires pendant la periode precedant l'entree 
en vigueur du nouveau droit, lors des adaptations ulterieu­
res de loyer, si le bailleur ne rempllt pas l'obligation de l'all­
nea 1er. 
La majorite de la commlsslon soutient le projet du Conseil 
federal en estimant que la proposition de minorite va trop 
loin, est difflcile d'application et met en peril la securite du 
droit en laissant survivre t'application de l'anclen droit 
longuement puisque la mise en oeuvre de l'alinea 1 bis per­
mettrait au locataire d'agir non seulement lors de la premiere 
adaptation du loyer, mais encore lors d'adaptatlons ulte­
rieures. La majorite suit donc le Conseil federal et estime 
necessaire de limiter autant que faire se peut rapplicatlon 
du droit transltolre. Sa decislon a ete prise par 14 voix 
contre 8. 
Quant a la proposition Keller, alle a ete discutee dans le ca­
dre d'une proposition deposee par Mme Vallendar qui en 
etait en tout cas proche et alle a ete repoussee par la com­
mission, par 14 voix contre 7. 
La commission ne desire pas qu'II y ait une coupure trop 
abrupte entre les deux systemes et qu'il y alt une dispositlon 
transitoire qui permette de faire agreablement et dans la 
meilleure des formules la transitlon entre les deux systemes. 
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Couchepln Pascal, conseiller federal: Situation typique: a 
droite, la proposltion Kel!er qui voudralt donner une prima ä 
ceux qui n'ont pas applique les dispositions actuelles et qui 
n'ont pas reduit les loyers en fonctlon de l'evolution ä la 
baisse du taux hypothecalre. C'est injuste qu'on abandonne 
ce droit; ce seralt une prima a ceux qui n'ont pas respecte 
les dispositions legales en defaveur du locataire. A gauche, 
la proposition de minorite de Dardel, lequel veut ätre telle­
ment sür que l'on applique la baisse du loyer consecutive a 
une baisse des taux hypothecalres qu'il prolonge dans le 
temps la possibilite d'exlger cette baisse et finit, comme l'ont 
dit las deux rapporteurs, par provoquer l'insecurite du droll 
L:insecurite du droit. c'est generalement quelque chose qui 
ne proflte pas aux plus faibles. 
Le Conseil federal veut. a travers des dispositions transitol­
res, donner la possibilite d'appliquer las baisses de loyer 
consecutlves a des baisses du taux hypothecalre, mais alle 
veut qua si cela ne se falt pas lors de la premiere adapta­
tion, s'il n'y a pas eu de contestation lors de la premiere 
adaptation, l'affaire soit oubliee, abandonnee. II ne faut pas 
qua ce genre de contentieux puisse ätre trop longtemps pro­
longe. La aussi, il y va de maintenir une paix proprietaire/ 
locataire. 
Nous vous invitons donc a soutenir Ja proposltlon de la majo­
rite. 

Abstimmung- Vote 

Eventuell - A tltre prellmlnaire 
Für den Antrag Keller ...• 77 Stimmen 
Für den Antrag der Minderheit .... 56 Stimmen 

Definitiv - Definitivement 
Für den Antrag der Mehrheit •..• 99 Stimmen 
Für den Antrag Keller .••• 52 Stimmen 

Ziff. II Art. 4, 5 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Ch. II art. 4, 5 
Proposition de la commlssion 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen -Adopte 

Zlff. II Art. 6 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Streichen 

Minderheit 
(Thanel, Aeppli Wartmann, Aeschbacher, Chiffelle, de Dar­
del, Gross Jost. Jutzet, Menetrey-Savary, Tschäppät) 
Abs.1 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Abs.2 
Solange die Statistiken noch nicht vorliegen, bestimmt sich 
die Missbräuchlichkeit nach dem alten Recht. 

Eventualantrag Schwaab 
Abs.2 
(falls der Antrag der Minderheit abgelehnt wird) 
Solange die Mietspiegel noch nicht vorliegen, hat diejenige 
Partei die Vergleichsmieten nachzuweisen, die sich darauf 
beruft. Der Nachweis kann durch fünf vergleichbare Objekte 
erbracht werden. 

Ch. U art. 6 
Proposition de la commlssion 
Majorite 
Bitter 
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Mlnorite 
(Thanei, Aeppli Wartmann, Aeschbacher, Chiffelle, de Dar­
del, Gross Jost, Jutzet, Menetrey-Savary, Tschäppät) 
Al. 1 
Adherer au proJet du Consell federal 
Al.2 
Le caractere abusif se definit d'apres l'ancien droit Jusqu'a 
ce qua les statistiques solent disponibles. 

Proposition subsidiaire Schwaab 
AJ.2 
(au cas ou la proposltion de la minorite serait rejetee) 
Aussi longtemps qua les statistiques des loyers ne sont pas 
disponibles, les loyers comparatlfs doivent Atre fournis par la 
partie souhaitant les lnvoquer. La preuve peut ätre apportee 
par la presentation de cinq objets comparables. 

Präsident (Hess Peter, Präsident): Der Antrag der Minder­
heit und der Antrag Schwaab sind bereits erledigt 

Angenommen gemäss Antrag der Mehrheit 
Adopte selon la propositlon de la majorlte 

Zfff. II Art. 7 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Ch. II art. 7 
Proposition de la commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen -Adopte 

Zlff.111 
Antrag der Kommission 
Titel 
Schlussbestimmungen 
Art. 1 
Der Bundesrat kann für gemeinnützige Wohnbauträger ein­
zelne Bestimmungen der Mietzinsgestaltung besonders re­
geln. 
Art.2 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Ch. III 
Proposition de 1a commlssion 
ntre 
Dispositions finales 
Art. 1 
Le Conseil federal peut edicter des dispositlons speciales 
reglant Ja formation des loyers des maitres d'ouvrage d'uti-­
lite publique. 
Art.2 
Adherer au projet du Conseil federal 

Präsident (Hass Peter, Präsident): Auf Seite 18 der Fahne 
heisst der Trtel unter der Ziffer III Schlussbestimmungen und 
nicht Übergangsbestimmungen. 

Angenommen -Adopte 

Gesamtabstimmung - Vote sur l'ensemble 
(namentlich - nominatif: Beilage - Annexe 99.076/1091) 
Für Annahme des Entwurfes .... 95 Stimmen 
Dagegen ..•• 55 Stlmmen sick,e.. S. 201 

Abschreibung - Classement V of r p. :Z.01 

Antrag des Bundesrates 
Abschreiben der parlamentarischen Vorstösse 
gemäss Brief an die eidgenössischen Räte 
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Proposition du Conseil federal 
Classer les interventlons parlementaires 
selon lettre aux Chambres federales 

Angenommen -Adopte 

1490 

1. Bundesbeschluss über die Volksinitiative «Ja zu fai­
ren Mieten» 
1. Arr6te federal relatlf a l'lnltlatlve populalre «pour des 
loyers loyaux» 

Fristverlängerung gemäss Artikel 27 Absatz 5bls GVG 
Antrag der Kommission 
Die Frist für die Behandlung der Volksinitiative «Ja zu fairen 
Mieten" wird um ein Jahr verlängert. 

Prolongation du delal selon l'artlcle 27 allnea 5bls LREC 
Proposition de Ja oommission 
Le delai pour traiter !'initiative populaire «pour des loyers 
loyaux» est prolonge d'une annee. 

Angenommen - Adopte 
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99.076 

Teilrevision des Mietrechtes 
und Volkslnltlatlve 
ccJa zu fairen Mieten» 
Revision partlelle du drolt de ball 
et initiative populaire 
«pour des loyers loyaux» 

Frist - Delai 
Botschaft des Bundesrates 15.09.99 (BBI 1999 9823) 
Message du Conseil fl!deral 15.09.99 (FF 1999 9127) 
Natfonalrat/Consell national 04.12.00 (Erstrat-Premier Conseil) 
Nationalrat/Conseil national 05.12.00 (Fortsetzung- Suite) 
Nationalrat/Conseil national 11.12.00 (Fortsetzung - Suite) 
Bericht BK-SR 11.12 oo 
Rapport CAJ.CE 11 12 00 
Ständerat/Conseil des Etats 14.12.00 (Frist - DEMal) 

1. Bundesbeschluss Ober die Volksinitiative «Ja zu fai­
ren Mletem• 
1. Arr6te federal relatlf a l'lnltiatlve populalre «pour des 
loyers loyaux» 

Antrag der Kommission 
Die Kommission beantragt einstimmig, die Frist zur Behand­
lung der Volksinitiative ccJa zu fairen Mieten» um ein Jahr zu 
verlängern. 

Proposition de la commission 
La commlsslon propose, a l'unanlmite, de prolonger d'un an 
le delal pour le traitement de !'initiative populaire «pour les 
loyers loyaux». 

Marty Dick (R, Tl), pour la commisslon: Je seral tres bref. 
Le Conseil national a adopte il y a exactement trois Jours un 
projet de revision partielle du droit de bail dans le Code des 
obligatlons. C'est un contre-projet lndirect a !'initiative popu­
laire ccpour des loyers loyaux». Le Conseil national a egale­
ment decide la prolongation du delai. Nous proposons de 
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faire la meme chose, et je tlens a preciser que notre proposl­
tion est conforme a la loi sur les rapports entre les Conseils. 
Je crois qua f ai ete sufflsamment complet. 

Angenommen -Adopte 
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99.076 

Teilrevision des Mietrechtes 
und Volksinitiative 
«Ja zu fairen Mieten» 
Revision partielle du droit de ball 
et initiative populaire 
«pour des loyers loyaux» 

Zweitrat - Deuxieme Conseil 
Botschaft des Bundesrates 15.09.99 (BBI 1999 9823) 
Message du Conseil federal 15.09.99 (FF 1999 9127) 
Natlonalrat/ConseU nallonal 04.12.00 (Erstrat- Premier Consell) 
Nallonalrat/Consell national 05.12.00 (Fortsetzung - Suite) 
Nallonalrat/Consen natlonal 11.12.00 (Fortsetzung - Suite) 

Bericht BK:SB 11.12.00 
ß!mport CAJ-CE ll 12.00 
Ständerat/Consell des Etats 14.12.00 (Frist- Delal) 
Ständerat/Conseil des Etats 04.12.01 (Zweitrat- Dewdema Conseil) 
Ständerat/Conseil des Etats 05.12.01 (Fortsetzung-Suite) 
Nallonalrat/Conseß nat!onal 14.12.01 (Ordnungsantrag- Motion d'ordre) 
Ständerat/ConseU des Elats 14.12.01 (Ordnungsantrag- Motion d'ordre) 

Le prealdent (Cottler Anton, prasident): Nous examinons 
d'abord Je contre-projet, c'est-ä-dire la modiflcatlon du Code 
des obligatlons. 

Pflsterer Thomas (R, AG), fOr die Kommission: Die wich­
tigste Feststellung: Auch Ihre Kommission beantragt keine 
perfekte Lösung. Was wir erreichen können, Ist lediglich eine 
etwas bessere oder eine etwas weniger problematische Lö­
sung. Es sei versucht, die Problematik in vier Schritten zu 
skizzieren: die Problemlage, die Perspektiven fQr eine Mehr­
heitslösung, das Konzept Ihrer Kommission und eine kurze 
WQrdlgung. 
Zunächst zur Problemlage. Sie lässt sich mit folgenden 
Stichworten umschreiben: Die Mietrechtsproblematik hat 
eine gesellschafts- und eine staatspolitische Dimension. Sie 
basiert auf komplexen Anforderungen der Bundesverfas­
sung. Es liegt eine problematische Volksinitiative vor, und 
die Mletrechtsproblematlk basiert auf einer schwierigen ge­
setzlichen Lage. 
Darf ich diese vier Stichworte kurz erläutern? Zur gesell­
schafts- und staatspolitischen Bedeutung: Wir sind ein Volk 
von Mietern. Zwei Drittel unserer Bevölkerung leben In Miet­
wohnungen, und nur etwa ein Drittel verfügt Ober Wohnei­
gentum. Wir sind damit Spitzenreiter In Westeuropa, sowohl 
was die Mieterquote als auch - negativ - was die ElgentO­
merquote anbetrifft. Die Mieter geben etwa 25 Prozent Ihrer 
Haushaltausgaben fOr die Miete aus. Daraus ersieht man 
die soziale Bedeutung, aber auch die polltlsche Sensibilität 
dieses Themas. Genauso mOssen wir aber die Bedeutung 
des Hauseigentums als aktuelles und kOnftlges Eigenheim, 
aber auch als Kapitalanlage unterstreichen, das Ist wichtig. 
Dazu gehört - auch aus der Sicht des Mieters - das Investi­
tionsinteresse der Hauseigentümer. Dabei Ist die langfristige 
Perspektive von der kurzfristigen zu unterscheiden. Die kurz­
fristige hat In letzter Zelt etwas an Bedeutung gewonnen. 
Neben der Bedeutung für die Mieter und Hauselgentamer 
besitzt die Vorlage - das möchte Ich unterstreichen - eine 
staatspolitische Dimension. Es geht um Spannungen zwi­
schen Stadt und Land, zwischen Kernstädten und Agglome­
rationen, zwischen gewissen Westschweizer Kantonen und 
dem Gros der Deutschschweizer Kantone. Es geht auch um 
Spannungen zwischen Berg- und Mittellandgebieten. Die 
Mietrechtsvorlage hat eine Bedeutung für die Kohärenz un­
seres Landes. 
Eine zweite Bemerkung zum Hintergrund, zur Ausrichtung 
auf die Bundesverfassung: Die Gesetzgebung Ober das 
Mietrecht muss ganz komplexen Anforderungen genügen, 
namentlich dem Missbrauchsschutz. Es geht um das Miet­
wesen, es geht aber auch um die Eigentumsgarantie, um die 

Wirtschaftsfreiheit und um die Eigentumsförderung. Das Ist 
vor allem der Mieterschutzauftrag. 
Die Diskussion In der Kommission lässt sich wie folgt zu­
sammenfassen: Der Missbrauchsbegriff erfordert eine abso­
lute Grenze, unabhängig von der zufälligen wirtschaftlichen 
Situation des Mieters und unabhängig vom Markt Der 
Schutzauftrag führt gelegentlich zu Einschränkungen gegen­
Qber dem Markt. Er rechtfertigt aber keine staatliche Fest­
setzung der Mietzinsen und keine Mietzlnskontrol1e im 
landläufigen Sinn. Die Besonderheiten des Mietmarktes sind 
selbstverständlich zu berücksichtigen: Ich nenne sowohl die 
durchschnittliche Dauer eines Mietverhältnisses von 6 bis 
7 Jahren - das spielt für unsere Diskussion dann eine Rolle -
als auch die strukturelle Schwäche des Mieters, das Investi­
tions- und Erneuerungsinteresse des HauseigentQmers, die 
Eigenheiten von Angebot und Nachfrage sowie die geringe 
Beweglichkeit beim Wohnungswechsel. Bundesrat und Na­
tionalrat haben sich um eine ausgewogene Lösung, um die 
Verteilungsneutralität bemüht Das muss auch für uns die 
Richtschnur sein. Die Mieter mOssen das Investitions-, Un­
terhalts-, Erneuerungs- und Gewinninteresse der Vermieter 
anerkennen, letztlich auch in Ihrem eigenen Interesse. Die 
Vermieter haben aber auch die Missbrauchsschranke als so­
zialen Schutz zu akzeptieren. Diese Verteilungsneutralität 
gewährt dem Gesetzgeber und damit auch uns einen breiten 
Entscheidungsspielraum. 
Eine dritte Bemerkung zum Hintergrund: Es Ist eine proble­
matische Volksinitlatlve. Die Volksinitlatlve «Ja zu fairen Mie­
ten» Ist dreifach problematisch: Inhaltlich, funktionell und ge­
setzgeberisch bzw. verfassungsrechtlich. Inhaltlich ist sie 
problemapsch, Indem sie das bestehende System der Kos­
tenmiete übernimmt und einfach perfektionieren, den Kündi­
gungsschutz noch verstärken und namentilch den Hypothe­
karzins als Massstab beibehalten will. Sie Ist funktionell 
problematisch, weil sie aus den Schfichtungsstellen kleine 
Gerichte macht. Sie Ist verfassungsrechtlich und gesetzge­
berisch problematisch, weil sie im Grunde genommen eine 
Gesetzesinitiative Ist Sie greift einzelne Punkte aus der Ge­
setzgebung heraus, hebt sie auf Verfassungsebene und 
schafft damit ein Problem. Wenn man einfach einzelne Be­
stimmungen aus einem zusammenhängenden Gesamtwerk 
herausnimmt und ihnen einen höheren Rang gibt, gibt das 
erhebliche Probleme bei der Anwendung; sie sind voraus­
sehbar. 
Sch!iessllch besteht eine schwierige gesetzliche Ausgangs­
lage. Die heutige Gesetzgebung Ist ein Geflecht, das Im 
Laufe etwa einer Generation schrittweise entstanden ist. Es 
hängt eng zusammen. Wir können nicht einfach Einzel­
punkte revidieren, ohne dass es auf viele andere Stellen 
Auswirkungen hat. Sie sehen das deutlich am Minderheits­
antrag zu den Geschäftsräumen. Diese eine Änderung zieht 
einen ganzen Rattenschwanz von Folgeänderungen nach 
sich. 
Es gibt ein weiteres Problem: Irgendwie scheint die Miet­
rechtsdiskussion in der Schweiz auf zwei Ebenen abzulau­
fen. Wir können eine obere und eine untere Ebene unter­
scheiden. Die obere Ebene, wenn Ich es etwas salopp 
ausdrücken darf, Ist die Ebene der Profis: die Ebene der Ver­
bände, der Gerichte, der Anwälte, der lmmoblllenbranche 
usw. Diese kennen das Gesetz, operieren mit dem Gesetz, 
funktionieren im Alltag mit dem Gesetz. 
Aber auf der unteren Ebene Ist das breite Volk der Mieter, zu 
dem ich mich auch zähle. Sie sind von der Gesetzesebene 
weit entfernt. An der Front, bei den vielen Mietern und Ver­
mietern, herrscht Im Wesentlichen Ruhe und soweit erslcht­
llch auch Zufriedenheit mit dem heutigen Zustand. Die 
Diskussion Ist eine Diskussion auf der abgehobenen Ebene 
des Parlamentes und der Profis, und das muss man bei der 
Beurteilung dieses Geschäfts bedenken. 
Die Realität Ist jedenfalls die, dass ganz wenige formelle 
Streitverfahren hängig sind - es geht um eine Anzahl Im 
Promilleberelch. Normalerweise erledigt man diese Fälle mit 
dem gesunden Menschenverstand, und mit dem allgemei­
nen Vertragsrecht kommt man durch, ohne dass das allzu 
grosse Schwierigkeiten bereitet So viel zum Hintergrund. 
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Zu den Perspektiven fOr eine Mehrheitslösung, wir sind ja 
Zweitrat Eine Mehrheitslösung muss sich meines Erachtens 
auf mindestens vier Pfeiler abstützen: 
1. Es geht um das Ziel, den Mieterfrieden zu erhalten. 
2. Wir stellen fest, dass - auch auf der oberen Ebene - die 
Einsicht wächst, dass wir vernünftigerweise eine gemein­
same, vermittelnde Lösung, einen indirekten Gegenvor­
schlag, finden massen. 
3. Die Zlelvorstellungen nähern sich immer mehr an, meine 
ich. Es gibt eine gemeinsame Basis. 
4. Es gibt damit auch die Möglichkeit einer Vermittlungsvari­
ante, daran mOssen Stände- und Natlonalrat arbeiten. 
Das zentrale Ziel des Mieterfriedens liegt Im allgemeinen In­
teresse. Damit mOssen sich auch die Profis auseinander set­
zen, und das wollen sie auch. Ich möchte dankbar anerken­
nen: Ein wichtiger Grund tar diesen Mieterfrieden ist der 
Einfluss der Verbände, die sehr viel Arbeit an Beratung, Ver­
mittlung und Schlichtung leisten. Das muss dankbar aner­
kannt werden. 
Zur wachsenden Einsicht Wenn nicht vieles täuscht, Ist ein 
Annäherungsprozess im Gang, auch zwischen den Verbän­
den. Dafür dOrfen wir dankbar sein, Ober Einzelheiten mas­
sen wir sicher diskutieren. 
Zu den gemeinsamen Zlelvorstellungen: Dieser Annähe­
rungsprozess ist umso leichter, als in vielen Bereichen ge­
meinsame Zlelvorstellungen auszumachen sind. Im Negati­
ven: Man Ist sich heute weitgehend einig - ich habe 
jedenfalls keine wesentlich andere Stimme gehört -, dass 
wir uns vom Hypothekarzins lösen sollten und dass die Kos­
tenmiete kaln tauglicher Ansatz Ist In unserer Kommission 
war dies ebenfalls unbestritten. Positiv ausgedruckt: Wir 
massen versuchen, eine vereinfachte, transparente, prakti­
kable, voraussehbare, berechenbare - eine auch tar die Ver­
mieter berechenbare - Lösung mit wenigen MletzlnssprOn­
gen sowie eine Regelung des Problems der Handänderun­
gen zu finden. 
Das führt zu den Anträgen der Kommission für Rechtsfra­
gen. Zunächst zur Entstehung und zum Vorgehen: Der Hin­
tergrund war selbstverständlich der Entwurf des Bundes­
rates vom 15. September 1999 und der Beschluss des Na­
tionalrates vom 5. Dezember 2000. Darauf gestatzt haben 
wir eine Reihe von Anhörungen durchgefOhrt Wir haben vor 
allem drei Experten beigezogen: für die rechtlichen Fragen 
Herrn Bundesgerichtspräsident Hans Peter Walter, für die 
ökonomischen Fragen Herrn Professor Bernd Schlps vom 
KOF der ETH Zürich sowie Madame Christine Haberma­
cher-Droz, die Präsidentin des Mietgerichtes des Kantons 
Waadt. Dazu sind noch . Privatgutachten eingereicht worden, 
die uns sicher geholfen haben. 
Welche Fragen stellen sich konzeptionell? Es sind im 
Grunde genommen nur drei Hauptfragen und dann ein paar 
Einzelfragen. Die erste Frage ist diejenige nach dem Anwen­
dungsbereich der Mieterschutzbestimmungen, Insbeson­
dere das Problem der Geschäftsräume. zweitens geht es 
um die Modellwahl und die Ausgestaltung der Missbrauchs­
grenze, und drittens um die Verfahrensproblematik Mittei­
lung, Nichtigkeit und Anfechtung. 
Zur Missbrauchsgrenze zunächst noch ein paar allgemeine 
Erläuterungen: Hier stellen sich zwei Fragen, nämllch die ei­
gentliche Modellwahl und dann die Ausgestaltung der 
Missbrauchsgrenze. Bel der Modellwahl - «embarras de ri­
chesse" - haben Sie mindestens vier Grundmodelle vor 
sich: die Marktmiete mit Grenzen, die Kostenmiete, die In­
dexmiete und die Vergleichsmiete. Bezogen auf das Verfah­
ren haben wir mindestens fünf Varianten: den Antrag Ihrer 
Kommission, den Beschluss des Nationalrates, den heuti­
gen Zustand, die Volksinitiative und den modifizierten Antrag 
Dettling. 
Die Kommission schlägt Ihnen beim Modell im Wesentlichen 
eine Kombination zwischen Vergleichsmiete und Indexmiete 
vor, also eine doppelte Missbrauchsgrenze. Der Missbrauch 
Hegt In einem Missverhältnis von Leistung und Gegenleis­
tung, in einer Störung des Äquivalenzprinzips, im Obersetz­
ten Mietpreis. Die Verfassung will die Mieter vor missbräuch­
licher Ausnutzung der Machtposition des Vermieters 
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schützen. Der Auftrag ist naturgemäss in zwei Richtungen 
zu konkretisieren. Wir benötigen eine absolute Grenze, die 
unabhängig vom Einzelfall gezogen werden muss. Sie 
drängt sich vor allem tar den Anfangsmietzins, aber auch tar 
die Mietzinserhöhungen und bei den Handänderungen auf. 
Hauptsächlich im Rahmen der Mietzinserhöhungen, der 
Mietzinsanpassungen Ist sinnvollerweise die relative Me­
thode zu verwenden. Das helsst, man stellt auf die Entwick­
lung des Mietzinses seit der letzten Festlegung ab. Die rela­
tive Methode besagt, ob diese Entwicklung gerechtfertigt 
sei. Sie benötigt daher in grösseren Zeitabschnitten eine 
Kontrolle. Es muss ermittelt werden, ob sie im Ergebnis nicht 
mlssbräuchllch und damit verfassungswidrig wird; das Ist die 
Funktion der absoluten Grenze. 
Unproblematisch und wichtig aus der Sicht des Investors Ist 
die Mietzinserhöhung Infolge Mehrleistungen des Vermie­
ters. Ein Anfangsmietzins und eine Mietzinserhöhung ohne 
Mehrleistungen des Vermieters mOssten an einer absoluten 
Grenze aufgehalten werden können. Aber Mehrleistungen 
massen umgelegt werden können. 
Das bisherige Konzept von Bundesrat und Nationalrat stellt 
fOr die Mietzinserhöhung Im Wesentlichen tells auf die Ver­
gleichsmiete, teils auf den Landesindex der Konsumenten­
preise -- kurz den Index - ab. Es werden zwei Modelle 
alternativ nebeneinander angeboten, aber sie sind nicht ku­
mulierbar. Mit der Vergleichsmiete, wie sie der Nationalrat 
beschlossen hat, Ist ein Erhöhungs- und ein Anpassungskri­
terium gemeint. Die Vergleichsmiete soll in Jedem Fall der 
Erhöhung verwendbar sein. Das ist die Idee des nationalrät­
llchen Beschlusses. Der Gesetzestext Ist auch so abgefasst 
Ich meine, dass er sogar noch weitergeht Der Gesetzestext 
ist so abgefasst, dass Befürchtungen am Platz sind, und 
zwar aus der Sicht der Vermieter und der Mieter. Man be­
fürchtet Jedenfalls In unserer Kommission, dass die Ver­
gleichsmiete zu einem alltäglichen Steuerungsmittel wird, 
eben abgehoben auf einer höheren Ebene der Verbände, 
der Immobilienbranche, der Anwälte und anderer Profis: auf­
wendig, bürokratisch, nur scheinbar berechenbar, aber fOr 
den Alltag nicht überzeugend. 
Ich darf Ihnen mitteilen, dass in der Kommission kein einzi­
ges Mitglied dieses Modell vertreten hat Man war sich darin 
einig, dass dieser Weg nicht optimal Ist. Die Kommission hat 
sich fOr einen anderen Ansatz als der Nationalrat entschlos­
sen. Sie hat versucht, die Indexmiete, die der Nationalrat 
auch beschlossen hat, zu verallgemeinern. Sie Ist natorllch 
nur eine relative Methode, darum muss sie mit der absoluten 
kombiniert werden. Für die absolute Methode ist es durch­
aus tauglich, die Verglelchsmiete als reine Möglichkeit auch 
anhand von statistischem Material zu evaluieren und festzu­
stellen, ob das Band der Missbräuchllchkelt Oberschritten Ist 
oder nicht. Das Ist eine wichtige Präzisierung gegenüber 
dem Konzept des Nationalrates. FOr die Mietzinserhöhungen 
Ist ausschllessllch dieses vereinfachte Konzept mit zwei 
Missbrauchsgrenzen vorgeschlagen worden. Bne beglei­
tende, relative Grenze In Form des Index Ist das eine, und 
das andere Ist zusätzlich die absolute Grenze anhand des 
Vergleichs mit anderen Mieten. Dieser zusätzliche Schutz 
fOr den Mieter erlaubt es dann umgekehrt, dem Vermieter 
mehr entgegenzukommen, beim Index bis zu 100 Prozent 
und nicht nur 80 Prozent, wie es der Nationalrat beschlos­
sen hat. FOr Mehrinvestitionen wird ein Anreiz geschaffen, 
Indem ein Zuschlag von bis zu 20 Prozent Im Gesetz festge­
schrieben wird. Damit wird das Ganze verlässlicher. 
Das führt mich zusammenfassend zum Konzept Ihrer Kom­
mission bzw. der Kommissionsmehrheit Die Konzeptbe­
schlüsse lauten Im Wesentlichen wie folgt Wir beantragen 
Ihnen erstens die Unterstellung der Geschäftsräume unter 
dieses Gesetz. zweitens schlagen wir die absolute Miss­
brauchsgrenze vor, die auf einem Vergleich basiert und im­
mer gelten soll: bei der Anfangsmiete, bei Handänderungen, 
Mietzinserhöhungen. Drittens soll es eine relative Miss­
brauchsgrenze geben, basierend auf den Mietzinserhöhun­
gen nach dem Landesindex der Konsumentenpreise. 
Ich beantrage Ihnen Eintreten und bitte Sie, dabei Folgen­
des zu berOcksichtlgen: Wir haben eine Verantwortung 
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wahrzunehmen und mOssen versuchen, einen Scherben­
haufen zu vermeiden. Wir sollten versuchen, einen Indirek­
ten Gegenvorschlag zustande zu bringen. Die Ausgangs­
lage ist zwar schwierig, die Volksinitlative zeigt keinen taug­
lichen Ausweg an, der Ansatz der Initiative ist dem heuti­
gen, problematischen Zustand verpflichtet. Es sollte gelin­
gen, den unbefriedigenden Status quo verlassen zu können. 
Wir haben nicht die Absicht, eine ideale Lösung zu kreieren; 
das wird uns auch hier kaum gelingen. Es kann nur darum 
gehen, weniger Probleme zu verursachen als heute. Das 
Mietrecht wird ein Flickenteppich bleiben. Die an sich nötige 
Totalrevision mit inhaltlichen Ergänzungen Ist heute unseres 
Erachtens nicht machbar. Es kann nur darum gehen, ein 
Stack weiterzukommen. 
Wenn wir auf die Urteile unserer Experten und Fachleute ab­
stellen, lautet die ökonomische und die rechtliche Beurtei­
lung - auch jene unseres Experten, des Bundesgerlchts­
präsldenten Hans Peter Walter - auf ein Nein zur Vlerpro­
zentregel; sie sei verfassungsrechtlich so kaum haltbar. Der 
Präsident der Nationalbank hat am Schluss unserer Bera­
tungen zuhanden der Kommission für Rechtsfragen noch­
mals bestätigt, dass das heutige System mit der Bindung an 
den Hypothekarzlns aus seiner Sicht unbefriedigend sei. Die 
lndexatlon zu 100 Prozent bedeute immer noch eine ge­
wisse Bremse und damit eine Einbusse an ökonomischer Ef­
fizienz. Jedenfalls sei eine Begrenzung auf 80 Prozent nicht 
ratsam. - Professor Schips schllesst sich der positiven Beur­
teilung der 100-Prozent-lndexatlon an: sie sei ökonomisch 
jedenfalls besser als eine 4-Prozent-Regel. 
So viel zum Antrag auf Eintreten. 

Dettllng Toni (R, SZ): Ich möchte mich beim Eintreten rela­
tiv kurz halten und erst nachher die einzelnen Anträge und 
insbesondere auch den vorgeschlagenen Systemwechsel 
begründen. Erlauben Sie mir aber, zum Eintreten ganz kurz 
meine Interessenbindung offen zu legen - sie liegt wahr­
scheinlich schon blank, aber !eh mache das hier trotzdem 
noch einmal -: Ich bin Präsident des Schweizerischen Haus­
eigentamerverbandes, einer Vermieterorganisatlon, und habe 
In dieser Eigenschaft auch das Modell des adrltten Weges» 
eingebracht. 
Ich ersuche Sie, auf die Vorlage einzutreten und den «dritten 
Weg» zu unterstOtzen, und zwar Integral. Warum? Das Miet­
recht und die Mietrechtsverhältnisse bilden in der Praxis 
stets gesellschaftspolitischen ZOndstoff, wie das bereits Herr 
Pflsterer angeführt hat. Es geht einerseits um die Befriedi­
gung eines GrundbedOrfnisses. Andererseits betrifft das 
Wohnen die Grosszahl der Einwohner eines Landes. In der 
Schweiz kennen wir zirka 2,2 Millionen Wohn-Mietverhält­
nisse und etwa 300 000 bis 400 000 Vermieter, also eine 
ganze Schar von Leuten, die von diesen Bestimmungen be­
troffen sind. Es ist deshalb nicht verwunderlich, dass In allen 
europäischen Staaten breite und teils heftige Diskussionen 
Ober das richtige Mietrecht geführt werden. Im Vordergrund 
stehen dabei naturgemäss In erster Linie die Fragen der 
Festlegung von Mietzinsen sowie die Regelung des Kündi­
gungsrechtes. Daraus entstehen dann teils sehr komplexe 
Gesetzgebungen, sowohl in rechtlicher wie ökonomischer 
Hinsicht, aber auch mit sozialpolitischen Aspekten. Diese an 
sich sehr komplexen Gesetzgebungen werden - wie das ge­
rade auch in der Schweiz der Fall Ist - durch die Praxis noch 
wesentlich verkompliziert. Insgesamt entsteht daraus ein 
Dschungel von vielfältigen Vorschriften, welcher kaum mehr 
Oberblickbar Ist. Die Vorschriften werden in der Praxis auch 
häufig umgangen, was Immer nach noch mehr Regelung 
ruft. Aufgrund dieser Situation haben wir im vergangenen 
Frühjahr beim GfS-Forschungsinstitut eine repräsentative 
Umfrage In Auftrag gegeben. Was hat diese repräsentative 
Umfrage zutage gebracht? 60 Prozent der Mieter sind mit Ih­
rem Mietverhältnis sehr zufrieden, Ober 90 Prozent sind zu­
frieden. Sie wollen also Im Prinzip keine Änderung, sondern 
sind mit ihrem Mietverhältnis grundsätzlich einverstanden. 
An die 60 Prozent der befragten Mieter halten ein gutes, 
ausreichendes Wohnungsangebot für den besten Mieter-

schutz. Das gllt es hier zu betonen, und das gilt es auch bei 
einer Gesetzesrevision zu berücksichtigen. Am ehesten 
konsensfähig ist noch eine Vereinfachung das Mietrechtes, 
weil sehr viele Mieter In der Praxis grosse Probleme bei des­
sen Anwendung haben. 
Aufgrund dieser Überlegungen und der Ergebnisse der 
Mieterbefragung haben wir das Modell «dritter Weg» konzl• 
plert - als einfaches, transparentes, kalkulierbares Modell. 
Dieses Modell schafft auch gewisse lnvestltlonsanrelze, so­
weit das zufolge Mieterschutz Oberhaupt möglich Ist. Es 
stellt die Parteiabmachung an den Anfang des Mieterverhält­
nisses. In der Folge gilt die 4-Prozent-Aegel, welche Immer­
hin den Markt In gewissem Umfang zum Tragen kommen 
lässt. Nicht zu vergessen ist, dass bei diesem «dritten Weg» 
ein zweijähriges Zinsmoratorium vorgeschaltet wird. Dieses 
wirkt entsprechend kündlgungsvorbeugend und hat gerade 
in der Gesamtmechanik eine sehr wichtige Funktion. 
Demgegenüber ist das Mehrheitsmodell aufgrund der Index­
bindung nicht kalkulierbar. Zudem bewirkt es - das Ist ganz 
entscheidend - eine völlige Einfrierung der Mietzinsen auf 
dem Anfangsniveau. Schliesslich bringt es auch keine KOn­
dlgungsvorbeugung. Insoweit ist diese Lösung der Kommis­
sionsmehrheit ein amputiertes Modell «dritter Weg» und 
kann so - wie Ich glaube - nicht realisiert werden. 
Es wird immer wieder gesagt, das Modell «dritter Weg» sei 
grundsätzlich einleuchtend, Jedoch sei die 4-Prozent-Regel 
weit überzogen, und deshalb sei die Vorlage auch in einer 
Volksabstimmung chancenlos. Wir befinden uns In der parla­
mentarischen Auseinandersetzung. Wenn Sie dieses Modell 
jetzt «abklemmen», entfällt Jede weitere Diskussion zwi­
schen den Räten. Dann werden wir die Mietrechtsdiskussion 
auf den alten Pfaden welterfOhren und werden so nicht zu ei• 
ner innovativen neuen Lösung kommen. 
Deshalb möchte Ich Sie bitten - nicht zuletzt auch, um eine 
Diskussion zwischen Vermieter und Mieter zu lancieren -. 
die Minderheitsanträge zu unterstützen und das Modell 
«dritter Weg» Integral zu übernehmen. 

Eplney Simon (C, VS): L'.lnitiative populalre apour des 
loyers loyaux» a obllge votre commisslon a trouver des ac­
commodements entre des lnterets apparemment contradic­
tolres. II s'agissalt en effet d'elaborer un concept qul re­
specte la norme constltutlonnelle reprimant les abus locatlfs, 
qul prevoie des regles simples ou proprletaires et locatalres 
trouvent leu r compte, qui n'aboutlsse ni a une etatlsatlon des 
loyers, nl ä. une llberalisatlon desordonnee du marche, qul 
garantisse un retour sur investissement sans assecher le lo­
catalre, qui definlsse un cadre juridique plus clalr, plus sim­
ple dans lequel chacun peut se reconnaltre. 
A l'lnstar du Conseil federal et du Conseil national, nous 
avons estlme que !'initiative, qul veut calculer des loyers sur 
la base d'un taux hypothecaire moyen lisse sur clnq ans, 
n'etalt pas acceptable et qu'II convenait des lors de faire un 
contre-projet a cette Initiative. 
Nous avons deflni comme objectlf, d'une part, de supprimer 
le couplage des loyers avec le taux d'lnteret et, d'autre patt, 
d'examlner plusleurs variantes. Nous avons d'abord lmaglne 
que nous pourrlons introdulre en Sulsse la liberte totale du 
marche. Nous avons immedlatement renonce a cette possi­
bilite, car elle est contralre a la constltutlon, ensulte elle n'est 
polltiquement pas defendable pulsque 75 pour cent des 
Suisses sont des locataires. Nous avons egalement estlme 
qu'elle menaQSit la paix des loyers que nous connalssons 
depuls quelques annees dans ce pays. 
Nous avons examlne ensuite le concept base sur la valeur 
de rendement La aussl, nous avons ecarte cette posslbllite, 
car nous avons estime que le calcul de la Valeur de rende­
ment est difflclle a faire, qu'II lncorpore des risques d'arbl­
tralre et qu'il n'a pas donne de tres bons resultats en Sulsse 
Jusqu'a present, sauf lorsqu'II s'agit de bätlments que j'ap­
pelleral classiques. 
Nous nous sommes donc arretes sur deux autres variantes 
que nous avons retenues comme etant acceptables pour la 
cohesion du pays. Nous avons d'abord admis la valeur com-
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paratlve. Comme entere altematif, nous avons definl qu'un 
loyer est abuslf lorsqu'II depasse de 15 pour cent Je loyer de­
mande pour des locaux comparables. Et cet examen, pour 
savoir si un loyer est abusif, peut etre fait par Je locatalre en 
debut de bail, puls repete a intervalles de cinq ans. 
Nous avons accepte, comme autre concept, que Je loyer 
peut etre Indexe seien l'indlce suisse des prix a la consom• 
matlon. Vous l'avez entendu tout a. l'heure de la part de 
M. Pflsterer, ce systeme est simple. La reference a. l'lndlce 
preclte est largement connue et acceptee par la populatlon, 
en rappelant que, de 1990 a. 1998, las loyers ont augmente 
en Sulsse d'envlron 28 pour cent, alors que Je coQt de Ja vie 
a augmente de 18 pour cent. C'est donc un lndlce qul, a 
priori, est plutöt favorable au Jocatalre au nlveau des chiffres. 
La divergence qua nous avons avec Je Conseil national con­
siste dans le fait qua Ja commfsslon vous propose d'accepter 
une indexatlon a. 1 oo pour cent et non pas a. 80 pour cent Le 
Conseil federaf et le Conseil national ont estime qua 80 pour 
cent, c'etait plus sage parce que, dans l'lndlce, 20 pour cent 
concernent deja Je loyer. On compterait donc a double Je 
loyer, selon Je Conseil federal et Je Conseil national, en pre­
nant 1 oo pour cent 
Apres avolr entendu differents professeurs, ainsi qua le pre• 
sident de la Banque nationale sulsse, nous sommes arrives 
a la conclusion que l'lndexatlon a 100 pour cent est tout a 
fait approprtee et qu'elle est aussi dans l'lnteret du locataire 
parce qua, en Sulsse, sl les loyers sont chers, c'est parce 
qu'II n'y a pas sufflsamment d'offre sur le marche du loge­
ment. C'est un peu comme dans Je petrole: plus vous avez 
de petrole sur Je marche, plus les prix balssent, et moins 
vous avez de petrole sur le marche, plus les prix augmen­
tent. C'est une regle economique qua nous connaissons 
blen. Donc, de l'avls de beaucoup d'experts en matlere eco­
nomlque, c'est dans l'lnterät du locatalre qu'II faut lnclter les 
gens a investlr dans l'lmmobilier au lleu de les dlssuader, car 
un deslnteret pour ce marche seralt, a court terme, pre]udl­
ciable aux lnterets du locatalre. 
Brlevement: comment pourralt-on definir Je concept qua 
nous avons essaye d'elaborer dans Je sillage de ce qui avait 
ete decide au Conseil national? Nous avons d'abord dlt qu'il 
taut partlr du principe qu'en Sulsse, la liberte des contrats 
doit rester Ja regle et que locataires et proprletalres sont 11· 
bres de contracter. Nous avons admls qu'lls sont libres no­
tamment d'echelonner les loyers. lls sont llbres de se referer 
aux conventions--cadres, lorsqu'elles existent Las partles 
sont llbres d'accepter qu'en cas de plus-value apportee a 
l'objet, Ja repercussion sur les loyers puisse egalement se 
faire. 
Ensuite, nous avons soumls las locaux commerclaux aux 
mesures qul protegent las locataires. Nous avons au a ce 
sujet un tres vaste debat pour se demander s'II etait justlfie 
qua les PME soient egalement l'objet de mesures de protec­
tlon partlculieres puisqu'on dolt normalement attendre d'un 
entrepreneur qu'll soit capable de conclure un contrat en 
toute connalssance de cause, comme on exlge de Jul qu'II 
connaisse un peu Ja comptablllte, qu'II soit capable de me­
ner un commerce, qu'II connalsse le drolt du travall, etc. 
Donc, on pourrait legitlmement attendre de lul qu'II soft capa­
ble de conclure egalement un contrat de ball sans Atre spe­
cialement en position de falblesse. Finalement, nous avons 
plutöt opte pour la protectlon des PME, parce qua Ja ten­
dance actuelle est de dire: aDes qu'une entreprlse a plgnon 
sur rue, a une clientele partlcullere, fait de bonnes affalres et 
commence a. Atre reconnue par la clientele - pensons a. un 
coiffeur, a. un boucher, etc. -. le proprletaire rompt le contrat 
des qu'il Je peut pour proflter du falt qua le locatalre a ap­
porte une espece de plus-value a son local commercial. De 
la sorte, il abuse de la situatlon pour imposer une augmenta­
tlon de loyer.» C'est pourcette raison que nous avons finale­
ment penche, apres de longues discussions, en faveur 
egalement d'une protectlon des loyers commerclaux. 
DeuXiemement, nous avons essaye de definir quand un 
loyer est abuslf puisque cette questlon a donne l'occaslon a 
la jurlsprudence de developper toute une serle de concepts 
qui provoquent une certaine insecurlte jurldlque. Comme 
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evoque precedemment, un loyer est abusif lorsque, par 
comparaison avec d'autres loyers du quartler, II depasse de 
plus de 15 pour cent cette valeur de reference. II est egale­
ment abuslf s'II depasse l'lndlce sulsse des prix a la consom­
matlon. A cet effet, le locatalre devra accepter une fols par 
annee une augmentatlon de son loyer sur la base de la 
moyenne des deux annees precedentes. II est entendu qua 
le locatalre pourra contester son loyer, soit au debut dans 
les 30 Jours apres la slgnature, soit apres un delal de cinq 
ans. 
La commisslon a passe egalement beaucoup de temps a 
examiner la propositlon de minorlte Dettllng. La proposition 
Dettllng a l'avantage d'Atre tres simple, avec l'lnconvenlent 
d'etre slmpliste. Elle supprlme le couplage avec le taux hy­
pothecalre. Elle a f'avantage de rendre, apparemment en 
tout cas, attractif l'investlssement dans l'lmmobiller. Mals, de 
l'avls de votre commisslon, eile a toute une serie d'lnconve­
nients. 
D'abord, alle est plutöt contraire a la constitutlon an matlere 
de protectlon des locatalres. Elle nous parait politlquement 
sulcidalre en votatlon populaire, pulsque, je l'al rappele tout 
a. !'heure, 75 pour cent des Suisses sont des locatalres. En­
suite, eile lgnore completement le contexte economlque. Elle 
contrevlent a l'equillbre entre prestatlons et contre-presta­
tlons. Elle ne tlent compte nl du fait qua nous pourrions nous 
trouver dans une periode d'inflatlon, nl qua nous pourrions 
Atre dans une reglon ou il y a penurie ou, au contralre, sura­
bondance de logements. Bref, c'est un espece de taux mar­
tlal qul serait decrete qul ne nous parait pas conforme a la 
philosophle qui a prevalu jusqu'a. malntenant dans le cadre 
des rapports entre proprletalres et locataires. 
C'est pour cette ralson qua nous vous lnvltons a sulvre las 
proposltlons de la majorlte de la commlsslon, qui sont des 
proposltions qul se rapprochent du projet et du Conseil fede­
ral et des declsions du Conseil national. 

Schwelger Rolf (R, ZG): Die Hauptfunktion des Mietrechtes 
besteht darin, das Verhältnis zwischen Mieter und Vermieter 
zu regeln. Davon will Ich Im Rahmen der Eintretensdebatte 
nicht sprechen. Das Mietrecht hat nämlich auch wichtige Ne­
benwirkungen. Es beeinflusst - dies Ist entscheidend - in 
wichtiger Art und Welse die lnvestltlonstätlgkelt Im lmmobill­
enberelch. Dies Ist In zweifacher Hinsicht wichtig: 
1. Die Baubranche ist ein bedeutsamer volkswirtschaftlicher 
Zweig. 
2. Die Menge des zur Vertagung stehenden Wohnraumes 
beeinflusst das Marktgeschehen und damit auch die Höhe 
der Mietzinse In entscheidender Art und Welse. 
Diese beiden Nebenwirkungen des Mietrechtes müssten 
uns an sich, vorerst nur volkswlrtschaftllch betrachtet, zu ei­
ner Konsequenz veranlassen: nämlich die Vertragsfreiheit Im 
Mietrecht nur so weit einzuschränken, dass die Bereitschaft 
zu Investitionen in Mietobjekte nicht so weit sinkt, dass auf 
dem Mietmarkt Mangelsituationen entstehen. Sind solche 
Mangelsituationen nämlich einmal entstanden, haben sie 
zwangsläufig auch soziale Probleme zur Folge. Dann nützen 
auch rigoroseste Mietbestimmungen nichts, um solche so­
zialen Probleme, nämlich das ungenügende Vorhandensein 
angemessenen Wohnraums zu verkrattbareri Bedingungen 
auch fOr Einkommensschwächere, befriedigend lösen zu 
können. Investitionen tätigt man dann, wenn man, positiv ge­
sagt, eine gewisse Gewähr dafür hat, aus dem lnvestltlons­
objekt eine angemessene Rendite erzielen zu können, oder 
wen man, negativ gesagt, nicht Gefahr läuft, hieraus Ober 
längere Zelt Verluste einfahren zu müssen. 
Wie sieht nun die Situation aus, wenn ein Investor vor seiner 
Investitionsentscheidung steht, also vor dem Augenblick, 
sich darüber entscheiden zu müssen, ob er eine Immobilie 
erstellen will oder nicht? Die Rendite der eigentlichen Anla­
gekosten, der Bau- und Landkosten, lässt sich ohne grös­
sere Probleme kalkulieren. Wenig problematisch, weil elnl­
germassen Oberschaubar, Ist auch die Kalkulation des 
laufenden Aufwandes und der längerfristig anfallenden ln­
standstellungen. Völllg anders gestaltet sich die Kalkula-
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tlonssltuation dann, wenn Immobilien teilweise fremdflnan­
zlert sind, was auf den überwiegenden Teil der kom­
merziellen Investitionen im Immobilienbereich zutrifft. Dle 
Hypothekarzinsentwicklung ist nicht voraussehbar, wie alle 
Erfahrungen gezeigt haben. Diese Nlchtvoraussehbarkelt 
veranlasst einen Investor, prinzipiell betrachtet, zu zwei 
möglichen Reaktionen: 
1. Der Vermieter kann sich vornehmen, auf die sich ändern­
den Hypothekarzlnssätze durch Erhöhung bzw. Senkung der 
Mietzinse reagieren zu wollen. 
2. Er kann In Tiefzinsphasen Reserven anlegen, um sie In 
Hochzinsphasen abbauen zu können. 
Das bisherige Mietrecht basiert auf der ersterwähnten Va­
riante, somit auf der Möglichkeit, Hypothekarzlnssätze 
sprunghaft zu überwälzen und dann wieder n1ckgänglg ma­
chen zu können. Mit dem neuen Recht sollen die mit dieser 
Variante verbundenen Schwankungen der Mietzinse im In­
teresse der Mieter bei laufenden Verträgen zu Recht vermie­
den werden. Konsequenterweise müsste dies bedeuten, 
dem Investor die zweite Variante, nämllch die Bildung und 
Auflösung von Reserven, zu ermöglichen. Wird dies nun 
aber einem Investor durch zu einschränkende Vorschriften 
bezüglich Mietzinserhöhungen verunmöglicht, bleibt Ihm, 
rein betriebswirtschaftlich betrachtet, nichts anderes übrig, 
als eben doch wieder auf die Variante mit den Mletzlns­
sprOngen zu wechseln. Wenn nun aber bei laufenden Verträ­
gen von Gesetzes wegen solche Mletzlnssprunge nicht 
mehr möglich sind, resultieren - wieder extrem beurteilt -
zwei mögliche Szenarien: 
1. Man nimmt In Kauf, dass In Zeiten, in denen sich die Hy­
pothekarzlnssätze stark verändern, KOndjgungswellen zum 
Zwecke der Änderung der Mietzinse erfolgen. 
2. Man räumt dem Investor eben doch die Möglichkeit ein, 
Schwankungen des Hypothekarzlnses durch Reservenbil­
dungen und ReservenauflOSungen längerfristig aufzufan­
gen. 
Kündigungswellen sind volkswirtschaftlich, aber auch fOr 
das Verhältnis zwischen der Vermieterschaft und den Miete­
rinnen und Mietern schädlich. Vermelden lassen sich aber 
solche Kündigungswellen nur dann, wenn der Vermieter bei 
laufenden Verträgen längerfrlstlg angemessene Mietzinser­
höhungen vornehmen kann. Das Konzept der Kommissions­
mehrheit erlaubt eine solche, auf eine längerfristige und 
deshalb fQr einen Investor bei seiner Entscheidflndung mass­
gebende Optik abstellende Mletzlnspolltik nicht. Der Vermie­
ter wird vielmehr auf ein enges Korsett, nämlich den Index, 
beschränkt. Ein solches Korsett kann beispielsweise bei 
Situationen ansteigender Kapitalzinsen dazu fQhren, dass 
keinerlei Flexibilität besteht. Mangelnde Flexlbilitätsmöglich­
kelten sind aber fOr jeden Investor genau das, was Ihn am 
ehesten von positiven Investitionsentscheiden abhält. Die 
Unmöglichkeit. sich wechselnden Umständen anpassen zu 
können, widerspricht dem, was sonst jedes Marktgeschehen 
bestimmt. 
Die von der Kommissionsmlnderhelt Dettllng vorgeschla­
gene Lösung von jährlichen Stelgerungsmöglichkeiten von 
maximal 4 Prozent ist auch nicht das marktwirtschaftlich per­
fekte uGelbe vom EI». Das Konzept der Minderheit Dettling 
bewirkt jedoch einen gewissen massvollen Freiraum, markt­
wirtschaftliche Gegebenheiten auch ohne Änderungskündi­
gungen angemessen und einlgermassen flexibel beruck­
slchtlgen zu können. Nur das kann auch zukünftig positive 
Investitionsentscheide bewirken. Nur solche positiven Ent­
scheide bieten uns eine gewisse Gewähr dafQr, auch zu­
künftig Ober genügend Wohnraum verfügen zu können, der 
es erlaubt, dass die Marktkräfte auch tatsächlich spielen. 
Diese Mietzinspolitik liegt auch im Interesse der Mieter. Es 
nützt dem Mieter nichts, wenn ihn das Gesetz vor vermeint­
lich etwas höheren Mietzinsen schützt, er dafür aber in Kauf 
nehmen muss, dereinst eine für seine Bedürfnisse geeig­
nete Wohnung gar nicht mehr finden zu können. 
Wegen der Missbrauchsbestimmungen unserer Verfassung 
wäre ein gemäss der Minderheit vorgesehener marktwirt­
schaftlicher Freiraum dann problematisch, wenn er zu sozl­
alschädlichem Verhalten führen könnte. Dem aber ist nicht 

so. Zum einen wirken die Marktkräfte auch auf den Vermie­
ter. Dies sowie der Umstand, dass der überwiegende Teil 
der Vermleterschatt die Interessen der Mieter sehr wohl In 
ihre Handlungsweise einzubeziehen pflegen, machen es 
wahrscheinlich, dass die gesetzlichen Erhö~ungsmaxlma 
dann und nur dann ausgeschöpft werden, wenn wirtschaftli­
che Grunde dies auch tatsächlich notwendig machen. zum 
anderen sind die Erhöhungsmaxima von 4 Prozent dann, 
wenn sie voll beansprucht werden sollten, fOr den Oberwle­
genden Teil der Mieter verträglich, zumal Ihnen anfänglich 
ein zweijähriges Belassen des Anfangsmietzinses garantiert 
ist. Als Drittes kommt hinzu, dass Im Extremfall die Herab­
setzung des Mietzinses In zeitlich vemOnftlgen Abständen 
dann verlangt werden kann, wenn sich vorherige Heraufset­
zungen des Mietzinses als durch den Markt nicht gerechtfer­
tigt erweisen. 
Die politische Entscheidung, die wir heute zu treffen haben, 
besteht nun darin, den für eine notwendige lnvestltlonstätlg­
keit erforderlichen marktwirtschaftlichen Rahmen zu schaf­
fen. Mit dem Minderheitsantrag Dettllng tun wir dies. 
Stimmen wir der Minderheit zu, haben wir eine gewisse Si­
cherheit dafür, dass lmmobillenlnvestitlonen auch zukOnftig 
als· vernünftige wirtschaftliche Anlage betrachtet werden. 
Unterstützen wir dagegen die Mehrheit, schaffen wir eine Si­
tuation, bei der sich die Bewältigung zusätzlicher Risiken 
von lmmobillenlnvestltlonen als so unsicher erweisen könn­
ten, dass von einem Entscheid zu solchen Investitionen ab­
gesehen wird. Ist aber einmal eine solche Situation erreicht, 
so Ist die Volkswirtschaft als Ganzes Opfer einer solchen 
Entwicklung. 
Ich meine, dass wir solches nicht wollen können, weshalb 
ich Ihnen Eintreten und Zustimmung zur Minderheit Dettling 
beantrage. 

stadler Hansruedi (C, UR): Erlauben Sie mir, zum Eintreten 
folgende Bemerkungen zu machen: Das heutige Mietrecht 
stammt aus dem Jahre 1990. Im Vollzug erweist es sich als 
kompliziert. Die vom Parlament damals verabschiedeten 
Grundsätze sind Insbesondere noch durch das Bundesge­
richt und die Verordnung konkretisiert worden. Dies hat 
nochmals zu einer Verkompllzierung geführt Es Ist elgent­
llch unhaltlbar, ja, für unseren Rechtsstaat bedenklich, dass 
heute die beiden Vertragsparteien die sich bietenden Pro­
bleme ohne fachlichen Beistand oft nicht mehr meistem kön­
nen. Deshalb Ist es verständlich, dass sowohl die Vermieter 
wie auch die Mieter seit Jahren eine Revision des bestehen­
den Rechtes fordern. Auch die Vernehmlassung hat gezeigt, 
dass breite Kreise der Bevölkerung eine Vereinfachung des 
Mietrechtes wünschen. Der Revislonsbedarf Ist somit gege­
ben. Heute liegt eine ganze Palette von LOSungsvorschlägen 
vor uns, von der Volksinitiative uJa zu fairen Mieten» über 
den Gegenvorschlag des Bundesrates, den Beschluss des 
Nationalrates - der auf dem Gegenvorschlag des Bundes­
rates basiert -, der Konzeption der Mehrheit unserer Kom­
mission bis hin zu einer neuen Konzeption der Kommis­
sionsminderheit. 
Bevor man aber einen Variantenverglelch anstellt, bedarf es 
meines Erachtens einer weiteren Vorbemerkung: Wohnen 
gehört zu den Grundbedürfnissen der Menschen. Gut zwei 
Drittel der Bevölkerung sind Mieter, das Verhältnis unter uns 
Im Rat dürfte etwas anders aussehen. Die Höhe des Miet­
zinses hat eine grosse volkswlrtschaftllche und sozialpolltl· 
sehe Bedeutung. Jede Losung muss In Zukunft einfach und 
auch transparent sein. Für mich ist der Ausgleich der Inter­
essen zwischen Mietern und Vermietern ein entscheidendes 
Kriterium. Der Mietfrieden darf nicht in Frage gestellt wer­
den, wie es heute bereits mehrmals erwähnt wurde. Wir 
müssen uns deshalb auch Immer wieder fragen, welche Ver­
teilungswirkung die verschiedenen vorgeschlagenen Varian­
ten haben. Die Revlslonsvorschläge haben auch Auswirkun­
gen auf die Entwicklung der Teuerung. Der Mietzins Ist ein 
Bestandteil des Warenkorbes, allfällige Prozentsprünge be­
einflussen auch die Entwicklung des Landesindexes der 
Konsumentenpreise, es gibt volkswirtschaftliche Auswirkun-
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gen auf die lnvestltlonsfreudigkeit Es stellt sich auch die 
Frage des Bezugs zum bzw. der Abkoppelung vom Markt. 
Gestützt auf diese Grundsatzfragen besteht meines Erach­
tens eine weitgehende Einigkeit bezüglich der Abkoppelung 
des Hypothekarzinses. Man teilt auch die Meinung, dass die 
Kostenmiete erhebliche Probleme bringt, ebenso Ist eine 
Vereinfachung gefragt, d. h. mehr Transparenz und Klarheit 
sowie die Voraussehbarkelt für beide Vertragsparteien. Auch 
ist meines Erachtens eine vertellungsneutrale Lösung anzu­
streben. 
Kurz zur Volkslnitlatlve «Ja zu fairen Mieten»: Man kann sich 
hier der ablehnenden Beurteilung des Bundesrates an­
schllessen. Die Volksinitiative zementiert als alleinige Miet­
zlnsanpassungsmethode die Kostenmiete. Einzelne Vor­
schläge gehen zwar in die richtige Richtung, aber auch der 
Vorschlag der Festlegung eines geglätteten Hypothekarzlns­
satzes würde das Problem nicht lösen, sondern nur verla­
gern. Die Volksinltiatlve Ist deshalb abzulehnen. 
Zum Antrag der Kommissionsmehrheit Dieser wurde vom 
Kommissionssprecher eingehend dargelegt. Ich möchte 
nichts wiederholen und lediglich darauf hinweisen, dass wir 
darauf verzichtet haben, Artikel 269b Absatz 2 gemäss dem 
Entwurf des Bundesrates und dem Beschluss des National­
rates in unseren Antrag aufzunehmen. Ich glaube, dass es 
gerade In unserem Systef'!'l entscheidend Ist, dass eine 
Uberwälzung zu hundert Prozent erfolgen kann. Um aber 
möglichen Entwicklungen doch die Spitze zu brechen, ha­
ben wir den ursprünglichen Absatz 3 des gleichen Artikels 
des Entwurfes des Bundesrates aufgegriffen, wonach der 
Bundesrat «eine angemessene Reduktion des höchstzuläs­
sigen Überwälzungssatzes» anordnen kann, wenn die Jah­
resteuerung während mehr als zwei aufeinander folgenden 
Jahren fünf Prozent ilberstelgt. Wesentllch Ist für mich, dass 
auf der Basis des Antrages der Kommissionsmehrheit mei­
nes Erachtens ein Konsens mit dem Nationalrat gefunden 
werden kann. 
Zum Konzept der Kommissionsminderheit: Ich anerkenne 
die Einfachheit, die Klarheit und die Kalkullerbarkelt des An­
trages sowohl filr die Mieter als auch für die Vermieter. Ich 
möchte hier beim Eintreten auf zwei wesentliche Differenzen 
hinweisen und verzichte dann ln der Detailberatung auf die 
entsprechenden Ausführungen. Die Konzeption der Minder­
heit schliesst einmal die Geschäftsmieten aus. Die Ge­
schäftsräume werden z.war in Artikel 109 der Bundesverfas.. 
sung nicht ausdrücklich erwähnt, und ebenso wenig sind sie 
In der alten Verfassung ausdrücklich erwähnt worden. Der 
Einschluss der Geschäftsräume In den Schutzbereich der 
Verfassungsbestimmung ergibt sich aber aus der Entste­
hungsgeschichte dieses Artikels der Bundesverfassung. 
Das Schwelgen der Verfassungsbestimmung widerspiegelt 
keineswegs den WIiien, diese Räume dem Schutzbereich 
der Bestimmungen zu entziehen. Daran hat auch die Nach­
führung der Bundesverfassung nichts geändert. Es Ist daher 
davon auszugehen, dass Artikel 109 der Bundesverfassung 
neben Wohnräumen grundsätzlich auch Geschäftsräume 
umfasst 
Eine andere Frage Ist aber, ob bei Geschäftsräumen gegen­
über missbräuchlichen Mietzinsen spezifische Schutzbe­
dilrfnlsse bestehen, die ein differenziertes Schutzregime 
erfordern. Der Antrag der Minderheit verneint bei den Miet­
zinsen für Geschäftsräume generell das Schutzbedilrfnls. 
Dieses Schutzbedürfnis mag allenfalls tor Grossbetrlebe 
nicht ausgewiesen sein. Ich meine aber, dass es ein Schutz­
bedürfnis für das so genannte Kleingewerbe gibt, d. h. für 
die bescheidenen Büro- und Praxisräume, die kleinen 
Ladengeschäfte, Werkstätten, Gastwirtschaftsbetriebe usw. 
Hier besteht erfahrungsgemäss ein ausgewiesener Bedarf 
an einer Mietzinsüberwachung. Diese Betriebe haben häufig 
keine grossen Alternativen. Solche Schutzbedürfnisse müs­
sen nach dem verbindlichen, umfassenden Verfassungsauf­
trag gemäss Artikel 109 der Bundesverfassung durch den 
Gesetzgeber abgedeckt werden. Klammern wir als Gesetz­
geber diese Geschäftsräume trotz der bestehenden Schutz­
bedürfnisse vollständig aus, so wird der Verfassungsauftrag 
nicht erfüllt. 
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Ich meine Im Weiteren, dass wir uns auch nicht auf eine Dif­
ferenzierung zwischen KMU und Grossbetrieben einlassen 
sollten. Dieser Punkt (Einbezug der Geschäftsmieten) Ist 
eine wesentliche Differenz zwischen der Konzeption der 
Mehrheit und dem Konzept der Minderheit. 
Zur zweiten wesentlichen Differenz: Die 4 Prozent gemass 
Kommissionsminderheit - der so genannte «dritte Weg» -
liegen zwar unterhalb des mittleren Anstiegs der Wohnungs­
mieten In den letzten zwanzig Jahren, orientieren sich aber 
wiederum nicht an einem mietzlnsrelevanten Parameter und 
stehen insbesondere In keinem Zusammenhang mit dem 
Realwert des Mietobjektes. Wird davon ausgegangen, dass 
sich der Realwert eines Mietobjektes Im Wesentlichen teue­
rungsabhängig verändert, kann ein starrer Satz von 4 Pro­
zent sowohl zu Verzerrungen nach oben wie auch zu 
Verzerrungen nach unten führen. Zwar Ist der Einheitssatz 
klar voraussehbar und damit beldseits kalkulierbar, und er 
dient damit grundsätzlich der Rechtssicherheit, doch 
schllesst er weder Missbrauch noch Konflikte mit Grund­
rechten wie der Eigentumsgarantie und/oder der Wirt­
schaftsfreiheit aus. Zu beachten Ist im Weiteren, dass der 
Erhöhungssatz von jährlich 4 Prozent nicht linear, sondern 
progressiv ausgestaltet Ist, das helsst, dass er sich nicht un­
verändert auf der Anfangsmiete berechnet, sondern auf der 
Jewelllgen bereits erhöhten Miete des Vorjahres. Dies trifft 
zwar auch auf den Teuerungslndex zu, doch ist dieser 
marktabhänglg und variabel, wogegen die vorgeschlagenen 
4 Prozent marktunabhänglg und fix sind. 
Ich ersuche Sie deshalb, auf die Vorlage einzutreten und 
dem Konzept der Kommissionsmehrheit zuzustimmen. 

Studer Jean (S, NE): Je n'entends pas reprendre l'ensem­
ble des chiffres qul ont ete evoques a propos de la partlcula­
rlte du marche locatif sulsse, mals je crols qu'II est lmportant 
de relever que, parml les trols mllllons de logements qui sont 
en gros sur Je marche locatlf, quatre clnquiemes se trouvent 
en zone urbalne, a savolr dans des zones ou, le plus sou­
vent, sevissent en tout cas des tenslons, quand ce n'est pas 
la penurie en matiere de logement D'ou la senslbillte qu'a 
cette question du loyer sur le plan de la politique en gemiral 
dece pays. 
II est utlle de rappeler a celles et ceux qui crolent qu'il faut 
accorder une plus grande marge de manoeuvre aux lnves­
tisseurs qua depuis 1917, depuis qu'II ex.iste un droit prlve 
federal en matlere de contrat, II n'y a jemals eu dans ce pays 
de totale llberte dans les rapports entre proprletaires et 
ballleurs. C'est un peu faux, ce que je vous dis: II y a eu 
18 mols de totale llberte. Mals cette totale llberte a entraTne 
de telles tensions soclales que !'Assemblee federale a dQ 
prendre des arrätes urgents en 1972. Et ce sont ces arrites 
urgents qul - lls ont subl quelques modlf!catlons -, dans le 
cadre general, r~issent encore les relatlons entre ballleurs 
et locatalres. 
Que peut-on faire comme analyse du systeme en vlgueur? 
On peut prendre plusieurs references. On peut dlre, le Con­
seil tederal nous le rappelle dans le message, qu'II y a un 
pour cent de contestatlon devant les autorltes de concllla­
tion, envlron 30 000 par annee pour 3 mlllions de logements. 
On a trouve qu'un pour cent, ce n'est pas beaucoup de con­
testations dans un domalne aussl sensible. Et puls on pour­
ralt se dlre que s'II y a si peu de contestations, c'est que la lol 
marchel Mais on sait aussl, M. Eplney nous l'a rappele, que 
l'lndlce des loyers augmente plus que l'lndice des prlx a la 
consommatlon. En gros, l'indlce des loyers est superieur de 
50 pour cent a l'lndice des prlx. On volt la qua le systeme ne 
marche pas lorsque, pour un bien de consommatlon partlcu­
ller, on doit payer 50 pour cent de plus que ce qu'on pale en 
general pour tous les autres blens de consommatlon. 
On estime que cette raison de l'augmentatlon superleure du 
loyer resulte du couplage entre le loyer et le taux hypothe­
calre. L:analyse dolt atre un peu plus fine. Ce qul pose pro­
bleme, c'est ce que j'appelleral l'effet cremalllere du 
couplage, c'est-a-dlre que le couplage joue surtout a 1a 
hausse, que le taux monte. II est vrai que les proprietaires, 
les bailleurs ont peu de retenue, et on las comprend, a re-
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percuter sur le loyer les hausses du taux hypothecaire. Mais 
l'effet du couplage ne Joue pas beaucoup a la baisse. Juste­
ment, il n'y a qu'un effet cremaillere a la hausse, mais II n'y a 
pas d'effet pour la descente. C'est parce que les baisses de 
taux hypothecaire ne sont pas systematlquement reportees 
sur le loyer qu'on peut enregistrer une hausse des loyers su­
perieure a i'indlce des prix a la consommatlon. 
En falt, on a un effet qul est un peu a sens unique. C'est ce 
constat-la, reel, qui a amene finalement les assoclations de 
locataires a deposer leur Initiative populaire, en proposant, 
s'aglssant de l'augmentation de loyers, un taux hypothecaire 
llsse et le Conseil federal a falt son contre-pro]et. Le contre­
projet du Conseil tederal et du Conseil national definit plu­
sleurs etapes, que ce solt au debut du ball ou en cours du 
ball, et prevolt en cours du bail la possibillte d'adapter les 
loyers selon le systeme du loyer comparatlf. S'il y a une 
chose assez exceptionneile qu'a reussie le Conseil federal, 
c'est de mettre d'accord en tout cas l'associatlon que pre­
side M. Dettllng et les locataires pour dire tous ensemble le 
mal qu'lls pensaient de ce systeme du ioyer comparatlf. 
C'est vrai qu'il peut ätre surprenant pour les habitues de la 
politlque federale de volr Toni Dettling et Jean Studer parta­
ger ensemble et avec vlgueur le mäme engouement pour 
critiquer le projet du Conseil federal. 
On est tout a fait d'accord les deux, et je crols que c'est le 
sens de la ralson. Car, quand vous avez trois milllons de lo­
gements en Suisse, comment pouvez-vous vraiment certifler 
que vous allez en trouver deux ou trois semblables pour 
faire des comparalsons? II y a une teile diverslte sur notre 
marche locatlf, selon l'anclennete, la surface, la sltuatlon, 
qu'on se rend bien compte qu'on peut peut-lltre fantasmer 
sur un systeme qui permettralt d'avoir des comparaisons 
blen operatlonnelles, mals que, dans la reallte, c'est quelque 
chose qui raste tres difficlle. II sufflt de penser aux loge­
ments des membres de sa famille ou des logements d'amls 
et se demander s'ils peuvent Atre compares les uns avec les 
autres pour se rendre compte que c'est dlfflcile. 
C'est non seulement difflclle pour les parlementalres que 
nous sommes, mals c'est mAme dlfficile pour les juges fede­
raux. On a deja un systeme de comparalson dans le drolt 
actuel et ie Tribunal federal est assez strict sur l'ldentite qul 
doit exlster entre des objets. II vlent de dire recemment dans 
une declslon de l'annee passee qu'on ne pouvait pas, par 
exemple, comparer deux logements qui ont le mAme nom­
bre de pieces, ta mAme surface et qul sont au mllme etage, 
sl l'un a un double vitrage et l'autre pas, parce qu'II y a la un 
confort qu'apporte le double Vitrage sur le plan thermique, 
mais aussl sur le plan de l'insonorlsatlon, que ne presente 
pas celui qul n'a pas de double vltrage. Et le Tribunal federal 
a encore dlt: «On ne peut pas comparer non plus deux loge­
ments ldentlques en ce qul conceme le nombre de pieces, la 
surface, la situation, sl l'un est abonne a un telereseau pour 
recevoir la televislon et l'autre pas.» On se rend donc bien 
campte combien le systeme du loyer comparatlf, comme 
motif pour adapter le loyer en cours de bail, peut Atre 
source, finalement, de plus de complicatlons qu'autre chose. 
Sur ce plan, on doit remercler M. Dettling d'avolr amene la 
commlssion a essayer de reflechlr a une autre solution. J'al 
dlt remercler d'avolr amene la commlssion a reflechir a une 
autre soiutlon, a savoir a une solutlon simple et pratlque. 
Malheureusement, M. Dettling ne s'est pas arrllte sur la slm­
pllclte et la pratlcablllte. (Hitarfte) Certes, ll a falt une proposl­
tlon simple, pratique, mais totalement incomprehenslble poll• 
tiquement. On eu beaucoup de contacts avec M. Dettllng -
et j'espere encore en avolr- et malgre tous ces contacts, je 
lui demande, chaque fois que je ie vois: .. Tonl, comment 
peux-tu me JustHier tes 4 pour cent?» Aujourd'hui, j'aurai 
peut-lltre une reponse a cette questlon, mais Jusqu'a main• 
tenant, Je ne n'en ai pas eu. Quand je lui dis: "Toni, dans ce 
pays, on a eu ces dernieres annees une faible Inflation; on a 
eu des taux de 0,7 ou 0,5 ou 0,8 pour cent. Comment peut­
on remplir le mandat de la constitution de lutter contre des 
loyers abuslfs, si ie loyer peut augmenter de 4 pour cent, 
alors que l'indlce des prix a la consommatlon ne varie que 
de o,5 a 1 ou 1,5 pour cent?» 

La questlon est encore un peu plus polntue parce que le 
systeme que nous propose ia mlnorite Dettllng prevoit non 
seulement un taux totalement arbitralre - pourquol n'est-<:e 
pas 3 ou 6 pour cent? je n'al d'ailleurs pas encore eu d'expli­
catlon sur ce point -, mals un taux arbltraire cumule. Ce 
qu'on vous propose, ce n'est pas 4 pour cent par annee sur 
le loyer de base, c'est 4 pour cent du demler loyer paye; 
c'est le systeme des lnterAts composes qui fait que votre 
loyer augmente gentlment du debut - ce sont les deux ans 
de delal d'attente -, mals apres c'est la fusee Ariane, c,a 
monte exponentiellement. Ce systeme extrllmement pervers 
ne correspond en tout cas pas au mandat constttutlonnel de 
lutter contre les loyers abusifs et, surtout, ne correspond pas 
a i'activite economlque. 
Quand M. Epiney nous dlsait qu'une teile proposltlon etait 
polltlquement sulcidalre, il avalt ralson. Les gens ne peuvent 
pas comprendre que dans n'lmporte quelle sltuatlon econo­
mique, notamment dans des situatlons de stablllte des prlx -
comme on essaye de la conserver depuls quelques annees 
dans ce pays -, on pulsse admettre qu'un bien, et un blen 
essential qui concerne 70 a 75 pour cent de la populatlon, 
pulsse augmenter chaque annee de 4 pour cent. 
Alors, retenons les deux premieres qualltes de la proposltlon 
de minorlte Dettling: la slmpllclte et la pratlcabillte. La com­
mission propose flnalement de retenir, comme motlf de 
hausse du loyer pendant le ball, l'lndexatlon au coat de la 
vie. M. Couchepin, conseiller federal, avalt fait un plaidoyer 
convalncant devant le Conseil national pour dlre pourquol on 
devralt en rester a 80 pour cent de l'lndlce sulsse des prlx a 
1a consommatlon (IPC). La commlsslon est d'avis qu'elle 
peut faire le pas pour aller jusqu'a 100 pour cent, ce qul pre­
sente aussl des garantles pour les lnvestlsseurs auxquels 
pensalt M. Schweiger. En tout cas, l'IPC raste une reterence 
que tout le monde comprend. D'abord, c'est une reference a 
laquelle tout le monde peut avolr acces simplement. On 
comprend qu'en fait, on alt quelque chose qui suive un peu 
la marche de l'economie et la marche generale de l'evolutlon 
des co0ts. Sur ce plan, j'estlme que ie travail fait par la com­
misslon est bon. 
S'agissant des crlteres pour apprecler quand un loyer est 
abuslf, que ce soit au debut du baß ou en cours de ball, la 
majorlte de la commlsslon, pour des ralsons d'lntelilgence 
politlque, a retenu quand mAme l'idee du loyer comparatlf. 
Je vous ai dlt tout le mal que je pensais du loyer comparatif 
avant, je contlnue de penser que ce n'est pas une bonne so­
lutlon. Mais je constate que les cinq demieres annees il y a 
eu en Sulsse 1500 contestat!ons du loyer initial: pour toute la 
Suisse, pour trols millions de logements, durant les cinq der­
nieres annees. J'imaglne donc que ce mauvals systeme 
n'aura pas de mauvais effets et de mauvaises consequen­
ces, car ia posslbilite de contester le loyer initial est utlllsee 
de fa~n assez marginale. 
On a vu enfln que la loi a un grand effet preventlf et son effet 
preventlf, aux yeux de la majorlte de la commlsslon, dolt lltre 
assure par la reference a l'lndice sulsse des prlx a la con­
sommatlon. Je pense que c'est une bonne solution. 
C'est dans cette perspective que je vous lnvlte a entrer en 
matlere. 

Laurl Hans 0/, BE): Der Berichterstatter hat auf die grosse 
gesellschafts- und wirtschaftspolitische Bedeutung hinge­
Wiesen, die dieser Teilrevision des Mietrechtes zukommt. Es 
geht In der Tat darum, einen tauglichen Kompromiss In ei­
nem grossen Spannungsverhältnis zwischen verschiedenen 
Aspekten zu finden. Diese Aufgabe empfinde Ich als umso 
anspruchsvoller, als sich die von der Kommission f0r Rechts­
fragen beigezogenen Experten gemäss den schriftlichen 
Unterlagen der Kommission In kaum einem Fall klar dazu 
geäussert haben, dieser oder Jener Problemlösung sei ein­
deutig zuzustimmen, da damit die angestrebten Ziele er­
reicht werden könnten. Dies gilt insbesondere für die ent­
scheidenden wirtschaftlichen Effekte, die mit der Revision 
erreicht werden sollen, sei dies auf der Mieter- oder auf der 
Vermleterselte. 
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Der Berichterstatter hat auch sehr gut das Spannungsfeld 
ausgeleuchtet, in dem wir uns befinden. Um Ihnen Wieder­
holungen zu ersparen, möchte ich nur einen Aspekt noch 
einmal hervorheben, nämllch die Notwendigkeit, privaten In­
vestoren In Konkurrenz zu anderen Anlagemögßchkelten -
das ist das Entscheidende - genügend Anreize für lnvestltlo­
nen In Mietwohnungen zu belassen. 
An dieser Stelle ist auf eine Ausserung des von der Kommis­
sion beigezogenen Experten Schlps von der EniZ zu ver­
weisen, der sich mit der Attraktivität von Investitionen In 
Wohngebäuden befasst hat und zum Schluss gekommen Ist, 
der R0ckzug privater und institutioneller Investoren aus die­
sem Anlageberelch sei augenfällig. Die Daten zeigten zu­
dem deutlich, «dass gesamthaft gesehen in den letzten 
Jahrzehnten vor allem bei den Wohngebäuden die notwendi­
gen Unterhaltslnvestltlonen nicht oder nicht ausreichend ge­
tätigt werden konnten und so die Bausubstanz vernachläs­
sigt wurde». Wie Kollege Schwelger schon erwähnt hat, ist 
aber nur bei genügender lnvestltlonstätlgkelt ein Markt zu 
schaffen, der dann letztlich auch für den Mieter gute Rah­
menbedingungen abgibt. 
Ich gehe davon aus, dass die Volkslnltiative gemäss Emp­
fehlung von Bundesrat und Nationalrat abgelehnt werden 
soll und der geltende Rechtszustand zu verbessern Ist. Mit 
unserem Berichterstatter sehe Ich, dass an sich zahlreiche 
Möglichkeiten bestehen, weiter vorzugehen. Im Vordergrund 
stehen aber doch eigentlich nur zwei Varianten, nämlich die 
der Mehrheit der Kommission und die der Minderheit. Ich 
äussere mich im Folgenden deshalb nur zu diesen beiden. 
Der bedeutendste Konzeptunterschied ZWischen der Mehr­
heit und der Minderheit der Kommission findet sich Im Arti­
kel 269a Ober die Mietzinserhöhung im Allgemeinen. Wir ha­
ben darüber jetzt schon einiges gehört. Die Mehrheit will 
Mietzinserhöhungen zulassen, wenn sie sich auf die Ent­
wicklung des Landesindexes der Konsumentenpreise stüt­
zen, und zwar soll diese Stützung zu 100 Prozent erfolgen. 
Im Konzept der Minderheit soll eine Mietzinserhöhung wäh­
rend der ersten zwei Jahre nach Mietbeginn ausgeschlos­
sen sein und dann - das Ist auch wichtig - bis zu 4 Prozent 
pro Jahr möglich sein, ohne dass sie missbräuchlich wäre. 
Die Minderheit hat die Argumente der Einfachheit und guten 
Planbarkelt auf ihrer Seite. Sie betont, die 4 Prozent seien 
eine obere Grenze. Ob sie ausgeschöpft werden könnte, be­
stimme der Markt. Auch sei offen, ob mit ihr der berechtigte 
Anspruch des Investors auf einen Anlageerfolg erfüllt wer­
den könne, der Vorschlag beinhalte fQr diesen also auch ein 
Risiko. 
Man muss sich Indessen bewusst sein, dass der maximale 
Mleterhöhungssatz von 4 Prozent pro Jahr umgesetzt als 
Zlnseszlnsformel und damit als Exponentialfunktion - das 
wurde soeben richtig ausgeführt - schon nach wenigen Jah­
ren zu beachtlichen Mietzinssteigerungen führl Bel einer 
angenommenen Teuerung von durchschnittlich 2 Prozent 
und einer Mletzlnsentwicklung im Umfang dieser Teuerung 
beträgt im sechsten Jahr die Differenz zwischen den beiden 
Modellen bereits knapp 6 Prozent, Im zehnten Jahr 14 Pro­
zent. Bel 3 Prozent Teuerung beträgt die Differenz im sech­
sten Jahr allerdings bloss knapp 1 Prozent und im zehnten 
rund 5 Prozent, das ist zuzugeben. 
Ich glaube aber trotzdem nicht, dass wegen der potenzlellen 
Übersteuerungsgefahr, die in diesem Mechanismus steckt, 
der eine Entwicklung unabhängig von der tatsächlichen Ent­
wicklung der Bewirtschaftungs- und Unterhaltskosten 
zulässt, die Ziele des Mieterfriedens und der Verteilungs­
neutralität mit genügender Zuverlässigkeit sichergestellt 
werden können. Dies gilt umso mehr - darauf wurde zu 
Recht hingewiesen -, als die Teuerung In den zurückliegen­
den Jahren relativ tief war. Niemand welss, wie sie sich In 
der Zukunft entwickeln wird. Es ist aber eine neue Tatsache, 
dass sich das Gros der Löhne nicht mehr mit Selbstver­
ständlichkeit deutlich schneller entwickelt als die Teuerung. 
Die Frage des Mieterfriedens ist hier also ernsthaft zur Dis­
kussion gestellt. 
Diese Argumentation wäre dann falsch, wenn der Mieter den 
Auswirkungen mit einem Wohnungswechsel ausweichen 
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könnte. Ich zweifle Indessen, ob es selbst bei einem beacht­
lichen Leerwohnungsbestand oft dazu kommen würde, da 
die Transaktionskosten den Mieter in zahlreichen Fällen 
eben doch davon abhalten worden und da Wohnungen ge­
nerell nicht ein rasch auswechselbares Gut darstellen. 
Zu diskutieren wird meines Erachtens In der Detailberatung 
noch sein, ob fQr den Vermieter der Anpassungsmechanis­
mus Ober die Teuerung In jedem Fall genügt, oder ob neben 
der Anpassungsmöglichkeit bei Mehrleistungen gemäss Ar­
tikel 269d bis OR eine weitere Möglichkeit geschaffen wer­
den muss. Die Diskussion darüber wird bei der Behandlung 
von Artikel 269a Absatz 2 zu fahren sein, wenn es um den 
Eventualantrag der Minderheit Dettllng gehen wird. 
Es gibt einen zweiten wesentlichen Unterschied ZWischen 
den beiden Modellen, auf den Kollege Stadler hingewiesen 
hat, nämlich den generellen Ausschluss von Geschäftsräu­
men. Meines Erachtens kommt dieser generelle Ausschluss 
nicht In Frage, weil damit ein Verstoss gegen die Verfassung 
vorliegen würde, mindestens In der Lesart des Bundesamtes 
fQr Justiz und auch In der Lesart des als Experten beigezo­
genen Bundesgerichtspräsidenten. 
Ich habe Verständnis dafür, dass gewisse Geschäftsräume 
vom Schutz auszuschllessen sind, umso mehr, als wir eine 
entsprechende Mitteilung vom Gewerbeverband erhalten ha­
ben, man sei zu einem solchen Kompromiss bereit. Das Pro­
blem ist nur, dass uns heute keine differenzierte Regelung 
vorliegt und eine solche in der Plenumsdlskussion mit Si­
cherheit auch nicht erarbeitet werden kann. Die Schlussfol­
gerung daraus ist die, dass Ich dafür plädieren werde, an der 
Unterstellung auch der Geschäftsräume festzuhalten und 
dem Nationalrat und seiner Kommission für Rechtsfragen 
dann allenfalls die Möglichkeit zu eröffnen, eine differenzier­
tere Lösung zu umschreiben, analog der Lösung bei den Lu­
xuswohnungen, wo eine solche Differenzierung, wenn auch 
In einem anderen Bereich, ebenfalls möglich gewesen ist 
zusammengefasst Ich werde mich also auf dem Weg der 
Kommissionsmehrheit bewegen und zur gegebenen Zelt 
dann noch weiterdlskutleren wollen, ob die Fortentwicklung 
mit dem Teuerungsindex allenfalls eine Erweiterung erfahren 
muss. 

Spoerry Vrenl (R, ZH): Diese Eintretensdebatte hat es ge­
zeigt: Es handelt sich beim Mietrecht um eine komplexe Ma­
terie, natürlich ganz besonders tar Jene, die der Kommission 
nicht angehört haben. Es ist offensichtlich schwierig, in die­
sem wichtigen Bereich eine Lösung zu finden, die für alle 
Selten fair und befriedigend ist. Aus meiner Sicht sind sämt­
liche Modelle, die auf dem Tisch liegen, inklusive jenem von 
Bundesrat und Nationalrat, Insofern ein wichtiger Fortschritt, 
als sie die Entkoppelung von Hypothekarzins und Mietzins 
vorsehen. 
Mit Bezug auf die Mletzlnsgestaltung verfolgt der Bundesrat 
mit seiner Vorlage zwei wichtige Ziele: Zum Ersten wlll er Im 
Interesse der Mieter In Zukunft Mietzinssprünge von grösse­
rem Umfang praktisch ausschllessen und eine ruhigere 
Mietzinsentwicklung sicherstellen. Zum zweiten will er mit 
der Einführung gewisser Marktelemente dem Mechanismus 
von Angebot und Nachfrage besser gerecht werden, um da­
mit auch den Investoren einen gewissen Anreiz zu geben, 
wie das insbesondere die Kollegen Schweiger und Laurl 
ausgeführt haben. Das erste Ziel erreicht der Bundesrat 
durch die Indexierung der Mieten. Das zweite Ziel erreicht er 
durch mögliche Mietzinsanpassungen an die Vergleichs­
miete, also an orts- und quartlerilbliche Mieten. 
Die Kommission hat nun offensichtlich Im Grundsatz von die­
sem Konzept des Bundesrates Abstand genommen und 
schlägt andere Wege vor. Sowohl die Kommissionsmehrheit 
als auch die Kommissionsminderheit erteilen der Vergleichs­
miete eine Absage. Der Hauptgrund scheint darin zu liegen, 
dass man dieser Vergleichsmiete nicht traut. Eigentlich be­
daure Ich dies. Denn wenn das statistische Material zur 
Feststellung der orts- und quartlerOblichen Mieten verläss­
lich zusammengestellt werden könnte, dann schiene mir 
dies ein taugliches Instrument, um In Ergänzung der Index-
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miete ein Marktelement ins Mietrecht einzuführen. Ich gehe 
davon aus, dass Herr Bundesrat Couchepin zu diesem of­
fensichtlich umstrittenen Instrument der Vergleichsmiete aus 
seiner Sicht noch einige Ausführungen machen wird. 
Uns liegen nun aber zwei Modelle vor, jenes der Kommissi­
onsmehrheit und jenes der Kommissionsminderheit Die 
Kommissionsmehrheit stOtzt sich alleln auf den Index ab, 
wobei dieser im Gegensatz zur bundesräUichen Fassung 
nlcht zu so, sondern zu 1 oo Prozent zum Tragen kommt 
Trotzdem befriedigt mich dieses Modell nicht. Es zementiert 
die Kostenmiete und enthält keinerlei Marktelemente. Das 
steht im Widerspruch zur bundesrätllchen Zielsetzung, das 
Spiel von Angebot und Nachfrage doch auch in Betracht zu 
ziehen. Einmal zu tief angesetzte Mietzinse werden mit dem 
Modell der Mehrheit auf diesem Niveau eingefroren. Das 
kann mittel- und langfristig Auswirkungen auf den Woh­
nungsmarkt haben, wie sie unsere beiden Kollegen vorhin 
sehr eingehend dargelegt haben. Auch die Experten sagen, 
dass es Auswirkungen geben kann, die auch aus der Sicht 
des Mieters nicht positiv sind. 
Die Minderheit Dettllng geht demgegenüber neue Wege. Ihr 
Modell beinhaltet auch einen Automatismus, der aber einen 
gewissen Spielraum offen lässt Ob dieser Spielraum richtig 
austariert ist und ob dieses Modell schon völlig ausgereift ist, 
darüber kann man wohl diskutieren, es stellt aber eine echte 
Alternative zum Modell des Nationalrates dar. Wenn man 
schon das Modell des Nationalrates und des Bundesrates 
ablehnt, dann wäre es vielleicht der MOhe wert, die Alterna­
tive Dettllng einmal noch etwas genauer anzuschauen - was 
Im Differenzbereinigungsverfahren gemacht werden könnte. 
Sollte in diesem Saal die Kommissionsmehrheit obsiegen, 
dann ist für mich unabdingbar, dass der Eventualantrag der 
Minderheit Dettling bei Artikel 269a Absatz 2 angenommen 
wird, wie das auch Herr Lauri sehr eingehend ausgeführt 
hat. Damit würde auch beim reinen Indexmodell der Korn-

. misslonsmehrheit doch noch ein Marktelement eingefügt. 
womit eine vernünftige Annäherung an das Modell des Bun­
desrates und des Nationalrates erfolgen würde. 
In diesem Sinne bin ich fOr Eintreten auf die Vorlage, die -
wie Herr Lauri das auch ausgeführt hat - In der Detailbera­
tung bei diesen Punkten sicher noch diskutiert werden 
muss. 

Couchepln Pascal, conselller federal: Je crols que le mot 
de la fln, c'est M. Pfisterer Thomas qui l'a dit au debut de 
son Intervention: II n'y a pas de solutlon satlsfalsante, II n'y a 
en tout cas pas de solutlon parfaite. Mais il faudra essayer, 
au cours de ce debat, de trouver une voie acceptable a la 
fois sur le plan de l'equlte et sur le plan politlque. lrouver 
cette voie, c'est ce a quoi se sont employes aussi bien las 
auteurs du projet du Conseil federal que les defenseurs de 
la solutlon de la maJorlte de la commlssion du Conseil des 
Etats. Je revlendral sur le modele propose par la minorite 
Dettllng a l'artlcle 269a qul, a mon sens, ne vise pas a trou­
ver uns solutlon de compromls politlquement acceptable, 
mais cherche a favorlser l'un des camps en presence, celui 
des proprletaires, alors que l'initlatlve va dans l'autre sens. 
On a evoque le drolt actuel, c'est vrai que c'est quelque 
chose d'assez extraordlnalre que de constater qua le drolt 
n'est pratiquement pas utlllse. ~immense majorlte des gens, 
proprietaires ou locatalres, n'ont pas consclence du drolt en 
vigueur et de son incroyable complexlte. C'est exactement 
le contralre de ce que tous las legislateurs des pays demo­
cratiques ont imagine, lorsqu'lls voulaient que le Code civil 
seit accessible a chaque citoyen ou citoyenne. La, c'est au 
contraire un domalne pour speclalistes. De temps en temps, 
lorsque Je mene des discussions avec les partenalres so­
ciaux - sl je puls utillser cette expresslon pour qualifler las 
proprietaires et !es locataires -, J'ai !'Impression que, de par 
la complexite du droit en la matlere, ils ont le sentiment d'ap­
partenir a un petit groupe qul s'estlme seul competent pour 
connaTtre le drolt, ce qul leur fait plaislr, mais leur fait parfois 
rejeter des solutlons qui permettralent de slmplifler las cho­
ses. En consequence, ils perdralent la competence neces-

salre a la maitrise de la haute techniclte requise en ce 
domalne. Donc, c'est un droit formellement extrllmement 
complique. Le resultat, c'est qua las cltoyens ne l'utilisent 
pas et ils se debroulllent sans recourir au droit. 
Neanmolns, c;a a un desavantage, c'est qua c;a occupe las 
tribunaux. MAme s'II y a tres, tres peu de cltoyens qui recou­
rent au drolt et qul engagent des procedures de reglement 
de lltlges relatlfs au loyer, ces quelques lltlges occupent pas 
mal de monde dans le monde Judicialre et dans le monde du 
barreau aussi. On m'a dlt qu'au Tribunal federal, II y a pratl­
quement une cour - slx juges - qui est occupee a 40 pour 
cent avec les lltlges relatifs au drolt de bail. Cela slgnlfle qua, 
concluslon tres simple, sl on parvlent a slmpllfler le drolt de 
ball, peut-etre qu'on libere un juge federal et deml. Cela re­
soudralt peut-lltre des problemes allleurs, et c'est un ob]ectlf 
auquel le Conseil federal s'attache. 
Le droit actuel est donc tres complique. II est peu ou pas uti­
llse, male ceux qui l'utillsent provoquent des encombre­
ments et des dlfficultes Judlcialres qui aboutissent au fait que 
la machine Judlcialre prodult des jugements extrllmement 
compllques qul ne sont accesslbles qu'a un petlt groupe de 
specialistes. Materiellement, on ra releve - sur ce point-la., 
je crols qu'il n'y a pas de dlvergences entre las orateurs qul 
se sont exprimes -, le drolt actuel a une grande falblesse, 
c'est ceile de Her l'evolutlon du taux hypothecaire a. l'evolu­
tlon des loyers. 
~initiative populalre «pour des loyers loyaux» veut changer 
cela en supprlmant le couplage entre le taux hypothecalre et 
l'augmentatlon des loyers. Elle a ralson, mals ce qu'elle pro­
pose en contre-partle ne va pas dans le sens de la slmpllfl­
catlon et donne la prlorite exclusivement aux lnterAts des 
locatalres, aux depens de ceux des proprietalres. Or, nous 
sommes convalncus qu'un certaln equillbre entre las interAts 
des proprletaires et ceux des locataires prallte aux deux par­
tles. A court terme, les locatalres peuvent conslderer comme 
une victolre le falt d'lntrodulre des reglementations supple­
mentaires qui les protegent. A moyen terme, c'est deja un 
echec pour eux, parce que cela signifle qua las investlsseurs 
vont se detoumer de ce marche et que, a moyen terme, il y 
aura une grave penurle de logements et las locatalres seront 
las premleres victimes d'un exces de protectlonnlsme. On le 
voit d'ailleurs dans d'autres domaines aussl, dans celui de la 
legislatlon sur le travail, par exemple: sl on va trop loin dans 
la protectlon contre las llcenclements, on aboutlt au falt qua 
les entreprlses renoncent a engager des personnes de peur 
d'Atre ensulte, si l'essal n'est pas concluant, obllgees de gar­
der des collaborateurs dont lls ne seralent pas satisfalts. lcl, 
c'est la mAme chose: sl on va trop loin dans le sens de la 
protection des locatalres, on provoque, a moyen terme, un 
assechement du marche immobilier et une hausse massive 
des loyers. Les locatalres, eux-mllmes, ont interAt a ne pas 
exagerer dans le sens de la protectlon. C'est malheureuse­
ment ce que fall l'lnltiatlve. C'est la ralson pour laquelle le 
Conseil federal la repousse, tout en reconnalssant le blen­
fonde d'un de ses objectlfs, c'est-a-dlre le decouplage des 
loyers et du taux hypothecaire. 
En sens Inverse, la proposltlon de minorite Dettllng va trop 
loin dans le sens de la protectlon du proprletalre. Elle est to­
talement etrangere au marche, et II est assez curieux de volr 
que les milleux des proprietalres qu~ en princlpe, adherent a. 
l'ldee du marche, veulent introdulre un systeme dans lequel 
le marche est totalement absent. Je reviendral sur la proble­
matique de l'lndlce du coOt de la via. S'll y a quelque chose 
qui est eloigne du marche, c'est blen le recours excluslf, et 
encore avec un chiffre fixe, a l'lndice du coOt de 1a vle 
comme seul element d'evolution des loyers. 
Faltes un petit calcul; Monsieur Studer ra fait. Avec le sys­
teme de la minorite Dettllng, qul est celul des lnterAts com­
poses a 4 pour cent, theoriquement, apres 12 ou 13 ans, si 
mes souvenlrs sont exacts, un loyer double mAme sl le coat 
de la via n'a augmente qua de 10 au 15 pour cent durant 
cette periode. C'est un systeme qui ne repond pas au man­
dat constltutionnei de protectlon des locatalres. Voile. pour­
quoi nous pensons qu'aussl bien l'inltiatlve populalre que la 
solution de la minorite Dettllng ne sont pas des solutlons 
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equillbrees parce qu'elles defendent les lnteräts excluslfs 
d'un des deux groupes en presence. 
Le fait que les proprietaires et les organlsatlons de locataires 
soient d'accord pour contester le point de vue du Conseil fe­
deral, c'est pour moi plutöt un element de suspiclon parce 
que quand l'eau et le teu dlsent qu'ils peuvent se marier, il y 
a une loi de la physlque qul ne marche pas. Lorsque proprie­
talres et locatalres dlsent qu'lls ont la meme opinlon, c'est 
une loi de la politique qui ne dolt pas Jouer. Mals c'est une 
opinion negative, alors c;a peut arriver, en polltique, que l'eau 
et le feu se marient pour repousser un troisleme element. 
C'est l'explicatlon: en realite, vous n'etes d'accord sur rlen, 
slnon pour dlre que vous ne voulez pas le systeme du Con­
seil federal. Est-ce que, d'une certalne manlere, c'est Juste 
puisque le systeme du Conseil federal ne veut donner de prl­
vlleges nl aux proprietaires nl aux locatalres, mais recherche 
un equilibre? Et parce qu'on recherche un equillbre, evi­
demment qu'aucun des deux camps, dans la perlode de 
combat - a la fln, on peut toujours trouver une conciliation -, 
ne peut se ralller au projet du Conseil federal. 
Donc, j'essaie de volr quelle est la mellleure solution entre le 
contre-projet du Conseil tederal et celui du Conseil des 
Etats. Pour nous - et je crols que sur la plupart des polnts, 
les crlteres d'appreciation sont les memes que ceux de la 
commisslon du Consell des Etats-, II y a un certaln nombre 
de criteres pour Juger d'une solution. Tout d'abord, nous vou­
lons supprlmer la llaison entre taux hypothecaire et loyer. 
Votre solution, comme la nötre, aboutit a ce resultat. Nous 
voulons simplifler la legislation et rendre le droit pratlcable. 
D'une certaine manlere, votre solutlon est plus simple que la 
nötre pulsqu'elle ne prevoit qu'une possiblllte d'evolutlon, 
celle en fonction de l'lndice du coot de la vie, et renonce au 
systeme du loyer comparatlf. 
Cennui avec votre solutlon, c'est qua, meme sf alle est un 
peu plus simple, alle a moins d'elements de marche que la 
nOtre. Pour l'evolution des loyers, le cas des loyers d'entree 
etant reserve, le recours excluslf a l'indice du coot de la via 
est quelque chose d'etranger au marche. Clndice du coOt de 
la vie n'est pas un Instrument du marche. C'est une refe­
rence qul a un certain lnteret, mais qui n'a pas beaucoup de 
rapport avec le marche. J'al dlt a un de mes collaborateurs 
que le recours excluslf a t'lndlce du coOt de la vie me fait 
penser a la banne soeur qul soignalt a l'lnflrmerie les Inter­
nes au college ou j'etais. Lorsqu'un Interne tombait malade, 
la responsable lul donnait deux asplrlnes et du the de tllleul. 
Apres trols ou quatre jours, eile le renvoyait a l'ecole, ce qui 
allait tres bien parce que c'etait une clientele jeune, et flnale­
ment qui avalt besoln d'aller a l'inflrmerle de temps en temps 
pour beneflcler du lit chaud et d'un peu d'affectlon. C'est ce 
que la responsable donnalt Mals si on appHqualt la meme 
methode a l'ensemble du systeme de sante, probablement 
que c;a ne marcherait pas et qu'il faudralt differencler un peu. 
Des qu'on s'eioigne de la cllentele Jeune, deux aspirines, un 
peu d'affection et du the de tilleul ne sufflsent pas, en regle 
generale, pour remettre quelqu'un d'aplomb. 
Cindice du coOt de la vie, c'est un peu c;a: deux aspirines et 
le the de tllleul. C'est une solution qui n'est pas appllcable a 
l'ensemble du pays. Par deflnition, le marche du logement 
est quelque chose de tres local. Vous ne pouvez pas d'un 
cöte, comme le dit M. studer, affirmer: «Flnalement, le loyer, 
le logement est quelque chose de tellement speclflque qu'II 
n'y a pratiquement aucune possibilite de comparer un loge­
ment avec un autre.» II evoque le cas d'un logement qul 
auralt un double vitrage et d'un autre qui n'en aurait pas. 
C'est tomber dans l'exces contreire que de dlre que c'est tel­
lement different qu'on n'arrlve pas a deflnir des normes sta­
tlstiques qul permettent de servlr de reference. Je crols que 
vous allez trop loln. 
En sens Inverse, la mlnorlte Oettllng et le contre-projet du 
Conseil des Etats ecartent pratiquement toutes les dlfferen­
ces au presque et dlsent: «Le seul element de reference 
pour faire evoluer les loyers, c'est l'lndice du coOt de la vle, 
qul est le meme a Zurich qu'a Geneve, l!. Geneve qu'l!. Slon 
ou a Stans.» Croyez-moi, le marche du logement est tres 
different d'une localite a l'autre, d'un quartler a l'autre. Cela 
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ne va pas jusqu'au polnt au l'on peut dlre qua chaque loge­
ment est si different qu'on ne peut pas falre des comparai• 
sons. II y a quand meme des speciflcites locales qul Justiflent 
qu'on utllise un Instrument plus fln que l'lndlce du coQt de la 
vle. 
La commisslon du Conseil des Etats l'a comprls pulsqu'elle 
admet que, pour le loyer d'entree, on doit recourlr a autre 
chose qu'a l'lndlce du coot de la vle. Vous admettez que, 
pour le loyer d'entree, le loyer peut etre fixe llbrement, avec 
le contröle de l'abus. Pour ce contröle, a quol recourt-on? 
Precisement au loyer comparatifl Tout le monde est d'accord 
de recourlr, pour le loyer d'entree, au loyer comparatlf. SI 
c'etait vralment un Instrument lnadequat et Impossible, vous 
ne l'utillserlez pas pour le loyer d'entree. Vous dlrlez: «C'est 
quelque chose d'inadequat, d'lnopportun, an ne l'utlllse ja­
mals . ., SI vous l'admettez pour le contröle du loyer d'entree, 
c'est donc quand meme quelque chose de flable, sur lequel 
on peut compter et qui permet des comparalsons. Et vous 
l'admettez comme nous non pas pour fixer le ioyer, mais 
pour Juger sl un loyer est abuslf. Dans notre solution, le loyer 
comparatlf n'est pas utillse pour fixer le loyer; an ne veut pas 
dire quel est le loyer absolument exact. 
Dans notre solution, le loyer comparatlf est utillse pour dlre 
sl un loyer est abuslf au non. Comme vous le savez, nous dl­
sons que sl le loyer propose est de 15 pour cent plus eleve 
que le loyer comparatif, nous considerons cela comme abu· 
slf. Entre o et 15 pour cent, il y a une marge qul est preclse­
ment 1a marge de dlscusslon, la marge du marche, la marge 
des circonstances partlculleres qul permet de tenlr compte 
du falt qu'II peut y avoir dans tel au tel logement des specifl­
catlons particulleres. Cela permet aussi de tenlr compte de 
la marge statlstique d'erreurs qul peut etre de 1, 2 ou 3 pour 
cent, ne soyons pas mesqulns sur ce polnt-la. 
Flnalement, on a une llmlte qul est de l'ordre de 15 pourcent 
qul permet de dire que si l'on depasse ce 15 pour cent, c;a 
devient abuslf. Avec le loyer comparatlf, nous ne voulons pas 
fixer un loyer. 
On ne dlt pas: «Le loyer exact, c'est c;a et taute dlfference 
par rapport au loyer comparatlf constitue un abus.» Nous dl­
sons simplement que, lorsqu'II y a un loyer qul est 15 pour 
cent au-dela du loyer comparatlf, on peut admettre qu'II y a 
abus et que c'est quelque chose qul ne doit pas etre pro­
tege. Clnstrument que nous preconlsons n'est pas un Instru­
ment de preclslon qui permet au gramme pres de definlr Ja 
dose. C'est un Instrument qui est evolue, qui est relative­
ment precis, mais qui permet un certaln nombre de diver­
gences, ralson pour laquelle on ne le pratique pas comme 
lndlcatlon pour deflnir le loyer, mals seulement pour marquer 
la limite a partir de laquelle il y a abus. 
Revenons a Ja solution du Conseil des Etats. Elle est proba­
blement plus simple que la nOtre, mals beaucoup plus elol­
gnee du marche, puisqu'elle revlent a donner a taut le 
monde Ja meme solution, quel que soit le marche regional; 
i;a evolue en fonctlon de l'lndice des prlx ll la consommatlon, 
et seulement en fonctlon de lui. 
II y a une autre obllgation a laquelle on est tenu, c'est natu­
rellement de remplir le mandat constltutionnel, MM. Studer 
et Eplney l'ont rappele. Nous avons l'obllgatlon de proteger 
les locatalres. La solutlon de la mlnorite Dettllng le fait de 
maniere tres malle. En effet, alle fixe un plafond a l'evolutlon 
de l'indlce des prlx. Comme l'a dit M. Studer, mettez 6 pour 
cent, pourquoi pas? pulsque, semble-t-il, vous conslderez 
que vous avez rempll l'obllgatlon de proteger le locataire a 
partir du moment ou un plafond est fixe. Un plafond a 4 pour 
cent s'il y o pour cent au molns de 1 pour cent d'lnflation, 
c'est beaucoup trop et ce n'est pas proteger le locatalre. 
Par contre, sl l'lnflatlon monte, 4 pour cent sont lnsufflsants 
sur la duree. Fixer un chlffre de 4 pour cent simplement 
parce qu'on veut pouvoir rempllr le mandat constltutionnel, 
c;a ne me paratt pas taut a falt acceptable. 
En concluslon, II taut essayer de classer les differentes solu­
tlons. Puisqu'II n'y a pas de solutlon partaite, II taut se de­
mander quelle est la solutlon la molns imparfaite, celle qul 
est susceptlble de reunlr Je consensus politique, ou en taut 
cas une majorite polltlque, et celle qut respecte aussl le 
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mandat constltutlonnel protection des locataires -, celle 
qul permet aussl de malntenir une lncitation a investir dans 
le domaine immobilier. 
Lorsqu'on fait une evaluatlon en fonction de l'ensemble de 
ces crlteres des differentes solutions preconisees, j'arrlve a 
la concluslon lmmodeste que la mellleure solutlon est de 
toute evidence celle du Conseil federal. Ensulte, celle qul est 
un peu plus mauvaise mais plus proche de celle du Conseil 
federal, c'est la solution du Conseil des Etats. Et puis, tres 
loin derriere, le statu quo. Le statu quo a au moins l'avan­
tage de provoquer une incltation au changement. SI on de­
valt repousser toutes les solutlons, l'initlatlve populalre, la 
solutlon du Conseil des Etats, la solution de la minorite Dett­
ling, la solutlon du Conseil federal, il raste le couplage taux 
hypothecalre loyer. Et va, c'est faux; c'est insupportable. 
Et cela nous obllgera a recommencer des travaux. Mais on 
n'inventera pas la poudre et on n'arrivera pas a trouver des 
solutlons tres differentes de celles qui sont preconisees 
aujourd'hul. La plre des solutions pour supprlmer cette 
chose negative qu'est le couplage taux hypothecalre/loyer, 
ce serait d'aller dans la dlrection d'un des deux camps sans 
tenlr compte des lnterets legitimes de l'autre; d'un cöte, c'est 
!'Initiative populalre et, de l'autre, c'est la solutlon de la mlno­
rite Dettllng. 
Alors, je reprends. La plre des solutlons, c'est d'accepter la 
solutlon de la minorite Dettllng ou !'initiative populalre. En­
suite, II y a le statu. quo, parce qu'au molns, cela incite au 
changement. Ensulte, c'est la solution du Conseil des Etats, 
qui a la grande falblesse d'Otre tres eloignee du marche et 
de recourir a l'indice du coOt de la vle comme seul element 
de reference des loyers en cours d'exlstence. La mellleure 
solutlon, c'est celle qui, tlmldement, essaye d'lntroduire un 
peu de marche dans tout ce droit, qul slmplHie les choses et 
qul ne cherche pas a deflnlr un loyer, mals qui cherche a de­
flnir les abus, c'est la solutlon du Conseil federal. Quelqu'un 
m'a demande: «Est-ce que vous etes pret a vous mlller a la 
solutlon du Conseil des Etats?» Je rapste qu'elle est molns 
bonne que la nötre, mais eile est mleux que toutes les autres 
solutlons. 
Alors, Je vous lnvite a entrer en matlere sur le contre-projet 
du Conseil federal et d'avoir le courage de le faire - parce 
qu'II faut un certain coumge -, car le marche fait peur a 
beaucoup de gens. 
M. Dettllng a dlt avec ralson a plusleurs reprises: «II y a un 
element d'lnsecurite dans la solutlon du Conseil federal.» Eh 
oul, le marche est quelque chose de peu sOr, parce qu'on ne 
sait pas a l'avance ce qu'il va decider. II taut un peu de cou­
rage pour aller dans le sens du marche, mals nous devons 
le faire tout en respectant le mandat constltutlonnel qul exige 
que l'on protege le locataire, ce que nous faisons par le blais 
du loyer comparatlf. Plus 15 pour cent par rapport au loyer 
comparatif constitue un abus ou une presomptlon d'abus. 
Nous conslderons que c'est un abus. C'est une solution qul 
respecte le mandat constitutionnel. 
Le Conseil national, apres avoir eu les memes debats que 
vous, est arrive a la conclusion que Ja solutlon du Conseil fe­
deral n'etalt pas ideale - il n'y a pas de solutlon ideale -, 
mais que c'etalt la moins mauvalse. 
Je vous remercie d'accepter la molns mauvaise des solu­
tlons. 

2. Obllgatlonenrecht (Miete) 
2. Code des obllgatlons {Ball a loyer et a ferme) 

eintreten wird ohne Gegenantrag beschlossen 
t:entres en matiere est decldee sans opposition 

Detailberatung - Examen de detall 

Titel und Ingress 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Tltre et preambule 
Proposition de Ja commisslon 
Adherer a Ja decision du Conseil national 

Angenommen -Adopte 

Art. 253b 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 
Mehrheit 
Unverändert 
Minderheit 
(Schwelger, Bürgl, Dettllng, Slongo) 
.... Überlassung von Wohnräumen gegen Entgelt regeln. 
(Der Bezug auf «Geschäftsräume» Ist in den Art. 269 Abs. 1, 
2ter; 269aa; 269a Abs. 1 Bst. cter; 274d Titel, Abs. 1 zu 
streichen) 

Abs.2 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Antrag Schweiger 
Abs. 1 
.... Geschäftsräumen örtlich gebundener Klelnbetriebe ge­
gen Entgelt regeln. 

Art.253b 
Proposition de /a commission 
Al. 1 
Majorite 
lnchange 
Minorite 
(Schweiger, Bürgi, Dettllng, Slongo) 
.... l'usage d'habltatlons. (Bitter la reference aux locaux com­
merclaux aux art. 269 al. 1 er, 2ter; 269aa; 269a al. 1 er let 
cter; 274d tltre, al. 1er) 

Al. 2 
Adherer a la decislon du Consell national 

Proposition Schwelger 
Al. 1 
.... ou de locaux commerclaux de petltes entreprises llees a 
une localite. 

Abs. 1-AI. 1 

Pflsterer Thomas (R, AG), für die Kommission: Ich versuche 
beim Rapportieren, Ihnen jeweils kurz das geltende Recht, 
den Beschluss des Nationalrates, dann den Antrag der Kom­
mission bzw. der Kommissionsmehrheit und die Argumente 
zu schlldem. Bei Artikel 253b Absatz 1 Ist das geltende 
Recht an sich Identisch mit dem Antrag der Kommissions­
mehrheit. Der Nationalrat hat nichts geändert, die Mehrheit 
beantragt Zustimmung, also keinen Ausschluss der Ge­
schäftsräUme vom Schutz vor missbräuchlichen Mietzinsen. 
Ich beantrage Ihnen, dass die Minderheit zuerst Ihre Position 
vertritt, damit Ich nachher darauf antworten kann, sonst 
muss ich zweimal sprechen. 

Schwelger Rolf (R, ZG): Wenn es um die Frage geht, ob 
Geschäftsräumllchkelten den Mietzinsgestaltungsbestim­
mungen unterliegen sollten, denken viele primär an Klein­
und Kleinstverhältnisse, an einen Coiffeurladen, an eine 
kleine Schreinerei, an das Schneideratelier einer Einzelun­
ternehmerin. Solche Mietverhältnisse sind in der Schweiz 
aber nicht - zumindest nicht mehr - die Regel, sie sind die 
Ausnahme. Die Regel Ist, dass Mietverhältnisse Ober Ge­
schäftsräumlichkeiten In der überwiegenden Zahl mit eigent­
lichen kleineren, mittleren und grösseren Unternehmungen 
abgeschlossen werden; mit Unternehmerinnen und Unter­
nehmern also, die sich Im geschäftlichen Alltag mit komple­
xen Fragen auseinander setzen müssen und sich In der 
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Vielzahl der Fälle auch tatsächlich kompetent auseinander 
setzen. Des Sozialschutzes bedarf deshalb die Oberwle­
gende Zahl der Mieter von Geschäftslokalitäten nicht. Es ist 
vom Geist der Verfassung her nicht zulässig, fOr Personen, 
die einen Schutz nicht nötig haben, einen Schutz vorzuse­
hen. Vielmehr hat immer dann, wenn dem nicht soziale 
Gründe entgegenstehen, die Vertragsfreiheit zu spielen, so­
mit also etwas, was moderne Unternehmungen sonst vehe­
ment für sich selbst beanspruchen. Ich sehe nicht ein, 
warum dies im Mietrecht anders sein sollte. Wir haben heute 
nicht mehr eine kleinst- und kleingewerbliche Struktur. Wir 
haben eine moderne, auf Flexibilität angewiesene Wirt­
schaft, und Ich meine, dass dies auch im Mietrecht so gelten 
soll. 
Diese eher rechtsdogmatlsche Überlegung ist aber nicht der 
Hauptgrund, warum die Minderheit und Ich persönlich mei­
nen, Im Mietrecht sollten Geschäftsräumllchkeiten nicht den 
Wohnungen gleichzustellen sein. FOr mich ist der Haupt­
grund vielmehr folgender: Das Korsett der Missbrauchsge­
setzgebung, welche die Mletzinsgestaltungsbestimmungen 
bezüglich der Mietverhältnisse Ober Geschäftslokalltäten 
prägt, passt ln einer Vlelzahl von Fällen schlicht nicht und 
kann wegen der Unterschiede der Interessenlagen und Ge­
gebenheiten auch nicht passen. Diese Beurteilung gilt es zu 
begründen, was ich anhand von Beispielen wie folgt zu tun 
versuche: 
Ein erstes Beispiel: Mietverhältnisse über Geschäfte sind -
schon was die Anfangsmiete anbetrifft - sehr oft vielschichti­
ger als solche Ober Wohnräumlichkeiten, beispielsweise 
deshalb, weil In solchen Mietverträgen auch Regelungen 
Ober lnnenelnrichtungen und Ähnliches getroffen werden. 
Nehmen wir nun einmal an, der Vermieter Qbernehme sol­
che lnnenausbauten auf seine Kosten, um so beispielsweise 
die Liquidität gerade eines jungen Unternehmens zu scho­
nen. Er gewährt diesem auch andere Erleichterungen, die 
sich finanziell nur schwer quantifizieren lassen. Als Korrelat 
zu diesem Entgegenkommen wird ein etwas höherer Miet­
zins vereinbart. Der Mieter kann nun aber dann, wenn der 
resultierende Mietzins Ober demjenigen liegt, den vergleich­
bare Lokalitäten aufweisen, den Mietzins gleichwohl anfech­
ten. Dem Richter Ist gemäss dem Gesetzeswortlaut nur ge­
stattet, den Mietzins als solchen zu beurteilen, fOr das 
Mietverhältnis ähnlich wichtige andere Bestimmungen hin­
gegen nicht. 
Ein zweites Beispiel: Über Wohnungsmieten existieren Statis­
tiken, und die Vergleichbarkeit von Wohnungsmietzinsen Ist 
deshalb elnigermassen gesichert. FOr Geschäftslokalltäten 
bestehen vergleichbare Statistiken nicht, dies auch deshalb, 
weil bei Geschäftslokalitäten die Variabllltät und die Unter­
schiede viel grösser sind als bei Wohnungen. Bel Anfechtun­
gen der Anfangsmietzinse müsste deshalb auf konkrete 
Einzelobjekte abgestellt werden. Wer nun aber die Miet­
rechtspraxis kennt, weiss, dass hieraus für den Richter 
enorme, ja praktisch vielfach unlösbare Probleme entste­
hen. Gleichwohl muss er aber entscheiden. Urteile sind des­
halb oft eine Lotterie und abhängig von nlchtsigniflkanten 
Zufälllgkelten. 
Ein drittes Beispiel: Mietverhältnisse Ober Geschäftslokalltä­
ten sind - vorab im Interesse des Mieters - In aller Regel 
langfrlstlge, zehn, fOnfzehn Jahre dauernde Verhältnisse, 
und sie sind oftmals noch mit Verlängerungsoptionen gekop­
pelt. Es Ist nun aber für einen Vermieter schlechterdings 
nicht zumutbar, solche langtrlstlgen Bindungen einzugehen, 
wenn der Mietzins zum Voraus nach relativ starren Kriterien 
fOr eine Zeitspanne von nahezu einem Jahrzehnt oder län­
ger festgelegt werden muss. Bei langfrlstlgen Mietverträgen 
muss ein Vermieter die Möglichkeit haben, auf mögliche, bei 
Mietbeginn nlcht definitiv voraussehbare Situationen reagie­
ren zu können, so z.B. auf sich verändernde Gegebenhei­
ten bei den Kapitalzinsen. Dies aber wäre Ihm nach den von 
uns vorgesehenen Fassungen nicht möglich. Die Konse­
quenz wäre, dass langfristige Mietverträge gar nicht mehr 
abgeschlossen worden, somit der Vermieter also zu etwas 
gezwungen wOrde, was gerade die Mieter nicht wollen kön­
nen. Geschäftliche Mieter wollen längerfristlg disponieren 
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können. Wenn das Gesetz dies Im Mietrecht praktisch ver­
unmögllcht, sind letztlich unsere Unternehmer, unsere Ge­
schäfte, unsere Firmen Opfer hiervon. 
Ein viertes Beispiel: Es kann auch im Interesse der Mieter 
liegen, dass für Mietzinsanpassungen - um so eine gewisse 
Glättung zu erreichen - verschiedene Indizes und Indikato­
ren vorgesehen werden, so beispielsweise Anteile des Bau­
kostenindexes, der Landesindex fOr Konsumentenpreise, 
die Hypothekarzinsänderungen, die Llbor-Zlnssätze, die 
Rendite von Bundesobllgatlonen usw. Solche Kombinatio­
nen von verschiedenen Indizes sind wirtschaftlich sehr ver­
nOnftig. Das Mietrecht aber Wllrde sie nicht zulassen. Opfer 
hiervon könnten auch die Mieter von Geschäftslokalitäten 
sein, weil ihnen verunmöglicht Wllrde, fOr die Gestaltung des 
Mietzinses vernünftigste wirtschaftliche Kriterien zur Anwen­
dung zu bringen. 
Ein fünftes Beispiel: Im Wirtschaftsleben sind Verträge nach 
dem von mir so genannten Wenn-Dann-Prinzip häufig Im In­
teresse beider Vertragsparteien. Man vereinbart also, dass 
beim Eintreffen gewisser Umstände eine bestimmte, zum 
Voraus vereinbarte Konsequenz greifen soll. So können Ver­
mieter, ähnlich wie bei Venture-Capltal-lnvestltlonen, bei­
spielsweise einem Jungunternehmer mässlge, fOr die An­
fangsphase gedachte Mietzinse zugestehen, die später 
einmal mit Gewinnbeteiligungen kompensiert werden soll­
ten. Nach den neu vorgesehenen Bestimmungen wäre dies 
nicht möglich. Mietzinse dürfen nur an den Umsatz, nicht 
aber an Gewinne und Ähnliches gekoppelt werden. So wird 
manchem Jungunternehmer eine Startphase verunmöglicht, 
was sich bei einer unternehmertreundllchen Mietzinsgesetz­
gebung vermelden liesse. 
Ein sechstes und letztes Beispiel: Ein Mieter, z. B. jemand, 
dem wegen der Art seines Betriebes daran gelegen Ist, äs­
thetisch optimale Geschäftslokalitäten zu haben, kann daran 
Interessiert sein, dass Erneuerungen des Mietgegenstandes 
häufiger als gemeinhin üblich vorgenommen werden. Der 
Vermieter wäre hierzu bereit, wenn die Erneuerungskosten 
stärker vom Mieter getragen worden, als es gemäss der 
Mietzinsgesetzgebung möglich Ist. Auch der Mieter wäre 
hierzu bereit. Dem Vermieter Ist aber eine entsprechende 
Vereinbarung gleichwohl nicht möglich, weil sie trotz des 
vorgänglgen Einverständnisses des Mieters angefochten 
werden könnte. 
Die Liste dieser Beispiele, die sich beliebig verlängern 
Hesse, zeigt, dass ein starres Mietrecht sich fOr ein zeltge­
mässes Geschäftsleben, das den konkreten Gegebenheiten 
des Einzelfalles und den wechselseitigen Interessenlagen 
Rechnung tragen kann, nicht eignet Dies Ist Insbesondere 
auch deshalb unverständlich, weil aus vernünftigsten Gran­
den - Flexibilität, Schonung der Liquidität - heute Immer 
mehr Firmen dazu übergehen, Geschäftsräume nicht Im Ei­
gentum haben, sondern mieten zu wollen. Wir können die 
Wirtschaft beschränken und so tun, als ob wir In der 
Schweiz noch klelngewerbllche Strukturen wie vor dreisslg 
oder vierzig Jahren hätten. Ob dies allerdings zukunftsträch­
tig Ist, steht auf einem anderen Blatt. Festzustellen Ist im­
merhin, dass Beschränkungen der freien Entfaltung der 
Unternehmerkräfte noch Immer dazu beigetragen haben, die 
Wirtschaft zu beeinträchtigen. Warum dies ausgerechnet 
beim Mietrecht anders sein sollte, kann wohl nicht einleuch­
tend begrOndet werden. 
Deshalb beantrage Ich Ihnen, meinem Minderheitsantrag zu­
zustimmen und Geschäftslokalltäten von der Mietrechtsrevi­
sion auszunehmen. 
Ich komme In diesem Zusammenhang auf den Vorschlag 
von Kollege Laurl zu sprechen, der meint, man solle die Ge­
schäftsräumlichkeiten Im Mietrecht belassen und den Natio­
nalrat einladen, Ausnahmen hiervon vorzusehen. Ich meine, 
dass eine solche Vorgehensweise falsch wäre. Vielmehr bin 
Ich der Auffassung, dass der Ständerat zum Ausdruck brin­
gen will, dass er Im Zeichen einer modernen Wirtschaft Ge­
schäftslokalltäten eben nicht Im Mietrecht verankert haben 
will. Ich meine, dass der Ständerat zum Ausdruck bringen 
muss, dass wir Im Interesse einer modernen, zeltgemässen 
Wirtschaft, auch im Interesse der Mieter, Im Mietrecht Ver-
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tragsfrelhelt wollen. Diesen Standpunkt sollen wir vertreten. 
Wenn dann der Nationalrat der Auffassung sein sollte, aus 
irgendwelchen Gründen wären Ausnahmen von diesem 
Grundsatz richtig, soll der Ständerat dies dann tun. Aber Ich 
meine, die klare Festlegung dessen, was wir Im Grundsatz 
als richtig erachten, sollte der Ständerat hier durch eine 
klare Entscheidung bestimmen und festlegen dürfen. 
Ich meine, wir sollten in diesem Sinne entscheiden, und be­
antrage Ihnen in diesem Sinne Zustimmung zur Minderheit. 

Pflsterer Thomas (R, AG), für die Kommission: Zum Begriff 
«Geschäftsräume»: Unter «Geschäftsraum» Ist Jeder Raum 
zu verstehen, der dem Betrieb eines Gewerbes oder einer 
Industrie dient. Gedacht wird an Büros, Werkstätten, Ver­
kaufsräume, Lager usw. Das Wort Raum ist eigentlich zu 
eng; gedacht ist an einen auf Dauer angelegten, abge­
schlossenen Bereich eines Hauses, der einer wirtschaftli­
chen, erwerbsorientierten Tätigkeit dient. Der Begriff muss 
also expansiv verstanden werden. Selbstverständlich ist ein 
gemischter Gebrauch eines Raumes als Wohnung und als 
Werkstatt, Bflro usw. möglich. Das zeigt, dass die Abgren­
zung oft schwierig ist. Es Ist selbstverständlich richtig, wie 
Herr Schwelger gesagt hat, dass der Vergleich nicht oder 
nur schwer statistisch machbar ist. Aber immerhin: Ver­
gleichsobjekte sind hier viel häufiger als bei den Wohnun­
gen. Eine Schreinerei bleibt eine Schreinerei usw. 
Zum gesetzgeberischen Spielraum: Nach den Überlegun­
gen Ihrer Kommission und der Diskussion mit den Experten 
lässt sich schllessen, dass wir einen gewissen Spielraum 
haben. Der Sozialschutz von Geschäftsräumen ist weder 
zwingend vorgeschrieben noch verboten. Aus der Entste­
hungsgeschichte, aber vor allem aus dem aktuellen Sinn der 
Verfassung und dem Zusammenhang mit der Eigentumsga­
rantie und der Wirtschaftsfreiheit Ist - wie Herr Schweiger 
unterstrichen hat - zu schllessen, dass nach dem sozialen 
Schutzbedürfnis differenziert werden darf. Die diesbezüglich 
immer wieder angeführte Stelle im Kommentar zur Bundes­
verfassung dürfte nach unserer Diskussion aus einem 
Missverständnis über die Bedeutung der Rechtsprechung 
entstanden sein. Das Schutzbedürfnis ist deshalb zu relati­
vieren, weil der unternehmerisch tätige Gewerbler - so lau­
tet auch die Argumentation des Gewerbeverbandes - In 
seinem Geschäft ganz andere Entscheidungen treffen muss, 
als nur über die Miete seines Objektes zu befinden. Den­
noch: Er Ist aus zwei Gründen tendenziell der schwächere 
Partner - hier beginnt die Diskussion der Gewerbler -: Ei­
nerseits hängt er oft von der örtlichen Umgebung ab, z. B. 
der Coiffeur, der Bäcker, der Besitzer des Ladens um die 
Ecke usw. Natartlch kann er den Standort seines Geschäftes 
verschieben; damit verliert er aber tendenziell seine Kund­
schaft. Andererseits können vor allem kleinere Betriebe 
durch den Zwang zum Umzug in verfassungswidriger Welse 
bedrängt werden. Sie machen Immerhin den Grosstell der 
Betriebe unseres Landes aus. Der Kündigungsschutz ge­
nügt für sie allein nicht, vor allem dann nicht, wenn die Miete 
unbezahlbar hoch ist. 
Herr Schweiger hat Recht, wenn er sagt, dass im Geschäfts­
leben Mischformen zulässig sein müssen; aber das Ist bis­
her schon akzeptiert. Nach der bisherigen Praxis - wenn Ich 
sie richtig nachgesehen habe - bietet das auch keine Pro­
bleme. Es muss einfach auch der Mietanteil im Gesamtge­
schäft den Mieterschutzbestimmungen unterstellt werden; 
man muss ihn ausscheiden. Das Ist nicht einfach, aber es Ist 
möglich. Beim Übrigen besteht dann kein Schutzbedürfnis. 
Dies ist gerade ein Beispiel für einen Bereich, In dem eben 
das Gesetz nicht Immer allzu ernst genommen wird. Ich 
habe auf diese Problematik hingewiesen. 
Nun hat sich die Kommission - im Sinne einer Antwort an 
Herrn Lauri - mit dem Problem der Differenzierung befasst 
Die Differenzierung ist an sich möglich. Wir haben versucht, 
Differenzierungsmöglichkeiten zu finden, und beantragen Ih­
nen, sie Ins Gesetz aufzunehmen. Wir haben Möglichkeiten 
gesucht, nach der Grundfläche, nach der Art des Betriebes 
usw. zu differenzieren. Weder wir selbst noch die uns bera-

tenden Fachleute, vor allem auch jene der Verwaltung, sind 
zu Irgendeinem vernünttlgen Gesichtspunkt gelangt, der vor 
der Rechtsgleichheit haltbar Ist und sachlich begründet wer­
den kann. Das ist das Ergebnis. Es hat niemand In der Kom­
mission Irgendeinen derartigen Antrag gestellt oder konkreti­
siert. 
Die unverkennbaren sachlichen Schwierigkeiten, die uns 
Herr Schwelger meines Erachtens überzeugend dargelegt 
hat, lassen sich doch wohl Im Wesentlichen durch vertragli­
che Gestaltung auffangen. Das gehört auch zur unterneh­
merischen Verantwortung. Gesamthaft fflhrt dies in haltbarer 
Welse zum Schluss, mit dem Nationalrat und dem Bundes­
rat am geltenden Recht festzuhalten. Dabei darf auch 
berücksichtigt werden, dass natürlich ein referendumspolitl­
sches Argument dahinter steckt. Das ist klar. 
Mit diesen Argumenten beantrage ich Ihnen, der Mehrheit 
zuzustimmen. 

Studer Jean (S, NE): Je vous lnvlteral aussl ä suivre la ma­
jorlte de la commlsslon. Tant M. Schwelger que M. Pflsterer 
ont releve, avec des avls dlvergents, les exlgences de la 
Constltutlon federale. Parmi les personnes qul s'lnteressent 
dans le detall ä la Constltutlon federale, une personne, 
M. Junod, est d'avis que l'artlcle 109 n'obllge pas le leglsla­
teur, s'agissant des loyers ä integrer les locaux commer­
ciaux dans la protectlon contre la resillatlon, mais de 
nombreuses autres personnes sont d'un avls contraire. t:Of­
flce federai de ia justlce nous l'a ecrit a plusleurs reprises. Et 
nous avons aussi entendu, comme expert, M. Hans Peter 
Walter, president du Tribunal federal, qui nous a dlt qu'effec­
tivement, en regle generale, l'artlcle 109 obllge ä prendre en 
conslderatlon les locaux commerclaux. On pourrait lmaginer 
des dlstlnctlons a faire, mals s'agissant en partlculler de ce 
qu'on appelle «les petlts locaux commerclaux», l'affaire est 
clalre, l'artlcle 109 de la constltution contraint le leglslateur ä 
prendre des dlsposltlons de protectlon. M. Walter a ajoute 
dans sa prlse de posltion: «Hier besteht erfahrungsgemäss 
ausgewiesener Bedarf an einer Mietzinsüberwachung.» 
Lorsqu'un juge federal - sur le plan de la theorle mais aussi 
sur le plan de la pratlque; parce qu'II volt arriver des 
dosslers - estlme qu'll y a un besoln de protectlon dans ce 
domalne, je verrals mal pourquoi, flnalement, on ecarteralt 
ses appreciatlons. Je constate egalement que, ä ma con­
naissance en tout cas, la sltuation actuelle qui integre les lo­
caux commerclaux ne pose pas de gros problemes. En falt, 
toute l'argumentatlon de la minorlte tourne autour de cela, et 
je vais etre un peu simpllste: l'UBS n'a pas besoln de la pro­
tectlon contre les loyers. 
Je vous lnvlte a vous rappeler notre debat sur la loi sur les 
fusions et l'attentlon qua nous avons portee a cette occaslon 
sur les petltes et moyennes entreprlses. Pour deflnlr les crl• 
teres d'excluslon des petltes et moyennes entreprlses, on a 
deflnl plusleurs polnts d'accrochage, dont l'un etalt le chiffre 
d'affalres. J'al repris les donnees que nous avalt fournles 
l'adminlstration pour essayer de voir de quol on parlait 
lorsqu'on mentionnalt les petltes et moyennes entreprlses. 
On avait notamment demande a la Division principale de la 
taxe sur la valeur ajoutee des renselgnements sur les cate­
gorles de chiffres d'affalres. 
Je dois vous rappeler que, d'apres ces lnformatlons-la, 
75 pour cent des personnes assujettles a la TVA ne reallsent 
pas un chlffre d'affaires superieur a 1 miillon de francs. SI on 
va un peu plus loln dans l'analyse - Je prends lci !es chiffres 
de 1999 -. elles sont en gros 83 ä 84 pour cent ä ne pas 
faire un chlffre d'affalres superleur a 5 millions de francs. 
Cela veut dlre que sl je reprends le resume simpllste que j'al 
fait de l'argumentation de M. Schweiger, l'UBS est vraiment 
tres mlnorltalre. Les entreprises qul reallsent un chiffre d'af­
faires tel que, effectivement, on pourrait considerer que le 
loyer n'est pas leur soucl prlnclpal, sont tres peu nombreu­
ses en Sulsse. Par contre, nombreuses sont en Suisse - je 
crois qu'on ne peut pas le repeter chaque fois qu'on parle 
d'autre chose que du loyer - les petltes et moyennes entre­
prises qui n'ont pas un chlffre d'affalres superleur ä 1 million 
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de francs; 75 pour cent des personnes assuJettles a la TVA 
n'ont pas un chiffre d'affaires superieur a 1 million de francs. 
Or, ce sont ces personnes-la qul dolvent etre protegees con­
tre des augmentations llbres de loyer. Si vous excluez ces 
entreprlses-la du champ d'applicatlon de l'article 253b, 1eur 
loyer peut etre augmente totalement llbrement 
On peut retorquer qu'elles sont protegees contre la resllia­
tlon. Mais quand vous ne pouvez plus payer le loyer, une 
protectlon contre la resillation ne sert pas a grand-chose. 
Donc je crois qu'll y a encore une necessite d'avoir une Inter­
vention du legislateur sur ce point, au vu de la reallte du 
tissu economique du pays. Las petltes entreprlses doivent 
beneflcler de 1a protectlon. Je verrais mal qu'on cree tout 
d'un coup un revirement par rapport ä une pratique qui, fina­
lement, ne pose aucun probleme depuls une trentaine d'an­
nees, pulsque maintenant las entreprises commerclales 
sont englobees dans le cadre de la protectlon contre las 
loyers. 

Laurl Hans (V. BE): Es mag Sie jetzt vielleicht erstaunen, 
dass ich Sie bitte, dem Antrag der Minderheit zuzustimmen. 
Ich tue dies, obwohl Ich In keiner Art und Welse von meiner 
troher geäusserten Position abrücken möchte, wonach ein 
Tell unserer Wlrtschafl ebenfalls unter das Schutzregime fal­
len masste. Das Ist also nach wie vor meine Auffassung. 
Diese wird auch klar gestlltzt durch die Ihnen schon zitierten 
Gutachten zur Verfassungslage, eines davon erstellt durch 
den Präsidenten des Bundesgerichtes, das andere durch 
das Bundesamt fllr Justiz, die beide klar zur Auffassung 
kommen, die Bestimmungen über die Missbrauchsgesetz­
gebung umfassten eben beispielsweise auch das Gewerbe, 
die Wlrtschafl. In beiden Gutachten wird dann gesagt, dass 
eine Differenzierung möglich ist -- Ich wiederhole dies -, in 
analoger Weise, wie das beim luxuriösen Wohnungsbau der 
Fall ist. Das dünkt mich also klar. 
Auf der anderen Seite akzeptiere ich das Argument, dass 
die umfassende Unterstellung der Geschäftsräume unter die 
Missbrauchsbestimmungen zu Problemen führen kann; das 
wurde uns eindrücklich dargestellt Ich muss noch einmal 
sagen: Das Papier des Gewerbeverbandes, das wir alle er­
halten haben, besagt selbst ja auch, dass die Wlrtschafl die­
sen Bestimmungen nicht umfassend, sondern nur zum Teil 
unterstellt werden müsse. 
Wenn wir nun dem Antrag der Minderheit nicht zustimmen, 
dann wird diese Frage nie mehr geprüft, denn wir schaffen 
dann keine echte Differenz zum Nationalrat Nur in diesem 
Sinn, weil es nämllch darum geht, Jetzt diese Differenz zu 
schaffen, damit die Frage noch einmal geprüft werden kann, 
unterstlltze Ich diesen Antrag. 
Ich glaube nicht, Herr Kollege Studer, dass wir hier In der 
Diskussion Irgendeine bessere Lösung oder einen Konsens 
finden können, sondern nur dieser Weg Ober die natlonalrät­
liche Kommission führt uns vielleicht einen Schritt weiter. 
Dieser Weg Ist Ja völlig risikolos; denn wenn der Nationalrat 
da keinen Weg findet, dann wird er an seinem Beschluss 
festhalten, und wir haben dann, wenn das Geschäft das 
zweite Mal bei uns Ist, die Möglichkeit, die Unterstellung der 
Geschäftsräume definitiv ebenfalls im Gesetz zu belassen. 

Schweiger Rolf (R, ZG): Ich freue mich, dass Herr Kollege 
Laurl die Art und Weise des von mir vorgeschlagenen Vor­
gehens ebenfalls als richtig empfindet Im Sinne der begin­
nenden vorwelhnächtllchen Zelt bin auch ich bereit, Kollege 
Lauri in dem Sinne entgegenzukommen, dass auch ich es 
durchaus richtig finde, wenn der Nationalrat die Frage prüft, 
dass mit Bezug auf gewisse kieingewerbllche Strukturen al­
lenfalls Ausnahmeregelungen vorgesehen werden können. 
Ich halte aber nochmals fest, dass im Grundsatz das Einbe­
ziehen der Geschäftsmieten In die Mietgesetzgebung für die 
Geschäftswelt und auch für das Gewerbe kontraproduktiv 
und ein Eigengoal sein könnte. Herr Kollege Pflsterer hat 
das Beispiel erwähnt, dass gerade Gewerbebetriebe daran 
interessiert sind, längerfristig an einem Ort bleiben zu kön­
nen. Wenn wir das neue Mietrecht beschllessen, wäre ein 
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Vermieter schlechterdings unvemQnftlg, wenn er bereit 
wäre, langfristige Mietverträge überhaupt noch einzugehen. 
Jemand, der in wirtschaftlichen Kategorien denkt, kann doch 
nicht einen zehn-, fünfzehn- oder zwanzigjährigen Vertrag 
abschllessen und als einziges Kriterium den Index für die 
Anpassung der Mietzinse haben. Wenn es aber so weit 
kommt, dass die Vermleterschaft nicht mehr bereit ist, län­
gerfristige Mietverträge abzuschllessen, dann lebt das Ge­
werbe dauernd unter dem Damoklesschwert, dass eben 
Kündigungen erfolgen könnten. Das Ist das eine. 
Herr Pfisterer hat weiter gesagt, es warden schon Möglich­
keiten zur Vertagung stehen, vertraglich gewisse Sachen zu 
regeln. Genau das finde Ich auch, und man kann doch nicht 
so tun, als ob ein Grossteil der Untemehmerschaft nicht 
fähig wäre, vernQnftlge Verträge abzuschllessen, und zwar 
Verträge, die unter Umständen für den Mieter «freundlicher» 
sind als die gesetzliche Regelung. Wo ist das Problem bei 
einem Vermieter? Ein Vermieter, der bereit Ist, einen Miet­
vertrag von fünfzehn Jahren einzugehen, sagt, dass das ein­
zig relevante bzw. das grösste Risiko fQr ihn darin bestehe, 
dass sich die Zinssituation bei seinen Fremdkapitalien än­
dere. Er muss also ein Ventll schaffen können, damit solche 
Situationen aufgefangen werden können. Das Ist etwas an­
deres als bei kurzfristig vermieteten Wohnungen. Der Ver­
mieter kann also bereit sein, dem Gewerbetreibenden 
durchaus mässlge Mietzinsen einzuräumen, wenn der Mie­
ter seinerseits anerkennt, dass der Vermieter In Spezialsi­
tuationen berechtigte Interessen zur Erhöhung der Mietzinse 
hat. Solche absolut vemllnftlgen Regelungen verunmögli­
chen zu wollen, kann doch nicht Sinn einer zielgerichteten, 
modernen Gesetzgebung sein. Ich meine, dass es auch Im 
Interesse eines modernen Unternehmertums in der Schweiz 
liegt, in diesem Punkt flexibel sein zu können. Kann es dies 
nicht, resultiert für sie letztlich ein Elgengoal, was ich Sie zu 
vermelden bitte. 

David Eugen (C, SG): Aufgrund meiner Erfahrungen Im prak­
tischen Mietrecht bin Ich der Überzeugung, dass wir die Ge­
schäftsmiete Im Gesetz belassen müssen. Es Ist so, wie hier 
viele ausgeführt haben, dass unsere KJein- und Mittelbe­
triebe vor allem In Agglomerationen dieses Mietrecht brau­
chen. Denn für diese Betriebe Ist der Standort von aus­
schlaggebender Bedeutung; der Präsident hat es gesagt 
Das helsst, wenn sie den Standort verlieren, vertieren sie In 
vielen Fällen auch Ihre geschäftliche Existenz. 
Ich selber habe In St. Gallen solche Fälle erlebt, wo sich die 
Existenzfrage stellte. Ohne das Bestehen des jetzigen Miet­
rechtes wäre zum Nachteil dieser betroffenen Gewerbetrei­
benden entschieden worden. Sehr oft ist es so, dass bei­
spielsweise kapitalkräftige Ladenketten In eine Stadt einzie­
hen und dann die bestehenden Strukturen zerstören, wenn 
sie viel höhere Mieten anbieten können. 
Wenn wir das machen warden, was die Minderheit Schwel­
ger beantragt, warde die Vermleterschaft das In vielen Fäl­
len auch machen wollen. Wenn Ich einen Interessenten mit 
einem höheren Mietangebot habe, wäre es mir gemäss ih­
rem Antrag praktisch möglich, dem jetzigen Mieter zu sagen: 
Entweder du zahlst mir diese Miete, oder das Mietverhältnis 
Ist zu Ende. Er kann ihm nämlich einen entsprechenden Auf­
schlag machen, und der Betreffende kann den Aufschlag 
einfach nicht bezahlen und wird seinen Laden räumen mas­
sen. Ich glaube nicht, dass das eine zweckmässlge Lösung 
ist. Wir müssen für diese Klein- und Mittelbetriebe die Jetzi­
gen Regelungen des Mietrechtes beibehalten. Dabei sehe 
ich In diesen Regelungen keinen einseitigen Schutzmecha­
nismus, sondern eine Rahmenordnung, die Stabilität und 
Berechenbarkeit für beide Parteien beinhaltet. Das verhält 
sich Im Prinzip nicht anders als beim Wohnungsmieter. Aber 
es Ist für den Geschäftsmieter nach meiner Überzeugung 
noch wichtiger als für den Wohnungsmieter. 
Das Hauptargument der Minderheit Schweiger geht dahin, 
man habe keine vertraglichen Möglichkeiten, um auch die 
berechtigten Interessen des Vermieters umzusetzen. Das 
stimmt nicht Wir haben verschiedene Formen von Mietzins-
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anpassung, die man ohne weiteres In diese Verträge auf­
nehmen kann. Ich erinnere insbesondere an die Staffel­
miete, an die Umsatzmiete. Ich erinnere auch an die Lösung 
mit der Vergleichsmiete, die die Kommission Ja Jetzt bean­
tragt, die im Übrigen nicht vereinfacht wird. In Artikel 269 Ab­
satz 2ter des Obllgationenrechtes soll ja jetzt gemäss Antrag 
der Mehrheit stehen, dass man auf drei vergleichbare Ob­
jekte abstellen kann. Es sind also varianten da, die dem Ver­
mieter und allenfalls auch dem Mieter viele Kombinations­
und Änderungsmöglichkeiten Innerhalb des gesetzlichen 
Rahmens bieten. Damit Ist die Argumentation, es seien 
keine Verträge möglich, die der Interessenlage der Vermie­
ter Rechnung tragen, unzutreffend. 
Ich möchte jetzt zum Zweiten noch auf die Argumentation 
von Kollege Laurl eingehen. Man könnte durchaus sagen, 
man könne das alles nochmals 0berprufen. Aber der Antrag, 
Jetzt die Geschäftsmiete einfach einmal vorsorglich zu strei­
chen, könnte nur dann richtig sein, wenn man wirklich 
irgendwo ein Kriterium sähe, das sinnvollerweise eine Ab­
grenzung ermöglichen würde zwischen den KMU und den 
grossen Betrieben, die man hier nicht schützen möchte. So 
ein Kriterium das hat der Berichterstatter gesagt - ist nicht 
gefunden worden. 
Ich möchte Jetzt kurz einige dieser Kriterien beleuchten und 
dann fragen: Können wir sie verwenden? Können wir die 
Fläche des gemieteten Raumes nehmen? Nach meiner Mei­
nung können wir das nicht Das kann sehr unterschiedlich 
sein. An der Fläche können wir nicht anknüpfen. Wir können 
auch nicht die Branche nehmen. Die eine Branche warde 
diskriminiert, die andere nicht Wir können Ja nicht sagen, 
Bäckereien, Metzgereien, Blumenläden usw. seien dem Ge­
setz unterstellt, andere, Bijouterien beispielsweise, seien 
ihm nicht unterstellt. Auch das Kriterium des täglichen 
Bedarfs einer, der Lebensmittel verkauft, Ist unterstellt, ei­
ner der Kleider oder Elektroapparate verkauft, ist nicht unter­
stellt - geht nicht. Ich finde, dass auch der Umsatz nicht 
geeignet ist, denn die Umsatzzahlen können erstens stark 
schwanken, und zweitens geben sie keine Auskunft über die 
Ertragskraft. Dann kommt das entscheidende Moment: Wol­
len wir den Ertrag eines Unternehmens als Abgrenzungskri­
terium fOr das Mietrecht nehmen? Abgesehen von der 
Rechtsunsicherheit, dle das auslösen würde, lst auch klar, 
dass die Erträge Jedes Jahr schwanken. Einmal Ist der Er­
trag gut, einmal schlecht. Man würde eigentlich noch die 
prämieren, die nicht gut arbeiten, denn die wären dann dem 
Recht unterstellt und die anderen nicht. Es gibt kein gutes 
Kriterium, um die Geschäftsmiete zu differenzieren. 
Ich teile die Meinung der Kommissionsmehrheit, die sich 
diese Frage intensiv gewidmet hat, dass wir jetzt nicht mit 
der Hoffnung, später noch irgendwie ein Kriterium zu finden, 
im Rat den Weg beschreiten sollten, die Geschäftsmiete aus 
dem Entwurf zu streichen. Das wäre effektiv nur zu rechtfer­
tigen, wenn ein solches Kriterium Irgendwo In der jetzigen 
Diskussion benannt worden wäre, was aber nicht der Fall 
war. 

Eplney Simon (C, VS): Un commeryant trm. avlse, qui falt 
partle d'une associatlon patronale des commerc;ants que je 
preside, me racontait un Jour: «Quels sont a ton avls !es trois 
criteres qul font qu'un commerce peut marcher?» II m'a dit: 
«1. la situation; 2. la situation; 3. la situatlon.» 
En interrogeant quelques commerc;ants sur les problemes 
qu'lls pouvalent rencontrer en mattere de contrat de ball, j'ai 
ete trappe de constater a quel polnt les commerc;ants redou­
tent qu'aucune protectlon en matiere de ball ne leur soit oc­
troyee dans le futur. 
Lorsqu'un petlt commerc;ant veut essayer de concurrencer 
une grande surface - et vous savez que les petlts commer­
c;ants sont aujourd'hul a l'agonie -, il recherche d'abord une 
positlon strategique. Dm. qu'II a decouvert cette posltlon 
strateglque, II est confronte a un probleme de cherte du 
loyer. II arrlve trm. dlfflcilement a obtenir un contrat de bail a 
long terme, et il se trouve generalement confronte au bout 
de 5 ans a une dlscusslon extrtimement tendue avec son 

proprietaire. Et lorsqu'II a reussl a acquerir une certalne no­
torlete, a se faire une cllentele, le proprletaire profite de cette 
sltuation pour augmenter le loyer parce qu'II se trouve en po­
sltlon de force. 
Ensuite, la plupart des commeryants dolvent proceder a des 
investlssements trm. lmportants. On a evoque le probleme 
du boucher. Pensez au boulanger qui dolt lnvestlr dans un 
four qui lul coCrte passe 1 oo 000 francs. Bref, toute une serie 
de petites et moyennes entreprises doivent proceder a des 
lnvestissements lmportants. Et le Jour oCl lls quittent ce local, 
ces commeryants ne peuvent pas reprendre tel quel leur ln­
vestissement, comme c'est le cas pour un avocat qui lul, 
c'est trm. facile, reprend ses affalres et change d'endroit. 
Donc il y a pour toute une categorie de commen;ants un ve­
ritable besoln de protectlon. Je crols que les dlsposmons 
qu'a arrötees la majorite de la commlssion sont vralment ral­
sonnables. Je vous rappelle par exemple que, dans un con­
trat de ball, on peut prevoir dm. le depart un echelonnement 
du loyer. Donc le proprietaire est deja protege par cette me­
sure, comme II est protege par l'indexation pleine qu'on lul 
octrole. Dm. lors, ne pas soumettre les commen;ants a ce 
besoin de protection seralt a man avis une erreur et domma­
geable dans le futur. 
C'est pour cette ralson que Je vous lnvlte a soutenir la propo­
sltlon de la majorite de la commlsslon. 

Dettllng Tonl (R, SZ): Ich möchte dem, was Herr Kollege 
Schwelger sehr ausfOhrllch dargestellt hat, nicht sehr viel 
beifügen. Meines Erachtens Ist den Grunden fOr eine Aus­
klammerung der Geschäftsmieten von der Regelung bezüg­
lich missbräuchlichen Mietzinsen elgentllch grundsätzlich 
nichts mehr beizufügen. 
Erlauben Sie mir dennoch zwei Bemerkungen, vor allem als 
Repllk auf das Votum von Herrn Kollege David: Er hat vorge­
geben, dass eigentlich eine relativ grosse Dispositionsfrei­
heit für die Regelung der Geschäftsmieten bestehe. Dem Ist 
aber nicht so; wir haben vielmehr eine abschllessende Re­
gelung im Gesetz, die auch die Geschäftsmieten umfasst 
Es Ist zwar richtig, dass eine Umsatzmiete möglich Ist, 
ebenso eine Staffelmiete. Aber es ist eben grundsätzlich 
nicht richtig, dass die Vergleichsmiete in der gleichen Art wie 
bei Wohnungsmieten zur Anwendung kommt. Die Ver­
gleichsmiete wird bei den Geschäftsmieten anhand von drei 
Vergleichsobjekten speziell eruiert. In der Praxis - das kann 
Ich Ihnen aus eigener Erfahrung sagen - Ist es gar nicht 
machbar, drei Vergleichsobjekte zu präsentieren, die den 
Vergleich mit der betreffenden angefochtenen Miete gestat­
ten. Denn bei den VerglelchsobJekten müssen Sie fOnf Krite­
rien erfüllen: die gleiche Lage, die gleiche Fläche, den 
gleichen Zustand, die gleiche Ausstattung und das gleiche 
Alter. Wo finden Sie einen vergleichbaren Colffeursalon am 
gleichen Ort, mit all diesen Kriterien? Das können Sie ver­
gessen; deshalb spielt die gesetzlich vorgeschriebene Ver­
gleichbarkeit In der Praxis nicht. 
Um den Schutz vor überzogenen Mieten zu umgehen, wird -
wie Herr Kollege David sagt- In der Praxis vieHach eine Um­
satzmiete fixiert. Diese Umsatzmiete Ist dann aber nicht an­
fechtbar. Ja, Sie können eine gestaffelte Umsatzmiete 
vorsehen. Ebenso ist auch eine Mietzinsstaffelung möglich. 
Das alles ist In der Praxis an sich mögllch; es ist aber nicht 
praxistauglich, denn wie Herr Kollege Schwelger gesagt hat, 
verhandeln Vermieter und Mieter in der Praxis und müssen 
sich dabei Ober die Dauer des Mietvertrages und Ober die 
speziellen Bedingungen aussprechen. Das können sie nur 
zweckrnässlg tun, wenn sie eine mögllchst grosse Disposi­
tionsfreiheit haben. 
Deshalb ersuche Ich Sie - weil das Mietrecht zwingend und 
vor allem für die Geschäftsmieten nicht praktikabel Ist -, die 
Geschäftsmieten von den Regelungen Ober missbräuchliche 
Mietzinse auszuklammern. 

Stadler Hansruedl (C, UR): Gerade das letzte Votum zeigt 
eigentlich, dass drei Varianten auf dem llsch liegen. Die 
erste Variante will die Geschäftsmieten generell einbezle-
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hen; dies entspricht dem Antrag der Kommissionsmehrheit 
Die zweite Variante lehnt einen Einbezug der Geschäftsmie­
ten generell ab; die Minderheit Dettling hat einen entspre­
chenden Antrag deponiert. Die dritte Variante WOnscht eine 
differenzierte Lösung; dies Ist die Meinung von Kollege Laurl 
und die In der vorwelhnächtlichen Stimmung geläuterte Mei­
nung von Kollege Schweiger. 
Nun stellt sich für mich die grundsätzliche Frage des weite­
ren Vorgehens. Wenn wir eine Differenz zum Nationalrat 
schaffen, vereinigen sich die Meinungen Dettllng und Laurl, 
und Ich kann nicht genau beurteilen, ob die Mehrheit fQr eine 
differenzierte Lösung oder gegen einen generellen Einbezug 
der Geschäftsmieten Ist. Wenn ich allenfalls einen Ord· 
nungsantrag stellen WOrde, diesen Punkt der Beratung aus­
zusetzen und die Kommission zu beauftragen, eine differen­
zierte Lösung zu unterbreiten, WOsste Ich bei dieser Abstim­
mung zumindest, ob die Mehrheit für eine differenzierte 
Lösung ist oder nicht. Ich stelle Im jetzigen Zeitpunkt keinen 
Ordnungsantrag, mache aber darauf aufmerksam, dass wir 
mit der Schaffung einer Differenz zum Nationalrat In diesem 
Rat Immer noch nicht wissen, ob die Mehrheit eine differen­
zierte Lösung will oder grundsätzlich gegen einen Einbezug 
der Geschäftsmieten Ist Diese Frage würde offen bleiben. 

Pflsterer Thomas (R, AG), für die Kommission: Das Stich­
wort aOrdnungsantrag» muss mich auf die Bühne bzw. ans 
Mikrofon rufen. Ich habe den gleichen Eindruck wie Herr 
stadler, dass sich da eine mögliche Mittellösung abzeichnet. 
Ich knOpfe an das Votum von Herrn Laurl und an die weih­
nächtliche Stimmung von Herrn Schwelger an. Die Lösung 
könnte darin bestehen, dass man dem Nationalrat die Gele­
genheit gibt, entweder eine Mittellösung oder allenfalls sogar 
eine Totallösung, die die Geschäftsräume ausnimmt, zu fin­
den. Das könnte, wenn ich die Diskussion In der Kommis­
sion zusammenfasse, auf der Linie liegen, dass man die 
örtlich gebundenen sowie die Kleinbetriebe hier der Gesetz­
gebung unterstellt, aber die anderen nicht. Das sind die bei­
den Kategorien, die wir in die Diskussion eingebracht haben. 
Ich habe jetzt beim Präsidenten handschriftlich einen derar­
tigen möglichen Antrag deponiert, aber ein Mitglied des Ra­
tes müsste Ihn aufnehmen. Ich bin, so glaube Ich, dQCh an 
den Mehrheitsantrag gebunden. Es mOSSte dann also In Ar­
tikel 253b Absatz 1 helssen: «.... die im Wesentlichen die 
Überlassung von Wohn- oder Geschäftsräumen von örtlich 
gebundenen sowie Kleinbetrieben gegen Entgelt regeln.» 
Mit dieser Formel hätten wir die Mittellösung angedeutet, 
aber materiell zum Ausdruck gebracht. Dann könnte der Na­
tionalrat - und nicht wieder wir in einer stratabung - eine 
bessere Lösung erfinden. 

Couchepln Pascal, conselller federal: Le Conseil federal 
approuve la proposltlon de Ja majorlte de la commlssion, es­
sentlellement pour Ja ralson qu'a notre avis, l'lnterpretatlon 
de la constltutlon ne permet pas d'ecarter les locaux a usage 
commercial de Ja protectlon a garantlr aux locatalres. On l'a 
dit, beaucoup de petlts commer<jB.nts dependent dlrecte­
ment d'une clientele locale et de ce fait, d'un contrat de bail 
stable. La preuve est aussl apportee par la pratlque. Une 
part lmportante des cas traites par les commisslons de con­
ciliation conceme des locaux commerclaux. C'est donc blen 
la preuve qu'II y a la un probleme. 
M. Laurl souhalterait un critere plus subtil que celul general 
des locaux commerciaux. Sur ce polnt-la, M. David a ete 
tout a fait convaincant: il n'y a pas de critere posslble au ni­
veau legal. On rlsquerait, en introduisant ce type de leglsla­
tion, de multlpller les conflits et, finalement, de ne pas 
apporter de clarte, mais au contralre des difflcultes supple­
mentalres. 
M. Schwelger a un soucl que je partage aussl: s'il y a trop de 
protection en faveur du petit commerc;ant, le risque est 
grand qu'on le congedie pour tenlr compte de l'evolutlon du 
marche. Mals la reponse a cela, ce n'est pas de supprlmer 
toute protectlon, c'est d'adherer a la solutlon du Conseil fe­
deral qul prevolt non seuJement l'evolution en fonctlon de 
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l'indice du coOt de Ja vie, mais aussl en fonctlon du marche. 
La solUtion du Conseil federal consJste a dlre que les pro­
prletalres ont la posslbillte de cholsir solt l'lndlce du coat de 
Ja vle - 80 pour cent ou 100 pour cent, c'est un polnt secon­
daire -, soit pas d'evolutlon du loyer pendant un certaln 
nombre d'annees et apres, indexation en fonction du mar­
che, avec toujours la regle de l'abus sl on est 15 pour cent 
en dessus des loyers de reference deflnis statlstlquement ou 
en fonction du quartler. 
C'est, Monsieur Schwelger, la reponse a votre preoccupa­
tlon. La solution ne reslde dans l'excluslon des petlts com­
merc;ants de la protection, mais dans l'adoptlon du pro}et du 
Conseil federal. Celul-cl lntrodult l'element de marche qul 
permettra de preserver les commerc;ants du rlsque d'&tre 
congedles parce que sl leur loyer evoluent en fonction de 
l'lndlce du coOt de la vle seulement, c'est par trop elolgne 
des coOts reels du marche. 
Aujourd'hui, nous avons a discuter le polnt de savolr sl les lo• 
caux commerciaux peuvent Jouir de la protectlon. La re­
ponse est clalrement oui. Mals <;a impllque ensulte qu'on 
prenne des dlsposltlons pour evlter qua cette mesure ne se 
retoume contre les petlts commerc;ants. 

Le presldent (Cottler Anton, presldent): Je vlens d'&tre 
salsi d'une propositlon Schwelger qui va dans le sens des 
declarations du rapporteur. Je suggere de suspendre le tral­
tement du present allnea en attendant la traduction et la dls­
trlbutlon de la proposltion Schwelger. II taut que les choses 
se fassent serieusement, d'autant plus que nous sommes un 
peu une commission ce matin. (H/larite) 

Verschoben - Renvoye 

Abs. 2-AI. 2 
Angenommen -Adopte 

Art. 2591 
Antrag der Kommission 
Streichen 
Proposition de Ja comm/ssion 
Biffer 

Angenommen -Adopte 

ZWelter Abschnitt Tltel 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Minderheit 
(Schweiger, BOrgl, Dettling, Slongo) 
•... bei der Miete von Wohnräumen 

Chapltre II tltre 
Proposition de Ja commiss/on 
Majorlte 
Adherer a la decision du Consell national 
Mlnorite 
(Schwelger, BOrgi, Dettllng, Slongo) 
•••. de baux d'habitatlons. 

Le presldent (Cottler Anton, presldent): Le tltre du chapitre 
II est en relation directe avec la discusslon sur la proposltlon 
Schwelger qul aura lleu tout a l'heure. 

Verschoben - Renvoye 

Art. 269 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 
Mehrheit 
Mietzinse sind mlssbräuchllch, wenn sie die Mietzinse ver­
gleichbarer Wohn- oder Geschäftsräume um mehr als 15 Pro­
zent Obersehreiten. Vergleichskriterien sind Insbesondere 
Lage, Fläche, Zustand, Ausstattung und Alter der Räume. 
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Minderheit 
(Schweiger, Bürg!, Dettllng, Slongo) 
Mietzinse sind missbräuchlich, wenn sie die Mietzinse ver­
gleichbarer Wohnräume um mehr als 15 Prozent Obersehrei­
ten. Vergleichskriterien sind insbesondere Lage, Fläche, 
Zustand, Ausstattung und Alter der Wohnung. 

Abs.2 
Streichen 

Abs. 2bis 
Mehrheit 
Eine Überprüfung des Mietzinses nach Absatz 1 kann vom 
Mieter erstmals auf den Ablauf von fOnf Jahren ab Mietbe­
ginn und danach jeweils auf den Ablauf von fOnf weiteren 
Jahren verlangt werden. 
Minderheit 
(Stadler, Berger, Brunner Christiane, Marty Dick, Studer 
Jean) 
Eine Überprüfung des Mietzinses nach Absatz 1 kann vom 
Mieter erstmals auf den Ablauf von drei Jahren ab Mietbe­
ginn und danach Jeweils auf den Ablauf von drei weiteren 
Jahren verlangt werden. 

Abs. 2ter 
Mehrheit 
Bel dieser Überprüfung ist bei Wohnräumen auf Vergleichs­
mieten und bei Geschäftsräumen auf drei vergleichbare Ob­
jekte abzustellen. 
Minderheit 
(Schweiger, BOrgl, Dettllrig, Slongo) 
Bei dieser Uberprüfung ist auf Vergleichsmieten abzustellen. 

Abs.3 
Der Bund sorgt für die regelmässlge statistische Erfassung 
der Vergleichsmleten. Er hört .... 

Abs.4,5 
Streichen 

Antrag Dettling 
Abs. 1 
.... und Alter der Räume. Wohnräume im Sinne von Arti­
kel 253b Absätze 2 und 3 sowie durch Genossenschaften 
oder Gemeinwesen vermietete Wohnungen sind nicht zu be­
rücksichtigen. 

Art. 269 
Proposition de Ja commiss/on 
Al. 1 
Majorlte 
Le loyer est abuslf lorsqu'il depasse de plus de 15 pour cent 
le loyer demande pour des locaux d'habitatlon ou commer­
ciaux comparables. Les criteres de comparalson sont la sl­
tuatlon, la surface, l'etat, l'equipement et l'äge des locaux. 
Mlnorite 
(Schweiger, BOrgl, Dettllng, Slongo) 
Le loyer est abusif lorsqu'II depasse de plus de 15 pour cent 
le loyer demande pour des habitations comparables. Les 
criteres de comparalson sont la sltuatlon, la surface, l'etat, 
l'equlpement et l'äge des habltatlons. 

Al.2 
Bitter 

Al. 2bis 
Majorite 
Le contröle du loyer selon l'alinea 1 er peut Atre exige par le 
locatalre pour la premiere fois apres l'ecoulement d'un delal 
de clnq ans a. compter du debut du bail, et ensuite de clnq 
ans en clnq ans. 
Mlnorite 
(Stadler, Berger, Brunner Christiane, Marty Dick, Studer 
Jean) 
.... delal de trois ans .... de trols ans en trols ans. 

Al. 2ter 
Majorite 
Ce contröie s'effectue sur la base de loyers comparatlfs pour 
les habitatlons et sur la base de trois objets comparables 
pour les locaux commerclaux. 
Mlnorite 
(Schwelger, BOrgi, Dettllng, Slongo) 
Ce contröle s'effectue sur la base de loyers comparatlfs. 

Al. 3 
La Confederatlon vellle a. ce que les loyers comparatifs fas.. 
sent regullerement l'objet d'un releve statlstique. Elle entend 

Al. 4, 5 
Biffer 

Proposition Dettlfng 
Al. 1 
.••• et l'äge des locaux. Les locaux d'habitation au sens de 
l'artlcle 253b alineas 2 et 3 alnsl que les logements loues 
par des cooperatlves ou des collectivltes ne sont pas a. 
prendre en conslderatlon. 

Dettllng Toni (R, SZ): Ich muss Sie zunächst um Verständ­
nis bitten, dass Ich trotz Einsitznahme In der Kommission fOr 
Rechtsfragen noch einen Einzelantrag stelle. Leider haben 
sich die Verhandlungen In der Kommission am Schluss et­
was Oberschlagen. Wenn ich richtig sehe, Ist mein Anliegen 
schlichtweg vergessen gegangen. Deshal!> liefere ich heute 
diesen Antrag nach. Er entspricht Im Ubrigen dem Be­
schluss des Nationalrates. 
Um was geht es? In Artikel 269 Absatz 1 wird die Vergleichs• 
miete definiert. Es wird hier festgehalten: «Vergleichskrite­
rien sind Insbesondere Lage, Fläche, Zustand, Ausstattung 
und Alter der Räume.» ln Artikel 269 Absatz 3 wird dann 
festgehalten, dass der Bund «für die regelmässige statisti­
sche Erfassung der Vergleichsmieten» sorgt und dabei die 
Vermieter- und Mieterorganisationen anhört 
In der Kommission für Rechtsfragen des Ständerates Ist bei 
Artikel 269 Absatz 4 vergessen gegangen - oder Jedenfalls 
wurde es nicht diskutiert -, die Ausnahmen vom Einbezug 
bestimmter Wohnräume In dle statistische Vergleichsmiete 
ausdrücklich auf Gesetzesstufe zu regeln. Ich schlage des­
halb eine Ergänzung mit dem genau gleichen Wortlaut vor, 
wie ihn der Nationalrat beschlossen hat Sie sehen das auf 
Seite 8 der Fahne, erste Spalte, und dazu kommt noch der 
Satz gemäss Beschluss des Nationalrates In der Spalte 
zwei. Es handelt sich nämlich um die vier folgenden Katego• 
rlen, die vom Einbezug in die Vergleichsmlete auf Gesetzes• 
stufe ausdrücklich ausgeschlossen sein sollen. Zunächst 
sind es jene, die In Artikel 253b Absatz 2 aufgezählt sind: die 
so genannten luxuriösen Wohnungen. Ebenso wenig gehö­
ren die In Artikel 253b Absatz 3 erwähnten subventionierten 
Wohnungen oder die der Mietzlnskontrolle unterstellten 
Wohnungen zur statistischen Vergleichsbasis. 
Nun gibt es aber auch Wohnräume, und zwar nicht wenige, 
die durch Genossenschaften, und Wohnräume, die durch 
Gemeinwesen vermietet werden. Hier hat der Nationalrat, 
wie ich glaube, eine richtige Lösung getroffen, wonach auch 
diese aus dem Einbezug in die Vergleichsmlete ausgeklam­
mert werden sollen. Bei der Ermittlung der statistischen Ver­
gleichsmiete dOrfen nämlich nur diejenigen Mietobjekte be­
rücksichtigt werden, die nach marktmässlgen Kriterien 
vermietet werden. Dies trifft fOr sämtliche Genossenschafts­
wohnungen nicht zu, da die Genossenschaften von Geset­
zes wegen einen nicht kommerziellen Selbsthilfezweck ver­
folgen. Bei Genossenschaftswohnungen besteht somit kein 
Bedarf, dass auf dem investierten Eigenkapital eine be­
stimmte Rendite erwirtschaftet wird. Ein solches ist dem Ge­
nossenschaftsgedanken Im Gegenteil geradezu fremd. Da 
die Ausschlussbestimmung von Artikel 253b Absatz 3 OR 
lediglich diejenigen Genossenschaftswohnungen erfasst, 
deren Mietzinsgestaltung aufgrund geleisteter Subventionen 
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von der öffentlichen Hand kontrolliert wird, nicht aber alle an­
deren Genossenschaften, die so genannt frei tragende Woh­
nungen anbieten, bedarf der Gesetzestext Insoweit einer 
Korrektur. 
Bei der Ermittlung der statistischen Vergleichsmiete können 
die von der öffentlichen Hand vermieteten Mietobjekte, auch 
wenn diese als Privatrechtssubjekt fungieren, ebenfalls nicht 
In Betracht fallen. Denn auch bei der Vermietung von ge­
meindeeigenen Wohnungen wird nicht das Ziel verfolgt. auf 
dem investierten Kapital die maximal zulässige Rendite zu 
erwirtschaften. Im Vordergrund steht nämlich regelmässig 
die Absicht, ein Minimum an prelsg0nstlgem Wohnraum auf 
dem Markt anbieten zu können. Dieser Wohnraum soll so­
zial Schwächeren - u. a. FQrsorgeabhängigen - oder aber 
auch Gemeindeangestellten zur Verfügung gestellt werden. 
Gerade In grösseren Ortschaften und Städten verfügt die öf­
fentliche Hand Ober eine nicht unbeträchtliche Anzahl von 
Wohnungen, die nach solchen nicht marktwirtschaftlich ori­
entierten Kriterien zur Vermietung angeboten werden. Sie 
dürften die Statistiken erheblich verfälschen und sind des­
halb bei deren Erhebung ausser Acht zu lassen. 
zusammenfassend schlage Ich Ihnen hier mit Bezug auf die 
Definition der Vergleichsmiete vor, die vom Nationalrat 
mehrheitlich verabschiedete Fassung zu Obernehmen, und 
bitte Sie, meinem Einzelantrag zuzustimmen. 

Pflsterer Thomas (R, AG), fQr die Kommission: Jetzt müs­
sen wir vorsichtig sein, dass wir das Pferd nicht am 
Schwanz aufzäumen. Das, was Ihnen jetzt vorgetragen 
wurde, bezieht sich auf Absatz 4 dieser Bestimmung. Ich 
empfehle Ihnen, dass wir Jetzt Absatz um Absatz durchbera­
ten. Am Schluss können wir dann auch Absatz 4 behandeln. 
Ich weiss nicht. warum der Antragsteller sich auf Absatz 1 
bezogen hat. 

Le presldent (Cottler Anton, president): Est-.ce que M. Dett­
ling accepte que sa proposition concerne l'alinea 4? Votre 
propositlon se refere ä l'allnea 1 er. Corrlgez-vous votre pro­
position? 

Dettllng Tonl (R, SZ): F0r mich spielt nicht die Einordnung 
die entscheidende Rolle, sondern natürlich das Materielle. 
Indessen habe ich mich auf Absatz 1 abgesUltzt, In dem es 
heisst «Vergleichskriterien sind Insbesondere Lage, Fläche, 
Zustand, Ausstattung und Alter der Räume.» Im Anschluss 
daran sind dann die Ausnahmen vorzusehen. Aber ich lege 
keinen besonderen Wert darauf, ob das unter Absatz 3 oder 
unter Absatz 4 behandelt wird. Das spielt fQr mich keine 
Rolle. 

Schwelger Rolf (R, ZG): Dadurch, dass unsere Kommis­
sion den wesentlichen Inhalt von Absatz 4 In Absatz 1 hin­
eingenommen hat. gehört die Präzisierung dessen, was in 
Absatz 1 steht. ebenfalls In Absatz 1. Es wäre systematisch 
falsch, in Absatz 4 etwas zu bestimmen, das dann durch 
Absätze unterbrochen wird und nicht mehr auf Absatz 1 Be­
zug nimmt. Meines Erachtens gehört es systematisch In 
Absatz 1. 

Studer Jean (S, NE): Sur le plan formal, Je comprends l'ar­
gumentatlon developpEM3 par M. Schwelger. Mals sur le plan 
material, j'ai quelque chose ä dlre. 
II me paralt evident que, dans 1a mesure ou les logements 
de Juxe echappent ä l'appllcatlon du contröle des loyers, on 
ne puisse pas comparer des logements de luxe. Cela me 
parait aller de soi. Peut-etre que pour certalns, Q8. vaut 
mieux sl on l'ecrit, mais pour moi, c'est deja clalr dans la me­
sure ou les logements de luxe sont exclus de la comparal­
son. Donc, on est d'accord sur ce polnt. 
Dans son developpement, M. Dettllng a parle des desequili­
bres que peuvent indulre dans le marche les logements sub­
ventlonnes, en partlculler ceux qui beneficient des pro­
grammes HLM, comme on dit. Je comprends que les loge­
ments subventionnes puissent effectivement introduire un 
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certain desequlllbre dans le fonctionnement du rnarche. Ce­
pendant, la proposltion qui nous est falte ne parle pas des 
logements subventionnes, mais des „1ogements loues par 
des cooperatives ou des coilectlvltes». Or, il y ade nom­
breux logements loues par des cooperatlves ou des collecti­
vltes publlques qul ne sont pas des logements subven­
tionnes. Tous les logements qul, au debut, sont subvention­
nes et qul sortent du cadre HLM, restent propriete des coo­
peratlves ou des coilectivites publlques, mais ne sont plus 
subventlonnes et lls sont soumis aux regles du marche. Je 
ne vols des lors pas pourquol, parce que ce seralt une coo­
perative ou une caisse de pensions qul loueralt - Je vous 
rappelle que les caJsses de pensions sont aussl soumlses a 
certalne rentabilite -. on sortlralt ces logements de la com­
paralson. Et qa me semble d'autant plus dommageable 
qu'on constate que ces logements, qul sont constrults par 
des collectivites publlques, sont souvent des locatlfs assez 
grands, qui sont falts en un certaln nombre d'exemplaires 
qul se ressemblent; c'est en gros des projets importants qui 
sont le falt des collectMtes publlques. II n'est pas rare que, 
dans un päte d'immeubles, on trouve un des lmmeubles qui 
est proprlete de la commune, un autre lmmeuble qul est pro­
priete d'un investlsseur lnstltutlonnel, etc. Je ne comprends 
pas pourquoi, sl deux lmmeubles sont ldentlques, on pren­
dralt l'un en conslderatlon parce qu'II appartient ä 1a Renten­
anstalt et pas l'autre parce que c'est la commune de Neu­
chätel qui le loue, mals sans subventlons. Je ne crols pas 
qu'on pulsse lntrodulre cette distlnction. 

David Eugen (C, SG): Ich teile die Meinung von Kollege 
Dettlfng, dass das In Absatz 1 gehört, anschllessend an den 
Jetzigen Schlusssatz. Ich bedaure, dass er Inhaltlich zwei 
Sachverhalte zusarnmenmischt. Wie Herr Studer sagte, Ist 
es richtig, dass ein Tell des Satzes dorthin gehört, nämlich: 
"Wohnräume im Sinne von Artikel 253b Absätze 2 und 3 
sind nicht zu berücksichtigen». Das ist klar, das betrifft die 
subventionierten Wohnungen. Das muss gesagt werden und 
gehört ins Gesetz. Er fOgt aber bei, dass auch andere Woh­
nungen, nämlich einfach Jene, die von Genossenschaften 
oder Gemeinwesen vermietet sind, nicht berücksichtigt wer­
den. Das ist nicht korrekt, denn die werden marktmässig ver­
mietet und nicht subventioniert, also sollen sie In der 
Statistik berücksichtigt werden. Ich bin der Meinung, wir soll­
ten hier unterscheiden und dem ersten Tell des Antrages 
Dettling zustimmen - das Ist richtig-, nämllch: "Wohnräume 
Im Sinne von Artikel 253b Absätze 2 und 3 sind nicht zu be­
rücksichtigen.» 
Was er zusätzlich beifügen wlll und was Ober das hinaus­
geht, was der Nationalrat beschlossen hat, sollten wir hinge­
gen weglassen. Ich möchte Kollege Dettllng bitten, seinen 
Antrag In diesem Sinne zu korrigieren. 

Pflsterer Thomas (R, AG), fQr die Kommission: Ich habe höf­
llcherwelse Herrn Dettllng den Vorrang lassen wollen. Wenn 
Sie gleichzeitig Absatz 4 diskutieren wollen, dann können 
wir uns dort die Diskussion sparen. 
1. Sachlich Ist darauf aufmerksam zu machen, dass dieser 
Antrag Ober das hinausgebt. was der Nationalrat beschlos­
sen hat; Herr David hat darauf hingewiesen. 
2. Dennoch müssten wir natürlich auch alle teuren Wohnun­
gen ausschllessen. Ob es sich nun um Luxuswohnungen 
handelt oder nicht, wir müssten alle teuren Wohnungen aus­
schllessen. 
3. Schllesslich gehört auch ein strukturelles Problem dazu: 
Wenn die Vergleichsmiete, wie das In Artikel 269 beantragt 
wird, nicht mehr ein Anpassungskriterium, sondern ein 
Überprüfungskriterium Ist, dann hat das eine andere Bedeu­
tung. Es geht einfach darum, dass man dies statistisch voll­
ständig erfasst, die Statistik vollständig zur Verfügung stellt. 
Eine andere Frage Ist es dann, wie man diese Statistik aus­
wertet. denn es sind ja nur Zahlen. Statistiken kann man so 
oder anders auswerten, sie haben keine normative Bedeu­
tung. Die Frage ist einfach, ob man die Statistik vollständig 
erstellen will oder nicht. Das Ist im Grunde die Frage. Es 
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scheint mir an sich naheliegend zu sein, sie vollständig zu 
erstellen. 

Dettllng Toni (R, SZ}: Ich habe nichts Neues erfunden; wie 
Sie sehen, stützt sich mein Antrag auf die Fassung des Na­
tionalrates ab. Dabei sind ganz klar Ausnahmen vorgese­
hen. Sie sehen das auf Seite a der Fahne, erste und zweite 
Spalte. Ich betone noch einmal: Es geht nicht um die sub­
ventionierten Wohnungen. Vielmehr geht es um die Woh­
nungen der Genossenschaften, die unter anderen, vielfach 
nicht marktmässigen Kriterien vermietet werden. Dasselbe 
gilt auch für Wohnungen, die durch die öffentliche Hand ver­
mietet werden. Ich habe mir sagen lassen, dass in der Stadt 
Zürich In der Grössenordnung von etwa 25 bis 30 Prozent 
der vermieteten Wohnungen zu diesen beiden Kategorien 
gehören - das ist eine erhebliche Zahl -, die unter den 
Marktpreisen vermietet werden. Um den statistischen Anfor­
derungen einer korrekten Vergleichsmiete gerecht zu wer­
den, müssen wir die entsprechenden Ausnahmen auf 
Gesetzesstufe stipulieren. 

Schwelger Rolf (R, ZG): Ganz kurz: Herr Kollege David hat 
gesagt, dass Genossenschaftswohnungen und auch öffent• 
llch erstellte Wohnungen marktmässlg vermietet worden. 
Dem ist in aller Regel nicht so. Vor allem Gemeinden stellen 
Wohnraum für Sozialfälle zur Verfügung, bei dem beispiels­
weise die Bodenpreise nicht Berücksichtigung finden und wo 
die günstigen Finanzierungsmöglichkeiten der öffentlichen 
Gemeinwesen voll durchschlagen. Wenn die Vergleichs­
miete ein Marktelement sein muss, darf man solche als 
marktwldrlg festgestellten Mietzinse, die bei den Gemeinden 
oft zu Recht als marktwldrig festgelegt wurden, nicht berück­
sichtigen. 

Couchepln Pascal, conseiller federal: Je crois qu'il est tout 
a fait clalr qu'II taut rejeter la proposition Dettling. II y a 
d'abord un probleme de logique. On a exclu tout a !'heure 
les logements luxueux de la comparaison, c'est en ordre. Et 
sl on las exclut, on las exclut naturellement de la statlstlque 
qul definit le marche. Mais M. Dettllng ne propose pas d'ex• 
clure de la protection des locatalres las logements apparte­
nant a des cooperatives ou a des collectlvites publiques, 
parce qu'il peut arrlver qua des logements appartenant a 
une cooperative - j'al vecu Qa dans ma via professlonnelle -
solent abusifs, parce qua la cooperatlve a mal gare des af­
falres et que, tout d'un coup, eile essale de se sauver en 
augmentant las loyers. Personne ne conteste qu'un locataire 
d'une societe cooperatlve puisse recourlr, le cas echeant, a 
la protection des locatalres. Ce sont des cas exceptionnels, 
mals ce sont des cas qul existent. SI on admet alors qua ces 
logements sont soumis a la protection des locatalres, au 
nom de quoi tout d'un coup dlt-on: «lls sont soumis a la pro­
tectlon des locataires, mais ils ne font pas partle du mar­
che»? 
M. Dettling dlt qua ce sont des cas relativement importants 
dans certaines villes. A Zurlch, entre les logements apparte­
nant aux cooperatlves et les logements appartenant a la 
commune, Qa represente environ 25 pour cent. C'est une 
proportlon lmportante, et il faudrait exclure ces logements du 
contr0le des loyers. Mais c'est preclsement un argument en 
faveur de leur prise en consideratlon. l.'.argument, qu'lls re­
presentent une proportlon lmportante, conduit certalns a dlre 
qu'II faut les exclure de la statlstlque deflnlssant le marche, 
mais c'est exactement le contraire qu'II taut faire. S'il ne 
s'agissait que de cas exceptionnels, on pourrait dlre que Qa 
n'a aucune importance de les exclure. Mals si Qa represente 
25 pour cent du marche, II taut les lnclure. Prendre alors pre­
texte que c'est important en dlsant qu'II taut las exclure des 
loyers comparatlfs qul definissent le loyer du marche, c'est 
fausser la deflnltion du marche. lls font partle du marchel 
25 pour cent de l'offre sur le marche provlent des coopera­
tlves ou des logements communaux. 
Dans la ville qua Je presldals autrefois, je connalssais un 
proprletaire et agent immobiller qui domlnait le marche. 

D'une manlere generale, II avait des tarifs plus bas, parce 
qu'II construlsait toujours le mElme type de logement. II dis­
cutalt de l'architecture, mals ce n'est pas le probleme. Flna­
lement, le logement etait confortable et bon marche. Mals 
j'entendals toujours les autres proprletaires dlre: «II faudrait 
absolument ne pas tenlr compte de ces logements, parce 
que c'est un proprletalre qul fait cela de maniere efflcace, 
qu'II a des moyens supplementalres, et qu'II nous prlve, 
nous constructeurs ordinafres, de la posslbilite d'avolr des 
loyers correspondants a nos besolns.» II avalt developpe 
une certalne efflcacite, II avalt developpe un systeme qui 
avalt ses avantages et ses defauts; mals ces logements se 
trouvalent sur le marche. Alors, dans une ville comme Zurich 
ou 25 pour cent des Iogements appartlennent a des coope­
ratlves ou a la commune, le marche dolt tenlr compte de cet 
element-la.. SI on dit: «On les exclut parce qu'lls represen­
tent une proportlon importante», vous aurez finalement une 
definltlon artlflclelle du marche. La propositlon Dettllng doit 
ätre repoussee. 
A l'echelle de la Sulsse, cela n'a pas d'lmportance, parce 
qu'on peut conslderer que las logements appartenant aux 
cooperatives et aux communes n'ont pratlquement pas d'ln­
fluence sur le marche du logement de l'ensemble du pays. 
Mals sur certalns marches partlcullers, ces logements sont 
quantitatlvement lmportants et ne renoncer a les prendre en 
conslderation, c'est commencer a construlre un loyer de re­
ference qui ne tient pas compte de la reallte. Je voulals faire 
des comparalsons avec d'autres secteurs, mals je crols qua 
c'est lnutlle. Cela ne tlendralt tout simplement pas compte 
de la reallte sl on venalt a suivre la proposition Dettllng. 
C'est la ralson pour laquelle je vous lnvite lnstamment a reje­
ter la proposltlon Dettllng, au nom du marche et d'une definl­
tlon loyale du marche. 

Art. 269 Abs. 1 -Art • 269 al. 1 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag Dettllng .••. 16 Stimmen 
Dagegen .... 17 Stimmen 

Art. 253b Abs. 1, zweiter Abschnitt Tltef 
Art. 253b af. 1, chapltre II titre 

Le presldent (Cottler Anton, presldent): Vous avez reQU la 
proposltlon Schweiger. Nous pouvons donc revenlr a l'arti­
cle 253b allnea 1 er. 

studer Jean (S, NE): La formulatlon de la proposition 
Schwelger m'oblige a rendre attentif le Conseil a ce qu'est 
un local commerclal. Le local commerclal n'est pas seule­
ment le local de l'entreprlse, c'est aussl par exemple le local 
d'une associatlon, d'un secretariat polltlque, d'un choeur 
mixte qul repete chaque sernalne. Alors, sl on llmite la pro­
tectlon contre les loyers abuslfs, comme le propose 
M. Schwelger, aux petltes entreprises, II taut savolr - c'est 
simplement pour une questlon de clarlficatlon - que sont 
neanmolns exclues de la protectlon non seulement ce qu'on 
appellera la moyenne ou la grande entreprlse, mais aussl 
toutes les actlvltes assoclatlves qul se deroulent dans des 
locaux commerclaux. 
Je comprends !'Idee qul est a la base de la proposltlon 
Schwelger. On a essaye de reflechlr a d'eventuels criteres 
dans le cadre du travail en sous-commisslon, mals II a ete 
dlfflcile de tout englober. En fait, la demarche de compromls 
que fait M. Schweiger cree des problemes pour savolr ce 
qu'est une petite entreprlse - ce n'est pas facile -, llee a une 
localite - ce qul n'est pas forcement facile non plus -, et 
exclut de toute f~n ce qu'on aura definl comme moyenne 
ou grande entreprlse, et ~ncore tout ce qui releve du do­
malne associatlf. 
Je pense que les personnes qul forment une assoclation, qul 
louent un deux-pleces pour dlsposer d'un petlt bureau 
auraient de la peine a comprendre qu'elles dolvent sublr tou­
tes les augmentatlons de loyer qul pourralent leur ätre signl-
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fiees, alors que le coiffeur qui est Juste en bas de la maison 
serait, lui, protege contre les loyers abusifs. 
C'est pourquoi je vous invite encore une fois a. en rester a. la 
situation actueHe et a soutenir la proposltlon de la majorite. 

Schwelger Rolf (R, ZG): Man muss diesem Antrag den 
richtigen Stellenwert zumessen. Herr Lauri hat zum Aus­
druck gebracht, dass gewisse Ausnahmen von der vollstän­
digen Streichung der Geschäftsräumlichkeften aus dem 
Gesetz richtig wären. Wir sind uns bewusst, dass eine Über­
prOfung der Frage, welche Ausnahmen richtig sind, in unse­
rem Rat hier und heute nicht möglich Ist. Wir sind aber wohl 
ebenfalls der Meinung, dass dem Nationalrat ein Zeichen 
gegeben werden soll, sich dieser Frage anzunehmen. So 
verstanden ist der Antrag nur das Vehlkel, um Im parlamen­
tarischen Verfahren die Möglichkeit zu wahren, dies auch 
tatsächlich zu tun. 
Wenn Sie den Antrag in diesem relativen Sinne verstehen 
und die Medien das allenfalls sogar kommunizieren könnten, 
dann glaube ich, dass es richtig wäre, in dieser Art und 
Weise vorzugehen, weil der Text In der Tat nur eine sekun­
däre Rolle spielt; das taktische Element steht im Vorder­
grund. 

Wlckl Franz (C, LU): Wir sind hier Gesetzgeber und nicht 
irgendwelche Taktiker! Wenn wir aber Gesetzgeber sind, 
massen wir hier Gesetzestexte verabschieden, die in der 
Praxis wirklich haltbar sind. Wenn Sie Ausdrücke wie «ört­
lich gebundene Kleinbetriebe» verwenden, ist das wirklich 
Juristenfutter. Denn was heisst «örtlich», was helsst •Klein­
betrieb»? Ist mit «örtllch» ein Weiler gemeint oder eine Vor­
stadt? Ist ccKleinbetrleb» ein KMU, Ist es ein Handwerker mit 
zwei Angestellten? So dOrfen wir nicht legiferieren. 
Demzufolge gibt es gar nichts anderes, als der Mehrheit der 
Kommission zuzustimmen. 

Couchepln Pascal, conselller federal: L:intervention de 
M. Wiek! est l'expresslon du bon sens legislatlf. Si on en etaft 
encore au stade de la procedure de consultatlon, «Vernehm­
lassung», je crols qua, dans ce cas-la, on pourralt souhaiter 
qu'un sujet solt encore dlscute. Mais s'il est un sujet qui a 
ete longuement discute, c'est bien celuHa, II est discute de­
puis des annees. Croyez-moi, ce n'est pas slmplement en 
creant une divergence aujourd'hui qua vous permettrez a la 
commission du Conseil national de trouver la solutlon ideale. 
SI c'etait le cas, je dirals bravo, allons-yl Ce sujet a ete dls­
cute en commission du Conseil national, tralte au Conseil 
national, il a ete aborde en commlsslon du Consell des Etats 
et II est aborde maintenant. Et tout d'un coup, au moment de 
decider, on se demande sl on ne pourralt pas encore une 
fois essayer de reflechlr a un critere qui perrnettralt de trou­
ver une solutlon et de prendre en consideratlon las lntertlts 
souhaltables de certaines categories de commen;ants. 
M. Wlckl a ralson, II y a un moment oa le leglslateur doit 
avolr le courage de trancher en sachant que la loi ne peut 
pas prendre en compte toutes les flnesses de l'exlstence, ou 
alors II ne taut pas falre de loi et renoncer a tout. Mals on 
sent blen que la II taut une protectlon des locatalres de lo­
caux commerciaux, et il n'y a pas de moyen d'echapper a la 
solutlon de la majorlte de la commission. 

Le presldent (Cottler Anton, presldent): Nous opposons 
d'abord la propositlon de la mlnorite Schwelger a la proposl­
tlon Individuelle Schwelger. 

Schwelger Rolf (R, ZG): Wäre es nicht gescheiter, zuerst 
die Kommissionsminderheit der Kommissionsmehrheit ge­
genOberzustellen? Ich glaube, dass damit eine bessere WIi­
iensbiidung möglich Ist. 

Le president (Cottler Anion, presldent): Wir stimmen so ab, 
wie ich es gesagt habe. Uber den Antrag der Mehrheit wird 
erst am Schluss abgestimmt. 
Nous passons au premier vote. Je trahis aucun secret sl je 
dls que M. Schweiger va gagner. (Hi/arlte) 

Am!llches Bulletln der Bundewersammlung 

Abstimmung - Vote 

Eventuell -A titre prellmlnaire 
FOr den Antrag Schwelger .••• 18 Stimmen 
FOr den Antrag der Minderheit Schwelger .... 15 Stlmmen 

Definitiv- Deffnitlvement 
FQr den Antrag Schwelger .... 19 Stimmen 
FOr den Antrag der Mehrheit .... 18 Stimmen 

Le presldent (Cottler Anton, president): Ce vote vaut aussl 
pour l'artlcle 269 alineas 1 er et 2ter, l'artlcle 269aa, l'artl­
cle 269a allnea 1er lettre cter et l'artlcle 274d tltre et ali­
nea 1er. 
Le vote sur la proposltlon Schwelger vaut aussl pour le tltre 
du chapitre II. La Commission de redactlon aura encore un 
peu de travall. Aber man sagt mir, dass Herr Schweiger 
diese Kommission präsidiere. 

Art. 269 Abs. 1 - Art. 269 a/. 1 

Le presldent (Cottler Anton, president): Les deux pre­
mleres phrases sont donc adoptees dans ia version de la 
proposltlon Schweiger a l'artlcle 253b alinea 1er. 

Angenommen gemäss modifiziertem Antrag der Mehrheit 
Adopte se/on la proposition modifiee de la ma}orlte 

Art. 269 Abs. 2 - Art. 269 al. 2 
Angenommen -Adopte 

Art. 269 Abs. 2bis - Art. 269 al. 2bls 

Stadler Hansruedi (C, UR): Zu diesem Punkt kann ich mich 
kurz halten. Wie Ich bereits In der Eintretensdebatte erwähnt 
habe, Ist fOr mich bei dieser Vorlage immer die Frage der 
Vertellungswirkung wichtig; eine verteilungsneutraie Lösung 
ist anzustreben. An diesem Ziel richtet sich der Minderheits­
antrag. Es geht um den Überprüfungszeitraum; Im Gegen­
satz zum Entwurf des Bundesrates und zum Beschluss des 
Nationalrates wird hier auf eine laufende Übf!rprüfung ver­
zlchtet. Uns von der Minderheit erscheint ein UberprOfungs­
lntervall von fOnf Jahren als zu lange, angemessen wäre ein 
OberprQfungszeitraum von zwei bis vier Jahren. 
l;)le Kommissionsminderheit beantragt Ihnen heute einen 
Uberprüfungszeltraum von drei Jahren. ich ersuche Sie, die­
sem Antrag zuzustimmen. 

Pflsterer Thomas (R, AG), für die Kommission: Im geltenden 
Recht und In der Fassung des Nationalrates gibt es keine 
entsprechende.Bestimmung. Die Mehrheit Ihrer Kommission 
beantragt, die UberprOfung während der Dauer des Mietver­
hältnisses alle tanf Jahre zuzulassen, und natarllch schon 
am Anfang innert 30 Tagen nach Übernahme der Sache. Die 
Differenz zwischen Mehrheit und Minderheit bezieht sich auf 
drei oder fOnf Jahre. Die normale Mietdauer beträgt sechs 
bis sieben Jahre, Herr stadler hat das gesagt. Die vorge­
schlagene Regelung führt also im Normalfall zu mindestens 
zwei Schutzmögllchkelten fOr den Mieter, um sich gegen lau­
fende Mietzinserhöhungen zu wehren. Hier hilft ihm der rela­
tive Massstab des Indexes. Er kann sich aber auch absolut 
zur Wehr setzen, und zwar wiederum an zwei Stationen, ei­
nerseits am Anfang und dann alle fOnf Jahre. Die FQnfjah­
resfrist genagt, wenn man bedenkt, dass die durchschnitt­
liche Mietdauer sechs bis sieben Jahre beträgt Der Mieter 
hat also In dieser doch relativ kurzen Frist zwei Mal die Mög­
lichkeit zu einer derartigen GrundsatzOberprüfung, und -
das ist wichtig - die praktische Erfahrung zeigt, dass kaum 
mehr gewünscht wird. Jedenfalls !legen die Wansche nach 
Überprüfungen am Anfang des Mietverhältnisses im Promil­
lebereich. 
Namens der Mehrheit beantrage ich Ihnen, bei fOnf Jahren 
zu bleiben. 
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Couchepln Pascal, conseiller federal: Pour nous, II nous 
paralt lmportant que ce delai solt raccourci. La solution du 
Conseil national, qui etait aussi la nötre, ne prevoyait pas de 
delai. La commission propose cinq ans. Cela nous parait 
vraiment sauter d'un extrt,me a l'autre. Trols ans est quand 
mime une assez longue duree. II s'agit icl de Ja possiblllte 
de demander que l'on soit protege contre un abus, et un 
abus quand mime relativement lmportant pulsque ce seralt 
15 pour cent de plus que le loyer comparatif. Alors, on peut 
affirmer qua trois ans ou cinq ans, c;a. n'a pas grande impor­
tance. Mals c;a. en a quand mäme unel Pour le locatalre qul 
serait reconnu vlctime d'un abus, deux ans de plus pendant 
lesquels II palerait plus que 15 pour cent de trop, c'est quel­
que chose d'assez grave, mime sl ce n'est pas tres courant 
probablement. On peut dire qu'II y a des locataires qul sont 
querulents, qul cherchent nolse aux proprletalres et qul in­
troduisent cette demande pour ennuyer le proprietaire. Ce 
n'est pas si courant que c;a. et d'autre part, II y a d'autres 
moyens de faire en sorte que ces gens ne revlennent pas a 
la charge. Slmplement, une procedure comme celle-lä prend 
du temps. Generalement, mime sl la procedure est gratulte, 
on falt appel ä un avocat Bref, ce n'est quand mime pas 
quelque chose de si simple et las gens n'entreprennent pas 
cette demarche slmplement pour le plaislr de creer des diffl­
cultes aux proprletalres. 
Je le repete, notre solutlon serait qu'en tout temps on puisse 
attaquer un loyer abuslf. La regle des trois ans est dejä res­
trlctlve par rapport ä ce que nous preconisons et cinq ans, 
vralment, c'est trop s'il y a abus. Et c'est pour proteger des 
abus qu'on a lntroduit cette possiblllte. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Mehrheit .... 21 Stimmen 
Für den Antrag der Minderheit Stadler .... 12 Stimmen 

Art. 269 Abs. 2ter - Art. 269 al. 2ter 

Le presldent (Cottfer Anton, president): Nous avons ac­
cepte cet alinea tout a l'heure dans le sens de la proposition 
Schweiger. 

Angenommen gemäss modlffzlertem Antrag der Mehrheit 
Adopte selon /a proposltlon modiffee de la majorite 

Art. 269 Abs. 3-5 - Art. 269 al. 3-5 
Angenommen -Adopte 

Art. 269aa 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Titel 
Abis. Anfangsmietzins 
Text 
Der Anfangsmietzins ist missbräuchlich, wenn er die Miet­
zinse vergleichbarer Wohn- oder Geschäftsräume gemäss 
Artikel 269 um mehr als 15 Prozent aberschreltet. 

Minderheit 
(Schweiger, BQrgi, Dettling, Slongo) 
Titel 
Abis. Anfangsmietzins 
Text 
Der Anfangsmietzins ist missbräuchlich, wenn er die Miet­
zinse vergleichbarer Wohnräume gemäss Artikel 269 um 
mehr als 15 Prozent überschreitet. 

Art. 289aa 
Proposition de Ja commisslon 
Majorlte 
Titre 
Abis. Loyer initial 
Texte 
Le loyer Initial est repute abusif lorsqu'II depasse de plus de 
15 pour cent de loyer demande pour des habltatlons ou des 

locaux commerciaux au sens de l'artlcle 269, pour autant 
qu'lls solent comparables. 

Mlnorite 
(Schwelger, BOrgl, Dettling, Slongo) 
Titre 
Abis. Loyer lnltlal 
Texte 
La loyer Initial est repute abuslf lorsqu'II depasse de plus de 
15 pour cent de loyer demande pour des habltaüons au sens 
de l'article 269, pour autant qu'lls solent comparables. 

Le presldent (Cottler Anton, presldent): La aussi, un sort a 
ete fait ä cette dlspositlon par le vote de tout ä !'heure sur la 
proposltlon Schwelger. C'est dans ce sens que cet article est 
adopte. 

Angenommen gemäss modlffzlertem Antrag der Mehrheit 
Adopte se/on Ja proposit/on modfffee de la majorite 

Art. 289a 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 Bst. a 
Mehrheit 
Eine Mietzinserhöhung kann vorgenommen werden, wenn 
sie: 
a. sich auf die Entwicklung des Landesindexes der Konsu­
mentenpreise (Art 269b) stützt; 
Minderheit 
(Dettllng, BOrgl, Schweiger, Slongo) 
(vgl. auch Minderheitsanträge Dettllng zu Art. 269b, 269dbis, 
269e, 270, 271 ) 
Mietzinserhöhungen sind missbräuchlich: 
a wenn sie frOher als auf den Ablauf von zwei Jahren nach 
Mietbeginn mitgeteilt werden; 

Abs. 1 Bst. b 
Mehrheit 
Streichen 
Minderheit 
(Dettling, BOrgi, Schweiger, Slongo) 
b. wenn der Mietzins In der Folge pro Jahr um mehr als 
4 Prozent erhöht wird; 

Abs. 1 Bst. c 
c. sich auf die Empfehlungen eines Rahmenmietvertrages 
stützt; 

Abs. 1 Bst. cbls 
cbis. aufgrund vereinbarter Staffelung (Art. 269c) erfolgt; 

Abs. 1 Bst. cter 
Mehrheit 
cter. sich bei Geschäftsräumen auf eine Vereinbarung stützt, 
wonach der Mietzins ganz oder teilweise vom Umsatz des 
Geschäfts abhängt; 
Minderheit 
(Schweiger, BOrgi, Dettllng, Slongo) 
Streichen 

Abs. 1 Bst. d 
d. durch Mehrleistungen des Vermieters (Art. 269d) begrOn­
det ist 

Abs.2 
Mehrheit 
streichen 
Minderheit 
(Dettflng, BQrgi, Schwelger, Slongo) 
Mietzinserhöhungen sind ferner missbräuchilch, wenn auf 
Verlangen des Mieters gemäss Artikel 269 Absatz 2bis fest­
gestellt wird, dass der Mietzins die Grenze gemäss Artikel 
269 Absatz 1 überschreitet. 
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Eventualantrag der Minderheit 
(Dettllng, Schweiger) 
Mietzinserhöhungen können vom Vermieter ausserdem un­
ter Berufung auf die Mietzinse vergleichbarer Wohnungen im 
Sinne von Artikel 269 Jeweils auf den Ablauf von fünf Jahren 
ab Mietbeginn und danach Jeweils auf den Ablauf von fünf 
weiteren Jahren geltend gemacht werden. 

Abs.3 
Mehrheit 
Streichen 
Minderheit 
(Dettllng, BQrgl, Schweiger, Slongo) 
Der Vermieter ist berechtigt, nicht oder nur teilweise bean­
spruchte Mietzinserhöhungen gemäss Absatz 1 zu einem 
späteren Zeitpunkt geltend zu machen. Der jährlich höchst 
zulässige Aufschlag beträgt dlesfalls 6 Prozent. 

Art. 269a 
Proposition de Ja oommission 
Al. 1 let. a 
Maforlte 
Une augmentatlon de loyer est possible sl: 
a. eile est fondee sur l'evolutlon de l'lndice suisse des prtx a 
la consommatlon (art. 269b); 
Mlnorlte 
(Dettllng, Bürg!, Schweiger, Slongo) 
(voir aussi proposltlons de minorlte Dettllng aux art 269b, 
269dbls, 269e, 270, 271) 
Les augmentatlons de loyer sont abusives: 
a. lorsqu'elles sont notlfiees avant un delal de deux ans a 
partlr du debut du contrat de ball; 

Al. 1 /et. b 
Majorlte 
Biffer 
Minorite 
(Dettling, BQrgl, Schweiger, Slongo) 
b. lorsque le loyer est ensuite augmente de plus de 4 pour 
cent par an. 

Al. 1 /et. c 
c. eile correspond aux recommandations d'un contrat-cadre; 

Al. 1 Jet. cbis 
cbls. eile est fondee sur une conventlon d'echelonnement 
(art. 269c); 

Al. 1 /et. cter 
Maforlte 
cter. une conventlon prevolt qua le loyer de locaux commer­
ciaux depend entlerement ou partlellement du chlffre d'affai­
res de l'entreprise; 
Minorite 
(Schwelger, Bargi, Dettling, Slongo) 
Blffer 

Al. 1 /et. d 
d. elle est justlfiee par des prestatlons supplementaires du 
bailleur (art. 269d). 

A/.2 
Majorite 
Biffer 
Minorite 
(Dettllng, BQrgi, Schweiger, Slongo) 
Las augmentatlons de loyer sont egalement abusives lor­
squ'il est constate, sur demande du locatalre conformement 
a l'artlcle 269 alinea 2bis, qua le montant du loyer depasse 
la llmite fixee a l'artlcle 269 alfnea 1 er. 
Proposition subsidiaire de Ja minorlte 
{Dettling, Schweiger) 
En outre, le bailleur peut augmenter le loyer en se fondant 
sur le loyer demande pour des habitatlons comparables se-
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Ion l'artlcle 269 apres l'ecoulement d'un delal de clnq ans a 
compter du debut du ball, et ensuite de clnq ans an clnq ans. 

Al. 3 
Majorlte 
Bitter 
Mlnorlte 
(Dettllng, BOrgl, Schwelger, Slongo) 
Le ballleur a le droit de proceder ulterleurement aux aug­
mentatlons au sens de l'alinea 1 er auxquelles il n'a pas 
procede ou n'a qua partlellement procede. Dans ce cas, 
l'augmentation du loyer ne dolt pas depasser 6 pour cent par 
an. 

Abs. 1 Bst. a, b -Al. 1 /et. a, b 

DeWlng Ton! {R, SZ): Wir kommen nun zu einer zentralen 
Frage der ganzen Mietrechtsrevision, weil sich hier die bei­
den Systeme, d. h. die Mehrheit und die Minderheit gegen­
Qberstehen. 
Die Kommissionsmehrheit will die durchgehende Indexie­
rung bei der Mietpreisgestaltung während der Dauer des 
Mletverhältnlsses. DemgegenOber sieht das von mir initiierte 
Modell «dritter Weg» eine Marktmiete mit zwei Einschrän­
kungen vor, nämlich das zweijährige Zinsmoratorium am 
Anfang des Mietverhältnisses und die berühmte 4-Prozent­
Regel als Obergrenze, letztere als Reverenz gegenQber 
dem Mieterschutz. Mein Modell Ist zweifellos einfach und 
transparent, aber auch - des werden wir noch etwas näher 
ansehen - kalkulierbar. 
ich erlaube mir, zunächst auf die Lösung der Mehrheit, die 
bereits beim Eintreten angesprochen worden Ist, etwas nä­
her einzugehen, um dieser dann das andere Modell «dritter 
Weg„ gegenOberzustellen. 
Die Lösung der Mehrheit sieht eine durchgehende Indexie­
rung vor, praktisch zu 100 Prozent, allerdings auf der Basis 
der zwei Vorjahre. ln der Praxis ist diese Mittelrechnung aber 
weitgehend bedeutungslos. Nach geltendem Recht ist die 
Lösung der Kommissionsmehrheit heute schon möglich. 
Dies setzt aber voraus, dass sich der Vermieter für fünf 
Jahre verpflichtet; ein fünfjähriges Mietverhältnis wird also 
vorausgesetzt. Im Übrigen Ist aber die durchgehende Inde­
xierung gestattet, nämlich gestützt auf Artikel 269b OR in 
Verbindung mit Artikel 17 der Verordnung. Der Bundesrat 
hat diese Verordnung Qbrlgens auf 1. August 1996 geändert 
und eine Indexierung zu 100 Prozent zugelassen. 
Die Indexierung, die -- wie gesagt- heute schon möglich ist, 
hat In der Praxis bei Wohnungen keine grosse &deutung 
erlangt. Ich gehe davon aus, dass nicht einmal 1 O Prozent 
aller Wohnungsmieten indexiert sind; dies nicht nur wegen 
der Bindung von fünf Jahren, sondern nicht zuletzt auch, 
weil es eben ein wenig funktionstachtiger Mechanismus Ist. 
Das möchte Ich Ihnen noch etwas näher erläutern. Im Mittel­
punkt des Modelles der Kommissionsmehrheit steht der 
Konsumentenpreislndex. Dieser ist Messgrad aller Dinge 
und gibt vor, wie die Mietzinsen während der Mietdauer an­
zupassen sind. Der Landesindex der Konsumentenpreise Ist 
zwar eine bequeme, aber zuglelch auch eine höchst trag­
würdige Messgrösse. Warum? Er hat keinen Bezug zu den 
Wohnkosten, aber noch viel weniger zum Wohnungsmarkt. 
Der Landesindex der Konsumentenpreise hat nun wirklich 
Oberhaupt keinen Bezug zum Markt. Das möchte ich auch 
gegenüber Bundesrat Couchepln betonen. Insoweit kann 
man sich fragen, ob es denn ein richtiger Massstab ist, wenn 
wir den Landesindex zum Massstab aller Dinge machen. 
Bisher war es die Hypothekarzinsblndung der Mietzinsen. 
Diese ist aufgrund der Diskussion, die wir In der Kommission 
geführt haben, zu ersetzen. Ich frage mich aber, ob mit dem 
Ersatz durch den Index ein richtiger Massstab gewählt oder 
ob hier nicht eine ebenso tragwQrdlge Messlatte aufgebaut 
wird. Ich behaupte etwas provozierend, wir geraten hier vom 
Regen In die Traufe. Warum? 
Eine wichtige Rolle in der Mietzinskalkulation spielen nach 
wie vor die Hypothekarzinsen. Wir haben zurzeit ein Hypo­
thekarzlnsniveau von 3,75 Prozent Dieses Niveau kann 
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durch die Nationalbank Im Rahmen Ihrer Geldpolitik natQr­
lich beeinflusst bzw. verändert werden. Wir können sehr 
rasch wieder einen höheren Zinssatz haben, z. B. um einen 
Prozentpunkt. Was hat das für Folgen für die Mietzinskalku­
lation? Nach heute geltendem Recht könnten die Mieten in 
der Folge um - hören Sie gut zul - 12 Prozent erhöht wer­
den. Wenn Sie dagegen den Index nehmen und die Indexie­
rung zum Mass aller Dinge machen, dann Ist der Aufschlag 
sehr bescheiden. 
Was hat das In der Praxis fOr Wirkungen? Der Vermieter 
wird dann notgedrungen zu einem «Ventil» greifen und Zu­
flucht zu einer Änderungskündigung nehmen, weil er ja nicht 
einfach auf den höheren Zinskosten sitzen bleiben kann. 
Eine Überwälzung ist unerlässlich. Der KOndlgungsdruck 
wächst also mit einer solchen Regelung ganz eindeutig. Es 
kommt hinzu, dass eine Indexregelung natarllch Immer auch 
einen Automatismus beinhaltet. Sobald eine Indexzahl vor­
gegeben wird, dann wird der Aufschlag in diesem Rahmen 
auch tatsächlich durchgeführt. Dies ist der klassische Fall ei­
nes Automatismus. 
Ein weiterer Grund, der gegen die Indexierung spricht Wir 
haben die Verknüpfung zweier Systeme: die Vergleichs­
miete, die gewisse Marktelemente enthält, wird verknOpft mit 
dem Landesindex der Konsumentenpreise, der mit der Ver­
gleichsmiete gar nichts zu tun hat. 
Der wichtigste Grund, der gegen die Indexierung spricht, Ist 
das Einfrieren der Mieten auf dem Anfangsstand. Das ist vor 
allem ökonomisch sehr problematisch; denn damit bewirken 
wir tendenziell höhere Anfangsmietzinsen, well nachher nur­
mehr die Einfrierung derselben stattfindet Eine Teilhabe am 
realen Wachstum Ist ausgeschlossen. Wir haben kein Markt­
element dabei; die Verbesserung der Vermletersltuatlon 
kann nur Ober eine Neuvermietung oder Ober eine so ge­
nannte Änderungskündigung erfolgen. Insoweit Ist eben ge­
rade diese Lösung nicht lnvestltionsfreundlich. Sie bedeutet 
einen eigentlichen Hemmschuh fOr den Wohnungsmarkt. 
Deshalb votiert die Grosszahl der Ökonomen gegen die 
durchgehende Indexierung. 
Ich will Ihnen zu diesem Thema ganz kurz noch eine Beur­
teilung vorlesen; sie stammt aus einem Brief des Direktions­
präsidenten der Nationalbank. Er hat an die Kommission 
Folgendes geschrieben: «So gesehen würde eine 100-pro­
zentlge Mietpreisindexierung keinerlei lnflatlonsdruck auslö­
sen, ganz im Gegenteil: Sie würde eher als Bremse wirken, 
Indem sie verhindert, dass die Mieten sich so stark anpas­
sen, wie sie dies in einem total freien Markt eigentlich müss­
ten. Diese Verhinderung der Preissteigerung hat Jedoch 
ihren Preis, was die Leistungsfähigkeit der Wirtschaft betrifft, 
denn indem man verhindert, dass die relativen Preise Ihre 
Rolle spielen, fördert man eine schlechte Ressourcenvertei­
lung und somit einen Verlust des wirtschaftlichen Wohlstan­
des. Unter diesen Umständen verursacht eine SO-prozentige 
Teuerungsanpassung ein noch grösseres Missverhältnis." 
Sie sehen also: Diese Lösung kann so nicht in Frage kom­
men. Ich möchte Ihnen nun mein Modell «verkaufen», näm­
lich die Vorzüge der 4-Prozent-Regel inklusive des zweijähri­
gen Zinsmoratoriums, was ich hier betone, weil es sehr 
gerne vergessen wird. Diese Schonfrist gehört natarlich zu 
dieser 4-Prozent-Regel. Mein Lösungsvorschlag Ist ohne 
Zweifel einfach, transparent und kalkulierbar. Er nimmt nicht 
Bezug auf die Teuerungsentwlcklung, die variabel Ist, wie­
wohl ja die Nationalbank bekanntlich das Ziel der Teue­
rungsstablllsierung auf maximal 2 Prozent pro Jahr verkOn­
det hat. 
Was hat das Zinsmoratorium für zwei Jahre am Anfang tar 
eine Wirkung? Es ist, wie wir glauben, für die Mieter attraktiv, 
denn sie können während dieser Zelt Ihre Transaktions­
kosten eher verkraften. Der problematische Aufschlag am 
Anfang, der ja In Mieterkreisen sehr umstritten Ist, entfällt 
Die Schonfrist vermindert aber auch - das Ist ganz entschei­
dend - den Kündigungsdruck, weil ja der Vermieter bei einer 
Veränderung des Mietverhältnisses wiederum diese zwei 
Jahre als Zinsmoratorium zu gewähren hätte. 
Nun zu diesen berühmten 4 Prozent: Ich betone, dass es 
sich dabei um einen Maximalsatz handelt, der keinen Auto• 

matismus bedeutet. Grundlage bildet vielmehr der Markt. In­
soweit, Herr Bundesrat Couchepin, spielt bis zu diesem 
Maximalsatz von 4 Prozent der Markt In einem gewissen 
Grad. Selbstverständlich könnten wir auch damit leben, die 
4 Prozent zu streichen und kurzerhand eine Marktmiete ein­
zuführen. Das geht aber, wie wir wissen, aus verfassungs­
rechtlichen Gründen nicht. 
Gegen die Exponentialwlrkung - die auch von Kollege Stu­
der Ins Feld gefOhrt worden ist - gibt es zwei ganz klare Ar­
gumente: 
1. Ein Mietverhältnis dauert in der Schweiz im Durchschnitt 
nur sechs bis sieben Jahre. Im Durchschnitt werden die 
Mietverträge alle sechs bis sieben Jahre aufgelöst 
Insoweit spielt eben auch die ExponenUalfunktlon, wie sie 
Kollege Studer Jean dargelegt hat, nicht 
2. Alle fOnf Jahre kann der Mieter den Zins via Vergleichs­
miete hinterfragen. Wenn also die Exponentlalwlrkung Ober­
schlesst, hat der Mieter die Möglichkeit, das Instrument der 
Vergleichsmiete anzurufen. 
Nun noch zur Frage: Warum gerade 4 und nicht z. B. 5 oder 
sogar 6 Prozent? Bundesrat Couchepin hat gesagt. man 
könne 5 Prozent einführen oder was immer das sei. Ich gebe 
gerne zu, dass die 4-Prozent-Regel ökonomisch nicht be­
gründbar Ist. Wir mOssen aber Folgendes sehen: Wir gehen 
von der Marktsituation aus und sagen, grundsätzlich sollte 
man eigentlich den Markt spielen lassen. Um aber dem Mie­
terschutz gerecht zu werden, setzen wir die Latte so tief, 
dass es einerseits noch Markt gibt - nämlich bis zu 4 Pro­
zent - und dass man andererseits dem Mieterschutz gerecht 
wird. Selbstverständlich Ist das eine Verständlgungsgrösse, 
welche man durchaus hinterfragen kann. Wenn Sie aber be­
rücksichtigen, dass wir das zweijährige Zinsmoratorium offe­
rieren und dass diese 4 Prozent auch im Falle von Verkäufen 
zur Anwendung kommen, sodass auch der neue Mieter da­
von profitieren kann, so liegen wir in einer vernünftigen 
Grössenordnung, die einerseits bis zu 4 Prozent Marktele­
mente berOcksichtlgt - deshalb keinen Bezug zum Teue­
rungsindex hat - und andererseits den Vorgaben des 
Mieterschutzes Rechnung trägt. 
Wir haben die 4-Prozent-Regel auch verifiziert - diese Be­
merkung möchte ich auch noch loswerden -, und zwar auf­
grund der langfristigen Entwicklung der Mietzinsen. Sie liegt 
In etwa in diesem Trend, sodass wir damit nicht Qberschies­
sen, sondern eine einfache, kalkulierbare und langfristig 
ausgewogene Regelung vorsehen. 
Zusammenfassend ersuche Ich Sie um Zustimmung zum 
Antrag der Minderheit Damit unterstützen Sie einen Vor­
schlag, der ein Marktelement enthält, trotzdem aber auch 
dem Mieterschutz gerecht wird. Ich bitte Sie, vor allem die 
Lösung der Mehrheit, die eine blosse Indexierung vorsieht, 
klar abzulehnen. In diesem Sinne danke Ich Ihnen für die 
Unterstatzung des Modells «dritter Weg». 

Le presldent (Cottler Anton, presldent): M. Couchepln, con­
selller federal, me falt savolr que la version du Conseil fede­
ral est malntenue. Donc nous aurons la propositlon de la 
minorite Dettllng, la verslon du Conseil federal et la proposl­
tlon de la majorite. 

Pflsterer Thomas (R, AG), für die Kommission: Da bin Ich 
jetzt schon erstaunt. Das ist bisher In der Kommission an­
ders kommuniziert worden. Ich nehme an, dass Jetzt der 
Bundesrat zuerst seine Position begründet. Wir hatten In der 
Kommission noch nie eine Begründung für die natlonalrätll­
che Fassung gehört. 

Couchepln Pascal, conseiller federal: Nous avons discute 
le probleme lors de l'entree en matlere et je me souviens 
que j'al plalde vigoureusement en faveur d'un systeme plus 
proche du marche que la reference unique a l'lndice du co~ 
de la vle. Des !'Instant ou on consldere que la refarence um­
que a l'lndice du coat de la vie n'est pas sufflsante pour don­
ner l'element de flexlblllte qui correspond au marcha, c'est la 
solution du Conseil fadaral qui s'lmpose. 
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Cela etant dlt, je tlens a conflrmer qu'en fln de compte, la so­
lutlon de la majorite est a mes yeux preferable a celle de la 
mlnorlte Dettling. SI Je connals les procedures de vote, flna­
lement la proposltlon qul gagnera, entre le projet du Conseil 
federal et la propositlon de mlnorite Dettling, sera opposee a 
celle de la majorlte. A ce moment-la, Qa donne plus de pos­
slbilltes de choix a l'ensemble du Conseil que d'en rester 
slmplement a la solution de la majorite. Par consequent, 
Monsieur Pflsterer, nous allons unlr nos efforts dans un pre­
mier temps pour combattre la proposltlon de mlnorite Dett­
llng, et ensuite, nous donnerons au Conseil des Etats la 
possibillte de cholslr entre la proposition de la majorite - qul 
est a mon avls trop restrlctlve - et la version du Conseil fe­
deral, qui reunl la proposltlon de la majorlte plus un element 
proche du marche. II y a la les bases d'un choix technlque 
qul est en mAme temps un choix democratique parce que Qa 
elargi les possibilltes de cholx du Conseil des Etats. 

Pflsterer Thomas (R, AG), fOr die Kommission: Jetzt haben 
Sie drei Möglichkeiten vor sich: Ich kann aus der Kommissi­
onsberatung insofern Folgerungen ziehen, als kein einziges 
Kommissionsmitglied den Beschluss des Nationalrates und 
damit den Entwurf des Bundesrates aufgenommen hat; wir 
haben also einen anderen Weg beschritten. Ich versuche, 
diese Diskussion zusammenzufassen. Ich meine auch, man 
könne über die Alternative Nationalrat/Bundesrat durchaus 
diskutieren, aber sie passt an diesem Ort nicht mehr in die­
ses Gesetz. Denn jetzt haben wir bereits den Beschluss bei 
Artikel 269 hinter uns; dort haben wir die Vergleichsmiete als 
absolute Grenze, als Überprüfungskriterium eingeführt. Jetzt 
warden wir die gleiche Vergleichsmiete noch ein zweites Mal 
verwenden, als relativen Massstab. Das Ist genau das, was 
die Kommission an sich abgelehnt hat, und z.war einstimmig. 
Diese Verwendung hat sie einstimmig abgelehnt, obwohl 
sich der Herr Direktor immer vehement dafür eingesetzt hat. 
Im Text des natlonalrätlichen Beschlusses ist dies auch zum 
Ausdruck gebracht worden - mindestens lässt der Text diese 
Version zu. Ich kann Ihnen einfach mittellen, dass diese 
Lösung von keinem Kommissionsmitglied aufgenommen 
wurde. 
Darf ich versuchen, noch einige Bemerkungen zu den bei­
den anderen Varianten anzufügen? Zunächst zum Antrag 
der Minderheit Dettllng: Die 4-Prozent-Regel ist attraktlV, 
ganz sicher, sie Ist aber sachlich und politisch nach Meinung 
der Mehrheit problematisch. Sie ist sachlich problematisch -
Sie haben es heute ein weiteres Mal gehört -, weil es keine 
Begründung dafür gibt, warum gerade 4 Prozent und nichts 
anderes festgelegt werden soll. Wir haben dazu Immer wie­
der Fragen gestellt. Es ist eine wlllkOrliche Regel, die man 
angenommen hat, um Irgendwie funktionieren zu können; 
sie Ist nicht begründbar. 
Es kommt ein zweites Problem hinzu: Die 4-Prozent-Regel 
ist weder verteilungsneutral noch marktkonform. Die Herren 
Laurl und Studer haben die Kurve aufgezeigt; ich muss das 
nicht mehr nachholen. Wir haben diese Kurven auch ge­
zeichnet gesehen, in der ganzen Bandbreite, und haben er­
kannt, dass die 4-Prozent-Regel infolge der Progression 
zwangsläufig zu einer sehr grossen Steigerung führt oder 
führen kann. Wenn man sagt, sie sei durch Artikel 289 - die 
Vergleichsmiete als Überprüfungskriterium - begrenzt, dann 
muss man sagen: Ja, aber das Ist eine schwache Grenze. 
Zunächst einmal: Sie wirkt nur alle drei oder alle fQnf Jahre, 
d. h. 15 oder 20 Prozent plus Progression. Es kommt dazu, 
dass die Bandbreite bei der Vergleichsmiete eben 15 Pro­
zent beträgt; das haben Sie so beschlossen. Dieses Band ist 
nach der Statistik, wie man uns gezeigt hat, so breit, dass 
darauf bis auf etwa 2 bis 3 Prozent der Mietverhältnisse al­
ias Platz hat. Sie haben damit also praktisch einen sehr weit 
gehenden Freipass gegeben. 
Schliesslich zur 4-Prozent-Regel: Wir versuchen, in unserer 
Wirtschaftspolitik eine geringe Inflation zu erreichen, also 
möglichst eine Teuerung von null Prozent. Und jetzt legen 
wir hier Im wichtigen Bereich des Mietrechtes eine starke 
Stelgerungsquote von 4 Prozent fest. Wahrscheinlich ist das 
so nicht haltbar. 
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Die Experten, die wir konsultiert haben, haben sich deutllch 
geäussert, und r,;ar sowohl zur rechtlichen Problematik die­
ser 4-Prozent-Regel - Herr Laurl hat darauf hingewiesen -
wie auch zur ökonomischen Seite. Man stelle sich auch vor, 
was das für Rechtsschutzverfahren gibt, wenn wir derartig 
Oberstelgerte Mietzinsen haben, das wird uns auch dort er­
heblich beschäftigen. 
Zum letzten Themenkreis, dem Modell der Mehrheit, zur 
Bindung an den Landesindex der Konsumentenpreise: Der 
Index soll es dem Vermieter ermöglichen, den künftig eintre­
tenden teuerungsbedingten Wertzerfall der Mietzinsleistun­
gen auszugleichen. Das erreichen wir. Ein steiler Anstieg 
dieser Kurve ist nicht zu befürchten, weH nach Artlkel 269b 
eben eine Kappung, eine Limitierung möglich Ist. 
Wenn Herr Dettling sagt, der Index habe keinen Bezug zum 
Lohn, dann möchte Ich Ihn einfach an das Votum von Herrn 
Lauri erinnern. Die Parallelität zu den Löhnen Ist doch wahr­
scheinlich vorbei. Die Zelt Ist vorbei, wo wir auf absehbare 
Zelt Lohnsteigerungen haben, die einfach Ober der Teuerung 
liegen. Es ist sogar möglich, dass die Löhne nicht einmal im 
Umfang der Teuerung ansteigen, also Ist höchstens eine 
Steigerung im Ausmasse des Indexes zu erwarten. Zur 
Frage der Marktnähe: Der Missbrauch setzt jedem Modell 
Grenzen, das liegt im Wesen dieses Auftrages. Ein Automa­
tismus wird bei der 4-Prozent-Regel genauso ausgelöst, das 
Ist auch eine Regel, die sich unabhängig vom Markt entwi­
ckelt. Der Index folgt dann wenigstens noch der Teuerung, 
das Ist etwas, was wir alle In unserem Alltag erleben; die 
4 Prozent hingegen kommen Irgendwo von Petrus oder 
weiss Ich woher. 
Die Indexregel zementiere die Kostenmiete, wurde in der 
Eintretensdebatte gesagt. Mit der Kostenmiete hat sie gar 
nichts zu tun, das muss ein Missverständnis sein. 
Wenn die Teuerung sich auf 4 Prozent belaufen würde - das 
Ist auch schon geschehen -, dann WOrde es mit beiden Re­
geln ja auf dasselbe hinauslaufen. Also Ist der Vorwurf ohne­
hin nicht begründet. Die Indexregel Ist gleich fix oder gleich 
flexibel wie die anderen Regeln. Aber bei der Indexregel Ist 
gemäss Antrag der Mehrheit eine Reihe von Flexibllltäten 
eingebaut. Zunächst einmal Ist bei Mehrinvestitionen ein 
20-prozentlger Zuschlag möglich, und z.war soll das Im Ge­
setz präzisiert werden; das war bisher nicht so. Das Gesetz 
soll sagen, was an Mehrinvestitionen möglich ist; es gibt 
dem Investor entsprechende Sicherheit. Dann kommt die 
zweite grosse Flexibilität bei der Anfangsmiete dazu, die an 
sich, mit Ausnahme der absoluten Grenze, frei Ist. Genauso 
verhält es sich bei der Handänderung; da ist wieder Freiheit 
möglich. 
Ich möchte herzlich fOr diese Skizze danken, die verteilt 
wurde, sie erleichtert uns das Ganze sehr. Aber lassen Sie 
sich nicht von Schönheit blenden. (Zeigt eine Skizze) Denn 
sowohl dieses Treppenbild wie auch die gelbe Linie täu­
schen. Das Treppenbild täuscht, weil es die Progression 
nicht darstellt, und die gelbe Linie Ist natürlich tendenziell -
um nicht zu sagen tendenziös - oberhalb der Treppe einge­
zeichnet. Das ist natürlich nicht die Realität, es Ist genau 
umgekehrt Aber es hilft uns natarllch, das Ist klar; so kann 
man es besser sehen, und darum Ist die Zeichnung sinnvoll. 
Wenn schon die Meinungsäusserung von Herrn National­
bankpräsident Roth zitiert wird, dann bitte bezogen auf das, 
was er effektiv gesagt hat. Es kann sich hier jedermann 
überzeugen, was er effektiv gesagt hat. (Zeigt einen Brief) 
Das, was zitiert wurde, hat er auf die Frage SO-Prozent- oder 
100-Prozent-lndex bezogen, und er hat sich ffir die 100-Pro­
zent-lndexlösung ausgesprochen. Er hat sich nicht positiv 
zur 4-Prozent-Lösung geäussert; man kann daraus Ober­
haupt gar nichts ableiten. Wenn er darauf hingewiesen hat, 
dass der Markt eingeschränkt wird, dann hat er eben nur 
darauf hingewiesen, dass die Missbrauchsgrenze angewen­
det werden müsse. Dass das dem Markt nicht beliebt, das 
ist klar. Aber daraus kann man fQr die 4-Prozent-Regel 
nichts ableiten. 
Die Kommissionsmehrheit empfiehlt Ihnen, nicht dem ge­
fährlichen „dritten Weg», sondern dem politisch einigermas­
sen machbaren Vermittlungsversuch zuzustimmen. 
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Studer Jean (S, NE): Je n'ai pas ete le seul a relever dans 
le debat d'entree en matiere que les loyers avaient aug­
mente de 50 pour cent de plus que l'ensemble des autres 
prix. SI les layers ont eu cette augmentation supplementalre, 
c'est parce qua les motlfs de hausse ont ete exploites au 
maximum, alors qu'II n'en a pas ete de meme des raisons 
qul pouvalent justifler une balsse des layers. Des lors, quand 
M. Dettllng attlre notre attention sur le falt qua 4 pour cent 
est un maximum, nous pouvons bien sOr deja partlr du prln­
clpe que ce maxlmum sera la regle et qu'on utlllsera toutes 
les possibilltes qu'offre la loi pour augmenter le loyer. C'est 
le premler polnt. 
Le deuxieme point que je voulais relever le rapporteur de la 
commission l'a deja falt, mais je souhalte aussi Je faire. Je 
sais qu'on va dlscuter prochainement du loup dans cette 
salle, mals on n'est quand meme pas des petits enfantsl J'ai 
deja eu l'occasion de m'enerver un peu en commlssion a 
l'egard de M. Dettllng en disant qu'on ne pouvalt pas preten­
dre n'importe quol. Aujourd'hul, je dis malntenant: «Cher col­
legue, vous ne pouvez pas dessiner n'importe quoll Vous ne 
pouvez pas dessiner la courbe Jaune comme vous la dessi­
nez sur votre graphique. C'est tromper !es personnes qui 
examlnent votre propositlon. SI on dlt que la courbe Jaune 
c'est l'indice des prix a la consommatlon, alle est en prlncipe 
largement en dessous des paliers de 4 pour cent que vous 
faltes.» 
SI je dls aujourd'hul que vous ne pouvez pas dessiner n'lm­
porte quol, c'est parce qua je vous al deja dlt qua vous ne 
pouviez pas ecrire n'lmporte quol. Dans le developpement 
de votre proposltion, teile que vous l'avez presentee dans la 
premlere discussion de la commisslon planiere, vous avez 
dit: «Cette valeur correspond a peu pres a la moyenne du 
rencherissement statistique pour les deux demleres decen­
nles. Elle permet donc plus ou moins les memes adaptatlons 
de loyer qua celles permises par le droit actuel." Le Conseil 
federal l'a dit: «Avec l'effet exponentlel de ces 4 pour cent, 
on atteint rapidement des sommets qua jamais l'lnflatlon n'a 
atteint dans ce pays, meme lorsqu'elle depassalt 4 a 5 pour 
cent.» 
Je le repete encore une fols. SI vous souhaitiez, Monsieur 
Dettllng, adapter las loyers a l'lndlce du coOt de la vle, vous 
devriez vous ralller a la propositlon de la ma]orite de la com­
mlsslon. Mais II ne taut pas nous faire crolre, soit en l'ecrl­
vant, soit en le dessinant, que votre proposltlon equlvaut 
flnalement a une adaptation a l'lndice du coat de la via, 
parce qua ce n'est pas vrail 

Stadler Hansruedi (C, UR): Kollege Dettling hat sich einge­
hend mit der Frage der Indexierung befasst und unser Mo­
dell einer kritischen Würdigung unterzogen. Es wurde beim 
Eintreten durch den Kommissionssprecher dargelegt: Diese 
Indexlösung ist nicht eine ccSuperldeallösung». Aber wenn 
wir eine Entkoppelung des Mietzinses und des Hypothekar­
zinses wollen, gibt es auch nicht x verschiedene Möglichkei­
ten. Wir müssen ehrlich sein. Es gibt erstens die Einführung 
der Marktmiete. Es gibt zweitens eine stärkere Betonung der 
Vergleichsmiete. Es gibt drittens die Indexlösung, und vier­
tens können wir die Kostenmiete optimieren. Dies sind die 
vier Möglichkeiten, die grundsätzlich zur Verfügung stehen. 
Wir wissen aber, dass die erste Lösung aus politischen 
Gründen nicht möglich Ist und dass die letzte in der Ver­
nehmlassung abgelehnt wurde. 
Es verbleiben uns noch die Verglelchsmiete, die Indexlösung 
und der so genannte ccdritte Weg». Zu diesem Weg habe Ich 
mich beim Eintreten geäussert. Auf dem «dritten Weg» wan­
dern wir aber auf Abwegen. Auch die Indexierung Ist somit 
keine Wunderlösung. Sie ist aber Im Vergleich zu den ande­
ren Möglichkeiten und im Vergleich zur heutigen Lösung 
noch die beste Lösung. 

Le president (Cottier Anton, president): Le Conseil federal 
est evidemment en droit de maintenir la disposltion qu'il pre­
sente, mAme si aucun membre de la commission ne la sou­
tient. 

Couchepin Pascal, conseiller federal: Mercl de conflrmer le 
drolt du Conseil federal de defendre une certalne loglque. 
MAme s'II se sent parfols relatlvement isole, le Conseil fede­
ral constate qua sa defense sult un fll rouge qui est la logl­
que et la recherche de l'equillbre entre les dlfferents interets. 
Avec M. Pflsterer Thomas, avec 1a majorlte de la commls­
slon, je m'oppose a la solution de la minorlte Dettling. Beau­
coup de choses ont ete dites. M. Dettling a dit, en partlculler, 
que cette solution introdult un certaln element de marche, 
pulsque de o a 4 pour cent, II y a une certaine liberte et cette 
liberte sera utilisee en fonction du marche. Je crois qua ce 
n'est pas tout a fait vral et qua le marche n'est pas aussl pre­
cis. Un proprletaire, qul reclameralt systematlquement a ses 
locataires une augmentatlon de layer de 4 pour cent, rlsque 
de ne pas se voir opposer l'argument du marche. Vous ne 
quittez pas votre logement, avec tous las frais que cela lmpli­
que, parce qu'une annee, au lleu de vous augmenter le layer 
de 2 pour cent - ce qua le marche auralt peut-ätre tolere -, 
on vous l'augmente de 4 pour cent. Vous vous dites que, 
pour ces 2 pour cent, vous pouvez attendre encore une an­
nee. l.'.annee sulvante, vous vous dites qua, pour 1 ou 2 pour 
cent de dlfference, vous n'allez pas prendre le rlsque d'un 
demenagement, avec las frais considerables qua cela occa­
slonne, et vous acceptez a nouveau cette hausse et, flnale­
ment, c'est la hausse maxlmum de 4 pour cent qul est 
adoptee et devlent la regle. Ce n'est pas Juste en soi. Cela 
ne correspond pas au marche de l'argent, cela ne corres­
pond pas au rendement qu'on peut attendre dans d'autres 
placements. Cela correspond a une rente de situation, parce 
qu'on tlent un locatalre et qua le locataire hesite a demena­
ger pour 1 ou 2 pour cent d'augmentation supplementalre 
paran. 
La propositlon de mlnorlte Dettllng a un autre desavantage 
qul, Je crois, n'a pas encore ete soullgne. Dans les allneas 
suivants, M. Dettling dlt que sl on n'a pas proflte de la 
hausse maxlmum de 4 pour cent. on peut garder la diffe­
rence en reserve et accumuler cette reserve pendant un cer­
taln nombre d'annees afln de dlre: Ecoutez, cette annee, 
f augmente jusqu'a 6 pour cent et l'annee prochalne aussl. 
En effet, II y a 4 ou 5 ans, Je n'avals pas augmente de 
4 pour cent mals seulement de 3 pour cent. Alors j'al mls 
1 pour cent en reserve, et je vous demande malntenant 5 ou 
6 pour cent d'augmentation, parce qua deux ans de sulte 
f avais augmente d'un 1 pour cent de molns.» 
Une des choses qu'on veut evlter dans le systeme qu'on 
preconlse, c'est que le droit du bell soit l'occaslon de multi­
ples reserves, de compllcatlons, avec des elements qu'on 
oublie et qua quelqu'un peut reprendre. C'est la technique 
du Pere Gorlot de Balzac, qul attend l'occaslon. On saisit le 
locataire au moment ou l'occasion est proplce, c'est-a-dire 
quand II n'a vralment pas la possiblllte de se defendre. On lul 
dit: «Cette annee, c'est 6 pour cent d'augmentatlon parce je 
ne vous al augmente que de 3 pour cent l'annee demlere et 
egalement II y a quelques annees. Entre-temps, j'ai oublle ... 
Si le locatalre reagit alnsl: «Vous savez, maintenant, J'al des 
problemes, Je n'al pas l'envie de demenager», le proprletaire 
lul repondra: «Ecoutez, c'est la regle du jeu, j'al une petite 
reserve qui a ete constituee au cours des ans, ce qul me 
permet d'augmenter maintenant votre layer de 6 pour cent et 
l'annee prochaine aussl. l.'.alternative, c'est qua vous qulttlez 
votre logement» Je crols que ce n'est pas un bon systeme. 
Donc, la regle sera qua l'on lra au maxlmum. Sinon, ce sera 
presque pire parce qu'on mettra en reserve des polnts d'ln­
flation qu'on pourra ressortir lorsque le locatalre sera en dlf­
flculte. Cela creera une lnflatlon puisqu'on depassera l'lndlce 
du coOt de la via, et, comme chacun le salt, le layer est un 
element important du panler de la menagere. Cela creera 
une lnflatlon et renforcera par la meme la possibillte d'aug­
menter le loyer. C'est d'ailleurs pour Qa qua, selon le projet 
du Consell federal, si on .cholslt l'lndexatlon, on prevoit de 
n'lndexer qua Jusqu'a concurrence de 80 pour cent de l'ln­
dlce suisse des prix a la consommatlon. Je ne pense pas 
qua c'est dramatlque, si on suit l'lndlce du coat de la via, de 
pouvoir Indexar les loyers a 80 pour cent du coat de la vle ou 

Bullelln offlclel de I' As&embllie fl!derale 



,1. 
4. Dezember 2001 867 Ständerat 99.076 

a 100 pour cent. Nous pensons que c'est plus juste, du polnt 
de vue de la logique, de prevoir 80 pour cent; on ne va pas 
faire un drame si vous decldez 1 oo pour cent Mals sl vous 
allez au-dela de 100 pour cent, ce qui est peut-tMre pos­
slble - c;'a ete le cas toutes ces demleres annees, on a eu 
une Inflation largement Interieure a 2 pour cent -, c;a devient 
grave pour l'lndlce du coot de la vle parce que c;a le fait grlm­
per et provoque une Inflation, et c'est exactement ce que 
nous voulons evHer. La proposltlon de minorlte n'est pas 
aussi simple, a cause des reserves. Elle cree une Inflation et 
eile n'est Justiflee par aucun critere economlque. 
Venons-en a la proposltlon de la ma]orite de la commisslon. 
Nous nous y ralllons en partle parce qu'elle prevolt un entere 
d'indexatfon, comme le proJet du Conseil federal. Nous le 
voudrions a 80 pour cent, vous a 100 pour cent, mais je crols 
que c'est un detall. Nous acceptons que les partfes choisls­
sent librement ce entere, parce qu'II est un des plus simples, 
qu'll ne cause pas de grandes dlscussions; beaucoup de 
proprletalres - et j'en suis -, n'ont aucune envie d'avoir a se 
creuser la täte pour savolr comment II faut adapter les loyers. 
On se refere a l'indlce sulsse des prix a la consommatlon et 
sl on roublie une annee ou deux, au sl on n'a pas envle 
d'envoyer une lettre ou si l'indexatlon est si falble que cela 
n'en vaut pas la peine, on attend une annee ou deux. Mals 
tout le monde sait cela, les gens sont habitues a manoeu­
vrer l'indice suisse des prix a la consommatlon, en particu­
lier lorsqu'il s'agit des salalres. C'est une reference assez 
courante, mäme si ce n'est pas une reference o ire, 
Dieu mercil car c'est evldemment une reference serait 
fausse si elle etait obllgatolre. Mals les gens sont habitues a 
manoeuvrer avec l'indice sulsse des prix a la consommatfon. 
Mais II taut aller au-dela sl an veut garder l'equlllbre entre les 
proprietaires et les locataires, et cet equilibre, je le rappelte, 
est dans l'inter€1t des deux partles. II est dans l'lnterät du pro­
prletaire parce qu'll a un rendement sufflsant, mals II est 
aussl, a moyen et a lang terme, dans l'interät du locatalre 
parce qul si les proprletaires ont encore un interät a investir, 
II y aura suffisamment de logements sur le marche et les lo­
gements auront tendance a augmenter de prix plus lente­
ment que s'il y a penurie. Donc, respecter l'interät du 
proprietalre est aussi dans l'lnterät du locataire, pas a tres 
court terme, mals a moyen ou a long terme. 
On l'a vu en Suisse: chaque fois qu'II y a penurle de loge­
ments a un endrolt, on peut faire toutes les lols que l'on veut, 
flnalement, les loyers augmentent plus vite que le coat de la 
vle. M. Studer l'a rappele tout a !'heure: lorsqu'II y a penurie, 
les gens sont d'accord de payer des dessous de table, sont 
d'accord de ne pas faire de dlfficulte, de ne pas prendre le 
risque d'obtenlr leur conge, d'accepter des augmentations 
plus elevees que l'indice suisse des prix a la consommatfon 
sl cela est necessaire. lls ne le font pas de maniere tres vo­
lontaire, Us le sublssent, ce qui cree une certaine animosite. 
Nous preferons que la loi dlse clalrement que l'on dolt aussi 
tenir campte a certains moments de l'lnter€1t du proprietalre. 
Si vous avez une Inflation, comme ces demieres annees, de 
1 pour cent, qui a envle de racheter ou de construire si on 
salt que le rendement supplementalre sera seulement de 
1 pour cent, alors que des placements a la bourse - ce n'est 
plus tout ä fait le cas maintenant - ou des placements en oll­
gations peuvent rapporter beaucoup plus sur la duree? Je 
crols que vous rlsquez, sl vous ne donnez pas cette posslbi­
lite supplementalre aux partles - aux proprletaires en partf­
cu ller - de faire modlfler les locatlons. Vous risquez de 
chasser un certain nombre d'investlsseurs qul souhaitent un 
autre type d'investlssement dans lequel le marche joue un 
rote plus important, parce qu'lls pensent ätre a un endroit 
particullerement agreable, ou bien qu'lls font un projet parti­
cullerement efficace dans un groupe qui fait que le marche 
honorera cette prestatlon, et lls auront la possibllite d'aug­
menter les loyers de manlere plus rapide qu'en fonction de 
l'lndlce sulsse des prlx a la consommation et plus conforme­
ment au marche que c'est le cas sl on suit slmplement l'ln­
dlce suisse des prix a la consommatfon. 
C'est la ralson pour laquelle le Conseil federal propose les 
deux choses: solt vous pouvez augmenter en fonctlon de 
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l'lndice suisse des prlx a la consommatfon, solt vous pouvez 
augmenter en fonction des loyers du marche dans la localite 
ou le quartfer. On ne peut naturellement pas cumuler les 
deux choses, c'est tout a fait clalr, mals on peut choislr l'une 
ou l'autre alternative. SI on cholslt d'adapter en fonctlon des 
loyers pratlques dans le quartfer, il taut s'abstenir pendant 
quelques annees - quatre ans - d'adapter en fonctfon de 
l'lndlce suisse des prlx ä la consommatfon. Mals si, pendant 
quatre ans, on n'a fait aucune augmentatlon en fonctfon du 
coOt de Ja vle, au bout de quatre ans, on peut adapter 
Jusqu'au maxlmum de la fourchette des loyers pratfques 
dans le quartfer. C'est un element de souplesse que les par­
tles peuvent cholslr, qui est Interessant et pour le proprle­
taire et pour le locatalre, s'lls ont declde de le faire. SI vous 
preferez l'lndlce sulsse des prlx a la consommatlon, vous 
augmentez en fonctfon de cet lndlce. Les deux posslbllltes 
sont ouvertes. Je crols que cela donne un peu de liberte au 
marche et c'est quelque chose de posltlf. 
Alors, sl vous devez cholslr, nous vous demandons de reje­
ter la proposltion de mlnorlte Dettflng, qui est fausse. Si vous 
pensez qu'il taut plus de marche et sl vous acceptez la pro­
posltfon de la majorlte de Ja commlsslon - mals j'espere que 
c'est la verslon du Conseil federal qul trlomphera sur la pro­
posltlon de minorlte Dettling -, je souhaite naturellement que 
vous preferiez notre solutlon qui donne plus de llberte aux 
partles que la propositfon de la majorlte de la commlsslon. 
Si naturellement vous avez donne la preference ä la propo­
sltlon de minorite Dettllng contre la solutfon du Conseil 
federal, il va de sol que je me rallle a la majorlte de la com­
mlsslon. 

Le president (Cottfer Anton, president): Le vote suivant 
vaudra aussl pour les artlcles 269b, 269dbls, 269e, 270 et 
270c. 

Pflsterer Thomas (R, AG), fOr die Kommission: Darf Ich aus­
nahmsweise dem Bundesrat - Ich bitte um Verständnis -
noch eine Bemerkung nachschieben? 
Ich spreche nicht mehr vom Minderheitsantrag Dettfing, er 
Ist sachlich und politisch problematisch. Aber wenigstens 
zum Antrag des Bundesrates möchte Ich festhalten, dass er 
jetzt erstmals bei uns vertreten wurde - das muss ich deut­
lich sagen! In der Kommission wurde er so nie vertreten. 
Wenn Sie so beschllessen, gibt es einen ganzen Ratten­
schwanz von weiteren Änderungen In diesem Gesetzent­
wurf. Man kann nicht einfach einen Artikel ändern und 
meinen, es funktioniere dann. Irgendjemand muss dann 
noch die entsprechenden Anträge stellen. 
Zur Sache: Es geht um die andere Funktion der Vergleichs­
miete, das Ist das eine Thema; das andere Thema betrifft 
eine andere Indexregelung. Der Bundesrat hat eine andere 
Indexregelung vorgeschlagen, eine wirtschaftlich wesentlich 
andere als Jene, die Ihnen die Kommissionsmehrheit vorge­
schlagen hat. 
Zunächst zur Vergleichsmiete: Alle Kommlssionsmltglleder 
haben die Funktion der Vergleichsmiete, die der Nationalrat 
beschlossen hat, abgelehnt die Vergleichsmiete, die eben 
nicht nur die Notbremse ist, nicht nur UberprOfungskrlterium, 
sondern die begleitet, die Anpassungskriterium Ist Im Ge­
setzestext - wenn auch nicht in den Äusserungen, die uns 
von Herrn Direktor Gurtner vorgetragen wurden - Ist das In­
strumentarium angelegt, um daraus eine staatliche Kontrolle 
aufzubauen. Das haben wir nicht gewollt. Ich bin deutlich 
auch heute der Meinung, das sei nicht gut so. Das entspre­
chende Potenzial steckt im Gesetzestext. Ich bin gerne be­
reit, das zu erläutern, aber das hat bei uns Stunden 
gebraucht. Wenn Ich das in zwei Minuten tun muss, Ist es et­
was schwieriger. 
Wir dOr1en uns nicht von dieser einen Bestimmung täuschen 
lassen. Es Ist nicht so, dass diese Bestimmung jetzt dem 
Vermieter mehr Möglichkeiten gibt; darauf hat der Bundesrat 
hingewiesen. Wir haben diese berühmten vier Jahre Warte­
frist und die Beschränkung auf 20 Prozent darin. Sie können 
nicht einfach von der Index- zur Vergleichsmiete wechseln, 
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sondem Sie müssen wieder vier Jahre warten, um auf das 
Vergleichsmietesystem gemäss Bundesrat überzugehen; 
Sie können dann die Mietzinse auch nur um 20 Prozent er­
höhen. Das sind Limiten, die Sie bitte mitberücksichtigen 
möchten. 
Bei der Indexvariante des Bundesrates gibt es auch Unter­
schiede zum Kommissionsantrag; insbesondere den Haupt­
unterschied, dass Ihnen die Kommissionsmehrheit eine 
100-prozentlge Indexierung vorschlägt Diese 100-prozen­
tlge Indexierung wurde von unseren ökonomischen Fachleu­
ten begrüsst, während die vom Nationalrat beschlossene 
SO-prozentige Indexierung von Ihnen bekämpft wurde. 
Ich empfehle Ihnen also, die Variante Nationalrat/Bundesrat, 
soweit ich das aus den Kommissionsberatungen tun kann, 
abzulehnen. Sonst kämen wir wahrscheinlich in Schwierig­
keiten. 

Couchepln Pascal, conselller federal: Pour l'honneur du 
Conseil federal et peut-ätre aussl de votre commlssion, II y a 
des regles du jeu. Et la regle du Jeu, c'est que vous tra­
vailliez sur la base d'une declsion du Conseil national, qul 
vous etalt connue: celui-ci a adopte le projet du Conseil fe­
deral. Donc dire que cela tombe des nues, cela signltle que 
vous avez falt de l'autlsme politlque, que vous avez doolde 
de ne pas savolr ce que le Conseil federal a presente et ce 
que le Conseil national a decide. Vous ätes partls dans une 
dlrectlon, ce qui est votre droit le plus strict et je le respecte. 
Je ne trouve pas votre solutlon mauvaise mals molns bonne 
que la nötre et meilleure que la propositlon de mlnorlte Dett­
ling. Je ne vais pas vous causer des dHficultes, mals vous ne 
pouvez pas pretendre que cela tombe du clel maintenant. 
C'etalt la decislon du Conseil national, donc le projet du 
Conseil federal qui etait la base de vos travaux. Lors du de­
bat d'entree en mattere en commisslon, J'al clairement de­
fendu ce polnt de vue, comme je l'ai fait ce matin. Je crois 
que c'est quand mäme manifester beaucoup d'innocence 
que de pretendre que vous dooouvrez malntenant les beau­
tes du projet du Conseil federal. 

Le presldent (Cottier Anton, presldent): Certalnement que 
la commlssion a eu connalssance des decisions du Conseil 
national. En tout cas, je l'espere. (Hilarits) 
En appllcation de l'artlcle 64 du reglement du Conseil des 
Etats, j'opposerai la minorite Dettling a la verslon du 
Conseil federal et la proposition qui l'emporte a celle de la 
majorite. 

Abstimmung - Vote 

Eventuell - A titre pre/Jmlnalre 
Für den Antrag der Minderheit .... 17 Stimmen 
FOr den Antrag des Bundesrates .... 11 Stimmen 

Definitiv - Definitivement 
Für den Antrag der Mehrheit .... 23 Stimmen 
FOr den Antrag der Minderheit .... 13 Stimmen 

Abs. 1 Bst. c, cbls - Al. 1 Jet c, cbls 
Angenommen -Adopte 

Abs. 1 Bst cter -Al. 1 Jet. cter 

Le presldent (Cottier Anton, president): Cette lettre est 
adoptee dans le sens du vote sur la proposition Schweiger a 
l'artlcle 253b. 

Angenommen gemäss modifiziertem Antrag der Mehrheit 
Adopte selon Ja proposition modlnee de Ja majorlte 

Abs. 1 Bst d-AI. 1 let. d 
Angenommen -Adopte 

Die Beratung dieses Geschäftes wird unterbrochen 
Le debat sur cet ob/et est intelTO/Tlpu 

Schluss der Sitzung um 13.05 Uhr 
La seance est Jevee a 13 h 05 
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Teilrevision des Mietrechtes 
und Volksinitiative 
«Ja zu fairen Mieten» 
Revision partielle du droit de bail 
et initiative populaire 
«pour des loyers loyaux» 

Fortsetzung -Suite 
Bollichaftdes Bundesrates 15.09.99 (8811998 9823) 
Message du Conseil fal6ral 15.09.99 (FF 1999 9127) 
Nationalrat/Conseil national 04.12.00 (Erstrat - Premier Conseil) 
Nationalrat/Conseil nalional 05.12.00 (Fortsetzung - Suite) 
Nationalrat/Conseil national 11.12.00 (Forllletzung - Sutte) 
Bericht AK-SR 11 12 oo 
Rapport CAJ.CE 11.12.00 
Sländarat/ConseU des Etats 14.12.00 (Frist- Delal) 
Stilndarat/Consell das Etats 04.12.01 (Zweitrat- Dewdema Conseil) 
Ständerat/Conseil das Etats 05.12.01 (Fortsetzung- Suite) 
Nationalrat/Conseil national 14.12.01 (Ordnungsantrag-Motion d'ordre) 
Ständerat/Conseil das Etats 14.12.01 (Ordnungsantrag Motion <fordre) 

2. Obllgatlonenrecht (Miete) 
2. Code des obllgatlons (Ball a loyer et a ferme) 

Art 269a Abs. 2 -Art 269a al. 2 

Pflsterer Thomas {R, AG), für die Kommission: Wir haben 
gestern die Weichenstellung bei Artikel 269a beschlossen. 
Wir haben uns fOr die Variante mit dem Landesindex der 
Konsumentenpreise {Abs. 1 Bst. a) entschieden. Dann sind 
die Obrigen Bestimmungen, Uterae b, c, cbls und cter, ge­
mäss Antrag der Kommission bzw. der Mehrheit entschie­
den worden, und wir sind jetzt bei Absatz 2. Es geht nun um 
die Qualifikationen zu diesem Grundsatzentscheid zum In­
dex. 

Dettllng Tonl (R, SZ): Sie haben gestern mehrheitlich die 
Anpassung der Mietzinse gestOtzt auf die Indexierung be­
schlossen. Gemäss der Fahne, die Sie vor sich haben, hat 
nun der Mieter die Möglichkeit, die Indexierung In Intervallen 
von fOnf Jahren jeweils zu hinterfragen, und zwar gestützt 
auf die statistische Verglelchsmlete. 
Mein Eventualantrag will nun dem Vermieter das gleiche 
Recht einräumen, also auch die jewelllge Hinterfragung in 
Intervallen von fünf Jahren. Warum stelle Ich diesen Eventu­
alantrag? Es sind vier GrOnde, die mich dazu bewegen: 
1. Es gilt, zwischen Mieter und Vermieter gleich lange 
Splesse zu schaffen. Sowohl der Mieter als auch der Ver­
mieter sollen das Recht haben, die Indexierung In Intervallen 
von fOnf Jahren zu hinterfragen. 
2. Die Hinterfragung durch die Verglelchsmlete bildet ein ab­
solutes Missbrauchskriterium. Wenn also auch der Vermie­
ter hinterfragt, dann macht er nichts anderes, als dass auch 
er versucht nachzuprOfen, ob die verlangte Miete Im Rah­
men der Vergleichsmiete liegt. Es kann ja nicht missbräuch­
lich sein, wenn seine Hinterfragung zum Ergebnis fOhrt, 
dass sich der Mietzins im Rahmen der Vergleichsmiete be­
wegt. 
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3. Mit der Hinterfragung durch den Vermieter haben wlr, wie 
Ich glaube, das einzige Marktelement eingebaut. Ich habe 
gestern bereits ausgeführt, dass durch die Indexierung eine 
Einfrierung der Mietzinse auf dem Ausgangsstand bewirkt 
wird. 
Nur durch eine solche Hinterfragung mit der Vergleichsmiete 
wird eine marktwirtschaftliche Note eingebracht Insoweit ist 
dies unerlässlich, um das gestern beschlossene Indexsys­
tem fQr den Vermieter marktmässig und damit erträglich 
auszugestalten. 
4. Durch diese Möglichkeit wird der KQndlgungsdruck ver­
mindert. Denn wenn der Vermieter die Mietzinse nicht hinter­
fragen kann, dann bleibt Ihm, wenn die Kosten beispiels­
weise ansteigen, ja nichts anderes Obrlg, als zur Kündigung 
zu greifen. 
Diese vier GrQnde bewegen die Minderheit, Ihnen den Even­
tualantrag zu stellen. Ich ersuche Sie um Unterstatzung. 

Pflsterer Thomas (R, AG), fOr die Kommission: Nachdem 
sich Herr Dettllng zum Eventualantrag geäussert hat, gehe 
Ich davon aus, dass auch er der Auffassung ist, dass der 
Minderheitsantrag Dettling entfällt. 
Zum Eventualantrag: Prima vista begreife ich das Anllegen. 
Es Ist eine heikle Frage. Es wäre an sich erfreulich gewesen, 
wenn wir das in der Kommission hätten diskutieren können. 
Das Nachholen solcher Beratungen ist ein Problem. Ich 
hoffe und erwarte, dass der Nationalrat hier eine Lösung 
sucht. Ich habe aber aufgrund des Gesamtzusammenhangs 
den festen Eindruck, dass das nicht auf diesem Weg geht. 
Ich begrOnde Ihnen dies. 
Worum geht es hier? Es geht um das Recht des Vermieters, 
bis zur absoluten Grenze zu erhöhen - ungeachtet des In­
dex, ohne Rücksicht auf die Teuerung und ohne ROckslcht 
auf die relative Grenze. Die absolute Grenze würde damit zu 
einem Anpassungskriterium, und das obwohl der Ständerat 
gestern die Vergleichsmiete als Anpassungskriterium ver­
worfen hat. 
Noch weiter: Dieses Anpassen wäre ohne Grenzen zuläs­
sig - entgegen dem, was Bundesrat und Nationalrat vorge­
sehen haben: Diese haben sich auf Erhöhungen alle vier 
Jahre und nur bis 20 Prozent festgelegt- also nicht jederzeit 
und nicht unbeschränkt. Das wären die Unterschiede. 
Der Bundesrat und der Nationalrat haben zwei Varianten 
auseinander gehalten: die Indexmiete und die Vergleichs-­
miete - die Indexmiete beschränkt mit 20 Prozent. Wenn 
man die Indexmiete gewählt hat, hat man keine derartige 
Nachholmögllchkelten. Man kann aber auf die Vergleichs. 
miete umsteigen. Dann hat man die Möglichkeit, die 
Mietzinse anzupassen, aber nur, wenn man vier Jahre lang 
keine Erhöhung gemacht hat. Dann kann man nach vier 
Jahren eben wieder um 20 Prozent anheben. Dann - und 
nur dann - Ist die Nachholung gestattet, und zwar nur im 
Umfang von einem FCmftel. Es gibt also dort nur ein sehr be­
schränktes Nachhoirecht. 
Das Modell Ihrer Kommissionsmehrheit sieht nur eine Vari­
ante vor: den Index als Anpassungskriterium, aber ohne 
Wartefrist. Er läuft von vornherein, vom ersten Tag an, und 
er läuft zu 100 Prozent und nicht nur zu so Prozent. Er folgt 
damit der Teuerung, wie sie sich sonst auf dem Markt ent­
wickelt. Dabei Ist ganz wichtig, dass etwa 40 Prozent der 
Mietverhältnisse - diese Zahl habe Ich vom Bundesamt -
ohnehin Im Rahmen der Neuvermietungen, der Wertver­
mehrungen oder der Handänderungen ganz automatisch zu 
Anpassungen ffihren werden, sodass wir von daher das Pro­
blem nicht Obertreiben sollten. 
Die lndexbedingte Erhöhung ist also kQnftlg der Normalfall. 
Es wird ein Umdenken stattfinden müssen. Wir haben ge­
sagt, dass die Vermieter mehr zu Unternehmern werden sol­
len. Sie werden kOnftlg nach dem System der Indexmiete, 
wenn das Ins Gesetz aufgenommen wird, auch jährlich, bei 
jeder Indexerhöhung, beispielsweise um ein halbes Prozent, 
um ein Viertelprozent oder um ein Prozent aufschlagen kön­
nen und müssen. Auch die anständigen Vermieter, die "so­
zialen» Vermieterinnen und Vermieter, werden das ohne 
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Hemmungen tun können, was sonst Im Markt üblich ist, 
nämlich die Miete der Teuerung entsprechend anzupassen. 
Das ist das System. 
Der Eventualantrag bringt nun einen grundsätzl!chen Ein­
~ruch In das System, das Sie bisher beschlossen haben. 
Uber die Nachholproblematlk kann man diskutieren, aber 
nicht auf diesem Weg. Das macht aus dem Mietzinsband 
und der Vergleichsmiete, die Sie In Artikel 269 beschlossen 
haben, praktisch eine staatlich gelenkte Obergrenze. Darf 
ich Ihnen das Bild noch einmal zeigen: Dieses Mietzinsband 
hat Ja keine scharfe Grenze. Der staat soll keine Mietzins­
kontrolle elntohren können, sondern es ist ein Band, das uns 
angibt, was missbräuchlich Ist Innerhalb dieses Bandes be­
finden sich nach den vorliegenden Unterlagen 97 bis 98 Pro­
zent aller Mietverhältnisse. Es Ist also eine relativ schwache, 
stumpfe Waffe. Es geht nur um 2 bis 3 Prozent. die ausser­
halb dieses Bandes liegen. 
Das Konzept dieses Eventualantrages macht es möglich, 
dass ein Mietzins, der Innerhalb dieses Bandes liegt, mögli­
cherweise am unteren Rand, bis an den oberen Rand der 
Missbrauchsgrenze angehoben werden kann. Das ist der 
Sinn dieser Bestimmung. Man macht also aus der absoluten 
Grenze eine relative Grenze, ein Anpassungskriterium. Das 
scheint mir problematisch. Noch einmal: Das tohrt letztlich 
dazu, dass wir staatlich festgesetzte Obergrenzen haben. 
Dann Wird aus diesem statistischen Material eine Norm: Bis 
zu dieser Grenze darf man jeweils anpassen. Das war nach 
meinem Verständnis nicht der Sinn der Vergleichsmiete 
nach Artikel 269, die wir gestern beschlossen haben. 
Ich schllesse daraus: Das wäre eine Umkehr zur Vergleichs­
miete als Anpassungsgrund, zusätzlich mit der Kumulation 
verknüpft, die Herr Bundesrat Couchepln Im Nationalrat 
ganz klar bekämpft hat und die der Nationalrat mit 118 zu 
59 Stimmen praktisch kann man sagen: mit 2 zu 1 - ver­
worfen hat. Sie wurde mit der Begründung bakämpft, das sei 
eine «FQnfer-und-Weggli»-Polltik. Man hat den relativen An­
stieg bis zum Index und dann noch den zuschlag Innerhalb 
des Missbrauchsbandes, und man könnte das kumulieren. 
Das Ist doch wohl problematisch. Noch einmal: Ich habe 
keine Bedenken, wenn man das überprüft, aber nicht auf 
diesem Weg. 

Schwelger Rolf (R, ZG): Bei unseren bisherigen Diskussio­
nen Ober das Mietrecht haben wir zwei Elemente zwar nicht 
vollständig ausgeblendet, aber doch zu wenig gewichtet 
1. Es geht einerseits um dle Flexibilität des Mietrechtes, mit 
der insbesondere auf veränderte Situationen im Bereich der 
Hypothekarzinsen reagiert werden kann. 
2. Wir haben zu wenig darauf geachtet, welche Wirkungen 
das Mietrecht auf die lnvestltlonsentschelde hat Ich habe 
nun mit einiger Freude und einigem Erstaunen festgestellt, 
dass der «Tages-Anzeiger .. , der nun bei Gott nicht als elgen­
tamerlastlg oder gar als mleterfelndllch betrachtet werden 
kann. das voll erfasst hat. Ich gestatte mir, ltinen aus dem 
heutigen Leitartikel einige Sätze vorzulesen. Uberschrieben 
ist dieser Leitartikel mit den Worten: «Mieterschutz als Bu­
merang». Da steht beispielsweise: «Doch das, was der 
Ständerat will, geht weit Ober dle Bekämpfung von Missbräu­
chen hinaus. Die bestehenden Mietpreise werden zemen­
tiert, jede Anpassung an steigende Kosten oder gar an die 
Entwicklung auf dem Wohnungsmarkt ausgeschlossen ... . 
Ein solches Mietrecht liegt nicht im Interesse der Mieter ... . 
Ohne ein Mindestrnass an Flexibilität bei den Mietpreisen 
werden auch die Investoren jedes Interesse verlieren, weiter 
in den Wohnungsbau zu investieren. Die Folgen hätten die 
Mieter zu tragen: Der Wohnungsmangel nimmt weiter zu 
und treibt die Mietpreise in die Höhe.» Der Artikel schliesst 
mlt den Worten: «So wird der Mieterschutz zum Bumerang. 
Die vom Ständerat beschlossene Lösung muss korrigiert 
werden.» 
Wir haben im Laufe dieser Debatte ein letztes Mal die Mög­
lichkeit, eine solche Korrektur vorzunehmen. Ich bitte Sie in­
ständig, diese Korrektur vorzunehmen. Ob dann im Rahmen 
des Differenzbereinigungsverfahrens die von uns im Grund­
satz beschlossene Korrektur vom Nationalrat verfeinert wird, 

mag durchaus möglich sein. Aber wir im Ständerat müssen 
den Grundsatzentscheid fällen, dass wir auch im Mietrecht 
gewisse Flexibilltätselemente haben wollen. Ich gestatte mir, 
dies anhand der beiden von mir genannten Hauptbedenken 
zu konkretisieren. 
Zu 1. Ich habe gesagt, dass nach dem von uns beschlos­
senen System keinerlei Mögllchkeit besteht, sich veränder­
ten - und 'Z!NBr grundsätzlich veränderten - Situationen 
anpassen zu können. Insbesondere betrifft dies die Situation 
der Hypothekarzlnsen. Es mag so sein, dass im Regelfall 
das von uns beschlossene System durchaus funktioniert, 
nämlich dann, wenn sich die Hypothekarzlnsen in einer rela­
tiv kleinen Bandbreite bewegen. Aber die Vergangenheit 
kann doch niemand von uns ausblenden; man muss zur 
Kenntnis nehmen, dass es eben nicht so ist, dass die Hypo­
thekarzinsen stabil sind. Es kann doch Situationen geben, 
bei denen auch zukünftig Hypothekarzinsaufschiäge wieder 
Bestand haben werden. 
Nehmen Sie ein Beispiel: Da hat jemand eine Wohnung 
oder ein Miethaus, hat dieses beispielsweise Im Umfang von 
60 Prozent mit Festhypotheken finanziert, und diese Festhy­
potheken laufen ab. Aufgrund der Marktsituation ist es nun 
so, dass völlig andere, neue Zinssätze fQr Festhypotheken 
gelten. Nun steht der Vermieter vor der Situation, seine Miet­
zinsen anpassen zu müssen. Er kann durchaus aufgrund 
der Tatsache, dass es früher anhand der Indexentwicklung 
gewisse Einnahmen gehabt hat, Zlnsrückstellungen vorneh­
men, und das wird ein vernünftiger Vermieter auch tun. Aber 
es gibt eine bestimmte Schallgrenze, wo das aufgrund der 
von uns beschlossenen Massnahmen nicht ausreicht. 
Wenn also eine solche Hypothekarzlnssltuation entsteht, 
bleibt dem Vermieter nichts anderes übrig, als zu kündigen. 
Wollen wir wirklich eine Lösung schaffen, wonach Immer 
dann, wenn etwas nicht genau nach Schema F Schublade C 
verläuft, eine Kündigungswelle über unser Land geht? Das 
hat doch keinen Slnnl 
Der Antrag, den Herr Kollege Dettlfng -von mir unterstatzt -
eingebracht hat, öffnet zum Mindesten alle fQnf Jahre ein 
Notventil, um sich veränderten Situationen anpassen zu 
können; und zwar nicht in einer Art und Welse, wie das 
heute der Fall Ist, Indem man die Hypothekarzlnsen mit dem 
Rechenschieber auf die Mietzinse umlagert, sondern indem 
der Vermieter die Möglichkelt hat, sich dem allgemeinen 
Mietzinsniveau anpassen zu können. Das ist doch - bei 
Gott - vemOnftlgl Alles andere widerspricht Erkenntnissen, 
die jeder vemQnftlge Mensch in der Vergangenheit Im Markt­
geschehen gemacht haben muss. Das Ist das eine. 
Zu 2. Ich habe gestern In meinem Eintretensvotum die Situa­
tion der Investoren beurteilt. Investoren überlegen sich bei 
Ihrem Entscheid, in Immobilien zu investieren, welche Risi­
ken damit verbunden sind. Jeder Investor investiert dann, 
und nur dann, wenn die Risiken für Ihn elnlgermassen Ober­
schaubar sind und er auf solche Risiken reagieren kann. 
Schwierig wird es, wenn ein Mietrecht geschaffen wird, das 
den Investor vor den folgenden Entscheid stellt: Du kannst 
deine anfänglichen Kalkulationen machen; deine anfängli­
chen Kalkulationen können sich nach dem Index erhöhen, 
also dle Rendite daraus kann sich gemäss dem Index erhö­
hen, wenn aber irgendetwas Spezielles passiert, bist du ge­
nötigt, entweder Kündigungen vorzunehmen - mit all den 
negativen Umständen - oder Verluste einzufahren. Ein 
Investor Ist doch unter solchen Umständen schlicht nicht 
mehr bereit, In ein Objekt zu investieren, wenn das solche 
Komplexitäten nach sich zieht und so unlogisch ist 
Wir müssen im Interesse nicht der Investoren - denen spielt 
es letztlich keine Rolle, ob sie Im Immobilienobjekt A oder im 
Geldmarktgeschäft B Investieren -, sondern Im Interesse 
des Mietmarktes und damit letztlich Im Interesse der Mieter 
ein Flexibilitätselement schaffen. Dieses Flexlbllltätselement 
Ist nicht missbräuchlich . oder sozial unverträglich. Man 
macht nicht etwas, das dann ausserhalb Jeglicher Kontrolle 
verläuft, sondern man kann den Mietzins In solchen speziel­
len Situationen nur auf einer Basis erhöhen, die dem Markt 
entspricht und die auf dem Vergleich mit allen anderen Woh­
nungen basiert. 
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Wir können uns so oder anders entscheiden. Entscheiden 
wir uns nur dafür, bei dem zu bleiben, was wir gestern be­
schlossen haben - das Modell der Minderheit Dettllng hätte 
es Immerhin erlaubt, gewisse ZinsrOckstellungen zu ma­
chen; wir haben uns aber nur an die Indexmiete gehalten -, 
nehmen wir zwei Konsequenzen In Kauf: 
1. Wann immer spezielle Situationen eintreten, wird eine 
Kündigungswelle unser Land überschwemmen. 
2. Wir werden MOhe haben, Investoren davon Oberzeugen 
zu können, weiterhin In Immobilien zu Investieren. 
Darum bitte Ich Sie dringend, den Eventualantrag der Min­
derheit Dettllng, welcher von mir unterstützt wird, gutzuhels­
sen und damit dem Grundsatz Ausdruck zu geben, dass 
auch nach der Fassung des Ständerates das Mietrecht eine 
gewisse Flexibilität aufweisen muss. 

Studer Jean (S, NE): Jusqu'a maintenant, il m'apparait 
qu'on a eu une certaine coherence dans les declsions que 
nous avons prises. Nous avons consldere que le marche 
devalt pleinement Jouer son röle au debut du contrat de ball 
et qu'il pouvait pleinement jouer son röte en cours de ball 
pour verifler si le loyer etait abusif ou pas. En fait, cette refe­
rence au marche au debut du bail me semble, en bonne 
theorie de liberte economique, Juste: J'al plusleurs biens a 
dispositions - pour autant qu'on admette que le marche du 
logement m'otrre la mime liberte qu'a la Migros ou qu'a la 
Coop -, je cholsis lequel? Pour contröler que les prlx ne 
soient pas excessifs, je peux prendre eventuellement la 
comparalson avec d'autres produits semblables. 
Mals la llberte du commerce et de l'industrle, c'est aussl le 
respect des contrats. C'est le respect des contrats qu'on sl­
gne. La llberte du commerce et de l'lndustrie, si c'est le res­
pect des contrats qu'on slgne, ce n'est pas donner le droit a 
une partie d'imposer considerablement la teneur du contrat. 
Or, ce que propose la minorlte de la commlsslon, c'est i;al 
C'est un desequillbre camptet de la reiation contractuelle. 
C'est un desequillbre camptet, pourquoi? Parce qu'on donne 
a une des partles le drolt non seulement de maintenlr la va­
leur reelle du prlx convenu au depart - on a serre les malns, 
on a prevu que le loyer serait de 1300 francs et on a garantl 
que ces 1300 francs resteralent 1300 francs quel que solt le 
coQt de la vie: c'est ce qu'on a declde hier-. mals on vou­
drait maintenant donner a une des parties, le bailleur, Je droll 
apres cinq ans d'augmenter de 15 pour cent - de 15 pour 
centl - le montant du loyer qul a ete convenu, et puls en­
core, clnq ans apr6s, de 15 pour cent supplementaires. 
Ce n'est pas 15 pour cent supplementaires, c'est 15 pour 
cent du supplement de 15 pour cent, et on retrouve la un 
petit effet exponentiel qul etait deja dans la proposltlon de 
minorlte Dettllng, a l'article 269a alinea 1 er. 
En falt, on a vu hier que, generalement, les balileurs utlll­
salent au mieux les possibilltes d'augmentatlon que leur of­
fralt la lol, raison pour laquelle l'augmentatlon des loyers a 
ete de plus du double de celle de tous les autres biens de 
consommatlon. 
Cela veut dlre qu'au bout de dlx ans, le bailleur pourra au­
gmenter le loyer de 30 pour cent. Pourquol? Parce que 
quand II aura trouve un logement semblable au sien, on lul 
otrre la posslblllte d'augmenter encore le loyer jusqu'a plus 
15 pour cent. C'est la reference a l'artlcle 269. Est-ce que 
vous trouvez normal que lorsqu'on slgne un contrat, une des 
partles pulsse se volr reconnaitre le drall d'augmenter de 
30 pour cent le prlx convenu? 
Quand j'ai reflechi a cette propositlon, J'al essaye d'lmaglner 
une autre relatlon contractuelle qui presente un peu les mi­
mes caracterlstlques, a savoir un rapport de dependance, 
lequel exlste entre le locataire, qui a besoin de son loge­
ment, et Je bailleur. J'en ai trouve un dans les grands travaux 
de la Confederation. Est-ce qu'on accepterait que la Confe­
deration fasse construire ses tunnels par des entreprises qui 
se verralent justement garantir l'adaptation du prlx a l'indlce 
du coOt de la construction, mais encore quJ pourralent dire, 
tous les cinq ans: «Je reevalue mes soumisslons Jusqu'a 
15 pour cent de plus que !es prlx qu'on pratique malnte-
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nant»? Est-ce que, dans un rapport de ce type-la, on accep­
terait qu'une des partles se vole reconnaitre Je drolt 
unilateral d'augmenter ses prix de 15 pour cent? 
Reconnaitre le drolt d'augmenter de 15 pour cent apres clnq 
ans, sans que cette partle alt falt quol que ce solt? Lorsque 
le proprletaire signe son contrat et fixe son loyer, II arrite un 
prlx qul paralt correspondre a ses investlssements, son ren­
dement, fa couverture de ses frais d'entretlen. Sans faire 
quol que ce solt d'autre, sans amellorer la quallte du lo­
gement, sans forcement devolr faire face a des exlgences 
hypothecaires differentes, II se verralt accorder le drolt 
d'augmenter de 15 pour cent tous les cinq ans, en plus du 
drolt qu'on lul a assure hier de malntenlr la valeur reelle du 
prlx initialement convenul La proposltlon de minorlte Dett­
ling, que le Conseil des Etats a rejetee hier, avalt cet effet 
exponentlel de 4 pour cent chaque annee sur le demler 
loyer; lcl, on a 15 pour cent tous les cinq ans sur le demler 
loyer, ma/s on n'arrlve pas loln non plus d'une augmentatlon 
du loyer Initial superieure en tout cas a 30 pour cent apres 
dlx ans, sans modlficatlon des conditlons de base, et cela ne 
me paralt guere coherent avec Ja declslon d'hier. Cela me 
paralt aussi, flnalement, creer un nouveau couplage. On a 
voulu decoupler entre le loyer et les taux hypothecalres et on 
va creer maintenant un couplage avec une reference de 
marche, qul ne correspond pas forcement a la sltuation Indi­
viduelle. 
J'al blen entendu ce que nous dlsalt M. Schweiger sur le 
probleme auquel pourrait itre confronte le ballleur qui doll 
faire face, tout d'un coup, a une situation flnanciere diffe­
rente de celle qul etait la slenne au moment de la concluslon 
dubail. 
On dlt en substance qu'a ce ballleur, on doit lul pennettre de 
s'adapter sur le marche. J'expllqueral comment le bailleur 
qul est dans cette sltuatlon peut reaglr, mals Je voudrais lcl 
dlre que la plupart des ballleurs savent Ws blen comment lls 
fixent leur loyer de base. En acceptant cette proposltlon, 
vous donnerez a la majorite des bailleurs qul n'ont pas de 
modflcatlon durable de leur situation le drolt d'augmenter 
leur ball de 15 pour cent tous las cinq ans. Quant au ballleur 
qul a des problemes, qul est taut a coup confronte, pour des 
ralsons personnelles ou de relations bancaires, avec une 
augmentation du taux hypothecaire et dont la situatlon ne lul 
permet plus de garantlr ies conditlons qul etaient a l'orlglne 
du contrat, II aura comme posslbillte d'exposer sa sltuatlon. 
Si vralment, financlerement, il ne tourne pas, ce ballleur 
n'aura pas d'autre cholx que de resilier le bail. On me dlra: 
ccOul, out, c'est gentil de reslller le ball, mals le locatalre peut 
avolr une prolongatlon.» Oui, on peut avolr une prolongatlon, 
mais la lol prevoit que la prolongatlon peut itre adaptee a la 
nouvelle sltuatlon. C'est l'artlcle 272c allnea 1er: «Une partle 
peut demander que la declslon de prolongatlon modlfle le 
contrat en l'adaptant a la nouvelle situatlon.» Ce bailleur, qui 
aurait tout d'un coup des difflcultes inattendues, a devant Jul 
des posslbilites d'adapter le loyer dans le cadre d'une de­
mande de proiongatlon et non pas d'lmposer sans autre, 
alors qu'II n'a pas subi de changement dans sa situatlon, 
une augmentatlon Jusqu'a 15 pour cent tous les clnq ans. 
Je suls attache a la llberte du commerce et de l'industrle, 
mals Je suls aussl attache au respect des contrats. Et II n'y a 
pas de vraie llberte du commerce et de l'lndustrle s'II n'y a 
pas de respect des contrats. Je pense qu'on doit s'en tenlr 
quand mAme au respect de ce qul est convenu, en ayant en­
core assure au baßleur le drolt de malntenir le pouvolr 
d'achat de son loyer tel qu'II a ete convenu au moment de la 
slgnature. 
C'est pour i;a que Je vous propose de rejeter cette proposl~ 
tion dont je tlens encore a souligner qu'elle lrait plus loln que 
la dlsposftlon du Conseil federal. Je m'etonne un peu que 
ceux qui ont crltlque vlrulemment le loyer comparatlf - j'etals 
de ceux-la, mais je n'etals pas le seul - tout d'un coup y 
trouvent des vertus. Cela, i;a m'etonne un petlt peu, mais je 
suls encore plus etonne de volr que maintenant, on va cu­
muler: en effet, le Conseil federal prevoyalt soit l'lndlce 
suisse des prlx a la consommatlon, solt le loyer comparatif; 
si vous acceptez les propositlons de mlnorlte Dettling et 
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Schweiger, vous cumulez l'lndlce des prtx avec le loyer com­
paratif, et ce sera catastrophique. 

Laurl Hans 01, BE): Ich kann mich kurz fassen: Ich habe ges­
tern In meinem Eintretensvotum darauf hingewiesen, dass 
die Frage der Anpassung hier an dieser Stelle noch einmal 
diskutiert werden müsse, mit welchem Ergebnis auch Immer, 
und die Entwicklung hat mlr jetzt Recht gegeben. 
Ich sage es nicht gerne, aber Ich muss es trotzdem ausfüh• 
ren: Wir sind hier, wie gestern bei der Geschäftsmiete, aus 
meiner Sicht ein weiteres Mal auf die Zusammenarbeit mit 
dem Nationalrat angewiesen. Der Berichterstatter, Thomas 
Pflsterer, hat richtig ausgeführt, dass die Lösung, wie sie 
hier im Eventualantrag der Minderheit Dettllng vorgeschla­
gen wird, aus systematischer Sicht wohl kaum in dieser Art 
akzeptiert würde. Da deckt sich meine Meinung - mindes­
tens teilweise - mit Jener meines Vorredners. 
Für mich Ist auch heute noch offen, ob unser Konzept ohne 
eine Anpassungsmöglichkeit nicht trotzdem, langfristig zu ei­
nem ökonomisch befriedigenden Ergebnis führen könnte, 
und zwar wegen der zusammenhänge zwischen Teuerung, 
Hypothekarzlnskosten und anderem. Es Ist eben nicht so, 
dass diese Elemente sich völlig unabhängig voneinander 
entwickeln; darüber gibt es auch Arbeiten in der Veiwaltung, 
die ich bisher wenigstens Im Detail noch nicht habe zur 
Kenntnis nehmen können. Es Ist aber eben offen, ob für den 
Vermieter kürzer- oder mittelfristig die Rechnung aufgeht. In 
jedem Fall aber besteht hier noch sachlicher Nachholbedarf, 
und sei es nur, dass die Kenntnisse über die zusammen­
hänge weiter vertieft werden. 
Die Schlussfolgerung ist für mich also klar: Es muss politisch 
weiter darüber diskutiert werden, und das ist nur möglich, 
wenn wir hier dem Eventualantrag der Minderheit zustim­
men. Für mich helsst das aber: Ich lege Wert darauf, dass 
das hier jetzt noch nicht die Lösung Ist. Für mich ist es wie 
gestern - Ich sage es nicht gerne noch einmal - wiederum 
eine Art «escape clause», damit die Diskussion Oberhaupt 
weitergeführt werden kann. 
Deshalb werde ich hier den Eventualantrag der Minderheit 
Dettling unterstützen. 

Eplney Simon (C, VS): Hier, du cöte des proprietalres dont 
je suis, nous vous avons dlt la necessite d'avolr un equlllbre 
entre la protectlon du locataire et le retour sur investlsse­
ment du proprletalre. lnciter davantage les gens a placer 
leur argent dans l'lmmobllier proflte au locataire qul aura a 
sa dispositlon davantage de logements sur le marche. Mals 
la propositlon subsidlaire de mlnorite Dettllng est, a mon 
avis, un casus belli, parce qu'elle sert les seuls interets du 
proprietalre de manlere dlsproportlonnee. 
1. On se rappelte que dans les declslons que nous avons 
prises hier, le proprietaire peut compter que son loyer sera 
Indexe sur la totalite de l'lndlce suisse des prix a la consom­
matlon. Nous avons decide que, pendant clnq ans, le loyer 
qul a ete contractuellement fixe ne pourra plus etre remis en 
cause par Je locatalre, puisqu'II ne peut le contester que 
dans les 30 Jours qul sulvent la slgnature du contrat. Premier 
avantage tres important pour le proprietalre. 
2. Nous avons prevu que le proprietalre peut, dans le con­
trat, echelonner le loyer. Autre avantage important pour le 
proprtetalre. 
3. On voudrait, avec la proposltlon subsidlalre de mlnorlte 
Dettllng, comme fa dit M. Studer, cumuler les posslbllltes 
d'augmentation du loyer. On pourralt, en cours de raute, 
changer de fusll d'epaule et dire: «C'est vral, nous avons uti­
lise le systeme de l'indice suisse des prix a la consommatlon 
pendant cinq ans.» Mais II suffit de ne pas avoir utllise la to­
talite de l'augmentatlon des 100 pour cent pour etre en droit, 
en cours de ball, de changer de fusll d'epaule et d'utiliser, 
tout d'un coup, la methode comparatlve pour dlre: «C'est 
vrai, J'ai pu Indexar jusqu'a maintenant a 95 pour cent man 
loyer, mais je m'aperr,rois que j'ai interet de recourtr plutöt a 
la methode comparatlve, donc j'utllise en cours de raute la 
methode comparative au mepris de la regle que nous avons 

invoquee a plusieurs reprises dans ce Parlament - 'pacta 
sunt servanda'.» 
Je trouve des lors que non seulement le proprletalre peut, 
avec notre systeme, indexer de 30 pour cent sur dlx ans, 
mals en realite, Monsieur Studer, II peut indexer de 45 pour 
cent. En effet, II faut compter les 15 pour cent de depart qui 
ne sont pas abusifs, pulsqu'on peut les Integrer taut de sulte 
lorsqu'on conclut un nouveau ball. Objectlvement, je crols 
que nous avons fait un pas important et, je le dls en me pla­
i;ant du cöte des proprietalres, j'estlme que la solutlon de la 
majorite de la commlssion est sage et raisonnable. 
Je vous invlte a Ja soutenir. 

Spoerry Vrenl (R, ZH): Ich habe es schon gestern bei mei­
nem Elntretensvotum gesagt Aus meiner Sicht Ist es uner­
lässlich, dass beim Modell der Kommissionsmehrheit mit der 
reinen Indexmiete ein Korrekturelement In Richtung Markt 
auch für den Vennleter eingefügt wird. Wenn das nicht pas­
siert, dann müsste ich mir ernsthaft Qberlegen, ob nicht das 
Modell von Bundesrat und Nationalrat letztlich noch das bes­
sere Modell wäre. Auch der Kommissionssprecher aner­
kennt, dass hier ein Handlungsbedarf besteht Er hat gesagt: 
«Ich hoffe und eiwarte, dass der Nationalrat für diese Frage 
eine Lösung sucht, aber nicht auf dieser Grundlage.» 
Jetzt kann ich selbstverständlfch als Nlchtkommissionsmlt­
glled nicht beurteilen, ob der Eventualantrag der Minderheit 
Dettling bereits das Ei des Kolumbus Ist. Aber es Ist sicher 
absolut zu vermelden, dass wir ein Modell verabschieden, In 
dem der Vermieter nur noch über eine Kündigung die Mög­
lichkeit hat, einen gewissen Nachholbedarf beim Mietzins zu 
realisieren. 
Wenn der Kommissionssprecher sagt, dass wir einfach dem 
Nationalrat den frommen Wunsch mit auf den Weg geben 
sollen, hier dieses Problem anzusehen, weil wir keine Lö­
sung gefunden haben, dann muss Ich Ihnen sagen, dass mir 
das nicht genügt. Ich bin der Meinung, dass wir einen Ent­
scheid fällen und mit diesem Entscheid deutlich machen 
müssen, dass wlr im Modell der Kommissionsmehrheit, das 
wir Im Prinzip beschlossen haben, eine Ergänzung mit ei• 
nem Marktelement brauchen und wollen. Wir können die­
sem Entscheid beifügen, dass wir nicht sicher sind, ob das, 
was wir Jetzt verabschieden, schon wirklich die richtige Lö­
sung Ist. Der Nationalrat kann diese Lösung verfeinern und 
verbessern, aber wir müssen Ihm ganz klar eine Vorgabe 
geben, aufgrund welcher er welterdlskutleren kann. 
Deswegen unterstütze Ich den Eventualantrag der Minder­
heit. 

Pflsterer Thomas (R, AG), für die Kommission: Wie Ich ein­
gangs sagte: Auch fQr mich stellt sich die Problematik der 
Nachholung. Ich habe aber den Eindruck, dass wir die Lö­
sung nicht haben; und das, was vorliegt, Ist sie auch nicht. 
Aber es ist richtig: Wir haben diesen Antrag In der Kommis­
sion nicht diskutiert, er ist nach der Diskussion zulässiger­
weise eingereicht worden. Das ist ein weiterer Grund, das in 
der natlonalrätlichen Kommission zu diskutieren. 

Couchepln Pascal, conselllerfederai: Je donne tout d'abord 
une reponse a M. Laurl qul propose d'accepter la proposl­
tlon de minorite Dettling pour creer une dlvergence. La dlver­
gence existe pulsque le Conseil national soutlent la solutlon 
du Conseil federal qul permet, justement, cette possiblllte 
supplementalre d'adaptatlon en · fonction du marche et que 
votre Conseil y a renonce pour s'en tenir seulement a r1n­
dexation en fonctlon de l'indice du coQt de la vle. La dlver­
gence exlste donc et le probleme sera pose. 
Le probleme qu'a pose M. Schweiger est exact. II faut trau­
ver une solutlon pour permettre une adaptatlon en fonctlon 
du marche. Alors, il y a deux solutlons: II y a celle du Conseil 
federal, solutlon qui raste en piste, si vous me pennettez 
l'expresslon, pulsque c'est celle du Conseil national; et puis, 
II y a celle que preconlse la propositlon subsidlalre de mino­
rite Dettling. Naturellement, je combats la proposltlon subsl­
dialre de minorlte Dettllng, parce que Je crois qu'elle est 
fausse et qu'elle condamne Je projet, mals eile a une cer-
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taine logique, et M. Schwelger l'a releve. M. Schweiger 
aurait dO soutenlr le projet du Conseil federal hier, parce que 
tout ce qu'il a dlt avec eloquence, c'est exactement ce que 
nous dlsons depuls le debut. C'est un systeme dans lequel il 
n'y a que l'lndexatlon en fonctlon de l'lndlce du coOt de la 
vle. C'est un systeme qui n'a pas d'elements de marche, II 
faut donc le completer, et pour le Conseil federal cela con­
sistait a dire qu'on pouvait cholsir un autre systeme. Mals la 
solutlon preconlsee par la propositlon subsldlaire de mlnorlte 
Oettllng n'est ni olseau ni polsson, parce qu'on adapte cha­
que annee en fonctlon du coOt de la vie et puis, tout d'un 
coup, de cinq ans en cinq ans, on dit- comme l'a fait M. Stu­
der -: «Ah, on a un autre modele d'adaptation que nous 
souhaitons utillser, c'est celui du loyer comparatlf.» Et je 
comprends que le citoyen ordlnaire qui se volt confronte a 
deux types de modlflcatlons de loyer n'y comprend plus rlen. 
On lul envoie chaque annee une lettre recommandee lul dl­
sant: «Votre loyer est augmente de tant de pour cent en 
fonctlon de l'lndlce du coOt de la via» et, au bout de clnq ans, 
on Jul dlt «Je vous ai toujours augmente, mals mon pauvre 
ami, II s'est passe autre chose dans le quartler, solt l'evolu­
tlon des loyers du quartler; malntenant, en plus de l'indexa­
tion que j'al obtenue chaque annee, je vous prle de prendre 
note que, cette annee, j'appllque l'indexatlon et, qu'en plus, 
je calcule encore une modiflcatlon en faveur du loyer com• 
paratit.» 
Notre systeme: essayer d'avoir une certaine loglque, c'est-a­
dire qu'll taut choisir son camp. Vous pouvez, d'une part, 
choislr le camp de l'lndlce du coOt de Ja via: 80 pour cent ou 
100 pour cent La cholx du pourcentage, encore une fois, 
c'est un detall, sl l'lnflation est bassa. Pour moi, ce n'est pas 
un point deflnltif, je pröne les 80 pour cent pour des raisons 
de prlncipe et de logique. Mals ce n'est pas dramatique sl, 
comme ces dernleres annees, vous flxez 1,6 pour cent ou 
2 pour cent sur 1 ooo francs, ce n'est pas c;;a, pour mol, qul 
cree une grande difference. C'est flnalement une question 
de principe, sur laquelle on dlscutera plus tard. Vous pou­
vez, d'autre part, readapter vos loyers de quatre ans en qua­
tre ans, en fonctlon du marche, mals, pendant quatre ans, 
rlen ne se passe: vous ne faltes pas d'lndexatlon au coOt de 
la vie et, par consequent, vous comprenez blen - et puis Je 
vous le dls - que, dans quatre ans, vous allez essayer de 
volr a quel nlveau se trouvent les loyers dans la reglon, dans 
le quartler, et vous ferez une adaptatlon. 
La solutlon de M. Dettllng, eile, cumule las deux systemes et 
puls, alle n'a pas de llmites. II est evident qu'avec le systeme 
du Conseil federal, vous avez le risque qu'il y ait une tres 
forte augmentatlon des loyers dans le quartler, dans des 
proportlons socialement inacceptables. C'est bien la raison 
pour laquelle on avait fixe un plafond a 20 pour cent maxl­
mum d'augmentatlon apres quatre ans, et pas plus. Cette II• 
mlte n'exlste pas dans la proposltlon subsldlalre de mlnorlte 
Dettling. 
M. Schwelger a evidemment raison, et c'est justement parce 
qu'il a raison qu'il a eu tort, hier, de ne pas soutenlr le projet 
du Conseil federal - je ne suls pas sOr, mais Je crols finale• 
ment qu'II ne l'a pas soutenu -, parce que c'etalt la bonne 
solutlon. Mals, aujourd'hul, la nult portant consell, tout d'un 
coup II revlent et II dit «Ah, mals le systeme qu'on a cholsi 
est trop rigide.» Mais on vous l'a dlt qu'il etalt rigide et qu'il 
vous falsalt courir le risque de provoquer, comme l'a dit 
d'ailleurs M. Studer, dans certaines circonstances, un conge 
qui n'est pas souhaitable par les partles! 
Cela etant dlt. les statlstlques demontrent que, en princlpe, 
un locataire reste sept ans, en moyenne, dans un apparte- . 
ment, donc II y a quand mäme, par l'evolutlon naturelle des 
contrats, une soupape de securlte puisque, chaque tols 
qu'un nouveau contrat est slgne, on peut le readapter en 
tonctlon du marche. 
La solutlon que vous avez preconlsee est un peu dange• 
reuse pour des gens qul ont declde de rester vlngt ou trente 
ans dans un logement, parce que la divergence avec le mar­
che peut devenir avec le temps tres importante. J'avoue mes 
interäts: f ai aussi des locataires, par exemple une locatalre 
qui oooupe un logement modeste depuis 1947, pour un loyer 
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mensuel de 190 francs. C'est une locataire ideale qul ne 
bouge pas, ne demande rien, pale regullerement C'est en 
ordre, et je n'al pas besoln de sa locatlon pour vivre. Et 
beaucoup de personnes sont dans cette situatlon. Donc, II 
faut. de temps en temps, avoir la possibillte de cholsir un 
autre systeme que l'tndlce du coOt de la vle. Malheureuse­
ment, vous avez renonce a la solutlon du Conseil federal. 
N'acceptez pas la proposltlon subsidialre de mlnorite Dett­
llng et lalssez au Conseil national le soln de declder en fonc­
tlon de la divergence qul est creee par le falt que vous avez 
retuse la soiutlon du Conseil federal. La pire des choses se­
ralt de cumuler les deux solutions, celle du Conseil national 
plus encore la propositlon subsldiaire de mlnorlte Dettllng, 
parce que, alors, II n'y auralt plus de iogique. 
Je crois que la proposltlon subsldialre de minorlte Dettling 
est profondement injuste a l'egard des locatalres, eile n'est 
pas contorme a la logique du systeme et alle a soclaiement 
des consequences negatives. 
C'est la ralson pour laquelle il seralt souhaltable que vous la 
refusiez, que vous acceptlez la propositlon de la majorlte de 
la commlsslon tout en vous souvenant de cette dlvergence 
et que c'est a travers celle-cl qu'on dolt trouver l'espace pour 
le proprletalre, dans l'lnterät des locatalres aussl. 

Le prnldent (Cottier Anton. presldent): La propositlon sub­
sidlalre de la mlnorlte Oettllng sur laquelle nous allons voter 
vaut aussl pour l'artlcle 4 des dispositions transltolres. 
La proposHion prlnclpale de la minorlte Dettllng a ete Uqul­
dee par le vote a l'artlcle 269a alinea 1 er. 

Abstimmung - Vote 
Für den Eventualantrag der Minderheit .... 23 Stimmen 
Für den Antrag der Mehrheit .... 16 Stimmen 

Abs. 3-AI. 3 
Angenommen gemäss Antrag der Mehrheit 
Adopte selon la propositlon de la majorlte 

Art. 269b 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Abs. 1 
Der Vermieter kann den Mietzins einmal jährlich im Ausmass 
der Steigerungen des Landesindexes der Konsumen­
tenpreise erhöhen, wobei er auf den Durchschnitt der Stei­
gerungen In den zwei Kalenderjahren vor der Mitteilung der 
Erhöhung abzustellen hat. 
Abs.2 
Streichen 
Abs.3 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Minderheit 
(Dettllng, Bllrgl, Schwelger, Slongo) 
Abs. 1 
Die Vereinbarung, dass der Mietzins einem Index folgt, Ist 
nur gültig, wenn der Mietvertrag tar mindestens tllnt Jahre 
abgeschlossen und als Index der Landesindex der Konsu­
mentenpreise vorgesehen wird. 
Abs.2 
Eine Mietzinserhöhung ist einmal jährlich zulässig. 
Abs.3 
Streichen 

Eventualantrag der Minderheit 
(Schwelger) 
(falls der Minderheitsantrag bei Art. 253b abgelehnt wird) 
Abs. 1 
Mietzinserhöhungen sind nicht missbräuchlich, wenn einmal 
jährlich die Steigerungen des Landesindexes der Konsu­
mentenpreise geltend gemacht werden. 
Abs.2 
Bei Mietverhältnissen Ober Geschäftsräumllchkeiten können 
Mietzinserhöhungen vom Vermieter ausserdem unter Beru­
fung auf die Mietzinse vergleichbarer Räumlichkeiten im 
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Sinne von Artikel 269 jeweils auf den Ablauf von fOnf Jahren 
ab Mietbeginn und danach jeweils auf den Ablauf von fOnf 
weiteren Jahren geltend gemacht werden. 

Art. 269b 
Proposition de la. commlsslon 
Majorlte 
Al. 1 
Le ballleur peut augmenter le loyer une fois ran en propor­
tlon de l'lndice suisse des prix ä la consommatlon en se refe­
rant, pour calculer l'augmentatlon, ä la croissance moyenne 
des deux dernieres annees civiles precedant la communica­
tlon de l'augmentation. 
Al.2 
Bitter 
Al. 3 
Adherer au projet du Conseil federal 

Minorlte 
(Dettling. B0rgl, Schwelger, Slongo) 
Al.1 
Les conventlons prevoyant que le loyer est adapte en fonc­
tlon d'un indice ne sont valables que si le bail est conclu 
pour une duree minimale de cinq ans et que la referenca est 
l'indice sulsse des prix ä la consommatlon. 
A/.2 
Le loyer peut Atre ma]ore une fois par annee. 
Al. 3 
Bitter 

Proposition subsldia.lre de ta mlnorite 
(Schweiger) 
(au cas Oll la propositlon de mlnorite ä l'art 253b seralt reje­
tee) 
Al. 1 
Les augmentatlons de loyer ne sont pas abusives si alles 
sont justlflees une fois par an par l'augmentatlon de l'lndice 
suisse des prix ä la consommatlon. 
Al.2 
En outre, le bailleur peut augmenter le loyer de locaux com­
merciaux en se fondant sur le loyer demande pour des lo­
caux comparables selon l'artlcle 269 apres l'ecoulement 
d'un delai de clnq ans ä compter du debut du bail, et ensuite 
de cinq ans en clnq ans. 

Schwelger Rolf (R, ZG): Ich meine: Dadurch, dass wir die 
Geschäftsräumlichkeiten ja in einem einschränkenden Sinn 
berOcksichtlgt haben, ist der Eventualantrag gegenstandslos 
geworden. 

Pflsterer Thomas (R, AG), fOr die Kommission: An sich 
müsste der Antrag der Minderheit zuerst begründet werden, 
damit ich darauf antworten kann. 

Dettling Ton! (R, SZ): In Artikel 269b Absatz 3 geht es um 
die Kappung der Indexierung. 
1 . Artikel 269b Absatz 3 sieht vor, dass der Bundesrat eine 
entsprechende Reduktion anordnet, wenn die Teuerung In 
zwei aufeinander folgenden Jahren die Grenze von 5 Pro­
zent überschreitet Ich darf darauf hinweisen, dass wir im 
heutigen Recht bei der Indexierung keine Kappungsgrenze 
kennen. Das geltende Recht kommt ohne diese Kappung 
aus, und z:war gemäss der Verordnung des Bundesrates, die 
Im Jahre 1996 geschaffen worden ist. 
2. Bei dieser Kappungsgrenze handelt es sich um eine sehr 
offene und - wenn ich einmal etwas provokativ sagen darf -
unpräzise Vorschrift. Wie soll diese Vorschrift in der Praxis 
umgesetzt werden? Wie können sich Vermieter und Mieter 
auf diese Vorschrift einstellen, und wie ist diese zu kalkulie­
ren? 
3. Der Nationalrat hat diese Kappungsgrenze gestrichen, 
wiewohl auch dieser Rat ein Indexmodell vorsieht. 
Ich möchte Ihnen empfehlen, bei dieser Frage dem National­
rat zu folgen und die Bestimmung zu streichen. 

Pfisterer Thomas (R, AG), fOr die Kommission: Diese Kor­
rekturmögllchkelt ist bei Qbermässlger Teuerung nach Mei­
nung der Mehrheit sachlich und psychologisch wichtig. Sie 
ist umso nötiger, wenn man die 100-Prozent-lndexlerung 
einführt, um Exzesse zu vermelden. Das war die BegrOn­
dung. 

Couchepln Pascal, conseiller federal: Je soutlens la propo­
sition de mlnorite Dettllng car, des !'Instant ou vous avez 
choisi le systeme qul a ete le v0tre II y a un Instant, alle est 
logique. Je combattrai l'ensemble de la solution Dettllng au 
Conseil national et j'essaleral d'obtenir qu'on en revlenne ä 
la solutlon du Conseil national. Mais la solution Dettllng est 
logique en fonctlon de la decision que vous venez de pren­
dre II y a un Instant. La pire des choses, ce seralt de dlre, 
pendant trois ou quatre ans: «Ecoutez, on bloque la hausse 
en fonctlon de l'indlce du co0t de la vle» et puls, au bout de 
la quatrieme annee, de dlre: «Le marche a pousse les prlx a 
la hausse tres loin, alors ayant bloque pendant quatre ans, 
on rattrape malntenant tout ce qu'on a bloque, plus encore le 
rattrapage par rapport au marche ... 
Vous avez tait sauter les barrleres, alors II ne taut pas les re­
tabllr ä c0te. II taut avolr un systeme dans lequel II n'y a pas 
de barrleres, et le systeme que vous avez adopte II y a un 
Instant est un systeme dans lequel il n'y a plus de barrieres. 
Or, tout d'un coup, en relation avec l'lndice des prix a la con­
sommatlon, vous voulez le bloquer. Je crols que c'est faux. 
Cela condulra encore ä plus de divergences au bout de la 
quatrleme ou de la clnquleme annee, quand vous aurez fe 
drolt de revenlr avec l'adaptatlon en fonctlon du marche. 
Donc, Je crois que c'est faux - je respecte naturellement vo­
tre vote, mals je le combattrai au Conseil national -, c'est 
taux d'avolr adopte la propositlon de mlnorlte Dettllng tout ä 
l'heure, mals des l'instant oll vous J'avez adoptee, la logique 
veut au molns que vous n'ayez plus de llmites ä l'lndexatlon 
du coat de la vle, slnon vous allez creer des dlvergences qui 
sont encore plus douloureuses pour le locatalre des la qua­
trleme ou la clnquleme annee. II taut donc aller Jusqu'au bout 
du systeme et ne pas choislr une fois un camp et une fois 
l'autre. Vous avez choisi le camp de la llberte en taveur du 
proprietaire, II taut aller Jusqu'au bout. 

Le pmldent (Cottler Anton, presldent): M. Schwelger a re­
tlre sa proposltlon subsldlalre de mlnorite. 

Abstimmung - Vote 
F0r den Antrag der Mehrheit .... 18 Stimmen 
Für den Antrag der Minderheit .... 17 Stimmen 

Art. 269c 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 
Die Vereinbarung, dass sich der Mietzins periodisch um ei­
nen bestimmten Betrag erhöht, Ist g0ltlg, wenn: 

Abs.2 
Unter Vorbehalt der Anfechtung des Anfangsmietzinses 
kann der Mieter gestaffelte Mietzinse nicht anfechten. 

Antrag Pflsterer Thomas 
Abs.2 
.... gestaffelte Mietzinse oder Mietzinsanteile, die bei Ge­
schäftsräumen der Umsatzentwicklung des Geschäftes fol­
gen, nicht anfechten. (= Art. 270c gemäss Bundesrat/Natio­
nalrat) 

Art.269c 
Proposition de Ja comm/ss/on 
Al. 1 
Adherer ä la decislon du Conseil national 
(la modiflcation ne concerne que le texte allemand) 
Al.2 
Sous reserve du drolt de contester le loyer lnltlal, le locatalre 
ne peut pas ~ontester un loyer echelonne. 
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Proposition Pffsterer Thomas 
AJ.2 
.... un loyer echelonne ou la partie d'un loyer de locaux com­
merclaux qul depend de l'evolution du chiffre d'affalres de 
l'entreprlse. 
(= art. 270c selon Conseil federaVConseil natlonaO 

Abs. 1-AI. 1 
Angenommen --Adopte 

Abs.2-Al.2 

La presldent (Cottler Anton, presldent): II y a une proposl­
tlon Pflsterer Thomas. Je suls dans l'embarras. Je ne sais 
pas si je dols donner la parole a M. Pflsterer pour deve­
lopper sa proposition ou, comme rapporteur, celle de la 
commission. Qua faire, Monsieur le rapporteur? Expllquez­
vous. 

Pflsterer Thomas (R, AG), fOr die Kommission: Ich begreife 
Sie, Herr Präsident. Dieser Antrag zu Absatz 2 Ist ganz am 
Schluss der Beratungen, in der Schlussrunde gestellt wor­
den. Dort Ist offenbar nicht beachtet worden, dass sich die 
genau gleiche Problematik nicht nur fOr die Staffelmletzinse, 
sondern auch fOr die Umsatzmietzinse stellt Auch die ver­
einbarte Umsatzmiete darf natQrllch nicht angefochten wer­
den können. Die Bestimmung mOsste damit lauten: «Unter 
Vorbehalt der Anfechtung des Anfangsmietzinses kann der 
Mieter gestaffelte Mietzinse oder Mletzinsante!le, die bei Ge­
schäftsräumen der Umsatzentwicklung des Geschäftes fol­
gen, nicht anfechten.» Das steht schon so In Artikel 270c In 
der Fassung von Bundesrat und Nationalrat. 

Abstimmung- Vote 
FOr den Antrag Pflsterer Thomas .... 22 stimmen 
FOr den Antrag der Kommission .... 9 Stimmen 

Art.269d 
Antrag der Kommission 
streichen 
Proposition de la commisslon 
Blffer 

Angenommen -Adopte 

Art 269dbls 
Antrag der Kommission 
Titel 
IV. Bel Mehrleistungen 
AbS. 1 
Nach Mehrleistungen kann der Mietzins zusätzlich jährlich 
um höchstens 20 Prozent angehoben werden, sofern der 
angemessene Satz fOr Verzinsung, Amortisation und Unter­
halt der Investition nicht Oberschritten wird. 
Abs.2 
Als Mehrleistungen gelten Investitionen für wertvermeh­
rende Verbesserungen wie Vergrösserung der ~letsache, 
zusätzliche Nebenlelstungen und umfassende Uberholun­
gen sowie die In diesem Zusammenhang entstandenen 
Fremd- und Eigenkapitalzinsen. Die Kosten umfassender 
Überholungen gelten zu 50 bis 70 Prozent als wertvermeh­
rend. 

Art. 269dbls 
Proposition de Ja commlsslon 
Titre 
IV. En cas de prestatlons supplementalres 
Al. 1 
Las augmentatlons de loyer consecutives a des prestatlons 
supplementalres du bailleur peuvent s'elever a 20 pour cent 
au maxlmum, pour autant qu'elles ne depassent pas un taux 
permettant de couvrlr de mani~re appropriee las interits, 
l'amortissement et i'entretlen des investissements. 
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Al.2 
Sont conslderees comme prestatlons supplementalres las 
investissements tels qua l'agrandlssement de la chose 
louee, des prestatlons accessoires addltlonneHes, ainsi que 
des reparatlons importantes avec las intel'Ots sur las capl­
taux etrangers et propres qul en resultenl Las frais de repa­
ratlon importants peuvent ätre conslderes comme travaux a 
plus-value a raison de 50 a 70 pour cent. 

Pfiaterer Thomas (A, AG), fOr die Kommission: Das Ist eine 
wesentliche Stärkung der Investitionssicherheit fOr den 
Grundeigentümer, fOr den Vermieter, bei gleichzeitiger Absi­
cherung des Mieters, dass er nur Mietzinserhöhungen fOr ef­
fektive Verbesserungen hinnehmen muss. Es ist auch eine 
Präzisierung des Aufschlages, der Verzinsung, der Amorti­
sation und des Unterhaltes. Die Definition der Mehrleistun­
gen für wertvermehrende V~sserungen - mit einge­
schlossen sind umfassende Uberholungen sowie die ent­
sprechenden Fremd- und Eigenkapitalzinsen - Ist jetzt Im 
Gesetz selber so festgehalten, wenn Sie es so beschliessen 
und der Nationalrat dem Beschluss folgt. 
Eine offene Frage war, ob 50, 60 oder 70 Prozent gelten 
sollen, man hat sich dann auf die bisherige Regel von 50 bis 
70 Prozent festgelegt. 

Angenommen -Adopte 

Art.269e 
Antrag der Kommission 
Titel 
V. Mitteilung von Mietzinserhöhungen und anderen Änderun­
gen zulasten des Mieters 

Abs. 1 
Der Vermieter kann den Mietzins vorbehältllch der Artikel 
269a Absatz 1, 269c und 269d jeweils auf den nächsten 
KOndigungstermln erhöhen. Er muss .... mindestens 30 Tage 
•... Formular mitteilen. 

Abs. 1bls 
Die Mietzinserhöhung muss in der Mitteilung begrOndet wer­
den. 

Abs. 1ter 
Mehrheit 
Ablehnung des Antrages der Minderheit 
Minderheit 
(Dettllng, BOrgi, Schweiger, Slongo) 
Ist der Vertrag fOr den Vermieter fOr eine Dauer von mehr als 
zwei Jahren unkOndbar, so kann er die vertraglich verein­
barte Mietzinserhöhung auf einen von den Parteien be­
stimmten Termin oder, wenn ein solcher nicht vereinbart 
worden ist, auf einen ortsüblichen KOndigungstermln mlttel­
len. Die Mitteilungsfrist beträgt In diesem Fall mindestens 
vier Monate. 

Abs.2 
Eine Mietzinserhöhung oder andere Vertragsänderung zu­
lasten des Mieters Ist nichtig, wenn: 
a. sie nicht mit dem vorgeschriebenen Formular mitgeteilt 
wird; 
b. eine Begründung vollständlg fehlt; 
c. mit der Mitteilung die Kündigung angedroht oder ausge­
sprochen wird. 

Abs.3 
Die Absätze 1, 1 bis und 2 .... Mietvertrag zulasten des Mie­
ters zu ändern. (Rest des Absatzes streichen) 

Abs. 3bls 
Mietzinserhöhungen bei vereinbarter Staffelung (Art. 269c) 
müssen nicht mitgeteilt werden. 

Abs.4 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
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Abs. 5 
Streichen 

Antrag Dettling 
Abs. 1 
.... vorbehältlich der Artikel 269 Absatz 1, 269b, 269c und .... 

Arl269e 
Proposition de la commission 
7itre 
V. Notlflcation d'augmentations de loyers et d'autres modlfl­
catlons a charge du locatalre 

Al. 1 
.... sous reserve des articles 269a allnea 1 er, 269c et 269d. 
l.!avis d'augmentatlon du loyer doit parvenir au locataire au 
molns 30 jours ...• 

Al. 1bls 
La notlflcatlon de hausse de loyer dolt &tre motivee. 

Al. 1ter 
MaJorite 
Rejeter la proposition de la minorite 
Mlnorite 
(Dettllng, BOrgi, Schweiger, Slongo) 
Si le bailleur n'est pas autorise a resilier le contrat durant 
une perlode de plus de deux ans, II peut notlfler l'aug­
mentatlon de loyer convenue dans le contrat dans un delal 
fixe par les deux parties, ou, sl un tel delai n'a pas ete con­
venu, dans un delal de preavis conforme a l'usage local. 
Dans ce cas, le delal de notiflcation est d'au moins quatre 
mols. 

Al.2 
Une augmentatlon de loyer ou une autre modiflcatlon du 
contrat a charge du locatalre est nulle lorsque: 
a. elle n'est pas notlfiee au moyen de la formule offlclelle; 
b. une motlvatlon manque completement; 
c. la notlflcation comporte une menace ou une annonce de 
resiliation. 

Al.3 
Les allneas 1er, 1bis et 2 •••• d'apporter au contrat d'autres 
modlflcations. (Blffer le raste de l'allnea) 

Al. 3bis 
Las augmentatlons de loyer en cas d'echelonnement con­
venu (art. 269c) ne doivent pas etre notlflees. 

AL4 
Adherer a la decision du Conseil national 

Al.5 
Biffer 

Proposition Dettling 
Al. 1 
.... sous reserve des artlcles 269 allnea 1 er, 269b, 269c et 
296d. 

Pflsterer Thomas (R, AG), für die Kommission: Darf ich Sie 
darauf aufmerksam machen, dass bei Artikel 269e auf Sei­
te 15 der Fahne deutscher Sprache Absatz 4 zweimal er­
wähnt ist. Bel der Spalte «Kommission des Ständerates» 
müsste es «3bis» heissen. Absatz 4 ist bereits durch den 
Beschluss des Nationalrates besetzt. Es Ist nicht dasselbe, 
es Ist etwas ganz anderes: Die Kommission hat nicht be­
schlossen, Absatz 4 gemäss Beschluss des Nationalrates 
zu streichen. 

Le presldent (Cottler Anton, president): Je ne sais pas si 
c'est une taute d'impresslon ou une taute de la commlsslon, 
mals nous renvoyons cette remarque a la Commlsslon de re­
dactlon. 

Titel - rttre 
Angenommen -Adopte 

Abs. 1-AI. 1 

Dettllng Tonl (R, SZ): Ich kann mich kurz fassen. Es geht 
um die Verweisung bei der Mitteilung von Mietzinserhöhun­
gen. 
In Absatz 1 hat die Kommission den Artikel 269b nicht auf­
genommen. Es Ist hier nur die Rede von Artikel 269a, 269c 
und 269d. 
Der Verweis auf Artikel 269b Ist jedoch unerlässlich, weil In 
dieser Bestimmung die Indexierung geregelt wird. Wenn Sie 
diesen Verweis nicht aufnehmen, bedeutet dies, dass In der 
Praxis keine langjährigen Verträge mehr abgeschlossen 
werden. Dies, weil Ja die Indexierung nur auf den folgenden 
Kündigungstermin tatsächllch durchgeführt werden kann. 
Mit anderen Worten: Wenn Sie mit einem Mieter einen fünf­
jährigen Vertrag abschliessen - das wird In der Praxis sehr 
geschätzt-, könnten Sie die Indexierung erst nach fünf Jah­
ren geltend machen. Es handelt sich meines Erachtens um 
ein Versehen der Kommission. Man muss Artikel 269b unbe­
dingt aufnehmen, damit weiterhin langfristige Verträge abge­
schlossen werden können, bei denen dann der Index zum 
Tragen kommt. 
Ich bin auch der Meinung, dass der Verweis auf Artikel 269d 
hier falsch Ist. Vielmehr müsste der Verweis auf Arti­
kel 269dbls lauten. Infolge der Veränderung der betreffen­
den Systematik muss der logische Verweis erfolgen. 
In diesem Sinne empfehle ich Ihnen, Artikel 269b In die Be­
stimmung aufzunehmen. 

Pflaterer Thomas (R, AG), für die Kommission: Die Kom­
mission hat auf Artikel 269a verwiesen, wo die ganze Liste 
drin ist. Aber man kann so vorgehen, wie Herr Dettling vor­
schlägt, muss aber entgegen seinem Antrag, wie er Ihn Jetzt 
mOndlich ergänzt hat, dann auch noch Artikel 269dbis auf­
nehmen, damit die Liste wieder vollständig Ist. 

Abstimmung Vote 
FOr den modifizierten Antrag Dettllng .... 20 Stimmen 
FOr den Antrag der Kommission .... 8 Stimmen 

Abs. 1 bfs - Al. 1 bis 
Angenommen -Adopte 

Abs. tter-AI. tter 
Angenommen gemäss Antrag der Mehrheft 
Adopte selon la proposltion de 1a ma/orlte 

Abs. 2, 3, 3bis, 4, 5 -Af. 2, 3, 3bls, 4, 5 
Angenommen -Adopte 

Art. 270 
Antrag der Kommission 
7itel 
C. Anfechtung des Mietzinses 

Abs.1 
Der Mieter kann den Anfangsmietzins innert 30 Tagen nach 
Übernahme der Sache bei der Schlichtungsbehörde als 
missbräuchlich anfechten und die Herabsetzung auf das zu­
lässige Mass verlangen. 

Abs.2 
Mehrheit 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Minderheit 
(Dettllng, Bürgi, Schweiger, Slongo) 
Streichen 

Art. 270 
Proposition de la commlssion 
Tltre 
c. Contestatlon du loyer 
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Al.1 
Le locataire peut contester le loyer qu'il estlme abusif aupres 
des autorltäs de conclllatlon dans un delai de 30 Jours a par­
tlr de la receptlon de la chose louee et exiger qu'll soit ra­
mene au nlveau admlsslble. 

A/.2 
Maforite 
Adharer a la decislon du Conseil national 
Minorite 
(Dettllng, BOrgi, Schweiger, Slongo) 
Bitter 

ntel, Abs. 1 - Tltre, al. 1 

Pflsterer Thomas (R, AG), für die Kommission: Darf lch et­
was zur Systematik feststellen? Hier stehen wir Im Abschnitt 
Ober die Anfechtung, also Ober das Verfahren. Darum über­
rascht es an sich, hier- im Text von Bundesrat und National­
rat - trotzdem lnhaitlich-materlelle Bestimmungen zu finden, 
nämlich die Missbrauchsgrenze beim Anfangsmietzins. 
Darum hat Ihnen die Kommission vorgeschlagen, die mate­
riellen Bestimmungen nach vorne, In Artikel 269aa, zu neh­
men. 
Nachdem der Rat so vorgegangen ist, können wir uns hier 
auf die Anfechtungsvorschriften beschränken. 

Angenommen - Adopte 

Abs.2-Al.2 
Angenommen gemäss Antrag der Mehrheit 
Adopte selon /a propositlon de ta majorite 

Arl270a 
Antrag der Kommission 
71tel 
II. Während der Mietdauer 
Abs. 1 
Der Mieter kann eine Mietzinserhöhung oder andere Ver­
tragsänderung zu seinen Lasten innerhalb von 30 Tagen seit 
der.Mitteilung bei der Schlichtungsbehörde als missbräuch­
lich anfachten, wenn: 
a. sie das zulässige Ausmass gemäss Artikel 269a über­
steigt; 
b. Streichen 

Art. 270a 
Proposition de 1a commission 
Titre 
II. En cours de bail 
A/.1 
Le locataire peut contester une augmentatlon de loyer ou 
taute autre modlflcatlon du contrat a sa charge qu'il estlme 
abusive aupres des autoritäs de concUlatlon dans un delai 
de 30 Jours a compter de la notiflcatlon: 
a. lorsqu'elle excede les llmites prevues par l'artlcle 269a; 
b. Blffer 

Angenommen -AdopM 

Arl270b 
Antrag der Kommission 
Aufheben 
Proposition de /a commlssion 
Abroger 

Angenommen -Adopte 

Arl 270c (geltendes Recht) 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
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Minderheit 
(Dettllng, Bürg!, Schweiger, Slongo) 
Titel 
IV. Anfechtung indexierter Mietzinse 
Text 
Bel einer Mietzinsanpassung aufgrund der Veränderung des 
Landesindexes der Konsumentenpreise kann die betroffene 
Partei im Anfechtungsverfahren nur geltend machen, dass 
die von der anderen Partei verlangte Erhöhung oder Herab­
setzung des Mietzinses nicht durch eine entsprechende Än­
derung des Indexes gerechtfertigt sei. 

Art. 270c (drolt en vlgueur) 
Proposition de la commlssion 
Majorite 
Adherer a la declslon du Conseil national 

Minorite 
(Dettllng, BOrgl, Schwelger, Slongo) 
Tltre 
IV. Contestatlon des loyers Indexes 
Texte 
En cas d'adaptatlon du loyer sur la base d'une modlflcatlon 
de l'lndlce des prlx a la consommatlon, Ja partle concernee 
peut seulement faire valoir dans le cadre de la proclklure de 
contestatlon que l'augmentatlon ou la dlminutlon du loyer 
demandee par l'autre partle n'est pas }ustlflee par une varia­
tlon de l'indlce ou qu'elle ne correspond pas a l'ampleur de 
celle-ci. 

Angenommen gemäss Antrag der Mehrheit 
AdopM selon la propositlon de 1a majorite 

Art. 270c 
Antrag der Kommission 
Streichen 

Arl270c 
Proposition de 1a commlssion 
Bitter 

Angenommen -Adopte 

Art.270d 
Antrag der Kommission 

b ..... Massnahmen des Gerichtes. 

Art.270d 
Proposition de la commission 
Adherer a Ja decislon du Conseil national 
(la modlflcation ne conceme que le texte allemand) 

Angenommen -Adopte 

Arl 270e; 274 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Proposition de la commisslon 
Adherer a la decfsfon du Conseil national 

Angenommen -Adopte 

Arl274a 
Antrag der Kommission 
Abs.1 

c •..•. von 5000 Franken entscheiden, sofern der Kanton kein 
Mietgericht eingesetzt hat. sowie .... 

Abs.2,3 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
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Art. 274a 
Proposition de Ja commlssion 
Al. 1 

c ..... 5000 francs, a l'exception des cantons ayant lnstltue 
un tribunal des baux et loyers; 

Al. 2, 3 
Adherer a la decislon du Conseil national 

Angenommen -Adopte 

Art.274d 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 
Mehmeit 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Mindemeit 
(Schweiger, BQrgi, Dettling, Slongo) 
E. Verfahren bei Miete von Wohnräumen 
•••• Miete von Wohnräumen ein einfaches ...• 

Abs.2 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Abs. 3, 4 
Mehmeit 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Mindemelt 
(Studer Jean, Brunner Christiane) 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Abs.5 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Art.274d 
Proposition de la commlsslon 
Al. 1 
Majortte 
Adherer a la declslon du Conseil national 
Minorite 
(Schweiger, BOrgi, Dettllng, Slongo) 
E. Procedure relative aux baux d'habitatlons 
•••• sur les baux d'habitatlons. 

Al. 2 
Adherer a la decislon du Conseil national 

Al. 3, 4 
Ma/orite 
Adherer a la decision du Conseil national 
Mlnorite 
(Studer Jean, Brunner Christiane) 
Adherer au projet du Conseil federal 

Al. 5 
Adherer a la decislon du Conseil national 

Abs. 1-A/. 1 

Le presldent (Cottier Anton, president): II taut lntrodulre lcl 
ia formulatlon selon la propositlon Individuelle Schwelger a 
l'artlcle 253b alinea 1er. 

Angenommen gemlilss modifiziertem Antrag der Mehmeit 
Adopte selon la propositlon modlfiee de /a majorite 

Abs. 2-AI. 2 
Angenommen -Adopte 

Abs. 3, 4 -Al. 3, 4 

Studer Jean (S, NE): La mlnorite de la commlssion vous 
propose, pour une fols, de suivre - c;a merite d'etre salue! -
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le projet du Conseil federal. Son but est de permettre que, 
dans le cadre d'une procedure judiciaire, non seulement la 
procedure devant l'autorlte de conclliatlon soit gratulte, ce 
qui est deJi'J. le cas malntenant, mals aussl que - a l'lnstar de 
ce que notre Conseil a recemment conflrme pour les lltfges 
de ball - la procedure devant un tribunal en rapport avec une 
contestatlon de bail soit aussl gratuite, pour autant que 1a va­
leur litigieuse ne depasse pas 20 000 francs. 
Les problemes de baux sont souvent complexes; je crois 
que c'est aussl complexe pour le Consell des Etats. C'est 
donc aussl complexe parfois pour les partles a un proces, en 
partlculler pour les locataires. SI a cette complexlte s'ajou­
tent encore d'eventuels frais Judiciaires qui devralent &tre 
avances, la dlssuasion est forte pour les partles, en partlcu­
lier pour les locataires, de faire valoir leurs droits devant une 
instance judicialre. 
Finalement, ce sont les m~mes reflexions qui, a nos yeux, 
doivent prevaloir dans ce domalne-la, comme celles qul pre­
valent deja malntenant en matiere de conflit du travall. 
Nous vous invitons des lors a suivre le projet du Conseil fe­
deral. 

Pflsterer Thomas (R, AG), für die Kommission: Unbestritten 
Ist die Kostenlosigkeit des ersten Verfahrens, des Verfahrens 
vor der Schlichtungsbehörde. Umstritten Ist die Kostenlosig­
keit der weiteren Verfahren, Insbesondere der Beschwer­
deverfahren. Angesprochen ist damit ein Problem, das weit 
Ober das Mietrecht htnausreicht. Es betrifft viele unserer ak­
tuellen Reformen zur Rechtspflege und zur Konfliktbehand­
lung. Das allgemeine Problem ist bekannt: Qffene Gesetze, 
Grenze der Leistungsfähigkeit des Staates, Uberlastung so­
wie qualitative und quantitative Probleme. 
Offensichtlich hat der Bundesrat seit der Verabschiedung 
der Botschaft zum Mietrecht die Diskussion weitergeführt. In 
der neueren Botschaft zur Totalrevision der Bundesrechts­
pflege vom 28. Februar 2001 bekennt er sich auf Seite 4305 
zum Grundsatz der Kostenpfllcht, wenn auch mit Modiflka• 
tlonen. So schlägt er fOr die drei bedeutsamen Bereiche der 
Sozialversicherungen, der Gleichstellung und des Arbeits­
rechtes eine Kostengrenze von 1000 Franken vor. Im Übri­
gen beantragt er, die Bestimmungen der Bundesgesetzge­
bung, welche die UnentgeHlichkelt des Verfahrens vor dem 
Bundesgericht vorsehen, aufzuheben - er setzt sich also ein 
für das Prlnztp der Entgeltllchkeit der Verfahren vor den Ge­
richten, vor allem vor den Beschwerdeinstanzen. 
Der Ständerat hat die Problematik bei der Behandlung des 
Postulates 01.3038 der Kommission fQr Rechtsfragen vom 
2. März 2001 diskutiert und hat dieses Oberwiesen. Der Bun­
desrat wurde damit beauftragt zu prüfen und Bericht zu er­
statten, ob und wie erstinstanzliche Verfahren ausgebaut 
oder eingeführt werden können, die unentgeltlich sind und 
die Vermittlung, Schlichtung, Mediation usw. ermöglichen. Er 
sollte abklären, ob und wie alle Beschwerdeverfahren des 
Bundesrechts vor Kantons- und Bundesbehörden dafür ent­
geltlich auszugestalten sind. Der Ausbau der erstinstanzli­
chen Verfahren dient also der Qualität des Rechtsschutzes 
und der Entlastung der Gerichte. Dann Ist aber die Entgelt­
lichkelt vorzusehen, um In den Gerichten nur noch die Ver­
fahren zu haben, die wirklich dorthin gehören. 
Damit ist es meines Erachtens konsequent, hier mit der 
Kommissionsmehrheit zu stimmen. 

Couchepln Pascal, conseiller federal: Je voudrais invoquer 
ce que j'appelle l'argument Laurl. SI vous reJetez le projet du 
Conseil tederal et que vous adherez a la declslon du Conseil 
national, II n'y a plus de dlscussion sur ce probleme, c'est re­
gle: les procedures sont onereuses. 
Or, pour mre tout a falt clalr, la solutlon qul est votee par vo­
tre Conseil n'a aucune chance devant le peuple; elle fera 
l'objet d'un referendum qui est probablement gagne 
d'avance. Par consequent, je crols qu'il faut savolr mainte­
nant si on veut que le projet aboutisse et qu'on n'arrlve pas a 
un «Scherbenhaufen». II taut chercher quand mllme un cer­
tain nombre de compromis. 
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Or, en compliquant le projet, en prenant une partle du sys­
teme du Conseil federal indlrectament, mals sans les cau­
teles, vous avez introdult des elements nouveaux qui 
provoqueront probablement plus de litlges de bonne foi. S'II 
n'y a pas cette possibillte de regler les probllllmes de ma­
niere plus soclale, ou slmplement de permettre de les regler, 
on va probablement vers un affronternent direct entre pro­
prletaires et locatalres. On n'a pratlquement aucune chance 
dans un debat populaire. 
Au moins a ce stade, ce seralt bien de s'en tenir a la solutlon 
du Conseil federal, de soutenlr la proposltlon de minorite 
Studer Jean pour permettre la dlvergence, afln d'arrlver, a 
moyen terme, a un compromis avec le Consell national. SI 
on supprlme c;a et que le Consell national reprend votre pro­
posltlon, Je crois que c;a alourdlt encore le projet dans un 
seul sens, avec le rlsque qu'H n'y alt aucune chance d'abou­
tlr a un compromis. 

Abs6mmung - Vote 
FQr den Antrag der Mehrheit .... 29 Stimmen 
FOr den Antrag der Minderheit .... 8 Stimmen 

Abs. 5-AI. 5 
Angenommen -Adopte 

Zlff. II Art. 1 
Antrag der Kommission 
Alle Mietverhältnisse unterstehen dem neuen Recht, sofern 
nachfolgend nichts Abweichendes geregelt wird. 

Ch. II art. 1 
Proposition de 1a commisslon 
A l'exceptlon des derogatlons prevues par les dlspositions 
sulvantes, tous les baux sont soumis au nouveau drolt. 

Angenommen -Adopte 

Zlff. II Art. 2 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 
Mietzinserhöhungen und andere Vertragsänderungen zulas­
ten des Mieters, die vor Inkrafttreten .... 
Abs.2 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Ch. II art. 2 
Proposition de fa commlsslon 
Al. 1 
Les augmentatlons de loyer et autres modlflcatlons de ball a 
charge du locatalre annoncees .... 
Af.2 
Adherer a la declslon du Conseil national 

Angenommen -Adopte 

Zlff. II Art. 3 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 
Haben die Parteien vereinbart, dass der Mietzins der Ent­
wicklung des Landesindexes der Konsumentenpreise oder 
einer vereinbarten Staffelung folgt, gilt fllr Mietzinsanpassun­
gen das alte Recht, solange die vereinbarte Index- oder Staf­
felungsklausel nach dem Vertrag der Parteien anwendbar Ist. 
Abs.2 
Wird das Vertragsverhältnis Ober den Zeitpunkt hinaus fort­
gesetzt, bis zu welchem die Mietzinsgestaltung dem Index 
oder einer Staffelung folgt, gilt In der Folge das neue Recht. 
Abs.3 
Streichen 

Ch. II art. 3 
Proposi6on de la commission 
A/.1 
SI les parties ont convenu que le loyer seralt echelonne ou 
Indexe a l'lndlce suisse des prlx a la consommatlon, les 
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adaptatlons de loyer sont soumises a l'anclen drolt tant que 
cette clause d'indexatlon ou d'echelonnement est applicable 
seien la conventlon des partles. 
Al.2 
Sl le ball dure au-dela du terme d'une modlflcatlon de loyer 
par lndexatlon ou echelonnement, le nouveau drolt s'appll­
que. 
Al. 3 
Bitter 

Angenommen -Adopte 

Zlff. II Art. 4 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Eine ÜberprOfung des Mietzinses nach Massgabe vergleich­
barer Mietzinse kann vom Mieter erstmals auf den Ablauf 
von fOnf Jahren nach Inkrafttreten dieser Gesetzesänderung 
verlangt werden. 
Eventualantrag der Minderheit 
(Dettllng, Schweiger) 
.... vom Mieter und vom Vermieter erstmals •••. 

Ch. II art. 4 
Proposition de fa commisslon 
Majorite 
Une revislon du montant du loyer calcule sur la base des 
loyers comparatlfs ne peut ätre demandee par Je locataire 
aprllls l'entree en vlgueur de Ja presente lol qu'aprllls l'ecou­
lement de clnq annees depuis le debut du ball. 
Proposition subsldlalre de la mlnorite 
(Dettllng, Schwelger) 
.... par le locataire et le proprietalre apres .•.• 

Le prealdent (Cottler Anton, presldent): La propositlon sub­
sidialre de la minorlte Dettling a defa ete votee a l'artl­
cle 269a allnea 2. 

Angenommen gemäss Eventualantrag 
der Minderheit Dettllng 
Adopte selon la propositjon subsldfalre 
de la minorlte Dettllng 

Zlff. II Art. 5-7 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Ch. II art. 5-7 
Proposition de 1a commlssion 
Adherer a la decision du Conseil national 

Angenommen -Adopte 

Zlff. III Art. 1 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
(die Änderung betrifft nur den französischen Text) 

Ch. III art. 1 
Proposition de 1a commlssion 
Le Conseil federal peut edicter certalnes dlsposltlons reglant 

Angenommen -Adopte 

Zlff. III Art. 2 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Ch. III art. 2 
Proposition de la commlssion 
Adherer a la declsion du Conseil national 

Angenommen -Adopte 
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Gesamtabstimmung - Vote sur rensemble 
Für Annahme des Entwurfes .... 22 Stimmen 
Dagegen .... 12 stimmen 

1. Bundesbeschlusa über die Volkslnltiatlve «Ja zu fai­
ren Mieten• 
1. Arrite federal relatlf a l'lnltlatlve populalre «pour des 
loyera loyaux» 

Eintreten Ist obllgatorlsch 
L:entree en matlere est acqulse de plein droit 

Pflsterer Thomas (R. AG), tor die Kommission: Ich bin be­
reits in meinem Eintretensvotum auf diesen Entwurf einge­
gangen. 

Detailberatung - Examen de detall 

Tltel und Ingress, Art. 1 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Tltre et preambule, art. 1 
Proposition de la commission 
Adherer a. la decislon du Conseil national 

Angenommen -Adopte 

Art.2 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Zustimmung zum BeschhJss des Nationalrates 
Minderheit 
(Studer Jean, Brunner Christiane) 
.... die Volkslnltlative anzunehmen. 

Art.2 
Proposition de la commission 
Majorite 
Adherer a. la declslon du Conseil national 
Minorite 
(Studer Jean, Brunner Christiane) 
.... d'accepter l'lnltlative. 

Studer Jean (S, NE): J'avais imaglne avolr quelque diffi­
culte ce mercredl pour soutenlr a. la fols la propositlon de la 
majorlte de la commlsslon et pour defendre, apres, la propo­
sltlon de minorlte qui vous demande d'accepter l'lnltiative. 
Ces dlfflcultes ont malntenant dlsparu, parce que les de­
mons de la nuit ou les editorlaux du matin n'ont pas ete de 
bon consell dans les decisions qul ont ete prlses aujourd'hul. 
Notamment, cette declsion de pouvoir cumuler et l'lndexa­
tlon et le loyer comparatlf rend la proposltlon de la commls­
sion tout a. falt lnacceptable, et rend d'autant plus importante 
l'acceptatlon de l'lnitlative, contre laquelle on souleve deux 
objectlons: 
1. On dlt en substance que l'on se rend compte que ce n'est 
pas blen de coupler le loyer et les taux hypothecalres et 
vous maintenez ce couplage, certes en le lissant sur cinq 
ans, ce qul n'est pas une bonne chose, parce que, actuelle­
ment, les echeances sont assez fixes pour les proprletaires. 
2. II n'existe plus de taux de reference. 
Je vous l'ai dlt hier, le couplage n'est pas acceptable, parce 
que, malheureusement, il ne joue qu'avec l'effet cremalllllre: 
II joue a la montee, mals II ne joue pas a la descente, et il pa­
rait evident que sl on prend un taux moyen sur clnq ans, cet 
effet unilateral du couplage a completement disparu ou est 
en tout cas tres attenue. 
S'aglssant maintenant de l'objection des taux a. echeance 
variable pour le proprletaire, c'est vrai qu'actuellement les 
banques ont une palette de prodults qui est flnalement en 
fonctlon de la loi. C'est vrai aussl qua sl la loi changealt et 
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qu'on acceptalt de prendre comme reference un taux hypo­
thecalre moyen sur les clnq dernieres annees, II n'y auralt 
aucune difficulte pour las banques a offrlr le meme credlt, 
avec des echeances differanciees pour chaque part du cre­
dit. En tout cas, l'experience enseigne qua, sur ce point-la, 
generalement las Instituts flnanclers savent se mettre au dla­
pason des modifications legales. 
S'agissant malntenant du taux de reference, II est vral que 
ces demleres annees on a vu de plus en plus le taux Atre 
fixe a la tete du cllent, mais II n'en demeure pas molns que 
las banques cantonales et les banques en general sont obll­
gees de communlquer le taux moyen de leurs prAts hypothe­
calres. Ces communlcations, d'allleurs, paraissent dans le 
bulletin mensuel des statlstlques economlques de la Banque 
nationale sulsse et il n'est pas difflcile d'arreter dans chaque 
canton un taux de reference. Cette posslblllte existe deja. 
malntenant, mime dans las cantons ou las banques pratl­
quent des taux a la tAte du cllent. Ces cantons-la publlent 
chaque mois des taux de reference. Ce qul falt que sur l'as­
pect loyer, l'inltlatlve ne presente pas de difficultes d'appllca­
tlon particulleres. Cependant, eile ne se llmlte pas a cet 
aspect loyer, alle vise aussl a proteger le locataire mleux que 
maintenant contre la resillatlon, ce qul revet une importance 
d'autant plus grande face a la sltuatlon de penurle qul trappe 
dans la plus grande partle, sl ca n'est la totallte des vllles de 
ca pays o{J sont concentres les quatre cinqulllmes de tous 
les logements. 
Ce sont pour ces ralsons qu'II nous semble necessaire de 
donner sulte a l'initlative populalre «pour des loyers loyaux». 

Couchepln Pascal, conselller federal: Comme Ja majorlte 
de la commlsslon, le Conseil federal rejette !'Initiative popu­
laire. Celle-et veut lnstaurer des loyers bases excluslvement 
sur las coats, en ecartant tout element du marche ou d'ame­
lioration du rendement. Ce systeme decouragera !es inves­
tisseurs; a terme, II ne rendra pas servlce aux locatalres 
eux-memes, qul ne dlsposeront pas d'une offre suffisante 
pour repondre a leurs besolns. D'autre part, !'Initiative popu­
laire propose une serle de dlspositlons tres complexes qul 
ne repondent pas au souhalt qua nous avons tous de slmpli­
fler le droit de ball. 
C'est la ralson pour laquelle nous vous invltons a recom­
mander au peuple et aux cantons de rejeter !'initiative popu­
lalre. 

Abstimmung - Vote 
F0r den Antrag der Mehrheit .... 33 Stimmen 
Für den Antrag der Minderheit .... 5 stimmen 

Gesamtabstimmung - Vote sur l'ensembie 
FQr Annahme des Entwurfes .... 32 stimmen 
Dagegen .... 5 Stimmen 

Abschreibung - Classement 

Antrag des Bundesrates 
Abschreiben der parlamentarischen VorstOSSe 
gemäss Brief an die eidgenössischen Räte 
Proposition du Conseil federa/ 
Classer les Interventions parlementaires 
selon lettre aux Chambres federales 

Angenommen -Adopte 
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Teilrevision des Mietrechtes 
und Volksinitiative 
«Ja zu fairen Mieten» 
Revision partielle du droit de ball 
et initiative populaire 
«pour des loyers loyaux» 

Schlussabstimmung - Vote final 
Botschaft des Bundesrates 15,09,99 (BBI 1999 9823) 
Message du Conseil tederal 15.09.99 (FF 1999 9127) 

Natlonalraf/Consell national 04.12.00 (Erstrat - Premier ConselQ 

Nationalral/Conseil national 05.12.00 (Fortselzung -Su!le) 

Nationalrat/Conseil national 11.12.00 (Fortsetzung - Suite) 

Bericht AK-SR 11.12.00 
Rapport CAJ-CE 11.12.00 

Sti!nderat/Consell des Etats 14.12.00 (Frist - D61al) 
Stilnderat/Consell des Etats 04.12.01 (Zweitrat- Dewdllme Conseil) 

ständeral/Consell des Etals 05.12.01 (Fortsetzung- Suite} 
Natlonalllll/Consell national 14.12.01 (Ordnungsantrag - Motion d'ordre} 

Sti!nderatJConsell des Etsts 14.12.01 (Ordnungaantrag- Motion d'ordre) 

Nationalrat/Conseil national 04,03,02 (Ordnungsantrag-Motion d'ordre} 

Nationalrat/Conseil national 12.03.02 (Schlussabstimmung- Vota flnaQ 

Slllnderal/Consell des Etats 12.03.02 (Schlussabstimmung - Vole final} 

Ordnungsantrag Thanei 
Die Volksabstimmung Ober die Volkslnitlative «Ja zu fairen 
Mieten» Ist auszusetzen, bis die Bundesversammlung Ober 
den indirekten Gegenvorschlag endgültig beschlossen hat 
(vgl. Art 7 4 Abs. 2 des Bundesgesetzes über die politischen 
Rechte). 

Motion d'ordre Thanei 
La votation populaire sur !'Initiative populaire «pour les loyer 
loyaux» est a]ournee Jusqu'ä. ce qua !'Assemblee federale ait 
prls une decislon definitive concernant le contre-projet lndl­
rect a cette initiative (cf. art. 74 al. 2 de Ja loi federale sur les 
drolts politiques). 
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Thanel Anita (S, ZH): Vor einer Woche wurde die auf den 
6. März angesetzte Diskussion über den Indirekten Gegen­
vorschlag zur Volkslnltlatlve «Ja zu fairen Mieten» auf einen 
Ordnungsantrag Hegetschweller hin von der Traktandenllste 
gestrichen. Die Kommission für Rechtsfragen hat heute frQh 
das weitere Vorgehen festgelegt. Somit ist damit zu rechnen, 
dass bis Ende 2002, spätestens Anfang 2003 die Vorlage 
bereinigt sein wird. Wir befinden uns auf einem guten Weg, 
um aus der Sackgasse herauszufinden. Kommt es zu einem 
akzeptablen Gegenvorschlag, so wird das lnitlatlvkomltee 
darQber entscheiden, ob allenfalls die Volksinitiative «Ja zu 
fairen Mieten» zurückgezogen werden kann. 
Es ist somit eine Zumutung für das Stlmmvolk, mit einer Ini­
tiative konfrontiert zu werden, während das Parlament Ober 
einen Indirekten Gegenvorschlag berät. Das macht auch fOr 
die polltlsche Arbeit des Parlamentes keinen Sinn, und Ich 
bitte Sie deshalb, meinen Ordnungsantrag zu unterstOtzen. 
Das heisst, dass ein Termin für die Volksabstimmung erst 
angesetzt wird, wenn klar Ist, ob der Rat einen indirekten 
Gegenvorschlag verabschiedet, und wenn auch Ober dessen 
Inhalt Klarheit besteht. 
Ich erlaube mir noch eine formelle Bemerkung: Nach Artl­
kel 74 Absatz 1 des Bundesgesetzes Ober die politischen 
Rechte muss der Bundesrat die Volksabstimmung Ober eine 
Initiative innert neun Monaten nach der Schlussabstimmung 
Im Parlament festsetzen. Gemäss Absatz 2 kann aber die 
Bundesversammlung diese Frist verlängern. Diese Bestim­
mung Ist auf die Volksfnltiatlve «Ja zu fairen Mieten» nicht 
anwendbar, weil es sich um eine altrechtllche Initiative han­
delt. Mit anderen Worten: Wir können grundsätzlich hier 
nicht nach Artikel 74 Absatz 2 des erwähnten Gesetzes vor­
gehen; deshalb habe ich nur einen Ordnungsantrag einge­
reicht Dies aus folgenden Gründen: Für altrechtllche 
Initiativen Ist der Bundesrat grundsätzlich an keine Frist ge­
bunden, d. h., er könnte von sich aus die Volksabstimmung 
erst auf einen Termin im nächsten Jahr festsetzen. Der Bun­
desrat hat aber Im Rahmen der Beschleunigungs-Initiative 
zumindest vor der Bundesversammlung das Versprechen 
abgegeben, auch altrechtllche Initiativen beförderlich zu be­
handeln. Aus diesem Grund ist der Ordnungsantrag als poli­
tische UnterstOtzung für den Bundesrat zu verstehen, um 
Ihm zu zeigen, dass dies dem WIiien der Bundesversamm­
lung - In unserem Fall jenem des Nationalrates - entspricht 
Ich bitte Sie also, meinem Ordnungsantrag zuzustimmen. 

Hegetschweller Rolf (R, ZH): Die Taktik, die hinter dem 
Ordnungsantrag Thanei steckt, Ist leicht durchschaubar. Die 
lnltlanten wollen die Mieter-Initiative mögllchst nicht zur Ab­
stimmung bringen, sie aber In der laufenden Mietrechtsdis­
kussion als Druckmittel weiterhin auf dem Tisch behalten. 
Man will nicht, dass die Initiative bald zur Abstimmung 
kommt, weil man Ihr offenbar auch In Mieterkreisen wenig 
Chancen elnräumL Sonst müsste man ja gerade ein Inter­
esse daran haben, dass sie bald zur Abstimmung käme, weil 
bei ihrer Annahme die laufende Mietrechtsrevision obsolet 
wilrde. Dann w0rde das Recht so gelten, wie das In der Ini­
tiative verlangt wird. 
Frau Thanel, es ist auch nicht zulässig, dass Ihr Antrag hier 
behandelt wird. Ich bitte die Präsidentin, demzufolge auch 
nicht Ober diesen Antrag abstimmen zu lassen. Allenfalls 
stelle Ich den Antrag, dass der Ordnungsantrag abgelehnt 
wird. Wie Frau Thanel selber gesagt hat, gilt für diese Initia­
tive ja noch das alte Recht Der Bundesrat allein ist also für 
die Ansetzung des Abstimmungstermins zuständig und kann 
terminlich nicht mit einem Antrag zu etwas verpflichtet wer­
den. Das ist Frau Thanei offenbar auch von den Parlaments­
diensten mitgeteilt worden. Trotzdem hält sie offenbar an 
Ihrem Antrag fest 
Ich bitte Sie, diesen Antrag abzulehnen und dem Bundesrat 
diese Kompetenz zu belassen, wie er sie vom Geschäftsver­
kehrsgesetz her hat. Persönlich glaube Ich auch, dass es 
klärend und gut wäre, wenn möglichst rasch Ober diese Ini­
tiative abgestimmt werden könnte. 
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Schwaab Jean Jacques (S, VD): Monsieur Hegetschweller, 
est-ce qu'au fond vous pourriez nous dlre sl en definitive vo­
tre posltlon a l'egard de cette motlon d'ordre n'est pas plutOt 
dlctee par la volonte de voir echouer l'lnltlatlve populalre, 
dont vous avez dit qu'elle etait obsolete, et de volr echouer 
aussl un contre-projet? Parce qu'en fatt ce qua vous voulez, 
c'est conserver le systeme actuel qul proflte aux mllieux lm­
moblllersl 

Hegetschweller Rolf (R, ZH): Es stimmt, es sind einige Ge­
genprojekte zur Volksinltlative «Ja zu fairen Mieten» in der 
Kommission im Gespräch. Wir haben Ja, gerade weil sich die 
Kommission nicht auf ein klares Vorgehen einigen konnte, 
dieses Geschäft von der ll'aktandenllste abgesetzt und 
heute Morgen beschlossen, dass wir an der nächsten Sit­
zung der Kommission für Rechtsfragen nochmals auch Ober 
diesen «accord romand» sprechen wollen. Ich bin der Mei­
nung, dass diese Diskussion weitergeführt werden muss. Es 
kann auch sein, dass das noch bis Ende dieses Jahres dau­
ert. Ich bin aber der Meinung, dass die Initiative, die ja etwas 
völlig anderes will, behandelt werden sollte. Die Initiative will 
ja den geglätteten Hypothekarzlns, also gerade nicht die Ab­
koppelung der Hypothekarzinsen von den Mietzinsen. In al­
len anderen Diskussionen, die hier geführt wurden, will man 
diese Abkoppelung. Die Volksinitiative «Ja zu fairen Mieten» 
steht sich also ein StOck weit selber im Weg, und es wäre 
der Sache eigentlich dienlich, wenn sie behandelt wOrde. 

de Dardel Jean-Nils (S, GE): Je diral a M. Hegetschweller, 
et Je parle comme responsable du comite d'lnltlatlve «pour 
des loyers loyaux», que toute cette affalre n'est pas un Jeu. II 
ne s'agit pas du tout de notre part, a travers la motlon d'or­
dre Thanei, de faire preuve de mallce ou d'avolr une mau­
valse Intention. Nous demandons simplement qua las 
choses solent clalres en votatlon populaire. Nous voulons 
simplement que, s'il y a un contre-projet, le comite d'inftlatlve 
puisse se determiner et, le cas echeant, si nous estlmons 
qua le contre-projet est bon, retirer alors l'lnitlatlve populalre 
«pour des loyers loyaux ... C'est tout simple. II n'y a aucune 
visee dlabollque derriere la motlon d'ordre Thanei. 
Quelques mots malntenant sur notre Initiative populalre. On 
dit, et M. Hegetschweller vlent de le redire, qua l'lnitlatlve 
«pour des loyers loyaux» serait une Initiative depassee. 
Cette initiative a ete deposee II y a clnq ans. Depuls clnq 
ans, le Conseil federal et le Parlament - las travaux parle­
mentaires ont dure plus de deux ans - s'efforcent de trouver 
une reponse a notre initiative. En clnq ans, lls n'ont pas 
reussll Alors, on dit qua cette Initiative est sol-dlsant depas­
see. En realite, nos adversalres ont beaucoup de pelne a 
nous rattraper et, a ce Jour, lls ne nous ont toujours pas rat­
trapes. 
Notre Initiative est une initiative tres moderee. C'est une ini­
tiative qul prevoit l'avenir, c'est-a-cllre une nouvelle perlode 
de hausse des lnteräts hypothecalres. Avec le droH actuel, le 
rlsque est grand qu'une avalanche de hausses de loyers ln­
Justlfiees se produise et nous voulons absolument l'evlter. 
Dire que cette initiative avec un tel objectif est depassee, 
c'est tout slmplement absurde. Nous avons une bonne solu­
tlon. Et, encore une 1ols, jusqu'a aujourd'hui aucune contre­
proposltlon susceptible de faire la majorlte n'a ete enoncee 
par le Parlament ou le gouvernement. 
Le gros defaut de tous las contre-projets lndlrects qui vien­
nent du gouvemement ou du Parlament est le sulvant. lls 
sont tous lies au systeme du compteur Geiger. Le compteur 
Geiger est promu par un professeur du mAme nom de 
l'Ecole polytechnique federale de Zurich et il conslste a met­
tre sur flchler electronique des loyers de maniere plus ou 
moins statistique de fay0n a determlner pretendument les 
loyers du marche. Et en plus, on va y ajouter 15 pour cent. 
Tous les contre-projets qui vlennent du Parlament sont fon­
des ou rattaches plus ou molns, avec plus ou molns d'lnten­
site, a ce systeme du compteur Geiger. Or, le compteur 
Geiger, dans le cas partlculler, n'est pas fait pour proteger la 
populatlon contre la radioactivfte, mais II est faH pour aug-
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menter et faire exploser les loyers. Et c'ast cela que nous ne 
voulons pas. 
Nous sommes pröts a la dlscussion, nous l'avons montre. 
Avec les organlsatlons immobllleres de Sulsse romande, 
nous sommes parvenus a un accord. Et la, Je dois dire que 
je suls vralment assez etonne des reactlons prasque mepri­
santes que nous avons suscltees de la part du Conseil fede­
ral ou d'une partle importante des deputes suisses alema­
nlques de drolte de ce Parlament. C'est un peu comme sl 
Sharon et Arafat parvenaient a un accord de palx, brusque­
ment, comme i;a, un peu par surprlse, et puls que le presl­
dent des Etats-Unis et le rol d' Arabie saoudlte leur dlsalent: 
••Non, non, votre accord de palx, il n'est pas tres bon, atten­
dez encore quelques annees. Nous, nous allons vous redl­
ger un texte blen mellleur et, pendant ces quelques annees. 
vous allez contlnuer ä. vous massacrer.» Bon, le tralt est exa­
gere dans la comparaison, mais c'est exactement le coup 
qua l'on nous a fait et je pense que c'est absurde. 
Donc, en resume, notre initiative populaire est la aussl pour 
ouvrlr le cas echeant la porte a cet «accord romand». Le 
Parlament a encore la chance de salsir l'opportunlte dudit 
accord et nous esperons vralment qu'il le fera. 
Pour le moment, nous vous demandons, sur le fond de la 
questlon puisque aujourd'hul, nous devons voter an votatlon 
finale sur l'lnitlatlve: recommandez au peuple et aux cantons 
de soutenlr notre initiative ou alors craignez-lal 

La presldente (Maury Pasquler Liliane, presldente): J'at­
tire votre attention sur le fait que nous sommes en pleine dls­
cusslon sur la motion d'ordre. 
Le groupe liberal communlque qu'fl soutlent 1a motlon d'or­
dre. 

Strahm Rudolf (S, BE): Ich halte mich streng an Ihre Regel 
und spreche einzig zum Ordnungsantrag: Als Präsident das 
deutschschweizerischen Mieterinnen- und Mieterverbandes 
möchte ich Sie bitten, dem Ordnungsantrag Thanel zu fol­
gen und dem indirekten Gegenvorschlag eine Chance zu 
geben, Indem man die Volksabstimmung aussetzt, bis der 
Indirekte Gegenvorschlag das Parlament verlässt. 
Wir hoffen immer noch, dass das Parlament aus der Sack• 
gasse herauskommt Sie wissen: Mit dem Gegenvorschlag 
sind wir In einer «verkorksten» Situation. Mit diesem neuen 
«accord romand„ kam ein Konzept für einen Gegenvor­
schlag Ins Spiel. Ich muss sagen: Diese «verkorkste» Situa­
tion entstand nicht zuletzt deshalb, weil das Lager der 
HauselgentQmer hoffnungslos gespalten Ist und weil Im Mo­
ment der deutschschweizerische und der welsche Hausel­
gentomerverband fast nur noch Ober den Mieterverband 
miteinander verkehren und verhandeln. Wir haben deswe­
gen eine Wirrnis um diesen Gegenvorschlag, aber Ich bin 
Qberzeugt - Ich bin nicht Mitglied der Kommission -, dass 
doch noch eine Lösung möglich Ist. Der Schweizerische 
Mieterinnen- und Mieterverband möchte die Gelegenheit ha­
ben, die Initiative zurQckzuzlehen. Er hat Immer signalisiert, 
dass er dazu bereit ist. 
Die Initiative wurde Ja nach altem Recht eingereicht. Man 
steht also nach altem Initiativrecht nicht unter der Gußlotlne 
einer gesetzlichen Frist. Ich muss Ihnen abschllessend sa­
gen: FOr uns ist die Initiative kein Pokerspiel; es Ist kein 
leichtes Spiel. Wir sind - wie Qbrlgens auch die Hauselgen­
tomerseite - daran Interessiert, dass man vom alten Miet­
recht mit der Bindung an die Hypothekarzinsen wegkommt. 
Deswegen appelliere Ich nochmals an Sie: Geben Sie dem 
Kompromiss noch eine Chance, indem Sie dem Ordnungs­
antrag Thanel zustimmen. Das Volk soll, wenn es nötig ist, 
dann entscheiden können, wenn der Gegenvorschlag vor­
liegt. Mit einem Ja zum Ordnungsantrag Thanel können Sie 
auch eine Volksabstimmung vermeiden helfen. 

La presldente (Maury Pasquler Lillane, presidente): Le 
groupe ecologiste communlque qu'il soutlent la motlon d'or­
dre. 
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Joder Rudolf (V. BE): Ich möchte mich nur formellrechtlich 
zum Ordnungsantrag Thanei äussern. Artikel 74 Absatz 2 
des Bundesgesetzes über die politischen Rechte Ist nur an­
wendbar für neurechtllche Initiativen, d. h. für Initiativen, bei 
denen man nach dem 1. April 1997 mit der Unterschritten­
sammlung begonnen hat. Die Mieter-Initiative Ist ganz ein­
deutig eine altrechtllche Initiative, und es geht nun nicht an, 
dass man eine klare Gesetzesbestimmung zu umgehen ver­
sucht, indem man hier einen Ordnungsantrag stellt Wir kön­
nen nicht mit einem Ordnungsantrag materielles Recht 
umgehen. Das heisst konkret: Frau Thanei 1st aus meiner 
Sicht gar nicht berechtigt, einen Antrag zu stellen. Sie kann 
hier einfach einen Wunsch zuhanden des Bundesrates äus­
sem, wann diese Initiative zur Abstimmung kommen soll. 
Aber sie kann keinen Antrag stellen. 
Persönlich bin ich der Meinung, dass die Mieter-Initiative nun 
zügig zur Abstimmung kommen sollte, denn es Ist zeitlich of­
fen und nicht absehbar zum Jetzigen Zeitpunkt, wann dieser 
so genannte Gegenvorschlag stehen könnte. Wir können 
darüber keine Angaben machen. Ich sehe keinen Grund, 
warum man die Volksabstimmung über die Volksinitiative 
hinausschieben sollte. Das ist auch die Meinung der SVP­
Fraktlon. 

Aeschbacher Ruedl (E, ZH): Formaljuristisch hat Herr Jo­
der Recht: Der Bundesrat kann In diesem Fall den Zeitpunkt 
der Abstimmung bestimmen, er kann die Abstimmung anset­
zen. Es Ist formaljurlstisch nicht möglich, hier mit einem Ord­
nungsantrag aus dem Parlament verbindlich einzugreifen. 
Ich verstehe den Ordnungsantrag Thanel allerdings als ein 
Signal, nicht als einen verpflichtenden Auftrag. Es Ist ein Si­
gnal zuhanden des Bundesrates, dass er sinnigerweise und 
auch im Sinne einer effizienten Behandlung einer Abstim­
mungsvorlage Im Volk den Termin so wählt, dass wir nicht 
gleich mehrere Abstimmungen hintereinander zu Mietrechts­
fragen haben. Es wäre wirklich ein Unsinn, wenn in unserer 
Kommission der indirekte Gegenvorschlag in den nächsten 
Monaten weiter beraten würde, wenn wir das Modell, auf das 
sich der Nationalrat das letzte Mal verständigt hat, weiterdis­
kutleren und mit dem «accord romand» vergleichen würden 
und wenn wir nach wenigen Monaten zu einer Lösung kä­
men, die anschllessend - wenige Monate nach der Abstim­
mung aber die Volksinitiative - auch wieder dem Rat und 
dem Volk vorgelegt werden müsste. 
Ich fOge noch ein weiteres Argument an: Es Ist meines Er­
achtens auch ein Akt der Fairness und des Vertrauens, die­
sem Ordnungsantrag zuzustimmen. Warum? Ich habe mich 
vor einer Woche dafür eingesetzt, dass die Beratung über 
den indirekten Gegenvorschlag vom Programm dieser Ses­
sion abgesetzt wird, dies deshalb, weil ich der Auffassung 
war, dass die Beratungen In der Kommission hätten vertieft 
werden müssen, bevor wir hier an den Rat gelang wären. Es 
wäre nun sehr unfair und nicht korrekt, wenn wir mit diesem 
Vorgehen, das wir beschlossen haben, auf kaltem Wege ver­
suchen würden. die initiative vom Gegenvorschlag zu tren­
nen. Das war nicht die Absicht, und das kann nicht der Weg 
sein; es wäre kein fairer und anständiger Weg. 
Die evangelische und unabhängige Fraktion stimmt dem 
Ordnungsantrag zu - selbstverständlich Im Wissen und in 
der Meinung, dass dieser Antrag und der Entscheid des Par­
lamentes eine Meinungsäusserung des Parlamentes sind 
und vom Bundesrat auch als solche verstanden werden sol­
len. Wir können den Bundesrat mit diesem Antrag selbstver­
ständlich nicht absolut verpflichten. Das Ist auch nicht die 
Idee des Antrages. 
Ich bitte Sie ebenfalls, diesem Ordnungsantrag Thanei zuzu­
stimmen. 
Damit ich vor der Schlussabstimmung zu Vorlage 1 nicht das 
Wort ergreifen muss, noch eine Bemerkung: Unsere Fraktion 
wird sich bei der Schlussabstimmung der Stimme enthalten. 
Wenn wir nicht wissen, was mit dem Indirekten Gegenvor­
schlag passiert, möchten wir uns die Entscheidung offen 
halten, um gegenüber der Initiative dann definitiv Stellung zu 
nehmen, wenn dieser Gegenvorschlag klar vor dem Paria-

Amtliches Bulletln der Bundesveniammlung 

ment liegt und wir wissen, was damit geschehen Ist. Vorher 
möchten wir uns nicht festlegen. Wir haben die Initiative In 
der Diskussion abgelehnt. Sie hat einige Mängel; aber sie 
könnte immerhin gewisse Verbesserungen bringen. Da wir 
nicht wissen, ob die Verbesserungen, die wir Im indirekten 
Gegenvorschlag vorsehen, zustande kommen, möchten wir 
uns nicht schon heute mit einem Nein zur Initiative festlegen. 

Clna Jean-Michel (C, VS): Herr Aeschbacher hat auf einen 
wichtigen Punkt hingewiesen, In welchem Ich seine Ansicht 
vollends teile: Es geht tar mich und auch fflr die CVP-Frak­
tlon wirklich um eine Frage der politischen Fairness und 
auch der politischen Kohärenz. Denn dieser Rat hat In der 
Wintersession 2001 eine Verschiebung der Schlussabstlm­
mung beschlossen, sodass es wirklich nur folgerichtig Ist, 
heute den Ordnungsantrag Thanel zu unterst0tzen. Es geht 
nicht darum, ob Jetzt formaljuristisch argumentiert werden 
soll oder nicht; mir geht es um die Sache, und In der Sache 
bin Ich klar der Meinung, dass es Sinn macht, diesem Ord­
nungsantrag zuzustimmen. 
Wir haben uns diesbez0gllch In der letzten Zelt auch vonsei­
ten der CVP wirklich tatkräftig engagiert, um In dieser wichti­
gen Frage einen konstruktiven Beitrag zu leisten, eine 
Lösung zu finden. Wir werden uns fQr einen indirekten Ge­
genvorschlag einsetzen, der zum ROckzug der Initiative füh­
ren sollte. In diesem Sinne unterstotzt die Mehrheit der CVP­
Fraktlon, wie gesagt, den Ordnungsantrag Thanei, formalju­
ristische Geplänkel hin oder her. 
Ich vermute, dass mehr dahinter steckt als nur eine formal­
juristische Argumentation. Ich hege den Verdacht, dass ge­
wisse Kreise Oberhaupt kein Interesse daran haben, dass 
ein Gegenvorschlag zustande kommt. Dies wollte ich hier 
nur kurz erwähnen. 
Nochmals: Ich erinnere Sie daran, dass die Schlussabstim­
mung zu dieser Vorlage in der Wintersession 2001 auf einen 
Antrag der CVP-Fraktlon hin verschoben wurde. 
ich bitte Sie aus KohärenzgrOnden und der Fairness halber, 
den Ordnungsantrag Thanei zu unterstützen. 

Glasson Jean-Paul (R, FR), pour la commlssion: SI nous 
nous pronom;ons aujourd'hui en votatlon finale sur l'arrflte 
federal relatif ä l'lnltlative populaire «pour des loyers loyaux», 
c'est parce qua, Je vous le rappelle, les deux Chambres l'ont 
repoussee le plus longtemps posslble, afin qua ron pulsse 
etablir, eventuellement, un contre-projet. Le vote final d'au­
Jourd'hul est donc tout a fait inhabituel dans notre procedure. 
Je le rappelle: c'est pour tächer de sortir de l'impasse dans 
laquelle nous nous trouvons - l'lnitlatlve, slnon, ira seule de­
vant le peuple et les cantons. Serait-elle sans chances? On 
peut dlverger d'oplnlons sur ce polnt SI alle etalt presentee 
seule, alle pourralt faire un bon resultat, sans l'emporter tou­
tefols. II en resulteralt une lnfluence de cette Initiative sur nos 
travaux futurs, ou alors, autre hypothese, II y auralt, an c::as 
de rejet de la motlon d'ordre Thanel, un decouplage entre la 
votatlon populaire sur l'lnltlative et un eventual referendum 
contre un contre-projet combattu par l'une ou l'autre des par­
tles. Nous en revenons toujours a la c::ase depart 
En suivant M. Hegetschweiler, la semaine passee, vous 
avez demande ä la Commisslon des affalres jurldiques, 
d'approfondir l'«accord romand», puisque c'etalt une des crl­
tlques qu'on lui falsait, c'est-ä-dire de n'avolr pas assez traite 
ce sujet a fond. Nous allons le faire tres prochainement. 
Mals laissez-nous une chance d'aboutir a un contre-projet ä 
m0me d'aboutlr, lul-m0me, au retralt de !'Initiative et de met­
tre fin ainsl a la guerre des loyers pulsque les deux partles, 
du molns en Romandle, nous presentent la porte de sortle 
avec l'accord dlt romand. 
Je vous prle donc de soutenlr la motlon cf ordre Thanel. 

Abstimmung - Vote 
F0r den Ordnungsantrag Thanel .... 93 Stimmen 
Dagegen •... 74 Stimmen 
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La presldente (Maury Pasquier Liliane, presidente): Nous 
passons donc au vote final sur l'arrAte federal 1. 

1. Bundesbeschluss über die VolkslnlUatlve «Ja zu tal• 
ren Mieten» 
1. Arrete federal relatlf a l'lnltlatlve populalre «pour des 
loyers loyauxn 

Abstimmung - Vote 
(namentlich - nominatlf: Beilage - Annexe 99.076/1898) 
FQr Annahme des Entwurfes .... 102 Stimmen 
Dagegen •••. 60 Stimmen 
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Teilrevision des Mietrechtes 
und Volksinitiative 
«Ja zu fairen Mieten» 
Revision partielle du droit de bail 
et initiative populaire 
ccpour des loyers loyaux» 

Schlussabstimmung - Vote final 
Botschaft des Bundesrates 15.09.99 (BB! 1999 9823) 
Message du eonsen federa.115.09.99 (FF 1899 9127) 
Nal!onalrat/Conseif national 04.12.00 (Erstrat- Premier Conseß) 
Nationalrat/Conseil national 05.12.00 (Fortsetzung - Sulle) 
Natlonalrat/Conse!I national 11.12.00 (Fortse1Zung - Sulle) 
Bericht BK-SS l l 12.00 
Rap,portCAJ.CE 11.12 00 
Sfflnderaf/Consell des Etats 14.12.00 (Frist - Oelal) 

Ständerat/Conseil des Etats 04.12.01 (Zweitrat- Deuxleme ConselQ 
Stinderat/Consell des Etats 05.12.01 (Fortsetzung - Sulle) 
Nalionalrat/Conseil national 14.12.01 (Ordnungsantrag - Motion d'ordre) 
Ständerat/Consell des Eta1s 14.12.01 (Ordnungsantrag - Mallon d'ordre) 
Nationalrat/Conseil national 04.03.02 (Ordnungsantrag - Motion d'ordre) 
Nationalrat/Conseil national 12.03.02 (Schlussabstimmung- Vote flnal) 
Ständerat/Conseil des Etats 12.03.02 (Schlussabstimmung - Vote final) 
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1. Bundesbeschluss Qber die VolkslnHlatlve «Ja zu fai­
ren Mieten» 
1. Amite federal relatlf a l'lnHlatlve populalre «pour des 
loyers loyaux» 

Abstimmung - Vote 
Für Annahme des Entwurfes .... 35 stimmen 
Dagegen .... 4 Stimmen 

Ständerat 99.078 
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Teilrevision des Mietrechtes 
und Volkslnitlative 
«Ja zu fairen Mieten» 
Revision partielle du droit de bail 
et initiative populaire 
«pourdesloyersloyaux» 
Differenzen - Divergences 
Bomchaft des Bundesrates 15.09.99 (BBI 1999 9823) 
Message du Conseil federal 15.09.99 (FF 1999 9127) 

Nationalrat/Conseil national 04.12.00 (Erstrat- Premier ConselO 
Nat!cnalrat/Conseil national 05.12.00 (Fortsetzung- Suite) 
Nationalrat/Conseil national 11.12.00 (Fortsetzung-Suite) 

Bericht BK;;SR 11 12.00 
Ela1mPt1 CAJ:CE ll 12 QO 
stinderat/ConseD des Etats 14.12.00 (Frist- Delal} 

Ständerat/Conseil des Etats 04.12.01 (Zweitrat - Deuxleme Conseil) 
Slllnderat/ConseD des Etats 05.12.01 (Fortsetzung- Suita) 
Nallonalrat/Consell natlonal 14.12.01 (Ordnungsanlrag - Motion d'ordre) 
StAnderat/Consell des Etats 14.12.01 (Ordnungsantrag- Motion d'ordre) 
Natlonalrat/ConseD national 04.03.02 (Ordnungsantrag- Moden d'ordte) 
Natlonalrat/Consell nadonal 12.03.02 (Schlussabstimmung- Vote flnaO 
Ständerat/Conseil des Etats 12.03.02 (SChlussabsllmmung - Vote flnaij 
Text des Erlasses 1 (BBI 2002 2737) 
Texte de l'acte leglalatlf 1 (FF 2002 2588) 
Natlonalrat/Conseß national 05.06.02 (Differenzen - Olvelgences) 

2. Obllgationenrecht (Miete) 
2. Code des obllgations (Ball a loyer et a fenne) 

La presldente (Maury Pasquier Lillane, presidente): Nous 
sommes dans le cadre d'un processus d'elimlnatlon des dj.. 
vergences. Nous allons donc prendre les artlcles concernes 
l'un apres l'autre en falsant une exception pour la dlscusslon 
sur le concept, qul aura lleu au debut de l'examen de l'article 
269. 

Art. 253b Abs. 1 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Streichen 
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Minderheit 
(Hegetschweller, Baumann J. Alexander, Mathys, Randeg­
ger, Seiler, Tschuppert, Vallendar) 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

(Der Artikel 269abls Absatz 1 gemäss Konzept der Mehrheit 
oder die Artikel 269 Absätze 1 und 2ter bzw. 269a Absatz 1 
Buchstabe cter gemäss Konzept der Minderheit sowie Arti­
kel 274d Tltel und Absatz 1 massen entsprechend ange­
passt werden.) 

Eventualantrag 1riponez 
(fQr den Fall, dass dem Konzept der Minderheit zugestimmt 
wird) 
Die Bestimmungen Ober den Schutz vor mlssbräuchllchen 
Mietzinsen (Art. 269ff.) gelten sinngemäss für nichtlandwirt­
schaftllche Pacht• und andere Verträge, die Im Wesentlichen 
die Überlassung von Wohn- oder Geschäftsräumen örtlich 
gebundener Kleinunternehmen gegen Entgelt regeln. 

Art. 253b al. 1 
Proposition de fa commission 
Majorite 
Biffer 

Minorfte 
(Hegetschweiler, Baumann J. Alexander, Mathys, Randeg­
ger, Seiler, Tschuppert, Vallendar) 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

(1..'.artlcle 269abis alinea 1er selon le concept de 1a majorite, 
ou les articles 269 allneas 1 er et 2ter et 269a allnea 1 er 
lettre cter selon le concept de la minorlte ainsl que l'artl· 
cle 274d tltre et allnea 1er dolvent etre adaptes en conse­
quence.) 

Proposition subsidlafre Trfponez 
(la propositlon ne concerne que le texte allemand) 

Hegetschweller Rolf (R, ZH): Das heutige Mietrecht Ist für 
Mieter und Vermieter zu kompliziert. Es Ist zu marktfremd, 
zu gerichtslastig. Es enthält zu viele Fallstricke, insbeson­
dere für kleine Investoren. Es besteht also Handlungsbedarf. 
Auf der anderen Seite funktioniert der Wohnungsmarkt noch 
zufrieden stellend. Der Anteli vom Haushalteinkommen, der 
von Frau und Herrn Schweizer für das Wohnen ausgegeben 
werden muss, Ist sogar leicht rOckläufig - dies bei Immer hö· 
heren AnsprOchen bezOgllch Raumbedarf und Ausstattung. 
Es gilt also, mit dieser Mietrechtsrevision das bisherige 
Gleichgewicht nicht zu stark durcheinander zu bringen. Wo 
werden die Positionen hauptsächlich verschoben? Einmal 
bei der Abkoppelung der Hypothekarzlnsen von den Mieten; 
hier wird das Risiko der Finanzierung massiv zulasten des 
Vermieters verschoben. Im Gegenzug muss der Mieter dem 
Vermieter etwas mehr Marktspielraum zugestehen. So ein­
fach ist das. Hier mOssen wir uns finden. Wenn das nicht 
gelingt, können wir die Übung abbrechen und mit dem bis­
herigen Mietrecht welterkutschieren - zum Schaden einer 
weiterhin guten Wohnraumversorgung. So viel zur Einlei­
tung. 
Nun zu Artikel 253b OR: Bei diesem Artikel - verschiedene 
andere sind davon auch betroffen - geht es um die nicht un­
bedeutende Frage, ob Geschäftsmieten im Bereich der Mlet­
zinsgestaltung den gleichen strengen Schutz geniessen 
sollen, wie das bei Wohnungsmieten der Fall Ist In den mei­
sten europäischen Ländern ist das nämlich nicht der Fall. 
Wohnen Ist ein GrundbedQrfnis, da soll der Schutz weiter ge­
hen als bei Geschäftsmieten. Es ist unbestritten, dass der 
KOndigungsschutz auch fQr Geschäftsmieter gewahrt blei­
ben soll. Im Bereich der Mietzinsgestaltung ist ein durchge­
hender Sozialschutz für Geschäftsmieter dagegen fehl am 
Platz. Der Geschäftsmieter ist unternehmerisch tätig und da­
mit naturgemäss mindestens so geschäftserfahren wie der 
Vermieter. Staatliche Eingriffe in die Mietzinsgestaltung bei 
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Geschäftsräumen vermögen daher in der Praxis nicht zu be­
friedigen. Die Bevormundung widerspricht auch dem urei­
gensten Interesse der Parteien, die Mletzinsgestaltung an 
die jeweilige Markt- und Geschäftssituation anzupassen. 
Auch der Verfassungsauftrag verpflichtet nicht zur generel­
len Unterstellung unter die Mletzinsvorschriften. 
Nach Auffassung der Kommissionsmehrheit sollen Ge­
schäftsräume weiterhin vollumfängllch dem Schutz vor 
missbräuchlichen Mietzinsen unterstellt werden. Ich meine, 
dass wir uns hier dem Ständerat anschliessen sollten, nicht 
zuletzt, um In diesem Differenzbereinigungsverfahren, in 
dem wir uns ja befinden, wirklich auch Differenzen abzu­
bauen. 
Um dem von Gewerbekreisen geforderten Sozialschutzge­
danken Rechnung zu tragen, sollen örtlich gebundene Kleln­
betrlebe weiterhin den Bestimmungen Ober missbräuchliche 
Mietzinsen unterstellt bleiben. Dies bietet den betroffenen 
Parteien In der Praxis genOgend Raum fOr eine flexible Ver­
tragsausgestaltung und gewährleistet gleichzeltlg den Klein­
unternehmern, deren Betrieb lokal stark verwurzelt ist, einen 
gegenOber Grossbetrieben verstärkten Schutz. Grossunter­
nehman können dagegen nicht als sozial schwache oder gar 
geschäftsunerfahrene und damit als schutzwürdige Partei 
bezeichnet werden. 
Ich bitte Sie also, der Minderheit bzw. der Lösung des Stän­
derates zuzustimmen. Ebenfalls bitte Ich Sie, die Anträge 
Trlponez zu diesem Artikel und zu weiteren in diesem zu. 
sammanhang zu unterstützen. 

Trlponez Plerre (R, BE): Ich kann weitgehend auf das ab­
stOtzen, was Ihnen Herr Hegetschweiler dargelegt hat. Nach 
meiner Auffassung kann eben nicht nur bei Mietern von 
Wohnungen, sondern auch bei Mietern von Geschäftsräu­
men eine gegenüber dem Vermieter strukturell schwächere 
Position vorliegen. FOr Mieter von Geschäftsräumen gilt das 
manchmal vlellelcht sogar noch In stärkerem Masse. 
Als Vertreter der kleinen und mittleren Betriebe möchte ich 
deshalb eine vollständige Entlassung der Geschäftsräume 
aus dem Geltungsbereich der Bestimmungen Ober den 
Schutz vor missbräuchlichen Mietzinsen ablehnen. Ein KOn­
dlgungsschutz allein genügt nicht, well ein sicheres Mietver­
hältnis nutzlos Ist, wenn die Miete unbezahlbar Ist Hingegen 
kann Ich mich grundsätzlich mit der vom Ständerat gefunde­
nen Lösung anfreunden, welche den Schutz eben auf örtlich 
gebundene Kleinbetriebe beschränken wlll. 
Redaktionell allerdings - und das Ist der Punkt - weicht 
mein Antrag von demjenigen der Minderheit Hegetschweller 
ab. Man sollte hier nicht von "Betrieben», sondern von „un­
ternehmen» sprechen. Das Ist elgentllch der einzige Unter­
schied. Damit soll klar gemacht werden, dass der Schutz auf 
selbstständige Unternehmen abzielt, die Insgesamt oder je­
denfalls zu einem grossen Tell örtllch gebunden sind. Es 
geht also nicht - und das möchte ich betonen - um den 
Schutz einzelner unselbstständiger Rliaien oder Betriebs­
stätten von grösseren Unternehmungen. Auf den Schutz sol­
cher Lokalitäten kann nämlich tatsächlich verzichtet werden. 
Mein Antrag zielt also darauf ab, hier anstelle der Betriebe 
die Unternehmen zu nennen. Konkret denke Ich beispiels­
weise an die Quartlerbeiz um die Ecke, die wegen untragbar 
hoher Miete gezwungen ist, ihr Lokal aufzugeben, oder an 
den Coiffeur, der sich In der unmittelbaren Umgebung Ober 
die Jahre hinweg einen guten Ruf erworben hat und fQr den 
die Miete plötzlich unerschwinglich wird. ich denke auch an 
das Detailhandelsgeschäft, das mit seinem Angebot einen 
ganz bestJmmten Kundenkreis anspricht und nun plötzlich 
wegziehen mOsste, oder Ich denke an die Werkstatt, die 
durch Mundpropaganda eine Kundschaft In der näheren 
Umgebung aufgebaut hat und auf Ihren Standort in dieser 
Umgebung angewiesen ist. 
Ich wäre Ihnen dankbar, wenn Sie Im Grundsatz also dem 
Antrag der Minderheit Hegetschweiler folgten, aber den Be­
griff nicht auf «Betriebe» fokussierten, sondern diesen durch 
«Unternehmen» ersetzen warden. 
Welche Unternehmungen als klein zu betrachten sind, wird 
natOrllch unter WOrdlgung des Schutzrechtes zu bestimmen 
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sein. Bezüglich der Grössenordnung gehe Ich davon aus, 
dass Unternehmungen mit einem Umsatz von weniger als 
einer Million Franken oder mit weniger als 1 O Beschäftigten 
unter den Begriff «Kleinunternehmen» fallen warden. Was 
die Anzahl der Beschäftigten angeht, so wOrde diese Grös­
senklasse der vom Bundesamt für Statistik verwendeten Ka­
tegorie «1 bis 9 Beschäftigte» entsprechen. Diese Kriterien 
sind aber nicht abschliessend oder schematisch zu handha­
ben. 
Ich bin Ihnen dankbar, wenn Sie meinem Antrag folgen. 

Thanel Anita (S, ZH): Es geht hier um die sehr wichtige 
Frage des Geltungsbereiches des Preisschutzes. Im bisheri­
gen Recht gelten die Bestimmungen für sämtliche Wohn­
und Geschäftsräume. Der Ständerat und eine Minderheit der 
Kommission wollen den Schutz nun auf örtlich gebundene 
Kleinbetriebe beschränken. Herr liiponez verlangt dasselbe 
in einem Antrag, mit dem Unterschied, dass es Kleinunter­
nehmen sein sollen. 
Im Namen der SP-Fraktion ersuche ich Sie, der Mehrheit zu 
folgen, d. h., beim bisherigen, bewährten Recht zu bleiben. 
Weshalb? 
Erstens einmal gibt es bereits formelle Schwierigkeiten. Es 
Ist unklar, was als «örtlich gebundenes Kleinunternehmen» 
zu qualifizieren ist. Soll der Umsatz, wie das Herr Trlponez 
Jetzt genannt hat, massgebend sein oder die Anzahl der An­
gestellten? Ich möchte Herrn Triponez darauf hinweisen, 
dass es relativ schwierig ist, bei einem neuen Betrieb, der 
erstmals Räumlichkeiten mietet, von Umsatzzahlen auszu­
gehen, da ein neuer Betrieb Ja noch gar keinen bisherigen 
Umsatz hat Was helsst «örtlich gebunden»? Von welchem 
Moment an ist ein Coiffeursalon oder allenfalls eine Bäckerei 
nicht mehr örtlich gebunden? Gerade diejenigen, die das 
Mietrecht vereinfachen wollen, erreichen das mit diesem An­
trag sicher nicht. Es käme folgender Fall dazu: Wenn sich 
sehr viele Kleinhandwerker zusammentäten und eine ganze 
Liegenschaft mieteten, würden sie auch nicht mehr unter 
diese Schutzbestimmungen fallen. 
In materieller Hinsicht trifft es Im Übrigen auch nicht zu, dass 
Grossunternehmen kein Schutzbedürfnis hätten. Missbräu­
che im Mietwesen haben nicht immer etwas mit Geschäfts­
unerfahrenheit oder sozialer Schwäche zu tun. Auch einem 
Grossbetrleb - Ich spreche jetzt nicht von den Banken an 
der Zürcher Bahnhofstrasse - kann es grössere Schwierig­
keiten bereiten, wenn er vor die Frage gestellt wird, den dop­
pelten Mietzins zu bezahlen oder allenfalls die Ge­
schäftsräumlichkeiten Innert der Kündigungsfrist zu verlas­
sen. Weshalb hier dieses Schutzbedürfnis nicht mehr 
bestehen sollte, ist für mich schlichtweg nicht nach­
vollziehbar. Sie machen zudem einen Denkfehler, wenn Sie 
davon ausgehen, dass die Kündigungsschutzbestimmungen 
weiterhin Geltung haben sollen. Das steht im Widerspruch 
zur Aufhebung des Preisschutzes, da einige Bestimmungen 
miteinander gekoppelt sind. Aber offensichtlich handelt es 
sich hier auch um einen ständerätllchen Schnellschuss, der 
von der Minderheit unserer Kommission übernommen 
wurde. 
Ich bitte Sie, der Mehrheit zu folgen. 

Clna Jean-Michel (C, VS): Die Geschäftsmieten unterliegen 
schon heute der Missbrauchsgesetzgebung. Diese Rege­
lung hat zu keinen Problemen geführt. Es besteht somit kein 
Handlungsbedarf. Die vom Ständerat mit 19 zu 18 Stimmen 
getroffene Regelung versucht, einen Kompromiss herzustel­
len. Dieser führt aber zu Abgrenzungsschwierigkeiten, zu 
Missbräuchen und damit letztlich zu einer Mehrbelastung 
der Gerichte. ich ziehe deshalb eine Entweder-oder-Lösung, 
d. h. eine klare Regelung, vor. Wie gesagt, die bisherige Re­
gelung hat zu keinen namhaften Problemen geführt. 
Aus verfassungsrechtlichen Gründen und gerade auch mit 
Blick auf die kleineren Geschäftsräume bitte ich Sie, mit der 
Mehrheit der CVP-Fraktlon die Mehrheit zu unterstatzen. 
Das Anliegen Triponez ist damit eigentlich auch aufgenom­
men. 

Joder Rudolf (V, BE): Im Namen der einstimmigen SVP­
Fraktlon ersuche Ich Sie, den Antrag der Minderheit He­
getschweller zu unterstützen. Es geht um die Frage, wieweit 
die Schutzbestimmungen gegen missbräuchliche Mietzinse 
auch auf das Gewerbe Anwendung finden sollen. Wir sind 
der Meinung, dass der Ständerat mit einer mittleren Lösung 
einen sehr guten Weg vorgezeigt hat, mit dem Begriff «ört• 
lich gebundene Kleinbetriebe» oder allenfalls «Kleinunter­
nehmen». Wir sehen keine Probleme bei der Konkretisie­
rung dieser Begriffe. Gemeint Ist beispielsweise der Dorfla­
den oder das Quartlerlädeli mit einer begrenzten Kundschaft 
aus der Umgebung seines standortes. Wir sind anderseits 
der Auffassung, dass nicht jede Unternehmung, nicht jedes 
Gewerbe, nicht die internationale Ladenkette, ein Schutzbe­
dCtrfnis geltend machen kann. 
Ich bitte Sie, der Minderheit zuzustimmen und bei der Even­
tualabstlmmung dem Antrag Trlponez den Vorzug zu geben, 
weil die Wortwahl «Kleinunternehmen» aus unserer Sicht 
präziser ist als «Kleinbetriebe». 

Aeschbacher Ruedi (E, ZH): Der Antrag Trlponez führt zu 
Abgrenzungsschwierigkeiten. Es ist bereits darüber gespro­
chen worden, ich möchte das nicht wiederholen. Wir sind 
der Meinung, dass wir beim heutigen Recht bleiben sollten. 
Dieses hat sich bewährt, eine Praxis dazu hat sich ergeben, 
und wir glauben, dass es nicht richtig wäre, eine neue Lö­
sung zu treffen, die bei der Einführung Schwierigkeiten mit 
sich bringen wOrde und die Schwierigkeiten In der Praxis zur 
Folge haben würde. 
Bleiben wir also beim bisherigen Recht, das bekannt Ist, und 
führen wir auch die entsprechende Praxis weiter! Unsere 
Fraktion wird mit der Mehrheit der Kommission stimmen. 

Leuthard Doris (C, AG), tar die Kommission: Der Ständerat 
hat die Schutzbestimmungen für Geschäftsräume auf örtlich 
gebundene Kleinbetriebe eingeschränkt. Gemäss heutigem 
Recht unterstehen alle Geschäftsräume der Missbrauchsge­
setzgebung, und das funktioniert gut. Es macht daher kel• 
nen Sinn, etwas daran zu ändern und eine Ungleichbehand­
lung von kleinen und grossen Geschäftsräumen einzu­
führen. Aus der Sicht der Kommissionsmehrheit ist es auch 
problematisch, zwei Kategorien von Geschäftsräumen zu 
schaffen, weil damit grosse Auslegungsprobleme verbunden 
wären. Wir haben vorher schon gehört, dass es schwierig 
wäre zu definieren, welche Betriebe klein sind. Es wäre auch 
schwierig zu bestimmen, woran eine solche Definition ge­
bunden sein soll - soll sie an den Umsatz gebunden sein? -
und wer das Oberhaupt zu kontrollieren hätte. Diese Proble­
matik können Sie nicht aus der Welt schaffen. Die Mehrheit 
der Kommission ist klar der Auffassung, dass alle Geschäfts. 
räume schutzbedOrftlg sind, wie auch alle Wohnräume den 
Schutzbestimmungen unterstellt sein müssen. Wir unter· 
scheiden bei den Wohnmieten auch nicht zwischen grossen 
und kleinen Räumen, weil wir eben sagen, dass auch dort 
alle einen Kündigungsschutz verdienen. Ein grosser Unter­
nehmer mit entsprechend umsatzträchtlgen Filialen Ist von 
einer Kündigung ebenso betroffen wie ein kleiner Gewerbler. 
Deshalb Ist es richtig, dass wir die bisherige Fassung, wo­
nach alle Geschäftsräume den Schutzbestimmungen unter­
stellt sind, beibehalten. 
Die Kommission hat dies mit 14 zu 6 stimmen bei 1 Enthal­
tung beschlossen. Ich bitte Sie, der Mehrheit zu folgen. 

Glasson Jean-Paul (R, FR), pour la commisslon: II s'aglt lcl 
d'une mlse en bauche, si l'on peut dlre, que ce debat sur l'in• 
tegratlon ou non des petites entreprlses et des locaux com­
merclaux dans la protection instauree par Je Code des 
obligations. La majorite de la commisslon vous propose - je 
vous rappelle que notre Conseil avait adopte cette proposi­
tion lors du premier debat - de malntenlr le drolt actuel a 
l'allnea 1er de l'article 253b, d'inclure donc tous les locaux 
commerciaux dans la protectlon lnstauree par le Code des 
obligations. 
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lnitlalement, la mlnorlte Hegetschweiler ne voulalt pas du 
tout de reglementatlon pour ces locaux commerclaux, estl• 
mant que le marche dolt ätre libre entre gens qui sont des 
partenaires commerclaux, qul ont l'habltude de s'entendre et 
que, par consequent, II n'y avait pas d'utlltte de las proteger. 
Elle s'est - heureusement ä nos yeux - ravisee. On peut 
d'allleurs se demander si le drolt constltutionnel auralt ete 
respecte en supprlmant totalement toute protectlon pour les 
locaux commerclaux. 
Le Conseil des Etats a blen comprls que la sltuatlon, au ml­
nlmum des petltes entreprlses - artlsanales, commerciales, 
Industrielles ou de servlces -, n'est pas sl equillbree qu'il n'y 
paralt au premier abord, notamment dans un marche tendu. 
C'est la ralson pour laquelle II a retenu pour sa part Ja notlon 
de «petites entreprlses llees a une localite», qul pourralent 
benaflcler de la protectlon du Code des obligatlons. 
Mais comment definir verltablement ces petites entreprises 
et ce llen avec les localites? Les personnes qul se sont ex­
prlmees avant mol en faveur de la proposltion de la majorite 
de la commission ont dlt toute la difficulte de la quallflcation 
de ces entreprises et l'imprecision qui decoulerait de J'lntro­
ductlon dans le Code des obllgatlons de rarticle 253b tel 
qu'il a ete adopte par le Conseil des Etats. 
C'est la ralson pour laquelle, par 14 voix contre 6 et avec 
1 abstentlon, la commisslon prefere le drolt actuel a la ver­
slon du Conseil des Etats, et malntlent alnsi la divergence. 
A noter que cette declsion aura des repercusslons sur un 
nombre conslderable d'artlcles sur lesquels nous n'aurons 
plus ä revenir lorsque nous nous serons mls d'accord sur 
cette solutlon. 

Couchepln Pascal, conseiller federal: Le Conseil federal 
soutlent la proposltlon de la majorite pour !es raisons indl­
quees par las rapporteurs. 
L'.artlcle constltutlonnel prevolt une protectlon des locataires, 
mals pas une distlnctlon entre les locatalres de baux com­
merciaux et les locetalres d'lmmeubles a usage prive. Par 
consequent, II est Indispensable qua les mesures de protec­
tlon couvrent aussl cette categorle de locataires. 
Alors, faut-11 aller dans le sens du Conseil des Etats qul veut 
exclure certalnes categorles de baux pour repondre aux exl­
gences minlmales de l'artlcle 109 de la constitutlon? Je crols 
que la discussion d'aujourd'hul l'a demontre, c'est pratique­
ment impossible de dlstlnguer, an fonctlon de la deflnltlon du 
Conseil des Etats, las «locaux commerciaux de petltes en­
treprlses liees ä une locallte» et les autres locaux commer• 
ciaux. On va aboutlr ä une abondance de jurisprudence qui 
va compllquer le droit du bail. Nous verrons tout ä l'heure, 
lorsque nous parlerons de l'«accord romand», que la solu­
tion preconlsee est deja catastrophlque du polnt de vue de 
la quallte de la leglslatlon et qu'elle aboutlralt, si eile etalt 
adoptee, ä une compllcatlon extraordinaire qul nous place­
ralt ä des annees lumieres des ambltlons legitimes de 
l'auteur du Codecivil et du Code des obligatlons, M. Eugene 
Huber, qul souhaitait que la loi solt comprehenslble par le cl­
toyen ordlnalre. lcl, on ajouterait un element de complicatlon 
supplementalre ä l'edlflce baroque qul est an train d'etre 
bätl. 

Abstimmung - Vota 
Für den Antrag der Mehrheit .... 83 Stimmen 
Für den Antrag der Minderheit .... 69 Stimmen 

La presldente (Maury Pasquier Llllane, presidente): Apres 
ce vote, la proposltion subsldlaire Trlponez est donc cadu­
que. 
Cette decision vaut egalement pour un certaln nombre 
d'autres articles dans lesquels nous ne nous prononcerons 
plus sur la minorlte Hegetschweller quand elle falt allusion ä 
ces entreprises liees ä une localite. 

Art 2591 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
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Proposition de la comm/ssion 
Adherer ä la decision du Conseil des Etats 

Angenommen -Adopte 

Zweiter Abschnitt Tltel 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Festhalten 
Minderheit 
(Hegetschweiler, Baumann J. Alexander, Mathys, Randeg­
ger, Seiler, Tschuppert, Vallendar) 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Chapltre II tltre 
Proposition de /a commiss/on 
Majorite 
Maintenir 
Minorite 
(Hegetschweiler, Baumann J. Alexander, Mathys, Randeg­
ger, Seiler, Tschuppert, Vallendar) 
Adherer ä la decision du Conseil des Etats 

Angenommen gemäss Antrag der Mehrheit 
Adopte se/on la proposition de 1a majorlte 

Art. 269 
Antrag der Kommission 
Abs.1 
Mehrheit 
Unverändert 
Minderheit I 
(Cina, Baumann J. Alexander, Bosshard, Hegetschweller, 
Joder, Leuthard, Mathys, Randegger, Seiler, Siegrist, Vallen­
dar) 
.... oder Geschäftsräume um mehr als 15 Prozent .... 
Minderheit 
(Hegetschweiler, Baumann J. Alexander, Mathys, Randeg­
ger, Seiler, Tschuppert, Vallendar) 
...• oder Geschäftsräume örtlich gebundener Kleinbetriebe 
um mehr ...• 
Minderheit 
(de Dardel, Aeppll Wartmann, Aeschbacher, Garbani, Gross 
Jost, Hubmann, Menetrey-Savary, Stump, Thanel) 
.... Wohn- oder Geschäftsräume überschreiten .... 

Abs.2 
Mehrheit 
Unverändert 
Minderheit I 
(Clna. Baumann J. Alexander, Bosshard, Hegetschweiler, 
Joder, Leuthard, Mathys, Randegger, Salier, Slegrlst, Vallen­
dar) 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Abs.2bis 
Mehrheit 
Unverändert 
Minderheit 
(Hegetschweüer, Baumann J. Alexander, Joder, Mathys, 
Randegger, Seiler, Siegrlst, Tschuppert) 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Minderheit 
(Clna, Leuthard) 
Streichen 

Abs.2ter 
Mehrheit . 
Unverändert 
Minderheit I 
(Clna, Baumann J. Alexander, Bosshard, Hegetschweller, 
Joder, Leuthard, Mathys, Randegger, Seiler, Slegrlst, Vallen­
dar) 
.... bei Geschäftsräumen auf drei vergleichbare Objekte ab­
zustellen. 
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Minderheit 
(Hegetschweiler, Baumann J. Alexander, Mathys, Randeg­
ger, Seiler, Tschuppert, Vallendar) 
•••• bei Geschäftsräumen örtlich gebundener Kleinbetriebe 
auf drei .... 

Abs. 2quater 
Mehrheit 
Unverändert 
Minderheit I 
(Clna, Baumann J. Alexander, Bosshard, Hegetschweller, 
Joder, Leuthard, Mathys, Randegger, Seiler, Siegrlst, Vallen• 
der) 
Ablehnung des Antrages der Minderheit 
Minderheit 
(de Dardel, Aeppii Wartmann, Garbani, Gross Jost, Hutr 
mann, Menetrey-Savary, Stump, Thanel) 
Die KOndlgung Ist gemäss den Artikeln 271 und 271 a an­
fechtbar, wenn sie ausgesprochen wird, um einen Wohn• 
oder Geschäftsraum zu einem erhöhten Mietzins an einen 
Dritten weitervermieten zu können, selbst wenn dieser neue 
Mietzins nicht so hoch angesetzt Ist, dass er mlssbräuchllch 
Im Sinne von Absatz 1 ist. 

Abs.3 
Mehrheit 
Unverändert 
Minderheit I 
(Cina, Baumann J. Alexander, Bosshard, Hegetschweller, 
Joder, Leuthard, Mathys, Randegger, Seiler, Slegrist, Vallen­
dar) 
Festhalten 

Abs.4 
Mehrheit 
Unverändert 
Minderheit I 
(Clna, Baumann J. Alexander, Bosshard, Hegetschweiler, 
Joder, Leuthard, Mathys, Randegger, Seiler, Slegrlst, Vallen­
dar) 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Minderheit 
(Hegetschweiler, Baumann J. Alexander, Glasson, Joder. 
Mathys, Randegger, Seiler, Tschuppert, Vallendar) 
Festhalten 

Abs.5 
Mehrheit 
Unverändert 
Minderheit I 
(Clna, Baumann J. Alexander, Bosshard, Hegetschweiler, 
Joder, Leuthard, Mathys, Randegger, Seiler, Slegrlst, Vallen• 
der) 
Festhalten 

Art. 269 
Proposition de 1a commlssion 
Al. 1 
Ma}orlte 
lnchange 
Mlnorite I 
(Clna, Baumann J. Alexander, Bosshard, Hegetschweiler, 
Joder, Leuthard, Mathys, Randegger, Seiler, Slegrist, Vallen­
dar) 
.... de plus de 15 pour cent le loyer demande pour des lo­
caux d'habitatlon ou commerciaux comparables ••.. 
Mlnorite 
(Hegetschweiler, Baumann J. Alexander, Mathys, Randeg­
ger, Seiler, Tschuppert, Vallendar) 
.... ou commerciaux de petltes entreprlses liees a une loca• 
lite comparables .... 
Minorite 
(de Dardel, Aeppli Wartmann, Aeschbacher, Garbanl, Gross 
Jost, Hubmann, Menetrey-Savary, Stump, Thanei) 
Le loyer est abusif lorsqu'll depasse le loyer demande .... 

Al. 2 
Majorite 
lnchange 
Mlnoritel 
(Clna, Baumann J. Alexander, Bosshard, Hegetschweller, 
Joder, Leuthard, Mathys, Randegger, Seiler, Slegrlst, Vallen­
dar) 
Adherer a la declslon du Conseil des Etats 

Al. 2b/s 
Majorlte 
lnchange 
Minorite 
(Hegetschweller, Baumann J. Alexander, Joder, Mathys, 
Randegger, Seiler, Slegrist, Tschuppert) 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 
Minorlte 
(Clna, Leuthard) 
Blffer 

Al. 2ter 
Majorite 
lnchange 
Minorite I 
(Cina, Baumann J. Alexander, Bosshard, Hegetschweiler, 
Joder, Leuthard, Mathys, Randegger, Seiler, Slegrlst, Vallen­
dar) 
.... pour les locaux commerciaux. 
Minorite 
(Hegetschweiler, Baumann J. Alexander, Mathys, Randeg­
ger, Seiler, Tschuppert, Vallendar) 
.... commerciaux de petites entreprlses liees a une locallte. 

Al. 2quater 
Majorite 
lnchange 
Mlnorite I 
(Cina, Baumann J. Alexander, Bosshard, Hegetschweller, 
Joder, Leuthard, Mathys, Randegger, Seller, Slegrlst, Vallen­
dar) 
Rejeter la proposition de la mlnorlte 
Minorite 
(de Dardel, Aeppll Wartmann, Garbanl, Gross Jost, Hub­
mann, Menetrey-Savary, Stump. Thanel) 
Le conge est annulable selon les articles 271 et 271 a s'II est 
donne dans le but de llberer un logement ou un local com­
merclal pour le relouer a un tlers a un loyer plus eleve mllme 
sl celui-cl raste equlvalent ou en dessous du loyer abusif de­
flnl a l'alinea 1 er. 

Al. 3 
Majorite 
lnchange 
Mlnoritel 
(Cina, Baumann J. Alexander, Bosshard, Hegetschweller, 
Joder, Leuthard, Mathys, Randegger, Seiler, Slegrlst, Vallen­
dar) 
Malntenir 

Al. 4 
MaJorite 
lnchange 
Mlnorite I 
(Cina, Baumann J. Alexander, Bosshard, Hegetschweiler, 
Joder, Leuthard, Mathys, Randegger, Seiler, Slegrlst, Vallen­
dar) 
Adherer a la declsion du Conseil des Etats 
Mlnorite 
(Hegetschweller, Baumann J. Alexander, Glasson, Joder, 
Mathys, Randegger, Seile!'. Tschuppert, Vallendar) 
Malntenir 

Al.5 
Majorlte 
lnchange 
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M/norlte I 
(Clna, Baumann J. Alexander, Bosshard, Hegetschweller, 
Joder, Leuthard, Mathys, Randegger, Seiler, Slegrist, Vallen­
dar) 
Maintenir 

La presldente (Maury Pasquier Ullane, presidente): Lama­
Jorite et la mlnorite proposent des concepts differents pour 
las artlcles 289 a 270e et pour las dlsposltions transltoires. 
Nous allons mener un debat qui correspond a un debat 
d'entree en matiere sur l'allnea 1 er de l'artlcle 289 en mäme 
temps que sur le ooncept 

Leuthard Doris (C, AG), tor die Kommission: Wir sind hier 
beim Grundsatzentscheid, beim Konzeptentscheid, und das 
ist sicher der schwierigste Entscheid, den Sie heute zu fällen 
haben. 
In der Frühjahrssession hat unser Rat beschlossen, das 
Mietrecht nochmals an die Kommission zurOckzuschlcken, in 
der Meinung, dass diese den so genannten Accord romand 
Inhaltlich nochmals diskutieren soll. Die Kommission fOr 
Rechtsfragen hat dies getan, Indem sie die Vertragspartner 
und je einen Vertreter des Schweizerischen Mieterinnen­
und Mieterverbandes und des Schweizerischen Hauseigen­
tOmerverbandes anhörte. Das Resultat ist gleich geblie­
ben. Die Kommission fOr Rechtsfragen beantragt Ihnen er­
neut, dem Accord romand zuzustimmen, und z.war mit 13 zu 
11 Stimmen. 
Bevor wir aber einen Konzeptbeschluss fällen und ich ihnen 
die Überlegungen der Kommission _tar Rechtsfrage~ dar­
lege, noch ein paar grundsätzliche Uberlegungen: Wir ste­
hen heute in der Differenzbereinigung. Bisher Ist es nicht 
gelungen, einen klaren Weg zu finden, wie wir die verschie­
denen Spannungsfelder auflösen können. Das liegt zum ei­
nen daran, dass wir aus gesellschaftspolitischen GrOnden 
ein Interesse daran haben müssen, dass die Mieten bezahl­
bar sind und die Mieter auf Schutzbestimmungen zählen 
können. Gleichzeitig müssen wir aber auch ein System 
bauen, das fQr Investoren und fllr Ersteller von Mietobjekten 
entsprechend Interessant ist. Besteht nämlich kein Angebot 
an Mietobjekten, steigen die Preise. 
Daneben haben wir auch staatspolitische Spannungsfelder: 
das Spannungsfeld Stadt/Land, Spezialitäten von sozialem 
Wohnungsbau, Gewerbebauten von Klaineigentamern und 
institutionellen Anlegern sowie daneben verschiedene Ver­
bände, die kräftig lobbyieren. Das alles sollen wir unter einen 
Hut - sprich: In ein Gesetz- packen, ein wahrlich ambitiöses 
Ziel. Es erstaunt daher nicht, dass in letzter Minute ein Lö­
sungsvorschlag zuhanden der Kommission verabschiedet 
wurde, der so genannte Accord romand. 
Ich meine: Wir sind heute gefordert, nun endlich Nägel mit 
Köpfen zu machen und einen tauglichen Gegenvorschlag zu 
verabschieden. Ich bitte Sie daher, möglichst konstruktiv zu 
diskutieren und eigene Interessen in den Hintergrund zu 
stellen. 
Wie eingangs erwähnt, hat die Kommission mit 13 zu 
11 Stimmen für den Accord romand votiert Die Argumente 
waren: 
1. FOr die Mehrheit der Kommission war das Bestechende, 
dass sich verschiedene Verbände zu einer gemeinsamen 
Lösung gefunden haben. Es sind dies der Schweizerische 
Mieterinnen- und Mieterverband, die Assoclazlone SVlzzera 
lnquillni, die Federatlon romande des locatalres und die 
Federation romande lmmobiliere sowie die Union sulsse des 
professlonneis de l'immobiller. 
2. Der Accord romand geht weitgehend vom heutigen Miet­
recht aus. Anstelle des Hypothekarzinses orientiert er sich 
an den Bundesobligationen - die Entkoppelung vom Hypo­
thekarzins ist eine der Hauptforderungen der ganzen Vor­
lage, wo sich alle einig sind. 
3. Der Accord romand orientiert sich am geltenden Recht 
Das hat für die Beteiligten den Vorteil, dass sie sich nicht mit 
einem neuen, auf gänzlich anderen Basen aufbauenden 
System zu befassen haben, sondern mit Ihrem bisherigen 
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Wissen im Alltag bei der Ausübung des Rechtes relativ 
schnell eingearbeitet sind und Anpassungsschwierigkeiten 
somit Im Wesentlichen wegfallen. 
Das sind aber glelchzeltlg auch die GrOnde der Kritik an die­
sem Acoord. Mit dem Gegenvorschlag zur Mieter-Initiative 
wollte man ja eine Richtung weg vom heutigen System ein­
schlagen, weil das heutige System sich In der Praxis als 
äusserst kompliziert erwiesen hat, weil es vor allem von Ge­
richtsurteilen und nicht vom Gesetz dominiert wird. Das Ist 
fQr einen Rechtsstaat in der Regel unwürdig, wenn wir eine 
Gerichtsjustiz haben und es nicht schaffen, Gesetze und 
Verordnungen aufzubauen, die in der Handhabung dann tar 
die Beteiligten klar sind. 
Die Kritik am Konzept bezieht sich auch auf die Nettorendite. 
Die Nettorendite kennt bereits das heutige Recht Es hat 
sich aber in der Praxis gezeigt, dass das fOr Mietzinsanpas­
sungen ein untaugliches Instrument Ist, weil die Grundlagen 
fQr die Ermittlung der Nettorendite sehr oft nicht bekannt 
sind und es fast Juristen braucht, damit man diese Rendl­
teberechnung vornehmen kann. Auch das ist ein Mangel am 
heutigen System, der vom Acoord übernommen wird. 
Die Minderheit Cina basiert Im Wesentlichen auf dem Be­
schluss des ständerates. Sie geht von der Vorstellung aus, 
dass ein Mietzins dann missbräuchlich ist, wenn er den Miet­
zins vergleichbarer Wohn- und Geschäftsräume um mehr 
als 15 Prozent überschreitet. Diese Definition der Miss­
bräuchllchkelt ist wesentlich anders als Im geltenden Recht, 
wo wir vom Obersetzten Ertrag ausgehen. Der Anfangsmiet­
zins kann nach dem Konzept der Minderheit auf diese 
Mlssbräuchllchkelt hin überprOft werden. Danach gilt der von 
den Parteien vereinbarte Mietzins. Mietzinsanpassungen -
das Ist ganz wesentlich - sind dann nur noch möglich, wenn 
die Teuerung jährllch zu 100 Prozent Oberwälzt werden 
kann. Die im Konzept des Ständerates kritisierte zusätzliche 
Möglichkeit der Anpassung an die Vergleichsmiete Ist im 
Konzept der Minderheit Clna ausgemerzt. 
Die Entwicklung eines Mietzinses erweist sich damit als äus­
serst transparent, einfach in der Handhabung und für beide 
Parteien von Anfang an klar und berechenbar. Der so ge­
nannte Spiraleffekt bei einer Koppelung von Teuerung und 
Verglelchsmleten tritt bei diesem Konzept nicht ein. Dieses 
Konzept Ist somit nach Ansicht der Minderheit auch sozial­
verträglich und schafft die gewünschte Verteilungsneutralität 
zwischen Vermietern und Mietern. 
In der Kommission fOr Rechtsfragen Ist dieses Konzept mit 
13 zu 11 Stimmen unterlegen. 

Glasson Jean-Paul (R, FR), pour la commission: Nous volla 
donc au plat de reslstance de ca debat. Je vous rappelle 
brlMment qua le Parlament planche depuis plus de deux 
ans sur une revislon du drolt du ball provoquee, je vous le 
rappelle, par !'Initiative populaire dlte «pour des loyers 
loyaux» qua las Chambres proposent de rejeter. 
La problematlque du report sur las loyers des hausses du 
taux hypothecaire est un des elements poussant a trouver 
une autre reglementatlon. Le Consell federal fonde cette 
nouvelle reglementatlon sur des Instruments statlstlques qul 
ne convainquent nl las locatalres nl las proprletaires, au pre­
mler abord en tout cas. Devant l'enllsement des debats et au 
vu des dlvergences entre nos deux Conseils, las mllleux 
ooncernes, las locatalres d'une part, proprfetalres, ballleurs 
et reglsseurs de l'autre, se sont mis a table, nourrls de la 
pratlque d'un certaln dlalogue - en Suisse romande prlnci­
palement, II faut le dire. C'est ca qu'on a appele, faussement 
peut-ätre, «l'accord romand», qua j'appellerai dorenavant 
«l'accord» tout court, qul reprend pour l'essentiel Je drolt ac­
tuel expurge de ta reference au taux hypothecalre, notam­
ment. 
C'est ce concept qui l'a flnalement emporte, apres diverses 
peripeties au sein de la Commlssion des affalres Juridlques, 
par 13 volx contre 11, an faveur du systeme de la minorite 
qul est plus en accord avec ce qul a ete decide lors des d~ 
bats parlementaires anterieurs. 
La Commission des affalres jurldlques avalt auparavant 
audltlonne las partenaires de l'accord et traite le concept ar-
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tlcle par article, alnsi que vous l'aviez demande lors de la 
session de mars 2002. De meme, nous avons repris, non 
pas de fond en comble, mais assez serleusement tout le 
concept de la minorlte, qui a falt l'objet d'un reexamen de la 
commlsslon. Tout cela se trouve dans le depliant dont la lec­
ture est un peu dlfflclle, J'en conviens. II s'aglt donc malnte­
nant de declder en plenum quel alguillage nous allons 
suivre, quel systeme nous allons retenlr, et la discusslon par 
artlcle se continuera ensulte en sulvant le concept ayant ob­
tenu la maJorlte. 
Je vals donc tout d'abord vous exposer l'«accord romand». 
On l'a dlt deja, II se base sur le droit du ball actuel et sur la 
jurisprudence developpee par le Tribunal federal. A>.J debut 
du bail, le loyer initial raste fixe llbrement. II n'y a pas de re­
cours a la notlon de loyers comparatlfs au sens ou l'enten­
dent le Conseil federal et le Conseil des Etats, mals on falt 
bien plutöt reference a des notlons connues et pratlquees 
joumellement, soit a la methode absolue qui se rapporte aux 
loyers usuels de la localite ou du quartier, soit au rendement 
net qui determlne le caractere admlssible ou non du rende­
ment des fonds propres. 
Pour remplacer la reference au taux hypothecaire, on re­
court au taux des interets des emprunts de la Confederation 
a 1 o ans majore de 1,5 pour cent Le locataire pourrait donc 
contester le loyer initial en invoquant les loyers usuels de la 
localite ou du quartier ou le rendement net excessif. Si le 
loyer correspond a ces loyers usuels de la localite ou du 
quartier, II y aura encore la possibilite pour le locataire de 
prouver que le loyer est abusif parce qu'il procure au ballleur 
un rendement excessif ou qu'il resulte d'un prlx d'achat ma­
nlfestement exagere. Pour sa part, le bailleur pourra s'oppo­
ser a une contestatlon du loyer Initial en evoquant les loyers 
usuels de la locallte ou du quartler. II pourra aussi opposer 
que la chose louee ne lui procure pas un rendement exces­
sif. 
Pour les augmentatlons ou diminutions de loyer en cours de 
bail, on fait reference a la methode relative, donc comme 
aujourd'hul, mais l'adaptatlon du loyer seralt dorenavant fon­
dee sur l'indexatlon au 80 pour cent de l'lndice sulsse des 
prlx a la consommation (IPC) et meme a 100 pour cent pour 
les baux conclus pour une duree minimale de cinq ans. II 
s'aglt la donc d'une slmplification lmportante du drolt actuet 
puisqu'on ne falt plus appel ni au taux hypothecaire ni aux 
charges d'exploitation. ~autre posslbilite a laquelle on peut 
recourir est l'adaptatlon du loyer fondee sur des prestatlons 
supplementaires du ballleur. Une fols le locatalre en place, le 
bailleur ne pourra donc augmenter le loyer qu'en fonction de 
l'evolution de l'IPC, ca qul d'ailleurs est aussi prevu par le 
concept Cina (mlnorlte 1), mais avec un taux de 1 oo pour 
cent dans tous les cas. 
Exceptionnellement, a des condltlons strictes, le loyer pour­
rait etre adapte en cours de ball selon d'autres crlteres que 
l'IPC, solt en recourant aux loyers de la locallte ou du quar­
tler s'ils existent Le ballleur pourra les lnvoquer pour motlver 
une hausse sl une perlode relativement longue, clnq ans se­
lon la Jurisprudence du Tribunal federal, s'est ecoulee depuis 
Ja demiere flxation du loyer. Le ballleur peut aussi invoquer 
les loyers de la localite ou du quartler pour s'opposer a une 
demande de baisse. 
La concept de la minorite Cina reprend le modele propose 
par la Commission des affalres juridlques du Conseil des 
Etats prlorltalrement, concept qui a ete rejete par le plenum 
de la Chambre haute en decembre 2001. 
Contrairement a l'accord qui s'en refere aux notlons de «ren­
dement excesslf» ou de «prlx d'achat manifestement exa­
gere» reprls du droit actuel, la mlnorite Clna fait appel a la 
notion de loyers comparatifs, alnsl que le Conseil federal, 
ma]ore de 15 pour cent pour deflnir l'abus. Le loyer initial est 
fixe llbrement; le locataire donc peut le contester an cas de 
necesslte personnelle, ou si le loyer a ete augmente consi­
derablement. 
La contröle se fait en fonctlon des loyers usuels de la locallte 
ou du quartier, loyers comparatifs plus 15 pour cent pour las 
habitatlons. Pour l'adaptation en cours de ball, recours est 
fait egalement a l'IPC a 1 oo pour cent de la moyenne du 

rencherlssement des deux annees precedentes, avec 
posslblllte pour le Conseil federal de redulre ce taux en cas 
de forte Inflation. Les locatalres peuvent faire contröler, 
selon le concept de la mlnorite Clna, le loyer tous les clnq 
ans. 
Comme de]a dit, notre Conseil se trouve a la crolsee des 
chemlns. II a a choisir quel concept II veut privllegler. Sulvant 
ce vote Initial, nous poursuivrons nos dellberatlons a droite 
ou a gauche du tralt vertical que vous avez dans votre de­
plianl La majorlte de la commlsslon vous lnvlte ä voter en 
faveur de l'«accord romand" qul reprend le drolt actuel, y 
compris l'ordonnance et la Jurlsprudence du Tribunal federal, 
tout an elimlnant le report sur le loyer des hausses du taux 
hypothecalre, sans recourlr a la methode des loyers compa­
ratlfs, methode hedoniste dlt-on, qul effrale les locatalres et 
!es professlonnels de l'immoblller: qul y voit des dangers, qul 
des augmentations massives des loyers, qul un risque d'une 
sorte d'etatlsatlon du marche du logement. 
La majorlte de la commisslon salue le resultat des nego­
clatlons ayant aboutl a un accord entre deux parties si sou­
vent antagonlstes, mals desireuses de sortlr de l'lmpasse. 
Cette vole est en tous points conforme au fonctlonnement 
habituel des rapports entre partenalres soclaux dans notre 
pays, et II n'y a la ni corporatlsme nl salazarlsme comme le 
disent certalns. Selon Ja majorlte, toute autre solutlon 
amenerait a l'echec et a un retour a la case depart, sulte a 
une probable votatlon populaire decoulant du malntien de 
l'lnltiatlve «pour des loyers loyaux» d'abord, puis ensulte 
peut-etre, par saccades, le lancement de l'un ou l'autre refe­
rendum contre une reforme contestee par une ou l'autre des 
partles. 
Je vous lnvlte donc au nom de la ma]orlte de la commission 
a choislr la vole de la raison et de la concertatlon, soit 1' «ac­
cord romand». 

Clna Jean-Michel (C, VS): Zu viele Retter könnten des Miet­
rechtes Tod bedeuten. Die Mletrechtsvorlage ist leider offen­
sichtlich gefährdet Das liegt daran, dass nach den 
Beratungen Im Ständerat, nach schwierigen Beratungen in 
der Chambre de reflexlon sich viele aufgemacht haben, die 
Mletrechtsvorlage neu aufzugleisen. Sind es zu viele? Das 
werden sich die weniger Interessierten unter Ihnen freilich 
gefragt haben, als sie die Fahne mit den Änderungsanträgen 
erhalten haben. 
Heute stehen wir im Differenzbereinigungsverfahren und 
haben in der Tat zwei sehr gegensätzliche Modelle vor uns 
liegen. Wir stecken schon sehr tief Im Gesetzgebungspro­
zess, und es Ist gar spät, um neu eine totale Umkehr zu fa. 
vorlsleren. 
Entscheidend In der Beurteilung wird letztlich aber die Frage 
sein, ob wir eine grundsätzliche Vereinfachung des Miet­
rechtes wollen oder nicht Der so genannte Accord romand 
beruht nämlich Im Wesentlichen auf dem heutigen, viel kriti­
sierten Mietrecht. Von den BefOrwortem des Accord wird 
denn auch argumentiert, dass diese bescheidene, abar halt­
bare Reform einem Sprung ins Ungewisse vorzuziehen Ist 
Die statistische Vergleichsmiete als Mittel der Mletzins0ber­
prOfung wirkt fOr die Befflrworter des Accord wie ein Dämon 
mit unberechenbaren Folgen auf die Mietzinssituation In der 
Schweiz - zu Unrecht. 
Demgegenüber folgt das von mir favorisierte Modell den Be­
schlüssen des Ständerates. Lediglich die Im Ständerat ein­
seitig zugunsten der Vermleterschaft erfolgten Änderungen 
werden korrigiert, sodass die Vorlage neu wieder Ins Gleich­
gewicht gebracht wird. Die Vergleichsmiete als Mittel der 
Mietzins0berprOfung bildet somit das Kernelement dieses 
Modells, wie dies auch In der ursprünglichen Vorlage des 
Bundesrates vorgesehen ist 
zusammenfassend lässt sich das von mir favorisierte Modell 
wie folgt beschreiben: 
1. Festlegung des Anfangsmietzinses aufgrund der beste­
henden Marktsituation zwischen Mieter und Vermieter mit 
anschllessender Möglichkeit der Überprüfung des Mietzin­
ses auf Missbräuchlichkeit - ein Anfangsmietzins ist mlss-
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bräuchllch, wenn er die statistische Vergleichsmiete um 
mehr als 15 Prozent übersteigt. 
2. Mietzinsanpassungen können In Zukunft jährlich erfolgen, 
und zwar mit einer Vollindexierung, dem Landesindex der 
Konsumentenpreise folgend. Zusätzlich dürfen Mietzinse ge­
staffelt werden, und es sind Anpassungen des Mietzinses 
nach Erneuerungen möglich. Eine Anpassung des Mietzin­
ses In einem bestehenden Mietvertrag an die statistische 
Verglelchsmlete Ist in dem von mir favorisierten Modell nicht 
möglich. 
Dieses Modell ist transparent, einfach und klar. Es Ist nicht 
perfekt, aber immerhin entscheidend besser als die bishe­
rige Situation und die vom Accord beantragte geringfügige 
Änderung des aktuellen Mietrechtes. Die bestehenden Un­
zulänglichkeiten des bisher allseits und jahrzehntelang kriti­
sierten geltenden Rechtes würden definitiv beseitigt: endlich 
ein Mietrecht, das auch von vielen Mietern und Vennletern 
eigenständig, durch das Lesen des Gesetzestextes, verstan­
den wird. Nicht alle Mieter und Vermieter zählen sich zu Mlt­
glledem bei einer der vielen am Mietrecht Interessierten 
Organisationen. 
Der Accord wlll demgegenüber am übersetzten Ertrag, wel­
cher am konkreten Objekt zu bestimmen Ist, als Miss­
brauchskriterium festhalten. Die Mietzinsanpassungen sol­
len aber in Zukunft nicht mehr von den Schwankungen des 
Hypothekarzinses abhängig gemacht werden. Die Definition 
des übersetzten Ertrages hat In der Praxis versagt. Dies 
wurde im Vemehmlassungsverfahren klar und mehrheitlich 
Immer wieder bestätigt. Der Bundesrat hat denn auch in sei­
nem indirekten Gegenvorschlag eine Vereinfachung gesucht 
und auf den übersetzten Ertrag als Missbrauchskriterium 
verzichtet. 
Das wesentliche Problem des Accord liegt darin, dass die 
als Missbrauchsgrösse relevante Nettorendite ausschlless­
lich aufgrund der ursprünglichen Anlagekosten berechnet 
wird. Diese können vor allem bei älteren Liegenschaften 
kaum mehr berechnet werden. Der Begriff des Obersetzten 
Ertrages führt zudem zu einem Zirkelschluss, weil man die 
Angemessenheit des Mietzinses anhand eines Anlagewer­
tes beurteilt, dessen Höhe letztlich selber von diesem Miet­
zins abhängt. Das Rendltemodell funktioniert nur bedingt, 
wenn In einer Überbauung mehrere Wohnungen vermietet 
werden und für Jedes einzelne Mietobjekt eine Renditebe­
rechnung erfolgen soll. 
Des Weiteren führt die Bindung der Rendlteberechnung an 
den Zinssatz der Bundesobligationen ebenso zu Schwan­
kungen, wie die historische Entwicklung zeigt. Eine Glättung 
dieses Zinssatzes hat keine Aufnahme in den Accord gefun­
den. Ganz allgemein betrachtet fehlt es beim Accord an ei­
ner klaren, eindeutigen Trennung zwischen der Mlssbrä.uch­
llchkeitsOber,~rQfung und den Anpassungsgründen. Immer­
hin stellt die Änderung im Rahmen eines bestehenden Miet­
verhältnisses streng rechtlich betrachtet eine Ausnahme dar. 
Berechtigen die Mlssbrauchsmassstäbe zu Erhöhungen, so 
ist eine Erhöhung immer dann zulässig, wenn sie gleichzei­
tig nicht zu einem missbräuchlichen Mietzins fOhrt Die Pro­
bleme des heutigen Mietrechtes werden mit dem Accord 
nicht gelöst. Das Ist so, man kann es drehen und wenden, 
wie man will. 
Das von mir favorisierte Modell Ist dem Accord also vorzu­
ziehen. Die Realwerterhaltung des Eigentums bleibt ge­
währleistet, auch bei länger dauernden Mietverhältnissen. 
Wenn bei einer Wohnung ein unterdurchschnlttllch oder 
nicht genügend Ertrag bringender Mietzins erzielt wird, gibt 
es drei Erhöhungsmöglichkeiten bzw. Erhöhungsmomente: 
erstens beim Mieterwechsel, zweitens beim ElgentOmer­
wechsel und drittens bei wertvermehrenden lnvestitlonen. 
Immerhin Ist an dieser Stelle auch noch zu vermerken, dass 
statistisch betrachtet ein Mietverhältnis Im Durchschnitt 5 bis 
6,5 Jahre dauert. Die von den Gegnern geltend gemachte 
Starrheit des von mir favorisierten Modelles besteht deshalb 
nur relativ betrachtet, und sie ist im Vergleich zu den Vortei­
len einer verbesserten Transparenz und Einfachheit margi­
nal. Ich werde auf diese Problematik dann noch später 
zurückkommen. 
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Ich bitte Sie in meinem Namen und namens einer Mehrheit 
der CVP-Fraktlon, der Minderheit zu folgen. Wählen Sie ein 
Mietrecht, das bOrgernah, einfach und transparent Ist! Wäh­
len Sie eine sachlich ausgewogene, klare Regelung! 

de Darclel Jean-Nils (S, GE): Je represente lcl une minorlte, 
dont la proposition est subsidlaire par rapport a la proposi­
tion de minorite Clna, c'est-a-dire qu'elle propose une modi­
flcatlon de la proposltlon de mlnorlte Cina pour attenuer les 
gros prejudlces que cette solution lmpllqueralt sl eile etalt 
acceptee par notre Conseil. 
La proposltion de mlnorlte porte sur le probleme de la deflni­
tion mAme de l'abus en matiere de loyers. La minorlte Clna, 
comme d'ailleurs le Conseil federal, en ce qui concerne 
cette definltlon, se refere pour l'essentlel a ce qu'on appelle 
la methode du professeur Geiger. C'est une methode plus 
ou moins sclentlflque, qul aglt par sondages, et non pas par 
statlstiques. Sur la base de ces sondages, le loyer pretendu 
du marche est etabll. En reallte, dans les bases du calcul in­
terviennent surtout les loyers des baux les plus recents, 
c'est-a-dlre les loyers les plus chers. Nous conslderons qu'II 
s'agit d'une mauvalse solutlon, d'un mauvals Instrument et 
surtout d'un Instrument completement opaque, parce qu'a 
vral dlre, apres des heures et des heures de discusslon avec 
le profasseur Geiger, personne n'a vralment comprls le fin 
mot de cet Instrument. 
Le pire est que, sur la base de cet Instrument, deja tras dls­
cutable ou plus que dlscutabie, le Conseil federal et la mino­
rlte Cina veuient encore permettre aux proprietaires une 
augmentation supplementalre de 15 pour cent. Cela veut 
dire que, pour la minorite Clna, le proprletalre a non seule­
ment droit aux loyers du marche, mats II a droit a des loyers 
de 15 pour cent superieurs aux loyers du marche. Avec ce 
systeme, dans un premier temps, les bailleurs ont le drolt de 
fixer les loyers a un niveau superieur de 15 pour cent par 
rapport a celul du marcM et, dans un deuxleme temps, les 
statlstlques ou pseudostatlstiques du professeur Geiger 
augmentent de 15 pour cent et cela se repercute, le cas 
echeant, de maniere lnflnie. II s'aglt donc d'un systeme qul 
lnstaure une spirale de hausse des loyers. Je crains, Mon­
sieur le Conselller federal, que sl par malheur cette solution 
etalt adoptae par le Parlament, on la denommera a l'avenir 
•Spirale Couchepln». J'espere que vous n'entrerez pas dans 
l'histolre avec cette denomlnatlon. 
La deuxieme posslbllite que nous avons est celle du droit ac­
tuel, tout simplement. Le droit actuel n'lmpllque pas de spl­
rale. 11 se refere aux loyers usuels du quartler, c'est-a-dlre un 
systeme assez simple de comparalson, et au calcul du ren­
dement. Dans le drolt actuel, l'appllcatlon aussl bien des 
loyers usuels du quartier que celle du calcul du rendement 
ne sont qu'exceptlonnelles, le phenomene de splrale 
n'existe pas. Mais II existe quand m6me dans ce systeme ce 
qu'on appelle une soupape de sarete - ou un «Notventll» -, 
qui est reprise dans l' «accord romand» et qul perrnet precl­
sament une applicatlon souple. y comprls dans l'lnterAt des 
proprlatalres. 
Je demande tres fermement que l'on ne suive pas la mino­
rlte Clna qul veut, en falt, une espece de jeu de caslno dont 
les proprletaires sortent touJours gagnants; lls ont touJours le 
gros Jot avec ce systeme. 

Thanel Anita (S, ZH): Es gab einmal ein Mietrecht, das war 
kaum zehn Jahre alt und von allen Seiten heftig umstritten. 
1997 hat deshalb der Schweizerische Mieterinnen- und Mie­
terverband eine Initiative eingereicht Damit sollten Insbe­
sondere folgende Mängel des geltenden Rechtes behoben 
werden: 
1. die Koppelung der Mietzinse an den variablen Hypo­
thekarzlnssatz, welche während den letzten zwanzig Jahren 
zu sehr grossen Ungerechtigkeiten geführt hat; 
2. das Nebeneinander von mehreren, sich teilweise wider­
sprechenden Gründen fOr eine Mietzinserhöhung, was zu ei­
ner mangelhaften Transparenz führt und somit einen Nach­
teil fQr die schwächere Partei, d. h. die Mieterinnen und Mie­
ter darstellt; 
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3. die happigen Mietzinserhöhungen bei Handänderungen, 
bei Mieter- oder Mieterinnenwachsei und nach Sanierungen; 
4. der mangelhafte Kündigungsschutz. 
Bundesrat und Parlament haben unsere Initiative abgelehnt. 
Der Bundesrat hat Jedoch anerkannt, dass das geltende 
Recht Mängel aufweist, und hat dem Parlament deshalb ei­
nen indirekten Gegenvorschlag unterbreitet. Seit 1999 ist 
dieser Gegenstand heftiger parlamentarischer und ausser­
parlamentarischer Debatten. Sämtliche Versionen des In­
direkten Gegenvorschlages, die bis heute geprüft worden 
sind, auch der heutige Antrag der Minderheit Cina, beruhen 
auf dem Grundsatz der Mlssbrauchskontrolle mittels eines 
Vergleichsmietemodells. Diesbezüglich - Herr de Dardel hat 
es bereits gesagt - bestehen grosse Bedenken. lnsbeson• 
dere befürchten wir, die Mieten könnten In den Sog einer 
inflationistischen Spirale geraten, da die Mletzlnse erst 
mlssbräuchlich sind, wenn sie das Vergleichsniveau um 
15 Prozent übersteigen. Im Weiteren - und das Ist das 
Schlimmste - besteht die Gefahr einer Öffnung fOr die Ver­
gleichsmiete während der Mietdauer. Der Ständerat hat eine 
solche Öffnung bereits vorgenommen, und auch heute lie­
gen diesbezügliche Minderheitsanträge vor. Aus Mietersicht 
werden wir es nie akzeptieren, dass die Vergleichsmiete als 
Kriterium für eine Mietzinserhöhung gelten soll. 
In dieser ausweglosen Situation haben die massgebllchen 
Verbände der welschen Schweiz eine Vereinbarung getrof­
fen, die sich in hohem Masse am geltenden Recht orientiert, 
dessen Hauptmissstände jedoch behebt. Der Anfangsmiet­
zins wird frei festgesetzt und kann wie heute anhand der 
Rendite oder allenfalls anhand des orts- und quartferObll­
chen Niveaus überprüft werden. Das hauptsächliche Erhö­
hungskriterium soll eine Indexierung zu 80 Prozent sein. 
Was sind die Vorteile dieses Accord romand? 
Ein sehr grosser Vorteil Ist die gänzliche Entkoppelung der 
Mietzinse vom variablen Hypothekarzlnssatz. Ein zweiter 
Vorteil ist die Vereinfachung, da neu als Hauptkriterium le­
diglich noch die Indexierung zur Geltung kommen wird und 
nicht wie heute mindestens drei, zum Teil sich widerspre­
chende Erhöhungsgründe. Ein weiterer sehr wichtiger Vorteil 
Ist der politische Wille der massgeblichen Verbände, eine 
einvernehmliche Lösung zu finden. 
Die Einwände, die gegen diesen Accord romand vorge­
bracht werden, betreffen Insbesondere die Renditeberech­
nung; sie wurden bereits genannt Zum Tell treffen sie zu, 
nur gilt es zu berücksichtigen, wann diese Rendlteberech­
nung Oberhaupt zur Anwendung gelangt Für mehr als 
90 Prozent der Mietverhältnisse in der ganzen Schweiz wird 
eine solche Renditeberechnung nie nötig werden. Die Ren­
dite dient als Missbrauchsgrenze und wird in der Praxis rela­
tiv selten zur Anwendung gelangen und somit keine aus­
schlaggebende Rolle spielen. Bereits Im geltenden Recht 
kennen wir eine ähnliche Renditeberechnung. Die dreijähri­
gen Beratungen haben gezeigt, dass es im Mietrecht keine 
Ideallösung gibt. Vor Ihnen liegt aber der grösste gemein­
same Nenner, der von den massgebllchen Verbänden ge­
funden werden konnte, und ich bitte Sie deshalb Im Namen 
der SP-Fraktlon, diesem Accord zuzustimmen. 
Wer stimmt diesem Accord romand nicht zu? Es sind dies 
die Deutschschweizer Verrnleterorganlsationen. Sie stim­
men diesem Accord aus guten Gründen nicht zu. Sie haben 
nämlich während der drel}ährlgen Diskussion realisiert, dass 
sie eine Nulllösung bevorzugen, weil sie mit dem geltenden 
Recht sehr gut leben können. das dem Missbrauch zulasten 
der Mieterinnen und Mieter Tür und Tor öffnet. 
Ich bitte Sie deshalb, diesem Accord romand zuzustimmen. 

Garbanl Valerie (S, NE): En decembre 2000, notre Conseil 
a adopte un contre-projet lndirect a !'initiative populaire 
«pour des loyers loyaux», tres favorable aux proprietalres. 
Ce contre-projet serait attaque par vole referendaire. En de­
cembre 2001, le Conseil des Etats a adopte un contre-projet 
lndlrect a l'lnitlative precitee - lancee par l'Assoclatlon 
suisse des locataires {Asloca) -, unllateralement en faveur 
des proprietaires, contre-projet qui seralt inevltablement at-

taque par vole de referendum. Ces deux contre-projets pejo­
rent le drolt actuel, et ils ne respectent donc pas l'esprit de 
l'lnitiatfve de 1' Asloca qul est d'amellorer Je drolt du ball ac­
tuel. 
II y a clnq ans que l'lnitiatfve de I' Asloca a ete deposee. En 
cinq ans, nl le Conseil federal ni le Parlament n'ont reussl a 
proposer un contre-projet lndlrect qui garantlsse un equilibre 
entre les interäts des proprletaires et ceux des locatalres, un 
contre-projet qul ne solt pas susceptible d'ätre attaque par 
voie de referendum. 
La penurie de logements s'lnstalle dans la plupart des gran­
des vllles, et M. Couchepln, consailler federal, avec son 
sens polltlque algulse, salt que cette situation dlfficile pour 
les locataires captlfs ne s'amellorera pas dans les prochai­
nes semalnes nl dans les prochalns mols. Plus la penurie de 
logements sera aiguä et plus le droit du ball sera d'actuallte, 
plus les chances de succes en votatlon populalre de l'lnitla­
tive de I' Asloca seront elevees. 
Aujourd'hul, nous devons cholslr entre deux contre-projets, 
l'un l'«accord romand», on l'a deja dlt, soutenu par les trols 
federatlons de l'Asloca, d'une part, et par les mllleux immo­
blliers romands, d'autre part. t.:autre modele, dlt le «modele 
Cina», est soutenu par les mllleux immobiliers alemanlques 
et par le Conseil federal, ce qul m'etonne d'alllaurs puisque 
M. Couchepin, conseiller federal, l'a vivement combattu au 
Conseil des Etats. 
Les consequences de votre cholx entre ces deux projets 
sont importantes. En cas d'acceptation de l'«accord ro­
mand», vous feriez un grand pas en directlon d'une paix du­
rable du logement. a saluer en partlculler en cette periode 
de penurie. En cas d'acceptatlon de la verslon Clna, vous 
n'ecarterez aucunement la posslbilite du lancement d'un re­
ferendum et celle du malntien de l'inltlatlve de I' Asloca. 
Mäme apres des annees de dellbarations, le seul succes 
dont pourralent s'enorguellllr notre Parlament et le Conseil 
federal seralt le maintien du droit actuel en cas de rejet de 
notre Initiative populalre. Je crois que c'est un resultat qul 
n'est pas a saluer au sein de cet hemlcycle. 
M. Cina l'a dlt, on a tous voulu essayer de jouer au sauveur 
du drolt du bail et M. Cina egalement, mals sa propositlon 
est doublement boiteuse. 
Elle est boiteuse, car eile ne satisfalt pas pleinement las ml­
lieux de la defense des locataires et encore molns les ml­
lieux lmmoblllers alemaniques qul la soutlennent pourtant, 
Mme Thanel l'a dlt, dans une perspective tactique, c'est-a­
dire pour pouvolr reintrodulre les loyars comparatifs comme 
facteur de hausse en cours de ball, c'est-a-dire pour reintro­
duire une dispositlon propre a susciter le lancement d'un re­
ferendum. 
Le dangar de Ja propositlon de mlnorite Cina est qu'elle 
pourralt en plus constltuer une base legale pour des resllla­
tlons non abusives de contrat de ball n'ayant pas change de 
mains durant de nombreuses annees. Monsieur Clna, s'II 
etait vrai que la duree du ball etait en moyenne de ctnq a 
sept ans, je ne comprends pas comment les mllleux lmmobi­
llers alamaniques proposent un critere de hausse supple­
mentalre en cours de ball autre que l'lndexation. Cela 
signlfle que pour pouvoir augmenter un loyer, les proprletal­
res n'auront d'autre choix que de reslller le ball ti. loyer. 
C'est vral que la proposltion de mlnorite Clna prend les 
loyers comparatifs uniquament pour le debut du ball, mals 
c'est vrai aussl qu'il y a tres peu de contestatlons de loyers 
lnltiaux, et cela parce que le drolt du ball actuel a un effet 
preventif dans la mesure o(J il est plus compllque pour un 
bailleur de devolr Justiflar de ses lnvestissements dans le ca­
dre d'un calcul de rendement que de pouvoir augmenter un 
loyer sur la base des loyers comparatffs plus 15 pour cent 
t.:augmentatlon des loyers lnitlaux sara la norme dans la me­
sure oCJ II faudralt ätre, excusez-mol du terme, Idiot pour aug­
menter un loyer initial de 10 pour cent alors que legalement 
on paut aller jusqu'a 15 pour cent. 
M. Clna est parti d'un bon sentlment en cherchant un com­
promis, mals c'est un mauvais compromis, comme je l'al re­
leve. Si vous privilegiez ta proposltlon de minortte Cina au 
detriment de l'«accord romand», vous choislssez la polarlsa-
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tlon du debat pour le malheur de l'ensemble des locatalres 
de ce pays qul sauront alors defendre leurs interets, c'est-a­
dire qu'ils sauront soutenlr l'lnitiattve populalre «pour des 
loyers loyaux» qul leur garantlt non seulement une modera­
tion des hausses de loyers, mais egalement une mellleure 
protectlon contre les conges. 
On l'a dlt, l'«accord romand» est le frult d'un compromls poli­
tique, c'est un resultat equllibre. II est absolument faux de 
dlre que l'«accord romand» n'amellore pas le droit actuel 
pulsqu'II en supprlme fe princlpal defaut, c'est-a-dlre les 
brusques et fortes hausses de loyers resultant des brusques 
et fortes variations a la hausse du taux hypothecafre. l:«ac­
cord romand» simplifie egalement le drolt du ball actuel 
pulsqu'il ne prevolt qu'un facteur de variation du loyer, l'ln­
dlce sulsse des prix a la consommatlon, alors que le drolt 
actuel en comprend trois: l'lndlce sufsse des prix a la con­
sommatlon, le taux hypothecalre et les frais d'entretlen. 
Pour conclure, en acceptant l'«accord romand», vous ferlez 
preuve de responsabilite pofltique en mettant un terme a un 
debat intermlnable, un debat qul se prolonge depuls des an­
nees, et vous mettrlez un terme a ce debat a la satlsfaction 
des partenalres soclaux et a celle de la majorite de la popu­
lation des locatalres de ce pays. 
Le groupe soclallste soutlendra donc, a l'unanimlte, l'«ac­
cord romand» qul n'a qu'un seul defaut, a mon avls, et Je le 
dls a M. Couchepln, conseiller federal du Bas-Valals, con­
seiller federal romand, c'est celul d'avolr d'abord ete con­
cocte dans une marmlte romande. 

Eggly Jacques-Simon (L, GE): J'almerals m'adresser partl­
cullerement a M. Couchepin, conseiller federal, pour iui dlre 
ceci. Monsieur Je Conseiller federal, je crols savolr qu'II y a 
quelques annees, vous n'lmaglniez pas que, dans ce do­
maine, II puisse y avoir un accord entre partenaires soclaux. 
Vous pensiez que les interets particullers etaient tels, et les 
poslttons ldeologlques, doctrinaires et partisanes egale­
ment, que jamais, au grand jamals, penslez-vous, II ne pour­
ralt y avoir un accord. Or, je sals que ce n'est pas tres 
valaisan, mais vous aurlez pu etre d~u en blen, parce que, 
en effet, l'accord a eu lleu. 
Je reconnals, Monsieur le Conseiller federal, que cet accord 
a fait irruptlon sur la scene politlque et sur la scene federale 
de maniere un peu precipltee. Je reconnals qu'on auralt 
peut-ätre pu, tactiquement, proceder autrement plutöt que 
d'arriver alnsi, dans la precipitatlon. Mals le temps pressait 
aussl. Peut-etre cela a-t-II contribue a ce que le Conseil na­
tional, dans un precedent debat, renvole le projet a la com­
misslon. Mals voicl que le projet nous revient de la 
commisslon. 
Monsieur le Conseiller federal, Je reconnals qu'll n'y a pas de 
systeme parfalt. J'admets que le systame partalt, ce seralt 
qu'II y alt une offre suffisante et un marche sufflsamment 
fluide pour qu'il n'y alt pas besoln de reglementatlon du tout 
Ce seralt l'ldeal et. pour un esprlt liberal, quel paradls sur 
terre que celu! oü II n'y auralt pas besoin de protection de qui 
que ce solt parce qu'll y auralt le choix dans toutes les cate­
gorles de logements sur le marchel 
Vous savez bien et nous savons blen que ce n'est pas le cas 
et que ce n'est pas posslble, et qu'II faut donc essayer de 
concilier un systeme de protection avec une loglque de mar­
che. Monsieur le Conseiller federal, vous avez dlt qu'un des 
termes de 1' «accord romand» - a savolr pour la flxation du 
loyer initial, l'appreclation du rendement adequat, du rende­
ment equltable - etalt de la planlflcatlon sovletlque. A quol je 
vous al repondu que c'etalt une belle page d'hlstolre qul 
s'ouvrait que d'lmaginer que la planlflcation sovietlque etalt 
le resultat d'un libre accord apres un llbre dialogue entre 
partenalres soclaux. Mon Oleu, sl seulement Stallne avalt 
agi dans cet esprlt-la, on n'aurait pas eu les horreurs que 
l'on a connuesl 
Mals enfin, quand on vous dlt «un rendement sur les fonds 
propres correspondant au taux des lnterets des emprunts 
de la Confederation a 10 ans, majore de 1,5 pour cent» 
(art. 269bis al. 1 er let c), vous nous dltes que (,8 ne corres-
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pond a rlen. Or II se trouve que les partenalres sociaux 
trouvent que c'est parfaitement vivable; II se trouve que les 
mllleux immobillers, notamment en Sulsse romande, estl­
ment que c'est parfaltement mattrlsable et qu'on peut partal­
tement vivre avec cela, aussl bien dans la pratlque que par 
rapport a la jurisprudence. 
En face de cela, quelle est 1a solutlon qu'appuie le Conseil 
federal? II appuie la solutlon statlstique. Monsieur le Con­
seiller federal, je sals blen que Je suis particullerement aller­
glque a la bureaucratle et aux statistlques. Mals je crols que 
vous n'etlez pas la quand M. Geiger etalt en commlsslon. 
Alors (,8. sl (,8 ne ressemblalt pas a quelque chose de kaf­
kaTen, je veux blen ll)tre pendul C'etalt affreux ce que ron 
ressentalt comme Impression. Je sals blen qu'll faut surmon­
ter une impresslon de ce genre. 
Je vous assure qu'll n'y avalt rlen qul sott allechant ou qul 
nous alt pousses a nous dlre: "Mon Dleu, comme ce sys­
teme sera pratique.» Monsieur le Conselller federal, la So­
clete vaudoise des regisseurs et courtlers en immeubles, a 
propos de cette methode statlstlque que vous appuyez, que 
l'on reprend dans la proposltlon de mlnorite Clna, dlt «Outre 
l'opacite llee a la confectlon de !'Instrument de mesure lul­
meme, la reference a un modele statlstlque 'technocratlse­
ralt' tout un pan de l'economle lmmobillare. Elle 0teralt aux 
ballleurs la mainmise sur la determlnatlon du loyer et favorl­
seralt outrageusement 1a triste pratique de la contestation du 
loyer Initial.» 
Alors, blen s0r que je ne suls pas un expert, mals qul dols-je 
crolre? M. le conselller federal Couchepln, qul certes a un 
sens polltlque que nous reconnalssons tous, et ses collabo­
rateurs, mals qui ne sont pas des hommes de terraln, qul 
sont quand meme des hommes de conceptlon dans leur bu­
reau, ou bien le professeur Geiger? Ou blen est-ce que Je 
dois crolre des gens qui sont tous (es Jours sur le terraln, et 
qul dlsent ce qu'lls pensent de cette solution statistique? Ou 
est la technocratle? Oü est la bureaucratle? Est-ce qu'elle 
est du cöte de cette propositlon que l'on nous presente 
comme une panacee, ou est-ce qu'elle est du cöte de cet 
accord qul justement se greffe sur la realite vecue au quoti­
dian par les partenalres soclaux? C'est quand mllme un peu 
un monde que les autorltes politlques et le Parlament, qul ne 
cessent - et nous ne cessons tous - de vanter la culture du 
dlalogue entre les partenaires sociaux dans ce pays, tour­
nent le dos au resultat de ce diaiogue, dans un domalne qul 
est particulierement dlfflclle. Nous avons la un accord majo­
rltalre. Je sais blen que les petlts proprletalres sulsses aUe­
mands ne se sont pas rallles a cet accord, mais il est quand 
mAme tras general, II est majoritalre. 
Au moment oü cet accord nous est propose, nous, les par­
lementalres, appuyes par l'admlnlstration, nous tournerlons 
le dos en dlsant: «C'est mauvals, c'est technocratique, et 
nous avons blen mleux a proposer»? Comme l'a dit Mme 
Garbanl - et pour une fois, je suls d'accord avec eile -, sl 
nous n'acceptons pas cette solutlon de compromls qul cer­
tes n'est pas parfalte, qul certes a des defauts, mals des de­
fauts molndres que ce qul nous est propose, alors nous rom­
pons le dlalogue. Nous rompons cet equlllbre entre les deux 
partles - l'accord a ete reconnu par les deux parties comme 
un compromls -, et nous allons droit vers une confrontatlon 
avec une initiative qui ne sera pas retlree, et ensulte proba­
blement vers une impasse. Monsieur le Conselller federal, 
du polnt de vue polltlque, du point de vue aussl de ce que 
j'appellerai Ja culture polltique, qul pröne le dlalogue soclal, 
le groupe Hberal consldere qu'il n'y a vralment aucune raison 
de ne pas faire conflance aux partenalres et, donc, de ne 
pas adopter les terrnes de cet accord. 
C'est dans ce sens que nous vous lnvitons a ne pas vous 
aventurer dans cette espece d'lnconnue - car c'est aussi 
une lnconnue - de propositlon astatlstlco-academlco-scienti­
flco-admlnlstratlve» qu.l vous est proposee, mals a faire con­
flance aux deux parties, aux hommes et aux femmes de 
terraln qui vous dlsent: «Avec (,8, nous pouvons vlvre.» Avec 
cet accord nous supprimons le defaut, c'est-a-dlre le llen 
avec le taux hypothecalre, qul e>clste dans le systeme actuel, 
nous ne falsons que des changements relatlfs, mals impor-
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tant.s, et nous pourrons ainsi tres bien maitriser la questlon 
des baux dans l'economie immobillere. 
Je vous invite donc a soutenir la proposition de la majorite 
de la commlsslon. 

Hegetschweller Rolf (R, ZH): Mit dem Entscheid über den 
Accord romand sind wir bei der zentralen Frage der heutigen 
Diskussion. Entstanden ist dieser Accord romand aus einer 
gewissen Angst gegenüber der Volksinitiative «Ja zu fairen 
Mieten» des Schweizerischen Mieterinnen- und Mieterver­
bandes, aber auch aus einer gewissen Angst gegenüber der 
Vergleichsmiete oder dem so genannten Verglelchsmiete­
modell. Diese beiden Befürchtungen kann ich nicht teilen. 
Dass man einem Kompromiss zuliebe wlchtlge Positionen 
preisgibt, ist mir unverständlich. Ich kann also den Accord 
romand In keiner Art unterstützen. 
Das heutige Mietrecht ist seit zwölf Jahren In Kraft, und seit 
zehn Jahren wird versucht, es zu ändern - allerdings bisher 
erfolglos. Zwar hat das Parlament immer wieder Vorstösse 
behandelt, die in Richtung eines einfacheren und marktnä­
heren Mietrechtes gingen; es hat diese Vorstösse zum Tell 
sogar unters~tzt, belspjelswelse die Motion Baumberger, 
die einen schrittweisen Ubergang zur Marktmiete verlangte. 
Konkrete Auswirkungen auf das Mietrecht sind aber bisher 
ausgeblieben. 
Die Mieter-Initiative «Ja zu fairen Mieten» hat den Stein von 
der anderen Seite her wieder ins Rollen gebracht. Mit dem 
bundesrätlichen Gegenvorschlag dazu befassen wir uns nun 
auch schon wieder seit drei Jahren. 
Warum wollen wir das Mietrecht überhaupt revidieren? Mie• 
ter- wie Vermleterselte klagen seit langem, das geltende 
System weise mit seinen komplizierten Berechnungsregeln 
und der unübersichtlichen, zum Tell sogar stossenden Ge­
richtspraxis grosse Mängel auf. Mindestens In diesem Punkt 
gab es bisher Ober alle Fronten hinweg Übereinstimmung. 
Das Mietrecht ist zu kompliziert, und mit dem Accord 
romand würde es sogar noch komplizierter. Sowohl die Defi­
nition des übersetzten Ertrages als auch die Orts- und Quar­
tlerüblichkeit als massgebende Missbrauchskriterien des 
geltenden Rechtes haben In der Praxis versagt. Dies hat 
auch der Bundesrat erkannt und mit seinem indirekten Ge­
genvorschlag eine Vereinfachung gesucht Der Accord 
brächte demgegenüber statt der dringend geforderten Ver­
einfachung eine weitere Komplizierung des Mietrechtes. 
Die bestehenden Unzulänglichkeiten des bisher allseits kriti­
sierten Rechtes warden sogar zementiert. Weder für die rea­
litätsfremde Definition der Anlagewerte zur Ertragsberech­
nung noch für die nicht praktikable Orts- und Quartlerüblich­
keit wird eine Lösung geboten. Der Accord basiert weiterhin 
auf der Kostenmiete des geltenden Rechtes, allerdings mit 
einem wesentlichen Unterschied: Der mit Abstand bedeu­
tendste Kostenfaktor des Vermieters, die Hypothekarzlnsen, 
soll für die Mietzinsanpassungen nicht mehr gelten. Damit 
wird das ganze Finanzierungsrisiko einseitig zulasten des 
Vermieters verschoben. Dies lässt sich mit einer beschränk­
ten Teuerungsanpassung keineswegs auffangen. 
Die Hypothekarzinsen befinden sich heute - auch langfristig 
gesehen - auf einem sehr tiefen Niveau. Man muss Immer 
daran denken, dass nach heute geltendem Recht eine Hy­
pothekarzinserhöhung von nur einem Prozent zu einer Miet­
zinserhöhung von zwölf Prozent ermächtigt. Diese Möglich­
keit fällt bei der ausschllessllchen Bindung der Mieten an die 
Teuerung dahin. 
In Zeiten stark ansteigender Kosten, vor allem bei den Hypo­
thekarzinsen, fahrt diese Lösung bei vielen Vermietern be­
stimmt zu Kostenengpässen. Eine Bindung der Mieten an 
die Teuerung ist daher nur In Verbindung mit einem so ge­
nannten Ausgleichs- oder Notventil tragbar. Für Vermieter 
unter Kostendruck besteht sonst nur die Wahl zwischen der 
Kündigung des Mietverhältnisses oder dem Verkauf der Lie­
genschaft, was sicher nicht im Interesse der Mieter sein 
kann. Der so genannte Accord bietet aber kein praktikables 
Instrument für diese Fälle. Die Vertreter des Accord machen 
zwar geltend, der Vermieter könne sich in Ausnahmefällen 

auf den ungenOgenden Ertrag oder die orts- und quartlerüb­
Uche Miete berufen. Diese Möglichkeiten sind aber im Ac­
cord nirgends ausdrücklich vorgesehen. Die Initianten ver­
weisen stattdessen auf die geltende Rechtsprechung die 
weiterhin zur Anwendung kommen soll. Danach Ist In einem 
bestehenden Mietverhältnis eine Mietzinsanpassung zur Er­
zielung eines angemessenen Ertrages oder eines orts- und 
quartlerObllchen Mietzinses nur möglich nach einer Handän­
derung oder wenn der Mietzins während fünf bis sieben Jah­
ren Oberhaupt nicht - auch nicht teuerungsbedingt - ange­
passt wurde. 
Das Hauptproblem der geltenden Praxis zur Missbrauchsre­
gel stellt nicht die Höhe des Renditensatzes dar, sondern die 
Festlegung der massgebenden Bezugsbasis. Dieses Pro­
blem löst der Accord nicht. Die massgebenden Anlage­
kosten zur Berechnung des Ertrages werden nicht definiert. 
Nach dem Accord muss die Berechnung der Nettorendite 
aufgrund der ursprünglichen Anlagekosten erfolgen. Ein Ab­
stellen auf den aktualisierten, marktkonformen Anlagewert 
einer Liegenschaft, etwa auf den Schatzungswert, den Ge­
bäudeverslcherungs- oder den Steuerwert, wird nicht zuge­
lassen. 
Bei älteren Bauten läSst der Accord eine Aktualisierung der 
Anlagekosten lediglich Im Umfang der allgemeinen Teue­
rung, und zwar beschränkt bis zu einem Eigenkapitalanteil 
von nur 40 Prozent, zu. Dies führt bei zwanzigjährigen und 
älteren Bauten zu völlig unrealistischen und marktfremden 
Werten. Damit bei all diesen Liegenschaften ein angemes­
sener Ertrag erzielt werden kann, müsste die Liegenschaft 
verkauft werden. Erst dem Neuerwerber wird zugestanden, 
eine angemessene Rendite auf dem effektiven Llegen­
schaftswert zu erzielen. 
Die Orts- und Quartlerüblichkelt bleibt mit dem Accord toter 
Buchstabe, und die Beschränkung des Teuerungsausgleichs 
auf blass 80 Prozent Ist unverständlich, weil im Gegenzug 
auf die Überwälzung sämtlicher Kostensteigerungen - also 
Hypothekarzlnsen, Unterhalts- und Betriebskostenteuerung -
verzichtet werden soll. Der Accord will auch die Bruttorendite 
aus dem Gesetz kippen: Es Ist ebenso unverständlich, wieso 
die Missbrauchsdefinition ausschliessllch aufgrund der Net­
torendite erfolgen soll. Der Accord führt zu ungleich langen 
Spiessen für Mieter und Vermieter. Während sich der Ver­
mieter nach dem Konzept des Accord im bestehenden Miet­
verhältnis de facto nicht auf die Rendite berufen kann, kann 
der Mieter jederzeit eine Überprüfung der Angemessenheit 
des Ertrages verlangen. 
Ich komme zum Fazit: Das geltende Mietrecht Ist zu kompli­
ziert, darin sind sich alle einig. Die ganze Mietrechtsdiskus­
sion wurde ausgelöst, um die bestehenden Schwächen zu 
beseitigen. Alle bisher diskutierten Modelle streben diese 
Vereinfachung auch an. Der Accord bringt stattdessen eine 
weitere Verkompllzlerung. Erforderlich ist eine transparente, 
einfache Missbrauchsregel, sei es eine kostendeckende 
Bruttorendite auf der Basis des aktuellen Llegenschaftswer­
tes oder ein taugliches Instrument zur Bestimmung des 
marktkonformen Mietniveaus, zum Beispiel eben die Ver­
gleichsmiete. Der Accord wäre auch lnvestitionshemmend. 
Das Erzielen einer angemessenen Rendite wird Infrage ge­
stellt. Der Accord zielt genau in die falsche Richtung. Er 
macht Investitionen im Wohnungsbau noch unattraktiver und 
leistet damit dem Rückzug der Investoren aus dem Woh­
nungsbau weiter Vorschub. Die Konsequenz davon wäre 
eine weitere Verknappung des Wohnraumangebotes, Insbe­
sondere auf dem städtischen Mietwohnungsmarkt. Das will 
wohl auch die Mieterseite nicht. Das Schönreden des Ac­
cord, wie es vorhin Kollege Eggly brillant gemacht hat, 
macht aber den Accord nicht besser. 
Ich bitte Sie deshalb dringend, den Accord abzulehnen. 

Menetrey-Savary Anne-Catherlne (G, VD): Le groupe eco­
logiste adoptera, a l'unanimlt~ la proposltlon de la majorlt~. 
solt l'accord lntervenu entre l'Assoclation sulsse des locatal­
res (Asioca), !'Union suisse des professionnels de l'lmmobl­
ller et la Federatlon romande immobillere. Nous voterons 
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donc pour cet accord dont on nous promet qu'il apportera la 
paix des loyers. 
Mol qui ai toujours nourri une certalne meflance a l'egard de 
la palx du travail, qui a pourtant marque l'hlstoire de la 
Sulsse au XXe siecle, je pourrais ressentlr las mämes dou­
tes vis-a-vis de la paix des loyers, et partlcullerement de ce 
qu'on appelle l'egallte des armes. Comme 70 pour cent des 
Suisses, je suis locatalre et je ne me suls jamais sentle !a 
molndre egalite des armes avec mes proprietalres. Je suls 
contente d'eux et de mon logement, mais je suis docile et 
f evlte de deplalre ou de faire des hlstoires. 
Pour parler de ce modele, de cet accord, II faut d'abord rap­
peler d'ou l'on vlent, c'est-a-dire qua pendant des annees 
las loyers ont augmente avec le taux hypothecalre, mals 
qu'lls ne sont Jamals redescendus avec lul, et que, selon cer­
taines etudes, ce sont 9 mllllards, ou mäme 18,8 mllllards de 
francs qua les locatalres auralent paye en trop. Salon !'Office 
federal de la statistlque, entre 1990 et 1996, les !oyers ont 
augmente de 26 pour cent, alors qua l'indlce du coüt de la 
vle ne s'est eleve que de 15 pour cent De plus, aujourd'hui, 
dans une sltuation de penurie comme eile existe dans les 
grandes villes, et notamment a Geneve et Lausanne, je me 
demande blen ou est l'egallte des armes, surtout quand 
je lis a la page lmmobillere du „ramps», par exemple Je 
1 er mal 2002, qua pour trouver un logement en perlode de 
penurie, «les reseaux d'lnfluence sont actlves avec une ln­
tensite rare», qu'«on favorise las connaissances des mem­
bres de la directlon», et que «Je proprletaire reste encore le 
roi sur le marche lmmoblller». 
Mals, pour rappeler d'ou l'on vlent, II taut aussl rappeler qu'II 
y a une Initiative populaire de l'Asloca, qui veut plus qua ce 
qu'offre l'accord, qul n'accepte une lndexatlon des loyers 
qu'a raison de 40 pour cent, et qui veut une protectlon forte 
contre les conges. Et pourtant, les auteurs de !'Initiative se­
ralent präts a la retlrer si la propositlon de la majorite, donc 
l'accord, l'emportait II y a donc - et c'est lmportant de le 
soullgner - derriere cet accord de grosses concesslons, de 
part et d'autre. 
Le groupe ecologiste est donc pour cet accord que, pour ma 
part, Je refuse de nommer «romand», parce que J'al le sentl­
rnent qu'on lul a colle cet adJectlf precisement pour le dlscre­
diter. II est peut-lltre plus suisse que les mllleux que vous 
representez, Monsieur Hegetschweiler, et pourtant, per­
sonne n'a Jamals quallfie d'alemaniques les tres nombreu­
ses proposltions que votre minorite nous a presenteesl 
On a deja dlt les avantages de l'accord, je les soullgne en­
core. Sur le plan polltique, II nous permet d'emerger de l'en­
llsement, de sortlr de la cacophonie, de faire l'economie d'un 
referendum et probablement aussl d'une Initiative populalre. 
Sur le plan du contenu, II supprime le llen entre loyers et 
taux hypothecaire, un lien responsable, semble-t-il, de tous 
las maux du regime actuel. Par ailleurs, il evlte le systeme 
des loyers comparatifs, la methode hedoniste qul a falt l'una­
nlmlte contre alle. Cet accord malntient une protectlon douce 
des locataires et preserve !es lnterE!ts des proprletalres: sl­
non, qu'est-ce que les mllleux immoblllers seralent venus 
faire dans cette galere? Enfln, il consacre dans la loi une ju­
rlsprudence elaboree au cours de 30 ans de pratlque. 
Qua veut-on de plus? Comme l'ont remarque plusleurs 
membres de la commlssion, aucune critlque de fond n'a ete 
formulee contre l'accord. Si, une: il ne permet pas, en cours 
de bail, ou exceptlonnellement, une de ces hausses de loyer 
que je qualifleral de gratultes parce qua sans motlf dlrect, 
une augmentatlon quasi automatlque, comme 9&, parce qua 
c'est dans l'alr du temps - un air du temps, d'allleurs, qu'II 
est convenu d'appeler le marcM. 
C'est princlpalement sur ce point. d'ailleurs, qu'ont porte las 
dlscusslons. Pour l'accord et la majorlte de la commisslon, 
l'evolution des loyers se fait en fonctlon de l'lndexatlon au 
coQt de la via, des travaux entrainant une plus-value du lo­
gement, exceptlonnellement, en fonction d'une analyse du 
rendement et d'une comparaison avec las loyers usuels du 
quartler. 
Pour las minorites - et la on volt qua le front du refus de l'ac­
cord se lezarde -, c'est plus compllque. Chacun ayant finale-
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ment admis - mäme, je crois, le Conseil federal - qua 1a 
methode des loyers comparatlfs plus 15 pour cent engen­
dreralt une spirale inflatlonnlste gänante, l'une des mlnorl­
tes, celle de M. Hegetschweiler, reprend la solutlon du 
Conseil des Etats qui cumule la hausse due a l'lndexatlon 
avec celle qua permettralt tous les cinq ans l'adeptatlon aux 
loyers du marche, ce qua la minorlte Clna Juge exagere. 
Cette demiere se contente alors d'une hausse de loyer a 
chaque changement de locatalre, mals cela comporte le rls· 
qua de las mettre a la porte präclsement pour cette ralson. 
Je me llvre encore a quelques conslderatlons sur l'accord, 
d'abord pour se feliclter qu'il existe et pour remercler les par­
tenaires de l'avoir negocle. Je me demande s'II n'y a pas une 
certaine arrogance de notre part a le prendre de haut, 
comme sl nous pouvlons nous situer au-dessus des gens du 
terrain, comme si nous pouvlons mleux qu'eux savoir ce qul 
est bon pour le marche du logement, comme sl nous pou­
vlons en plus nous offrir le luxe de las juger, nous les beo­
tlens qul ne connalssons quasi rien au drolt du ball, ä son 
appllcatlon et ä sa jurisprudence. II n'est peut-ätre pas inutlle 
de rappeler qua nous n'avons pas agl autrement dans la lol 
sur le clnema ou un accord entre partenaires de la branche 
a permls de baiayer les obstacles et de debloquer le proces­
sus, a la satisfactlon de tout le monde. 
II me semble qua M. Couchepln, conselller federal, et les re­
presentants des mlnorltes font a cet accord un mauvals pro­
ces. Parce qu'II ne falt pas assez de place au marche a son 
goQt, M. Couchepln le tralte de modele sovletlque. Du coup, 
las partenalres immoblllers de l'accord retorquent qua la me­
thode statistlque technocratlseralt l'economle lmmoblllere. 
Alors, deux partisans convalncus du llberallsme economique 
pur et dur s'accusant reciproquement qui de sovletlsatlon 
et qui d'etatlsatlon, pour l'ancienne marxiste que Je suis, 
avouez qua c'est une situatlon assez cocasse. Mais tout 
cela n'est pas serieux. 
J'al quelque part le sentlment, Monsieur le Conselller fede­
ral, qua vous avez ete pris de court par cet accord et qua, 
peut-ätre par deplt de n'y avoir pas pense vous-mäme ou de 
ne pas y avolr ete assocle, vous avez declde de le combat­
tre. Ce n'est pas de bon sens. Car sl le torpillage de cet 
accord revenalt a redonner llbre cours a l'epouvantable ca­
cophonie - le terme n'est pas de mol, mals de la presse -
qul a regne sur ce dossier Jusqu'a l'automne demler, on 
n'aurait plus qu'a pleurer sur un Immense gächls. ou alors a 
voter l'lnltlatlve populaire de l'Asloca. Car II ne taut pas se 
leurrer, si on n'adopte pas l'accord, on se trouve en pre­
sence de deux proposltlons de mlnorlte lncompatlbles: ou 
blen celle de la minorlte Clna dont on salt qua le Conseil des 
Etats ne veut pas, ou blen celle des proprletaires sulsses al· 
lemands, dont M. Couchepln lul-mäme estlme qu'elle est de­
sastreuse. 
C'est pour toutas ces raisons qua je vous invite a accepter Ja 
proposltion de la majorlte de la commission, c'est-a-dlre l'ac­
cord entre partenalres sociaux. 

Fattebert Jean 01, VD): Vous avez dit dans un premier 
temps qua sl i'«accord romand» etalt adopte, !'Initiative po­
pulaire «pour des loyers loyaux» seralt retlree. Un peu plus 
tard, vous avez afflrme qua nous economlserlons un refe­
rendum, vralsemblablement une Initiative. Est-ce qua vous 
ätes habllltee a afflrmer qua l'lnltlatlve populaire seralt reelle­
ment et officlellement retlree si las Chambres adoptalent cet 
accord? 

Menetrey-Savary Anne-catherlne (G, VD): Je ne suls pas 
membre du comlte d'initlatlve, par consequent cette decision 
ne m'appartlent pas. Mais, dans le cadre des discusslons de 
la commisslon, cette possiblllte a ete evoquee, et je crois 
qu'II taut la prendre tres au serleux. 

Aeschbacher Ruedl (E, ZH): Es ist völllg unbestritten, dass 
dem heutigen Mietrecht eine Überarbeitung Not tut Der 
Haupteinwand Ist Ja die Koppelung der Mieten an den Hypo­
thekarzlns. Hier wollen alle Vorschläge eine klare Verbesse-
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rung. Unsere Fraktion hat den Vorschlag des Bundesrates 
fOr einen Systemwechsel, hin zu einem System der Ver­
gleichsmieten, grundsätzlich begrüsst. DemgegenOber wa­
ren es gerade die Hauseigentamer, die während einer län­
geren Zeit skeptisch und zurückhaltend gegenOber dem 
neuen System und der Methode Geiger, also der Berech­
nung der Vergleichsmieten, waren. Unsere Fraktion und Ich 
selbst In der Kommission waren aber zu Neuem bereit; wir 
haben In der Kommission engagiert an diesem Modell mit­
gearbeitet und im Rat auch noch einige Verbesserungen am 
Modell vorschlagen und durchbringen können. 
Allerdings hat sich dann aber schon in der Verhandlung in 
unserem Rat das letzte Mal eine unheilvolle Entwicklung an­
gekündigt. Die HauseigentOmerselte hat schon in unserem 
Rat das relativ fein ausbalancierte System zuungunsten der 
Mieterseite und zum Vorteil der Vermieter zu verschieben 
versucht und auch einen kleinen Erfolg In dieser Hinsicht 
verbucht. 
Der Ständerat seinerseits hat dann aber in geradezu unan­
ständiger Welse mit dem Modell Dettllng die vorher noch ei­
nigermassen vorhandene Balance zwischen der Vermieter­
und der Mieterseite zugunsten der Hauselgentamer ver­
schoben, beispielsweise mit der Erhöhung der Indexierung 
von 80 auf 100 Prozent oder mit der Möglichkeit der Jährli­
chen Mietzinserhöhung. Ein einlgermassen fairer Ausgleich 
der Interessen ist nach dem befremdlichen Entscheid des 
Ständerates nicht mehr gegeben. Unser Rat muss korrigie­
rend eingreifen. Die Lösung des Ständerates WOrde die 
schon von unserem Rat ermöglichte unheilvolle Wirkung der 
Preisspirale noch verstärken. 
Nun hat Im Rahmen der Differenzbereinigung die Kommis­
sion fQr Rechtsfragen versucht, mit dem Kompromissvor­
schlag Cina die Gewichte wieder einlgermassen Ins Lot zu 
bringen. DafOr habe auch Ich mich In der Kommission enga­
giert und die entsprechenden Anträge zunächst mitgetra­
gen. 
Allerdings kam dann, wirklich Im allerletzten Moment, der 
Accord romand In der Kommission auf den Tisch. Filr eine 
auch nur annähernd seriöse Auseinandersetzung mit die­
sem neuen Vorschlag fehlte den Kommissionsmitgliedern 
und der Kommission selbst ganz einfach die Zeit. Allein 
schon deswegen konnte ich mich damals fOr den neuen Vor­
schlag nicht begeistern. Ich war aber froh und engagierte 
mich auch dafilr, dass in der letzten Session im Rat ein An­
trag eingebracht wurde, nach welchem wir die Gelegenheit 
erhielten, nochmals in der Kommission zu beraten und den 
Vorschlag aus der Romandia seriös zu diskutieren. Dabei 
hat sich filr mich zweierlei gezeigt und ergeben: 
1. Bel einem genauen Vergleich aller zur Diskussion stehen­
den Lösungsvorschläge schneidet der Accord doch klar bes­
ser ab als die Lösung des Ständerates, aber auch besser als 
der Kompromissvorschlag Clna. 
2. Es hat sie zeigt, dass die Seite der Hauseigentümer 
mit dem Vo Cina nicht einverstanden Ist. Mit entspre-
chenden Anträgen schon In der Kommission, aber auch 
heute versucht die Seite der Hauseigentümer, auch hier wie­
der weitere Positionen filr sich zu gewinnen und erneut die 
Gewichte in Richtung der Vermieter- und Eigentümerseite zu 
verschieben. Ich bin nicht sicher, ob der Ständerat diese Ver­
schiebung nicht noch weiter vorantreiben Wilrde, wenn wir 
beim Modell Clna blleben. 
In dieser Situation hat sich die grosse Mehrheit unserer 
Fraktion entschlossen, den Accord romand zu unterstatzen, 
und Ich habe in der Kommission auch auf diese Seite ge­
wechselt. Die Vorteile des Accord sind schon mehrfach dar­
gelegt worden. Ich möchte nur noch kurz auf fünf Punkte 
zurückkommen: 
Das Hauptanliegen, nämlich die Loslösung der Mieten vom 
Hypothekarzlns, ist erfüllt. Der Accord baut weitgehend auf 
dem bisherigen Recht auf, was bedeutet, dass Rechtssi­
cherheit in höherem Masse gegeben ist. Die Praxis der Ge­
richte ist bekannt, sie ist eingestellt, und es muss nicht über 
Jahre hinweg eine völlig neue Praxis gefunden und auf­
gebaut werden. Der Accord vereinfacht gegenilber dem heu­
tigen Recht auch einige wenige Punkte, wenn auch zu-

gegebenermassen nicht allzu vlele. Er balanciert die lnteres• 
sen fair und fein aus, und vor allem schaltet er die Mletzlns­
spirale, die die Lösung des Ständerates, aber auch der 
Vorschlag Clna zur Folge gehabt hätten, aus. Für mich 
kommt dann auch das Element dazu, dass er von Mieter­
seite und von einem ansehnlichen Tell der Eigentümer mit­
getragen wird, und schllesslich Ist auch das Argument zu 
nennen, dass wir mit dem Accord mindestens eine Chance 
bekommen, den Mietfrieden zu erhalten und zu festigen. 
Noch eine letzte Bemerkung von meiner Seite: Wenn Ich die 
ganze Entwicklung über die Kommissionsarbeit, über die er­
ste Beratung In unserem Rat und dann Im Zweitrat ansehe, 
dann muss ich sagen, dass ich ein gewisses Misstrauen ge­
genüber der Seite der Hauseigentümer nicht verleugnen 
kann. Wenn man mit der Lösung des Kompromisses Clna 
fahren Wilrde, wäre nämlich nicht auszuschllessen, dass der 
Ständerat an diesem austarierten Vorschlag doch wieder -
wie schon bei seiner Erstberatung - eine zusätzliche Ver­
schiebung der Gewichte vornehmen wilrde. Mit dem Accord 
wissen wir dagegen, wo wir stehen und was wir haben. 
Aus all diesen Gründen empfehle Ich Ihnen, dem Accord zu­
zustimmen. 

Joder Rudolf c,J, BE): Die SVP-Fraktion unterstützt die Min­
derheit Clna mit sehr grossem Mehr, mit einer Gegen­
stimme. Wir sind klar gegen den so genannten Accord. Wir 
sind der Auffassung, dass der ursprünglich eingeschlagene 
Weg mit dem Indirekten Gegenentwurf des Bundesrates, wie 
wir ihn In diesem Rat Im Dezember des Jahres 2000 behan­
delt haben, nach wie vor der richtige ist. FOr die SVP-Frak­
tion sprechen vor allem folgende Punkte gegen den Accord: 
1. Das neue Mietrecht wird ganz klar nicht vereinfacht, wenn 
als Kriterien für die Mlssbräuchllchkelt der Qbersetzte Ertrag 
oder die OrtsOblichkelt beibehalten werden. Seit Jahr und 
Tag beklagt man diese komplizierten Begriffsdefinitionen, 
die schwierige Gerichtspraxis. Jetzt, wo man Gelegenheit 
hat, effektiv eine Vereinfachung herbeizufilhren, will man 
das nicht. 
2. Mit dem Accord entfällt ein wichtiger Kostenfaktor, näm­
lich der Hypothekarzins. Wenn der Hypothekarzlns ansteigt. 
dann kann der Vermieter diese anfallenden Mehrkosten nur 
In ungenügendem Ausmass überwälzen, nämlich nur durch 
Anpassung an die Teuerung, bis zu 80 Prozent. Das Ist nach 
Meinung der SVP-Fraktlon ganz klar zu wenig. Dieser Aus- · 
gleich ist ungenügend, vor allem auch deshalb, weil - umge­
kehrt - die Kostenmiete als Grundsatz verankert bleibt. Der 
Mieter seinerseits kann eine Senkung des Mietzinses ver­
langen, wenn er Grund zur Annahme hat, der Vermieter er­
ziele einen übersetzten Ertrag. 
Dieser Mechanismus Ist ungerecht. Er enthält ein Ungleich­
gewicht zwischen Mieter und Vermieter. Der Grundsatz der 
gleich langen Spiesse wird verletzt. Wir sind klar der Auffas­
sung, dass für beide Teile, sowohl für die Mieter wie auch für 
die Vermieter, gleiche Kostenkriterien gelten müssen. 
3. Aufgrund dieses Ungleichgewlchtes besteht bei Kosten­
schOben kein Ventil. Dies führt dazu, dass der Vermieter 
eher den Ausweg über die Künc:Ugung sucht; der Kündi­
gungsdruck nimmt ganz klar zu. Es hat weiter zur Folge, 
dass die Anfangsmieten tendenziell zu hoch angesetzt wer­
den. Beide Effekte, die dieser Accord bringen wird, sind 
ganz klar nicht im Interesse der Mieterschaft. Ich möchte Sie 
bitten, diesen Mechanismus klar zu berücksichtigen. 
Für die SVP-Fraktlon Ist es auch nicht nachvollziehbar, dass 
für die Berechnung der Rendite auf den Eigenmitteln, bei der 
Definition der Mlssbräuchllchkelt, neu zum Zinssatz für 
zehnjährige Bundesobligationen plus 1,5 Prozent gegriffen 
werden soll. Wir sind der Meinung, dass zwischen dem lm­
moblilenmarkt und den Bundesobilgatlonen nicht unbedingt 
sehr viel Gemeinsames besteht und kein direkter Zusam­
menhang vorhanden Ist. 
Der Accord wird als historischer Kompromiss gerühmt und 
angepriesen. Ich möchte das mit dem Hinweis darauf, dass 
die deutschschweizerischen HauselgentOmer nicht am TISch 
gesessen sind, als man diesen Accord ausgehandelt hat, 
doch etwas relativieren. 
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Die SVP-Fraktlon ist klar der Meinung, dass der vorgezeich­
nete Weg im Sinne des Indirekten Gegenentwurfes des Bun­
desrates zur Mieter-Initiative nach wie vor richtig Ist. Er 
beinhaltet einen guten, einen fairen und einen gerechten 
Ausgleich zwischen den berechtigten Mieter-, aber auch den 
berechtigten Vermleterlnteressen. 
Ich bitte Sie, die Minderheit Cina zu unterstOtzen. 

Leuthard Doris (C, AG), fOr die Kommission: Noch ein paar 
Repliken zu den Aussagen diverser Kolleginnen und Kolle­
gen: Zuerst einmal wurde von Herrn Eggly und von Frau 
Garbanl die «Spirale Couchepin» heraufbeschworen. Hier 
möchte ich erwähnen, dass das nur dann der Fall wäre, 
wenn Sie das Konzept der Minderheit wieder verwässern 
worden, das helsst, wenn Sie neben der Teuerung weitere 
Erhöhungsgrilnde befürworten würden. Das haben Sie 
nachher In der Hand. Das Konzept der Minderheit sieht als 
einzigen Erhöhungsgrund die Teuerung vor und eben nicht 
den Spiraleffekt, wie das noch der ständerat befürwortet hat, 
indem gleichzeitig alle tonf Jahre die Vergleichsmiete zu­
sätzlich, kumulativ, erhöht werden könnte. Herr Bundesrat 
Couchepin läuft also nicht Gefahr, als «Splralapostel» In die 
Geschichte einzugehen. 
Zu den Kriterien zur Bandbreite: Die Bandbreite Ist effektiv 
nötig, weil beim SNL-Modell, das Im Vordergrund steht, die 
Ermittlung der Vergleichsmiete einen streubereich braucht. 
Es ist schade, dass viele der Personen, die gesprochen ha­
ben, sich zu wenig um die Vergleichsmiete gekOmmert ha­
ben. Man kann diese In Grenchen testen, und es ist natOrllch 
aus meiner Sicht eine Voraussetzung, dass man das auch 
tut. Im Kanton Basel-Stadt - Sie finden das In der Botschaft 
auf Seite 9842 - gibt es seit Jahren einen Mietpreisraster, 
der erhoben wird, der nicht bürokratisch Ist und bei allen 
Parteien auf gute Akzeptanz stösst. Die Schlichtungsbehör­
den der Stadt Bern testen das SNL-Modell seit den Acht­
zigerjahren, und auch hier hat man positive Erfahrungen 
gemacht. Das muss doch auch zur Kenntnis genommen 
werden. Gerade diese Erfahrungen haben gezeigt, dass ein 
Streubereich nö Ist, well z. B. bei älteren Wohnungen die 
Mietzinse gen auf tieferem Niveau sind. Eine streuung 
Ist auch nötig, weil die Baujahre von Gebäuden nicht immer 
ermittelt werden können, well die Standortgüte nie eine fixe 
Zahl ist; diese StandortunslcherheHen können nur mit einem 
streuberelch aufgefangen werden. Ich verweise dazu auch 
auf Seite 9831 der Botschaft. 
Zum Antrag der Minderheit de Dardel, der, wie richtiger• 
weise gesagt wurde, ein Minderheitsantrag zum Konzept der 
Minderheit Clna ist Dieser Antrag stellt das ganze System 
der Vergleichsmiete Infrage, weil er eben wiederum Ober­
haupt keine Bandbreite zulässt. 
Die Vergleichsmiete ist per definitionem der statistische Wert 
plus/minus 16 Prozent. Alles, was In dieser Bandbreite liegt, 
Ist nicht missbräuchlich. Wenn der Mietzins, den die Par­
teien miteinander abgemacht haben, missbräuchlich ist, 
dann hat man die Gelegenheit, den Anfangsmletzins anzu­
fechten und dessen Prilfung zu verlangen. Danach ist dle 
Vergleichsmiete nach dem Konzept der Minderheit eben kein 
zusätzlicher Erhöhungsgrund mehr. 
Die Kommission hat daher den Antrag der Minderheit de 
Dardel mit 13 zu 9 Stimmen abgelehnt. Ich bitte Sie, Ihn 
ebenfalls abzulehnen. 

Glasson Jean-Paul (R, FR), pour la commlsslon: Je n'ai pas 
la pretention de refaire le debat, je crois qua les oplnions 
sont plus ou moins faltes, mals je vais revenlr sur un ou deux 
points. 
M. Clna a parle tout a !'heure d'une reforme modeste en par­
lant de l'accord. Mol, j'en conviens volontiers, mais je prefere 
une reforme qul solt modeste, qui tlenne la route et qul solt 
pratlcable, plutOt que de partir dans une forme nouvelle de 
reglementatlon qui connaitra l'echec devant le peuple. 
C'est donc du reallsme de soutenlr l'accord plutOt que de 
s'enfoncer et se perdre en cherchant d'autres solutlons. 
Puls, il taut quand mElme reconnaitre que cet accord, que 
l'on quaJlfle de reforme modeste, regle quand mAme ie pro-

Amtliches Bulle!ln der BundesversammlUng 

bleme du couplage du taux hypothecalre avec les loyers, ce 
qui est quand mElme un progres notable. 
J'al blen entendu M. Joder qui revient a la charge avec le 
taux hypothecalre. On ne comprend pas bien sl, en defini­
tive, II est plutöt d'accord avec le maintlen du drolt actuel, qul 
est relatlvement favorable a la partie proprletaire. Mais, pour 
!'Instant, Je crois que l'accord permet de resoudre ce pro­
bleme. II est aussl, dans une certalne mesure, une simpllfl­
catlon; or, nous savons que le drolt du ball est complique. 
Mals est-ce que le nouveau ne ie sera pas lul aussi? Mol, je 
fais le pari que sl vous adoptez la proposition de mlnorite 
Cina et pour autant qua le nouveau droit prenne veritable­
ment tous ses effets, on ira de toute fa90n, avec la jurispru­
dence du Tribunal federal, vers une compllcatlon, a nouveau, 
du drolt de ball. Cela feit part!e de la vle, et on le volt dans 
tous las domalnes du drolt. 
M. HegetschweHer a reprls la crltique qul porte sur la prise 
en consideratlon de 80 pour cent de l'indlce sulsse des prlx 
a la consommatlon (IPC). Je crols que nous avons deja eu 
une dlscussion tres large, lcl, lors du premler debat, sur cette 
posslbliite de reprlse partielle. Le Conseil federal, en la per­
sonne de M. Couchepin, a l'epoque etalt aussl favorable a 
cela et II s'etait battu en faveur de la prlse en consideratlon 
de 80 pour cent de l'IPC, pulsqu'il y a une sorte de double 
effet, de double prise en consideratlon du coQt du logement 
dans l'IPC sl on le prend en campte a 100 pour cenl Mais il 
taut encore relever que, dans l'«accord romandn, on a la 
possibilite d'avoir la prlse en campte a 100 pour cent de 
l'IPC, mais seulement pour les contrats de ball superieurs a 
Gans. 
«Penurie" a dlt M. Hegetschweller, et c'est clalr que c'est un 
peu notre soucl a tous. Cette penurie, nous 1a connaissons 
deja actueUement, est-ce qu'elle va s'aggraver? Mol, j'ai tou­
jours ete de l'avls que c'etait aussl les embQches administra­
tives, en matlere d'amenagement du terrltolre ou sur le plan 
de complexlte de la legislatlon concemant 1a demolftlon ou la 
renovatlon de logements qul etalent, en tout cas autant que 
le droit actuel, un frein a la constructlon de logements. 
Nous avons entendu tout a l'heure M. de Dardel developper 
une proposltlon subsldialre de minorlte. M. de Dardel crltl­
que l'appllcatlon de la methode Geiger - II n'est pas le seul -
qul permet un depassement de 15 pour cent des loyers com­
paratifs sans que le loyer ne solt declare abuslf, ce qul, selon 
lui, entralne cette fameuse «splrale» a laquelle on aimerait 
accoler le nom de M. Couchepin, conseiller federal. 
La minorite de Dardel demande donc, pour contrebalancer 
les exces de la part!e adverse, de supprlmer cette marge et 
de n'admettre que les loyers fixes selon la methode hedo­
niste, sans marge de manoeuvre permettant de depasser 
les chlffres obtenus par cette methode. La mlnorite craint 
blen sQr qu'autrement, en cas de remise de ball, le ballleur 
n'appllque le loyer du marche majore de 15 pour cent. Mme 
Garbani a mElme parle de l'«ldlotle» de ceux qui ne le fe­
ralent pas. 
Et pourtant, la commlssion, par 13 voix contre 9, vous lnvlte 
a rejeter la proposltion subsidialre de mlnorlte de Dardel. 
On relevera que las part!es slgnent quand mAme librement 
le contrat de ball et que c'est une notlon de base de notre 
systeme jurldlque que d'avoir cette llberte de contracter. En 
cas de soup90n d'abus en rapport avec la llberte de contrac­
ter, on prevolt que sl le loyer depasse de plus de 15 pour 
cent la moyenne statlstique, il y a donc abus. Je crois qu'il 
faut lalsser cette flexlbillte dans un marche qul demeure 11-
bre, car cela correspond a la phllosophle generale de notre 
systeme economlque. Lalssons donc aux part!es la liberte 
de discuter de la teneur d'un contrat, et n'lntervenons que 
s'II y a un veritable abus. 
Je rejoins ies opposants sur ce point: II faut lalsser une 
marge aux investlsseurs afln qu'lls contlnuent d'lnvestlr. II 
taut prendre garde que trop de protectlon n'amene a suppri­
mer la locatlon. C'est un peu la solutlon que l'on trouve dans 
les pays qui nous entourent, notamment en France et en lta­
lle ou tout ou presque est mls en vente plutOt qu'en locatlon. 
On parle beaucoup de la France d'en bas ces dernlers 
temps. Vous ignorez peut-Eltre que, professlonnellement, je 
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suls tres proche des gens et que je rencontre des proprletaf­
res et des locatalres dans ma boutlque assez regulierement. 
Je peux vous dire qu'en parlant ces dernlers temps avec les 
gens - avec les Sulsses de la base, sl vous me permettez 
l'expresslon -, j'al cru comprendre qu'ils voteralent pour 
l'«accord romand». Soyons en accord avec cette base, les 
gens qui vivent au quotidian relatlvement serelnement avec 
le systeme actuel. 
Votons I' «accord romand» comme le preconise la majorlte 
de la commlssion. 

Couchepln Pascal, conselller federal: Quelques mots tout 
d'abord sur la situation du marche du logement en Sulsse. 
On constate que la paix du logement existe aujourd'hui, et 
alle existe non pas a cause de la quailte de la legislatlon, qul 
est mauvaise, qul a ete completee par une jurisprudence 
abondante, ce qui a permis au demeurant aux specialistes 
de developper des talents exegetiques remarquables qu'lls 
ne souhaltent pas perdre et souhattent confirmer a travers 
I' «accord romand». La paix du logement existe, et alle exlste 
en depH d'une loi extrAmement complexe, tout slmplement 
parce que !'Immense majorlte des locataires et des proprie­
taires sont des gens de bon sens qul savent qu'II taut trouver 
un equilibre entre las interAts des deux parties, taute de quol 
on tue ie marche lmmoblUer et on aboutlt a des confllts dont 
on ne sait jamais comment ils se terminent. 
A l'avenlr, il n'y a pas de raison que la paix du logement soit 
menacee si l'on cherche des solutlons convenables. Mals ce 
qu'll taut absolument eviter, c'est le maintien du systeme ac­
tuel dans lequel des specialistes, que l'on quallfie d'hommes 
de terraln lorsqu'on utlllse le langage lyrique de M. le depute 
liberal genevols Eggly, utlllsent un drolt qui n'est accesslble 
qu'a eux tant ll est devenu compllque, alors que !'Immense 
majorite des gens utilise le bon sens et ne respecte pas la loi 
parce qua la loi a ete compllquee au cours des ans par une 
jurisprudence qui n'est pas connue du citoyen ordlnalre et 
dont II ne tlent pas campte dans la prattque. 
Alors, dans ce monde qul n'est pas ldylllque, mais qui est 
tres paisible, pourquoi veut-on changer quelque chose? Tout 
simplement parce qu'il y a dans la loi quelque chose qui ne 
fonctionne pas, y compris pour les specialistes, c'est le cou­
plage du taux hypothecaire et des loyers. II faut trouver une 
solutlon qui permette d'evlter cela et ne pas le remplacer, 
comme le falt l'«accord romand», par un autre couplage non 
plus entre le taux hypothecalre et les loyers, mals entre les 
taux des obllgations de calsse de la Confederatlon et las 
loyers, ce qui revient en realite a changer quelque chose 
pour ne rien changer puisqu'll y aura couplage a un taux qul 
varie autant que le taux hypothecalre. Sur ce point, las den&­
gatlons de M. de Dardel ne sufflsent pas a changer la reallte. 
l.'.initlatlve populaire a cet objectif, et nous y souscrivons, 
mais malheureusement l'initiatlve est completee par toute 
une serle de dlsposltions dont vous avez Juge avec ralson 
qu'elles n'etaient pas favorables au malntien de l'equilibre 
entre las interAts des partenaires du marche du logement. II 
est vrai que sur le marche du logement, II y a une certalne 
penurie, ce qui remet en cause les affirmatlons de Mme M&­
netrey-Savary qui dit qua les proprietaires ont profite de ma­
niere ehontee de la situatlon au cours de ces dernieres 
annees. 
SI tel avalt ete le cas, II n'y aurait plus d'lnvestlssements 
dans ce domaine-la, las proprletaires etant attlres par l'esprit 
de galn tout slmplement, ce qui est legitime pour un lnvestis­
seur. Si les lnvestlssements etalent aussl rentables que cela, 
eh bien II y en aurait plus et on n'aurait pas de penurle. 
l..'.existence d'une penurie, en tous les cas sur certains mar­
ches, montre blen que le droit actuel n'est pas aussi favora­
ble aux proprletalres qu'on veut bien le dire. 
L'.lnltlative populaire ayant ete deposee et le Conseil federal 
reconnalssant la necessite de decoupler le taux hypothe­
calre des loyers, ll a presente un contre-projet lndlrect. Le 
but du contre-projet etalt, comme je vlens de le dlre, de de­
coupler tes loyers de taux hypothecaire, de slmpllfier et de 
donner un petit peu d'ouverture a ce marche, de s'en appro-

eher. Que cela pousse M. Eggly au lyrisme en contestant 
cette ouverture vers le marche, c'est quelque chose qul 
m'attriste, c'est l'abandon des princlpes llberaux qui genera­
lement l'anlment. Mals nous revlendrons sur les considera­
tlons qul l'ont falt abandonner cette legere ouverture vers le 
marche qu'on voulalt lntrodulre. 
On nous a dit: «Le contre-projet du Conseil federal se base 
sur la methode statlstlque exposee par le professeur Gei­
ger.» C'est exact. Je n'etals pas lä le Jour ou le professeur 
Geiger l'a exposee, par consequent jene peux pas juger de 
ses capacites pedagogiques. Le professeur Geiger nous a 
expose cette solutlon et c'est complique. Mals lorsque vous 
en parllez, Monsieur Eggly, je me dlsais: «lmaglnons qu'on 
ne connalsse pas encore en Sulsse l'lndice du coot de la via 
et qu'on alt demande au professeur Geiger de venlr exposer 
las bases theorlques, statlstiques, qul aboutlssent a l'lndlce 
du coot de la vle, probablement qu'il auralt exactement la 
mime reactlon.» Cela parce que les bases theorlques qui 
sont le fondement du calcul de l'lndlce du coot de la vie ne 
sont pas extrllmement simples, surtout exposees par un sa­
vant qul veut demontrer qua la complexlte du systeme est 
mattrisee par des specialistes. 
Le resultat est tout aussi simple: l'lndlce du coat de la vle, 
nous savons en quoi cela conslste, on l'utllise et on n'a pas 
besoln de savolr comment II est fonde en science statlstique, 
II suffrt de savolr qu'il falt l'objet de debats entre speclalistes, 
qu'il est adapte en fonctlon de l'evolution des circonstances 
et qua la composltlon de l'lndlce du coot de la vle est modl· 
flee en fonctlon de normes soclologlques. lcl, c'est exacte­
ment la mAme chose: le Jour ou les normes statlstlques 
seront concretlsees, on n'aura pas besoln de savoir toute 
l'evolutlon theorique des professeurs de statlstlque, il sufflra 
de regarder le resultat pratlque, comme on regarde aujour­
d'hul le resultat pratlque de l'lndlce du coat de la vle. 
On nous a dlt «La methode statistlque entraine une splrale 
lnflatlonniste.» Je crols que c'est faux parce qua la methode 
statlstique est utllisee pour deflnlr l'abus. Las partenalres, au 
depart, fixent un loyer et la contestatlon peut Atre falte en se 
referant a la methode statistlque, conslderant qu'II est ln­
admlsslble qua le loyer depasse la moyenne de plus de 
15 pour cent. 
Alors, on a dlt: «La proprletaire fixera a chaque fols un loyer 
maxlmum.» Ce n'est pas vml. Tout d'abord, dans !'Immense 
majorlte des cas, le locatalre a plusleurs possibilites de 
cholx; ensulte, si le proprletaire exagere, II ne reusslra pas a 
lauer son logement. II y a d'autres cas, notamment de penu­
rie, ou les loyers auront tendence a monter. Mals des !'Ins­
tant ou les loyers ont tendance a monter, i;a donne un slgnal 
au marche qui entraine un investissement supplementalre, 
puis son reequlllbrage et ensulte, de nouveau, un mouve­
ment favorable au locataire. Par consequent, la methode 
statlstlque, qui n'est utllisee qua pour deflnlr l'abus, ne falt 
pas courlr le risque de voir une spirale lnflatlonnlste se creer, 
comme certains le decrivent. C'est faux, et II faut rendre 
hommage a la reallte en le dlsant. 
Vous avez al1Jourd'hul deux solutlons: ou bien accepter 
I' «accord romand», ou bien le refuser. Cu y a-t-11 des ris­
ques? l..'.«accord romand», c'est le statu quo, plus lajurispru­
dence du Tribunal federal, c'est-a-dlre le statu quo, parce 
que la Jurlsprudence du Tribunal federal fait partle du drolt 
actuellement en vigueur. 1..'.«accord romand» essale de met­
tre par ecrlt le texte actuet adapte en fonctlon de la jurlspru­
dence du Tribunal federal. En consequence, sl on prend le 
risque de modifier le drolt et qu'on echoue parce qu'il y a un 
referendum et qua celui-ci aboutit, et que le peuple sulsse 
renonce a modlfier le drolt que nous aurlons propose et qul 
seralt novateur, on retournerait a la situatlon actuelle, c'est­
a-dire qu'on auralt exactement la mAme sttuatlon qua si on 
acceptalt l'«accord romand» aujourd'hul. Par consequent, 
les partlsans de l'«accord romand» ne courent aucun risque 
a essayer une solutlon plus novatrlce, parce qua sl la solu­
tion novatrlce ne leur convlent pas, qu'lls lancent le referen­
dum et que le referendum aboutlt, on retoumera a la 
situatlon actuelle qul est, autrement dlt, le texte de l'«accord 
romand». · 
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Je vous invite a avoir un tout petlt peu d'audace et a eher­
eher des solutions meilleures, mieux adaptees a notre 
temps, parce que I' «accord romand» a des defauts, tout 
comme la sltuation actuelle, notamment le couplage a un ln­
dlce, un taux d'lnterets qui est mobile: aujourd'hui, c'est le 
taux hypothecalre; si l'«accord romand» passe, ce sera le 
taux des obligatlons de calsse de la Confederation. 
Le droit du ball actuel est trop formallste. II n'est pas utillse 
par la majorlte des gens. L.:«accord romand» n'amellore pas 
la sltuatlon. L.:«accord romand» introdult des regles de reser­
ves compllquees. II va generer des procedures Jongues, des 
coats admlnlstratlfs eleves. II impose une charge de la 
preuve problematlque et des criteres de jugement mal defi­
nls. II ne permet pas de prendre en compte des provlsions. 
La consequence en sera que les autorites de conclllatlon et 
les trlbunaux seront debordes. L.:«accord romand» comporte 
tres peu de choses novatrices, et elles sont secondaires. De 
plus, on constate que ces dispositlons dites novatrlces ne 
sont pas coherentes. Elles definissent le loyer abuslf, le loyer 
admissible et le loyer qui n'est pas abusif en melant llbre­
ment des criteres absolus et relatlfs. Finalement, l'argument 
mortel contre cet accord, Je l'al dlt, c'est qu'II rejette le cou­
plage du taux hypothecaire et des loyers, mals il le remplace 
par un autre couplage qul est tout aussi negatif. 
On nous dlt qu'II est lmpensable de ne pas accepter quelque 
chose qul a ete negocie par les speciallstes de terrain. Je 
crois que Mme Menetrey-Savary a ete particullerement 
exemplaire dans l'humilite parlementalre face a l'accord des 
speciallstes qul ont accumule au cours des ans des compe­
tences exegetiques remarquables qul lul ont falt dire qu'un 
parlementalre normal ne peut pas se retrouver dans la Jun­
gle du droit du bail. Mals s'il en est ainsl, le devolr du Parla­
ment, c'est de se salsir de ce dossier et de permettre au 
citoyen ordinaire de comprendre le drolt - ce que nous es­
sayons de faire-, de lui permettre de se reapproprler le drolt 
du ball, alors que le systeme actuel oblige le cltoyen soit a 
ne pas se referer au droit, soit ä recourir aux speciallstes qul 
ont conflsque, d'une certaine maniere, les competences en 
matiere de drolt du bail en leurfaveur. C'est ce qu'ils ont «te­
norise» dans cet «accord romand» qul est un accord de spe­
cialistes. Je les feliclte d'avoir reussi a trouver un accord 
entre eux, mals c'est un accord qul echappe aux citoyens lo­
catalres ou proprietalres ordlnaires. 
Osez l'lnnovatlonl Refusez le conservatisme etrolt qul vous 
pousse a bloquer la situation. Prenez le rlsque de !'Innova­
tion, de la nouveaute et sl, a la fin, vous n'etes pas satlsfalts, 
le referendum, au plre, aboutiralt au maintlen de la sltuation 
actuelle puisque l'«accord romand» ne falt que «tenoriser» 
la jurlsprudence plus la lol. 
Je vois que M. Grobet a une questlon a poser. Je l'attends 
avec lnteret. 

Grobet Christian (S, GE): Monsieur le Conselller federal, je 
ne peux pas oubller les debats sur les accords bllateraux au 
cours desquels vous avlez rassure l'assemblee quant aux 
effets negatlfs que pourraient avoir ces accords avec !'Union 
europeenne: les effets negatlfs seralent evites gräce aux 
conventions collectives conclues entre les partenaires so­
claux. Vous avlez refute la necesslte de preciser la lol a ce 
sujet et de donner une force obllgatoire au contrat-type, tant 
vous falslez confiance aux partenalres sociaux. 
Je vous demande comment il se fait que vous donniez sl peu 
de credlt ä ces autres partenaires sociaux que sont les 
representants des milleux immobiliers et ceux des locatai­
res. Vous avez pretendu que l'accord qui avalt ete negocie 
entre ces partenaires etalt mauvais et tres complique. Vous 
aurtez pu au molns avoir la modestie de dire que c'etait blen 
moins complique que toutes les ordonnances appliquees 
par votre departement. Vous me permettrez de le dlre au 
passage, parce que cette conventlon est beaucoup plus lu­
cide. 
Ma deuxieme questlon est la sulvante: est-ce que vous pre­
nez les representants des locatalres et ceux des mllleux im-
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mobillers pour des gens medlocres, lncultes et pas a meme 
de resoudre le probleme comme vous le souhaltez, ä savoir 
entre partenalres? 

Couchepln Pascal, conseiller federal: Monsieur Grobet, Je 
commenceral par la fin. Je tlens certalns representants des 
locatalres et des proprietalres qul ont signe cet accord pour 
des gens dont les competences sont tres hautes. Taut mon 
dlscours a conslste a dlre que ces milleux ont accumule au 
cours de ces dernleres annees des competences exegeti­
ques remarquables. lls ont un tresor de savolr-faire fonde 
sur une lol complexe et lls ont reussl ä theoriser, a mettre par 
ecrit ce tresor de competences. Le molns qu'on puisse dlre, 
c'est que c'est un hommage a l'lntelllgence theorlque de ces 
milleux et ä leur competence de dlaloguer a un haut niVeau 
de complexlte dans un domaine qui, comme l'a dlt Mme 
Menetrey-Savary, a lentement echappe aux citoyens. J'al 
donc rendu hommage a leur competence technlque, a 
leur competence dans le dlalogue et a leur capaclte scientlfl­
que. 
Cela etant dlt, vous m'avez pose une deuxieme question qul 
est aussl Interessante, qul est le rapport entre le leglslateur 
et les partenalres soclaux. SI vous vous souvenez des de­
bats sur les bilaterales, nous avons modlfle un certaln nom­
bre de Jois, y comprls des lois sur 1a force obligatolre des 
conventlons collectives de travail. Nous avons modlfle les 
majorltes necessalres pour pouvolr rendre obllgatolres des 
conventlons collectives. Ce que nous n'avons pas voulu 
faire, c'est fixer des chlffres, fixer des montants parce que 
cela appartlent aux partenalres soclaux. C'est ä eux de decl­
der les nlveaux de salalres, mais II y a des llmltes qul ont ete 
deflnies et nous avons donne la competence aux commis­
sions trlpartltes de lutter contre des abus qul pourralent exis­
ter. Nous avons eu le courage d'elaborer une legislatlon, et 
le combat que j'ai mene d'ailleurs avec vous et avec un cer• 
tain nombre de deputes, la majorite d'entre eux, a ete juste­
ment un combat pour fixer de nouvelles regles du Jeu. Un 
certain nombre de gens dlsalent qu'il n'y a pas besoin de 
mesures d'accompagnement. Nous avons voulu des mesu­
res d'accompagnement en matlere legislative et nous les 
avons obtenues, mais ensuite, dans le cadre des dls­
posltlons legislatives, les partenalres soclaux ont un rOle ä 
jouer. 
lcl, ce que vous suggerez, c'est que les partenalres soclaux 
prennent la place du Parlament et que ce dernler devlenne 
une simple chambre d'enreglstrement d'un accord intervenu 
entre speclallstes qui ont decide que teile ou telle dlsposltlon 
generale, teile ou teile dlsposltlon de detall, devlenne un 
texte de lol. J'al asslste a des scenes qul, ä mon avls, sont 
assez extraordlnalres du polnt de vue de la theorie democra­
tlque lorsque, en commlsslon, des partisans de l'«accord 
romand», M. Eggly en particulier, nous dlsaient « Tout chan­
gement rendrait tout l'accord caduque. Nous vous prlons 
d'accepter täte balssee et en pleine confiance la totalite de 
l'accord parce que le molndre Iota change dans cet accord 
risque de rompre le contrat de confiance qui a ete passe 
entre un certaln nombre de representants des locataires et 
des proprletalres et de compromettre l'accord.» Mals c'est 
l'abandon par le Parlament de son devolr de leglferer en 
fonction de princlpes et non pas en fonctlon d'lnterets. Ceux 
qui partagent cette vlslon de la democratie seront contre 
l'«accord romand». 

La presldente (Maury Pasquler Lillane, presldente): Mon­
sieur le Conseiller federal, M. 8eck souhaite vous poser ega• 
lement une question. 

Couchepln Pascal, conseiller federal: Comme d'Artagnan, 
Je dols me proteger a drolte et a gauche. (Hilarite) 

Beck Serge (L, VD): Monsieur le Conselller federal, mon ex­
perience de petlt proprletalre me permet de constater que le 
droit actuel, ainsl que celui que vous proposez ou que pro­
pose l'«accord romand», et sa jurisprudence ont ete confls-
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que tant aux petits proprletaires qu'aux locatalres. Est-ce 
que vous ne pensez pas qu'il est temps que le Conseil fede­
ral abandonne son dlscours simill-liberal et qu'il ait et que 
vous ayez, Monsieur le Conselller federal, le courage d'ailer 
jusqu'au bout et de mettre tout le paquet de la legislatlon et, 
par consequent, de la jurisprudence a la poubelle, pour 
relnstaurer des condltions de marche que vous defendez re­
gullerement dans le cadre du drolt du bail? 

Couchepln Pascal, conseiller federal: Je partage avec 
vous, Monsieur Beck, le Jugement severe qua vous portez 
sur le drolt actuel et la difficulte qu'a le petlt proprietalre Beck 
ou le petlt proprietaire Couchepin, le petlt locataire Couche­
pin ou le petit locatalre Beck, bref, le citoyen ordinaire d'utlll­
ser ca droit. Ce droit est devenu lncomprehensible. Vous le 
dltes, et je le trouve aussi. Mais l'«accord romand», II ne le 
slmpllfle en rlen, puisque c'est le droit actuel plus la juris­
prudence et avec un certain nombre de contradictlons Inter­
nes. 
Alors, vous m'appelez a etabllr la llberte des loyers et a eta­
bllr Je marche dans ca domaine. Mol, j'ai jure un Jour, lorsque 
je suis devenu conseiller national - et j'ai renouvele mon ser­
ment an d'autres clrconstances - de respecter 1a constltu­
tion. La constltutlon prevoit Ja protection des locataires. II 
n'est donc pas pensable de proposer quelque chose qul 
viele la constitutlon. C'est la ralson pour laquelle le Conseil 
federal propose une simpliflcatlon, un pas an faveur du mar­
che dans l'interet de tous - puisque flnalement le marche 
permet d'eviter las penuries de logements -, et cela dans le 
respect de la norme constitutionnelle qui impose 1a protec­
tfon des locataires et que nous voulons respecter aussi long­
temps qu'elle exlste. Et je crois qu'eile existera longtemps 
encorel 

Menetrey--Savary Anne-Catherlne (G, VD): Monsieur le Con­
selller federal, votre plaldoyer est absolument admirable! 
Mol, Je suis aussi pour que les citoyens se reapproprlent la 
competence et pour risquer l'lnnovatlon. Mais est-ce que 
vous ne pensez pas que ce plaldoyer est valable au debut 
d'un processus? Cr il y a malntenant une enorme dlfference 
de situatlon par le falt que c;a fait deux ans qu'il y a une es­
pece d'errance, qu'II y a un enlisement de ce dossier. Et 
quand, apres tout ce temps, des gens se mettent ensemble 
pour l'en sortir, est-ce que vous ne pensez pas qua c;a fait 
toute la dlfference? 

Couchepln Pascal, conseiller federal: Je comprends bien 
l'argument, Madame Menetrey-Savary, mals je crois 
qu'apres deux ans, ce qul est un processus relativement 
long, mais ne represente pas une eternite, on ne dolt pas 
abandonner la volonte de simpllfler le drolt et de permettre 
aux cltoyens ordlnalres de l'utlllser. 
Je le redis, la sltuatlon n'est pas dangereuse. SI, a la fln du 
processus, nous repoussons l'«accord romand», sl nous 
sommes lncapables de trouver quelque chose de satisfai­
sant pour la majorite du peuple suisse, vous lancerez le refe­
rendum. Si le referendum aboutit, on retombe dans le droit 
actuel qui est pratiquement l'«accord romand». Donc, II n'y a 
aucun risque malntenant a vouloir ~tre novateur pulsque, sl 
l'effort d'lnnovatlon echoue, au pire, on retombe dans la sl­
tuatlon actuelle. 
L:«accord romand» veut bloquer l'effort de recherche d'une 
nouvelle solutfon. Que cette solution ne soit pas facile a trou­
ver, c'est evident: les intertits sont contradictolres et II taut 
chercher un chemin, c;a prend un certain temps. Mais renon­
cer a chercher quelque chose de mieux aujourd'hui est man­
quer une chance, parce qua, probablement, sl on clmente Ja 
jurisprudence an adoptant l'«accord romand», rlen ne chan­
gera durant des annaes. On ne pourra plus entreprendre de 
nouveaux efforts, et on aura une division du marche du loge­
ment entre ceux qui utlllsent le droit, les speclallstes dans 
certaines reglons de Sulsse, et !'immense majorlte des cl­
toyens qui n'appllquent pas le drolt parce qu'il n'est pas ap­
proprle pour las relations normales entre petits proprietaires 
et locataires. 

Wahl des Konzeptes Choix du concept 

Abstimmung - Vota 
(namentlich - nominatlf: Beilage - Annexe 99.076/2308) 
FQr den Antrag der Minderheit 1 •••• 95 Stimmen (Slate, ,. 20~ 
FOr den Antrag der Mehrheit .... 83 Stimmen v.rr p . 2.o'I 
La presldente (Maury Pasquier Llllane, presldente): Pour la 
suite de nos travaux (art 269bis, 269ter, 269aa, 269a, 
269abls, 269ater, 269b-269d, 269dbls, 269e et 270, etc.), 
nous en restons donc a la partie sltuae a droite de la ligne 
vertlcale sur le depllant. 

Abs. 1-AI. 1 

Abstimmung - Vote 
FOr den Antrag der Minderheit 1 .... 113 Stimmen 
FOr den Antrag der Minderheit de Dardel .... 63 Stimmen 

Abs. 2-AI. 2 
Angenommen gemäss Antrag der Minderheit I 
Adopte se/on Ja proposition de Ja mlnorltt§ I 

Abs. 2bis -Al. 2bis 

Hegetschweller Rolf (R, ZH): Bel der Minderheit Clna han­
delt es sich um ein reines Indexmodell ohne das so ge­
nannte Notventil, das heisst ohne die Möglichkeit des Mie­
ters oder des Vermieters, Irgendwann Anpassungen zu 
verlangen, die über die blosse Indexierung hinausgehen. Ich 
erachte dieses Modell als untauglich; es geht sogar hinter 
den lstzustand zurück und hinter die Nationalrats- oder 
Ständeratslösung. Wir sollten aber im Rahmen der Diffe­
renzbereinigung eine Lösung suchen, die zwischen den bei­
den Modellen liegt und nicht weit ausserhalb. 
Ein Modell ohne jegliche Anpassungsmöglichkeiten Im lau­
fenden Mietverhältnis wäre nach meinem Dafflrhalten auch 
nicht verfassungskonform. Diese Frage Ist hingegen nicht 
geklärt worden. Ich kann mich aber Im Grundsatz voll der Ar­
gumentation in der «Neuen ZOrcher Zeitung» vom letzten 
Freitag anschllessen und zitiere sie auch gerne: Die Index­
miete würde das Mietrecht zwar stark vereinfachen, doch 
zwänge sie, ähnlich wie der Accord, die Zinsgestaltung in 
ein enges Korsett, was mit einigen Nachteilen verbunden 
wäre. 
So dürfte es einen Preisschub bei den Anfangsmieten ge­
ben, denn der Vermieter wird praktisch genötigt, den Zins zu 
Beginn möglichst hoch anzusetzen, da anschliessende, Ober 
die Teuerung hinausgehende Anpassungen ausgeschlossen 
sind. Verpasst er dies, kann er den Zins einzig Ober einen 
Mieterwechsel an das Marktniveau heranfahren. Für die 
Mieter hat das zur Folge, dass die Suche nach gutem und 
erschwinglichem Wohnraum schwieriger wird, und wer eine 
gOnstlge Bleibe gefunden hat, fQr den wird das Risiko der 
KOndlgung höher, namentlich In Fällen, wo der Vermieter mit 
einem grösseren Kostenschub - also beispielsweise Erhö­
hung der Hypothekarzlnsen - konfrontiert Ist. 
Auch von CVP-Selte wurde In der Kommission erklärt, dass 
der Index zwar das einfachste Mittel tor Mietzinsanpassun­
gen sei, dass der Index alleine aber nicht ausreiche, um 
auch den Markt In dieses System integrieren zu können. Es 
wurde auch auf die seinerzeit von beiden Räten überwie­
sene Motion Baumberger 92.3576 hingewiesen, die das 
Marktelement betonen wollte. Jetzt gehe es eigentlich nur 
darum, ein Marktelement zu finden, das dem Mieter die Si­
cherheit gebe, dass die Miete nicht ins Uferlose steige, das 
aber auch verhindere, dass der ganze Immobilienmarkt aus­
trockne und das Ganze Insofern zu einem Bumerang werde, 
als niemand mehr in den Wohnungsmarkt investiere. Das 
wäre auch für die Mieter die schlechteste Lösung. Der Preis 
fOr das Wohnen sei für die Mieter immer noch dann am be­
sten, wenn ein Überangebot bestehe und der Vermieter un­
ter Druck sei, seine Miete vernünftig und marktgerecht anzu­
setzen. 

BulleUn offlclel de r Assembl6e h!derale 



A2..8 
5.Junl2002 703 Nationalrat 99.076 

Ich bitte Sie, diesen richtigen Überlegungen - auch inner­
halb der CVP wurden sie geäussert - zu folgen und meinen 
Minderheitsantrag zu unterst~en, der dem Beschluss des 
Ständerates folgen will. Eine UberprOfung des Mietzinses 
kann dabei von Mieter und Vermieter erstmals nach Ablauf 
von fünf Jahren nach Mietbeginn und dann noch jeweils 
nach Ablauf von fünf weiteren Jahren verlangt werden. 
Diese Regelung ist vemOnftlg - in der natlonalrätllchen Lö­
sung sind vier Jahre beschlossen -, und sie stellt tar beide 
Seite gleich lange Spiesse dar und bietet tar beide Selten 
auch die gleiche Sicherheit. 
Ich bitte Sie um ZUstlmmung zu meinem Minderheitsantrag 
und zum Modell Ständerat. 

Garbanl Valerie (S, NE): M. Hegetschweller a de]ä anticlpe 
en parlant d'une autre proposition de mlnorite ä teneur de la­
quelle ll veut relntrodulre, c'est ce qu'on pensalt, les loyers 
comparatlfs comme critere de hausse en cours de bail. Pour 
l'instant, on en est ä l'artlc!e 269 alinea 2bis et M. Hegets­
chweiler propose d'adherer ä la decision du Conseil des 
Etats Justement pour introdulre un parallele entre les drolts 
des locatalres et ceux des proprletalres. 
Pour ma part, et Q8 ne preJuge absolument pas de la posi­
tlon du groupe socialiste lorsqu'II s'aglra de soutenlr ou de 
combattre la deuxieme propositlon de mlnorlte Heget­
schweller (art. 269 al. 4), Je vous demande de sulvre pour 
cet alinea (art. 269 al. 2bls) la proposltlon de minorlte 
Hegetschweiler et de rejeter la propositlon de minorlte Clna 
qul relntroduit un desequilibre entre les parties au contrat de 
ball. 
Si vous acceptez la propositlon de minorlte Clna, un loca­
talre devra accepter que son loyer sublsse regullerement 
des hausses sans pouvoir Jamals obtenir de baisses. Vous 
lntrodulsez donc une inegalite de traitement, et mAme une 
lnegallte crasse puisque les loyers seront adaptes au 
100 pour cent de l'lndlce suisse des prlx ä la consommatlon 
(IPC) alors que le facteur loyer, Je le rappelle, est dejä com­
prls a ralson de 22 pour cent dans l'IPC. Sur le lang terme, 
mAme sl l'IPC est un facteur de moderatlon des hausses de 
loyer par rapport au droit actuel, qui prevolt des fortes haus­
ses de loyer resultant des fortes hausses du taux hypothe­
caire, II n'en demeure pas molns que ce loyer a la longue 
pourrait devenir abusif. En falsant un calcul retroactlf, en 
vingt ans, de 1980 a 2000, avec la repartition du 1 oo pour 
cent de l'IPC, les ioyers auraient augmente de 73,3 pour 
cent. SI vous acceptez la propositlon de minorlte Cina, le lo­
cataire ne pourra ]amais verifler le caractere abusif, alors 
que ia Constltution federale prescrlt a Ja Confederatlon de 
feglferer en matlere d'abus. 
Pour ma part, je suis egalement convaincue qu'en cas de re­
ferendum, fes locatalres n'accepteront pas un droit de ball 
qul les ampute d'un droit aussl fondamental que celui de de­
mander une bafsse de loyer s'lls ont des ralsons de crolre 
que le loyer procure au bailleur un enrichlssement abuslf. 
Pour ce motlf, je vous demande donc de soutenir la proposl­
tlon de mlnorlte Hegetschweiler. 

Clna Jean-Michel (C, VS): Herr Hegetschweller hat die 
«Notventildiskussion» vorgezogen; Ich wollte sie eigentllch 
erst später führen. Aber selbstverständlich hat mein Minder­
heitsantrag, der auch von Doris Leuthard unterschrieben 
wurde, einen klaren Bezug zu den zwei Aspekten. Gegen 
das von mir favorisierte Modell wurde immer wieder ange­
führt - von beiden Seiten, von der Sprecherin der SP-Frak­
tlon und von Herrn Hegetschweller -, es fehle das entspre­
chende Notventil. 
Ich habe bereits in meinem Votum zur Modellwahl ausge­
führt, dass die behauptete starrheit nur relativ ist. Die aus 
Mieterwechseln, Erneuerungen und Handänderungen resul­
tierenden Vertragsänderungen sorgen fOr eine ausreichende 
Dynamik auf dem Wohnungsmarkt: Zusammen Ist davon 
jährlich rund ein Viertel aller Mletverhältnlsse betroffen. Das 
Bundesamt fOr Wohnungswesen hat im Rahmen der Bera­
tungen in den Kommissionen Berechnungen angestellt und 
die Mietzinsentwicklung in den verschiedenen Szenarien 
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miteinander verglichen. Im Ergebnis kann festgehalten wer­
den, dass die Rendite durch die Systemänderung nicht ne­
gativ beeinflusst wird. Bel dem von mir favorisierten Modell 
ergab sich sogar eine deutliche Verbesserung. Es besteht 
also kein Anlass anzunehmen, dass die lnvestltionsnelgung 
im Wohnungsbau aufgrund der Systemänderung zurOckge­
hen könnte. 
Auch die Immer wieder geäusserten Bedenken bezOglich 
der Uquidltätsprobleme bei starken Hypothekarzinsstelge­
rungen sind unbegrOndet Auch hier haben die Resultate der 
Untersuchungen des Bundesamtes fOr Wohnungswesen ge­
zeigt, dass nur in Extremfällen ein kleiner Tell der Vermieter­
schaft betroffen wäre. Die generellen Leerstandsrlslken sind 
auf jeden Fall wesentlich grösser. Nebst den bereits ange­
führten Mletzlns-Erhöhungsmögllchkeiten verbleibt dem Ver­
mieter noch die Möglichkeit einer so genannten Konsensual­
erhöhung, d. h. einer zwischen den Parteien des Mietvertra­
ges frei vereinbarten Erhöhung. Das Bundesgericht hat 
diese Möglichkeit so lange zugelassen, ausdrOcklich autori­
siert, als diese nicht mit der Androhung einer KOndlgung ver­
bunden wird, also ohne Jeglichen Druck auf den Mieter 
zustande kommt. Als allerletztes Mittel - das gebe Ich auch 
zu, das ist so - des Vermieters zur Beseitigung von Kosten­
engpässen bleibt die Kündigung, d. h., sie steht selbstver­
ständlich auch dem Mieter offen. 
Mein Minderheitsantrag zu diesem Artikel zielt darauf ab, tor 
gleich lange Splesse zu sorgen. In Artikel 269 Absatz 2bls 
wird die Möglichkeit geschaffen, dass dle Mieter erstmals 
nach fOnf Jahren eine Überprofung verlangen können. Ge­
rede dieser Artikel hat die Mehrheit des Ständerates dazu 
veranlasst, vom Konzept der eigenen Kommission für 
Rechtsfragen abzukommen und auch fOr die Vermieter nach 
fünf Jahren eine Erhöhungsmögllchkeit zu schaffen. Ich 
wehre mich gerade gegen diese Erhöhungsmögllchkelt der 
Vermieter nach fOnf Jahren, die zu einer absoluten Mietzins­
spirale führen wOrde. Ich habe dann versucht zu sagen: 
Dann können In einem bestehenden Mietverhältnis beide 
keine Kontrolle machen. Ich bin also gegen diese Möglich­
keit und will fOr gleich lange Spiesse sorgen. 
Ich beantrage Ihnen in diesem Sinne, meinem Minderheits­
antrag zu folgen. 

Leuthard Doris (C, AG), für die Kommission: Wir haben In 
der Kommission nicht mehr sehr lange Ober diesen Artikel 
gesprochen. Ich kann Ihnen nur noch einmal darlegen, was 
hierbereits ausgeführt wurde. Der Ständerat hat ja eine re­
gelmässlge ÜberprOfung des Mietzinses alle fOnf Jahre ein­
geführt. Der Nationalrat hat in der ersten Phase beschlos­
sen, dass bei den Mietzinsen alle vier Jahre eine Anpassung 
vorgenommen werden kann, alternativ zur Teuerung. Nach 
dem Konzept des Ständerates Ist diese Anpassung an die 
Vergleichsmiete immer kumulativ zur Teuerung; dessen 
mossen Sie sich bewusst sein, wenn Sie darOber abstim­
men. 
Die Minderheit Hegetschweller beantragt jetzt die Über­
nahme dieses Artikels. In der Kommission wurde dieser An­
trag mit 13 zu 2 Stimmen bei 7 Enthaltungen abgelehnt. 

Glassan Jean-Paul {R, FR), pour la commisslon: Je vous 
slgnale, pour la clarte des debats, que dorenavant, Ja propo­
sition de la mlnorite 1 (Clna) ayant ete adoptee, les proposl­
tions de la majorlte n'entrent plus en llgne de campte. En 
tant que rapporteur de la commlsslon, je representeral dore­
navant Ja position de la minorite 1. 
Mals, une fols n'est pas coutume, a l'article 269 allnea 2bis, 
la ma]orlte vous recommande de soutenir la propositlon de 
la mlnorlte Hegetschweller. 
M. Hegetschweiler propose de suivre le Conseil des Etats et 
II l'a emporte au sein de la Commission des affaires julidl­
ques du Conseil national, par 13 volx contre 2 et avec 7 abs­
tentlons, face a la proposition que M. Clna a developpee tout 
a !'heure pour la mlnorlte. 
En falt, le but de la mlnorite Clna est d'etabllr un equlllbre en­
tre les deux partles, entre les locatalres et les proplietaires. 
Elle trouve peu equitable que les locatalres puissent provo-
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quer un contröle des loyers alors qua le proprietalre n'a pas 
cette mäme faculte dans le mäme temps. 
La majorite de la commlssion vous propose de repousser la 
proposltion de minorite Clna 

Couchepln Pascal, conselller federal: A l'artlcle 269 all­
nea 2bis, nous sommes favorables a la proposltlon de ml­
norite Hegetschweller, j'allais dlre taute de mleux. Nous 
aurions souhalte que le delai de clnq ans qu'elle prevolt solt 
reduit a trois ans afin de dlsposer d'une plus grande marge 
de manoeuvre pour modifler des loyers abusifs. Neanmoins, 
une teile proposltlon n'ayant pas ete deposee, nous devons 
choisir entre deux solutions: la solution de la minorlte Clna et 
la solution de la minorite Hegetschweiler. 
La solutlon de Ja mlnorite Clna, a notre sens, va trop loin 
et ne respecte pas l'esprit de l'artlcle constitutlonnel 
(art. 109 cst.) dont l'objectif est la protectlon des locataires. 
La solution de la minorlte Hegetschweiler permet la modifl­
cation du loyer apres une perlode de clnq ans, et ensulte de 
cinq ans en clnq ans. Encore une fols: nous aurions prefere 
de trois ans en trois ans, mals la proposltlon de mlnorite 
Hegetschweiler est mellleure que la proposltlon de mlnorite 
Clna. Elle vlse ä. cet equllibre auquel nous devons tendre 
malntenant sl nous voulons avolr une chance en cas de refe­
rendum, car il est necessaire de tenlr compte davantage de 
l'interät des locatalres. 
La proposition de mlnorite Hegetschwelter, paradoxalement, 
va dans ce sens. 

Abstimmung - Vote 
FOr den Antrag der Minderheit Hegetschweiler .... 147 Stim­
men 
FOr den Antrag der Minderheit Clna .... 11 Stimmen 

Abs. 2ter -Al. 2ter 

La pruldente (Maury Pasquler Llllane, presidente): Ce su­
Jet a ete regle dans un prooedent vote sur l'artlcle 253b ali­
nea 1er. 

Angenommen gemäss Antrag der Minderheit I 
Adopte selon /a propositlon de Ja mlnorlte I 

Abs. 2quater -Al. 2quater 

La presldente (Maury Pasquler Liliane, presidente): La pro­
positlon Schwaab a l'artlcle 271 a allnea 1 er se rapporte au 
mämesujet. 

de Darctel Jean-NIis (S, GE): II a deja ete questlon a plu­
sieurs reprises, au cours des debats et notamment devant le 
Conseil des Etats, de la problematlque du «Notventil», ou 
soupape de sOrete en fram,als. Le reproche prlncipal falt a la 
solutlon de M. Clna, c'est de bloquer las possibllites pour le 
bailleur d'obtenir des adaptatlons si, a la longue, le loyer se 
revele excessivement modere. 
Dans le droit actuel, contralrement a ce qui a ete dlt par un 
chroniqueur de la «NZZ» II y a quelques jours, II exlste un 
«Notventil». Le bailleur qui attend clnq a sept ans sans aug­
menter le loyer a le droit de recourlr ä. ce qu'on appelle la 
methode absolue, c'est-ä.-dire a la comparalson avec les 
loyers usuels du quartler, ou a un calcul de rendement, pour 
majorer le loyer de maniere exceptlonnelle. II y a des condl­
tlons qui limltent las posslbilites exceptionnelles d'augmen­
tatlon du loyer, mals ces possibilites existent bei et bien dans 
le systeme actuel. 
Le grand defaut de la solutlon de M. Clna, c'est que ce «Not­
ventil» n'exlste plus. Quelle va ätre alors la reactlon du 
bailleur? La reactlon du bailleur, constatant qu'il ne peut pas 
augmenter de manlere equltable le loyer, sera de donner le 
conge ä. son locataire. 
Selen le droit actuel et seien le drolt de la revision, dans tou­
tes les solutions, un bailleur n'a pas le drolt de menacer un 
locataire de conge pour augmenter le loyer. C'est lä. une 

grande conquäte de la protectlon des locataires dans notre 
pays - une regle qul existe depuis des decennles et qua per­
sonne ne veut remettre en cause. II s'agit d'eviter a tout prlx 
qua le locatalre solt mls sous presslon. En revanche, et 1a ju­
rlsprudence du Tribunal federal l'a conflrme, le ballleur peut 
tres blen donner le conge ä. un locatalre, qul obtlendra le cas 
ooheant des prolongations du ball, mals, apres le depart de 
ce locatalre, II peut relouer plus eher a un autre locatalre. Le 
ballleur a donc le drolt de donner conge a un locatalre pour 
relouer plus eher a quelqu'un d'autre. 
II taut pouvoir eviter absolument, si on entre dans la proble-­
matlque et dans le systeme de M. Cina, qua des vagues de 
conges se produisent a l'encontre de dlzalnes, de centalnes, 
de milllers de locatalres, avec un systeme trop rigide en ce 
qul concerne la flxatlon des loyers et qul ne prevolt pas ce 
qu'on appelle un aNotventil». 
lnversement, vous le verrez plus tard dans les debats, la SO­
iution de M. Hegetschweiler, qul pretend ouvrir un «Notven­
til», ouvre en fait un Immense trou dans la digue et permet 
des augmentations de loyer tout ä. fait explosives. Ce n'est 
plus une soupape de sOrete, c'est une immense breche qui 
est falte dans ie mur, en sorte qu'on ne peut m~me plus par­
ler de «Notventil». 
Ma proposition de mlnorite vlse surtout, dans le systooie 
propose. la problematlque de la proposltlon de la mlnorite 1 
(Cina). 

Thanel Anita (S, ZH): Von Vermieterselte wird Im Zusam­
menhang mit den Prelsschutzvorschriften Immer wieder ge­
droht, den Vermietern bleibe zur Erreichung einer genügen­
den Rendite nichts anderes mehr Obrlg, als der Mieterschaft 
zu kündigen. Auch In der «NZZ» konnte das letzte Woche 
wieder gelesen werden. Heute haben zudem einige Votan­
ten ausgeführt, und z.war sowohl im Zusammenhang mit 
dem Accord romand als auch mit der Minderheit Clna, ohne 
ein so genanntes Notventil bestehe eine erhöhte KOndl­
gungsgefahr. 
Ich persönlich bin der Ansicht, dass es kein Notventll 
braucht, weil auch das Modell Clna genügend Flexibilität 
enthält. Zum einen sieht dieses Modell eine hundertprozen­
tige Indexierung vor, obwohl eine achtzlgprozentige mehr als 
genOgen werde. Zum anderen besteht die Mögllchkelt, bei 
umfassenden Sanierungen 50 bis 70 Prozent der Investition 
auf den Mietzins zu Oberwälzen; auch das ist eine Art Not­
ventil. Dann kommt dazu, dass Mietverhältnisse rar Wohnun­
gen durchschnittlich etwas länger als tanf Jahre dauern. 
Mieterwechsel fahren bekanntlich zu Mietzinserhöhungen. 
Das helsst, es gibt grundsätzlich keinen Grund fOr ein Not­
ventil. 
Weshalb besteht trotzdem die Gefahr einer Kündigung? Sie 
besteht nicht, weil die Vermleterschaft mit dem Modell der 
Minderheit, das nun das Modell der Mehrheit geworden Ist, 
eine ungenOgende Rendite erzielt. Sie besteht, well die 
Missbrauchsgrenze zu hoch angesetzt ist, Indem Jetzt vorge­
sehen Ist, Mietzinse seien erst mlssbräuchllch, wenn sie sich 
auf einem Niveau von 15 Prozent Ober dem Vergleichsmiete­
Niveau befänden. Das ist der Grund, weshalb allenfalls eine 
Kündigungswelle droht, nicht die Gefahr einer ungenOgen­
den Rendite. Die Vermieterschaft wird sich Oberlegen, ob sie 
den Mieterinnen und Mietern das Mietverhältnis kOndlgen 
und die Wohnungen zu einem wesentlich höheren Mietzins 
weitervermieten soll, falls die Miete unter der Missbrauchs­
grenze ist. Diese Gefahr besteht Insbesondere in grösseren 
Städten, In denen wir heute bereits einen Leerwohnungsbe­
stand von gegen O Prozent haben. Es geschieht also schon 
unter dem geltenden Recht. 
Ich bitte Sie deshalb Im Namen der SP-Fraktlon, den Antrag 
der Minderheit de Dardel zu unterstützen. 

Schwaab Jean Jacques (S, VD): Du point de vue de l'appll­
cation strlcte de la procedure, on peut se poser ia question 
de savolr sl ma propositlon est acceptabie dans la forme au 
pruent artlcle. Car au fond, la proposition de mlnorlte 
de Dardel devralt se trouver non pas ä. l'artlcle 269 all-
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nea 2quater, mals plutöt ä. l'artlcle 271 a allnea t er, qui fixe 
les motifs pour lesquels un conge est annulable. II seralt donc 
plus logique dans la formulation, sl le principe en est admis, 
de faire flgurer cette proposltion lä. ou je la propose, c'est-a­
dlre a l'artlcle 271 a allnea t er, par une nouvelle lettre g. 
Clairement, M. de Dardel l'a dit, il n'est pas exclu dans le 
droit actuel de donner le conge pour pouvoir louer l'apparte­
ment ou le local commerclal a un tiers a un loyer plus eleve. 
Dans la mesure ou nous avons effectlvement besoln d'une 
soupape de securite qui n'existe plus selon le nouveau drolt, 
on peut craindre une vague de conges qui auralent pour seul 
but de relouer las logements et les locaux commerciaux a 
des loyers plus eleves. Mäme M. Gurtner, dlrecteur de !'Of­
fice federal du logement, affirme dans une interview parue 
aujourd'hui dans «24 Heures» que las adversalres preten­
dent qua las bailleurs recourront a des resiliatlons de bail 
systematlques pour retrouver la llberte de fixer les loyers. 
«Je ne nie pas", dlt M. Gurtner, «que cette tentation pulsse 
exister.» 
Alors, sl un conge est annulable parce qua le proprletaire se 
«venge» des pretentions qua son locatalre fait valolr devant 
un tribunal, ou mäme qu'll se propose de faire valoir, et sl le 
conge est annulable parce que son but est d'lmposer une 
hausse de loyer au locatalre en place, il n'est pas loglque de 
lalsser la llberte au proprietaire de resiller le bail pour louer 
plus eher a quelqu'un d'autre. 
Dans la mesure ou la soupape de securite disparaTt dans la 
solutlon Cina, il est necessaire d'introduire une dispositlon 
de protection contre las conges; c'est le but des disposltlons 
generales et de la dlspositlon constltutionnelle. La question 
de procedure, de savolr sl vous devrez l'introduire a l'artl­
cle 271a alinea ter plutöt qu'a l'article 269 allnea 2quater, 
peut ätre tranchee a mon sens par la Commission de redac­
tlon. 

Hegetschweller Rolf (R, ZH): Der Minderheitsantrag de 
Dardel und auch der Antrag Schwaab, der jetzt begrQndet 
worden ist, sind abzulehnen. 
Sie bedeuten eine inakzeptable Verstärkung des KOndi­
gungsschutzes und waren weder Teil des Gegenvorschlages 
noch im National- und Ständerat Oberhaupt ein Thema. Das 
können Sie aus Ihrer Fahne ersehen: Dies Ist darauf gar 
nicht erwähnt Darum Ist es auch etwas problematisch, das 
Im Differenzbereinigungsverfahren hier zur Diskussion zu 
stellen. 
Das Mietrecht beschränkt das Recht des Vermieters zur 
freien Gestaltung des Mietzinses in einem bestehenden 
Mietverhältnis bereits. DarQber hinaus besteht Im geltenden 
Recht nur fQr den Mieter ein uneingeschränktes, freies Kan­
dlgungsrecht: Der Mieter kann jederzeit kündigen. Das freie 
KOndlgungsrecht des Vermieters ist dagegen bereits Im gel­
tenden Recht massiv eingeschränkt. So kann der Mieter 
heute jede KQndigung anfechten und auf Ihre Missbräuch­
lichkelt hin QberprQfen lassen. Das kann der Vermieter 
selbstverständlich nicht. Oder der Mieter kann, wenn die 
KOndlgung fQr ihn eine Härte zur Folge hat, eine Erstreckung 
des Mietverhältnisses erwirken. Diese beiden Instrumente 
des geltenden Rechtes schützen den Mieter vor missbräuch­
lichen und unzeitigen Kandigungen. Die Möglichkeit des Ver­
mieters zur freien Mietzinsgestaltung ist in einem bestehen­
den Mietverhältnis erheblich beschnitten. 
Das Bundesgericht hat daher zu Recht bestätigt, dass als 
Ausgleich datar einem Vermieter, welcher in einem konkre­
ten Fall einen nicht mehr kostendeckenden Ertrag erzielt, 
das Recht zustehen muss, das Mietverhältnis zu kündigen, 
um das Mietobjekt einem Nachfolgemieter zu einem kosten­
deckenden Mietzins. zu vermieten. Der Nachfolgemieter 
kann aber den Mietzins im Rahmen der Anfechtung des An­
fangsmietzinses auf seine Mlssbräuchlichkelt oder Zulässig­
keit hin OberprQfen lassen. 
Eine solche Kündigung darf dem Vermieter nicht verwehrt 
werden. Sie stellt infolge der gesetzlichen Mietzinsbeschrän­
kung in solchen Ausnahmefällen die einzige Möglichkeit des 
Vermieters dar, auf seinem Immobilieneigentum Oberhaupt 
einen kostendeckenden Ertrag zu erwirtschaften. Würde 
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dem Vermieter auch dieses Recht genommen, so bliebe ihm 
in solchen Extremfällen mit langfristig nicht kostendecken­
den Mieten nur der Weg des Verkaufs der Liegenschaft. Ein 
solcher Zwangsverkauf käme je nach dem aktuellen Preisni­
veau des Immobilienmarktes einer Teilenteignung gleich. 
Die vorgeschlagene Bestimmung hätte deshalb einen mas­
siven Eingriff in die Vertragsfreiheit, Handels- und Gewerbe­
freiheit und insbesondere In die Eigentumsgarantie zur 
Folge. Ein solcher Eingriff lässt sich durch den Schutzzweck 
des Missbrauchsartikels der Bundesverfassung auch nicht 
rechtfertigen. Der Mieter ist im geltenden Recht bereits vor 
effektiv mlssbräuchllchen KOndigungen geschOtzt. Mit gu­
tem Recht haben sowohl der Bundesrat In seiner Botschaft 
zum indirekten Gegenvorschlag als auch beide Kammern 
übereinstimmend von einer weiteren Verschärfung des be­
reits heute starken Kündigungsschutzes abgesehen. Es 
geht nicht an, die eindeutigen Beschlüsse von Parlament 
und Bundesrat zur Mietzinsgestaltung Ober das HlntertOr­
chen der Differenzbereinigung infrage zu stellen. 
Ich bitte Sie deshalb, den Minderheitsantrag de Dardel abzu­
lehnen. 

Clna Jean-Michel (C, VS): Frau Thanel hat die Problematik 
In Ihren Austahrungen eigentlich aufgezeigt. Ich bin der Mei­
nung - die auch vom Bundesrat und von der Verwaltung ge­
teilt wird -, dass es ein eigentliches Notventil nicht braucht 
Es wird also nicht der Fall eintreten, dass wegen einem LJ. 
quidltätsengpass, wegen fehlender Rendite oder fehlendem 
Ertrag eine Kündigungswelle droht. Der Antrag Schwaab 
und der Antrag der Minderheit de Dardel laufen aber meines 
Erachtens auf eine Knebelung des Vermieters hinaus und 
schränken die Vertragsfreiheit In einem inakzeptablen Mass 
ein. Zwar bestahl - das hat Frau Thanei eigentlich auch aus­
geführt - eine gewisse Gefahr, dass ein Vermieter zur Kor­
rektur des Mietzinses neigen könnte, wenn er feststellt, dass 
der Mietzins weit unter der Vergleichsmlete ist. Herr de Dar­
del lässt dabei aber ausser Acht, dass fOr den Vermieter je­
der Mieterwechsel mit erheblichen Transaktionskosten ver­
bunden Ist Ein Vermieter wird sich gut Oberlegen, ob er 
diese ltansaktionskosten auf sich nehmen will. Jede Neu­
vermietung stellt tar den Vermieter ein Risiko dar, weil er mit 
dem alten Mieter ja vielleicht sehr gut gefahren Jst, weil ihm 
dieser den Mietzins regeimässlg bezahlt hat. Deshalb kann 
auch der Vermieter ein Interesse daran haben, dass der 
Mietvertrag mit einem «guten» Mieter, der seinen Verpflich­
tungen regelmässlg nachkommt, aufrechterhalten wird. Ich 
habe vorher klar gesagt - das Ist auch meine Auffassung -: 
Oft reagiert die Praxis entsprechend auf gesetzliche Ände­
rungen und erhält eine eigene Dynamik. Ich bin ganz klar 
der Meinung, dass die so genannte Konsensualerhöhung, 
das helsst die zwischen Vermieter und Mieter gemeinsam 
vereinbarte Erhöhung, In der Zukunft durchaus eine Chance 
erhalten wird, solange sie - das muss Ich hier sagen - nicht 
mit einer KOndigungsandrohung verknüpft wird. Aber es gibt 
durchaus Vermieter und Mieter, die vernünftig miteinander 
reden und die auch In derartigen Situationen eine Einigung 
finden werden. Das wird die Mehrzahl der Fälle sein; Herr 
Bundesrat Couchepln hat es auch schon gesagt. In diesem 
Sinne wäre eine absolute Knebelung des Vermieters unan­
gebracht. 
Ich bitte Sie namens der Mehrheit der CVP-Fraktlon, den 
Antrag Schwaab und den Antrag der Minderheit de Dardel 
abzulehnen. 

Leuthard Doris (C, AG), tar die Kommission: Der Antrag der 
Minderheit de Dardel will tatsächlich eine Ausdehnung des 
Kündigungsschutzes. Wir haben den Kündigungsschutz be­
reits mit der Eintahrung des neuen Mietrechtes ausgebaut; 
die Bundesgerichtspraxis zum Mieterschutz bei Kündigun­
gen Ist ausfOhrllch und zeigt auf, dass er bei effektivem Miss­
brauch auch funktioniert. 
In der Vernehmlassung zur Initiative des Schweizerischen 
Mieterinnen- und MleteNerbandes hat sich denn auch ge­
zeigt, dass eine Ausdehnung des Kündigungsschutzes 



A~A 
99.076 Conseil national 706 5juin 2002 

grossmehrheitlich für nicht notwendig erachtet wird. Die 
Kommission für Rechtsfragen wie auch der Bundesrat ha­
ben sich diesen Vernehmlassungsergebnissen angeschlos­
sen und auf eine Ausdehnung des Kündigungsschutzes 
generell verzichtet. 
Es wird nun behauptet, man werde mit einer Kündigungsflut 
rechnen müssen. Die Mehrheit der Kommission für Rechts­
fragen teilt diese Auffassung nicht, weil die Verhältnisse bis­
her stabil sind und weil Kündigungen tar den Vermieter in 
der Regel Aufwand und Kosten bringen und somit in der Re­
gel unerwünscht sind. 
Massgebend ist vor allem, dass Kündigungen gemäss Artl­
kel 271 des Obllgationenrechtes, der In Kratt bleibt, selbst­
verständlich anfechtbar sind, wenn sie gegen den Grundsatz 
von Treu und Glauben verstossen. Damit verhindern wir In 
der Mehrzahl der Fälle, dass es zu missbräuchlichen Kündi­
gungen kommt. Wir haben im Gesetz schon bisher veran­
kert, dass einseitige Vertragsänderungen zulasten eines 
Mieters oder einer Mieterin selbstverständlich nicht zulässig 
sind, und es bestehen auch hler Anfechtungsmöglichkeiten. 
Die Kommission hat aufgrund dieser Anfechtungsmöglich­
keiten den Antrag der Minderheit de Dardel mit 14 zu 8 Stim­
men abgelehnt. Ich bitte Sie, der Kommission zu folgen. 
Der Antrag Schwaab lag der Kommission nicht vor. Wir 
konnten ihn deshalb nicht diskutieren. Deshalb kann ich 
dazu auch keine Empfehlung abgeben. 

Glasson Jean-Paul (R, FR), pour la commlsslon: Tout 
d'abord a propos de la procedure que M. Hegetschweiler a 
remlse en cause, II taut dlre que nous avons ete d'accord en 
commisslon d'analyser article par article les disposltlons de 
J'«accord romand ... II y a eu une proposition de nouvel exa­
men de la minorite et, a nouveau, un debat sur toutes les 
questlons qui ont ete soulevees a eu lleu. Donc, c'est Juste­
ment en tout cas que la procedure a ete suivle alnsl, mAme 
si celle-cl est un peu particullere. 
Pour en revenir a la propositlon de 1a minorite de Dardel a 
l'artlcle 269 alinea 2quater, celle-cl demande que le conge 
soit annulable s'II est donne dans le but de !Iberer un loge­
ment ou un local commerclal. La mlnorite cralnt en effet que 
le ballleur ne resille le ball dans l'unique but de louer a un 
tlers pour un loyer plus eher, mals pas abuslf, puisqu'il se re­
trouveralt dans la fameuse fourchette du systeme hedoniste, 
soft le loyer statistique plus 15 pour cent. Cela, le bailleur ne 
pourralt pas le faire avec le locatalre en place. II s'aglrait 
donc, selon M. de Dardel, d'un garde-fou pour le locataire en 
place et une protectlon supplementaire contre les conges 
afin d'empächer le bailleur de donner te conge afin d'obtenir 
un loyer plus eleve pour l'objet mis en locatlon. 
Par 14 volx contre 8, la commission vous demande de reje­
ter la proposition de minorite de Dardel. Elle estime qu'on at­
tenterait de fac;on beaucoup trop importante ä. la liberte 
contractuelle. II semble egalement necessalre a ses yeux de 
laisser une certalne latltude au bailleur au cas ol'.I la simple 
lndexatlon du loyer aboutlrait a un loyer ne permettant plus 
de trouver un certaln proflt dans la location, soit a un loyer 
qui ne correspondrait plus en rlen au marche. C'est une 
sorte de mecanlsme de regulatlon que la majorite de la com­
mission vous permet de lalsser en malns du ballleur afln qu'II 
y ait toujours un interAt a louer un objet, sans quoi la penurle 
s'ampliflerait sans doute. 
Au nom de 1a majorite, je vous prle donc de rejeter la propo-­
sition de minorite de Dardel, de mAme que la proposltion 
Schwaab a l'article 271a alinea 1er lettre g, dont la commis­
sion n'a pas pu discuter, mais qui va un peu dans le mAme 
sens. 

Couchepln Pascal, conselller federal: La proposition 
Schwaab et la propositlon de mlnorlte de Dardel sont finale­
ment tres proches. Elias tendent a lutter contre le risque 
potential, selon leurs auteurs, de vagues de conges pour 
augmenter les loyers. 
Si on observe la pratique, on constate que les locataires res­
tent en moyenne six a huit ans dans un logement. Personne 
ne conteste la possibilite, a l'occasion du depart natural du 

locataire, d'adapter le loyer au marche pour le nouveau loca­
taire. lci, on vise le cas particulier d'un proprietalre qul, cons­
tatant qu'll n'arrlve pas a adapter son loyer, donne le conge 
au ballleur pour pouvolr hausser le loyer. Est-ce qu'II y a la 
un risque real d'abus? Je ne le crois pas, pour la raison que 
je viens d'lndlquer: II sufflt d'attendre, !'Immense majorite 
des locatalres partent apres un nombre d'annees relative­
ment restreint Par consequent, on a la posslblllte de modl­
fler le loyer a ce moment-ta. Donner le conge slmplement 
pour pouvoir hausser de maniere antlclpee le loyer est quel­
que chose qul entratne des co0ts. Chaque fois qu'un loca­
taire qultte un appartament, II y a des demandes de repara­
tlon de la part du nouveau locatalre, des exlgences de 
renovation. II y a des coots de transactlon, des coots de re­
novation qui rendent le conge, donne slmplement pour aug­
menter ensulte de quelques francs ou de quelques dlzalnes 
de francs la locatlon, absolument onereux et lrrealiste. 
Pour cette raison, je crois que la proposltlon Schwaab 
comme la propositlon de mlnorlte de Dardel ne sont pas utl­
les. II pourra y avoir une fois ou l'autre un abus dans le sens 
de ce qui est craint, mals je crols que ce sera vralment i'ex­
ceptlon et les trlbunaux pourront, le cas echeant, se pronon­
cer. On ne fait pas une lol pour des cas tout a fait excep­
tionnels. 
Je vous invite donc a rejeter aussl blen la propositlon 
Schwaab que la propositlon de minorite de Dardel. 

La presldente (Maury Pasquler Uliane, presidente): Dans un 
premler vote nous opposons la proposition de la mlnorlte I a 
la proposltlon de la minorite de Dardel. Si la mlnorite de Dar­
del l'emporta, nous opposerons cette minorite a la proposl­
tlon Schwaab a l'artlcle 271a. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Minderheit 1 .... 107 stimmen 
Für den Antrag der Minderheit de Dardel .... 59 Stimmen 

Abs. 3-AI. 3 
Angenommen gemäss Antrag der Minderheit I 
Adopte selon ta propositlon de la minorite I 

Abs. 4-AI. 4 

Hegetschweller Rolf (R, ZH): Bei Artikel 269 Absatz 4 han­
delt es sich um einen sehr wesentlichen Punkt dieser Vor­
lage. In der natlonalrätlichen Fassung Ist verankert, dass 
Wohnräume Im Sinne von Artikel 253b sowie durch Genos­
senschaften oder Gemeinwesen vermietete Wohnungen bei 
der Ermittlung der statistischen Vergleichsmiete nicht zu be­
rücksichtigen sind. Ich möchte aus folgenden Granden be­
antragen, bei dieser Fassung zu bleiben - wir haben im 
ersten Durchgang ja so beschlossen -: 
Bei der Ermittlung der statistischen Vergleichsmieten dürfen 
meines Erachtens nur diejenigen Mietobjekte berücksichtigt 
werden, die nach marktrnässigen Kriterien vermietet wer­
den. Dies trifft für Genossenschaftswohnungen und durch 
die öffentliche Hand vermietete Wohnungen nicht zu, weil 
sie - schon von Gesetzes wegen - einen kommerziellen 
Selbsthilfezweck verfolgen. Bei Genossenschaftswohnun­
gen besteht also kein Bedarf, dass auf dem Investierten Ei­
genkapital eine bestimmte Rendite erwirtschaftet wird. 
Gerade in den grösseren Städten, zum Beispiel in Zürich, in 
denen Genossenschaftswohnungen rund 25 Prozent des 
Wohnungsbestandes ausmachen, würde der Einbezug 
dieser Mietobjekte die Statistiken massiv verfälschen. 
Der Nationalrat hat die Genossenschaftswohnungen da­
her mit gutem Grund aus der Vergleichsstatistik ausgeklam­
mert. 
Auch die Vergleichsmieten von Wohnungen, die sich In öf­
fentlicher Hand befinden, sollten nicht in Betracht fallen, weil 
gemeindeeigene Wohnungen vielfach ebenfalls nicht das 
Ziel verfolgen, aUf dem investierten Eigenkapital eine be­
stimmte oder eine gute Rendite zu erwirtschaften. Im Vor­
dergrund steht vielmehr die Absicht, auf dem Markt ein 
Minimum an preisgünstigem Wohnraum anbieten zu kön-
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nen, der auch sozial Benachteiligten, also zum Beispiel FOr• 
sorgeabhänglgen, zur Vertagung gestellt werden kann. 
Der Geschäftsführer einer mlttelgrossen Wohnbaugenos­
senschaft im Kanton Zürich hat sich kürzlich im "Tages­
Anzeiger» folgendermassen geäussert: «Die gemeinnützl• 
gen Wohnbauträger, Stiftungen, Städte, Wohnbaugenossen­
schaften, verhalten sich anders als private Investoren. Sie 
besitzen allein im Kanton ZOrlch gegen 100 000 oder 15 Pro­
zent aller Wohnungen. Sie müssen keinen Gewinn erwirt­
schaften und vermieten ihre Wohnungen nach dem Prinzip 
der Kostenmiete.» Weiter hält er fest, dass die Mieter im 
Kanton Zürich 46 MIiiionen Franken weniger Miete zahlen, 
als ein vergleichbares Marktangebot erzielen würde - das 
ergab eine Studie. 
Es liegt auch eine Weisung des Zürcher Stadtrates vom Ja­
nuar dieses Jahres betreffend die Zuweisung von 1 O Millio­
nen Franken an unterdotierte Erneuerungsreserven der 
Wohnsiedlungen vor. Der Steuerzahler wlrd also zur Kasse 
gebeten, damit man Wohnsiedlungen erneuern kann, um 
günstige Mieten anbieten zu können. Dagegen habe ich im 
Grundsatz nichts, das wird ja demokratisch beschlossen. 
Aber dass solche verbllligten Wohnungen In die Statistik Ein• 
gang finden, das ist falsch. Diese Beispiele zeigen klar, dass 
man geförderte Wohnungen, also Genossenschaftswohnun­
gen und Wohnungen im öffentlichen Besitz, nicht in diese 
Statistik einbeziehen darf, sonst wOrde das Modell der Ver­
gleichsmiete massiv verfälscht 
Ich bitte Sie deshalb um Festhalten an der Fassung unseres 
Rates. 

Garbanl Valerie (S, NE): Au nom du groupe soclaliste, Je 
vous demande de rejeter la proposltion de mlnorite Heget­
schweiler. M. Hegetschweiler a le marlte d'annoncer la cou­
leur avec sa propositlon. C'est precisement ce que les 
assoclations de locatalres craignent avec les loyers compa­
ratifs de la methode LW du professeur Geiger et c'est preci­
sement Ja ralson pour laquelle les locataires s'opposent aux 
loyers comparatlfs. 
Ce que les associatlons de locataires cralgnent en partlcu­
ller, c'est que ce soient les loyers les plus hauts, les loyers 
les plus eleves qui solent pris en conslderation dans le cadre 
de cette methode statlstlque, ou je devrais plutöt dlre cette 
methode des loyers comparatlfs, car effectlvement, ce n'est 
pas une veritable statistique, et M. Hegetschweller veut en­
core faire en sorte que 9a ne soit meme pas un echantlllon­
nage. II s'aglt en fait d'un «Rosinenplcken» dans lequel 
M. Hegetschweiler et le HauselgentOmerverband veulent 
ecarter les loyers les plus bas, c'est-il-dlre les loyers des col• 
lectlv!tes publiques et des cooperatlves d'habitatlon. Les ml­
lieux lmmoblliers alemanlques, et c'est tres clair, veulent les 
loyers les plus hauts du marche, et c'est precisement ces 
ioyers eleves que nous voulons evlter par !'initiative popu­
lalre de l'Asloca. 
Ce qul est de nouveau absolument choquant, c'est qu'on op­
pose a une Initiative qul veut moderer las hausses de loyers 
les loyers du marche. Outre le fait que, a man avis, cette me-­
thode des loyers comparatifs donnera l!eu il de tres nom­
breuses contestatlons et qu'elle ne va en taut cas pas 
slmpiiflei' le droit de ball actuel, pulsque chaque locatalre et 
chaque proprletaire pourront lnterjeter recours en disant que 
le loyer de l'appartement en cause ne correspond pas, en 
fait, a l'echelle etablie par les loyers statlstlques, outre le falt 
que cette methode sera compllquee, qu'elle va coOter a. la 
Confederatlon 1 million de francs par annee - et je rappelle 
en plus que la methode LUV du professeur Geiger n'appar­
tiendra pas a la Confederatlon -, cette methode des loyers 
statistiques va devenir une methode pour aller dans le sens 
d'une explosion des hausses de loyer. 
Evldemment, si j'etals taut a fait honnete, j'aurais tendance a 
vous dlre: «Mais contlnuez de pejorer le contre-projet, i;a 
laissera d'autant plus de chance a !'Initiative de l'Asloca.» 
Mais, j'ai quand m&me un certain sens des responsabilltes 
et je vous demande de faire en sorte que ce droit de ball, 
pour autant qu'il soit adopte comme contre-projet lndlrect 
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par les Chambres federales, ne solt pas un droit de ball uni­
lateral en faveur des proprletalres. 
Je vous demande donc de rejeter 1a propositlon de mlnorite 
Hegetschweiler. 

Joder Rudolf (V, BE): Die SVP-Fraktlon unterstOtzt einstim­
mig den Antrag der Minderheit Hegetschweller und bean­
tragt Ihnen, an der ursprünglich von unserem Rat beschlos­
senen Fassung festzuhalten. 
Bei der Vergleichsmiete geht es um die Abbildung der Markt­
situation. Mietzinse, die nicht nach marktorientierten Krite­
rien festgelegt werden, gehören ganz klar nicht dazu. 
Mietverhältnisse von Genossenschaften, aber auch von öf­
fentlichen Gemeinwesen sind sehr häufig wesentlich unter 
der Marktmiete. Ich kann hier von meiner Gemeinde spre­
chen: Die Mietzinse unserer gemeindeeigenen Wohnungen 
liegen wesentlich unter den Marktmieten, weil sie ganz an­
dere Zwecke verfolgen. Wir wollen sehr günstige Miet­
verhältnisse fOr wirtschaftlich schwächere Leute anbieten, 
und es kann keine Rede von marktähnlichen Situationen 
sein. 
Die Vergleichsmiete hat aber noch eine rechtliche Relevanz, 
indem sie das Abgrenzungskriterium zur Mlssbräuchllchkelt 
darstellt Deshalb ist es wichtig und bedeutsam, dass die 
Grundlagen bei der Vergleichsmiete korrekt und richtig ge­
wählt werden und nicht durch sachfremde Kriterien gesenkt 
werden, die nichts mehr mit der Marktsituation zu tun haben, 
die effektiv abgebildet werden sollte. 
In diesem Sinne beantrage Ich Ihnen, den Minderheitsantrag 
Hegetschweiler zu unterstützen. 

Aeschbacher Ruedi (E, ZH): Jetzt kommt genau das zum 
Vorschein, was ich bei der Diskussion um die Wahl des Mo­
dells angesprochen habe: Sie haben sich fOr das Modell 
Clna entschieden, und jetzt wird das Modell Clna, wie Ich 
befOrchtet habe, laufend zuungunsten der Mieterschaft und 
zugunsten der Vermieter verändert. 
Wenn Sie dem Antrag der Minderheit Hegetschweller folgen, 
dann bilden Sie eben nicht den Markt ab, wie er tatsächlich 
ist Denn zum Wohnmarkt gehört eben auch die Tatsache -
daran können wir nicht vorbelschauen -, dass es eine recht 
ansehnliche Anzahl von Wohnungen gibt, die keinen Ertrag 
In dem Sinne erwirtschaften mOssen, dass das Kapital Ge­
winn machen muss. Dort können die Mietzinse so berechnet 
werden, dass im Sinne der Kostenmiete einfach die Kosten 
gedeckt werden. Das Ist ein Tell des Marktes. Wenn Sie jetzt 
mit dem gewählten Modell wirklich die Marktmiete einführen 
wollen, dann mOssen Sie konsequent bleiben. Vergleichen 
Sie es mit der Situation bei den Lebensmitteln: Da gibt es 
auch Anbieter, die nicht In erster Linie den grossen Gewinn 
machen wollen. Mlgros oder Coop wurden seinerzeit nicht 
gegründet, damit grosse Gewinne in Ihre Taschen fllessen, 
sondern um den Leuten gOnstlge Angebote zu präsentieren. 
Es sagt auch niemand, dass bei einem Vergleich der Kosten 
im Lebensmlttelberelch solche Unternehmen ausgeblendet 
werden müssten. Deshalb wäre es nichts als fair, wenn auch 
hier, beim gewählten Modell, alle, wirklich alle MögUchkelten, 
die der Bevölkerung offen stehen, In der Marktmiete abgebil­
det worden. 
Ich bitte Sie, den Antrag der Minderheit Hegetschweller ab­
zulehnen. 

Leuthard Doris (C, AG), fOrdle Kommission: Wie Kollege 
Aeschbacher ausgeführt hat, hat sich die Kommission mit 14 
zu 8 Stimmen ganz klar hinter das Konzept Cina gestellt Ich 
bitte Sie daher auch, den Minderheitsantrag Hegetschweller 
abzuweisen. Wie richtig gesagt wurde, haben wir mit dem 
System der Vergleichsmiete neu die Abbildung des Marktes. 
Dann ist es selbstverständßch nur logisch, dass auch Ge­
nossenschaftswohnungen und von der öffentlichen Hand 
subventionierte Wohnungen Bestandteil dieses Marktes 
sind. Nur dann haben wir auch repräsentativ die Vergleichs­
miete, die wirklich massgebend ist Ich möchte auch darauf 
hinweisen, dass Genossenschaftswohnungen vor allem In 
städtischen Gebieten vorkommen und gerade dort natürlich 
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einen wesentlichen Bestandteil des Wohnungsmarktes aus­
machen. In ländlichen Gebieten ist das anders, dort fallen 
sie aber bei der Ermittlung der Vergleichsmiete auch ent­
sprechend weniger ins Gewicht. Ich möchte Sie weiter daran 
erinnern, dass wir auch den Streubereich von 15 Prozent 
haben. In diesem Streubereich kommen genau die Fälle 
wieder zum Tragen, die nicht das Gros des Marktes bilden: 
Das sind auf der einen Seite die luxuriöseren und auf der 
anderen Seite die verbilligten Wohnungen. 
Eine Grundlage war rar die Mehrheit auch noch wesentlich: 
Wir sind Im Differenzbereinigungsverfahren. Wenn wir auf 
die kluge Lösung des Ständerates einschwenken, schaffen 
wir eine Differenz weniger. Das wäre der Vorlage dienlich 
und wOrde uns endlich einen Schritt weiterbringen, dieses 
Geschäft unter Dach zu bringen. 
ich bitte Sie daher, der Mehrheit zu folgen. 

Couchepin Pascal, conseiller federal: Je suis aussi, natu­
rellement, favorable a la propositlon de la minolite 1 (Cina). 
Je crois, Monsieur Hegetschweller, qua c'est une question 
de bon sens. Le marche est le marche; on ne peut pas com­
mencer a exclure certalns objets parce qu'lls ne correspon­
dent pas a ce que l'on souhaite. Le marche domine dans la 
realite, et la reallte comporte des logements qui appartlen­
nent a des cooperatives, comme il y a, dans le marche, des 
logements qui appartlennent a des collectlvites publlques. 
Que le prix de ces locatlons ne soit pas fixe en fonctlon de 
purs criteres de marche, Je ne le conteste mAme pas; c;a 
m'est egal. Mals finalement, c;a fait partle du marche. Ces lo­
gements influencent le marche et, si on veut se referer au 
marche, on dolt tenir compte mäme de gens qui ont, en ma­
tlere d'obJectifs, une vision differente de celle des proprletal­
res. lls ne visent pas au gain d'abord, ils visent a amortlr, a 
renouveler et a malntenir en bon etat les obJets. 
Cela est d'autant plus necessaire que le systeme du loyer 
comparatlf dlt que le loyer est abusif s'II depasse de plus de 
15 pour cent la moyenne. Alors, sl vous commencez par 
«modifier» la methode statistique pour obtenir la moyenne, 
puis qu'ensuite vous avez encore la posslbllite d'aller au­
dela sans creer un loyer abuslf, vous avez deux fols des pos­
sibilltes de hausse qui ne sont pas tolerables. La premiere 
fols, vous creez une possiblllte de hausse qui n'est mAme 
pas visible. C'est Qa que Je trouve un tout petit peu pervers 
dans votre approche du marche, c'est que vous modlfiez des 
regles de deflnitlon du marche de telle sorte que Qa pousse 
a la hausse sans qu'on s'en aperQOive: «Ah non, mais Qa. 
c'est la moyenne statlstlque.» Or la moyenne statlstlque, eile 
n'a ete falte qu'avec une partle des elements de la reallte. 
Vous me direz qu'on peut aller, sans ätre attaque pour loyer 
abusif, au-delä de la moyenne statistique. C'est vrall Mais ä 
ce moment-lä, on le montre. On dit: «Volla la moyenne sta­
tlstlque; on est alle au-delä», et le locatalre le satt. Tandis 
qu'avec votre methode, si vous excluez un certaln nombre 
de logements, le locatalre ne saura meme pas qu'en reallte, 
ce n'est pas la moyenne des logements comparables sur la 
reglon: II croira que la rnoyenne qul lui est donnee est une 
moyenne generale, alors que c'est une moyenne qui aura 
ete artiflciellement construite en excluant un certaln nombre 
de logements de la statistique. 
Je crols que c'est vralment quelque chose de tres !mportant, 
qui, si on allait dans le sens de Ja minorite Hegetschweiler, 
tueralt la credibilite du systeme du loyer comparatlf et l'ldee 
qua le loyer comparatlf va dans le sens de la verlte du mar­
che et d'une certaine ouverture. On ne doit pas trlcher avec 
les deflnitions. II taut en rester stlictement a une definltion du 
marche qui comporte tous les objets, quelles qua soient las 
motlvations des proprletaires. 

Abstimmung -- Vote 
FOr den Antrag der Minderheit 1 .... 79 Stimmen 
FOr den Antrag der Minderheit Hegetschweller .... 68 stimmen 

Abs. 5-AI. 5 
Angenommen gemäss Antrag der Minderheit I 
Adopte selon la proposition de /a mlnorite I 

Art. 269bls 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Titel 
Nettoertrag 
Abs.1 

5juln 2002 

Mietzinse sind zulässig, wenn damit gedeckt werden können: 
a. die Finanzierungskosten des Gebäudes; 
b. die Betriebs- und Unterhaltskosten; 
c. eine Rendite auf den Bgenmitteln erzielt werden kann, die 
dem Zinssatz der Bundesobligationen auf zehn Jahre, er• 
höht um 1,5 Prozent, entspricht. 
Abs.2 
Die Eigenmittel werden dem vollen Ausmass der Verände­
rung des Landesindexes der Konsumentenpreise angegli­
chen. Bel Gebäuden, welche frei von Hypotheken sind, oder 
wenn die Fremdmittel weniger als eo Prozent des ursprOngll­
chen Wertes betragen, darf diese Anpassung nur auf der 
Basis von höchstens 40 Prozent der gesamten Erstellungs­
kosten, zuzüglich allfälliger Mehrwerte, berechnet werden. 

Minderheit I 
(Cina, Baumann J. Alexander, Bosshard, Hegetschweller, 
Joder, Leuthard, Mathys, Randegger, Seiler, Slegrist, Vallen­
dar) 
Streichen 

Art. 269bls 
Proposition de /a commlsslon 
Maforlte 
Tltre 
Rendement net 
Al. 1 
La loyer est admisslble s'il permet de couvrir: 
a. las charges flnancieres de l'immeuble; 
b. les charges d'exploltatlon et d'entretlen; 
c. un rendement sur las fonds propres correspondant au 
taux des lnteräts des emprunts de la Confederatlon a dlx 
ans, majore de 1,5 pour cent. 
Al.2 
Le montant des fonds propres est adapte a la totallte de 
l'lndlce sulsse des plix a la consommatlon, mals jusqu'a 
concurrence de 40 pour cent du prix de revlent global aug­
mente des eventuelles plus-values pour las lmmeubles 
francs d'hypotheques ou dont les fonds etrangers sont In­
terieurs a eo pour cent de sa valeur initiale. 

Minorite I 
(Clna, Baumann J. Alexander, Bosshard, Hegetschweller, 
Joder, Leuthard, Mathys, Randegger, Seiler, Siegrlst, Vallen­
dar) 
Biffer 

Angenommen gemäss Antrag der Minderheit I 
Adopte selon la proposition de /a mtnorfte I 

Art. 269ter 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
ntel 
Offensichtlich übersetzter Kaufpreis 
Abs. 1 
Als offenslchtllch Obersetzt Im Sinne von Artikel 269 gilt ein 
Kaufpreis, der den Ertragswert einer Liegenschaft, berech• 
net auf den orts- oder quartlerObllchen Mietzinsen fOr gleich• 
artige Objekte, erheblich übersteigt. 
Abs.2 
Aus Handänderungen sich ergebende Kosten gelten als Teß 
der Erwerbskosten. 

Minderheit I 
(Cina. Baumann J. Alexander, Bosshard, Hegetschweiler, Jo­
der, Leuthard, Mathys, Randegger, Seiler, Siegrlst, Vallendar) 
Streichen 
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Art 269ter 
Proposition de Ja commission 
Mafon'te 
Tttre 
Prix d'achat manltestement exagere 
Al. 1 
Un prlx d'achat est manlfestement exagere au sens de l'ar­
ttcle 269 lorsqu'il depasse considerablement la valeur de 
rendement d'un lmmeuble calculee sur la base des loyers 
usuels dans la locallte ou le quartler, pour des objets sem­
blables. 
A/.2 
Les coOts resultant de l'alienation de l'lmmeuble sont repu­
tes faire parüe des frais d'acqulsitlon. 

Mlnorlte I 
(Cina. Baumann J. Alexander, Bosshard, Hegetschweiler, 
Joder, Leuthard, Mathys, Randegger, Seiler, Siegrlst, Vallen­
dar) 
Blffer 

Angenommen gemäss Antrag der Minderheit I 
· Adopte selon Ja proposition •de Ja minorite I 

Art. 269aa 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Streichen 

Minderheit I 
(Clna, Baumann J. Alexander, Bosshard, Hegetschweller, 
Joder, Leuthard, Mathys. Randegger, Seiler, Siegrist, Vallen­
dar) 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Minderheit 
(de Dardel, Aeppli Wartmann, Aeschbacher, Garbanl, Gross 
Jost, Hubmann, Menetrey-Savary, Stump, Thanei) 
Der Anfangsmietzins Ist mlssbräuchllch, wenn er die Miet­
zinse .... gemäss Artikel 269 überschreitet. 

Art 269aa 
Proposition de Ja commission 
Majorite 
Blffer 

Mlnorite I 
(Cina, Baumann J. Al8?(ander, Bosshard, Hegetschweiler, 
Joder, Leuthard, Mathys, Randegger, Seiler, Slegrlst, Vallen­
dar) 
Adherer a la declslon du Conseil des Etats 

Minorlte 
(de Dardel, Aeppll Wartmann, Aeschbacher, Garbanl. Gross 
Jost, Hubmann, Menetrey-Savary, Stump, Thanel) 
Le loyer initial est repute abusif lorsqu'II depasse le loyer de­
mande .... 

La presldente (Maury Pasquler Liliane, presidente): La ml­
norite de Dardel est retlree selon le resultat d'un vote prece­
dent. 

Angenommen gemäss Antrag der Minderheit I 
Adopte selon Ja proposftlon de la mlnorlte I 

Art 269a 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Abs. 1 Einleitung, Bst. a, d, f 
Unverändert 
Abs. 1 Bst. b 
b. durch Mehrleistungen des Vermieters oder durch den 
Ausgleich der Teuerung von 80 Prozent der Erhöhung des 
Landesindexes der Konsumentenpreise begründet sind; 
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Abs. 1 Bst. c, e 
Aufheben 
Abs. 1 Bst. cbis, cter 
Streichen 
Abs.2 
Der Mietzins kann nur einmal pro Jahr angeglichen werden. 
Abs.3 
Übersteigt die Jahresteuerung während zwei aufeinander 
folgenden Jahren 5 Prozent, kann der Bundesrat eine ange­
messene Reduktion des zulässlgen Überwälzungssatzes 
anordnen. 

Minderheit I 
{Clna, Baumann J. Alexander, Bosshard, Hegetschweiler, 
Joder, Leuthard, Mathys, Randegger, Seiler, Slegrlst, Vallen­
dar) 
Abs. 1 Einleitung, Bst. a-c, cbis, d-f 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Abs. 1 Bst. cter 
cter. sich bei Geschäftsräumen auf eine Vereinbarung stützt 

Abs.2 
Streichen 
Abs.3 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Minderheit 
(Hegetschweller, Baumann J. Alexander, Mathys, Randeg­
ger, Seiler, Tschuppert, Vallendar) 
Abs. 1 Bst. cter 
cter. sich bei Geschäftsräumen örtlich gebundener Kleinbe­
triebe auf eine ••.. 

Minderheit 
(Hegetschweiler, Baumann J. Alexander, Glasson, Mathys, 
Randegger, Seiler, Tschuppert. Vallendar) 
Abs. 1bis 
(Eventualantrag, vgl. M 269dbis) 
lnvestltlonen fQr energetisch wirksame Massnahmen Im 
Sinne des C02-Gesetzes gelten zu 100 Prozent als wertver­
mehrend. 

Minderheit 
(Hegetschweller, Baumann J. Alexander, Bosshard, Mathys, 
Randegger, Seiler, Slegrlst) 
Abs.2 
Mietzinserhöhungen können vom Vermieter ausserdem un­
ter Berufung auf die Mietzinse vergleichbarer Wohnungen Im 
Sinne von Artikel 269 Jeweils auf den Ablauf von fünf Jahren 
ab Mietbeginn und danach jeweils auf den Ablauf von fünf 
Jahren seit der letzten Mietzinserhöhung unter diesem Titel 
geltend gemacht werden. Die Mietzinserhöhungen dQrfen 
das Ausmass von 25 Prozent des bei Mietbeginn vereinbar­
ten oder letztmals unter Berufung auf die Mietzinse verglei­
chbarer Wohnungen angepassten Mietzinses nicht Ober­
sehreiten. 

Eventualantrag 1Hponez 
(für den Fall, dass: 
- dem Konzept der Kommissionsminderheit; und 
- In Artikel 253b einer Beschränkung des Geltungsbereichs 
auf örüich gebundene Kleinbetriebe bzw. -unternehmen zu­
gestimmt wird; und 
- in Artikel 269 Absatz 2bls auch eine Überprüfungsmöglich­
keit durch den Mieter statuiert wird) 
Abs. 1 Bst. cter 
cter. sich bei Geschäftsräumen örtlich gebundener Kleinun­
ternehmen auf eine Vereinbarung stützt, wonach der Miet­
zins ganz oder teilweise vom Umsatz des Geschäfts 
abhängt oder aber auf.einem anderen von den Parteien ver­
traglich vereinbarten Anpassungsgrund beruht. 
Abs.2 
Mietzinserhöhungen können vom Vermieter ausserdem un­
ter Berufung auf die Mietzinse vergleichbarer Wohnungen 
bzw. auf die Mietzinse vergleichbarer Geschäftsräume ört-
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lieh gebundener Kleinunternehmen Im Sinne von Artikel 269 
Jeweils auf den Ablauf von 5 Jahren ab Mietbeginn und da­
nach jeweils auf den Ablauf von 5 Jahren seit der letzten 
Mietzinserhöhung unter diesem Titel geltend gemacht wer­
den. Die Mietzinserhöhungen dürfen das Ausmass von 
25 Prozent des bei Mietbeginn vereinbarten oder letztmals 
unter Berufung auf die Mietzinse vergleichbarer Wohnungen 
oder Geschäftsräume örtlich gebundener Kleinunternehmen 
angepassten Mietzinses nicht überschreiten. Vorbehalten 
bleiben Mietverhältnisse, bei denen der Mietzins einer ver­
traglichen Vereinbarung im Sinne von Artikel 269a Absatz 1 
Buchstaben cbls und cter folgt. 

Art 269a 
Proposition de la commlssion 
Ma/orite 
Al. 1 lntroductlon, /et. a, d, f 
lnchange 
Al. 1 let. b 
b. sont justifies par des prestations supplementaires du 
bailleur ou compensent le rencherissement a ralson de 
so pour cent de la hausse de l'lndice sulsse des prlx a la 
consommatlon; 
Al. 1 /et. c, e 
Abroger 
Al. 1 let. cbis, cter 
Bitter 
Al.2 
Le loyer ne peut ätre adapte qu'une fois par an. 
Al. 3 
SI le rencherissement annuel depasse 5 pour cent durant 
deux annees consecutlves, Je Conseil federal peut ordonner 
une reduction approprlee du taux maxlmum qul peut ätre re­
porte sur les loyers. 

Mlnorite I 
{Cina, Baumann J. Alexander, Bosshard, Hegetschweller, 
Joder, Leuthard, Mathys, Randegger, Seiler, Siegrlst, Vallen­
dar) 
Al. 1 introductfon, /et. a-c, cbls, d-f 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 
Al. 1 /et. cter 
cter. une convention prevoit que le loyer de locaux commer­
ciaux depend entierement .••• 
Al.2 
Blffer 
Al. 3 
Adherer a la declsion du Conseil des Etats 

Mlnorlte 
{Hegetschweller, Baumann J. Alexander, Mathys, Randeg­
ger, Seiler, Tschuppert, Vallendar) 
Al. 1 /et. cter 
cter. .... locaux commerclaux de petltes entreprises llees a 
une locallte depend entierement .... 

Mlnorlte 
{Hegetschweiler, Baumann J. Alexander, Glasson, Mathys, 
Randegger, Seiler, Tschuppert, Vallendar) 
Al. 1bis 
(Proposition subsldlalre, cf. art. 269dbis) 
Les investlssements pour des mesures efflcaces en matlere 
d'energle au sens de la loi sur le C02 sont conslderes 
comme travaux de plus-value a raison de 100 pour cent. 

Minorite 
{Hegetschweiler, Baumann J. Alexander, Bosshard, Mathys, 
Randegger, Seiler, Siegrist) 
A/.2 
En outre, le bailleur peut augmenter le loyer en se fondant 
sur le loyer demande pour des habltations comparables se­
lon l'article 269 apres l'ecoulement d'un delai de cinq ans a 
compter du debut du ball, et ensuite de cinq ans en cinq ans 
depuls la demlt!lre augmentation de loyer sous ce tltre. Les 

augmentations de loyer ne dolvent pas depasser 25 pour 
cent du Joyer inltialement fixe ou du loyer adapte aj:)rlls com­
paralson avec les loyers d'habitatlons comparables. 

Proposition subsldlalre 1Hponez 
(a soumettre au vote au cas or.i: 
- Je concept de 1a minorlte l'emporte; et 
- a l'article 253b, le champ d'applicatlon est llmite aux petl• 
tes entreprises llees a une localite; et 
- a l'artlcte 269 allnea 2bis, Ja posslblllte pour Je locatalre 
d'exiger un contröle du loyer est introdulte) 
Al. 1 /et. cter 
cter. une conventlon prevoit que le loyer de locaux commer­
claux de petltes entreprlses llees ä une locallte depend en­
tlerement ou partlellement du chlffre d'atfaires de l'entre­
prise, ou sl alle a ete prevue par l'une et l'autre partles pour 
un motif autre, mais defini contractuellement. 
Al.2 
En outre, le ballleur peut augmenter le loyer en se fondant 
sur le loyer demande pour des habitations comparables ou 
pour des locaux commerciaux comparables de petltes entre­
prlses llees a une locallte selon l'artlcle 269 apres l'ecoule­
ment d'un delal de clnq ans a compter du debut du bail, et 
ensulte de cinq ans en cinq ans depuls la dernlere augmen­
tation de loyer sous ce titre. Las augmentatlons de loyer ne 
dolvent pas depasser 25 pour cent du loyer initlalement fixe 
ou du loyer adapte apres comparalson avec les loyers 
d'habltatlons comparables ou de locaux commerciaux com­
parables de petltes entreprises Jiees a une localite. Sont 
reserves les contrats de ball pour lesquels le loyer fait l'obJet 
d'une conventlon au sens de l'artlcle 269a allnea 1er lettres 
cbis et cter. 

Abs. 1 Einleitung, Bst. a-c, cbis, d-f 
Al. 1 introductlon, /et. a-c, cbis, d-f 
Angenommen gemäss Antrag der Minderheit I 
Adopte selon la propositlon de la mlnorite I 

Abs. 1 Bst. cter - Al. 1 /et. cter 

La presldente (Maury Pasquler Liliane, presldente): La pro­
posltion de la mlnorite Hegetschweiler est caduque. 

Angenommen gemäss Antrag der Minderheit I 
Adopte selon la proposltion de la mlnorite I 

Abs. 1b/s-A/. 1bis 

La presldente (Maury Pasquier Liliane, presldente): La pro­
position subsidlalre de la mlnorite Hegetschwefler sera tral­
tee avec l'article 269dbis. 

Abs.2-AI. 2 

Hegetschweller Rolf (R, ZH): Nach den Vorstellungen des 
Bundesrates, denen der Nationalrat ebenfalls gefolgt Ist. 
kann sich der Mieter gegen jede Mietzinserhöhung - auch 
wenn sie durch die lndexentwlcklung oder durch Mehrleis­
tungen gerechtfertigt Ist - unter Hinweis auf die statistisch 
ermittelten Vergleichsmieten zur Wehr setzen, und .er kann 
weiter gehend auf Jeden beliebigen Kündigungstermin eine 
Überprüfung des Mietzinses nach Massgabe der statisti­
schen Vergleichsmieten verlangen. Demgegenüber dürfen 
sich die Vermieter auf die erwähnten Verglelchsmleten nur 
dann berufen, wenn sie während vier Jahren vollständig auf 
jede Mietzinserhöhung verzichten. 
Der ständerat Ist dieser sachlich nicht gerechtfertigten Un­
glelchbehandlung entgegengetreten. Er will auch dem Ver­
mieter - wenn auch lediglich in FQnfjahresperloden - die 
Möglichkeit einräumen, Mietzinse nach Massgabe der Ver­
gleichsmieten anzuheben. Begründet wird die ständerätllche 
Lösung unter anderem damit, dass ein im Rahmen der Ver­
gleichsmieten liegender Mietzins grundsätzlich nicht miss­
bräuchlich sein kann, weshalb nicht einzusehen Ist, warum 
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nicht auch der Vermieter In gewissen Zeitabständen - beim 
Ständerat sind es fünf Jahre - zur Kompensation früherer 
Versäumnisse oder nicht gewollter Mietzinsaufschläge den 
erwähnten Erhöhungstatbestand anrufen kann. Mit der vom 
Ständerat gewählten Lösung soll auch dem Interesse der 
Vermieter entgegengewirkt werden, die Mietverhältnisse nur 
deshalb zu kOndigen, weil die beschränkten gesetzlichen 
Möglichkeiten für Mietzinsanpassungen die Erzielung eines 
adäquaten Ertrages nicht erlauben, obwohl der Mietzins ob­
jektiv und gerade gemessen an den statistischen Vergleichs­
mieten eben nicht missbräuchlich ist. 
Die ständerätllche Lösung ist namentlich von Exponenten 
des Schweizerischen Mieterinnen- und Mieterverbandes kri­
tisiert worden. Es wird 1hr vorgeworfen, sie erlaube es den 
Vermietern, durch eine Kumulation von Indexanpassungen 
und periodisch vorzunehmenden Anpassungen an die Ver­
gleichsmiete die Mietzinsen überproportional in die Höhe zu 
treiben. Als Kompromiss schlage ich daher in meinem Min­
derheitsantrag vor, die Möglichkeiten des Vermieters, in 
Fünfjahresrhythmen Mietzinsanpassungen geltend machen 
zu können, umfangmässig zu limitieren. Entsprechend dem 
Gegenvorschlag des Bundesrates gemäss Artikel 269b Ab­
satz 2 soll die unter Berufung auf die Vergleichsmieten gel­
tend gemachte Mietzinserhöhung einen Durchschnitt von 
5 Prozent pro Jahr nicht übersteigen dürfen. 
Ich bitte Sie, im Sinne des erwähnten Notventils dem Min­
derheitsantrag zuzustimmen. 

Thanel Anita (S, ZH): Es geht um den Schlcksalsartlkel die­
ser Vorlage. Die Befürworterinnen und Befürworter des Ac­
cord romand haben davor gewarnt, die Verglelchsmlete als 
Grundlage für Erhöhungen während der Mietdauer ins Ge­
setz aufzunehmen. Herr Aeschbacher hat vorhin zu Recht 
darauf hingewiesen, dass jetzt genau das passiert, was wir 
befürchtet haben: Es wird mit diversen Minderheitsanträgen 
versucht, Immer weiter von diesem Schutzmodell abzuwei­
chen. 
Nachdem der Ständerat in unverschämter Art und Weise 
Jegllches Augenmaas verloren hat, will nun auch eine Min­
derheit Hegetschweller neben der hundertprozentigen lnde­
xlerung eine Anpassung an die Vergleichsmiete alle fQnf 
Jahre zulassen, und zwar kumulativ. Was heisst das? Ein 
Vermieter kann jedes Jahr 100 Prozent Teuerungs­
anpassung vornehmen und sich alle fünf Jahre auf ·das Ni­
veau der Vergleichsmiete berufen, ohne Gegenleistung -
praktisch als Geschenk dieses Hauses an die Vermleter­
schaft. 
Das führt zweifelsohne zu einem nicht zu bremsenden Erhö­
hungsmechanismus, weil durch diese Möglichkeit das Ni­
veau der Vergleichsmiete immer höher wird. Es gibt ausser 
dem Markt keine Korrekturmöglichkeit mehr. Insbesondere 
spielen die effektiven Kosten und die effektive Rendite der 
Vermieterschaft keine Rolle mehr. Es geht also nicht um die 
Frage der ungenügenden Erträge; es geht um ein Modell, 
das nur noch Marktmodell Ist und keine Kostenkorrekturen 
mehr enthält. 
Und das alles ohne Not, das hetsst, ohne dass es effektiv ei­
nes Notventils bed0rfte. Ich habe bereits darauf hingewie­
sen, und ich möchte es noch einmal sagen: Es braucht beim 
Modell Clna oder beim ursprOnglichen Modell der Kommis­
sion für Rechtsfragen des Ständerates kein Notventil, da 
dieses Modell schon genügend Korrekturmöglichkeiten ent­
hält Ich erinnere daran, dass der Anfangsmietzins durch 
den Vermieter frei bestimmt wird, dass Mieterinnen und Mie­
ter den Anfangsmietzins sehr selten anfechten. Das ist das 
grösste Marktelement. Weiter sieht dieses Modell die hun­
dertprozentige Indexierung vor, und auf die Möglichkeit von 
Mietzinserhöhungen nach umfassenden Sanierungen habe 
Ich bereits hingewiesen wie auch auf die durchschnittliche 
Dauer der Mietverhältnisse. Es braucht nicht noch mehr Not­
ventile oder Marktzugeständnisse. 
Nun noch zur Gleichbehandlung, Herr Hegetschweiler: Man 
kann nur Gleiches mit Glelchem vergleichen. Es ist der Ver­
mieter, der den Anfangsmietzins festlegt - und zwar an con­
nalssance de cause, also in Kenntnis seiner Zahlen -, es 
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sind nicht die Mieterinnen und Mieter. Aus diesem Grunde 
braucht es die Korrekturmöglichkeiten nur zugunsten der 
Mieterschaft, nämlich für den Fall, dass diese irgendwann 
realisiert, sie bezahle seit Mietbeginn einen übersetzten 
Mietzins. Aufseiten der Vermieterschatt Ist dies schlichtweg 
nicht notwendig, meine ich, da ich davon ausgehe, dass die 
Vermieter Ihre Zahlen schon beim Abschluss des Mletvertra• 
ges kennen. 
Ich bitte Sie im Namen der SP-Fraktlon, diesen Antrag der 
Minderheit Hegetschweller abzulehnen. Wir werden nie ak· 
zeptleren, dass die Verglelchsmlete auf irgendeine Art und 
Welse als Grund für eine Erhöhung während der Mietdauer 
Ins Mietrecht aufgenommen wird. 

Clna Jean-Michel (C, VS): Ich teile selbstverständlich die 
Ansicht, dass es hier wirklich um den Schlcksalsartlkel geht 
Ich möchte insbesondere jene Personen aus allen Fraktlo-­
nen, die vorher dem Accord romand zugestimmt haben, 
wirklich bitten, hier der Mehrheit der Kommission zuzustim­
men, denn der Antrag der Minderheit Hegetschweller auf 
Kumulierung der Indexmiete mit dem von Ihr so bezeichne­
ten, angeblichen Notventll - wie es vonseiten des Hausei• 
gentümerverbandes betrachtet wird - verletzt In erheblichem 
Masse die angestrebte Verteilungsneutralität und w0rde ef• 
fektlv eine unerwünschte Mietzinsspirale in Gang setzen. Ich 
sage es hier nochmals, Frau Thanel hat das auch bestätigt: 
Es braucht kein Notventll. Wenn wir dem heute zustimmten, 
dann würden wir wiederum bei der Fassung des Ständera­
tes landen, dann wäre die ganze Übung mit dem Accord ro­
mand, die ganze Diskussion in der Kommission, wirklich 
eine Trockenübung gewesen. 
Die statistische Vergleichsmiete - das möcpte Ich jetzt wirk­
lich betonen - Ist ein Instrument zur UberprOfung des 
Missbrauches und nicht ein Mittel zur normativen Festlegung 
der so genannten richtigen Miete. Viel stärker als im reinen 
Überprüfungsfall käme es zu einer staatlichen Fixierung der 
Mietzinse, und das wäre absolut unerwünscht! 
Ich bitte Sie deshalb In meinem Namen und im Namen der 
Mehrheit der CVP-Frak.tlon, den Minderheitsantrag He­
getschweiler abzulehnen. 

Aeschbacher Ruedi (E, ZH): Nach meinen beiden Vorrad• 
nern kann Ich eigentlich nur noch verstärken, was sie gesagt 
haben. Wir stehen jetzt genau an diesem Punkt, an dem 
sich die Geister einmal mehr scheiden. Wir haben es In der 
ersten Runde erlebt: Da hat es sich In diesem Rat 
abgezeichnet. und nachher hat der Ständerat massiv zuge­
legt. 
Jetzt sind wir wieder in der genau gleichen Situation, dass 
auf der Grundlage eines noch vertretbaren Kompromisses, 
wie es die Lösung Clna Ist, nun auf eine massive und unfaire 
Art und Welse zugelegt wird, die ich Sie deutlich abzulehnen 
bitte. Es geht wirklich darum, jetzt, da wir schon diesen Weg 
eingeschlagen haben, den Weg einigermassen zu verfolgen, 
nicht aus den Augen zu verlieren und nicht auf Nebenpfade 
zu geraten, die nachher nicht mehr zum Ziel fOhren. Wenn 
wir uns jetzt für die Minderheit Hegetschweller entschieden, 
dann würde die Chance, dass dieses Gesetz einigermassen 
Ober die Runden kommen kann, sehr klein. 
Ich bitte Sie also hier wlrkllch auch um eine gewisse Fair­
ness und Loyalität der ganzen Gesetzgebungsarbeit gegen-
0ber, die wir bisher geleistet haben. 

Leuthard Doris (C, AG), für die Kommission: Es wird bean­
tragt, dass lnvestltlonen für energetisch wirksame Massnah• 
man im Sinne des C02-Gesetzes zu 100 Prozent als 
wertvermehrend gelten und so eben auch vollumfängllch auf 
die Mieterschaft überwälzt werden können. In der Kommis­
sion war dieser Antrag äusserst umstritten. Er wurde mit 
9 zu 9 Stimmen mit Stichentscheid der Präsidentin abge­
lehnt Die GrOnde dafür haben Sie teilweise schon gehört, 
ich möchte sie noch ergänzen: 
Zum einen Ist festzustellen, dass In Artikel 269a Absatz 1 Li­
tera d der Grundsatz festgelegt ist, dass eine Mletzinserhö-
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hung, wenn der Vermieter Mehrleistungen, also Investitionen 
vornimmt, grundsätzlich zulässig ist. Darunter fallen natür• 
!ich auch Investitionen im Energiebereich; das ist bereits 
heute schon der Fall. 
Selbstverständlich handelt es sich bei diesen Investitionen, 
die die C02-Reduktion zum Zlel haben .... 

La presldente (Maury Pasquler Lillane, presldente): Excu­
sez-mol de vous interrompre, je pense qu'il y a une erreur. 
Nous parlons de la propositlon de minorlte Hegetschweller a 
l'article 269a allnea 2 et non de la questlon des investisse• 
ments au sens de la loi sur le C02 a l'alinea 1bis, qul sera 
traitee avec l'article 269dbis. 

Glasson Jean-Paul (R, FR), pour la commission: Je crois 
que Mme Leuthard devra reintervenir sur ce polnt parce 
que, comme on l'a dlt auparavant, c'est un des points cru­
ciaux et la demiere batallle de ce matin en matiere de droit 
du bail. 
La commission vous propose de blffer l'alinea 2 de l'arti­
cle 269a (selon la proposition de la mlnorite 1), par 16 volx 
contre B, donc avec une majorlte slgnlflcative des deux tlers. 
Elle recommande alnsi de s'en tenir exclusivement aux mo­
tlfs d'augmentation de loyer fixes a l'alinea 1er, soit l'evolu­
tion des prlx a ta consommatlon a 100 pour cent ou la 
correspondance aux recommandatlons d'un contrat-cadre, 
le fondement sur une convention d'echelonnement ou sur 
une convention prevoyant la dependance partielle ou totale 
du chiffre d'affaires d'une entreprlse a l'excluslon de tout 
autre motif. 
Pour sa part, la proposition de mlnorlte Hegetschweller re­
tient le prlncipe du report a 1 oo pour cent du rencherisse­
ment tout d'abord, et ensuite, et c'est la que i;a se corse, le 
cumul avec des loyers comparatHs apres l'ecoulement de 
cinq ans a compter du debut du ball et de clnq ans en cinq 
ans depuis la derniere augmentatlon du loyer a ce tltre. Cer­
tes, elle llmite les augmentatlons a 25 pour cent du loyer 
Initial ou adapte apres la comparalson avec des loyers com­
parables, mais cela n'est pas acceptable aux yeux de la 
commisslon qul rejette fermement, avec le Conseil federal, 
ces facteurs cumulatifs de hausse des loyers qul seraient 
clairement une declaratlon de guerre aux locataires et sans 
aucune chance d'approbation en cas de referendum, un re­
ferendum assure. 
Je vous demande donc de rejoindre la commlssion et de 
repousser sechement ta proposition de minorite Hegetsch­
weiler. 

Leuthard Doris (C, AG), fur die Kommission: Hier geht es 
tatsächlich um einen sehr wichtigen Artikel, der auch aus 
der Sicht der Kommission matchentscheidend Ist. Es ent• 
spricht dem Konzept Clna, dass sich während der Dauer des 
Mietverhältnisses der Mietzins eben grundsätzlich der 
Teuerung anpasst. Stimmen Sie dem Minderheitsantrag zu, 
so befOrworten Sie die umstrittene Kumulation, den Spiralef• 
fekt von Teuerung und Vergleichsmiete. Das ist sozial­
politisch heikel, und es gefährdet die Verteilungsneutralität 
der gesamten Vorlage. Die Dynamik, die vom Markt aus­
geht, wird nicht gestört, wie das die Minderheit glaubt, well 
mit der Möglichkeit der Neuvermietung, mit Handänderun­
gen und mit Investitionen neben der Teuerung genügend 
Elemente des Marktes bestehen und Investoren so mit Si­
cherheit auch bei der Stange bleiben. Wir sind In der Kom­
mission auch der Meinung, dass eben gerade das System 
der Vergleichsmiete als Marktabbildung das Entscheidende 
ist. 
Die Kommission hat sich daher - mit 15 zu 6 Stimmen - ge­
gen den Antrag der Minderheit Hegetschweller ausgespro­
chen. Ich bitte Sie, dasselbe zu tun. 

Couchepln Pascal, conseiller federal: Nous sommes evi­
demment d'avls qu'il taut repousser la propositlon de mino­
rite Hegetschweiler a l'article 269a alinea 2. Nous avons 
d'ailleurs combattu une proposltion similalre au Conseil des 

Etats. C'est vraiment quelque chose qui n'est pas admissible 
dans le systeme qul est choisi. 
0n a daux possibilites pour augmenter le loyer et, tout d'un 
coup, on dirait qu'II y aurait un moment a partlr duquel, sl 
l'une des deux posslbilites ne nous paraissait pas assez ren­
table, on auralt le droit de cumuler les deux posslbilites 
d'augmenter le loyer: celle de l'autre systeme avec celle qul 
prevoit un plafond de 25 pour cent Mais mElme une aug­
mentation de loyer de molns de 25 pour cent pourrait Eitre 
dramatlque et inadmlssiblel 
Pour ma part, Je suis absolument convaincu, Monsieur 
Hegetschweller, que sl vous alllez en votatlon populalre avec 
une disposition comme celle-la vous perdriez. Vous per­
drlezl Et flnalement on retomberait dans le systeme actuel, 
qui n'est pas bon, et qu'II faudrait modifler. 
Votre Conseil a eu le courage de prendre tout a !'heure une 
decision qui va dans le bon sens, alors II ne faut pas malnte­
nant la compromettre an faisant preuve d'une temerite injus­
tlflee. 
Je vous lnvite vlvement a rejeter la proposltion de minorite 
Hegetschweller, car Je crois que ce seralt une pilule mortelle 
pour le systeme si eile etalt acceptee. 

Abstimmung- Vote 
(namentlich - nomlnatif: Benage - Annexe 99.076/2328) 
Für den Antrag der Minderheit 1 .... 103 Stimmen 
FOr den Antrag der Minderheit Hegetschweiler ••.• 55 Stim-
men Sie... 8 • ZO't 
Abs. 3-AI. 3 '-lrp. ZO't 
Angenommen gemäss Antrag der Minderheit I 
Adopte sefon /a propositlon de Ja minorite f 

Art. 269abls 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Abs. 1 
Massgebllch fOr die Ermittlung der orts-- und quartierObllchen 
Mietzinse Im Sinne von Artikel 269a Buchstabe a des Obll· 
gationenrechtes sind die Mietzinse fOr Wohn- und Ge­
schäftsräume, die nach Lage, Grösse, Ausstattung, Zustand 
und Bauperiode mit der Mietsache vergleichbar sind. 
Abs.2 
Bel Geschäftsräumen kann der Vergleich Im Sinne von Arti­
kel 269a Buchstabe a des Obligationenrechtes mit den quar­
tlerOblichen Quadratmeterpreisen gleichartiger Objekte 
erfolgen. 
Abs.3 
Ausser Betracht fallen Mietzinse, die auf einer Marktbeherr­
schung durch einen Vermieter oder eine Vermletergruppe 
beruhen. 
Abs.4 
Amtliche Statistiken sind zu berOckslchtlgen. 

Minderheit 
(Hegetschweiler, Baumann J. Alexander, Mathys, Randeg­
ger, Seiler, Tschuppert, Vallendar) 
Abs. 1 
.... Geschäftsräume örtlich gebundener Kleinbetriebe, die 
nach .... 

Minderheit I 
(Clna, Baumann J. Alexander, Bosshard, Hegetschweiler, 
Joder, Leuthard, Mathys, Randegger, Seiler, Siegrist, Vallen­
dar) 
Streichen 

Art. 269abls 
Proposition de Ja commlssion 
Majorite 
Al. 1 
Les loyers determlnants pour le calcul des loyers usuels 
dans la localite ou le quartler au sens de l'article 269a let· 
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tre a du Code des obligatlons sont les loyers des logements 
et des locaux commerciaux comparables a la chose louee 
quant a l'emplacement, la dimenslon, l'equlpement, l'etat et 
l'annee de constructlon. 
Al.2 
Pour les locaux commerciaux, la comparalson au sens de 
l'article 269a lettre a du Code des obligations peut Atre ope­
ree sur la base du prix au matre carre usuel dans le quartler 
pour des objets semblables. 
Al. 3 
N'entrent pas en llgne de campte les loyers decoulant 
du falt qu'un bailleur ou un groupe de bailleurs domine le 
marche. 
Al. 4 
Les statistlques offlclelles dolvent Atre prlses en considera­
tlon. 

Mlnorite 
(Hegetschweiler, Baumann J. Alexander, Mathys, Randeg­
ger, Seiler, Tschuppert, Vallendar) 
Al. 1 
.... des locaux commerclaux de petltes entreprlses liees a 
une localite comparables a .... 

Mlnorite I 
{Clna, Baumann J. Alexander, Bosshard, Hegetschweiler, 
Joder, Leuthard, Mathys, Randegger, Seiler, Siegrist, Vallen­
dar) 
Blffer 

Angenommen gemäss Antrag der Minderheit I 
Adopte selon /a proposltlon de 1a mlnorlte I 

Art. 269ater 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Abs. 1 
Als Mehrleistungen im Sinne von Artikel 269a Buchstabe b 
gelten lnvestltlonen für wertvermehrende Verbesserungen, 
die Vergrösserung der Mietsache sowie zusätzliche Neben­
leistungen. Die Kosten umfassender Überholungen gelten In 
der Regel zu 50 bis 70 Prozent als wertvermehrende Investi­
tionen. 
Abs.2 
Mietzinserhöhungen wegen wertvermehrender Verbesse­
rungen sind nicht missbräuchlich, wenn sie den angemesse­
nen Satz für Verzinsung, Amortisation und Unterhalt der 
Investition nicht überschreiten. 
Abs.3 
Mietzinserhöhungen wegen wertvermehrender Investitionen 
dürfen erst angezeigt werden, wenn die Arbeiten ausgeführt 
sind und die sachdienlichen Belege vorliegen. Bel grösseren 
Arbeiten sind gestaffelte Mietzinserhöhungen nach Mass­
gabe bereits erfolgter Zahlungen zulässig. 

Minderheit I 
(Clna, Baumann J. Alexander, Bosshard, Hegetschweller, 
Joder, Leuthard, Mathys, Randegger, Seiler, Slegrlst, Vallen­
dar) 
Streichen 

Art. 269ater 
Proposition de fa commission 
Ma}orite 
Al. 1 
Sont reputes prestatlons supplementalres du ballleur au 
sens de l'article 269a lettre b du Code des obllgatlons les ln­
vestissements qul aboutlssent a des amelioratlons creant 
des plus-values, l'agrandlssement de la chose louee ainsi 
que les prestations accessoires supplementaires. En regle 
generale, les frais causes par d'lmportantes reparattons sont 
conslderes, a raison de 50 a 70 pour cent, comme des lnve­
stlssements creant des plus-values. 
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Al. 2 
Les augmentatlons de loyers tondees sur des amelioratlons 
entrainant une plus-value sont reputees non abusives 
lorsqu'elles ne servent qu'a couvrir equltablement les frais 
d'interAts, d'amortlssement et d'entretlen resultant de rin­
vestissement. 
Al. 3 
Les hausses de loyer fondees sur des amelloratlons ent­
rainant une plus-value ne peuvent Atre notiflees qu'une fols 
les travaux acheves et a condition que le bailleur detlenne 
les pieces Justlflcatlves correspondantes. Lors de travaux 
d'envergure, des hausses de loyer echelonnees sont autorl­
sees en proportion des palements deJa effectues par le bail­
leur. 
Mlnorlte I 
(Clna, Baumann J. Alexander, Bosshard, Hegetschweller, 
Joder, Leuthard, Mathys, Randegger, Seller, Siegrist, Vallen­
dar) 
Blffer 

Angenommen gemäss Antrag der Minderheit I 
Adopte sa/on /a proposltlon de ls. minorite I 

Art. 269b 
Antrag der Kamm/sslon 
Mehrheit 
Abs. 1 
Die Vereinbarung, dass der Mietzins dem vollen Ausmass 
der Steigerung des Landesindexes der Konsumentenpreise 
angegllchen wird, ist nur gültlg, wenn der Mietvertrag für 
mindestens fünf Jahre abgeschlossen wird. 
Abs.2, 3 
Streichen 

Minderheit I 
(Clna, Baumann J. Alexander, Bosshard, Hegetschweiler, 
Joder, Leuthard, Mathys, Randegger, Seiler, Slegrlst, Vallen­
dar) 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Art. 269b 
Proposition de la commlssion 
Majorite 
Al. 1 
Les conventlons prevoyant que le loyer est adapte a ralson 
de 100 pour cent de la hausse de l'indlce sulsse des prix a 1a 
consommatlon ne sont valables que si le ball est conclu pour 
une duree minimale de cinq ans. 
Al.2, 3 
Blffer 

Mlnorite I 
(Cina, Baumann J. Alexander, Bosshard, Hegetschweller, 
Joder, Leuthard, Mathys, Randegger, Seiler, Siegrlst, Vallen­
der) 
Adherer a la declsion du Conseil des Etats 

Angenommen gemäss Antrag der Minderheit I 
Adopte se/on /a proposition de la mlnorite I 

Art. 269c 
Antrag der Kammlssion 
Mehrheit 
Festhalten 

Minderheit I 
(Cina, Baumann J. Alexander, Bosshard, Hegetschweiler, 
Joder, Leuthard, Mathys, Randegger, Seller, Siegrist, Vallen­
dar) 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Art. 269c 
Proposition de la commission 
Majorlte 
Maintenlr 
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Minorite I 
(Cina, Baumann J. Alexander, Bosshard, Hegetschweller, 
Joder, Leuthard, Mathys, Randegger, Seiler, Slegrlst, Vallen­
dar) 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Angenommen gemliss Antrag der Minderheit I 
Adopte selon la proposition de la minorlte I 

Art. 269d 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Unverändert 
Minderheit I 
(Cina, Baumann J. Alexander, Bosshard, Hegetschweiler, 
Joder, Leuthard, Mathys, Randegger, Seiler, Siegrlst, Vallen­
dar) 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Art. 269d 
Proposition de la commission 
Ma/orlte 
lnchange 

Mlnorite I 
(Cina, Baumann J. Alexander, Bosshard, Hegetschweller, 
Joder, Leuthard, Mathys, Randegger, Seiler, Sfegrist, Vallen­
dar) 
Adherer a la declslon du Conseil des Etats 

Angenommen gemliss Antrag der Minderheit I 
Adopte selon la proposltion de la minor/te I 

Art. 269dbls 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Streichen 

Minderheit / 
(Clna, Baumann J. Alexander, Bosshard, Hegetschweller, 
Joder, Leuthard, Mathys, Randegger, Seiler, Slegrlst, Vallen­
dar) 
Abs. 1 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Abs.2 
.... gelten In der Regel zu 50 bis 70 Prozent .... 

Minderheit 
(Hegetschweiler, Baumann J. Alexander, Glasson, Mathys, 
Randegger, Seiler, Tschuppert, Vallendar) 
Abs.3 
lnvestltlonen für energetisch wirksame Massnahmen im 
Sinne des C02,.Gesetzes gelten zu 100 Prozent als wertver­
mehrend. 

Art. 269dbls 
Proposition de /a commlss/on 
Ma}orite 
Blffer 

Minorlte I 
(Cina, Baumann J. Alexander, Bosshard, Hegetschweiler, 
Joder, Leuthard, Mathys, Randegger, Seiler, Siegrlst, Vallen­
dar) 
Al.1 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 
A/.2 
.... peuvent Atre en prlncipe conslderes comme plus-value a 
ralson de 50 a 70 pour cent. 

Minorlte 
(Hegetschweiler, Baumann J. Alexander, Glasson, Mathys, 
Randegger, Seiler, Tschuppert, Vallendar) 

Al. 3 
Les investlssements pour des mesures efflcaces en matiere 
d'energle au sens de la lol sur le C02 sont conslderes 
comme travaux de plus-value a raison de 1 oo pour cent 

Abs.1,2-AI. 1,2 
Angenommen gemliss Antrag der Minderheit I 
Adopte selon la proposltlon de la minorittJ I 

Abs. 3-AI. 3 

La presldente (Maury Pasquler Liliane, presldente): Nous 
examlnons en mAme temps la proposition subsldlalre de la 
minorlte Hegetschweller a l'artlcle 269a allnea 1 bis. 

Hegetschweller Rolf (R, ZH): Jetzt sind wir definitiv bei der 
Frage der energetischen Sanierungen. Die von mir vertre­
tene Minderheit beantragt, dass lnvestltlonen für energetisch 
wirksame Massnahmen Im Sinne des C02,.Gesetzes zu 
100 Prozent als wertvermehrend gelten und auf den Miet­
zins überwälzt werden können. Bel der Diskussion der C02,. 
Problematik hat sich gezeigt, dass innerhalb des C02,.Ge­
setzes vor allem Im Gebäudebereich - und vom Brennstoff­
verbrauch her macht der Gebäudebereich Immerhin 60 Pro­
zent aus - grosse Probleme bestehen. Eine Studie von 
«econcept», die Im Auftrag des Bundes verlasst wurde, hält 
fest: «Die Beispielrechnungen zeigen, dass der Einfluss der 
Investitionskosten für Zusatzmassnahmen» - also für ener­
getische Verbesserungen - «schnell deutlich höher Ist als 
die Entlastung von der C02,.Abgabe und der Wert der Ener­
gieeinsparungen.» So, wie das C02-Gesetz und vor allem 
das Mietrecht Jetzt konzipiert sind, muss der Vermieter In­
vestitionen tätigen, die sich gar nicht lohnen, weil die Frei­
stellung von der C02-Abgabe oder allenfalls die Rückerstat• 
tung weniger ausmacht als die Investitionen des Vermieters. 
Die Studie schlägt deshalb vor: «Falls Vereinbarungen und 
Verpfllchtungen Im lmmoblllenberelch eine Chance haben 
sollen, müssten die folgenden Voraussetzungen geschaffen 
und Rahmenbedingungen geändert werden ...... Im Miet­
recht würde das bedeuten: «Ermöglichung der vollen Über­
wälzung von energetischen Zusatzinvestitionen.» Wir sollten 
dieses Problem im Rahmen dieser Mietrechtsrevision be­
handeln, weil das C02,.Gesetz Ja bereits In Kraft ist Im Jahr 
2004 wird der Bundesrat entscheiden müssen, ob er eine 
C02,.Abgabe einführen will. Einige Kantone haben In Ihren 
eigenen Gesetzgebungen bereits verankert, dass energetl• 
sehe Sanierungen zu 100 Prozent auf den Mietzins über­
wälzt werden können, weil sie auch zu 100 Prozent als 
wertvermehrend betrachtet werden. Das genügt aber nicht 
Mit dem Minderheitsantrag können zusätzliche Anreize Im 
Gebäudebereich geschaffen werden. 
Ich bitte Sie, zugunsten der Umwelt zu entscheiden und dem 
Antrag der Minderheit zuzustimmen. In der Kommission Ist 
der Antrag - bei 9 zu 9 Stimmen mit Stichentscheid der Prä­
sidentin - knapp unterlegen. Wenn das C02-Gesetz die Wir­
kungen haben soll, die wir von ihm erwarten, dann Ist es 
unumgängllch, dass wir hier Im Mietrecht diesen Problemen 
Rechnung tragen. 

de Daniel Jean-Nils (S, GE): Nous vous demandons de re­
pousser la proposltlon de minorlte Hegetschweiler. 
La proposltlon de minorlte Hegetschweiler vise en fait a don­
ner un privllege tout a fait exorbitant a des proprietalres qul 
ont negllge l'entretien de leurs immeubles pendant de lon­
gues annees, en sorte que des mesures de reparatlon sont 
necessalres pour assurer un systeme d'economles d'ener­
gle sufflsant dans l'lmmeuble, en relatlon avec l'appllcatlon 
delalol. 
II taut blen distlnguer les choses. Lorsqu'un proprietaire fait 
une Installation qul amellore les economies d'energie dans 
un immeuble, par exemple lorsqu'II pose une Installation de 
prechauffage de l'eau sur le toit de l'lmmeuble, II s'agit nor­
malement d'une Installation tout a falt nouvelle qui entratne 
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veritablement une plus-value, d'une nouvelle prestatlon du 
bailleur. Par consequent, II y a lnvestlssement et rentabillsa­
llon a 100 pour cent selon le systeme actuel et selon ce que 
veut la minorite 1 (Clna). 
En revanche, il y a blen des cas, surtout lorsqu'II y a renova­
tion gem~rale a faire sur tout un lmmeuble, ot:I les lnvestlsse­
ments en mattere d'economies d'energie consistent par 
exemple dans le changement de fenätres qul sont devenues 
usees avec le temps, dans le remplacement d'une chau­
dlere, pratlquement hors d'usage ou extremement usee, par 
une chaudiere plus performante, notamment en matiere 
d'economles d'energie, ou slmplement dans le remplace­
ment d'une Isolation thermlque deJa existante. Dans tous 
ces cas-la, il y a simplement un travail d'entretlen et II n'y a 
aucune ralson de prlvllegier le proprietalre en lui accordant 
une rentabllisatlon a 100 pour cent, alors qu'II s'aglt de sim­
ples travaux d'entretlen. 
Autrement dit, ce qul est malheureusement un peu son habi­
tude, M. Hegetschweiler demande de nouveau un privilege 
absolument exorbitanten faveur des proprietalres et en l'oc­
currence, des proprletaires qui ont negllge l'entretlen de leur 
lmmeuble. 

Leuthard Doris (C, AG), tor die Kommission: In diesem Arti­
kel geht es auf den ersten Blick um Anträge, die verlockend 
sind, weil natürlich Investitionen betreffend energetische 
Massnahmen zur Reduktion des C02-Ausstosses zu unter­
stützen sind und sinnvoll sind. Die Frage stellt sich hier aber, 
ob es gerechtfertigt ist, solche Investitionen zu 100 Prozent 
als wertvermehrend zu qualifizieren und damit auch zu ver­
einbaren, dass diese vollumfängllch auf die Mieterschaft 
überwälzt werden können. In der Kommission waren wir 
hierin geteilter Meinung; wir stimmten mit 9 zu 9 Stimmen 
mit Stichentscheid der Präsidentin gegen diesen Antrag, und 
zwar aus verschiedenen Gründen: 
1. Wir haben in Artikel 269a Absatz 1 den Grundsatz veran­
kert, dass eine Mietzinserhöhung bei wertvermehrenden In­
vestitionen generell zulässig ist Selbstverständlich fallen 
darunter auch die energetischen Investitionen. 
2. Es handelt sich, wie bereits dargelegt, um förderungswür­
dlge Investitionen. Es wäre aber falsch, wenn wir die Mieter­
schaft damit zu 100 Prozent belasteten; das Ist nicht Sache 
des Mietrechtes. 
3. Es ist festzuhalten, dass nicht jede Investition vollumfäng­
lich wertvermehrend Ist, weil teilweise nur etwas Bestehen­
des ersetzt wird. Wenn beispielsweise alte Fenster durch 
neue Fenster ersetzt werden, die einen besseren K-Wert 
aufweisen, Ist eine volle Überwälzung auf den Mieter natür­
lich nicht gerechtfertigt 
Es bestehen auch Unsicherheiten, die nicht im Gesetz ge­
löst werden können. Ich bitte Sie daher, mit der Mehrheit der 
Kommission diesen Antrag abzulehnen. 

Couchepln Pascal, conselller federal: Je vous lnvite a re­
pousser la proposition de la minorite Hegetschweiler. 
Ces lnvestlssements, comme cela a ete dlt, sont pour Ja plus 
grande part des lnvestlssements normaux, meme s'lls sont 
en harmonie avec les objectlfs de la loi sur la protectlon de 
l'environnement. En outre, plusleurs leglslations prevoient 
meme des avantages flscaux pour ce type d'inves­
tissements. II seralt extraordinaire de volr une depense 
de renovation qul a beneficie d'un privilege flscal pou­
volr ätre calculee comme un investlssement a 100 pour cent 
aux depens du locatalre. Je crols que ca ne seralt pas justl­
fle. 
C'est la ralson pour laquelle la proposltlon de la mlnorite 
Hegetschweiler dolt ätre repoussee. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Minderheit 

Hegetschweiler .•.. 68 stimmen 
Dagegen .... 85 Stimmen 
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Art. 269a Abs. 1 bis - Art. 269a al. 1 bis 

La presldente (Maury Pasquier Liliane, presldente): La pro­
positlon subsidlalre de la minorite Hegetschweiler a l'arti­
cle 269a allnea 1bls est alnsl caduque. 

Art. 269e 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Streichen 

Minderheit I 
(Gina, Baumann J. Alexander, Bosshard, Hegetschweller, 
Joder, Leuthard, Mathys, Randegger, Seiler, Siegrist, Vallen­
dar) 
Abs. 1, 1bls, 5 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Abs.2, 3 
Festhalten 
Abs. 3bls 
Für Mietzinserhöhungen .... (Art 269c) genügt die schriftli­
che Mitteilung. 
Abs.4 
Mietzinserhöhungen Infolge von wertvermehrenden Investi­
tionen oder gestützt auf eine Handänderung sind zu staffeln, 
soweit sie 20 Prozent des bisherigen Mietzinses Oberstei­
gen. Die Erhöhung, die 20 Prozent übersteigt, dalf frOhes­
tens ein Jahr später wirksam werden. 

Art. 269e 
Proposition de Ja commisslon 
Majorite 
Biffer 

MinoriMI 
(Gina, Baumann J. Alexander, Bosshard, Hegetschweller, 
Joder, Leuthard, Mathys, Randegger, Seiler, Slegrist, Vallen­
dar) 
Al. 1, 1bis, 5 
Adherer a la declslon du Conseil des Etats 
Al.2, 3 
Maintenlr 
Al. 3bis 
Pour les augmentatlons de loyer .••• (art. 269c), une commu­
nlcatlon ecrlte sufflt. 
Al. 4 
Les augmentatlons de loyer consecutlves a des investisse­
ments entrarnant une plus-value de la chose louee ou a un 
changement de proprietalre dolvent itre echelonnees des 
qu'efles depassent 20 pour cent du montant du loyer prece­
dent Une augmentatlon superleure a 20 pour cent ne peut 
entrer en vlgueur qu'apres un delal d'un an au moins. 

Angenommen gemäss Antrag der Minderheit I 
Adopte selon Ja proposltlon de Ja mlnorite I 

Art. 270 Abs. 1 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Minderheit 
(Hegetschweiler, Baumann J. Alexander, Mathys, Randeg­
ger, Slegrist, Vallendar) 
Festhalten 

Art. 270 al. 1 
Proposition de Ja commlsslon 
Majorite 
Adherer a la declslon du Conseil des Etats 

Minorite 
(Hegetschweiler, Baumann J. Alexander, Mathys, Randeg­
ger, Slegrist, Vallendar) 
Malntenir 
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Hegetschweller Rolf (R, ZH): Es geht hier nicht mehr um 
eine matchentscheidende Sache, aber Immerhin um die An­
fechtung des Anfangsmietzinses. Gemäss dem geltenden 
Mietrecht kann der Mieter die Herabsetzung verlangen, 
wenn er sich wegen einer persönlichen oder familiären Not­
lage oder wegen der Verhältnisse auf dem örtlichen Markt 
für Wohn- und Geschäftsräume zum Vertragsabschluss ge­
zwungen sah oder wenn der Vermieter den Anfangsmietzins 
gegenüber dem früheren Mietzins fQr dieselbe Sache erheb­
lich erhöht hat 
Der Ständerat hat diese beiden Bestimmungen gestrichen; 
ich weiss eigentlich nicht warum. Er hat damit die Position 
des Vermieters in dieser Frage geschwächt. und diese Frage 
ist doch von nicht ganz untergeordneter Bedeutung. Sie ken­
nen die Anfechtung des Anfangsmietzinses: Das geht so, 
dass ein Mieter mit dem Vermieter einen gQltlgen Vertrag ab­
schliessen kann, aber 30 Tage Zelt hat, um den vereinbarten 
und unterschriebenen Anfangsmietzins anzufechten. Das 
gibt es im Vertragsrecht sonst nirgends; das ist also auch 
eine stossende Spezialität des Vertragsmietrechtes, von der 
allerdings nicht sehr häufig Gebrauch gemacht wird. Es zeigt 
doch, dass sich in der Regel Mieter und Vermieter - In die­
sem Fall natürlich die Mieter - an die Vertragsbestimmungen 
halten und von ihrem grundsätzlichen Recht der Anfechtung 
des Anfangsmietzinses keinen Gebrauch machen. Wenn wir 
das noch erleichtern, Indem wir diese Zusatzbedingungen 
streichen. dann laden wir die Mieter geradezu dazu ein, ver­
mehrt von dieser Anfechtungsmöglichkeit Gebrauch zu ma­
chen. Ich glaube, das Ist stossend und auch eine Verän­
derung gegenQber der heutigen Situation, die nicht zweck­
mässig Ist und dem Mietrecht und der Mietsache eher scha­
det als nOtzt. 
Ich bitte Sie also, am Entwurf des Bundesrates festzuhalten. 

Leuthard Doris (C, AG), fQr die Kommission: Der Anfangs­
mietzins hat bisher in der Praxis eigentlich keine grosse Be­
deutung erhalten. Es gab wenige Anfechtungsverfahren. Der 
Ständerat hat nach Ansicht der Mehrheit der Kommission 
hier nun aber eine bessere Formulierung gefunden, Indem 
er die Gründe, weshalb man den Anfangsmietzins Oberhaupt 
anfechten kann, gestrichen hat. Eine Anfechtung ist somit 
Immer möglich, wenn der vereinbarte Mietzins missbräuch­
lich Ist und die Frist von 30 Tagen eingehalten wird. Inskünf­
tig dürfte diese Anfechtung mehr Gewicht erhalten, weil der 
Anfangsmietzins bedeutungsvoller Ist und solche Anfech­
tungsverfahren nachher Sinn machen, weil nur noch die 
Teuerung angepasst werden kann. 
Diese Neuformulierung des Ständerates hat daher in der 
Kommission eine klare Mehrheit gefunden, und ich bitte Sie, 
dieser zu folgen. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Mehrheit .... 84 Stimmen 
Für den Antrag der Minderheit .... 65 Stimmen 

Art. 270& 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Der Mieter kann den Mietzins als missbräuchlich anfechten 
und die Herabsetzung auf den nächstmöglichen Kündi­
gungstermin verlangen, wenn er Grund zur Annahme hat, 
dass der Vermieter einen nach den Artikeln 269 und 269a 
übersetzten Ertrag aus der Mietsache erzielt. 

Minderheit I 
(Clna, Baumann J. Alexander, Bosshard, Hegetschweiler, 
Joder, Leuthard, Mathys, Randegger, Seiler, Siegrist, Vallen­
dar) 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Eventualantrag Triponez 
(für den Fall, dass: 
- dem Konzept der Minderheit; und 

- in Artikel 253b einer Beschränkung des Geltungsbereichs 
auf örtlich gebundene Kleinbetriebe bzw. -unternehmen; 
zugestimmt wird) 
Abs.2 
Der Mieter kann eine Mietzinserhöhung bei Geschäftsräu­
men örtlich gebundener Kleinunternehmen, die auf einer an­
deren vertraglichen Vereinbarung als einer Staffelung oder 
der Abhängigkeit vom Umsatz des Geschäftes beruht, Inner­
halb von 30 Tagen seit der Mitteilung bei der Schlichtungs­
behörde als missbräuchlich anfechten, wenn: 
a. sie auf vertraglichen Bestimmungen beruht, die miss­
bräuchlich erscheinen, weil sie einseitig dem Interesse des 
Vermieters dienen und sich sachlich nicht rechtfertigen; und 
b. der Vermieter nicht nachweist, dass sie das zulässige 
Ausmass gemäss Artikel 269 nicht übersteigt. 
Abs.3 
Im Übrigen kann der Mieter Mietzinse, die einer vertragli­
chen Vereinbarung gemäss Absatz 2 folgen, unter Vorbehalt 
der Anfechtung des Anfangsmietzinses nicht anfechten. 

Art.2708 
Proposition de 1a commlsslan 
Majorite 
Le locatalre peut contester fe montant du loyer et en deman­
der la dlminutlon pour le plus prochaln terme de resillatlon, 
s'il a une ralson d'admettre qua la chose louee procure au 
bailleur un rendement excessH au sens des artlcles 269 et 
269a. 

Mlnarite I 
(Clna, Baumann J. Alexander, Bosshard, Hegetschweiler, 
Joder, Leuthard, Mathys, Randegger, Seiler, Slegrlst, Vallen­
dar) 
Adherer ä la declslon du Conseil des Etats 

Proposition subsidiaire Triponez 
(ä soumettre au vote si: 
- le concept de la minorite l'emporte; et 
- ä l'artlcle 253b, le champ d'appllcation est limite aux pe-
tftes entreprises llees ä une localite, selon proposition de la 
mlnorite Hegetschweller) 
Al.2 
Lorsque l'augmentetion du loyer d'un local commerclal d'une 
petite entreprise liee ä une localite s'appule sur une conven­
tion prevoyant un motlf autre que l'echelonnement ou l'in­
dexatlon sur le chiffre d'affaires de l'entreprlse, le locatalre 
peut, s'il l'estlme abusive, la contester aupres des autorltes 
de concillation dans un delal de 30 jours ä compter de la no­
tlficatlon, pour autant que solent reunles las deux conditlons 
suivantes: 
a. l'augmentatlon concernee s'appuie sur des dlspositlons 
contractuelles apparemment abusives car servant exclusive­
ment les interMs du ballleur et objectivement indefendables; 
b. le bailleur n'apporte pas la preuve que l'augmentatlon 
concernee entre effectlvement dans le cadre des condltlons 
deflnies ä l'artlcle 269. 
Al. 3 
Par ailleurs, le locatalre ne peut contester un loyer s'ap­
puyant sur une convention au sens de l'allnea 2; sont reser­
vees les dlspositlons relatives ä la contestation du loyer 
lnltlal. 

Angenommen gemäss Antrag der Minderheit I 
Adopte selon /a propositlon de Ja mlnorite I 

Art. 270b, 270c 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Unverändert 

Minderheit I 
(Clna, Baumann J. Alexander, Bosshard, Hegetschweiler, 
Joder, Leuthard, Mathys, Randegger. Seiler, Slegrlst, Vallen­
dar) 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
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Art. 270b, 270c 
Proposition de Ja commisslon 
Majorite 
lnchange 

Mlnorite I 
(Clna, Baumann J. Alexander, Bosshard, Hegetschweller, 
Joder, Leuthard, Mathys, Randegger, Seiler, Siegrist, Vallen­
dar) 
Adherer a la declslon du Conseil des Etats 

Angenommen gemäss Antrag der Minderheit I 
Adopte selon la propositlon de la minortte I 

Art. 270cbls 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Titel 
IV. Anfechtung gestaffelter Mietzinse 
Text 
Unter Vorbehalt der Anfechtung des Anfangsmietzinses 
kann der Mieter gestaffelte Mietzinse nicht anfechten. 

Minderheit I 
(Ctna, Baumann J. Alexander, Bosshard, Hegetschweiler, 
Joder, Leuthard, Mathys, Randegger, Seiler, Slegrlst, Vallen­
dar) 
Streichen 

Art. 270cbls 
Proposition de la commlsslon 
Majorite 
Titre 
IV. Contestatlon des loyers echelonnes 
Texte 
Sous reserve de la contestatlon du loyer initial, le locataire 
ne peut pas contester le loyer pendant le ball. 

Minorite t 
(Clna, Baumann J. Alexander, Bosshard, Hegetschweller, 
Joder, Leuthard, Mathys, Randegger, Seiler, Siegrlst, Vallen­
dar) 
Bitter 

Angenommen gemäss Antrag der Minderheit I 
Adopte selon Ja propositlon de Ja mlnorite I 

Art. 270d; 274a Abs. 1 BsL c 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Art. 270d; 274a al. 1 let. c 
Proposition de la commission 
Adherer a la declslon du Conseil des Etats 

Angenommen -Adopte 

Art. 271a Abs.1 Bst. g 
Antrag Schwaab 
g. mit dem Ziel, die Wohnung oder den Geschäftsraum frei 
zu bekommen und anschliessend an einen Dritten zu einem 
höheren Mietzins wieder zu vermieten. 

Art. 271 a al. 1 let. g 
Proposition Schwaab 
g. s'II est donne dans le but de llberer le logement ou le local 
commercial pour le relouer a un tlers a un loyer plus eleve. 

La pr~sldente (Maury Pasquier Lillane, presidente): La pro­
posltion Schwaab est caduque. 

Art. 274d Tftel, Abs. 1 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Festhalten 
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Minderheit 
(Hegetschweller, Baumann J. Alexander, Mathys, Randeg­
ger, Seiler, Tschuppert, Vallendar) 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Art. 274d tltre, al. 1 
Proposition de la commission 
Majorite 
Malntenlr 

Minorite 
(Hegetschweiler, Baumann J. Alexander, Mathys, Randeg­
ger, Seiler, Tschuppert, Vallendar) 
Adherer ä la declsion du Conse!I des Etats 

La prnldente (Maury Pasquler Lillane, presldente): La ml­
norite Hegetschweiler est caduque. 

Angenommen gemi!lss Antrag der Mehrheit 
Adopte selon la proposltion de la majorite 

Zlff. II 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Art. 1 
Mietverhältnisse, welche vor Inkrafttreten des vorliegenden 
Gesetzes begründet wurden, unterstehen dem neuen Recht 
Art. 2Abs. 1 
Mietzinserhöhungen, welche vor Inkrafttreten des vorliegen­
den Gesetzes angekOndlgt wurden, aber erst in einem spä­
teren Zeltpunkt wirksam werden, unterstehen dem alten 
Recht. 
Art. 2Abs.2 
Dem alten Recht unterstehen ebenfalls Herabsetzungsbe­
gehren des Mietzinses, welche vor Inkrafttreten des vorlie­
genden Gesetzes gestellt wurden, aber zu einem späteren 
Zeitpunkt wirksam werden. 
Art. 3Abs. 1 
Auf Begehren des Mieters oder des Vermieters kann die An­
passung eines Mietverhältnisses, welches vor lnkrafflreten 
des vorliegenden Gesetzes eingegangen worden war, nach 
den Vorschriften der alten Bestimmungen der Artikel 269 
und 269a des Obligatlonenrechtes erfolgen, bis zum Inkraft­
treten des neuen Rechtes und vor einer Anpassung entspre­
chend den Vorschriften des neuen Rechtes. 
Art. 3Abs. 2 
Streichen 
Art. 3Abs. 3 
Zustimmung zum Beschluss des ständerates 
Art. 4 
Indexierte Mietverträge, welche vor Inkrafttreten des vorlie­
genden Gesetzes eingegangen worden sind, aber zu einem 
späteren Zeltpunkt auslaufen, unterstehen dem alten Recht 
bis zu deren erstem Auslauftermin. 

Minderheit I 
(Clna, Baumann J. Alexander, Bosshard, Hegetschweller, 
Joder, Leuthard, Mathys, Randegger, Seiler, Siegrlst, Vallen­
dar) 
Festhalten 

Ch. II 
Proposition de la commission 
Maforlte 
Art. 1 
Les contrats de ball dont l'entree en vlgueur est posterleure 
a la presente lol sont soumls au nouveau drolt 
Art. 2 al. 1 
Les augmentatlons de loyer annoncees avant l'entree en 
vigueur de la prMente lol, mals prenant effet a une date 
ulterieure, sont soumlses a l'ancien drolt. 
Art. 2al. 2 
Sont egalement soumlses ä l'ancien droit les demandes de 
dimlnutlon de loyer emises avant l'entree en vlgueur de la 
prMente loi, mais prenant effet a une date ulterleure. 
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Art. 3 al. 1 
A la demande du locataire ou du bailleur, l'adaptation d'un 
ball ayant debute avant l'entree en vlgueur de la presente lol 
peut etre faite selon las crlteres des anciens articles 269 et 
269a du Code des obligatlons arretes a la date de l'entree 
en vlgueur du nouveau droit et avant de faire l'objet d'une 
adaptatlon selon le nouveau drolt 
Art. 3 al. 2 
Bitter 
Art 3al. 3 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 
Art. 4 
Les baux a loyer Indexes ayant debute avant l'entree en vl­
gueur de la presente loi, mais se terminant a une date ul­
terieure, sont soumis a l'anclen droit jusqu'a leur premlere 
echeance. 

Mfnorite t 
(Clna, Baumann J. Alexander, Bosshard, Hegetschweiler, 
Joder, Leuthard, Mathys, Randegger, Salier, Slegrist. Vallen­
dar) 
Maintenir 

Angenommen gemäss Antrag der Minderheit I 
Adopte se/on la propositlon de la minorite I 

Zlff. III Art. 1 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Ch. III art.1 
Proposition de Ja commisslon 
Adherer a Ja decislon du Conseil des Etats 

Angenommen -Adopte 
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Vierte Sitzung - Quatrieme seance 

Mittwoch, 18. September 2002 
Mercredl, 18 septembre 2002 

15.00 h 

99.076 

Teilrevision des Mietrechtes 
und Volksinitiative 
<da zu fairen Mieten» 
Revision partielle du droit de bail 
et Initiative populaire 
cpour des loyers loyaux» 

Differenzen - Dlvergences 
Botschaft des Bundesrate& 15.09.99 (BBI 1999 9823) 
Message du Consell ~ 15.09.99 {FF 1999 9127) 
Nationalral/Conseil nallonal 04.12.00 (Erstrat - Premier Conseil) 
Nalionalral/Consell national 05.12.00 (Fortsetzung - Suite) 
Nationalrat/Conseil national 11.12.00 (For1setzung - Suite) 
Bericht BK:SB 11 12.00 
Rapport CAJ.CE 11 12.00 
Stilnderal/Consell des Etats 14.12.00 {Frist - Dellu) 

Ständerat/Conseil des Etala 04.12.01 {Zweitrat- Oeuxleme Conseil) 
Sländerat/Consell des Etala 05.12.01 (Forlsetzung- Suite) 
Nationalrat/Conseil national 14.12.01 (Ordnungsantrag - Motion d'ordre) 
Ständeral/Conaeil des Etats 14.12.01 (Ordnungsantrag-Motion d'ordre) 
Nationalrat/Conseil national 04.03.02 (Ordnungsantrag - Motion d'ordre) 
Nat!onalral/Consell national 12.03.02 (Schlussabstlmmung - Vote final) 
Sfflnderal/COnsell des Etats 12.03.02 (Schlussabstlmmung- Vote final) 
Text des Erlasses 1 (BBI 2002 2737) 
Texte de l'acte leglslatlf 1 (FF 2002 2568) 
Nallonalral/Consell national 05.05.02 (Differenzen - Dlvergences) 
Sfflnderat/Consell des Etets 18.09.02 (Differenzen - Dlvergences) 
Nationalrat/Conseil national 28.09.02 (Differenzen - Dlvergences) 
Nallonalral/Consell national 30.09.02 (Fortsetzung - Suite) 

2. Obllgatlonenrecht (Miete) 
2. Code des obllgatlons (Ball a loyer et a ferme) 

Pflsterer Thomas (R, AG), fOr die Kommission: Heute ist ein 
Konsens in Sicht. Der Nationalrat Ist in weiten Teilen den ur­
sprünglichen Anträgen Ihrer Kommission filr Rechtsfragen 
gefolgt; der Bundesrat hat sich diesem Standpunkt ange­
schlossen. 
Die Redaktionskommission hat der Kommission filr Rechts­
fragen nach Verabschiedung der Fahne einige Verbesse­
rungsvorschläge gemacht. Ihre Kommission fand diese so 
wertvoll, dass sie beschloss, diese an Ihrer ohnehin statffln­
denden Sitzung aufzunehmen. So Ist die zweite Fahne ent­
standen, die Sie am Montag vorfanden. Dafür bitte ich Sie 
höflich um Verständnis. Diese Änderungen betrafen Im We­
sentlichen nur zwei Punkte. 
Die Differenzen zum Nationalrat beziehen sich namentlich 
auf drei Gebiete: den Geltungsbereich, die lnvestltlonssicher­
helt filr den Vermieter und eine Reihe von Nebenfragen. 

Art.253b 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Abs.2 
Mehmelt 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
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Minderheit 
(Dettling, BOrgi) 
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Sie gelten nicht filr die Miete von Unternehmen mit einem 
Jahresumsatz von über 1 000 000 Franken oder mindestens 
zehn Beschäftigten sowie von luxuriösen Wohnungen und 
Einfamlllenhäusem .... 

Antrag Schwelger 
Abs.2 
Sie gelten nicht filr die Miete von Unternehmen mit einem 
Jahresumsatz von Ober 2 500 000 Franken oder mindestens 
20 Beschäftigten sowie von luxuriösen Wohnungen und Ein­
familienhäusern •••• 

Art. 253b 
Proposition de la commissfon 
Al. 1 
Adherer a la decision du Conseil national 

Al. 2 
Maforlte 
Adherer a la decislon du Consell national 
Mlnorite 
(Dettllng, BOrgl) 
Elles ne s'appllquent pas aux baux d'entreprlses qul attei­
gnent un chlffre d'affaires annuel de plus de 1 000 000 de 
francs ou emplolent au molns dix personnes, ni aux beux 
d'appartements •... 

Proposition Schwelger 
Al. 2 
Eiles ne s'appllquent pas aux baux d'entreprlses qui attei­
gnent un chiffre d'affaires annuel de plus de 2 500 000 de 
francs ou emploient au molns 20 personnes, nl aux baux 
d'appartements .... 

Abs. 1-AI. 1 

Pflsterer Thomas (R, AG), filr die Kommission: Zu Arti­
kel 253b Absatz 1 : Auszugehen ist Immer noch davon, dass 
sich der verfassungsrechtliche Schutzauftrag grundsätzlich 
auch auf Geschäftsräume bezieht. 1 ndessen Ist eine ge­
wisse Differenzierung nicht ausgeschlossen. Der Nationalrat 
hat Differenzierungen verworfen und die Geschäftsräume 
generell den Missbrauchsbestimmungen unterstellt, wie dies 
im geltenden Recht vorgesehen ist. Insbesondere wollte er 
nichts von einer funktionellen Beschränkung nur auf die ört­
lich gebundenen Kleinbetriebe wissen. Ihre Kommission hält 
nach wie vor nichts von einer Beschränkung des Schutzes 
auf Betriebe oder Unternehmen mit einer «kleinen Grundflä­
che», mit einer bestimmten Betriebsart usw. Sie beantragt 
Ihnen, sich dem Nationalrat anzuschliessen. 

Angenommen -Adopte 

Abs. 2-AI. 2 

Dettllng Tonl (R, SZ): Erlauben Sie mir, ganz kurz zurilck­
zublenden: Der Nationalrat hat bekanntllch alle Geschäfts­
mieten den Bestimmungen Ober missbräuchliche Zinsen 
unterstellt Unser Rat hat in einem Kompromissvorschlag 
nur die so genannten örtlich gebundenen Kleinbetriebe den 
Mietzinsbestimmungen unterstellt. Es hat sich gezeigt, dass 
dies zu Deflnltlonsproblemen fOhrt. Aus Praktlkabllltätsgriln­
den ist es wesentlich einfacher, vom Grundsatz der Unter­
stellung der Geschäftsmieten auszugehen, um zu definie­
ren, welche Unternehmungen von den VorschrHten Ober 
missbräuchllche Mietzinse auszunehmen sind. Dies ent­
spricht notabene auch. der Regelung, wie sie das Mietrecht 
bereits für die Wohnräume bzw. die nlchtunterstellten Luxus­
objekte vorsieht Von der Grössenordnung her können Ge­
samtunternehmen mit einem Jahresumsatz ab einer Million 
Franken - Beurtellungsperiode Ist das letzte Geschäftsjahr -
vor Abschluss des Mietvertrages sicherlich nicht mehr als 
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schutzbedürftlge Kleinunternehmungen bezeichnet werden. 
Gleiches gilt für Unternehmungen mit zehn und mehr Be­
schäftigten Inklusive Teilzeitangestellten und Geschäftsinha­
bern. Diese Grössenordnung entspricht auch der vom 
Bundesamt fOr Statistik verwendeten Kategorie von null bis 
neun Beschäftigten, welche im Statistischen Jahrbuch als so 
genannte Kleinstunternehmen bezeichnet werden. 
Nun zum Sozialschutz: Im Bereich der Mietzinsgestaltung ist 
ein durchgehender Sozialschutz im Geschäftsmietbereich 
eindeutig fehl am Platz. Auch die Verfassung gebietet keinen 
durchgehenden Mietzinsschutz für Unternehmungen. Es 
lässt sich sachlich jedenfalls nicht rechtfertigen, Grossunter­
nehmungen wie Grossbanken, Versicherungen und Gross­
verteiler als sozial schwache, schutzbedürftlge Parteien zu 
bezeichnen. Des Schutzes bedürfen, wenn überhaupt, nur 
Kleinunternehmungen, deren Geschäftserfolg weitgehend 
vom aufgebauten Kundenstamm abhängt und die deshalb 
stark mit einer bestimmten Lokalität bzw. mit einem be­
stimmten örtlichen Umkreis verbunden sind. Nicht des 
Schutzes bedürfen dagegen Teile von Konglomeraten und 
Grossunternehmungen wie Rllalen oder Betriebsstätten von 
Banken, Versicherungen, Warenhäusern, Restaurantketten 
usw. Solche Grossunternehmungen können nicht als sozial 
schwach oder gar geschäftsunerfahren und damit als 
schutzwürdige Parteien bezeichnet werden. Die Verhand­
lungsposition solcher relativ marktmächtiger Unternehmun­
gen Ist in vielen Fällen mindestens so stark wie jene des 
Vermieters. 
Bei Geschäftsmieten von grossen Unternehmungen besteht 
tar eine Überprüfung des Mietzinses nach den so genannten 
Missbrauchskriterien kein Bedürfnis. Dies schränkt nämllch 
die Vertragsfreiheit in einem unerwünschten Ausmass ein. 
Es besteht nämlich heute das Bedürfnis - vor allem bei 
Grossunternehmungen -, die Mietzinsentwicklung je nach 
Branchenzugehörigkeit an die Entwicklung anderer Indizes 
oder Geldmarktkennzlttern, allenfalls auch nach Massgabe 
von Währungsschwankungen anzupassen und ausserdem 
bei veränderten Verhältnissen die Mietvertragskonditionen 
im gegenseitigen Einvernehmen ohne formelle und ohne 
materielle Schranken neu festzulegen. 
Die Bevormundung durch die generelle Unterstellung unter 
die Missbrauchsbestimmungen widerspricht somit den urei­
gensten Interessen beider Parteien, also sowohl der Vermie­
ter wie auch der Mieter, die Mietgestaltung an die jeweilige 
Markt- und Geschäftssituation anzupassen. Auch der Ver­
fassungsauftrag verpflichtet nicht zur generellen Unterstel­
lung der Geschäftsmieten unter die Mietzinsvorschriften. 
Ich ersuche Sie deshalb, meinem Minderheitsantrag zuzu­
stimmen. 

Schwelger Rolf (R, ZG): Die Ausgangslage, wie sie sich 
uns heute darstellt, ist die folgende: Unser Ratsplenum hat 
während der letzten Debatte dem Grundsatz nach die Auf­
fassung vertreten, dass Geschäftsräumlichkeiten nicht der 
Gesetzgebung bezüglich der rechtsmlssbräuchllchen Miet­
zinse unterstellt werden sollen. Man hat damals jedoch ge­
funden, dass eine bestimmte Kategorie von Geschäften 
diesen Schutz verdient, und hat damals den Ausdruck der 
«örtlich gebundenen Kleinbetriebe» gefunden. In dieser 
Fassung haben Sie dem Antrag Ihrer Kommission für 
Rechtsfragen zugestimmt. 
Im Nationalrat hat sich nun gezeigt, dass diese Formulierung 
als nicht mehrheitsfähig beurteilt wurde, und ein entspre­
chender Antrag wurde abgelehnt. Man hat jedoch den Ein­
druck, dass mit einer griffigeren Formulierung, einer klareren 
Bestimmung des Begriffes dessen, was als Geschäft im 
Llchte dieser Mietzinsgesetzgebung gelten könnte, ein 
Durchbruch erzielt werden könnte. 
Kollege Dettllng hat zusammen mit Kollege Bürgi einen Min­
derheitsantrag gesteift, der auf den Umsatz abstellt und auf 
die Zahl der Beschäftigten. 
Ich meine, dass dieser Ansatz richtig Ist, nur glaube lch, 
dass es die Meinung unseres Plenums eher war, dass nur 
grössere Unternehmungen der Missbrauchsgesetzgebung 

18 septembre 2002 

nicht unterstem werden sollten. Ich habe mich deshalb ent­
schlossen - auch nach Gesprächen nach der Sitzung unse­
rer Kommission für Rechtsfragen -, Ihnen einen weiteren 
Antrag zu unterbreiten, der präziser festlegt, dass kleinere 
Geschäfte weiterhin dem Mietrecht unterstehen, dass aber 
grössere Unternehmen nicht darunter fallen. Es wurde nun, 
auch In unserer Kommission, eingewendet, dass das Krite­
rium des Umsatzes und der Beschäftigten ein sehr grobes 
sei und wahrscheinllch wiederum gewisse Fälle, die an sich 
ebenfalls darunter fallen sollten, nicht betrifft. 
Dieser Einwand lässt sich durchaus hören. Nur stellt sich die 
Frage, ob es für uns überhaupt eine absolut vernünftige und 
unstrittig gute Umschreibung derjenigen Geschäftslokalftä­
ten gibt, die nicht dem Mietrecht unterstehen sollten. Es 
stellt sich die Frage, ob man dann, wenn man Schwierigkei­
ten hat. eine gesetzliche Formulierung zu finden, überhaupt 
auf eine gesetzliche Regelung verzichten sollte. Ich meine, 
dass dem dann nicht so sein darf, wenn ein Bedarf besteht, 
solche Fälle eben regeln zu müssen. 
Mit Kollege Dettling bin Ich der Auffassung, dass es absolut 
falsch ist, grössere Unternehmungen dem Schutz des Miet­
rechtes unterstellen zu wollen. Ich möchte dies ganz kurz 
begründen. Das Hauptinteresse des Mieters einer Ge­
schäftslokalität besteht darin, dass er lange Mietverträge -
möglichst auch mit Optionen - abschllessen kann. Diesem 
Bedürfnis steht nun der Umstand entgegen, dass das Miet­
recht einen Numerus clausus der Möglichkeiten zur Miet­
zinserhöhung vorsieht. Aus meiner eigenen Praxis welss Ich 
von enorm vielen Fällen, bei denen dieses Schema des 
Mietrechtes einfach nicht auf die konkreten Umstände passt 
Lassen Sie mich zur Präzisierung drei Beispiele erwähnen: 
1. Es gibt Jungunternehmer, denen daran liegt, am Anfang 
mit möglichst wenig Mietzins belastet zu werden. Auf der 
andern Seite gibt es Vermieter, die Im Sinne einer Venture­
Betrachtungsweise durchaus bereit sind, niedrigere Miet­
zinse zu verlangen, unter der Voraussetzung, dass eben 
eine Mletzlnserhöhung möglich sein sollte, wenn es dem 
Geschäft gut geht. Eine Anpassung nur an den Umsatz, der 
möglich wäre, erfüllt die Bedürfnisse dieser Konstellation 
nicht. 
2. Es gibt Geschäfte, bei denen es wichtig Ist, dass sie sich 
in sehr gutem Zustand präsentieren. Es kann Mieter geben, 
die mit dem Vermieter vereinbaren, dass In periodischen Ab­
ständen eine Gesamtrenovation der Mietraumllchkeiten 
stattfindet Würde nun das Mietrecht für diese Mletraumllch­
keiten gelten, wäre es dem Vermieter nicht möglich, mit dem 
Mieter eine Vereinbarung zu treffen, die zum Ziel hat, dass 
der Mieter 1 oo Prozent der Kosten selbst übernimmt. Also 
wird davon abgesehen. 
3. Es dürfte Ihnen bekannt sein, dass gerade bei Klelnunter• 
nehmungen die Tendenz, dass sie selbst kein Eigentum be­
sitzen, Immer mehr zunimmt. Aus Gründen der Kapitalbin­
dung findet man ein Mietverhältnis besser. Nun gibt es ge­
rade In Gewerbekreisen Konstellationen, In denen sich meh­
rere Mieter oder mehrere Gewerbetreibende mit einem 
Investor zusammentun, eine Immobiliengesellschaft grün­
den und sich selbst daran beteiligen - unter Beteiligung 
auch eines Grossinvestors. Würden nun die Geschäftsmie­
ten unter das Mietrecht fallen, hlesse dies, dass diese Ge­
werbetreibenden mit der lmmoblllengesellschaft, an der sie 
selbst betelllgt sind, beispielsweise keinen Mietvertrag ab­
schllessen könnten, der in einer gewissen Beziehung zu den 
Hypothekarzinsen steht. 
Der langen Rede kurzer Sinn Ist der, dass die Fülle der Mög­
lichkeiten, welche sich im gewerblichen Leben ergeben, 
nicht einfach durch das Korsett eines Mietrechtes einge­
schränkt werden darf. Ich sehe nicht ein, warum für grössere 
Unternehmungen nicht die Möglichkeit bestehen soll, sich 
auf dem Markt frei mit dem Vermieter zu einigen. Es wird 
nun eingewendet, diese Verträge gäbe es heute schon und 
sie würden nie angefochten. Das mag stimmen. Aber was ist 
das für ein Recht, das sagt: Ihr könnt Verträge abschliessen, 
die anfechtbar sind - In der Hoffnung, sie würden dann doch 
nicht angefochten. Gerade als Jurist bin ich doch darauf an­
gewiesen, Verträge zu entwerfen, bei denen Ich meinen 
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Klienten auch sagen kann: Diese Verträge sind nicht an­
fechtbar. Gerade bei Unternehmungen Ist es wichtig, dass 
diese Aussage gemacht werden kann. Darum sollten Sie 
meinem Antrag zustimmen, auch Im Interesse der Unterneh­
mungen. Es wird damit sicher nichts Falsches gemacht; 
diese Leute bedQrfen nicht eines Schutzes, sind aber darauf 
angewiesen, sich flexibel organisieren zu können. 

Eplney Simon (C, VS): La propositlon Schwelger et la pro­
posltion de mlnorlte Dettllng decoulent d'un sentlment loua­
ble qui consiste a essayer de fixer dans la loi des crlteres 
meilleurs que ceux que nous avons retenus lors du premler 
debal En effet, la notlon de «petltes entreprlses Uees ä une 
locallte» (art. 253b al. 1 er) est lnsatlsfaisante et pose pro­
bleme. Et donc, a Juste tltre, me semble-t-il, II taut solt es­
sayer de deflnlr des crlteres precls, soit en rester ä la 
sltuatlon actuelle du drolt de bail. 
Je cralns que ces deux propositlons ne posent plus de pro­
blemes qu'elles n'en resolvenl En effet, qu'est-ce qu'une 
entreprlse avec un chlffre d'affaires d'un million de francs? 
Est-ce que chaque annee on dolt definlr le chlffre d'affalres? 
Est-ce qu'll taut prendre la moyenne des annees preceden­
tes? Qu'est-ce qul se passe avec une entreprlse qul a trois 
succursales dans la m&me ville? Qu'est-ce qui se passe 
avec le petlt commeivant qui a douze employes, mals qui 
sont repartls dans deux ou trois commerces dans la m&me 
vllle? Vous voyez toute la difflculte d'interpretation qui est 
lalssee ä la jurisprudence. Donc je pense qua, möme sl ya 
part d'un bon sentiment, ces deux proposltlons ne sont pas 
bonnes. Elles vont engendrer une confusion, tant aupres 
des organes de conclllatlon qu'aupres des organes de decl­
slon. 
Des lors, II me semble flnalement plus raisonnable de s'en 
tenlr ä la situatlon actuelle, ä savolr de soumettre les locaux 
commerciaux ä la protectlon contre las loyers abusifs. C'est 
d'allleurs un probleme qui ne se pose que dans tres peu de 
cas dans la pratlque. Las grandes entreprlses sont souvent 
proprletalres ou alors, sl alles sont locatalres, elles n'inten­
tent pratiquement jamals un proces en cas de lltlge ä propos 
de locaux commerclaux. En effet, la sltuation du marche falt 
que, dans les locaux commerclaux, aussi blen le proprletalre 
qua le locatalre ont un interet a avoir des baux ä long terme 
et ä ne pas avolr de conflits. Las statistiques demontrent que 
las confllts potentlels sont tout ä falt marglnaux. Des lors, on 
declenche une guerre de religlon qul ne se justifie pas. II pa­
rait alnsl plus sage d'en rester ä la sltuatlon actuelle qul 
donne satisfactlon en mattere de ball commerclal. 
II n'y a donc pas de raison, de l'avis de la majorlte de la com­
mlsslon, de changer quelque chose qui marche blen. 

Stadler Hansruedl (C, UR): Ich glaube, die Beurteilung Ist 
klar, dass z. B. eine Grossbank dieses Schutzes nicht be­
darf. Aber die starre Regelung, die heute mit dem Minder­
heitsantrag Dettllng und dem Antrag Schwelger vorliegt, Ist 
auch nicht das Gelbe vom Ei. Artikel 109 BV erwähnt die 
Geschäftsräumlichkeiten nicht ausdrücklich. Das war bereits 
in der alten Bundesverfassung so. Aus der Entstehungsge­
schichte dieses Artikels geht aber klar hervor, dass die Ge­
schäftsräume in den Schutzbereich der Verfassungsbestim­
mung fallen. Eine zweite Frage ist, ob bei Geschäftsräum­
lichkeiten ein spezifisches Schutzbed0rfnls gegen0ber mlss­
bräuchllchen Mietzinsen besteht. Dazu wurden bereits 
eingehende AusfQhrungen gemacht Ich meine, dass auch 
dieses Schutzbedürfnis grundsätzlich zu bejahen ist Die 
Statistik zeigt bezQgllch Geschäftsmieten eine erhebliche 
Anzahl von Verfahren vor Schlichtungsbehörden: Im Jahre 
2000 waren es z. B. In der Stadt Bern 120 Verfahren, im Kan­
ton Genf 765 Verfahren und in der Stadt ZOrlch rund 500 Ver­
fahren. Die dritte Frage Ist, ob eine Differenzierung zwischen 
Grossbetrleben und KMU gerechtfertigt Ist 
Es liegen nun zwei Anträge vor. Ich ersuche Sie, beide An• 
träge abzulehnen und die Differenz zum Nationalrat zu be­
reinigen, und z.war aus folgenden Gr0nden: 
1. Es unterllegen schon heute alle Geschäftsräumlichkelten 
der Missbrauchsgesetzgebung. Ich meine, dass diese Rege-
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lung grundsätzlich zu keinen Problemen gefQhrt hat. Das 
wurde sowohl von Kollege Schwelger wie auch von Kollege 
Dettllng heute nicht anders gesagt. Ich verneine heute somit 
einen Handlungsbedarf in diesem Bereich. 
2. Die beantragte Grenze In beiden Anträgen Ist starr formu• 
llert. Ein kleiner Betrieb, z. B. eine Bijouterie, kann auch ei­
nen grossen Jahresumsatz generieren. Deshalb betrachte 
Ich den beantragten Umsatz von einer Mllllon Franken oder 
2,5 MIiiionen Franken als eine zu starre Grenze. 
3. Ich setze bei beiden Anträgen die Umsatzzahlen Ins Ver­
hältnis zu den Mitarbeitern. Auch wenn das alternative Krite­
rien sind, ergibt dies pro Mitarbeitenden einen Umsatz, der 
erheblich unter dem allgemeinen Mittelwert !legt. Im Minder­
heitsantrag Dettling sind es 100 000 Franken pro Mitarbei­
tenden und im Antrag Schweiger 125 000 Franken pro Mit· 
arbeiter. Das zeigt, dass dies auch keine Lösung sein kann. 
Alle Messstäbe, die wir auch In der Kommission geprüft ha­
ben - sei es die Höhe des Umsatzes, die Fläche der gemie­
teten Räume, die Höhe des Mietzinsbetrages pro Jahr, die 
Vertragsdauer oder die Anzahl der Beschäftigten -, taugen 
elgentUch nicht zur Beurteilung der SchutzwOrdlgkelt eines 
Geschäftsmietverhältnisses. Am ehesten warde noch eine 
Lösung taugen, die definieren WOrde, welche Firmen sicher 
nicht eines Schutzes bed0rften, also z. B. Grossbanken, Ver­
sicherungsgesellschaften usw. Aber ein solcher Antrag liegt 
auch nicht vor. 
ich ersuche Sie deshalb, sowohl den Minderheitsantrag wie 
auch den Antrag Schweiger abzulehnen. 

studer Jean (S, NE): MM. Epiney et Stadler ont dlt des cho­
ses importantes. Je voudrais aussi vous rendre attentlfs ä 
une certalne contradlction qu'II y auralt dans la proposltlon 
de minorlte Dettllng et la proposltlon Schwelger, par rapport 
aux crlteres qu'on prend en conslderatlon pour deflnir ce 
qu'est le loyer abusif. Le loyer abusif - on le verra tout de 
sulte - que la majorlte de la commlsslon propose de retenlr 
pour les locaux commerciaux, c'est un loyer comparatlf. 
C'est dlt a. l'article 269, on opere des comparalsons entre la 
surface, l'etat, l'equlpement et l'äge des locaux. Ce sont ces 
elements-lä qul sont importents pour deflnlr sl le loyer de lo­
caux commerclaux est abusif. SI on suivalt soit la mlnorlte 
Dettllng, solt M. Schwelger, et sl on se referalt aux crlteres 
de comparalson objectlfs lies aux locaux, on en arrtveralt ä 
utillser comme moyen de comparalson - pour savoir sl un 
loyer commercial est abuslf ou non - des loyers que la mlno­
rite Dettllng et M. Schweiger ne veulent pas soumettre ä la 
protection contre les loyers abuslfs. Ce ne seralt pas logl­
quel On ne peut pas utlllser des crlteres objectifs lies aux lo­
caux et dlre ensuite que, parce qu'on reallse 1 mllllon ou 2,5 
millions de francs de chiffres d'affalre ou qu'on a 10 ou 20 
employes, II est exclu de recourlr a. la comparalson pour fixer 
le loyer, mals quand möme prendre en consideratlon las lo­
caux exclus de la comparalson pour fixer les loyers commer­
claux de locaux qul, eux, sont soumls ä la lol. C'est 
lllogiquel Si vous souhaitlez exclure les locaux commerciaux 
de la protectlon, vous auriez dQ prendre comme crlteres de 
comparalson seuiement des crlteres lles au chiffre d'affaires 
et au nombre de personnes employees. On en arrlveralt ä 
creer une sltuatlon lncomprehenslble. Flnalement, on va 
soulever des problemes la. ol'.I II n'y en a pas et susclter une 
incertltude sur le falt de savoir quand on dolt prendre en con­
slderatlon le chlffre d'affaires annuel. 
J'al mol-m&me un petlt bureau d'avocat ä Neuchätel. II m'est 
arrlve d'avolr vingt employes entre mes staglaires, mes se­
cretalres, mes secretalres ä temps partial, ma femme de 
manage et mes collaborateurs. A partlr de quand saura-t--on 
que j'ai employe vingt personnes? Au moment oCI on m'en­
vole la hausse de loyer? Peut-ötre qu'ä ce moment-la, un de 
mes staglalres ne sera plus lä parce qu'II aura flnl sa forma­
tlon. Ou est-ce au moment ol'.I je conteste la hausse de 
loyer? Au moment oCJ je suis devant l'autorlte de concllla­
tlon? Ce sera une difflculte vralment importante et qul ne se 
justlfle pas dans un domalne oü encore aujourd'hul, je le re­
pete, II n'y a pas de probleme. 
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Dettllng Ton! (R, SZ): Aufgrund der Diskussion, die ich auch 
ausserhalb des Ratssaales geführt habe, ziehe Ich den An­
trag der Minderheit zugunsten des Antrages Schweiger zu­
rück. 
Ich bin aber nach wie vor der Meinung, dass hier ein zentra­
les Problem zu lösen ist. Es geht nicht um die Frage der An­
fechtung im Einzelnen. Vielmehr geht es um die Frage, 
wieweit Unternehmungen, die des Mieterschutzes nicht be­
dOrfen - und solche gibt es viele-, In der Vertragsgestaltung 
frei sind oder ob solche Unternehmungen dem zwingenden 
Recht der missbräuchlfchen Mietzinse unterstellt sein soffen. 
Das Ist die zentrale Frage, die sich hier stellt. 
Deshalb wollen wir, dass Kleinunternehmungen unterstellt 
sein sollen, dass aber In Umkehr der selnerzeitlgen Lösung 
gewisse Grossunternehmungen dieses Schutzes nicht be­
dOrfen und auszunehmen sind, damit diese ihre Verträge frei 
gestalten können. 
In diesem Sinne ziehe ich meinen Antrag zugunsten des An­
trages Schwelger zurück. Damit soll das formelle Abgren­
zungsproblem, das zugegebenermassen besteht, etwas 
entschärft werden. 

Schwelger Rolf (R, ZG): Eine ganz kurze Replik: Wenn sich 
Herr Studer auf die Vergleichbarkeit anderer Objekte beruft, 
dann muss doch unterschieden werden, dass bei Wohnun­
gen ein etwas anderes Regime herrscht als bei Geschäfts­
räumlfchkeiten. 
1. Bel Geschäftsräumlichkeiten wird nicht nach Kriterien wie 
der Lage usw. entschieden, sondern massgebend sind drei 
vergleichbare Objekte. 
2. Die Anwendung dieser Bestimmung - ich habe schon dar­
auf hingewiesen - Ist nicht das "Gelbe vom EI ... Es gibt Im 
Recht verschiedene Bereiche, bei denen zur Ausübung von 
Rechtsstellungen gewisse Voraussetzungen gegeben sein 
müssen. Wenn hier eine bestimmte Qualifizierung gegeben 
ist, dann Ist meines Erachtens die Situation so, dass sie so­
wohl beim Abschluss des Vertrages wie bei der Anfechtung 
des Mietzinses oder der Geltendmachung einer Mietzinser­
höhung vorhanden sein muss. Das Ist rechtlich kein allzu 
grosses Problem. 
3. Wir haben auch schon In anderen Gesetzen wie beim Fu­
sionsgesetz die Frage stellen müssen, ob wir die KMU da­
von ausnehmen. Beim Fusionsgesetz haben wir unter 
anderem auf den Umsatz oder die Zahl der Beschäftigten 
abgestellt. Ich sehe nicht ein, warum das beim einen Gesetz 
möglich sein soll und beim anderen nicht. 

Pflsterer Thomas (R, AG), fOr die Kommission: Zum Minder­
heitsantrag Dettllng liegt eine Diskussion Ihrer Kommission 
vor, selbstverständlich nicht zum Antrag von Herrn Kollege 
Schweiger, aber da sind ja nur zahlenmässige Differenzen. 
Aus dieser Diskussion sei noch einmal festgehalten, dass es 
richtig Ist, dass die Bundesverfassung nicht jede Begren­
zung ausschllesst. Der Sozialschutz lässt sich aber nach 
Auffassung Ihrer Kommission nicht sachlich haltbar nach 
dem Jahresumsatz und nach der Beschäftigtenzahl abgren­
zen. Es sind ohne weiteres Fälle denkbar - sie wurden In 
der Kommission auch erörtert -, wo grössere oder kleinere 
Umsatzzahlen, grössere oder kleinere Beschäftigtenzahlen 
zu einem SchutzbedOrfnls führen könnten. Ich verweise auf 
die AusfOhrungen der Herren Epiney und Stadler. Die Zah­
len sind weithin trotzdem zufällig, und die Frage des mass­
gebenden Stichtag_es wäre mit diesen Anträgen auch noch 
nicht geregelt Im Ubrigen bitte ich Sie, diese Differenz nicht 
zu Oberschätzen. Das Ist keine zentrale Frage fOr die Vor­
lage insgesamt. Im realen Geschäftsleben kommt man ganz 
offensichtlich mit dieser Regel auch heute zurande, heute ist 
ja diese Unterstellung geltendes Recht 
Ich darf Sie daran erinnern, dass der Nationalrat mit 83 zu 
69 Stimmen das entschieden hat, was vorliegt, nämlich die 
Unterstellung. Aus der Diskussion des Nationalrates ergibt 
sich, dass die Variante, die uns ursprünglich Herr Dettling 
vorgeschlagen hat, erörtert wurde. Es wurde aber kein ent­
sprechender Antrag gestellt. Auch die anderen Abgren-

zungsprobleme sind durchaus diskutiert worden, aber man 
hat keinen anderen Weg gefunden. Letztlich hat man ge­
sagt Wir können es nicht anders abgrenzen, also lassen wir 
es beim heute geltenden Recht. Das Ist der Antrag, den ]eh 
Ihnen namens der Kommission zu unterbreiten habe. 

Couchepln Pascal, conseiHer federal: Je crols qu'II n'est pas 
conteste que l'article 109 allnea 1 er de la constftutlon prevolt 
l'obligatlon de fixer des regles en cas d'abus en matlere de 
bail il loyer, aussl bien pour des locaux d'habitatlon que pour 
des locaux commerclaux. SI on veut s'elolgner de cette regle 
generale, II faut avolr des ralsons imperatives, et les argu­
ments qu'ont donnes MM. Dettllng et Schweiger ne sont pas 
des ralsons Imperatives. La pratique. comme plusieurs 
d'entre vous l'ont dlt, demontre qu'il n'y a pas lil un probleme 
sociaf - comme on le dit -, II n'y a rfen qul justifie une modl­
fication Imperative et le falt de s'ecarter de la norme constl­
tutionnelle. 
Dans tous Jes cas, si mAme on admettait qu'il y a une ralson 
Imperative d'lnterpreter de manlere tres restrlctive l'article 
precite de la constltution, II faudralt que ce solt une regle ab­
solument clalre et qul ne cree pas plus de problemes qu'elle 
n'en resout. Or, je crols que les demonstratlons faites par 
MM. Eplney, Stadler, studer Jean et Pfisterer Thomas de­
montrent blen que Ja proposltlon de minorlte Dettling et la 
proposltlon Schweiger n'amenent pas de la clarte mafs des 
dlffJcultes. 
M. Schweiger, en reponse a une Intervention de M. studer, II 
y a un Instant. disait: «C'est evident que le chlffre d'affaires 
que je mentlonne doit Atre Je chiffre d'affaires au debut et en 
cours de ball.» Lorsque je lis le texte de sa proposltlon, rien 
ne me permet de tirer cette conclusion. Le texte dit au con­
traire, en franQ&ls: "Eiles ne s'appliquent pas aux baux d'en­
treprlses qul attelgnent un chlffre d'affaires annuel de plus 
de 2 500 000 francs .... » Quand on dlt QB, QB veut dlre qu'on 
admet que, lorsqu'on a atteint ce chiffre d'affalres, eh blen, 
on n'est plus couvert par les dlspositions legales concernant 
la protectlon des locatalres. 
Comme on n'a pas donne tous les arguments, j'en ajouteral 
un. SI on veut Interpreter l'artlcle 253b allnea 2 comme le dit 
M. Schwelger - mais le texte de sa proposltlon ne permet 
pas cette Interpretation -, cela slgnlfie preclsement que sl 
une grande entreprlse vlent s'etabllr quelque part, son chlf­
fre d'affaires au debut, c'est zero. Puls ensuite, II monte 
peut-Atre a 2,5 mllllons de francs. Alors, cette entreprise ne 
beneflcie plus de la protection des locataires, alors qu'elle y 
a ete soumlse au depart. Donc, !'Interpretation, on le voft 
bien, ne correspond pas du tout a !'Intention de M. Schwei­
ger. 
Par contre, sl on admet une Interpretation conforme au texte 
propose par M. Schwelger, QB slgnifle - c'est un argument 
qul a ete developpe, Je crols, par M. Studer, mais peut-&tre 
pas de maniere absolument definitive - que vous aurez des 
contrats de bail qul evolueront au cours des ans: pendant 
quelque mols, avec un chiffre d'affaires de 2,5 millions de 
francs, une entreprfse n'est pas soumise a la protection des 
locatalres; puis, en cas de recession, elle y sera de nouveau 
soumlse. C'est lmpratlcable, car cela signifle qu'en tout 
temps, le proprletaire devrait Atre informe de la situatlon 
pour savolr comment les choses evoluent 
Je crols que le droit, au-dela de tous les souhaits de redlger 
une leglslatlon qul prevole toutes les posslbilites, suit quand 
m&me une regle essentlelle: essayer d'amener la palx entre 
les cocontractants et ne pas multlplier les occaslons de con­
flit. 
Une dlspositlon de ce genre, par son lmpreclsion et le fait de 
devolr tenlr campte de variatlons dans le temps, par sa dlffl­
culte d'appllcation, amenerait plus de confllts qu'elle n'en re­
soudralt. S'agit-il de gens employes a pleln temps ou a ml­
temps? S'aglt-I1 de postes de travall? Aujourd'hul, II n'y a 
pratiquement pas de confiits dans ce domalne-la. 
Pourquol lntroduire une regle sous pretexte de perfectlon -
je ne pretends pas que tel est le cas - qui finalement sou­
leve plus de dlfficultes qu'II n'y en a sur le marche? 
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Le president (Cottler Anton, president): Der Antrag der Min­
derheit Dettling Ist zurückgezogen worden. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag Schweiger .... 17 Stimmen 
Für den Antrag der Mehrheit .... 15 Stimmen 

Zweiter Abschnitt Titel 
Antrag .der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Chapltre II titre 
Proposition de la commlsslon 
Adherer a la declsion du Conseil national 

Angenommen -Adopte 

Art. 269 
Antrag der Kommission 
Abs. 1, 2ter, 3 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Abs. 2quater 
Der Mieter kann zudem die Überprüfung des Mietzinses 
nach Artikel 269 Absatz 1 verlangen, wenn dieser ge­
stützt auf eine Handänderung des Mietobjektes nach Arti­
kel 269dter erhöht wird. 

Abs.5 
Mehrheit 
Festhalten 
Minderheit 
(Studer Jean, Brunner Christiane) 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Art. 269 
Proposition de la commission 
Al. 1, 2ter, 3 
Adherer a la declsion du Conseil national 
Al. 2quater 
Le looataire peut en outre demander un contröle du loyer se­
lon l'artlcle 269 alinea 1 er, lorsque celui-ci est augmente 
sulte a un changement de proprletalre de la chose louee se­
lon l'artlcle 269dter. 

A/.5 
Majorite 
Maintenir 
Mlnorite 
(Studer Jean, Brunner Christiane) 
Adherer a la decision du Conseil national 

Abs. 1-AI. 1 

Pflsterer Thomas (A, AG), für die Kommission: In Artikel 269 
Absatz 1 Ist die gleiche Anpassung nötig wie In Artikel 253b 
Absatz 1. 

Angenommen -Adopte 

Abs. 2ter, 2quater - Al. 2ter, 2quater 

Pflsterer Thomas (R, AG), für die Kommission: Zu Artikel 269 
Absatz 2ter: Es handelt sich um die gleiche Anpassung wie 
bei Artikel 253b. 
Zu Artikel 269 Absatz 2quater: Das ist die erste der Bestim­
mungen zur Präzisierung der Handänderung. Im Ansatz 
geht es um Anträge zu Artikel 269e Absatz 4. WIii man dort 
etwas ändern, so bedingt dies Anpassungen an verschiede­
nen Orten wie z. B. hier, an dieser Stelle. Diese Bestimmung 
gehört also in den Zusammenhang mit Artikel 269dter. Arti· 
kel 269dter Ist auf Vorschlag der Redaktlonskommlssion ent­
standen, wie Ich eingangs erläutert habe. Hier Ist die 
systematische Grundlage zur Ergänzung der Mietzinserhö­
hung bei Handänderungen. Sie erlaubt dem Mieter eine 
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Überprüfung bei einer Handänderung. Diese Ergänzung war 
in der Kommission unbestritten. 

Angenommen -Adopte 

Abs. 3-AI. 3 
Angenommen -Adopte 

Abs. 5-Al.5 

Pflsterer Thomas (R, AG), für die Kommission: Der Natio­
nalrat hat an seinem Beschluss festgehalten. Dass der Na­
tionalrat ursprünglich diesen Konsultationsmechanismus 
geschaffen hat, ist erklärbar. Damals war die Vergleichs­
miete Anpassungskriterium für die Mietzinse. Mit dem Ein­
schwenken auf die Beschlüsse des Ständerates hat sich 
dies aber geändert. Die Vergleichsmiete Ist bloss noch Über­
prüfungskriterium. Entsprechend hat die statistische Grund­
lage an Gewicht verloren. Eine derartige Konsultationsvor­
schrift WOrde den falschen Eindruck -erwecken, die Ver­
gleichsbasis hätte doch normative Bedeutung. Das soll sie 
aber gerade nicht haben. Das Gesetz soll keine amtlichen 
Mietzinse verordnen. Die Bestimmung darf Insofern keine 
normative Kraft aufweisen. Daher Ist nach Meinung Ihrer 
Kommission am Beschluss des Ständerates festzuhalten, 
sonst geschähe ein gravierender Einbruch Ins System. 

studer Jean (S, NE): On change donc de systeme. Au­
Jourd'hui, le ballleur peut savolr quand le loyer qu'II propose 
est considere comme correct ou non ou peut Atre eventuel­
lement quallfle d'abuslf, parce que le ballleur a la maitrlse 
des chlffres - l'investissement, le prix d'achat, ses fonds pro­
pres - et il peutdonc faire son calcul. 
Malntenant, on abandonne ce systeme ronde sur les coOts, 
parce qu'on trouve qu'II est juste de prendre comme refe­
rence les loyers comparatlfs. Or le ballleur n'a pas les ele­
ments qu'II lui taut pour savoir sl le loyer qu'II fixe est abuslf 
tant et aussl longtemps qu'II n'a pas acces aux loyers com­
paratlfs. En fait. on le prlve, sl on ne rend pas publlq ue la sta­
tlstlque, de la reference Indispensable pour savolr si le loyer 
qu'll va proposer a son noweau locataire est abusif. Autre­
ment dlt, il est dans le vague. II va fixer un loyer qui corres­
pond plus ou molns a ce qu'II sait, mals sans Atre sOr -
parce qu'II n'a pas acces a la statlstique - que ce loyer est 
acceptable ou non. Or, cette sltuatlon est insatlsfaisante 
pour le ballleur. Elle est aussl lnsatlsfalsante pour le loca­
taire qul, flnalement, s'II veut savoir sl le loyer lnscrit dans le 
ball qu'II a slgne est abuslf ou non, dolt forcement lntrodulre 
une procedure de contestatlon - toujours dans le cas ou l'on 
ne souhalte pas rendre publlque cette statlstique. Volla quels 
sont les effets du secret dont on veut, par princlpe, couvrlr la 
stattstlque de reference. Or je trouve qu'une lol dott alder les 
partles et ne dolt pas les obllger a s'affronter devant une 
autorlte Judlclalre pour trouver de l'alde. 
Pour les raisons que J'al deja eu l'occaslon d'exprlmer, je me 
rallle a !'Idee des loyers comparatlfs comme critere pour de­
terminer l'abus parce que je pense qu'effectlvement, il peut y 
avolr un certaln lnterAt a s'appuyer sur les donnees du mar­
che, d'autant plus qu'on nous dlt que !'Instrument qul serait 
mls en place seralt un Instrument flexible, performant, trans­
parent. Mals je ne vols pas pourquol on priveralt les ballleurs 
et les locatatres d'avolr acces a un Instrument dont on nous 
assure qu'll sera le reflet du marche. Et Je le vols d'autant 
moins qu'II sert de reference pour savolr quel sera l'abus ou 
non dans la flxation du loyer Initial ou dans le cadre du con­
tröle - comme on le verra apres - que le locatalre pourra 
faire dans les clnq ans. 
Dans les clnq ans apres le debut du ball, le locatalre sera 
obllge de contester un.loyer pour avolr acces a !'Information 
statlstlque. Ce n'est quand mime pas normal que, dans no­
tre pays, on considere qu'II y a des statlstlques secretesl SI 
on veut alder les gens, on leur ouvre l'acces aux statlstlques. 
On peut savolr comblen il y a de veaux dans les etables en 
Suisse, mals on ne pourralt pas savolr quel est flnalement le 
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loyer acceptable? Est-ce qua vous pensez vralment qua de 
cette maniere-la, on favorise la palx du logement? SI vous 
voulez favoriser la palx du logement, vous devez permettre 
aux gens d'avoir acces aux Informations, car lls ne dolvent 
pas se faire des proces entre eux. 
C'est pourquoi je vous lnvite a sulvre ma proposltion de ml­
norite. 

Dettllng Tonl (R, SZ): Es geht hier meines Erachtens - das 
sieht man auch am flammenden Plädoyer von Kollege 
Studer - um ein Kernstück dieser Mietrechtsrevision. Kol­
lege Studer hat zu Recht gesagt, dass die Vergleichsmiete 
ein, wie wir Immer auch beidseitig festgehalten haben, etwas 
problematisches Instrument Ist. Trotzdem gibt es bei dieser 
Revision, wie wir gesehen haben, keinen anderen Konsens. 
Aber - das muss ich hier klar festhalten - es kann sich bei 
der Vergleichsmiete nicht um ein generelles Konsultations­
recht handeln, wie es die Minderheit beantragt. Dieses Kon­
sultationsrecht erweckt nämlich den Eindruck, jede Person 
könne - gegebenenfalls gegen eine Gebühr - den höchstzu­
lässigen Mietzins für das persönliche Mietobjekt beim Bund 
In Erfahrung bringen. Dies würde voraussetzen, dass eine 
objektive Erhebung über die wesentlichen Qualftätselemente 
der konkret betroffenen Wohnungen gemacht würde, na­
mentlich über die Grösse, die Standortgütefaktoren, das fik­
tive Baujahr aufgrund des Unterhaltszustandes usw. Das 
Instrument der Vergleichsmiete Ist Jedoch, wie das Bundes­
amt für Wohnungswesen in Beantwortung eines umfassen­
den Fragenkataloges zu Recht ausdrücklich festhält, kein 
offizielles Nachschlagewerk oder gar eine Art Eurotaxmlete­
Kalender. Vlelmehr dient es dazu, in einem mletrechtllchen 
Verfahren den richterlichen Behörden eine Beurteilung des 
strittigen Mietzinses zu ermöglichen. Die statistische Ver­
glelchsmlete legt niemals - und das ist eben der wesentliche 
Unterschied - amtliche Mietzinse fest, welche von den Par­
teien ausserhalb eines Anfechtungsverfahrens ertragt oder 
verwendet werden können. Sonst würde die statistische Fi­
xierung des Mietzinses gefördert, die man da und dort be­
fürchtet Wir würden dann eigentlich amtliche, administrierte 
Mietzinse erhalten. Das wollen wir auf keinen Fall. 
Im Übrigen handelt es sich beim Vergleichsmletemodell, wie 
das Bundesamt für Wohnungswesen ebenfalls ausführt, 
nicht um traditionelle Mietzinslisten, sondern um ein Instru­
mentarium, dessen konkrete Interpretation und Handhabung 
spezifischer Kenntnisse bedarf. Es besteht somit die Gefahr, 
dass nach Einsichtnahme in Statistiken des Bundes von den 
Betroffenen falsche Schlussfolgerungen aus den daraus er­
sichtlichen Angaben mit Bezug auf das konkret betroffene 
Mietobjekt gezogen werden. 
Aus all diesen GrOnden ersuche Ich Sie In Übereinstimmung 
mit dem Bundesrat und der Verwaltung, den Antrag der Min­
derheit Studer Jean abzulehnen, weil damit in der Schweiz 
einer staatlichen Mietzinsbewirtschaftung Tür und Tor geöff­
net würde. 

Couchepln Pascal, conselller federal: Nous vous proposons 
de vous en tenir a la propositlon de la majorite de la commls­
slon. 
La proposition de la mlnorite Studer Jean equivaut a fixer 
une sorte de loyer offlciel. Le marche n'lmpllque pas qu'on 
pulsse se referer a une sorte de statlstique qul seralt fournle 
par l'Etat et qui permettrait en toutes clrconstances de fixer 
un prix en fonctlon d'un critere offlclel. Le but des loyers sta­
tlstlques, c'est de permettre de juger des abus, mafs quand 
les parties ont negocle llbrement; c'est 9a, le marche. Las 
parties negoclent librement et si l'une des deux partles est 
convaincue qu'II y a un abus, on ouvre alors une procedure 
et, dans ce cadre, on utilise !'Instrument des loyers compara­
tifs pour voir s'il y a abus ou pas. On ne part pas de l'abus 
pour deflnir le loyer du marche! On part de la libre volonte 
des parties de definlr un loyer et ensuite, sl l'une des parties 
considere qu'il y a vralment abus, on a cette methode qui 
permet de dlre si c'est le cas ou non. 
Je vous suggere d'approuver la proposition de Ja majorite de 
la commlssion. 

18 septembre 2002 

Abstimmung - Vote 
FOr den Antrag der Mehrheit .... 26 Stimmen 
Für den Antrag der Minderheit .... 6 Stimmen 

Art. 269a 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 Bst. cter 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Abs.2 
Mehrheit 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Minderheit 
(Dettling, BOrgi, Slongo, Schwelger) 
Unter Berufung auf Artikel 269 Absatz 1 kann der Vermieter 
eine Mietzinserhöhung vornehmen: 
a. nach einer Handänderung der Liegenschaft (Art. 269e 
Abs. 4) auf den nächsten vertraglichen Kündigungstermin, 
Jedoch jährlich um höchstens 20 Prozent; 
b: aufgrund einer Vereinbarung, wonach der Mietzins zu 
höchstens 80 Prozent der Steigerung des Landesindexes 
der Konsumentenpreise folgt und die Anpassung frühestens 
nach Ablauf von fOnf Jahren seit dem Mietbeginn oder der 
letzten Mietzinsänderung, die unter Berufung auf die Ver• 
gleichsmlete gemäss Artikel 269 Absatz 1 vorgenommen 
worden Ist, erfolgt. 
Eventualantrag der Minderheit 
Der neue Eigentümer kann nach einer Handänderung eine 
Mietzinserhöhung unter Berufung auf Artikel 269 Absatz 1 
geltend machen, jedoch jährlich um höchstens 20 Prozent. 

Antrag Dettling 
Abs.2 
(ersetzt Antrag und Eventualantrag der Minderheit Dettllng) 
Unter Berufung auf Artikel 269 Absatz 1 kann der Vermieter 
eine Mietzinserhöhung aufgrund einer Vereinbarung vorneh­
men, wonach der Mietzins zu höchstens 80 Prozent der 
Steigerung des Landesindexes der Konsumentenpreise folgt 
und die Anpassung frühestens nach Ablauf von 5 Jahren seit 
dem Mietbeginn oder der letzten Mietzinsänderung, die un­
ter Berufung auf die Vergleichsmiete gemäss Artikel 269 Ab­
satz 1 vorgenommen worden Ist, erfolgt. 

Art. 269a 
Proposition de la aommlssion 
Al. 1 let cter 
Adherer a la declslon du Conseil national 

AJ.2 
Ma/orlte 
Adherer a la declsion du Conseil national 
Minorite 
(Dettllng, Bürgi, Slongo, Schweiger) 
En vertu de l'article 269 alinea 1 er, le bailleur peut proceder 
a une augmentation de loyer: 
a. apres un changement de proprietalre (art. 269e al. 4) a. 
compter du prochaln terme de reslliatlon contractuel, le 
maxlmum par annee etant cependant de 20 pour cent; 
b. sur ia base d'une convention aux termes de laquelle le 
ioyer suit de 80 pour cent au maximum la hausse de l'lndlce 
national des prlx a la consommation et l'adaptatlon s'effec­
tue au plus tot apres l'ecoulement de clnq ans depuis le 
debut du bail ou depuls la demlere modlflcation de loyer 
effectuee sur la base du loyer comparatif seien l'artlcle 269 
allnea 1er. 
Proposition subsfdlaire de la minorlte 
Le nouveau proprletalre peut, apres un transfert d'immeuble, 
faire valoir une hausse de loyer en vertu de l'article 289 all­
nea 1 er, mals au maximum de 20 pour cent par an. 

Proposition Dettling 
Al.2 
(remplace la proposltlon et Ja proposition subsidlalre de la 
minorite Dettling) 
En vertu de l'article 289 allnea 1 er, le bailleur peut proceder 
a une augmentation de loyer sur la base d'une convention 
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aux termes de laquelle le loyer suit de 80 pour cent au maxl­
mum la hausse de l'lndice national des prix ä la consomma­
tlon et l'adaptatlon s'effectue au plus tot apres l'oooulement 
de cinq ans depuis le debut du ball ou depuls la dernlere 
modlfication de loyer effectuee sur la base du loyer compa­
ratlf selon l'artlcle 269 allnea 1 er. 

Abs. 1 Bst. cter - Al. 1 /et. cter 

Pflsterer Thomas (R, AG), für die Kommission: Bel Arti­
kel 269a Absatz 1 Ist In Litera cter wieder die gleiche Ände­
rung wie bei Artikel 253b vorzunehmen. 

Angenommen -Adopte 

Abs.2-Al.2 

Le presldent (Cottler Anton, president): La proposltlon prin­
clpale et la proposition subsidlalre de la minorlte Dettilng ont 
ete retlrees au profit d'une propositlon individuelle Dettllng. 

Pflsterer Thomas (R, AG), für die Kommission: Artikel 269a 
Absatz 2: Das ist ein Kernstück der Vorlage. Thema Ist das 
Mass des Mieterschutzes und des Marktes. Wie weit darf 
und muss der Mieterschutz zugunsten des Vermieterschut­
zes weichen, sodass auf der einen Seite der Schutz des 
Mieters vor Missbrauch und auf der anderen Seite der lnves­
tltlonsschutz des Vermieters und damit das Wohnungsan­
gebot gewährleistet sind? Um diese Frage hat sich die 
hauptsächllche Diskussion Ihrer Kommission gedreht. Unbe­
stritten waren die bereits beschlossenen Marktelemente. Bei 
dieser Diskussion um das lnvestltlonslnteresse ging die 
Kommission davon aus, dass der Überprüfungsanspruch 
des Mieters gemäss Artikel 269 Absatz 2bis zu bestätigen 
sei. Sie hat, wle Nationalrat und Bundesrat, diese Erhö­
hungsmöglichkeit für den Vermieter aber abgelehnt und be­
antragt heute also Zustimmung zum Nationalrat. 
Die Kommission fOr Rechtsfragen hat sich nicht einfach Ober 
das lnvestltlonslnteresse hinweggesetzt; sie hat weitere 
Mögllchkelten diskutiert, aber verworfen. 
Der Nationalrat Ist dem Beschluss des Ständerates Im We­
sentlichen aus drei Überlegungen nicht gefolgt. Diese drei 
Überlegungen betreffen erstens den Tatbestand, zweitens 
die Investitionssicherheit und drittens die Anpassungsmög­
lichkeit. Zu diesen drei Punkten wenige Bemerkungen: 
Dem Tatbestand nach bedeutet der Beschluss des Stände­
rates zu Artikel 269a Absatz 2, dass der Vermieter den Miet­
zins alle fünf Jahre bis zu 15 Prozent erhöhen darf, wenn 
sich dies aus einem Mietzinsvergleich begründen lässt. Er 
darf dies entgegen dem Vertrag tun, obwohl er bei Vertrags­
beginn den Mietzins entsprechend seiner Investition, dem 
Bedürfnis auf ein Rendement und mit Blick auf den mut­
massllchen Unterhaltsaufwand richtig festgesetzt hat. Er 
darf den Mietzins erhöhen, obwohl er den Mietzins nach 
dem Regime dieses Entwurfes Jährlich hat an~n kön• 
nen, und zwar während fünf Jahren ohne absolute Uberprü­
fungsmögllchkeit des Mieters und zu 1 oo Prozent, nicht, wie 
nach dem Antrag des Bundesrates, zu 80 Prozent. Dieses 
Recht, wie es das Plenum des Ständerates beschlossen hat, 
bestände Im Weiteren ohne Rücksicht auf Mehrleistungen, 
Kosten- oder Hypothekarzinssteigerungen und In einem 
nach oben unbeschränkten Umfang und wäre nicht, wie 
beim bundesrätlichen Antrag gemäss Artikel 269d Absatz 2, 
auf eine Erhöhung von 20 Prozent des Mietzinses, der vier 
Jahre vorher galt, beschränkt. 
Dieses weit gehende Recht des Vermieters lässt sich nach 
der Meinung der Mehrheit Ihrer Kommission auch nicht 
durch ein ausreichendes Interesse an der lnvestltlonsslcher­
helt rechtfertigen. Der Mietmarkt ist relativ flexibel, dyna­
misch. Nach Angaben des Bundesamtes dauern Ja 
Mietverträge etwa sechs Jahre. Etwa ein Drittel der Mietver­
hältnisse werden ohnehin jährlich erneuert, wegen Mehrlels• 
tungen, Handänderungen, Neuvermietungen usw. Hypothe­
karzinssteigerungen sind langfristig durch die Indexsteige-
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rungen abgedeckt; es kann sich höchstens um gewisse zeit• 
llche Verschiebungen handeln. Indexanpassungen - und 
zwar vollumfängllch, ohne Wartefristen, vom ersten Tag an 
zu 100 Prozent, nicht nur zu 80 Prozent - sollen kanftlg der 
Normalfall sein. Es wird ein Umdenken stattfinden. Der Ver­
mieter soll mehr zu elnem Unternehmer werden. Er wird 
künftig nach dem System der lndexmlete den Zins jährlich 
anpassen können. Auch die zurückhaltenden Vermieter wer­
den ohne Hemmungen das tun können und dürfen, was 
marktüblich Ist. Auch Liquiditätsprobleme bei starken Hypo­
zlnsstelgerungen sind nach den Untersuchungen des Bun­
desamtes wenig wahrscheinlich. Die Risiken, dass Wohnun­
gen leer stehen können, sind grösser. Das Problem der Li­
quidität stellt sich also höchstens In wirtschaftlichen Ausnah­
meszenarien. 
Das dritte Element sind die Anpassungsmöglichkeiten. Sie 
bestehen nach der Vorlage also gleichsam automatisch, sys­
temimmanent. Sie müssen nicht mit Artikel 269a Absatz 2 
zusätzlich geschaffen werden. Es Ist nicht mit einer Kündi­
gungswelle zu rechnen. Auch unter dem heutigen Recht er­
folgt keine grössere Anzahl von Kündigungen, um einen 
höheren Mietzins zu erzielen, obwohl das theoretisch recht­
llch zulässig wäre. Wenn es zu einer Kündigung kommt, be­
steht Immer noch eine Anpassungsmöglichkeit Im Er­
streckungsentscheid (Art. 272c). Im Ubrigen sind nach der 
bundesgerlchtllchen Rechtsprechung vereinbarte - das ist 
wichtig: vereinbarte - konsensuale Lösungen möglich, wenn 
sie von keiner KOndigungsdrohung begleitet sind. Nament­
lich sind ja gestaffelte Mietzinse weiterhin zulässig. 
Letztlich läuft eln Recht des Vermieters gemäss Artlkel 269a 
Absatz 2 auf eine systemwldrige stossende Kumulation hin­
aus. Alljährllch darf, ja soll der Vermieter dem Mieter einen 
Mletzlnsautschlag machen und machen dOrfen mit der Be­
gründung, der Index sei angestiegen. Verlangt wird hier, 
dass der Vermieter zusätzlich zu dieser jährlichen Steige­
rung sagen kann: «Mieter, bisher hat der Index gegolten, 
Jetzt aber kannst du plötzilch zusätzlich noch mehr bezah­
len, gestützt auf den Vergleich mit den anderen Mieten.» So, 
genau so wOrde die Vergleichsmlete zu dem, was der Stän­
derat wie der Nationalrat und Ihre Kommission abgelehnt 
haben; sie würde genau zu dem, was Sie soeben beim Kon­
sultationsartikel abgelehnt haben. Die Vergleichsmiete 
würde zu einer staatlich gelenkten Obergrenze; das Ist ge­
nau das, was Sie soeben abgelehnt haben - Ich wiederhole 
mich bewusst. Die Vermieter könnten sich an den vom Bund 
ermittelten statistischen Grundlagen orientieren. Diese er­
hielten eine normative Kraft wie bei Artikel 269 Absatz 5 fest­
gestellt. 
Aus diesen Überlegungen beantragt Ihnen die Kommission, 
hier dem Nationalrat zu folgen. 

Le presldent (Cottier Anton, presldent): Eine kurze Bemer­
kung: Wir haben für dieses Geschäft einen von der Kommis­
sion angemeldeten Zeitbedarf von zweieinhalb Stunden. Wir 
haben sieben Artikel, wo wir jeweils eine Mehrheit und eine 
Minderheit haben. Wir haben jetzt in einer Stunde zwei die­
ser sieben Artikel behandelt. Wenn wlr In diesem Tempo 
weitermachen - Tempo bezieht sich nicht auf die Rede­
länge, sondern darauf, dass wir so weitermachen -, werden 
wir weit über den von der Kommission angemeldeten Zeitbe­
darf hinausgehen. 

Dettllng Toni (R, SZ): Ich will mich dem Aufruf des Ratsprä­
sidenten beugen und werde versuchen, mich In dieser Frage 
kurz zu fassen. 
Ich muss noch einmal auf Seite 8 der Fahne hinweisen. Dort 
wird der Beschluss des Ständerates Im Sinne einer Maxi­
malforderung aufgeführt, nämlich dass der Vermieter - nota­
bene gleich wie der Mieter auch - Im Sinne eines Notventlls 
alle ronf Jahre den Mietzins nach der Vergleichsmiete hinter­
fragen kann. 
Ich bin nach wie vor überzeugt, dass das grundsätzlich rich­
tig und dass ein solches Notventil auch notwendig Ist. Im 
Hinblick auf die Abstimmung Im Nationalrat, im Hinblick aber 
auch auf die Mehrheitsverhältnisse in unserer Kommission 
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verzichte ich auf die Aufrechterhaltung dieser Maximalforde­
rung und schlage Ihnen stattdessen einen schlanken Min­
derheitsantrag vor, und zwar einen Minderheitsantrag, der 
ein Wahlrecht vorsieht, das an ganz bestimmte Bedingun­
gen geknüpft Ist. 
Ich verzichte bei meinem Minderheitsantrag auch auf die 
Erwähnung der Handänderung, weil die Kommission die 
Handänderung als normalen Erhöhungsgrund definiert 
hat. 
Eine gesetzliche Missbrauchsregelung - wir sprechen hier 
immer von Missbrauch - muss zum Ziele haben, Missbräu­
che zu verhindern, und darf nicht generell In die Mietzinsge­
staltung eingreifen. Der Wechsel von der Hypothekarzlns­
bindung zur Teuerungskoppelung mit Kappungsmögllchkeit, 
den wir jetzt vornehmen, führt real betrachtet zum Einfrieren 
der Mietzinsen. Das hat übrigens auch der NatlonalbankPrä• 
sident in einem Brief an die Kommission festgestellt Dies 
privilegiert, unabhängig von Ihren finanziellen Verhältnissen, 
schlechterdings all diejenigen Mieter, die sehr lange in der 
gleichen Wohnung wohnen. Benachteiligt werden demge­
genüber jene Mieter, die auf dem Wohnungsmarkt eine 
Wohnung suchen. Es findet damit eine eigentllche Umvertei­
lung zugunsten der Altmieter auf Kosten der Neumieter statt 
Dies Ist mit den Zielsetzungen der Missbrauchsgesetzge­
bung nicht vereinbar, zumal dadurch der Anreiz rar die Ver­
mieter erhöht wird, eine Ertragsoptimierung auf dem Wege 
der Kündigung und einer anschllessenden Neuvermietung 
anzustreben was ja auch nicht im Interesse des Mieters 
sein kann. 
Deshalb braucht es ein «Ausgleichsventil», welches neu 
durch eine Vereinbarung zwischen den Parteien herbeige­
fQhrt werden kann. Die Parteien können von dieser Mögllch­
kait nur dann Gebrauch machen, wenn sie vorweg eine 
entsprechende Vereinbarung abschllessen. Diese Verein­
barung ist zusätzlich an die Bedingung geknüpft, dass 
die Überwälzung während der Dauer von fünf Jahren nicht 
100 Prozent, sondern nur 80 Prozent des Konsumenten­
prelsindexes beträgt Es müssen in diesem Fall also zwei 
wesentliche Voraussetzungen gegeben sein. Das ist ein 
sehr moderater Antrag. Er nimmt Bezug auf die konkreten 
Verhältnisse in unserer Wirtschaft. Er gibt nicht einfach einer 
Partei die Möglichkeit zu diktieren, sondern es braucht die 
vertragliche Abmachung, die zudem mit einem Vorteil zu­
gunsten des Mieters verbunden sein muss. 
In diesem Sinn ersuche Ich Sie, meinen Antrag zu unterstüt­
zen. Er ist - wie gesagt - sehr moderat und nimmt ein zen­
trales Problem auf, nämlich die Schaffung eines «Not­
ventils» in all jenen Fällen, In denen es Mieter und Vermieter 
im Voraus vereinbaren. 

Studer Jean (S, NE): J'aime bien M. Dettllng, milme s'il est 
parfols un peu long, parce que c'est flnalement un assez bon 
vendeur. Mals nous ne sommes pas des consommateurs 
innocentsl (Hffarite) 
II faut voir ce que nous propose aujourd'hui M. Dettling. II 
nous propose par la petite porte ce qu'il a essaye cfimposer 
par la grande porte au mois de decembre de l'annee pas­
see. II nous propose tout slmplement d'assurer aux ballleurs 
une garantie de rendement de 3 pour cent par an. C'est ya, 
concretement! 
Prenons l'exemple de M. Dettllng, dans le cas cfun loyer de 
1 ooo francs. Au debut, comme M. Dettilng trouve que cela 
correspond au marche, il peut deja demander 15 pour cent 
de plus, ce qui falt 1150 francs. II est toujours dans la lega­
lite. Apres, Je coat de la via augmente de 2 pour cent par an. 
Alors, M. Dettling va dlre au locataire: «Je ne vous prends 
pas 2 pour cent, mals 1,6 pour cent.» Et puis, apres cinq 
ans, il dit: «Ah, la je vous mets encore 15 pour cent.» Donc, 
en fait, II aura augmente chaque annee de 1,6 pour cent au 
lieu de 2 pour cent, mais encore de 3 pour cent complemen­
talres puisque apres cinq ans, II aura le droit non seulement 
d'augmenter chaque annee son loyer pour l'adapter au coat 
de la vle, mals de rajouter 15 pour cent. Et c'est ya la propo• 
sition - «ralsonnable», dlt-il - que M. Dettling entend nous 
soumettre? 

Vous ne pouvez pas admettre que, dans un secteur du mar­
che, on assure a l'une des parties un rendement assure de 
3 pour cent Mais, M. Dettllng nous dit «Oul, mals ya. c'est si 
les parties se mettent d'accord.» Vous savez comment sont 
les contrats de baill Ce n'est pas un bout de papler quadrllle 
qu'un proprietaire rempllt a la main avec un locataire! Tout 
va est preimprime. Alors, II suffira d'avoir des contrats de bail 
preimprlmes avec la clause qua propose M. Oettling pour 
qu'en falt, sa propositlon devlenne la regle en matlere d'aug­
mentation. On ne peut pas, ralsonnablement, etre defenseur 
du marche et a la fois voulolr assurer a une partie un rende­
ment real de 3 pour cent par an. 

Couchepln Pascal, conseiller federal: Le presldent de la 
commission a dit que cet artlcle etalt essential. C'est an effet 
le cas. Je dols dlre que J'hesiterals a soutenir la lol si la pro­
position Dettllng etait adoptee, ce qui est d'ailleurs peut-iltre 
ce qu'il souhalte: qu'on en raste au drolt actuel, qul n'est fa. 
vorable a personne. Pour iltre tout a fait clair, le premier vote 
me donne le sentiment qu'on veut aller dans ce sens-la. II 
faut prendre ses responsabllites. lci, c'est vralment quelque 
chose d'lmportant, mals ce qul est propose n'est tout simple­
ment pas loyal et menace l'equßlbre a malntenlr entre les 
lnteräts du ballleur et ceux des locataires. 
On ne peut pas avoir un cumul comme cela. C'est quelque 
chose qui va contre le bon sens. lmaginez la reactlon du lo­
catalre dont Je loyer est Indexe chaque annee de 80 pour 
cent de la hausse de l'indice suisse des prlx a la consomma­
tlon, et qui, au bout de clnq ans, se voit notifier encore une 
nouvelle augmentation qui peut aller, comme l'a dlt M. Stu­
der Jean, Jusqu'a 15 pour cent du montant de son loyer! De 
plus, on lul dlra au depart: «Regardez, on ne demande que 
80 pour cent d'adaptatlon au coat de la vle. Et puis, blen sar, 
II y aura quelques corrections si vralment on s'elolgne par 
trop de la reallte.» Le locatalre, qul ne fait pas tous les jours 
des contrats de ball, slgnera en se dlsant: «80 pour cent, ce 
n'est pas mal, et puis, sl on procede a une adaptation tous 
ies clnq ans, ca sera tres modere, probablement.» Mais non, 
ce n'est pas quelque chose de tres modere: c'est, tout d'un 
coup, au bout d'un certaln nombre d'annees, non seulement 
le rattrapage de l'indexation, mals une mesure qui va au­
dela. Si on veut tuer la confiance des citoyens dans !'Etat, 
c'est le type de regle qu'II faut lntrodulre. 
Je suis assez clalr, Monsieur Dettiing. Je crois qu'avec ya, le 
Conseil federal ne pourrait plus soutenlr Ja loi. 
Decldez. 

Pflsterer Thomas (R, AG), fQr die Kommission: Eine kurze 
Bemerkung noch: Der Natlonalrat hat mit 103 zu 55 Stim­
men entschieden, also fast Im Verhältnis 2 zu 1. Es wird 
nicht einfach sein, Ihn umzustimmen. 

Abstimmung - Vote 
F0r den Antrag der Mehrheit .•.• 17 Stimmen 
Für den Antrag Dettllng .... 11 Stimmen 

Art. 269dbls 
Antrag der Kommission 
Abs.1 
Der Vermieter kann bei Mehrleistungen den Mietzins zusätz­
lich erhöhen, sofern der angemessene Satz für Verzinsung, 
Amortisation und Unterhalt der lnvestltfon nicht überschritten 
wird. Wenn die Mietzinserhöhung 20 Prozent des bisherigen 
Mietzinses übersteigt, Ist sie so zu staffeln, dass die jährli­
che Erhöhung höchstens 20 Prozent des bisherigen Mietzin­
ses beträgt. 
Abs.2 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Art. 269dbls 
Proposifion de la commission 
Al. 1 
En cas de prestations supplementaires, le bailleur peut en 
outre augmenter Je loyer, pour autant qua l'augmentatlon ne 
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depasse pas un taux permettant de couvrlr de manlere 
approprtee les lnter&ts, l'amortlssement et l'entretlen des ln­
vestissements. SI l'augmentation depasse 20 pour cent du 
montant du loyer precedent, eile dolt tltre echelonnee de 
telle sorte que l'augmentatlon annuelle ne depasse pas 
20 pour cent de ce montant. 
Al.2 
.•.• les lnvestlssements qul aboutlssent a des amelioratlons 
creant des plus-values, tels que .... 

Angenommen -Adapte 

Art. 269e 
Antrag der Kommission 
Abs.2 
Eine Mietzinserhöhung oder andere Vertragsänderung zu­
lasten des Mieters Ist nichtig, wenn: 
a. Festhalten 
b. jegllche Begründung fehlt; 
c. Festhalten 
Abs. 3 
Die Absätze 1, 1bis und 2 •••. 
Abs. 3bis 
FOr Mietzinserhöhungen bei vereinbarter Staffelung (Artl· 
kel 269c) oder Umsatzabhängigkeit (Artikel 269a Abs. 1 
Bst. cter) genügt die schriftliche Mitteilung. 
Abs.4 
Streichen 

Antrag Dettling 
Abs. 1 
•..• vorbehältlich der Art. 269b, 269c, 269dbls und 269dter 
jeweils .••• 

Art.269e 
Proposition de /a commlsslon 
A/.2 
Une augmentatlon de loyer ou une autre modlflcatlon du 
contrat a charge du locatalre est nulle lorsque: 
a. Adherer a Ja declslon du Conseil national 
(la modiflcatlon ne concerne que le texte allemand) 
b. une motlvatlon manque; 
c. Adherer a la decislon du Conseil national 
(la modlflcatlon ne concerne que le texte allemand) 
Al. 3 
Les allneas 1er, 1bls und 2 •..• 
Al. 3bls 
Pour les augmentations de loyer .... (art. 269c), ou lorsque le 
loyer depend du chiffre d'affalres (art. 269a al. 1 er let. cter), 
une communlcatlon ecrlte sufflt. 
A/.4 
Biffer 

Proposition Dettllng 
Al. 1 
•.•. sous reserve des artlcles 269b, 269c, 269dbis et 269dter. 
L'.avls .... 

Pflsterer Thomas (R, AG), tor die Kommission: Artikel 269e 
Absatz 2: Der Ständerat wollte vom vollständigen Fehlen ei­
ner Begründung sprechen. Der Nationalrat hielt an der Fas­
sung des Bundesrates fest - ohne nähere Begründung. Die 
Begründung des Ständerates schien ihn nicht zu Oberzeu­
gen. Die Kommission hielt an ihrem Grundanliegen fest, 
suchte aber nach einer anderen Formulierung: «wenn jegli­
che Begründung fehlt». Sie beantragt Ihnen, In diesem 
Sinne einen neuen Text zu beschllessen. 

Dettllng Toni (R, SZ): Auf der Fahne ist bei Absatz 1 keine 
Differenz zwischen den Räten festzustellen. Erlauben Sle 
mir deshalb, zunächst die Zulässlgkeit meines Antrages 
ganz kurz zu begründen. Aufgrund von Artikel 16 Absatz 4 
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des Geschäftsverkehrsgesetzes kann auf jene Bestimmun­
gen zurQckgekommen werden, bei denen keine Differenz 
besteht, wenn dies jedoch als Folge der neuen BeschlOsse 
notwendig Ist. Haargenau um eine solche Folge anderer Be­
schlOsse handelt es sich bei meinem Verwelsungsantrag zu 
Artikel 269e Absatz 1 auf Seite 13. Ich will Ihnen das noch 
begründen. 
In Artikel 270a - Sie können das auf der Fahne auf Seite 16 
nachschlagen - hat die Kommission mr Rechtsfragen unter 
Buchstabe a eine neue Formulierung Ober die Zulässigkeit 
der Anfechtung aufgenommen, welche notabene auf Antrag 
der Redaktionskommlsslon erfolgt ist. Diese Neuregelung zu 
Artikel 270a 1st, wie Sie aus der Fahne ersehen, unbestrit­
ten. Dagegen haben nun diese neue Bestimmung von Arti­
kel 270a und auch die ebenso unbestrittenen Bestimmun­
gen der Artikel 269dbls und 269dter, wie eingehende Ge­
spräche mit der Verwaltung ergeben haben, direkte ROckwlr­
kungen auf Artikel 269e, wo Ja die formellen Voraussetzun­
gen fOr die Mitteilung von Mietzinserhöhungen geregelt sind. 
Dies In zweifacher Hinsicht: Zum einen müssen die neuen 
Bestimmungen der Artikel 269dbis und 269dter anstelle des 
Inzwischen gestrichenen Artikels 269d In die neue Bestim­
mung von Artikel 2698 Absatz 1 aufgenommen werden. Zum 
andern bedeutet die offensichtlich fehlerhafte Erwähnung 
von Artikel 269 Absatz 1 In Artikel 269e Absatz 1 einen Wi­
derspruch zum neuen Artikel 270a Absatz 1 Litera a. In Arti­
kel 270a wird nämlich festgelegt, dass sich die Anfechtung In 
den dort erwähnten Fällen nur auf das zulässige Ausmass 
zu beschränken hat 
Wenn man nunmehr den Vorbehalt von Artikel 269 Absatz 1 
Im neuen Artikel 269e Absatz 1 aufnimmt, könnte später ar­
gumentiert werden, der Mieter dürfe beispielsweise einem 
auf die Konsumentenpreise abgestatzten Mietzinsaufschlag 
Immer und In Jedem Fall den Einwand, dass dieser Indexauf­
schlag nicht Im Rahmen der Vergleichsmiete sei, entgegen­
halten. Dies war aber nie die Auffassung des Rates. 
Vielmehr soll der Mieter die Miete nur alle tonf Jahre auf die 
absolute Missbrauchsgrenze der Vergleichsmiete Oberprü­
fen lassen können - so weit der leider etwas Juristische Tell 
meiner beantragten neuen Verweisung. 
In der Tat geht es aber mit der von mir beantragten Korrektur 
um die Behebung eines Widerspruches. Gerade die Stände­
kammer Ist aufgerufen, solche Widersprüche zu beseitigen. 
Zu guter Letzt erwähne ich, dass Ich meinen Antrag mit dem 
Kommissionspräsidenten und auch mit der Verwaltung be­
sprochen habe. Sie stimmen meinem Antrag zu. 
Ich bitte Sie, meinem Antrag ebenfalls zuzustimmen. 

Pflsterer Thomas (R, AG), tor die Kommission: Ich bitte Sie, 
bei Artikel 269e dem Antrag Dettllng zuzustimmen. In der 
Sache hat Herr Dettllng Recht Das hat auch ein Gespräch 
mit der Verwaltung ergeben. 
Der Grund, warum wir einsteigen dOrfen, Ist die Handände­
rungsregelung. Ich habe Sie In meinem Einleitungsvotum 
darauf hingewiesen, dass das an verschiedenen Orten er­
scheinen wird. Sie sehen es auf Seite 13 oben, bei Artikel 
269dter, den wir noch beraten müssen, oder auf Seite 16 un­
ten, bei Artikel 270a Absatz 1 Litera a. In diesem Zusam­
menhang Ist diese Ergänzung meines Erachtens zulässig. 

Couchepln Pascal, conselller flk!eral: N'etant pas membre 
du Conseil des Etats, Je vous suls et je renonce a parler. 

Abs. 1-AI. 1 

Abstimmung - Vote 
FOr den Antrag Dettllng .... 32 Stimmen 
(Einstimmigkeit) 

Abs. 2, 3, 3b/s, 4 -Al. 2, 3, 3bis, 4 
Angenommen -AdopM 
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Art. 269dter 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Der Vermieter kann bei einer Handänderung den Mietzins Im 
Rahmen von Artikel 269 Absatz 1 erhöhen, jedoch jährlich 
um höchstens 20 Prozent des bisherigen Mietzinses. 
Minderheit 
(Studer Jean) 
.... bei einer Handänderung oder einem Mieterwechsel den 
Mietzins .... 

Art. 269dter 
Proposition de Ja commlsslon 
Majorite 
En cas de changement de proprietalre, le ballleur peut aug­
menter le loyer dans le cadre de l'artlcle 269 alinea 1 er, le 
maxlmum etant toutefols de 20 pour cent par annee du mon­
tant du loyer precedent. 
Mlnorite 
(Studer Jean) 
.... de proprietaire ou de locataire, le bailleur .... 

Pflsterer Thomas (R, AG), für die Kommission: Arti­
kel 269dter: Thema ist die Mietzinserhöhung bei Handände­
rung. Im geltenden Recht ist dieser Grundsatz nicht aus­
drOckllch enthalten. Der bisherige Text der Revlsionsvorlage 
führte dieses Regime weiter. Neu Ist, dass bei Mietzinserhö­
hungen wegen Handänderungen eine obere Limite gilt Sie 
Ist unbestritten. Neu ist nun, dass dieses Prinzip bezOgllch 
der Handänderung Im Gesetz ausdrOckllch festgehalten 
werden soll. Damit wird gleichzeitig Artikel 269e Absatz 4 
gestrichen. 
Dann darf ich mir noch die Zusatzbemerkung erlauben, dass 
auf der Fahne zuoberst auf Seite 13 der Titel fehlt Dort 
mOsste ein Titel «IVbis. Handänderungen» eingeschoben 
werden. 

Studer Jean {S, NE): Une des craintes que les milleux Inte­
resses eprouvent a l'egard de ce projet de loi, c'est de voir 
les proprletaires resilier les contrats de ball pour profiter lm­
medlatement du loyer comparatif augmente de 15 pour cent. 
Que ce solt du cöte des locatalres ou du cöte des bailleurs, 
on a dit, apres les debats au Conseil national cet ete, qu'il y 
avait a cet egard effectivement un certaln rlsque. 
La propositlon de mlnorHe qua je vous presente ne vlse pas 
a empecher le bailleur d'augmenter le loyer. Je pense qu'il 
peut y avolr de bonnes ralsons pour le faire. On peut tout a 
fait imaginer qu'a l'egard d'une certaine personne, par 
exemple une personne d'un certaln äge ou qul a peu de 
moyens, un bailleur ait fixe un loyer assez avantageux; lors­
que cette personne qultte l'appartement II est normal que le 
bailleur pulsse adapter le loyer au marche. On ne vlse donc 
pas a empl!K:her la hausse, mais a inciter las baiileurs, si la 
hausse devait depasser 20 pour cent, a ta llsser. Le balileur 
ne peut pas, du Jour au lendemain, passer d'un loyer de 
1000 francs par mols, pour reprendre mon exemple, a 1500 
francs. II doit d'abord, la premlere annee, l'augmenter a 
1200 francs, pour passer a 1400 francs la trolsieme annee, 
etc. 
Je crois que sur le plan d'une polltlque generale des loyers, 
sl on veut essayer d'eviter un emballement des loyers, 
comme certalns le craignent, la propositlon de mlnorite pre­
sentee lcl est raisonnable. Elle n'empl!K:he pas des hausses 
jusqu'ill 20 pour cent, mais elle precise que si ces hausses 
depessent las 20 pour cent, alors il faut les etaler sur plu­
sleurs annees, le maximum etant de 20 pour cent par an. On 
trouve ainsi un equilibre avec la proposltion qul veut que, 
dans le cas du proprietaire qul vend son lmmeuble, la 
hausse ne peut pas non plus depasser 20 pour cent par an. 
II y a un equilibre dans la relatlon contractuelle et je pense 
que, de cette maniere, beauooup de cralntes liees a ce pro­
Jet de loi pourraient lltre en partle apaisees. 

Dettllng Toni {R, SZ): Nur ganz kurz: Ich möchte Sie bitten, 
unbedingt der Mehrheit zuzustimmen. Der Minderheitsan-

trag Studer Jean will nämlich die Fastlegung des Anfangs­
mietzinses In einem neuen Mietverhältnls beschränken. Mit 
anderen Worten: Einern Vermieter soll verunmöglicht wer­
den, einen an sich nicht missbräuchlichen Mietzins zu ver­
langen, wenn die Erhöhung mehr als 20 Prozent beträgt 
Nach dem Minderheitsantrag Studer Jean soll die Zulässig­
keit der Mietzinsfestlegung In einem neuen Mietverhältnis in 
Relation zum Mietzins des froheren Mieters festgelegt wer­
den. 
Der EigentOmer einer Mietliegenschaft könnte damit nicht 
einmal zu Vertragsbeginn mit einem neuen Mieter einen 
marktkonformen, gemäss Artikel 269 nicht missbräuchlichen 
Mietzins erzielen. Eine solche einschneidende Beschrän­
kung der Vermieter lässt sich mit der vertassungsmässlgen 
Eigentumsgarantie schlichtweg nicht vereinbaren. Es gibt 
keinerlei sachliche Grande, warum ein neuer Mieter davon 
profitieren sollte, dass sein Vormieter einen zu tiefen, unter 
dem Niveau von Mieten vergleichbarer Objekte liegenden 
Mietzins bezahlt hat. Auch das Bundesgericht hat nach gef.. 
tendem Recht stets festgehalten, dass die Beurteilung der 
Zulässigkeit des Anfangsmietzinses Immer absolut - also 
neu nach der Vergleichsmiete -. losgelöst vom frOheren 
Mietverhältnis erfolgen soll. 
In diesem Sinn bitte Ich Sie, der Mehrheit zuzustimmen und 
den Minderheitsantrag Studer Jean klar abzulehnen. 

Eplney Simon {C, VS): Au nom de la maJorite de la commis­
slon, Je vous lnvlte a rejeter la propositlon de mlnorHe Studer 
Jean. 
En effet, il arrtve assez frequemment, notamment dans les 
anclens lmmeubles, que des loyers restent pratiquement ln­
changes pendant des annees parce que proprietaire et loca­
talre ont noue des llens, f allals dlre convMaux, entre eux au 
fil des ans. Et il seralt excessif de prevolr dans la loi qu'au 
moment ou l'anclen locatalre quitte le logement, II n'y alt pas 
de possibllltes de readapter le loyer. 
Je rappelle quand mime qu'en Suisse nous sommes dans 
un reglme de llberte de contracter. La llberte des oontrats 
dolt rester la regle. Flnalement, locatalre et proprfetaire sont 
llbres de contracter ou non lorsqu'll y a un changement de 
locatalre. Pour le surplus, nous pensons avolr prevu dans la 
lol un certain nombre de garde-tous qul nous paraissent suf­
flsants pour que chacun, locataire comme proprletalre, 
trouve son oompte. C'est ya qul est essentlel aujourd'hui. II 
ne taut pas rallumer la guerre des toyers. 

Couchepln Pascal, conseiller federal: Le Conseil federal est 
dans la situatlon loglque mals peut-Atre inconfortable de 
s'opposer aux deux proposltlons. 
Pourquol est-ce que nous nous opposons a la propositlon de 
la maJorite? Notre solutlon, qul etait celle du Conseil natio­
nal, c'est qu'a la sulte d'une vente, il y a une possibillte 
d'augmentation, mals pas d'une maniere generallsee. II taut 
s'opposer a ce que le changement de proprietalre devienne 
un rnotlf ordinaire d'augmentatlon du loyer. Cela pourrait 
condulre a un cumul - lndexatlon et autres motlfs, plus 
loyers comparatifs -, ce qui produlralt une splrale a la 
hausse des loyers. Le droit actuel concernant le change­
ment de proprietaire doit lltre maintenu. La nouveaute que 
nous avons preconlsee, c'est de prevolr un echelonnement 
lorsque l'augmentatlon depasse 20 pour cent 
La propositlon de mlnorlte Studer Jean, eile, va dans l'autre 
sens. Elle doit Atre aussl reJetee pour des ralsons paralleles, 
mals de slgne inverse. 

Pflsterer Thomas (R, AG), fQr die Kommission: Noch eine 
kurze Bemerkung: Diese Meinung kam In der Kommission 
nicht so zum Ausdruck. Ich muss sagen, dass die Herren 
von der Verwaltung zwar Ihre Bedenken angemeldet haben, 
aber die Kommission hat dennoch so entschieden, weil sie 
gesagt hat: Im heutigen Recht sind wir Im Grunde genom­
men nicht ganz offen; schon heute Ist die Handänderung ein 
Erhöhungsgrund. Wir sagen es jetzt einfach ausdrOckllch. 
Wir sind insofern - ich möchte nicht sagen: ehrlicher, aber 
Jedenfalls offener sowohl dem Vermieter als auch dem Mie-
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ter gegenOber, beiden Parteien gegenOber. Das Ist wirklich 
keine Anderung. 
Darum, glaube ich, gibt es gute GrOnde, für die Kommis­
sionsmehrheit zu stimmen. 

Abstimmung - Vote 

Eventuell - A titre prefiminalre 
FOr den Antrag der Mehrheit .... 27 Stimmen 
Filr den Antrag der Minderheit .... 6 stimmen 

Deflnftlv- Definitlvement 
FQr den Antrag der Mehrheit .... 24 Stimmen 
FOr den Antrag des Bundesrates .... 9 Stimmen 

Art. 269f 
Antrag der Kommission 
Der Bundesrat kann fQr gemeinnQtzlge Wohnbauträger ein­
zelne Bestimmungen der Mietzlnsgestaltung besonders re-­
geln. 

Art. 269f 
Proposition de la commission 
Le Conseil federai peut edlcter certaines disposltlons spe­
clales reglant la formatlon des loyers des maitres d'ouvrage 
d'utillte publlque. 

Angenommen -Adopte 

Art. 270a Abs. 1 Bst. a 
Antrag der Kommission 
a. sie das zulässige Ausmass gemäss den Artikeln 269a, 
269dbis und 269dter Qbersteigt; 

Art. 270a al. 1 let. a 
Proposition de la commlsslon 
a ..... par les articles 269a, 269dbls et 269dter; 

Pflsterer Thomas (R, AG), für die Kommission: Arti­
kel 270a: Diese Vorschrift betrifft nur das Ausmass, d. h. die 
Zahlen, den Umfang. In der Folge der ausdrOckllchen Er­
wähnung der Handänderung musste auch sie ergänzt wer­
den. 

Angenommen -Adopte 

Art. 274d Tltel, Abs. 1 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Art. 27 4d tltre, al. 1 
Proposition de la commlss/on 
Adherer a la decislon du Conseil national 

Pfisterer Thomas (R, AG), fQr die Kommission: Bel Arti­
kel 274d ist die gleiche Anpassung wie bei Artikel 253b vor­
zunehmen. 

Angenommen -Adopte 

Zlff. II 
Antrag der Kommission 
Art. 1; 2 Abs. 1; 3 Abs. 1 
Mehrheit 
Festhalten 
Minderheit 
(Studer Jean, Brunner Christiane) 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Art. 4 
Eine Überprilfung des Mietzlnses nach Massgabe vergleich­
barer Mietzinse kann vom Mieter nach Inkrafttreten dieser 
Gesetzesänderung erstmals auf den Ablauf von tanf Jahren 
seit Mietbeginn verlangt werden. 
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Ch. II 
Proposition de la commlssion 
Art. 1; 2 al. 1; 3 sl. 1 
Msjortte 
Maintenlr 
Mlnorite 

ständerat 

(studer Jean, Brunner Christiane) 
Adherer a la declslon du Conseil national 

Art. 4 

99.076 

Une revlslon du montant du loyer calcule sur la base des 
loyers comparatlfs ne peut ätre demandee par le locatalre 
apres l'entree en vlgueur de la presente lol qu'apres l'ecou­
lement de cinq annees depuis le debut du ball. 

Art. 1; 2 Abs. 1; 3 Abs. 1-Art. 1; 2 aJ. 1; 3 al. 1 

Pflsterer Thomas (R, AG), fQr die Kommission: Übergangs­
bestimmungen: Es fällt auf, dass diese Bestimmungen In 
beiden Räten kaum diskutiert worden sind. Thema Ist die 
Frage, was mit den nach bisherigem Recht nicht wei­
tergegebenen Hypothekarzinssenkungen geschehen soll. 
Gemäss Bundes- und Nationalrat soll Im Zeitpunkt der er­
sten Erhöhung des Mletzlnses nach neuem Recht «vorgän­
glg eine Anpassung an den Hypothekarzlnsstand» (BBI 
1999 9855) vorgenommen werden, und zwar je nach Lage 
zugunsten des Mieters oder Vermieters; Ich verweise auf Ar· 
tlkel 3. Der ständerätliche Beschluss dagegen setzt bei den 
effektiven Mieten Im Zeitpunkt der Inkraftsetzung an. Diese 
aktuelle Problematik wird dadurch entschärft, dass das Ge­
setz ohnehin frOhestens In zwei bis drei Jahren nach Ab· 
schluss der Beratungen Im Parlament in Kraft treten kann. 
Bis zu diesem Zeitpunkt wird sich möglicherweise die Zinssi­
tuation etwas verschoben haben. Wir sind ja Jetzt auf einem 
historischen Tlef, und es spricht einiges für die Annahme, 
dass bis zu jenem Zeitpunkt die Zinsen wieder etwas gestie­
gen sein werden. Auf den ersten Blick liegt hier zwar eine 
wesentliche Differenz zum Nationalrat vor; dieser Eindruck 
täuscht aber etwas wegen der mutmassllchen Zinsentwick­
lung. 
Weiter: Wie bereits erwähnt, Ist der Markt flexibel. Die Miet­
verhältnisse dauern In der Regel etwa sechs Jahre. Etwa ein 
Drittel der Mletverhältnlsse werden jährlich ge~dert bzw. 
neu abgeschlossen. Schllessllch kann ja diese Übergangs­
zeit bis zum Inkrafttreten des Gesetzes nach geltendem 
Recht von beiden Parteien genutzt werden: Der Mieter kann 
nach geltendem Recht jetzt eine Herabsetzung des Mietzln• 
ses verlangen, und der Vermieter kann allenfalls, wenn die 
gesetzlichen Voraussetzungen gegeben sind, die Mieten in 
der Höhe anpassen. Im wirtschaftlichen Ergebnis sind die 
beiden Varianten also wohl nicht weit auseinander. 
Aber die Lösung des Ständerates hat doch einige Vorteile. 
Darf ich sie noch skizzieren: Es ergäbe sich eine erhebliche 
«AbrechnungsObung» - wenn Sie diesen saloppen Aus­
druck gestatten -, die man gemäss Beschluss des National­
rates durchfahren müsste; sie wäre schwer zu handhaben. 
Es ginge ja nicht nur um den Hypozlns. Weiter: Der Vermle• 
ter, der die Zinssenkungen korrekt weitergegeben hat, soll 
doch nicht bestraft werden. Wenn der Hypozlns in unmittel­
barer Zukunft steigt, kann man das im Rahmen des gelten­
den Rechtes Ja auffangen. Schllesslich: Die Lösung des 
ständerates setzt einen endgOltlgen Schlussstrich unter die 
Berechnung nach dem Hypozlns. Eine Abrechnung nach 
dem Hypozins ist heute so gar nicht mehr möglich. Es gibt ja 
diesen Leitzins gar nicht mehr. Heute herrscht weitgehend 
Wettbewerb. Es sind individuelle Abmachungen massge­
bend. Wie soll man also den Ausgangspunkt Oberhaupt fest­
stellen? Das wäre sehr schwierig, und es wäre mutmassllch 
mit einer Reihe von Prozessen zu rechnen. 
Darum ist die Meinung der Kommission Immer noch klar und 
deutlich die, dass wir auf dem Beschluss des Ständerates 
beharren. Er ist verantwortbar, und die wirtschaftlichen Diffe­
renzen werden mit grosser Wahrscheinlichkeit erheblich 
Obertrieben. 
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Studer Jean (S, NE): Effectivement, toutas ies propositions 
de minorite - sur cette quastion des dispositions transi­
toires - sont liees entre elles. Je ne vous cacherai pas que 
j'attache une tres grande importance a cette questfon. J'y at­
tache une tres grande importance pan::e qu'il y va du prin­
clpe du respect de la loi et du respect des relatlons de 
loyaute entre un bailleur et un locatalre. On change de crl­
tere de hausse, et la questlon qui se pese ast tres simple: 
ceux qul n'ont pas respecte les anciens crlteres, doivent-ils 
etre avantages s'ils ne les ont pas respectes? Et desavanta­
ges s'!ls les ont respectes? Las proprletalres qul n'ont pas 
adapte le loyer aux baisses du taux hypothecaire dolvent-ils 
etre encourages dans le cholx qu'ils ont fait? Et les proprie­
taires qul eux ont respecte la lol que nous avons adoptee, 
doivent-ils etre defavorises en ne pouvant pas adapter le 
loyer au taux hypothecalre? 
Voyez-vous, Je crois qu'on dolt encourager les gens a res­
pecter les lois qu'on fait. On ne peut pas slmplement dlre 
aux bailleurs: «Vous avez flnalement eu raison de ne pas 
balsser le loyer quand le taux hypothecalre baissalt, parce 
que malntenant, c'est taut fi:8 de gagne pour vous.,. On n'a 
pas le droit de dlre aux bailleurs qui eux ont vellle a respec­
ter la loi: «Eh blen ecoutez, tant pls, c'est perdu! Ma foi, 
peut-etre que vous aurlez du faire comme les autres.» Je 
crois que ce n'est pas correct Et an ne peut pas dans un 

· Etat de droit; lorsqu'on adopte des dlsposltions transitoires 
de ce type, encourager ceux qui n'ont pas respecte la lol 
qu'on a voulue. C'est une questlon fondamentale autant 
pour les locatalres que pour les bailleurs honnetes. Mais 
c'est aussi fondamental pour la conceptlon que nous avons 
du raspect des lols. 

Couchepln Pascal, conselller federal: Nous vous proposons 
de soutenlr la proposition de minorlte Studer Jean pour las 
raisons suivantes. Je crols que M. Studer a plaide avec la vl­
gueur qul convlent a un avocat d'asslsesl Dans la pratlque, 
ce n'est pas s0r que ce soft aussi dramatlque, mals c'est vral 
qu'II y a une questlon de prlnclpe. 
La solutlon du Conseil des Etats revient a favoriser les 
ballleurs qul n'ont pas accorde de dlmlnutions de loyer a la 
suite de l'abalssement du taux hypothecaire et qui n'ont 
donc pas sulvi la loi. C'est quelque chose de politlquement 
delicat. Nous pensons que le changement de systeme doit 
etre neutre du polnt de vue de la dlstrlbutlon des revenus en­
tre bailleurs et locatalres, et, si on vise a ce principe, II taut 
s'en tenlr au projet du Conseil federal, c'est-a-dlre a la decl­
slon du Conseil national. 
Le concept du Conseil des Etats peut aussl generer une cer­
taine presslon pour proceder a des reslllatlons. Le ballleur 
qui a accepte une balsse pourrait etre amene a corriger le tlr 
apres avolr constate qu'il a ete penallse, et !I pourralt avolr 
interet a provoquer une resiliation pour pouvolr profiter du 
systeme. 
Je crols encore une fois que M. Studer a raison sur le prln­
clpe. Ce n'est pas quelque chose, je crols, d'absolument de­
finitif et fondamental du point de vue de la pratlque puisque 
la duree moyenne d'un bail, c'est cinq ans. Ce n'est donc 
pas quelque chose qui a des consequences pratiques, mais 
au nlveau du princlpe, II a ralson. Le peuple comprendralt 
mal qu'on favorise preclsement ceux qui n'ont pas applique 
la loi et qu'on dise: «Vous, vous n'avez pas applique la loi, 
mals on vous donne un petit privllege» - meme si fi:8 n'a pas 
une grande lmportance pratlque -, alors que ceux qul ont 
respecte la loi se sentlralent un peu flaues. II y va aussl 
d'une certaine conceptlon de l'Etat et de la loyaute dans les 
affalres. 

Abstimmung -- Vote 
Für den Antrag der Mehrheit .... 22 Stimmen 
Für den Antrag der Minderheit .... 12 Stimmen 

Art. 4 
Angenommen - Adopte 

Zlff. III Art. 1 
Antrag der Kommission 
Streichen 

Ch. III art. 1 
Proposition de la commisslon 
Blffer 

Angenommen -Adopte 
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et initiative populalre 
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Differenzen - Divergencss 
Botschaft des Bundesrates 15.09.99 (BBI 1999 9823) 
Message du Conseil lederal 15.09.99 (FF 1999 9127) 
Natlonalrat/ConseU national 04.12.00 (Ersbat- Premier Consell} 

Natlonalrat/Consefl national 06.12.00 (Fortsetzung- Suite) 

Natlona!rat/Consefl national 11.12.00 (Fortsetzung- Suite) 
Bericht RK-SR 11.12.00 
Rapport CAJ.CE 11.12.00 
Ständerat/Conseil des Etats 14.12.00 (Frist- D41al) 
Ständerat/Conseil des Etats 04. 12.01 (Zwettrat - OeulClilme Conseil) 
Ständerat/Conseil des Etats 05.12.01 (Fortsetzung - Suite) 
Nationalrat/Conseil national 14.12.01 (Ordnungsantrag- Motion d'ordre) 

Ständerat/Conseß des EtalS 14. 12.01 (Ordnungsantrag - Motion d'ordre) 
Nationalrat/Conseil national 04.03.02 (Ordnungsantrag- Motion d'ordra) 
Nationalrat/Conseil national 12.03.02 (SchlUIISllbstimmung - vors final) 
Sländerat/Consen des Etats 12.os.02 (Schlussabsllmmung-Vote final) 
Text des Erlasses 1 (BBI 2002 mn 
Texte de l'acte legtslatlf 1 (FF 2002 2568) 
Natlonalrat/Consell national 05.06.02 (Differenzen - Olvergences) 
Sländerat/Conllllfl des Etats 18.09.02 (Differenzen - Dlvergenc:ea) 
Nationalrat/Conseil national 26.09.02 (Differenzen - Dlvergences) 
Natlonalrat/Consefl national 30.09.02 (Fortsetzung- Suite) 

2. Obllgatlonenrecht (Miete) 
2. Code des obllgatlons (Ball a loyer et a 1enne) 

Art 253b Abs. 2 
Antrag der Kommission 
festhalten 

Antrag Keller 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Art. 253b al. 2 
Proposition de la commisslon 
Maintenir 

Proposition Keller 
Adherer a la declslon du Conseil des Etats 

Keller Robert r,J, ZH): Ich spreche zu Artikel 253b Absatz 2. 
Unbestritten Ist Ein Kündigungsschutz soll auch fOr Ge­
schäftsmieter gewährt bleiben, aber nicht fOr alle. Ein durch­
gehender Sozialschutz Ist Im Geschäftsmietbereich fehl am 
Platz. Können Sie Grossbanken, Versicherungen, Grossver­
teiler als sozial schwache, schutzbedOrftlge Parteien be­
zeichnen? Eher das Gegentell Ist der Fall. Bei einem Kon­
sortium, an dem Ich beteiligt bin, Ist eine der grössten Ban­
ken eingemietet Um diese Miete kann es ja nicht gehen. 
Diese Mieter haben mehr Juristen, als wir Mitarbeiter haben. 
Wir sollen und müssen denjenigen Geschäftsmietern Schutz 
bieten, die ihn brauchen. Das sind Kleinbetriebe bzw. Klein­
unternehmen, deren Geschäftserfolg von einem erarbeiteten 
Kundenstamm abhängt, die also stark vom lokalen Umfeld 
und von ihrer Lokalität abhängig sind - z. B. ein Coiffeur, ein 
Blumenladen, Spezialitätengeschäfte usw. 
Kelnen Schutz benötigen - da sind Sie doch sicher mit mir 
einverstanden - Banken, Versicherungen, Grossverteller, 
Warenhäuser, grosse Restaurantketten, Grossuntemehmen. 
Diese können wir doch nicht als sozial schwach, als ge­
schäftlich unerfahren, als schutzwOrdlge Partei bezeichnen. 
In vielen Fällen sind solche marktmächtigen Unternehmen 
stärker als die Vermieter. 
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Der langen Rede kurzer Sinn: Bei Geschäftsmieten von 
grossen Unternehmen gibt es kein SchutzbedQrt'nis. Die 
Mieter von Luxuswohnungen, Luxusvillen sind auch nicht 
schutzbedOrftig. Die Bevormundung durch generelle Unter­
stellung unter die Missbrauchsbestimmungen widerspricht 
dem Interesse dieser Parteien. 
Bei der Mietgestaltung spielt die Marktwirtschaft eine grosse 
Rolle. Das sparen auch die kleinen Vermieter. Aus diesem 
Grunde entspricht die Fassung des Ständerates den Verhält­
nissen eindeutig besser. 
Ich bitte Sie daher, dem Ständerat zu folgen. 

Trlponez Pierre (R, BE): Namens der FDP-Fraktion ersuche 
ich Sie, den Einzelantrag Keller zu unterstatzen und damit 
dem Ständerat, der Artikel 253b Absatz 2 sorgfältig ausgear­
beitet hat, zu folgen. Sie leisten damit nicht nur einen Beitrag 
zur Beschleunigung des Differenzbereinigungsverfahrens, 
sondern Sie unterstatzen eine ausgewogene und praxisge­
rechte Gesetzgebung zum Schutz vor mlssbräuchlichen 
Mietzinsen. 
Bel den Geschäftsräumen gibt es tatsächlich gute Grande, 
die Vorschriften Ober den Schutz vor missbräuchlichen Miet­
zinsen nicht durchgehend zu verankern. Ich stimme Herrn 
Keller zu, dass Grossunternehmen, deren Verhandiungspo­
sltlon im Mietrechtsverhältnls sicher nicht schwächer ist als 
diejenige des Vermieters bzw. der Vermieterin, keines spezi­
fischen Schutzes bedQrt'en. 
Anders verhält es sich bei kleinen Unternehmen und Kleinst­
unternehmen, vor allem dann, wenn sie lokal verankert sind. 
Dies Ist ganz besonders dann der Fall, wenn sie von einem 
Kundenstamm abhängen, den sie sich - denken Sie an ei­
nen Colffeurladen und ähnliches - z. B. in einem Quartier 
aufgebaut haben. Diese Kleinstunternehmungen befinden 
sich oftmals in einer strukturell schwächeren Position als die 
Vermleterseite, und von daher rechtfertigt es sich eben, die 
Schutzvorschriften betreffend missbräuchliche Mietzinsen 
auch auf sie anzuwenden. 
Aus der Sicht des Gewerbes hätte man sich bei der Um­
schreibung des Geltungsbereiches auch einen etwas flexi­
bleren Rechtsbegriff vorstellen können, mit dem den 
spezifischen Gegebenheiten je nach Branche und konkre­
tem Fall hätte Rechnung getragen werden können. Der 
Ständerat hat jetzt aber im Gesetz eine klare Grenze festge­
legt: Die Bestimmungen gelten nicht fOr die Miete von Unter­
nehmen mit Ober 2,5 Millionen Franken Jahresumsatz oder 
mit mindestens 20 Beschäftigten. Er hat damit offensichtlich 
die Rechtssicherheit erhöhen wollen: ein Anllegen, das fQr 
mich verständlich und vor allem nachvollziehbar ist Auch 
rechtsdogmatisch Oberzeugt die Lösung des Ständerates, 
die jetzt mit dem Antrag Keller wieder angestrebt wird. Es Ist 
einfacher, vom Grundsatz der Unterstellung der Geschäfts. 
mieten auszugehen und zu definieren, welche Unterneh­
mungen dann von den Vorschriften Ober rechtsmissbräuch­
liche Mietzinsen auszunehmen sind. Dies folgt dem Kon­
zept, das man in Artikel 253b auch bei den Wohnräumen 
bzw. den nicht unterstellten Luxusmietobjekten einschlagen 
wm, und fügt sich insofern nahtlos in die Systematik ein. 
Ich bitte Sie, dem Elnzelantrag Keller zuzustimmen und da­
mit auch auf die Fassung des Ständerates einzuschwenken. 

Thanel Anita (S, ZH): Herr Triponez, wir wollten Ja unter an­
derem das Mietrecht vereinfachen. Jetzt sprechen Sie hier 
von einem Jahresumsatz von 2,5 MIiiionen Franken. Wel­
cher Zeitpunkt Ist relevant? Der Zeitpunkt, zu dem die sozial 
starken Vertragsparteien den Vertrag abschliessen, oder 
dann zwei, drei Jahre später, wenn eine Mietzinserhöhung 
durchgeführt werden soll? Der Umsatz kann sich ja bekannt• 
licherwelse ändern. 

Trlponez Plerre (R, BE): Wenn Sie mir gut zugehört haben, 
Frau Thanel, habe ich genau diesen Punkt auch ln die Dis­
kussion eingebracht Ich hätte elgentllch gerade so gerne 
eine etwas flexiblere Formulierung gehabt, denn es ist tat­
sächlich einigermassen schwierig, diese Grenze klar aufzu­
zeigen. 
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Auf der anderen Seite Ist natürlich im Gesetz der klare Be­
griff des Umsatzes für die spätere Interpretation wahrschein­
lich besser als ein unbestimmter Begriff. Jede Zahl muss Im 
Detail wieder irgendwie definiert werden. Aber Ich denke, wir 
tun gut daran, die Jetzt vom Ständerat gesetzte Grenze zu 
akzeptieren. Man kann sie sicher interpretieren - ich nehme 
einmal an, dass man den Zeitpunkt der Mletztnserhöhung 
nimmt und dann schaut, wie gross der Umsatz in der vorher­
gehenden Periode gewesen ist. Damit kommt man mit Be­
stimmtheit zu einer klaren und guten Antwort auf die Frage, 
ob hier der Missbrauchsschutz noch gegeben Ist oder nicht. 

Joder RudoH (V. BE): Im Namen der SVP-Fraktion bitte Ich 
Sie, den Antrag Keller bzw. den Beschluss des Ständerates 
zu unterstatzen. Es geht hier um die Frage, fOr welche Miet­
verträge die Bestimmungen Ober den Schutz vor mlss­
bräuchllchen Mietzinsen keine Anwendung finden sollen. 
Der Ständerat hat beschlossen, Mietverträge von Unterneh­
men mit einem Jahresumsatz von Ober 2,5 Mllllonen Fran­
ken oder mit mindestens 20 Beschäftigten auszunehmen. 
Wir unterstützen diese Fassung. 
Es Ist richtig, dass nicht alle Unternehmen integral der Miss­
brauchsgesetzgebung unterstellt werden; das scheint uns 
von der Sache her richtig zu sein. Des Schutzes bedOrfen vor 
allem die kleinen Unternehmen, die kleinen Gewerbebe­
triebe. Bei den grösseren Unternehmungen stehen nicht die 
mietrechtllchen Sozialbestimmungen Im Vordergrund, son­
dern eine möglichst umfassende Anwendung der Vertrags­
freiheit zwischen den Parteien. Einern Kauf wird Immer 
mehr - das Ist ein feststellbarer Trend - die Miete vorgezo­
gen, auch im gewerblichen Bereich. Dabei besteht das Be­
dQrt'nls - das ist auch vermehrt feststellbar -, die mietrecht­
liche Situation, Insbesondere den Mietzins, Individuell auf 
die konkret bestehenden BedOrt'nisse und Verhältnlsse ab­
zustimmen, d. h. zum Beispiel, den Mietzins ins Verhältnis 
zum Umsatz zu setzen. Das sehen wir beispielsweise Im 
Gastgewerbe. Eine andere Möglichkeit besteht darin, dass 
man den Mietzins bewusst tief ansetzt, um dem Unterneh­
men damit eine gewisse Starthilfe zu gewähren, mit der an­
schllessenden Möglichkeit, den Mietzins gestaffelt Qberpro­
portional zu erhöhen. Wir haben auch die Möglichkeit, den 
Zins bereits am Anfang Oberhöht anzusetzen, weil beispiels­
weise der Vermieter die Individuellen wansche des Mieters 
bezQgllch der Sanierung, der Henichtung der Liegenschaft 
mltberOcksichtlgen wlll usw. 
Alle diese Möglichkeiten sollten wir zulassen und sie nicht 
durch eine gesetzliche Bestimmung tendenzlell und faktisch 
verhindern. Die Dlrektbetroffenen wollen diese Lösung; Herr 
Trlponez hat es gesagt. 
Ich bitte Sie, diese Differenz zu bereinigen und sich dem An­
trag Keller bzw. dem Beschluss des Ständerates anzu­
schllessen. 

de Daniel Jean-Nils (S, GE): J'aimerals tout d'abord dlre qua 
je suis stupefalt des declaratlons de M. Triponez et de cons­
tater a quel polnt II defend mal las entreprlses, mäme les en­
treprlses moyennes, qui sont locatalres de leurs locaux. Je 
peux vous assurer, Monsieur Trlponez, qua ces entreprises 
ont bei et blen besoin, dans certalnes situations, de la pro­
tection de la lol en ce qul concerne las loyers. 
Quant a M. Keller, II nous dlt qu'II ne faut pas qua las grosses 
banques et les societes d'assurance solent soumlses aux 
regles de protectlon des locatalres. Je dirai simplement a 
M. Keller qua las grosses banques et las socletes d'assu­
rance sont d'ordlnalre proprletalres de leurs locaux - tres 
souventl - et qu'II n'a pas besoin de se faire du soucl pour 
alles. J'ajouterai une chose: cette clause lntrodulte par le 
Conseil des Etats dlmlnue de maniere extremement lmpor­
tante le champ d'appllcatlon de la lol en ce qul concerne les 
locaux commerciaux, et c'est taut simplement une vlolatlon 
de la constitution. La constltutlon prevolt qua les locaux 
commerclaux sont soumls, s'II y a un abus en matlere de 
loyer, a une protectlon, et on ne peut pas de la sorte et de 
manlere aussl arbltralre deroger a ce qua prevoit la constltu­
tlon. 
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En dernler lleu, la loi et la constitutlon prevoient que l'abus 
est commls par le bailleur; la llmitatlon et la definition de 
l'abus ne peuvent donc pas Atre des circonstances qul.sont 
purement relatlves au locatalre, a son revenu ou a son nom­
bre d'employes. Ce seralt une aberratlon. Seuls des criteres 
qul sont fonction de l'objet, de ia chose louee peuvent creer 
une dellmitatlon dans le champ de l'appllcatlon, mals en 
aucun cas des crlteres purement personnels caracterisant le 
iocatalre. 
Pour toutes ces ralsons, je vous lnvlte a malntenir la decislon 
de notre Conseil. 

Aeschbacher Ruedi (E, ZH): Ich bitte Sie ebenfalls, dem 
Antrag der Kommission zuzustimmen und den Antrag Keller 
abzulehnen, und zwar aus den folgenden GrOnden: Die Ver­
fassungsproblematik ist soeben von Herrn de Dardel darge­
stellt worden. Ich will das nicht noch einmal wiederholen, 
aber die Darstellung trifft absolut zu; es ist richtig ausgeführt 
worden. 
Herr Triponez ist nicht umsonst ins stottern geraten, als er 
von Frau Thanei gefragt wurde, auf welche Welse beispiels­
weise der Umsatz In der vom Ständerat beschlossenen Be• 
stlmmung ermittelt werden solle. Das Ist aber nicht die 
einzige Problematik, die sich mit der Version des Ständera­
tes In der Praxis ergäbe. Es gibt weitere Dinge, beispiels­
weise: Wie soll man die 20 Mitarbeiter bzw. Beschäftigten 
zählen, die der ständerat vorsieht? Darunter kann sich z. B. 
eine Putzfrau befinden, die In einem Betrieb zu 30 Prozent 
arbeitet Zählen die Lehrlinge mit? Sind Halbtagsangestellte 
voll mitzuzählen? Sind einfach die Stellenprozente zusam• 
menzuzählen? Es gibt eine Menge von Fragen, die sich mit 
der Version des ständerates stellen und die zu einer unprak­
tikablen Gesetzesbestimmung führen würden. 
Genauso unpraktikabel ist aber auch die Bestimmung be­
treffend den Umsatz von 2,5 MIiiionen Franken; ich habe 
gles bereits ausgeführt. Man kann sich jede Menge von 
Uberlegungen machen, wann dieser Umsatz erreicht wer­
den soll oder wann nicht. Welcher Zeitpunkt Ist hier ge­
meint? 
Insgesamt und zusammengefasst: Es Ist zwar nicht die we­
sentlichste Bestimmung in der Dlfferenzberelnigung, die wir 
heute zu beschliessen haben; es Ist aber eine unpraktikable 
Bestimmung, die Probleme In der Anwendung bietet. 
Ich bitte Sie, der Mehrheit zuzustimmen und den Antrag Kel­
ler abzulehnen. 

Eggly Jacques-Simon (L, GE): Au nom du groupe liberal, Je 
vous propose egalement de ne pas sulvre la mlnorlte et de 
malntenlr notre declsion. 
En effet, il me semble d'abord qu'il n'est pas normal tout 
d'un coup de faire echapper les entreprises au drolt du ball. 
II y a une unlte de conceptlon et de protection qui a ete eta­
blie. Pourquoi est-ce que tout d'un coup on ferait cette dlffe­
rence-la? D'autre part, ce n'est pas reallste parce que les 
criteres qul sont avances - chiffre d'affaires, nombre de per­
sonnes „ sont dlfficlles a evaluer si vous avez par exemple 
une entreprise avec plusleurs magaslns ou plusieurs succur­
sales. II y a donc quelque chose d'assez arbltralre et d'artlfl­
clel dans les criteres qul sont proposes. Et puls, ce n'est pas 
vralment necessalre parce que, dans la realite commerciaie, 
les grosses entreprlses ont blen des chances de ne pas 
avoir besoln de recourir a ca drolt et savent se defendre 
quand alles etabllssent un contrat. Donc il me semble que le 
Conseil des Etats propose quelque chose qui n'est pes rea­
llste, qui n'est pas necessaire, qui ne correspond pas a un 
besoin, et qui en plus cree une sorte d'incoherence dans 
rensemble du proJet. 
C'est la raison pour laquelle II faut malntenir notre decislon. 

Leuthard Doris (C, AG), fQr die Kommission: Auch das heu­
tige Mietrecht behandelt alle Geschäftsräume gleich. Es un­
terscheidet nicht, und wir haben damit in der Praxis keine 
Probleme. Wenn Sie Jetzt dem Ständerat folgen, schaffen 
Sie neue Probleme, die schon mit dieser Definition zusam-

menhängen. Unser Rat hat in Übereinstimmung mit dem 
Bundesrat In der ersten Lesung klar gesagt, dass wir die gel­
tende Regelung beibehalten wollen. Der Ständerat schafft 
mit dieser neuen Version elgentllch nur noch mehr Unklar­
heiten. 
Die Unterscheidung, wonach man je nach Umsatz einmal 
dem Mietrecht untersteht und dann wieder nicht, birgt schon 
die Problematik In sich, dass ein Unternehmen, wenn es 
diese Grenze 0berschreltet, im einen Jahr die Schutzbe. 
stimmungen geniesst und Im anderen Jahr wieder nicht Es 
gibt Unternehmungen, die In einem Jahr 20 Beschäftigte ha­
ben - und demnach den Bestimmungen unterstehen - und 
In einem anderen Jahr nicht mehr. Wie wollen Sie das In der 
Praxis umsetzen? 
Die gesetzliche Lösung des Ständerates zeigt auch nicht 
auf, an welchem stlchtag diese Zahlen anzuwenden sind, 
wie Kollege Trfponez selber zugegeben hat. Sie zeigt auch 
nicht auf, wie die Kontrolle und der Nachweis dieser Kriterien 
erfolgen müssten. 
Die Kommission empfiehlt Ihnen daher klar, auch den Coif­
feurladen und das kleine Bäckergeschäft den Schutzbestlm• 
mungen des Mietrechtes zu unterstellen und an unseren 
bisherigen BeschlOssen festzuhalten. Wir haben dies mit 
16 zu 4 Stimmen beschlossen. 
Ich empfehle Ihnen deshalb, den Antrag Keller abzulehnen. 

Glasson Jean-Paul (R, FR), pour la commlssion: Beaucoup 
de choses ont ete dltes a ce sujet aujourd'hui et lors des pre­
cedents debats. Deux choses sont s0res: aujourd'hul deja, 
nous connalssons ia posslblllte pour toutes les entreprises 
et pour tous les locaux commerclaux d'Atre soumis a 1a pro­
tectlon contre les loyers abusifs, et la Constltutlon federale 
(art. 109 al. 1er) nous lnterdlt d'exclure les loyers commer­
claux de la protectlon, du molns dans leur totallte. 
Reste donc la questlon soulevee par le Conseil des Etats: 
faut-11 soumettre tous les loyers commerclaux a la protectlon 
contre les abus en matlere de ball a loyer? a quelle hauteur? 
dans quelle mesure? Le Conseil des Etats a renonce a sa 
premiere dlsposition qul voulait que solent protegees contre 
les abus les petltes entreprtses llees a une locallte. Nous 
avions trouve que cecl etalt flou et dlfficile d'applicatlon. 
A nos yeux, la nouvelle mouture du Conseil des Etats 
n'est pas mellleure. Elle mentlonne, comme vous l'avez 
vu, les entreprises ayant un chlffre d'affalres annuel de 
2 500 000 francs ou employant au molns 20 personnes. 
Mals on a pu facllement demontrer, au sein de la commls­
sion, les failles de cette deflnitlon: a quel moment le chiffre 
d'affaires doit-il Atre reallse? au debut du contrat? lors du 
lltlge? Quel personnel est•II vise? les employes a plein 
temps? les auxlllalres? le personnel de nettoyage, peut­
Atre? Le chlffre d'affal-res est-11 compris au seul lieu de l'en­
treprlse princlpale? ou alors dans les flllales? 
Vous voyez que beaucoup de questlons restent ouvertes, et 
on observera qu'en falt de slmpllcite, on a vu mleux. Au cas 
ou l'on sulvralt le Conseil des Etats, II y auralt sans aucun 
doute du paln sur la planche pour les tribunaux afln de faire 
les Interpretations necessalres. II taut volr que le nombre de 
contestatlons dans ce domalne est relatlvement falble et cer­
tainement encore plus falble pour les grosses entreprlses 
qu'on voudralt exclure de la protection contre las loyers abu­
sifs aujourd'hul. 
Pour toutes ces ralsons, la commlssion vous propose, par 
16 voix contre 4, de malntenlr notre declslon simple et con­
forme a la constltution, solt de soumettre tous les locaux 
commerclaux aux disposltlons legales de protectlon contre 
les loyers abusifs. 

Couchepln Pascal, conseiller federal: Le Consell federai 
vous recommande de sulvre la commlsslon et de malntenlr 
1a dlvergence. 
On a parte de securfte du drolt en evoquant la decision du 
Conseil des Etats. La dlscusslon a demontre que cette decl­
slon nintrodult aucune securlte du drolt, elle introdult simple­
ment une regle de droit supplementaire qui pose plus de 
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questlons qu'elle n'en resout dans un secteur ou jusqu'a 
maintenant, II n'y a pas eu de problemes. L.:ensemble des lo­
caux commerciaux est soumls actuellement a la protectlon 
contre les loyers abuslfs, et la dlfference entre les grandes et 
les petites entreprises n'est pas vraiment un probleme 
grave. La frontlere qui est flxee par le Conseil des Etats est 
une frontiere fluide. On sait que lorsque deux terrltolres ont 
une frontlere fluide, c'est la guerre, et pas le contraire. 
La securite du drolt impose de soutenir la proposltion de la 
commisslon. 

Abstimmung -- Vote 
(namentlich -- nominatif: Beilage - Annexe 99.076/2769) 
FOr den Antrag der Kommission .... 81 Stimmen 
FOr den Antrag Keller .... 62 Stimmen ,Siehe, S. %AS 

Art. 269 Abs. 2quater 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
streichen 
Minderheit 

-r p.S.OS 

(Hegetschweller, Baumann J. Alexander, Bosshard. Eggly, 
Randegger, Scherer Marcel) 
Zustimmung zum Besqhluss des Ständerates 

Art. 269 al. 2quater 
Proposition de la commlsslon 
Majorlte 
Biffer 
Mlnorlte 
(Hegetschweller. Baumann J. Alexander, Bosshard, Eggly, 
Randegger, Scherer Marcel) 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Hegetschweller Rolf (R, ZH): Die Mietrechtsrevision Ist nun 
In der dritten Runde der Differenzbereinigung. Ich bin der 
Meinung, dass wir bei den verbleibenden Differenzen dem 
Ständerat folgen sollten, um kein Grounding dieser ganzen 
Vorlage zu riskieren. 
Wo stehen wir heute? Ausgangspunkt der laufenden Miet­
rechtsrevision waren die Forderungen nach einem einfache­
ren, dafOr aber marktnäheren Mietrecht sowie nach Mietren­
dlteaussichten, die weiterhin einen breiten Kreis von Anle­
gern zu Investitionen in den Wohnungsbau animieren. Wir 
sollten nicht vergessen, dass gegen 80 Prozent der Wohn­
raumversorgung in der Schweiz von Privaten sichergestellt 
wird. Dazu gilt es Sorge zu tragen. 
Das erste Zlel der Revision, die Vereinfachung, ist zwar teil­
weise erreicht worden. Ich bin aber der Meinung, dass das 
Mietrecht, wie es nun vorliegt, Immer noch zu kompliziert ist, 
und alle, die in den Beratungen in den Kommissionen mit 

. dabei waren, werden das bestätigen können. 
Das zweite Ziel, mehr Marktnähe, wurde grOndllch verfehlt, 
und vermehrte Anreize, In den Wohnungsbau zu investieren, 
gibt es im neuen Recht schon gar nicht Wir sind daran, ein 
Mietrecht zu beschllessen, das sich sehr einseitig und fast 
ausschliesslich am Landesindex der Konsumentenpreise 
orientiert. Das hat mit Markt nur sehr Indirekt zu tun, was 
auch Nationalbankpräsident Jean-Plerre Roth der Kommis­
sion gegenüber bestätigt hat Wohnungsmarkt und Konsu­
mentenpreise können sich sehr unterschiedlich entwickeln, 
und im vorliegenden Mietrecht haben wir keine Möglichkei­
ten mehr, Korrekturen vorzunehmen. Die Proflteure werden 
In Zukunft noch mehr als heute Altmieter sein; je länger sie 
In der Wohnung bleiben, umso mehr. Benachteiligt sind Neu­
mieter, Junge, Familien und Randgruppen. Unsere Verfas­
sung verlangt einen Mieterschutz im Sinne einer Miss­
brauchsgesetzgebung. Die vorliegende Revision geht ein­
deutig weiter und regelt den normalen Anwendungsfall, was 
nicht das Ziel war. 
Mit der Revision nähern wir uns einem System staatlich fest­
gelegter Mieten, was schon vom Grundsatz her falsch ist. 
Ich stehe dieser Revision sehr skeptisch gegenüber, was 
auch fQr die Haltung des Hauseigentümerverbandes und der 
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gesamten Immobilienbranche gilt. Die Verteilungsneutralität, 
die am Anfang sehr hoch gehalten wurde, Ist nicht gewahrt 
worden. Sie hat sich zuungunsten der Vermieter verscho­
ben, mit allen Folgen, die das haben wird. 
Zu den Differenzen bei Artikel 269 Absatz 2quater und Arti­
kel 269dter, die ja zusammenhängen; davon betroffen sind 
auch die Artikel 269e Absätze 1 und 4: Hier haben wir Im 
Fall von auf eine Handänderung gestOtzten Mietzlnserhö• 
hungen im Nationalrat und Im ständerat zwei verschiedene 
Konzepte. Die Minderheit beantragt Ihnen, dem Ständerat 
zu folgen und diese Differenz zu bereinigen. Schon Im gel­
tenden Mietrecht wie auch gemäss Entwurf des Bundesra­
tes besteht die Möglichkeit, nach einer Handänderung die 
Mieten aufgrund der Erwerbskosten anzupassen. Sogar die 
Mieter-Initiative sieht diese Möglichkeit vor. Zusätzlich wurde 
ja eine staffelung elngefOhrt - nur 20 Prozent pro Jahr -, 
und im Rahmen der Vergleichsmiete können solche Miet­
zinserhöhungen auch hinterfragt werden. Der Ständerat hat 
diesem Tatbestand Rechnung getragen. Sein Modell Ist ein­
deutig klarer formuliert als jenes der natlonalrätlichen Fas­
sung. 
Ich bitte Sie, dieser an sich unbestrittenen Beibehaltung und 
Klarstellung des heutigen Rechts zuzustimmen und der Min­
derheit bzw. dem Ständerat zu folgen. 

Thanel Anita (S, ZH): Es geht hier um die Schicksalsfrage, 
ob sich ein Vermieter nach einer Handänderung auf die Ver­
gleichsmiete berufen kann, um eine Mietzinserhöhung 
durchzusetzen. In Ihrer Kommission und in diesem Rat be­
standen und bestehen Vorbehalte gegen die anvisierte Er­
hebung der so genannten Vergleichsmiete. Beide Selten 
haben Angst vor einer «black box»: die Mieterschaft vor ei­
ner Anheizung der Preise, die Vermleterschaft vor dem Ge­
genteil, vor dem Einfrieren der Preise. 
Wir haben uns sowohl In der Kommission wie Im Nationalrat 
zu einem doppelten Kompromiss durchgerungen. Die Ver­
gleichsmiete wird zur Bestimmung der Missbrauchsgrenze 
Ins Gesetz aufgenommen, darf Jedoch nie ein Erhöhungs­
grund Im laufenden Mietverhältnis sein. Im Gegenzug da­
zu kann der Vermieter die Miete während der Mietdauer zu 
100 Prozent an die Teuerung anpassen, was unter dem 
Blickwinkel der effektiven Kostensituation und der Vertel­
lungsneutralltät Im Vergleich zum heutigen Recht nicht ge­
rechtfertigt ist. Die Minderheit Hegetschweller will nun die 
Handänderung als erhöhungsauslösenden Tatbestand fOr 
die Vergleichsmiete zulassen bzw. vorsehen. 
Im Namen der SP-Fraktlon teile Ich Ihnen mit, dass wir die 
Verglelchsmlete als Erhöhungsgrund Im laufenden Mietver­
hältnis keinesfalls akzeptieren werden. Die Streichung die­
ses Erhöhungsgrundes während der Mietdauer Ist rar uns 
eine Condltlo slne qua non, um dieses Mietrecht zu akzep­
tieren. Wenn man die Vergleichsmiete als Erhöhungsgrund 
zulässt, führt dies zur Kumulierung der Indexierung, der 
Überwälzung wertvermehrender Investitionen und des Erhö­
hungsgrundes Verglelchsmlete im laufenden Mietverhältnis 
und somit zu einer Erhöhungsspirale, was unter dem ntel 
Mieterschutz schlichtweg zynisch ist. 
Es gibt auch keinen sachlichen Grund fOr dieses Begehren -
im Gegenteil: Die Vergleichsmiete hat nichts mit dem Kauf­
preis und der Kostenstruktur aufseiten der Eigentümerschaft 
zu tun. Unabhängig von der Höhe des Kaufpreises und ohne 
Offenlegung der Ertragslage könnte sich der neue Vermieter 
auf die Vergleichsmiete berufen. Für einen solchen Bonus 
bleibt in Anbetracht der Belastung, welche die Mietzinse tar 
die durchschnittlichen Haushalte darstellen, kein Raum. 
Auch Ist es widersprOchlich. Mit der Vergleichsmiete und der 
Indexmiete haben wir uns fQr ein neues Modell entschieden, 
das nichts mehr mit den effektiven Kosten zu tun hat Man 
kann nun nicht eine Veränderung in der Kostenstruktur als 
Erhöhungstatbestand elnfOhren und materiell eine Erhöhung 
gestützt auf die Vergleichsmiete, d. h. auf ein völlig anderes 
Kriterium, zulassen. Dadurch würden zwei Modelle, die 
nichts miteinander zu tun haben, vermischt. 
Herr Hegetschweller, auch der Vergleich mit dem heutigen 
Recht hinkt Wir haben heute ein Mietrecht mit diversen Kos-
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tenelementen. Der neue ElgentQmer kann sich nach einer 
Handänderung auf die veränderte KostenstruktUr berufen, 
doch muss er diese offen legen. Das entspricht dem heuti­
gen Modell, Ist aber nach der Revision, nach der ElnfOhrung 
der Indexmiete, eben nicht mehr der Fall. Deshalb gibt es 
auch keinen Grund, im neuen Recht eine Handänderung 
gleich zu behandeln wie im bisherigen Recht. 
Ich bitte Sie deshalb, der Mehrheit zu folgen, und 'Z.WB.r In Be­
zug auf sämtliche damit zusammenhängende Artikel. 

Stelner Rudolf (R, SO): Ich bitte Sie sehr, dem Antrag der 
Minderheit Hegetschweiler und damit dem System des Stän­
derates zu folgen. Andernfalls könnte das tatsächlich ein 
Schlcksalsartlkel werden, denn es geht letztlich um die Fair­
ness und um Eigentumsrechte. Warum? 
Der Neuerwerber einer Liegenschaft tritt von Gesetzes we­
gen In die bestehenden Mietverträge ein. Nach heute gelten­
der Praxis wird Ihm das Recht zugestanden, den Mietzins 
nach der so genannten absoluten Methode anzupassen. 
Das helsst, er kann heute den Mietzins zur Erzielung eines 
angemessenen Ertrages anheben und dabei die Erwerbs­
kosten als Berechnungsgrundlage berücksichtigen. 
Sowohl beim indirekten Gegenvorschlag des Bundesrates 
als auch In den bisherigen Beratungen - ausgenommen die 
fassung der Mehrheit unserer Kommission - war die Mög­
lichkeit klar vorgesehen, den bisherigen Mietzins gestOtzt 
auf die Erwerbskosten auch nach einer Handänderung an­
zupassen. Diese Regelung hat sich im geltenden Recht 
bewährt und wird Obrlgens sogar in der Mieter-Initiative vor­
gesehen. streichen Sie nun die Handänderung als Anpas­
sungsgrund vollständig, wie das die Mehrheit der Kommis­
sion beantragt, so hat dies geradezu entelgnungsrechtllche 
Wirkungen. Der Verkehrswert einer Liegenschaft wird erheb­
lich beeinträchtigt, wenn auch der Neuerwerber auf unab­
sehbare Zeit an die bestehenden, dann nicht mehr kosten­
deckenden Mietzinse des Veräusserers gebunden ist Der 
KOndigungsdruck wird dadurch massiv zunehmen, was Ja 
wiederum nicht im Interesse der Mieter oder des Mieterfrie­
dens sein kann. 
Darum folgen Sie der Konzeption des Ständerates. Stimmen 
Sie dem Antrag der Minderheit Hegetschweller zu. 

Aeschbacher Ruedl (E, ZH): Es geht hier und auch bei den 
weiteren Bestimmungen, die damit zusammenhängen, Ins­
besondere bei Artikel 269dter, um eine konkrete und ent­
scheidende Frage, nämlich um die Frage: Soll die Hand­
änderung fQr den Vermieter ein Grund sein, sich auf die Ver­
gleichsmiete berufen und damit allenfalls die Miete erhöhen 
zu können? Das ist die Frage, Ober die wir hier diskutieren. 
worden wir dies zulassen, WOrde das aus dem System des 
Nationalrates einen wichtigen Eckstein herausbrechen, und 
'Z.WB.r indem wir die Kumulation von Teuerung einerseits - die 
wir fQr die Erhöhung der Mieten als gerechtfertigt ansehen -
und Vergleichsmiete andererseits einfahren worden. Das wi­
derspricht dem System, das wir Jetzt aufgebaut haben, und 
es ist auch massiv ungerecht. FOr die Mieter, die bereits Im 
Haus gewohnt haben, die ein ungekündlgtes Mietverhältnis 
haben, Ist es überdies überhaupt nicht einseh- und nachvoll­
ziehbar, wieso jetzt nur aufgrund der Handänderung eine 
Mietzinsanpassung vorgenommen werden kann - sie leben 
In der gleichen Wohnung, an der Wohnung wird nichts ge­
macht, und trotzdem soll eine Mietzinsanpassung möglich 
sein. Auch aus dieser Sicht scheint dieser Antrag absolut 
verfehlt zu sein. 
Er würde auch die Balance, die austarierten Interessen zwi­
schen Vermieter- und Mieterseite stören. In diesem Zusam­
menhang muss Ich Herrn Hegetschweller - er hat bedauert, 
dass die Balance in Bezug auf die Interessen der Vermleter­
selte gestört worden sei - entgegenhalten: Wenn Sie den 
Ständerat zitieren und sagen, wir dOrften . nicht mehr hinter 
den Ständerat zurückgehen, sonst stimme dieses Gleichge­
wicht nicht mehr, muss Ich Sie daran erinnern, dass der 
Ständerat jetzt erst In der zweiten Lesung war, also die 
zweite Behandlung hinter sich het, und dass dieser Stände-

rat In der ersten Behandlung des Gesetzes massiv, aber 
wirklich massiv Obertrieben und die Gewichte massiv zu­
gunsten der Vermleterselte verschoben hat Es ist nun nichts 
anderes als richtig, dass der Ständerat zurOckbuchstabiert 
hat. Trotzdem hat er versucht, wieder einige zusätzliche 
Schwerpunkte auf seiner Seite in das Gesetz einzubauen. 
Wenn wir jetzt in der dritten Runde bei uns das, was der 
Ständerat In der zweiten Runde doch wieder herauszuholen 
versucht hat, nochmals auf ein vemQnftiges Mass zurOck­
stutzen, dann Ist das keine Verlängerung des ganzen Ver­
fahrens, sondern es geht darum, dass die Gleichgewichte 
gewahrt sind. Der Ständerat hat dann durchaus nochmals 
die Mögllchkeit, sich In der dritten Runde - die er auch noch 
absolvieren muss, bevor eine Einigungskonferenz stattfin­
det - wirklich darüber Gedanken zu machen, ob es nicht 
richtig ist, In einem fairen Kompromiss die Interessen ausge­
wogen zu wahren. 
Ich bitte Sie daher Im Namen unserer Fraktion, der Mehrheit 
der Kommission zu folgen und den Minderheitsantrag abzu­
lehnen. 

Joder Rudolf (V, BE): Im Namen der SVP-Fraktlon möchte 
Ich Sie bitten, die Minderheit zu unterstützen und der Fas­
sung des Ständerates zuzustimmen. Wir sind klar der Mei­
nung, dass nach einer Handänderung grundsätzlich die 
Möglichkeit einer Mietzinsanpassung bestehen muss. Diese 
Möglichkeit ist für uns Ausdruck der Vertragsfreiheit zwi­
schen den beiden Partnern, Vermieter und Mieter. Es kommt 
bei einer Handänderung ein neuer Partner hinzu, nämlich 
der neue EigentOmer. Dieser neue Vertragspartner muss 
grundsätzlich die Mögllchkelt haben, den Zins zu Oberprüfen 
und allenfalls anzupassen, selbstverständllch immer Im en­
gen gesetzlichen Rahmen, wie er vorgesehen Ist - auch In 
der Fassung des Ständerates -, also gestaffelt: pro Jahr ma­
ximal 20 Prozent und Immer unter Vermeidung von Miss­
bräuchlichkelt. 
Wenn wir diese Regelung hier nicht einführen, dann wird 
das passieren, was wir nicht wollen: Der KQndlgungsdruck 
wird zunehmen. Das Ist nicht Im Interesse der Mieter. Es 
geht um die Chancengleichheit zwischen den beiden Ver• 
tragspartnem, Mieter und Vermieter. 
Ich bitte Sie, hier der Fassung des Ständerates zuzustim­
men und die Differenz zu bereinigen. 

Eggly Jacques-Simon (L, GE): Dans une lol comme celle-cl 
sur le drolt de ball, II y a plusleurs choses a prendre en con­
slderatlon. 
II y a naturellement la formulatlon de crlteres et de reperes 
clairs permettant la protectlon des locataires, et aussl la pro­
tection du ballleur; il y a donc un equillbre a trouver. Et puls, 
II y a un lnter6t economique, c'est-a-dlre que flnalement le 
logement, Q8 correspond a un marche et II faut que ce mar­
che soit sufflsarnment fluide, sufflsamment souple, qu'il y alt 
sufflsamment d'lnvestlssements. C'est la ralson pour ia­
quelle il est lmportant qu'un nouveau proprietalre pulsse sa­
volr qu'II a une certalne marge de manoeuvre, mals pas 
llllmltee, dans le cadre de ce qui est admlssible et de ce qul 
sera flnalement Juge comme admissible. Par consequent, ce 
n'est pas non plus dans l'lnterllt a Jong terme des locatalres, 
parce que ce n'est pas dans l'lnter6t a long terme de la 
constructlon et du logement, qu'un nouveau proprietalre ne 
puisse passe dlre qu'en conslderant les faits, II pourra aug­
menter certalns loyers. 
D'ailleurs, la proposltion de mlnorlte qul est faite de se ralller 
au Conseil des Etats prevolt un garde-fou puisque dans le 
systeme qul vous est propose, II est bien dlt qu'une hausse 
de loyer a la sulte d'un changement de proprietalre pourra 
Atre contestee par le locatalre. On connalt assez l'environ­
nement et les organlsatlons qul entourent les locatalres pour 
savoir que le locatalre sera blen vite encourage a contester 
une hausse de loyer s'II devalt y avolr sou~n d'abus. 
Flnalement, II taut qu'II y alt une marge de manoeuvre et par 
consequent, au nom du groupe liberal, Je vous engage a sul­
vre la mlnorlte, ce qul a aussi l'avantage d'effacer une dlver­
gence vis-a-vis du Conseil des Etats. 
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Leuthard Doris (C, AG), fQr die Kommission: Ich finde es 
reichlich übertrieben, dass dieser Artikel von beiden Selten 
als Schicksalsartikel bezeichnet wird. Sowohl das Leben des 
Vermieters als auch das Leben des Mieters ist nicht von täg­
lichen Handänderungen geprägt. Wir müssen also das 
Ganze vorerst einmal relativieren. 
Die Differenz bei den Elgentümerwechseln hat sich seit dem 
Beginn dieser Debatte abgezeichnet. In der Praxis ist es 
heute In der Regel so: Wenn eine Liegenschaft verkauft 
wird, erstellt man eine Verkehrswertschätzung, um den rich­
tigen Preis zu bestimmen. In diesen Schätzungen spielt der 
Ertragswert einer Liegenschaft natürlich eine Rolle. Dieser 
Ertragswert orientiert sich aber in aller Regel an den vorhan­
denen, aktenkundigen Mietzinsen. 
Im heutigen Recht, das hat Kollege Steinar zu Recht darge­
legt, haben wir bei einer Handänderung die Möglichkeit, den 
Mietzins anzupassen. Diese Anpassungsmöglichkeit stellt 
im heutigen Recht aber keine ordentliche Erhöhungsmög­
lichkeit dar, sondern sie orientiert sich am allgemeinen 
Grundsatz der genügenden Rendite. Wenn also ein neuer 
Eigentümer nach dem Erwerb keine genügende Rendite er­
zielen kann und der Kaufpreis nicht übersetzt war, kann er 
die Mietzinse anpassen. 
In der Kommission für Rechtsfragen war man sich nicht ei­
nig, ob bei Handänderungen in Zukunft keine Möglichkeit zur 
zusätzlichen Mietzinsanpassung besteht oder ob eben der 
Hinweis in Artikel 269e Absatz 4 bedeutet, dass dies weiter­
hin - gestützt auf die allgemeine Regel von Artlkel 269 -
möglich ist. Der Ständerat hat diese Anpassungsmögllch­
kelt explizit beschlossen. Die Kommission lehnte dies mit 
14 zu 6 Stimmen bei 1 Enthaltung ab und möchte an der bis­
herigen Fassung festhalten. 
Wenn Sie der Minderheit Hegetschweiler zustimmen, so 
würde dies bedeuten, dass diese Anpassungen auch bei Ar­
tlkel 269dter, 269e Absatz 1 sowie bei Artikel 270a Absatz 1 
Litera a vorgenommen werden müssten. 

Glasson Jean-Paul (R, FR), pour la commlsslon: Cette d!s­
position est a mettre en rapport avec l'artlcle 269dter, sans 
quol on ne comprendralt pas l'apparition soudaine d'un drolt 
nouveau pour le locataire de demander un contröle du loyer 
en cas d'augmentatlon de celui-cl. En effet, l'artlcle 269dter 
adopte par le Conseil des Etats preclse que le changement 
de proprletalre donne le droit au ballleur d'augmenter le 
loyer, avec, II est vrai, un maxlmum autorlse de 20 pour cent 
par annee du montant du loyer precedent. 
II apparait a la majorite de la commission qu'on a affalre la a 
une aggravatlon de la sftuation pour le locatalre au proflt du 
bailleur. Nous avons accepte, je vous le rappelle - c'etait 
une sorte de solutfon de compromis - le principe du report 
sur les loyers du 100 pour cent de l'augmentatlon de l'indice 
sulsse des prlx a la consommation. Admettre une autre pos­
slblllte d'adaptatlon des loyers du falt du changement du pro­
prietalre revient a revenlr sur le tapis avec ce fameux double 
motlf de hausse qua nous avions retuse lors des precedents 
debats pour conserver un semblant de paix des loyers et 
permettre aussl un possible retralt de l'inltlatlve pour des 
loyers loyaux. 
On essaie aujourd'hui par un autre bials d'entrer par la fenl3-
tre alors que la vole de la porte a ete fermee. On peut s'ima­
glner assez clairement ce qu'il adviendralt dans une periode 
ou les changements de proprletaire sont tres trequents, et 
on a connu cela par le passe, je vous le rappelle. II y a aussl 
des possibilites pour les societes jurldiques de jouer un petit 
peu entre diverses societes pour obtenir le drolt d'augmenter 
a nouveau !es loyers. On volt la qu'on risque d'aller vers des 
hausses assez importantes et assez etendues. 
On nous dlt blen que le Tribunal federal a autortse des aug­
mentatlons du fait du changement de proprietaire, alors 
qu'aujourd'hul ce n'est pas expllcltement clte dans la lol. 
Mals nous estimons qua las nouvelles disposltions que nous 
avons mises en place ne s'adaptent plus tres blen et qua le 
contexte a change. 
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Par 14 voix contre 6 et avec 1 abstentfon, la commlssion 
vous propose donc de maintenir notre decislon et de blffer la 
nouvelle dlsposition introdulte par le Conseil des Etats. 
Comme l'a dlt Mme Leuthard, cette declsion vaut pour las 
artlcles 269 allnea 2quater, 269dter, 269e allnea 1 er et 270a 
allnea 1 er lettre a, au sujet desquels la commlsslon vous de­
mande de rejeter la proposltion de mlnorite Hegetschweiler. 

Couchepln Pascal, consefller federal: Le Conseil federal re­
commande, a l'article 269dter, de sulvre la majorlte et de 
rejeter la proposition de minorlte Hegetschweller. 
Nous ne souhaitons pas que le changement de proprietalre 
devienne un motlf ordinalre d'augmentatlon des loyers, cela 
Jusqu'au montant des loyers comparatlfs. Dans la pratlque 
economique, sl l'on lntroduisalt une teile clause, on pousse­
rait la valeur du parc lmmoblller a la hausse, sans ralson. 
l..'.anclen proprietalre pourrait demander au nouveau proprle­
talre un prlx de vente beaucoup plus eleve parce qu'II pour­
ralt lul dire: «A l'occaslon du changement de proprletalre, 
vous aurez la posslblllte d'augmenter largement tes loyers. 
Par consequent, payez-mol l'lmmeuble davantage.» 
Toute autre est la sltuation du nouveau proprletaire qul falt 
des travaux; dans ce cas-la, II y a des possibllites d'adapta­
tion des loyers. Enfln, si dans certalns cas il est Justitia, a 
l'occasion d'un changement de proprletaire, d'augmenter las 
loyers, II faut voir la realite: la reallte, c'est qu'en moyenne 
les locatalres changent tous las clnq ou six ans. A l'occasion 
du changement de locatalre, II y a la possiblllte d'adapter les 
loyers en tonctlon du marche et de conclure un nouveau ball. 
Donc en lntrodulsant ici cette dlsposltlon, vous faltes quel­
que chose de relatlvement choquant. Je suls locataire, J'al sl­
gne un contrat pour, dlsons, clnq ans, et tout d'un coup, 
apres la deuxieme annee, mon proprletalre declde de modl­
fler les loyers, et on vlent me dire: «Votre contrat de ball n'est 
plus valable parce qu'II y a un nouveau proprletaire. On mo­
difle les loyers convenus au depart.» SI on doit evoquer la 
securite du drolt, c'est bien dans ce cas-la: on falt perdre 
confiance aux partenaires au contrat, aux locatalres, en ln­
trodulsant une clause qul permet a une partle de se llberer 
d'une obllgatlon et qul permet au nouveau proprletaire de ne 
pas tenir compte des engagements prls par son predeces­
seur. 
Pretendre qua 'ici limite las chances d'investlssement, c'est 
evidemment faux. Dans les deux ou trois ans qui sulvent 
l'achat d'un lmmeuble de trois ou quatre appartements, II y a 
a coup sur deja un locatalre qul part et l'adaptatlon se fait 
naturellement, en respectant las regles du Jeu, a savolr le 
contrat slgne entre le locataire et le premler proprietaire. 

Abstimmung - Vote 
(namentlich - nomlnatlf: Beilage Annexe 99.076/2770) 
Für den Antrag der Mehrheit .... 73 Stimmen ~ s.20Gt 
Für den Antrag der Minderheit .... 71 stimmen VOtr f'. 1-0Gt 

La presldente (Maury Pasquier Ullane, presidente): Ce vote 
vaut egalement pour les artlcles 269dter, 269e allnea 1er et 
270a allnea 1 er tattre a. 

Die Beratung dieses Geschäftes wird unterbrochen 
Le debat sur cet objet est lnterrompu 
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2. Obllgatlonenrecht (Miete) 
2. Code des obllgatlons (Ball lt loyer et a renne) 

Art. 269 Abs. 5 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Minderheit 
(Garbanl, de Dardel, Gross Jost, Janlak, Jassen, Menetrey­
Savary, Thanei) 
Festhalten 

Art. 269 al. 5 
Proposition de la comm/ssion 
Maforlte 
Adherer i'i la declslon du Conseil des Etats 
Mlnorlte 
(Garbanl, de Dardel, Grass Jost, Janlak, Jassen, Menetrey-
8avary, Thanel) 
Malntenlr 

Garbanl Valerle (S, NE): Le Conseil federat a combattu 
r «accord romand» parce qu'II maintenait, de son polnt de 
vue, l'obscurantisme du drolt actuel dont la comprehenslon 
et !'application sont reservees, touJours selon son analyse, a 
une eilte de jurlstes professlonnels. Le Conseil federal sou­
tlent aujourd'hul le contre-proJet indlrect an alleguant qu'II 
simpllfiera notablement l'accesslbillte du profane au drolt du 
bail. Et ce sont ces arguments du Consell fedeml qui ont es­
sentiellement ete repris et assimlles par la majorite de ce 
Parlament pour rejeter I' ccaccord romand» et pour defendre 
le contre-proJet lndlrect. 
La fait que le Conseil federal soutienne auJourd'hul la decl­
sion du Conseil des Etats.de ne pas rendre las loyers corn­
paratifs de la methode LUV du professeur Geiger acces­
sibles a toute personne interessee, contrairement a la po­
sitlon de notre Conseil, va pourtant exactement dans le sens 
contralre d'un drolt du ball simple, transparent et, surtout, 
ouvert a toutes et a tous, a l'ensemble des cltoyennes et des 
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citoyens. En effet, la version du Conseil des Etats, soutenue 
par la majorite de la commlsslon, aura pour effet de multl­
plier les procedures devant les commlssions de concillatlon. 
Pour connaitre les loyers comparatlfs Geiger, le locataire 
sera contraint d'introdulre une procedure de contestation du 
loyer Initial devant la commission de conclllatlon et d'intro­
duire tous les clnq ans une procedure de contrOle. Les au­
torites de concillatlon seront submergees de demandes, 
ce qui ne manquera pas d'avoir des effets sur leur efficacite 
et le serieux de l'examen des cas soumis. Cela engendrera 
en outre, bien evldemment, des coats supplementaires pour 
les cantons, puisque du personnel additlonnel devra Eitre 
engage. Dans les cantons qul ne connalssent pas la gratuite 
du trlbunal des baux - c'est-a-dire dans la majorite des 
cantons alemanlques -, le locataire hesitera a salslr la 
deuxieme lnstance pour verlfier sl les donnees qul lui ont ete 
fournles par la commlsslon de concillatlon sont exactes. 
Contralrement a. ce que veut nous faire crolre le Conseil fe­
deral, une officiallte, une transparence des loyers compara­
tifs n'aura pas pour effet de fixer un loyer officiel, un loyer 
etatlque. En effet, les loyers comparatlfs Geiger sont en rea­
lite les loyers du marche, ou plus exactement - puisqu'll 
s'agit d'un echantillonnage le reflet des loyers du marche, 
et encore, majores de 15 pour cent. 
Chaque annee au minimum, les donnees des 1 o ooo appar­
tements contenus dans le systeme des loyers LUV seront 
reactuallsees et ces 10 000 appartements seront ceux ayant 
les loyers les plus eleves. Avec cette reactualisatlon an­
nuelle, le systeme LUV n'est donc que la caisse de reso­
nance, la calsse enregistreuse des loyers du marche. 
Chaque annee, les loyers du marche seront donc en tout 
etat de cause introduits dans le systeme Geiger. 
Le systeme s'adapte au marche; il ne raste pas Impermea­
ble au marche, contrairement a. ce que soutient le Conseil 
federal. II ne s'aglt des lors pas de la flxatlon de loyers offi­
ciels, mals, bien au contraire, de l'enregistrement actualise 
des loyers pratiques dans la localite ou le quartier, loyers qui 
ont toujours ete combattus par les associatlons de defense 
des locataires - je dls ~ pour memolre. 
Contrairement a. ce que veulent egalement nous faire croire 
le Conseil federal et la majorite de la commlssion, 1a non-of­
flclallte des loyers LUV n'aura pas pour effet de temperer les 
hausses de loyer; au contralre, en situatlon de penurie, partl­
culierement telle que nous la vlvons actuellement, le bailleur 
aura tout lnterät - et aura donc universellement tendance -
a. fixer un loyer le plus eleve posslble pulsque le locataire ne 
pourra pas verlfier son caractere abusif, sauf s'il entreprend 
lul-mäme une procedure de contestation ou de contrOle de­
vant la commission de conclllation. 
or on le satt, on l'a dlt et redlt dans le cadre de ces debats, 
trop peu de locatalres defendent leurs droits en salslssant 
les autorites. De plus, si le locataire n'a pas acctils aux loyers 
comparatifs, il prendra un enorme risque en salslssant la 
commlssion de concitiation puisqu'il navlguera a. vue; il igno­
rera si sa contestatlon a des chances de succes ou non. Or, 
si un locatalre n'a pas galn de cause dans sa procedure de 
contrOle ou de contestation, il ne pourra plus beneficier de la 
protectlon des trois ans contre les conges que lui garantlt 
l'article 271 a allnea 1 er du Code des obllgations. Oue se 
passera-t-11 alors dans la pratlque? Si le loyer Initial n'atteint 
pas las loyers comparatifs majores de 15 pour cent, le 
bailleur fera pression, deJa en commlsslon de conciliation, 
pour que le locataire accepte une hausse de loyer. Et dans 
le cadre d'une procedure de contrOle autorisee tous les clnq 
ans, si le loyer du locataire est trop bas par rapport aux 
loyers comparatHs maJores de 15 pour cent, le ballleur fera 
la mäme presslon, le men~t d'un conge - pour pouvoir 
louer l'appartement a. un autre locataire a un loyer plus ele­
ve - avec d'autant plus d'assurance que, si le locataire n'ob­
tient pas gain de cause, la protection des trols ans lui sera 
fermee. 
En concluslon, il est illusoire de penser que ces loyers com­
paratifs demeureront secrets pour tous. Cela sera un secret 
de Polichinelle pour les bailleurs. Les grandes regles, qui 
disposent de nombreux lmmeubies dans les mämes quar-
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tiers, connattront par recoupements, apres ätre allees quel­
ques fois en commlssion de conciliation a. l'lnltiative du 
locataire, les loyers comparatlfs appllcables. Et cette possibl­
lite de recoupements ne sera pas offerte au locataire lndM­
duel. II n'y aura donc aucune egallte des armes en cas de 
non-transparence des loyers comparatifs. 
Pour l'ensemble de ces motlfs, je vous invlte a maintenlr la 
dlvergence avec le Conseil des Etats. 

Hegetschweller Rolf (R, ZH): Ich bitte Sie im Namen der 
FDP-Fraktion, der Mehrheit zuzustimmen und den Antrag 
der Minderheit Garbani abzulehnen. Es wäre zwar reizvoll, 
wenn Mieter und Vermieter den genauen Marktwert einer 
Wohnung beispielsweise im Internet zweifelsfrei abrufen 
könnten, ähnlich wie das heute bei einem Gebrauchtwagen 
der Fall Ist. Das Ist aber nicht so einfach möglich. 
Die Wertermittlung für eine Wohnung ist kompliziert, denn 
zu Lage, Räche, Zustand, Ausstattung und Alter der Woh­
nung kommen so genannte Standortfaktoren wie Immissio­
nen, Lärm von der Strasse, Fluglärm, Nähe zu Schulen, 
Einkaufszentren, Nähe zum öffentlichen Verkehr, Aussicht 
usw. hinzu. Alle diese Faktoren sind ja nicht genau ermittel­
bar und mQssen Im Streitfall an Ort und Stelle nachkontrol­
liert werden. 
Ich bin darum der Meinung, dass dem Modell des Ständera­
tes zu folgen Ist, das den Beizug des Verglelchsmletemo­
dells eben nur bei Verfahren vorsieht, also bei Schllchtungs­
stellen, bei Mietgerichten. Dort macht es Sinn, dass man auf 
dieses Verglelchsmletemodell zugreifen kann. Wenn es je­
dermann zur Verfügung steht, führt das zu Verwirrung. Ich 
bin auch nicht sicher, ob die Mieterseite den Mietern einen 
Dienst erweist, wenn sie dieses Modell quasi öffenUich ma­
chen möchte. Auch der Bundesrat hatte die Öffentlichkeit 
des Modelles ursprOngllch nicht vorgesehen: Der Nationalrat 
fügte sie ein, und der Ständerat hat sie zu Recht wieder ge­
strichen. 
Ich bitte Sie, dem Ständerat zu folgen und die Minderheit 
Garbani abzulehnen. 

Joder Rudolf r,J, BE): Im Namen der SVP-Fraktlon bitte ich 
Sie, hier dem Ständerat zu folgen, den Absatz 5 zu streichen 
und damit die Differenz zum Ständerat zu beseitigen. Es 
geht um die Frage, Inwieweit die Vergleichsmiete Anwen­
dung finden soll. Die Vergleichsmiete Ist aus unserer Sicht 
ein Instrument, um die Missbräuchllchkeit des Mietzinses zu 
überprOfen bzw. um die Missbräuchllchkelt des Mietzinses 
zu verhindern. Die Verglelchsmlete Ist aber nicht als Instru­
ment gedacht, um durch die Verwaltung bzw. durch die Sta­
tistik festgelegte Mietzinse feststellen zu können. Die Ver­
gleichsmiete sollte also nicht schon beim Abschluss des 
Mietvertrages als Vorgabe beigezogen werden können, son­
dern die Parteien sollten grundsätzlich In ihrem Entscheid 
bei der Festlegung des Mietzinses frei sein. Nur wenn eine 
Partei den Mietzins hinterfragt, sollte die Vergleichsmiete als 
Kontrollinstrument beigezogen werden können. Das ist aus 
unserer Sicht der Sinn dieser Vergleichsmiete. 
In diesem Sinne bitte Ich Sie, den Ständerat zu unterstützen 
und diese Differenz zu bereinigen. 

La presldente (Maury Pasquler Liliane, presldente): Le 
groupe democrate-chretlen communique qu'II soutlent la 
propositlon de la majorlte. 

de Dardel Jean-NIis (S, GE): Je dois dire que Je comprends 
bien qua M. Hegetschweiler et M. Joder veulllent qua ce sys­
teme raste confldentlel, secret, pulsqu'lls sont contre: vous 
Ates contre les loyers du professeur Geiger! En revanche, 
M. le conseiller federal Couchepin, lul, II est pour: vous ätes 
pour les loyers hedonistes du professeur Geiger. Alors, je 
n'arrlve pas a. comprendre pourquoi vous ne voulez pas que 
ces loyers soient publies. Vous allez essayer de nouveau de 
nous l'expllquer. J'espere que vous le ferez un petlt peu 
mieux qu'en commission, parce qu'en commlssion, Mon­
sieur le Conseiller federal, vous n'avez pas ete clalr: vous 
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avez dlt qua las loyers hedonlstes sont le reflet des loyers du 
marche - enfin, c'est comme «;a qua Je vous al comprls -, et 
qu'II ne fallait pas qua le reflet, a son tour, ait une lnfluence 
sur la realite des loyers. 
Alors je trouve «;a quand mAme assez extraordlnalre! Cela 
veut dlre qua, au fond, vous dites a la fameuse Marguerlte 
de ne pas se contempler dans un mirolr et de ne surtout pas 
prononcer sa fameuse declaration: «Ah, je rls de me voir si 
belle en ce mirolrl» Vous avez une curieuse conception, je 
dois dlre, de la statlstique et de 1a descriptlon scientiflque -
ou pseudo-sclentiflque - par le professeur Geiger des Instru­
ments qul sont mls a dlspositlon pour determiner sl un loyer 
est abusif ou nonl Monsieur le Conselller fäderal, sl cette lol 
un jour se met en place, ce que Je n'espere pas, II faudra qua 
vous expllqulez aux ballleurs: «Volla, on vous donne le loyer 
du marche plus 15 pour cent, mais on vous emp~he de 
determlner au depart quel est le !oyer equltable qua vous 
pouvez rectamer et sur lequel vous pouvez reclamer 15 pour 
cent de plus.» Las bailleurs ne vont pas comprendre. 
De mAme, las locataires ne vont pas comprendre non plus, 
perce que dans un mAme lmmeuble, il arrive souvent qu'un 
loyer pour un appartement solt fixe a 500 francs, et que 
pour le mAme appartement, mals deux etages en dessus, II 
soft fixe a 1000 francs. C'est une chose courante. Et quand 
un de ces deux locatalres voudra savoir, entre 500 et 
1000 francs, quel est le Juste loyer selon le marche plus 
15 pour cent, eh bien, II ne pourra pas. Ou blen alors II de­
vra salslr la commisslon de concillatlon ou le tribunal pour 
lesavolr. 
Autrement dit, Monsieur le Conseiller federal, ce que vous 
voulez, c'est qua ces loyers solent secrets un peu comme le 
secret bancalre, c'est-a-dlre qu'il fallle recourlr au Juge pour 
lever le secret. C'est quand mAme un peu etrange, tout «;al 

Leuthard Doris (C, AG), fOr die Kommission: Unser Rat hat 
bei der ersten Beratung des Gesetzes diesen Absatz 5 ein­
gefügt, weil es ihm wichtig war, eine Bestimmung Ober die 
Konsultation der Vergleichsmieten einzubauen. Der Stände­
rat war zwei Mal gegen eine solche Bestimmung, und auch 
der Bundesrat opponiert hier. Die Kommission hat deshalb 
mit 12 zu 8 Stimmen bei 2 Enthaltungen beschlossen, zu be­
antragen, dass wir hier die Differenz bereinigen und dem 
Ständerat folgen. 
Es geht um die Frage der Information sowohl der Vermieter 
als auch der Mieter Ober die Vergleichsmieten. Der Stände­
rat hat sich Immer gegen eine Bundesverpflichtung ausge­
sprochen; dies nicht, weil man - wie Herr Kollege de Dardel 
das Jetzt annimmt - den Bund ganz dieser Pflicht entheben 
möchte, sondern weil man sagte, dass man dafür nicht eine 
explizite Gesetzesbestimmung brauche, die dann für den 
Bund eine Verpflichtung darstelle. Die Kommission Ist der 
Meinung, dass sich die Information Ober die Vergleichsmiete 
fOr beide Vertragsparteien automatisch einstellen wird, weil 
beide Parteien ein Interesse daran haben, dass es eine 
klare und fOr beide Seiten transparente Nennung und eine 
Sichtung geben kann. Wir haben heute analoge Instrumente 
beim Landesindex der Konsumentenpreise und beim Hypo­
thekarzlns, die fOr die Mietzinserhöhungen wichtige Instru­
mente sind, und auch bei diesen besteht keine Verpflichtung 
des Bundes, sie allen transparent und zugängllch zu ma­
chen. Dies ist Oberhaupt keine Notwendigkeit; es Ist auch 
keine Kunst, an diese Daten heranzukommen. 
Wir meinen daher, dass eine streichung dieser Bestimmung 
keine Nachteile für die Parteien ergibt und dass sich Im 
Markt automatisch lransparenz ergeben wird. 
Ich bitte Sie daher, der Mehrheit der Kommission zu folgen. 

Glassan Jean-Paul (R, FR), pour la commlssion: lci, con­
trairement a la minorlte Garbanl, qui met beaucoup d'ener­
gie a defendre son polnt de vue, la commlssion vous 
propose, par 12 voix contre 8 et avec 2 abstentlons, de vous 
ralller a la decision du Conseil des Etats et de renoncer a 
permettre la consultation des loyers comperatifs concernant 
un objet locatif determine. 
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Je releverai que c'est l'unique polnt des divergences sur le­
quel nous proposons de nous ralller a la decislon du Consell 
des Etats. Ce n'est pas une motlvatlon en soi, mals «;a per­
mettra peut-Atre d'ellminer quelque peu les dlvergences. 
Nous cralgnons, au sein de la majorlte, qua le loyer compa­
ratlf devienne une sorte d'lcöne, de reference etatlque lntou­
chable, alors qu'en verlte ce n'est qu'un indicateur, un reflet 
du marche, ce marche qul evolue malgre tout. 
Ralllez-vous donc a la declslon du Consell des Etats. 

Couchepln Pascal, conseiller fäderal: M. de Dardel m'a ln­
terpelle, II m'a demande de choisir entre la Marguerlte et le 
miroir. Le mlrolr reflete la Marguerlte, mals le mlroir n'est pas 
la Marguerlte. II y a quand mAme quelque chose de diffe­
rent c'est la marguerlte qui est premlere et c'est eile qul se 
reflete dans le mlrolr. Eh blen, c'est la mAme chose lcl. II y a 
le marche et II y a un certain reflet dans le mlroir qul est le 
loyer statlstique. Mais sl vous transformez le loyer statlstlque 
en element de reference pour ftxer les nouveaux baux, vous 
supprimez la llberte contractuelle des parties. 
Vous avez donne l'exemple d'un appartement qul serait loue 
a 500 francs et d'un autre appartement qu'un locatalre dlff&­
rent seralt dispose a louer a 700 francs. Et vous dltes: «C'est 
pas juste, il faudralt pouvoir se referer au mirolr et constater 
qua c'est 500 francs plus 15 pour cent.» Je dls non! SI le 
locataire et le proprletalre sont d'accord de fixer le loyer a 
650 francs, eh blen, lls creent le marche. Apres, s'fl y a vral­
ment abus, parce qu'une des deux partles s'est complete­
ment eloignee de la reallte - ce qul peut arrlver -, on peut 
avoir une contestatlon. Mals sl quelqu'un decide de payer un 
montant avec son proprietalre, lls creent le marche et lntro­
dulsent l'element de dynamlsme qul est prls en campte par 
le mirolr, et non !'Inverse. 
Ce que nous ne voulons pas, ce sont des loyers offlclels. Ce 
que nous ne voulons pas, c'est ce que vous avez dlt, c'est­
a-dlre que le loyer offlciel, c'est le loyer du marche plus 
15 pour cent. Cela, c'est seulement pour deflnir las abus, 
pas pour deflnlr le loyer ordlnalre. Je crains que sl vous d&­
fendlez cette these, ce solt pour pouvolr attaquer le prlnclpe 
des loyers comparatifs. Et pour que les loyers comperatlfs 
Jouent, ll ne faut pas qu'lls solent publies. II n'y a rien de se­
cret, il ne s'agit pas de secret bancalre, mais II faut lalsser le 
marche se faire. C'est seulement en cas d'abus, lorsqu'une 
des partles consldere qu'II y a abus, qu'on se refere a ce 
loyer comparatlf. Je rapste: la Marguerlte n'est pas le mlrolr. 
Le mlrolr doit Atra slmplement le reflet et pas la chose eile­
mAme. Mais cela, c'est de la metaphyslque. 

Grobet Christian (S, GE): Monsieur le Conselller federal, 
les statistlques en matlere de prlx constltuent-elles a votre 
avis une flxation des prlx offlciels? D'autre part, est-ce que 
vous estimez qu'aujourd'hul, les loyers qul sont demandes 
par les proprletaires en cette perlode de penurie de loge­
ments representent le marche quand, par exemple, a Ge­
neve, au depart d'un locataire, on maJore le loyer de 50 pour 
cent au mlnlmum? Est--ce qua ce sont la les lois du marche? 
Enfln, comment est-ce que vous pouvez, alors qua le Con­
seil federal pretend tous ies Jours voulofr repondre aux sou­
cls de la populat!on en matlere de transparence, ne pas faire 
preuve de transparence dans un probleme aussi important 
que celui-la? 

Couchepln Pascal, conselller federal: 1. La statlstlque reflete 
le marche, mais n'est pas le marche. Le marche est ind&­
pendant de 1a statistlque. 
2. Lorsque, a la sulte d'une politlque erronee, II y a penurle 
de logements parce qu'on a ete trop rigide dans l'amenage­
ment du territolre, ou trop antlproprletalre, II y a penurle d'in• 
vestissements. Evidemment, les prlx montent. C'est semble­
t-il, d'apres ce que dlsent certains, ce qul a pu arrlver dans 
des grandes vllles de Sulsse. Pour retabllr fequillbre, II faut 
amellorer l'offre. Et pour ameilorer l'offre, il faut amellorer le 
rendement; c'est ainsl. 
II y a une autre methode qul est d'assoupllr les regles etati­
ques et de permettre alnsl de rädufre las coOts de revient 
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des logements; mais qa, c'est de la politique cantonale et 
vous y ätes maitre; Je ne suis qu'un observateur modeste et 
partiellement incompetent 
En ce qui conceme le marche, il est tres different d'une re­
glon a l'autre de Suisse, et je peux vous dire que dans de 
nombreuses reglons de Suisse, les loyers actuellement ne 
montent pas, ils restent stables, volre mäme ont ete plutöt ä 
la baisse ces dernieres annees. II y a des cas exceptlonnels 
comme Geneve; la, II y a des problemes speciflques qui font 
l'objet de !arges debats politlques dans la Republique et 
Canton de Geneve. Finalement, ies electeurs choisissent le 
type d'economie auquel ils font davantage confiance. Mais 
jamais les statistlques ne seront le marche, alles sont au 
mleux le reflet du marche. 

Abstimmung - Vota 
F0r den Antrag der Mehrheit .... 96 Stimmen 
F0r den Antrag der Minderheit •... 60 Stimmen 

Art 269dbls 
Antrag der Kommission 
ZUstimmung zum Beschluss des Ständerates 
Proposition de Ja commlssion 
Adherer a la declslon du Conseil des Etats 

Angenommen -Adopte 

Art269dter 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Streichen 
Minderheit 
(Hegetschweller, Baumann J. Alexander, Bosshard, Eggly, 
Randegger, Scherer Marcel) 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Art 269dter 
Proposition de Ja comm/ss/on 
Majorite 
Bitter 
Minorite 
(Hegetschweiler, Baumann J. Alexander, Bosshard, Eggly, 
Randegger, Scherer Marcel) 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Angenommen gemäss Antrag der Mehrheit 
Adopte selon /a proposltlon de /a majorlte 

Art.269e 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 
Mehrheit 
.... vorbehältflch der Artikel 269b, 269c und 269dbis jeweils 

Minderheit 
(Hegetschweiler, Baumann J. Alexander, Bosshard, Eggly, 
Randegger, Scherer Marcel) 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Abs. 2, 3, 3bis, 4 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Art269e 
Proposition de /a commlsslon 
Al. 1 
Majorlte 
.... sous reserve des articles 269b, 269c et 269dbis. L!avis ..•. 
M/norlte 
(Hegetschweiler, Baumann J. Alexander, Bosshard, Eggly, 
Randegger, Scherer Marcel) 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Al. 2, 3, 3bls, 4 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Amtliches Bulletin der Bundesversammlung 

Nationalrat 

Abs. 1-AI. 1 
Angenommen gemäss Antrag der Mehrheit 
Adopte selon la proposltlon de la ma}orlte 

Abs. 2, 3, 3bls, 4 - Al. 2, 3, 3bis, 4 
Angenommen -Adopte 

Art. 269f 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Proposition de 1a comm/sslon 
Adherer a 1a decision du Conseil des Etats 

Angenommen - Adopte 

Art. 270a Abs. 1 Bst. a 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
a ..... den Artikeln 269a und 269dbls übersteigt; 
Minderheit 
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(Hegetschweiler, Baumann J. Alexander, Bosshard, Eggly, 
Randegger, Scherer Marcel) 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Art. 270& al. 1 let. a 
Proposition de /a commlssion 
Majorlte 
a ..... par les articles 269a et 269dbis; 
Mlnorite 
(Hegetschweller, Baumann J. Alexander, Bosshard, Eggly, 
Randegger, Scherer Marcel) 
Adherer a la declsion du Conseil des Etats 

Angenommen gemäss Antrag der Mehrheit 
Adopte se/on /a propositlon de /a majorite 

Zlff.11 Art 1; Art 2 Abs.1, 2; Art 3; Art 4 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Festhalten 
Minderheit 
(Hegetschweiler, Baumann J. Alexander, Bosshard, Randeg­
ger, Scherer Marcel) 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Ch. II art. 1; art 2 al. 1, 2; art. 3; art 4 
Proposition de la commlsslon 
Majorite 
Malntenlr 
Mlnorlte 
(Hegetschweiler, Baumann J. Alexander, Bosshard, Randeg­
ger, Scherer Marcel) 
Adherer ä la decision du Conseil des Etats 

Zlff. II Art 2 Abs. 3 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Ablehnung des Antrages der Minderheit 
Minderheit 
(Garbani, de Dardel, Gross Jost, Janlak, Jossen, Menetrey­
Savary, Strahm, Thanel) 
Mietzinserhöhungen, die nach dem alten Artikel 269a Buch­
stabe a OR als Anpassung an die orts- oder quartlerOblichen 
Mietzinse im Jahr vor der Inkraftsetzung des neuen Rechtes 
erfolgten, fallen dahin. 

Ch. II art. 2 al. 3 
Proposition de Ja comm/ss/on 
Majorite 
Rejeter la proposltlon de la mlnorite 
Minorlte 
(Garbani, de Dardel, Grass Jost, Janiak, Jossen, Menetrey­
Savary, Strahm, Thanei) 
Les augmentations de loyer fondees sur les loyers usuels de 
la localite ou du quartler au sens de l'anclen artlcle 269a 
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lettre a CO, notlfiees dans l'annee prec6dant l'entree en vl­
gueur du nouveau droit sont nulles. 

Hegetschweller Rolf (R, ZH): Wir slnd nun bei den Über­
gangsbestimmungen. Auch hier geht es wie bei den Miet­
zinsanpassungen nach einer Handänderung um zwei 
verschiedene Modelle: Die natlonalrätllche Lösung verlangt 
eine Anpassung der Mietzinse an den aktuellen Leitzinssatz 
beim Übergang auf das neue System; das ständerätliche 
Modell geht zu Recht davon aus, dass die bestehenden 
Mietverhältnisse bei Inkraftsetzung des neuen Rechtes zu­
lässlg, beidseitig akzeptiert und nicht mlssbräuchlich sind. 
Die zweite Lösung ist nicht nur einfacher und praktikabler, 
sie entspricht auch dem gesunden Menschenverstand. Die 
natlonalrätllche Lösung würde nämlich zu jahrelangen Unsi­
cherheiten führen, weil erst bei einer Mietzinserhöhung 
zwingend die Anpassung an den Hypothekarzinssatz zum 
Zeitpunkt des lnkrafttretens des neuen Rechtes verlangt 
wird. 
Die Hypothekarzlnsen befinden sich zurzeit auf einem abso­
luten Tiefststand. Übergangsbestimmungen mit einem Sen­
kungszwang im Sinne des Natlonalrates bewirken daher 
eine klare Umverteilung zugunsten der Mieter. Selbst 
Vermieter, die nachweislich keinen kostendeckenden Ertrag 
erzielen, wären danach gezwungen, alte Hypothekarzinsre­
duktlonen weiterzugeben, den Mietzins also noch weiter zu 
senken, und z.war auch dann, wenn der Mieter das gar nicht 
verlangt. 
Im umgekehrten Fall, wenn der Hypothekarzins z. B. bei 
8 Pro~ent oder höher läge, wOrde die Mieterseite eine sol­
che Ubergangsregeiung nie akzeptieren; es wOrden dann 
wieder mit diesen «MIiiiardenumverteiiungen» zugunsten 
der Vermieter Schlagzeilen gemacht. Also darf diese Regel 
auch im umgekehrten Fall nicht zur Anwendung kommen. 
Ein undifferenzierter Senkungszwang widerspricht Im Übri­
gen auch klar dem geltenden Recht. Die vom Bundesrat Im­
mer wieder betonte Verteilungsneutralität des Indirekten 
Gegenvorschlages kann nur mit einer Übergangsregelung 
Im Sinne des Ständerates gewahrt bleiben. Die vom Bun­
desrat vorgeschlagene und vom Nationalrat übernommene 
Regelung verkennt, dass das geltende Recht mit gutem 
Grund keinen Automatismus bezüglich der Mietzinsanpas­
sungen infolge von Hypothekarzinsänderungen enthält. Mit 
anderen Worten: Eine Hypothekarzinsänderung - Anstieg 
oder Senkung - wirkt sich nur dann auf den Mietzins aus, 
wenn eine Partei dies geltend macht. Im Fall von Hypo­
thekarzinssenkungen Ist der Vermieter Im Übrigen nur dann 
gezwungen, den Mietzins zu reduzieren, wenn er infolge der 
Hypothekarzlnsreduktlon einen übersetzten Ertrag erzielt, 
sonst eben nicht. 
Das Bundesgericht hat in langjähriger Rechtsprechung wie­
derholt bestätigt, dass es nicht Sinn einer Missbrauchsge­
setzgebung sein kann, den Vermieter zu weiteren Senkun­
gen des Mietzinses unter das kostendeckende Niveau zu 
zwingen. Im Weiteren können Hypothekarzinssenkungen Im 
geltenden Recht mit der Teuerung auf dem Risiko tragenden 
Kapital, mit der Unterhaltskostenteuerung und mit wertver­
mehrenden lnvestltlonen verrechnet werden. Es gilt auch zu 
bedenken, dass nach geltendem Recht Mietzinse angefoch­
ten werden können, um sie auf ihre Mlssbräuchllchkelt hin 
überprüfen zu lassen. Die Auswirkungen Infolge von Hypo­
thekarzinsänderungen sind inzwischen den Parteien hin­
länglich bekannt, und die Parteien kennen auch Ihre Rechte. 
Wurden Hypothekarzinsänderungen In einem bestehenden 
Mietverhältnis nicht geltend gemacht, so Ist es nicht Aufgabe 
des Staates, in das bestehende Vertragsverhältnis einzu­
greifen, den Im heutigen Recht verpönten Anpassungsauto­
matismus nachträglich doch noch einzuführen und den Par­
teien die künftige Mletzlnsgestaltung sozusagen gegen Ihren 
WIiien zu diktieren. 
Ich bitte Sie, unter Berücksichtigung all dieser Umstände der 
Minderheit zu folgen und damit dem Ständerat zuzustim­
men. 

Garbanl Valerie (S, NE): Ce contre-projet lndlrect a l'fnitia­
tive populalre «pour des loyers loyaux» est loin, voire tres 
loin de faire l'unanimite en sa faveur, et ce quel que solt le 
cöte ou l'on se place pour l'apprecler. Les mllleux lmmobl­
llers prefereralent le drolt actuel pour diverses ralsons, dont 
je ne developperai pas lci le blen-fonde ou le mal-fonde. Un 
des motlfs evoques par las mllleux immoblllers pour expll­
quer leur retlcence est l'absence dans ce contre-projet de 
«Notventil», de soupape de securlte qui leur permettralt de 
renter davantage leurs investlssements en augmentant Je 
loyer en cours de ball sur d'autres criteres qua l'adaptation 
des loyers au deja pleln rencherlssement 
Salon les prevlsions, sl ce contre-projet dolt entrer en vl­
gueur, ce sera deux a trois ans apres las votatlons finales au 
Parlament Logiquement, les assoclatlons de proprietalres 
immoblllers chercharont a attenuer les effets d'un nouveau 
drolt qu'elles estlment defavorable aux lnterAts de leurs 
membres. Que vont-elles conselller a leurs membres? Elles 
vont leur dlre de notlfler a large echelle, voire systematique­
ment, des hausses de loyers fondees sur les loyers du mar­
che, las loyers de la localite ou du quartler, selon le drolt 
actuel et la jurisprudence du Tribunal f6deral. Tres peu, trop 
peu de locatalres contestent de telles hausses de loyers ou 
un loyer Initial adapte aux loyers du marche par rapport au 
loyer du precedent locataire fonde sur les coOts. 
II n'est des lors pas temeralre d1maginer que des centaines, 
voire des mllllers de hausses de loyers solent alnsl adres­
sees aux locataires, en partlculier aux locataires qul ont un 
loyer non abuslf parce qu'ils se sont battus contre des haus• 
ses ou parce qu'ils ont demande des balsses. La situatlon 
de penurle facllltera encore ces hausses de loyers puisque 
dans de telles sltuations les locatalres sont partlcullerement 
captifs. 
Cette vague de notlflcatlon de hausses de loyers, assortle 
au falble taux de contestation, aura pour effet qua les loyers 
comparatlfs selon le modele LUV seront encore plus eleves 
a l'entree an vlgueur du nouveau droit, pulsque !es loyers 
comparatlfs sont le reffet actualise des loyers du marche. La 
dynamlque de hausse est alnsl programmee. 
Avec ma propositlon de mlnorite, je souhaite temperer ces 
effets pervers du nouveau drolt. Au molns dans l'annee pre­
c6dant son entree en vlgueur, las hausses de loyers fondees 
sur las loyers de la locallte ou du quartler selon le droit ac­
tuel dolvent &tre declarees nulles de plein drolt. 
Je vous invlte a soutenir ma proposltlon de mlnortte au chif• 
fre II artlcle 2 alinea 3, dans l'Interit de Ia majorlte des loca­
taires de ce pays. 

La presldente (Maury Pasquler Lillane, presldente): Le 
groupe de !'Union democratique du centre communlque qu'II 
sun la minorlte Hegetschweller. 

Stelner Rudolf (R, SO): Am letzten Donnerstag hat mich die 
Kommissionssprecherin im ZUsammenhang mit Artikel 289 
Absatz 2quater und Artikel 289dter darauf hingewiesen, dass 
das ja nicht die Schicksalsartikel sein könnten. Dasselbe 
wOrde sie mir wahrscheinlich heute bei diesen Übergangsbe­
stimmungen antworten. Aber Ich gebe Ihnen zu bedenken: 
Irgendwann kommt der Tropfen, der das Fass zum Überlau­
fen bringt So ist dann letztlich jeder umstrittene Artikel In sich 
ein Schicksalsartikel. Entsprechend bitte Ich Sie eindringlich, 
hier dem Modell des Ständerates, also dem Antrag der Min­
derheit Hegetschweiler, zuzustimmen. Erlauben Sie mir, 
dass Ich nochmals unterstreiche, was Herr Hegetschweller 
zur BegrOndung seines Antrages ausgeführt hat: 
1. Die tf ypothekarzinsen befinden sich auf einem Tiefst­
stand. Ubergangsbestlmmungen mit Senkungszwang im 
Sinne der Nationalratskommisslon bewirken eine klare Um­
verteilung zugunsten der Mieter, denn selbst der Vermieter, 
der nachweislich keinen kostendeckenden Ertrag erzielt, 
wäre danach gezwungen, alte Hypothekarzinsreduktionen 
weiterzugeben, den Mietzins also zusätzlich zu senken. 
2. Das Bundesgericht hat in langjähriger Rechtsprechung 
wiederholt bestätigt, dass es nicht Sinn der Mlssbrauchsge-
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setzgebung sein kann, den Vermieter zur weiteren Senkung 
eines Mietzinses unter das kostendeckende Niveau zu zwin­
gen. 
3. Wie Herr Hegetschweiler ebenfalls ausgefOhrt hat Wur­
den Hypothekarzinsänderungen In einem bestehenden 
Mietverhältnis nicht geltend gemacht, so ist es nicht Aufgabe 
des Staates und kann es nicht Aufgabe des Staates sein, 
kQnstlich In das bestehende Vertragsverhältnis einzugreifen. 
Aus diesen Überlegungen bitte Ich Sie eindringlich, dem 
Modell des Ständerates und dem Antrag der Minderheit He­
getschweller zu folgen. Denn nur so können Sie die vertel­
lungsneutrale Version, wie sie vom Bundesrat gewQnscht 
wird, auch umsetzen. Dass damit auch der Antrag der Min­
derheit Garbani zu Artikel 2 bestritten Ist, der eine weitere, 
zusätzliche Verschlechterung der Stellung des Vermieters 
mit sich bringen würde, Ist selbstverständlich. 
Ich bitte Sie auch, den Antrag der Minderheit Garbanl abzu­
lehnen. 

de Darclel Jean-Nils (S, GE): Ces dispositions transitolres 
sont en fait tres lmportantes dans le debat sur le droit de 
bail. C'est un peu dommage que notre minlstre de l'econo­
mle ne sott pas la pour donner son avis. Enfln, peut-ätre qu'il 
arrivera tout a l'heurel 
D'abord, en ce qui concerne le probleme relatlf a la propos~­
tion de minorlte Hegetschweller a l'artlcle 2: cette propos1-
tion tend au fand a supprlmer une petlte concession qui a 
ete falte par le Conseil federal en faveur d'une certalne Jus­
tice dans la transltlon entre le droit actuel et le nouveau droit. 
Cette Justlce consiste a dire que les bailleurs, qul n'ont pas 
repercute la baisse du taux des interats hypothecalres sur 
les loyers, doivent ätre en quelque sorte sanctlonnes - je 
vous rassure, une douce sanction - par rapport aux ballleurs 
qui, eux, ont accorde des baisses de loyer fondees sur la 
baisse du taux des lnterats hypothecalres. 
II seralt en effet choquant que ces deux categorles de 
bailleurs solent traitees de la mäme maniere, parce que cela 
slgniflerait qua l'on quallfie d'lmbeciles de la Republlque tous 
les bailleurs qul ont accorde spontanement ou en cours de 
procedure des baisses de loyer fondees sur l'abalssement 
du taux des lnteräts hypothecaires. Ces ballleurs-la, au fond, 
seralent perdants, completement, et les autres, qul en fait se 
sont mal condults, seraient gagnants. 
Donc l'idee du Conseil federal est de corrlger cette lnegalite 
et, encore une fols, c'est la moindre des choses, raison pour 
laquelle II taut soutenir la proposition de la majorite et rejeter 
la proposltlon de mlnorite Hegetschweiler. 
En ce qul concerne 1a propositlon de mlnorite Garbanl a l'ar­
tlcle 2 alinea 3, eile souleve un point exträmement lmportant. 
Avec le nouveau drolt de ball, et on le salt deja du fait de 
leurs declarations, les bailleurs de Sulsse et leurs organlsa­
tlons vont avolr tres peur. Cette reactlon de peur va engen­
drer, avant l'entree en vlgueur du nouveau droit, une masse 
de hausses de loyer fondees sur le droit actuel, plus particu­
lierement sur les loyers usuels du quartier. Ce seront des 
milliers volre des dizaines de mllliers de hausses de loyer qui 
seront notlflees quelques mois avant l'entree en vlgueur du 
nouveau drolt. Cela, II taut essayer de l'emp€1cher. Tout le 
monde prend ce defaut-la de 1a transltlon beaucoup trop a la 
legere. Le jour ou des dlzalnes de milliers de hausses de 
loyer tres lmportantes seront notifiees aux locataires de ce 
pays, juste avant l'entree en vlgueur du nouveau drolt, II se 
passera alors quelque chose de tres grave et le Parlament 
en aura toute la responsablllte. 

La presldente (Maury Pasquler Ullane, presldente): Je sl­
gnale a M. de Dardel que si M. le conselller federal Couche­
pln est absent, ce n'est pas du fait de sa propre volonte, 
mals parce que sa presence etait requlse au mäme moment 
au Conseil des Etats et que, comme II n'a pas encore le den 
d'ublquite, II nous rejoindra des que posslble. 

Leutharcl Doris (C, AG), fQr die Kommission: Übergangsbe­
stimmungen sind In einem Gesetz immer schwierig zu fas-
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sen, weil es darum geht, eine möglichst gerechte Überein­
stimmung zwischen altem und neuem Recht zu erzielen. Wir 
haben hier nach wie vor eine sicher erhebliche Differenz. 
In der ersten Lesung haben wir gemeinsam mit dem Bun­
desrat gestimmt, weil diese Regelung Rechtssicherheit für 
bestehende Vertragsverhältnisse bedeutet Für neue Ver­
träge gilt generell das neue Recht, für unter dem alten Recht 
abgeschlossene Verträge gllt grundsätzlich das alte Recht. 
In Artikel 3 dieser Übergangsbestimmungen wird - das Ist 
des Pudels Kern - speziell die Frage geregelt, wie bei Miet­
zinserhöhungen vorzugehen Ist WIii der Vermieter den Miet­
zins erhöhen, so hat er diesen zuerst an den Hypothekarzlns 
anzupassen. Das kann nach unten, aber auch nach oben 
passieren, ist aber In der Vorlage von Bundesrat und Natio­
nalrat fOr alle Fälle gleich behandelt Die Mehrheit der Kom­
mission geht mit dem Bundesrat davon aus, dass das Gros 
der Mietverträge auf den aktuellen Hypothekarzinsen ba­
siert, sodass diese Anpassung keinen wesentlichen Auf. 
wand ergibt Gerade der Hauseigentomerverband hat 
mehrfach gesagt, dass das Gros der Vermieter die Senkun­
gen des Hypothekarzlnssatzes Jeweils an die Mieter weiter­
gegeben habe. 
Diese Bestimmung stellt aber sicher, dass jene Vermieter, 
die über Jahre auf eine Anpassung an den Hypothekarzins 
verzichtet haben, dieses Guthaben nicht verlieren bzw. dass 
Jene Mieter, denen die Zinssenkung nicht weitergegeben 
wurde, noch In den Genuss der Anpassung kommen. 
Selbstverständlich steht es den Parteien frei, sich zu eini­
gen; dann wird eine Anpassung des Mietzinses auch nicht 
zu einem Anfechtungsverfahren fOhren. Mit dem neuen Ge­
setz haben wir neue Anpassungsregeln, und es scheint rich­
tig, die bestehenden Verträge auf de~ stichtag des lnkraft­
tretens des neuen Gesetzes zu aktualisieren. Nur so haben 
wir auch bei der Erfassung der Vergleichsmiete das effektive 
Abbild des Marktes. Die Kommission für Rechtsfragen emp­
fiehlt Ihnen daher mit 16 zu 5 Stimmen bei 1 Enthaltung 
Festhalten am Beschluss des Nationalrates, der dem Ent­
wurf des Bundesrates entspricht. 
Betreffend den Antrag der Minderheit Garbani zu Artikel 2 
Absatz 3 empfehle Ich Ihnen, der Mehrheit zuzustimmen. 
Frau Garbanl verlangt mit einem neuen Absatz 3, dass Miet­
zinserhöhungen im letzten Jahr vor der Inkraftsetzung des 
neuen Gesetzes einfach so dahlnfallen. Wenn wir von Ver­
tellgerechtigkeit sprechen, so geht es natürlich nicht an, 
dass dieses neue Recht dazu führt, dass sämtliche Anpas­
sungen Im Jahr vor der Inkraftsetzung des neuen Rechtes 
nicht mehr g0ltlg sind. Das würde das Konzept von Bundes­
rat und Nationalrat aushöhlen. Wenn Erhöhungen erlaubt 
sind bzw. wenn ein Vermieter den Mietzins eben nicht dem 
Hypothekarzins angepasst hat, so wäre es stossend, wenn 
er diese Guthaben verlöre. Es soll fQr beide Parteien das­
selbe gelten - alles andere wäre ungerecht und einseitig. 
Die Kommission für Rechtsfragen hat deshalb auch diesen 
Antrag mit 13 zu 8 Stimmen abgelehnt. Sie empfiehlt Ihnen 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates. 

Glasson Jean-Paul (R, FR), pour la commlsslon: Par 16 voix 
contre 5 et avec 1 abstention, donc a une majorlte signlflca­
tlve, la commisslon vous propose de malntenlr son concept, 
solt celui qua ce mäme Conseil a adopte lors des dernlers 
debats et de repousser la propositlon de mlnorlte Hegets­
chweiler d'adherer a la decislon du Conseil des Etats. 
II s'aglt, II faut le dire, d'une questlon d'lmportance s_ur les 
plans polltlque, jurldlque, ethlque et psychologique. S1 vous 
suivez la mlnorlte Hegetschweller, vous donnez votre cau­
tion votre benedlctlon en quelque sorte, a ceux d'entre les 
ballieurs qul n'ont pas repercute sur les loyers les balsses du 
taux hypothecaire, mäme s'ils le pouvaient II seralt cho­
quant, aux yeux de la majorite de la commisslon, que. l'on ne 
permette pas aux locatalres de revendlquer une baisse de 
loyer le cas echeant II s'agit la d'une affalr~ d'equ~e. ~out 
slmplement. II serait anormal, je le repete, qu II en so1t diffe­
remment, qu'on accorde une amnlstle a ceux qul n'ont pas 
baisse les loyers alors qu'en regle generale, lls auraient d0 
et pu le faire. 
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Zlff. III Art. 1 
Antrag der Kommission 

Ne faltes pas monter la temperature et naTtre un sentlment 
d'lnjustlce dans les milieux des locataires, quand bien mAme 
les chlffres agltes par les representants des locatalres et 
certains experts sont contestes par l'autre partle. 

Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Je vous demande donc de sulvre la majorite et de maintenir 
la decislon de notre Conseil en la matlere. 
En ce qui concerne l'artlcle 2 alinea 3 propose par la mino­
rlte Garbanl, proposltlon rejetee par 13 voix contre 8, ce 
nouvel allnea lntroduit un nouveau concept tendant a rendre 
nulle toute augmentation notiflee l'annee precedant l'entree 
en vigueur du nouveau drolt. Mme Garbanl cralnt que le 
temps devant s'ecouler jusqu'a l'entree en vigueur du nou­
veau droit sott mis a profH par les bailleurs pour augmenter 
les loyers seion le droit actuel, ce qui auralt, a ses yeux, un 
effet lnflatlonnlste et provoquerait une augmentatlon assez 
generallsee des loyers. 
La majorlte de la commission ne partage pas ces craintes et 
vous demande de malntenir la declsion de notre Conseil, de 
ne pas accentuer les desaccords avec le Conseil des Etats, 
d'une part, et de ne pas dlaboliser ies proprletalres, d'autre 
part. 
Merci donc de maintenlr la declsion de notre Conseil en ce 
qul conceme ies dlspositions transltoires et de rejeter les 
proposltlons des mlnorltes Hegetschweller et Garbanl. 

Couchepln Pascal, conseiller federal: Je crois que ces der­
nieres decislons a prendre sont les derniers feux d'un long 
combat entre proprletalres et locataires qui sont en train de 
s'etelndre. Ce sont des feux qul sont plus brillants que reels. 
II n'y a pas tellement de potential de confllt dans ces dlsposi­
tlons, mals II y a un potential de dlfficultes polltlques. C'est la 
raison pour laquelle nous pensons que la solutlon de la ma­
Jorlte de la commlsslon est la mellleure. 
La minorlte Hegetschweiler voudraH que les proprletalres, 
qul n'ont pas repercute en fonctlon du drolt actuel les bals­
ses de loyer qul seralent consecutlves a la dlmlnution du 
taux des interats hypothecaires, ne solent pas tenus respon­
sables de cette renonciation a balsser les loyers. Je crois 
que ce n'est pas juste polltlquement. Celui qul aurait dO 
baisser les loyers en fonctlon de l'abaissement du taux hypo­
thecaire et qui ne l'a pas fait, ne doit pes beneflcier d'une 
sorte d'amnistle qui remettra les compteurs a zero, alors que 
son voisln, qui a peut-Atre, lui, respecte les disposltions lega­
les, partlra avec un loyer plus bas. C'est une dlsposltlon tran­
sitolre, c'est donc quelque chose qul ne s'appllque que 
pendant quelques annees. Mals Je crols que polltlquement, 
c'est lmportant 
En sens Inverse la mlnorlte Garbanl a ouvert un contre-feu, 
comme c'est le cas dans ce genre de confllt, en proposant 
quelque chose qul est tout aussi contraire a l'esprlt de la lol 
que la propositlon de la minorlte Hegetschweiler. Par conse­
quent, les deux pöles, l'un negatlf, l'autre posltif - je ne dis 
pas lequel est positif, lequel negatH -, s'opposent de teile 
sorte qu'II y a de l'electrlclte entre les deux camps et qu'alnsl 
les representants des deux groupes d'lnterAt peuvent pros­
perer. 
Nous essayons d'Atre au milleu et de defendre l'lnterAt gene­
rai, et l'interAt general commande dans ce cas-la de soutenir 
la propositlon de la majorlte, donc la declsion que vous aviez 
prlse prealablement. 

ZUf. II Art. 2 Abs. 3 - Ch. II art 2 al. 3 

Abstimmung - Vote 
(namentlich - nominatif: Beilage - Annexe 99.076/2784) 
Für den Antrag der Mehrheit .••. 106 Stimmen 
FOr den Antrag der Minderheit .... 60 Stimmen 

ZUf. II Art. 1; Art. 2 Abs. 1, 2; Art. 3; Art. 4 
Ch. II art. 1; art. 2 al. 1, 2; art. 3; art. 4 

Abstimmung - Vote 
(namentlich - nominatlf: Beilage - Annexe 99.076/2782) 

Ch. III art. 1 
Proposition de la commission 
Adherer a la declslon du Conseil des Etats 

Für den Antrag der Mehrheit •••. 90 Stimmen 1_,_ r -. OI 
FOr den Antrag der Minderheit •••. 77 Stimmen 1,ßi411&, •,. ., 
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Teilrevision des Mietrechtes 
und Volksinitiative 
«Ja zu fairen Mieten» 
Revision partielle du droit de bail 
et Initiative populalre 
«pour des loyers loyaux» 

Differenzen - Divergences 
Botschaft des Bundesrates 15.09.99 (BBI 1999 9823) 
Message du Conseil federal 15.09.99 (FF 1999 9127) 
Nationalrat/Conseil national 04.12.00 (Enitrat- Premier Conseil) 
Nationalral/Conseil national 05.12.00 (Fortsetzung- Suite) 
Nationalrat/Conseil national 11.12.00 (Fortsetzung - Suite) 

Berfcht BK•SB 11.12.00 
Ra,pgprt CAJ..CE l l 12.00 . 
Ständerat/Conseil des Etats 14.12.00 (Frist- Delai) 
Stinderal/ConseU des Etats 04.12.01 (Zweitrat- Deuxleme Conseil) 
Stinderal/Consell des Etats 05.12.01 (Formetzung - Suite) 
Natlonalral/Consell national 14.12.01 (Ordnungsantrag - Motion cf ordre) 
Ständeral/Conseft des Etats 14.12.01 (Ordnungaantrag- Motion cf ordre) 
Nallonalral/ConseH national 04.03.02 (Ordnungsantrag - Motion cfordre) 
Nationalrat/Conseil national 12.03.02 (Schlussabstimmung - Vote final) 
Ständerat/Conseil des Etats 12.03.02 (Schlussabstimmung - Vole final) 
Text des Erlasses 1 (BBI 2002 2737) 
Texte de l'acte leg!slallf 1 (FF 2002 2568) 
Nationalrat/Conseil national 05.06.02 (Differenzen - Dlllergences) 
Sttlnderal/Consell des EtafB 18.09.02 (Differenzen - Dlllergencea) 
Natlonalral/Consell national 26.09.02 (Differenzen - Dlllergences) 
Nationalrat/Conseil nallonal 30.09.02 (Fortsetzung- Suite) 
Ständerat/Conseil des Etats 26. 11 .02 (Differenzen - Dlllergences) 
Elnlgungskonferen:JConference de conclDallon 03.12.02 
Nallonalral/Consen national 09.12.02 (Differenzen - Dlvergences) 
Ständeral/Consell des Etats 10.12.02 (Dlfferenzen-Dlvergencea) 
Natlonalral/Consefl national 13.12.02 (Schlusaabstlmmung-Vole final) 
Ständerat/Conseil des Etats 13.12.02 (Schlusaabstlmmung-Vote final) 

2. Obllgatlonenrecht (Miete) 
2. Code des obllgatlons (Ball ä loyer et a ferme) 

Art. 253b Abs. 2 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Festhalten 
Minderheit 
(Studer Jean, Berger, Epiney) 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Art. 253b al. 2 
Proposition de /a commfsslon 
Majorite 
Maintenir 
Minorite 
(Studer Jean, Berger, Eplney) 
Adherer a la decision du Conseil national 

Eplney Simon (C, VS), pour la commisslon: Depuls blentöt 
trois ans, nous traitons du droit de bail et nous essayons de 
donner une reponse satisfalsante a l'initlatlve populaire 
«pour· des loyers loyaux», emanant de l'Association sulsse 
des locatalres, en creant sl posslble un contre-projet lndl­
rect Nous sommes a la fln de la procedure d'elimlnatlon des 
dlvergences. Nous avons encore trols dlvergences a regler. 
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La premiere dlvergence, a l'artlcle 253b, porte sur le falt de 
determiner sl nous voulons oui ou non soumettre les loyers 
commerclaux a la protectlon. Ace sujet, II faut rappeler que, 
selon l'artlcle 109 allnea 1 er de la Constitutlon federale, 
nous devons assurer la protectlon des locataires. 
A cette premlere dlvergence, la majorite de la commlsslon -
majorite tres etroite, d'allleurs - estlme qu'II ne faul pas sou­
mettre a la protectlon contre les loyers abusifs les baux d'en­
treprises qul attelgnent un chiflre d'affaires annuel de plus 
de 2,5 mllllons de francs ou comprennent au mlnimum 
20 employes. La majorite de la commisslon est d'avis qu'il 
s'aglt la d'une solutlon de compromis, alors que la mlnorite, 
lmportante, de la commlsslon est d'avls que cette solutlon 
pose plus de problemes qu'elle n'en resout, et notamment 
des problemes au nlveau de la protectlon des donnees. Est­
ce que les locatalres dolvent chaque annee donner leur 
chlffre d'affalres? A quel moment estlme-t-on que le chiffre 
d'affalres dolt ötre pris en consideratlon? Que va-t-11 se pas­
ser avec des entreprises qul ont trols succursales, trols ma­
gasins dans la möme vllle? Comment consldere-t-on les 
employes a ml-temps? Est-ce que le personnel de nettoyage 
falt partle du nombre? Bref, II y a taute une serie de proble­
mes pratlques qul se posent et, de l'avls de la mlnorite de la 
commission, c'est une fausse banne Idee qu'on essaie d'ln­
trodulre. 
Mais enfln, au nom de la majorite, je vous lnvite a maintenlr 
notre declsion. 

Studer Jean (S, NE): Le rapporteur a deja developpe un 
certain nombre d'arguments en faveur de la propositlon de 
la minorite. Je voudrais vous rendre attentlfs encore a un 
polnt II y a une lncertltude pour savoir, dans la verslon de la 
majorite, a quel moment les criteres d'exclusion qul sont 
evoques seront determlnants, a quel moment on prendra en 
conslderatlon le chiffre d'affalres ou le nombre de person­
nes: est-ce que ce sera au moment de la communicatlon ou 
a celul de l'entree en vlgueur de 1a hausse? 
Cette lncertltude peut avolr des consequences penibles pour 
les bailleurs. Je vous rappelle en effet que, sl un locatalre 
commerclal conteste avec succes une pretentlon du ballleur, 
il sera protege pendant trols ans contre taute resillatlon. Or, 
lcl, on demande au ballleur de connaitre des elements qui 
ne lul sont pas automatlquement communlques, de teile 
sorte que celui-cl, confronte a une entreprise de moyenne 
lmportance, sera touJours dans l'lncertitude de savolr sl, au 
moment oCI II envoie la hausse de loyer, elle reallse blen le 
chiffre d'affalres lnvoque ou sl eile emploie blen les 20 per­
sonnes qul seralent l'autre critere. Face a cette lncertltude, II 
prend un grand rlsque; si ses evaluatlons ne correspondent 
pas a la reallte, II se verra llmite dans sa possiblllte de resl­
llatlon en raison de cette protectlon de trois ans. 
Je crols qu'il y a la un effet pervers de la disposltlon, une dis­
position qul, en plus - cela a deja ete dit, mals il faut lcl en• 
core le rappeler -, ne correspond pas au mandat constl­
tutionnel et qul, flnalement, ne sert pas a grand-chose dans 
la pratlque. 

Schwelger Rolf (R, ZG): Lassen Sie mich einleitend zwei 
BIider zeichnen. Bild 1: Mit Unverständnis betrachten wir die 
stetig desolater werdende Situation Deutschlands - Unver­
ständnis deshalb, weil wir nicht verstehen können, warum 
Regierung und Parlament nicht reagieren. Wir WOssten, was 
wir zu tun hätten. Wir WOrden nicht zuletzt mit der Zerschla• 
gung des Dickichts Immer dichter werdender Reglementie­
rung vorab der Wirtschaftsgesetzgebung beginnen. Bild 2: 
Diese Bereitschaft, Oberreglementierungen zu korrigieren, 
ist eines der Ziele, die alle Parteiprogramme vorab der 
bQrgerllchen Parteien, aber auch Berichte zu Wachstum 
und Fortschritt benennen. An Parteitagen und Wirtschafts. 
meetlngs bestätigen wir uns wechselseitig, Fehler, wie 
Deutschland sie gemacht hat. bei uns in der Schweiz nicht 
zu wiederholen. 
So weit die Theorie, doch was wir Politiker uns Immer wieder 
vorhalten lassen müssen: dass wir theoretisch zwar stark, In 
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der Durchsetzung des als theoretisch richtig Erkannten aber 
schwach sind. In der heutigen Debatte Ober das Mietrecht 
können wir zeigen, dass dem nicht so Ist. Was meine Ich 
damit? Übertrieben sind Reglementierungen immer dann, 
wenn sie unnötig sind und Bereiche betreffen, die vernOnftl­
gerweise von den Wirtschaftssubjekten In eigener Verant­
wortung geregelt werden können. Geradezu schädlich sind 
Reglementierungen, wenn sie die Flexlbllität wirtschaftlichen 
Handelns einschränken und den konkreten Gegebenheiten 
angepasste Lösungen erschweren oder gar verunmögli­
chen. 
Beides trifft zu, wenn der Missbrauchsgesetzgebung im 
Mietrecht auch grössere Unternehmen unterstellt werden. 
Warum das? Es Ist schlechterdings nicht elnfühlbar, warum 
Unternehmungen, welche täglich Verträge Ober den Ankauf 
von Waren und Maschinen, Ober Kredite und Garantien In 
der Höhe von Hunderttausenden, ja MIiiionen von Franken 
abschllessen und dabei entsprechende Risiken eingehen 
mOssen, ausgerechnet nicht In der Lage sein sollten, Miet­
verträge eigenständig beurteilen und eingehen zu können. 
Was man den Mietern von Einfamilienhäusern und luxuriö­
sen Wohnungen zutraut, soll ein Unternehmer selbst dann 
nicht machen dOrfen, wenn Ihm eine grössere Unterneh­
mung gehört. Zumindest mir erschllessen sich die Gründe 
mr eine solche Ungleichbehandlung nicht 
Doch das Ist nicht das Entscheidende. Entscheidend Ist viel­
mehr, dass die gesetzlichen Einschränkungen mr die Ausge­
staltung von Mietzinsregelungen Lösungen verhindern, die 
mr beide Parteien - Mieter und Vermieter - WOnschbar, ja 
mr den wirtschaftlichen Erfolg geradezu entscheidend sein 
können. Entscheidend ist, dass vertragliche Regelungen Im 
gesamten Wirtschaftsleben Immer dann optimal sind, wenn 
sie, abgestQtzt auf die konkreten Gegebenheiten, so ge­
nannte Wenn-dann-Lösungen zulassen. Flexibel für die Zu­
kunft kann ein Vertrag dann und nur dann sein, wenn für 
eine Vielzahl von möglichen Entwicklungen eine ebenso 
grosse Vielzahl entsprechender Lösungen vorgesehen wer­
den kann. Solches zu ermöglichen Ist die Kunst In der For­
mulierung von Verträgen, die bei Dauerschuldverhältnissen, 
was eine Miete Ist, auch tatsächlich funktionieren. 
Das vorliegende Mietrecht beschränkt die Wenn-dann-Mög­
lichkeiten auf einige wenige Fälle: wenn Teuerung, dann; 
wenn Umsatzerhöhung, dann; wenn Sanierung, dann. Damit 
aber hat es sich. Nun welss wohl Jedermann, der sich auch 
nur ein klein wenig in wirtschaftllchen Gegebenheiten aus­
kennt, dass Im wirtschaftlichen Geschehen auf der Seite der 
einen Vertragspartei die Zahl von Gegebenheiten, welche 
eine entsprechende Reaktion auf der anderen Seite zur 
Folge haben können und zur Folge haben sollen, eine un­
endllch viel grössere ist. Die Wahrscheinlichkeit, dass Mieter 
und Vermieter sich wechselnd darauf einigen, diesem Wech­
selspiel zukünftiger Interessen Rechnung zu tragen, ist vor 
allem uns praktizierenden Anwälten bekannt 
Warum nun soll der Gesetzgeber etwas, was beide ge­
schäftserfahrenen Parteien wollen und was beiden Parteien 
je nach zukünftiger Entwicklung dienen kann, verunmögll­
chen? Der Hang des Staates, aus einem falsch verstande­
nen Schutzbedürfnis heraus die Flexibilität und Vielfalt 
wirtschaftlichen Handelns einzuschränken, Ist es, was un­
sere Wirtschaft langfristig schädigt und an volkswirtschaft­
lich bedeutenden Erfolgen hindert. Das Mietrecht beschlägt 
nur ein Segment davon, möglicherweise auch gar nicht das 
wichtigste. Wer aber schon Im Mietrecht In Fällen, in wel• 
chen grössere Unternehmungen Involviert sind, Oberregle­
mentlert, darf für sich nicht mehr in Anspruch nehmen, die 
Zeichen der Zelt erkannt und den Inhalt seiner eigenen Par­
teiprogramme gekannt zu haben. 
Ein allfälliger Einwand, die von der Kommissionsmehrheit 
beantragte Regelung sei nicht praktikabel - was auch Kol­
lege Studer Jean sagte -, liess sich nicht hören. Dazu Fol­
gendes: In der überwiegenden Zahl der Mietverhältnisse bei 
Geschäftslokalitäten Ist von allem Anfang an klar, ob sie 
Kleinunternehmungen betreffen oder Unternehmungen, die 
mehr als 2,5 MIiiionen Franken Umsatz oder mehr als 
20 Angestellte haben. FOr alle diese Fälle bietet die Ausge-

staltung und Handhabung der Mietzinsregelungen keine 
Probleme: Entweder fallen Mieten unter die Missbrauchsge­
setzgebung, oder sie tun es nicht. 
Überall dort, wo die Grenzziehung nicht klar Ist, besteht die 
Konsequenz nun allein darin, im Mietvertrag unterschiedli­
che Regelungen zu treffen, Je für den Fall, ob das fragliche 
Mietverhältnis unter die Missbrauchsgesetzgebung fällt oder 
nicht Dies Ist rechtlich zulässig, denn die Missbrauchsge­
setzgebung beschränkt die anfängliche Ausgestaltung der 
Mietzinsregelungen nicht Die Missbrauchsgesetzgebung 
wirkt erst, wenn eine Mietzinserhöhung geltend gemacht 
wird. Die gesamte Problematik raduzlert sich somit auf den 
Zeitpunkt des Aussprechens der Mietzinserhöhung. In die­
sem Zeitpunkt Obe ich ein Gestaltungsrecht aus, und In die­
sem Zeitpunkt - und nur In diesem - müssen die für die 
Anwendung der Missbrauchsgesetzgebung stipulierten ge­
setzlichen Voraussetzungen gegeben sein. Gehe Ich als 
Vermieter in diesem Zeitpunkt von der Annahme aus, mein 
Mieter sei als grösserer Unternehmer zu betrachten und 
falle deshalb nicht unter die Missbrauchsgesetzgebung, hat 
der Mieter dann, wenn meine Annahme unrichtig sein sollte, 
das Gegentell zu beweisen. Einen solchen Beweis zu leis­
ten, ist alles andere als kompllzlert. 
Noch ein Punkt: Es könnte sein, dass Einzelne In diesem 
5aal der Auffassung sind, die Grenzziehung bei einem Um­
satz von 2,5 MIiiionen Franken oder einer Angestelltenzahl 
von 20 sei zu niedrig, das Prinzip aber, grössere Unterneh­
mungen der Missbrauchsgesetzgebung nicht zu unterstel­
len, sei richtig. Wer so denkt, mag gleichwohl den Anträgen 
der Kommissionsmehrheit zustimmen. Die Einigungskonfe­
renz kann, so als opportun erachtet, eine geringfügige Anhe­
bung vornehmen. 
In diesem Sinne bitte Ich Sie, der Kommissionsmehrheit zu 
folgen. So bringen Sie zum Ausdruck, dass die Schweiz 
sachgerechter auf die Herausforderungen einer modernen 
Wirtschaft zu reagieren versteht, als dies in anderen Län­
dern der Fall Ist 

Couchepln Pascal, conseiller federal: Nous vous lnvltons a 
sulvre la minorlte Studer Jean. 
Je partage toute l'argumentatlon de M. Schwelger. Malheu­
reusement, celle-cl se termlne mal parce qu'elle se termlne 
exactement par le contralre de ce qu'II veut. II souhalte une 
slmpllflcation du drolt, nous aussi. Mals pour simpllfler le 
drolt, II ne faut pas lntrodulre une regle de drolt qui amane 
plus de confuslon que de clarte. Toutes les questlons qul ont 
ete posees n'ont pas r99u de reponses. A quel moment dolt· 
on considerer que le chiffre d'affaires de 2 500 ooo francs 
est atteint? Au moment ou on cohclut le contrat, au moment 
ou on depose une revendlcatlon, au moment ou on la juge? 
20 personnes, ce sont des personnes employoos a pleln 
temps, a mi-temps? S'U y a pour la meme entreprise plu­
sleurs commerces dans la meme vllle, est-ce qu'on consl­
dere le chlffre d'affaires de chaque local ou blen celui des 
deux ou trols iocaux? SI vous soutenez 1a proposltlon de la 
maJorlte, toutes ces questtons devront etre reglees au nl­
veau d'une ordonnance qul sera ausst complexe que la lol. 
Voulolr la simpliflcatlon et flnalement obllger d'accumuler les 
dlsposltlons pour Interpreter un texte incertaln, ce n'est pas 
une bonne chose. Je comprends blen, et je ne pense pas 
que les partlsans de la protectlon des locatalres considerent 
comme absolument essential que Mlgros ou Coop ou l'UBS 
solent protegees lorsqu'elles passent des baux. Mals de la a 
en faire une questlon de prlncipe qu'on regle a travers une 
disposition legale qui amene plus de confusion que de 
clarte, II y a un pas que les partisans de la slmpllflcation Jurl­
dique, dont M. Schwelger se fait aujourd'hui Je heros, ne dol­
vent pas franchlr. M. Studer a rappele tout a !'heure que 
meme du polnt de vue du.ballleur, la disposltlon teile qu'elle 
est proposoo amene non seulement des lncertltudes, mals 
aussi des desavantages. 
Alors d'accord avec tout ce que vous dltes, Monsieur 
Schwelger, sauf avec la concluslon parce que theorlque­
ment, sl vous voulez Atre loglque, vous n'amenez pas pour 
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slmpllfler le drolt une dlsP,osltlon legale supplementalre qul 
cree plus de questlons qu'elle ne donne de reponses. Vous 
avez echoue dans la posslblllte de trouver une bonne for­
mule, il taut repousser celle-la parce qu'elle n'est pas a la 
hauteur de vos ambltions. De temps en temps, II taut accep­
ter avec humlllte que les ambltlons n'ont pas pu &tre reall­
sees. 
Je vous invite donc, au nom de la clarte, au nom de tous les 
arguments que M. Schwelger a donnes, et que Je partage, a 
soutenir la mlnorlte Studer Jean. 

Abstimmung - Vota 
Für den Antrag der Mehrheit .... 20 Stimmen 
Für den Antrag der Minderheit .... 14 Stimmen 

Art. 269 Abs. 2quater; 269dter; 269e Abs. 1; 270a Abs. 1 
Bst. a 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Minderheit 
(Dettllng, BOrgi, Schweiger) 
Festhalten 

Art. 269 al. 2quater; 269dter; 269e al. 1; 270a al. 1 let. a 
Proposition de la commlssion 
Majorite 
Adherer a la declsion du Conseil national 
Minorite 
(Dettllng, Bürgi, Schwelger) 
Malntenlr 

Eplney Simon (C, VS), pour 1a commlsslon: Abordons la 
deuxleme dlvergence a l'artlcle 269 allnea 2quater. Le vote 
qui lntervlendra ensulte vaudra servir pour une serle d'artl­
cles. 
Qual est en quelques mots le concept retenu par la commis­
slon. et accepte aussi par le Conseil national? 
1. Nous avons rappele qu'en matiere de droit de bail, nous 
voullons instltutlonnallser le principe de la liberte des con­
trats, que nous connalssons en droit sulsse. 
2. Celui qui signe un contrat est tenu de le respecter en 
vertu du principe «pacta sunt servanda». 
3. Nous avons admls que chaque annee, le proprletalre peut 
lndexer le loyer au coat de la vle, pas seulement a 80 pour 
cent, comme le voulalent le Conseil federal et le Conseil na­
tional, mals jusqu'a 1 oo pour cent. 
4. Nous avons aussl admls qu'en utllisant la methode des 
loyers comparatlfs, on pulsse augmenter un loyer de 15 pour 
cent sans qu'II soit consldere comme etant un loyer abusif. 
5. Nous avons egalement admis que lorsqu'on entreprend 
dans un logement des travaux qul occasionnent une plus­
value, on peut reporter cette plus-value sur le montant du 
loyer. 
6. Nous avons par ailleurs abandonne le principe de l'adap­
tation des loyers au taux hypothecaire, pensant - le Conseil 
national est d'accord avec nous - que c'est un mauvals sys­
teme pulsque le taux des lnte~ts varle de reglon a region et 
de banque a banque. 
Nous avons donc essaye de trouver un concept equlllbre 
pouvant servlr de contre-projet lndlrect a l'lnltlatlve populalre 
de l'Asloca. Nous, les representants des proprletalres, qul 
sommes majorltalres dans cette commlsslon, nous sommes 
convalncus d'avolr blen tenu compte des lnter&ts des pro­
prletalres. Des lors, aller au-dela, c'est mettre a notre avls 
en perll la crediblllte du projet et s'exposer aussl au fait que 
l'lnitlatlve populalre peut avoir quelque chance de succes: 
d'une part, parce que 70 pour cent et quelques de la popula­
tlon sulsse est composee de locatalres et, d'autre part, 
parce que c'est une exlgence constitutlonneile qui nous de­
mande de prendre en compte la protectlon des locataires. 
Par l'artlcle 269 alinea 2quater, la mlnorite de la commission 
voudrait lntrodulre le nouveau parametre suivant. Prenons 
l'exemple d'un contrat de bail de cinq ans. SI votre proprie-
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talre vend le logement apres une annee et qu'II y a donc 
changement de proprletaire, l'acheteur peut encore aug­
manter le loyer Jusqu'ä 20 pour cent du loyer precedent. 
Nous estimons que cetta proposltlon conduira ä une aug­
mentatlon exageree des loyers dans ce pays et, indlrecte­
ment, de la valeur des appartements. En effet, on pourrait 
dlre au nouvel acheteur: «Vous avez de 1a chance, on vous 
vend un appartement dont vous pouvez encore augmenter 
de 20 pour cent le loyer en plus des possibllltes que nous 
avons offertes dans le cadre de la revlslon de la loi.,. Nous 
sommes donc convalncus que ce seralt lnjuste vls-ä-vls du 
locatalre que d'lntroduire encora un nouveau entere. 
C'est pour cette raison que nous vous demandons de vous 
ralller au Conseil national et, donc, de rejeter la proposltion 
de minorite Dettllng. 

Dettllng Tonl (R, SZ): Faktum ist zunächst, dass der Neuer­
werber einer Liegenschaft von Gesetzes wegen die beste­
henden Mietverhältnisse Obernehmen muss. Bereits nach 
dem geltenden Recht kann der Neuerwerber einer Liegen­
schaft jedoch gestützt auf die Handänderung eine Mietzins­
anpassung vornehmen. Die geltende Praxis billigt dem 
Neuerwerber nämlich das Recht zu, den Mietzins nach der 
so genannten absoluten Methode anzupassen. Für Ihn be­
steht nach geltendem Recht bloss die Schranke des Ober­
setzten Kaufpreises, welche er bei der Anpassung zu 
beachten hat. Diese Regelung hat sich Im heutigen Recht 
bewährt und wird sogar in der Volkslnltlative «Ja zu fairen 
Mieten» der Mieter ausdrücklich vorgesehen, notabene ein 
unverdächtiges Zeugnis dafür, dass dieser Erhöhungstatbe­
stand an sich Ober alle Meinungsdifferenzen hinweg als rela­
tiv unbestritten gilt. Denn In der Tat braucht es diese 
Möglichkeit, ansonsten der Handel mit Grundstücken und 
damit letztlich auch die lnvestltlonsmotivatlon In lmmoblllen 
erheblich beeinträchtigt worden. Kommt hinzu, dass andern­
falls dem neuen Vermieter keine andere Möglichkeit ver­
bliebe, als zur Kündigung zu greifen, um den drohenden 
Verlust abzuwenden. Gerade eine solche Tendenz wOrde 
zulasten des Mieters gehen, was einem zweckmässlgen 
Mieterschutz diametral entgegenstünde. 
In Erkenntnis dieser Tatsache sah der indirekte Gegenvor­
schlag des Bundesrates, wie ihn Qbrigens auch der Natio­
nalrat In seiner ersten Beschlussfassung guthless, In Arti­
kel 269e Absatz 4 ausdrücklich vor, dass Mietzinserhöhun­
gen gestützt auf eine Handänderung zu staffeln seien, so­
weit sie 20 Prozent des bisherigen Mietzinses Obersteigen. 
Sowohl der Bundesrat als auch der Nationalrat gingen in 
Ihrer ersten Lesung ganz klar davon aus, dass auch nach 
neuem Recht dem Erwerber einer Liegenschaft gestattet 
werden soll, gestützt auf die Handänderung den Mietzins 
nach absoluten Kriterien der Vergleichsmiete anzupassen. 
So ist auch etwa dem Votum von Nationalrat Clna anlässlich 
der Nationalratsdebatte - Herr Clna hat ja diesen Vorschlag 
massgeblich mitgeprägt - deutlich zu entnehmen, dass eine 
Handänderung auch eine ausserordentllche Anpassung des 
Mietzinses an die Vergleichsmiete ermöglichen müsse. Da­
von schelnt auch das Bundesamt für Wohnungswesen aus­
zugehen. Seiner Stellungnahme zu meinem Fragenkatalog 
ist nämlich zu entnehmen, eine Handänderung rechtfertige 
auch nach neuem Recht eine Mietzinsanpassung nach ab­
soluter Methode, also eine Anpassung an die Orts- und 
Quartlerübllchkeit bzw. an die Vergleichsmiete. 
Zum Schutz des Mieters - das möchte Ich hier ganz klar 
festhalten - sind Im neuen Recht sodann zwei Mechanis­
men eingebaut. So kann der Mieter die Erhöhung im Anfech­
tungsverfahren auf Ihre Mlssbräuchlichkelt hin Oberprüfen 
lassen. Um Oberhöhte Aufschläge zu verhindern, wird Im 
Gegensatz zum geltenden Recht eine Erhöhung zudem auf 
jährlich maximal 20 Prozent des bestehenden Mietzinses 
beschränkt. Aus unbegreiflichen Gründen hat sich eine 
hauchdOnne Zufallsmehrheft des Nationalrates, nämlich mit 
77 zu 75 Stimmen, gegen diese bisher unbestrittene Anpas­
sungsmöglichkeit des Neuerwerbers ausgesprochen. Offen­
sichtlich hat man dabei nicht beachtet, dass mit der 
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Streichung der ständerätlichen Lösung auch der Vorschlag 
von Nationalrat Clna tor Handänderungen als Indirekten Er­
höhungsgrund dahlngefallen Ist 
Aberkennt man jedoch dem Erwerber einer Liegenschaft die 
Berechtigung zur Anpassung der bestehenden Mietzinse bei 
Handänderung, so wird dem Vermieter faktisch ein weiterer 
wesentlicher Teil seines Eigentumsrechtes entzogen, näm­
lich das Recht, seine Liegenschaft zu einem marktkonfor­
men Preis zu veräussern. Denn es Ist ohne weiteres 
ersichtlich, dass der Verkehrswert einer Liegenschaft erheb­
lich beeinträchtigt wird, wenn der Erwerber der Liegenschaft 
auf absehbare Zelt an ungenQgende Mieten gebunden wäre. 
Aus all diesen Gründen ersuche Ich Sie dringend, am Be­
schluss des Ständerates, der Obrlgens letztmals mit komfor­
tabler Mehrheit erfolgt Ist, festzuhalten. Andernfalls wird ein 
wesentliches Element aus dem mOhsam erarbeiteten Kom­
promiss herausgebrochen. Dies zulasten der Vermieter, 
worunter sich ja Qbrlgens auch gerade sehr viele KMU befin­
den, dies aber auch zulasten der Mieter, die mit vermehrten 
KOndlgungen konfrontiert sein könnten. So gesehen möchte 
ich nicht zuletzt auch an Sie appellieren, diesem Vorschlag, 
der eigentlich die ganze Mietrechtsdebatte bisher geprägt 
hat, zuzustimmen und die Handänderung, so wie es der 
Ständerat vorgesehen hat, als Erhöhungsgrund - mit den 
Einschränkungen zugunsten des Mieters - Im Gesetz zu 
verankern. 

Präsident (Schlesser Fritz, erster Vizepräsident}: Ich möch­
te Sie daran erinnern, dass wir den Zeltplan einhalten mOs­
sen und dass wir In der dritten Runde der Beratungen, d. h. 
in der zweiten Runde der Differenzbereinigung sind. Ich bitte 
Sie also, Ihre Voten kurz und prägnant vorzutragen. 

Schwelger Rolf (R. ZG): 1. Das Mietrecht Ist eine Kombina­
tion von Schutz und Freiheit. Im bisherigen Mietrecht be­
stand die Freiheit darin, dass der Mieter bei vorhandenen 
Kosten in angemessener Welse belastet werden konnte; 
Ausnahmen waren die Spekulationsgewinne. Im neuen 
Mietrecht besteht die Freiheit darin, dass Vergleichsmieten 
massgebend sein sollen. Mir scheint es nun nur logisch zu 
sein, dass das, was frQher die Kosten waren, heute die Ver­
glelchsmleten sein dOrfen; dies auch bei Handänderungen. 
2. Herr Kollege Eplney hat gesagt: «Pacta sunt servanda.» 
Selbstverständlich trifft das zu. Nur besteht bei Dauerschuld­
verhältnissen ein Teil der Vertragsmöglichkeit auch darin, 
Verträge zu kOndigen. Es Ist nun gerade die Absicht und das 
Ziel einer vernOnftlgen Gesetzgebung, Lösungen zu treffen, 
die es nicht notwendig machen, Verträge nur wegen eines 
Elementes zu kOndlgen. Es hat doch keinen Sinn, wenn der 
Käufer einer Liegenschaft, der nicht mehr auf seine Rentabi­
lität kommt, kOndigen muss, um dann mittelfristig sein Ziel 
zu erreichen. Das liegt auch nicht im Interesse der Mieter. 
3. Ich welss, dass In der Westschweiz die Hausvermieter in 
der Regel grössere Immobilienfirmen sind. In der Deutsch• 
schweiz Ist das in dieser Absolutheit nicht so; es gibt noch 
relativ viele private Vermieter. Es gibt relativ viele private 
Vermieter, die bei der Ausgestaltung der Mietzinse sehr wohl 
Aspekte berOckslchtlgen, die letztlich im Sozialen Hegen. 
WOrde es nun so, dass bei Handänderungen keine Anpas­
sung der Miete mehr erfolgen könnte, mOsstejedem Vermie­
ter dringend - absolut dringend! - geraten werden, Ja nicht 
aus einem sozialen Gefühl heraus niedrige Mietzinse zu ma­
chen, weil das den Wert seines Hauses markant verringert. 
Im Interesse der Mieter muss deshalb auch gesagt werden: 
Lassen Sie doch Elemente zu, die vernünftig sind und dem 
Vermieter so oder anders eine gewisse Freiheit geben. 

Studer Jean (S, NE): Ce que propose lci la minorlte Dett­
llng, c'est une exceptlon fondamentale ä l'equillbre des con­
trats. 
Je crols que c'est en 1998 ou en 1999 que Volvo a ete ra­
chetee par Ford; f lmaglne qu'll y a parml nous quelques pro­
prietalres de volture automobile et j'imaglne que parml ces 
proprietalres, II y a quelques preneurs de leaslng, ce qul 

n'est quand meme pas tres different de l'objet dont on parle 
malntenant. Celul qul avalt une Volvo en 1998, est-ce qu'H 
auralt accepte que Je montant de son leaslng pulsse etre 
augmente Jusqu'a 15 ou 20 pour cent par rapport au mon­
tant du mols precedent, seulement parce que Ford a rachete 
Volvo? En falt, c'est la meme situation ä laquelle on aboutlt 
lcl. 
Je ne crois pas, comme le disalt M. Schweiger, que l'on 
puisse vralment considerer comme une protectlon du loca­
taire le falt de se voir imposer une hausse de loyer seule­
ment parce qu'il y a un changement de proprletairel Vous 
avez un contrat slgne qul est valable pour clnq ans, pour 
prendre la duree cltee par le rapporteur, et apres trols ans, 
votre loyer de 1000 tranos peut passer a 1200 francs parce 
que votre- anclen proprietaire a vendu son appartementl 
C'est une exceptlon conslderable ä l'egallte des parttes au 
contrat, ce qul n'est pas Justifie par l'lnteret du bailleur, car a 
la fln du contrat, le ballleur aura tout a falt la posslbilite 
d'adapter son loyer au marche s'il devait constater que le 
ball qu'll a repris n'est pas contorme au prix du marche. 
Et II y a encore non seulement un desequlllbre du contrat, 
mals aussl un desequllibre du marche. C'est particullere­
ment pervers dans le systeme qu'on met en place. On veut 
comme reference le loyer statlstique, a savolr le loyer du 
marche. Or vous savez que l'acqulsitlon d'un lmmeuble se 
falten fonctlon de deux valeurs: Ja valeur lntrinseque de l'lm­
meuble et sa valeur de rendemenl Mals que slgnlfle la pro­
posltlon de mlnorlte qul nous est falte lcl? Elle signlfle que 
les prix lmmoblllers vont forcement augmenter de 15 a 
20 pour cent au moment de l'acqulsltlon. Le vendeur se ren­
dra blen compte de la repercusslon que pourra faire l'ache­
teur sur le montant des baux en cours et II dlra forcement: 
«Non seulement je prends en conslderatlon la valeur lntrin­
seque et la valeur de rendement, mals la valeur de rende­
ment, je l'augmente en tout cas de 20 pour cent parce que je 
sals que vous, l'acheteur, vous pourrez repercuter i;a sur les 
baux.» Eton aura donc un effet de spirale d'autant plus per­
vers qu'on veut utlllser le marche comme reference! Vous 
aurez donc un desequillbre complet non seulement de la 
reference, mals aussl dans le rapport particuller entre le 
ballleur et le locatalrel 
Je vous lnvlte ä sulvre la majorlte. 

Couchepln Pascal, conselller federal: Nous vous lnvltons a 
sulvre la maJorlte. 
Je crols que tout a ete dlt. II y a d'abord la conflance dans le 
contrat slgne: lorsqu'un contrat a ete signe, ce n'est pas nor­
mal qu'on pulsse modlfler une des clauses essentielles pour 
une raison lndependante de la volonte d'une des deux par­
tles. Le locataire qul a slgne le contrat n'est pas cense savolr 
que le ballleur a l'lntentlon de vendre l'lmmeuble, et qu'ä ce 
moment-lä, on ne tlendra plus compte de la signature du 
proprletalre de l'epoque, mais de la volonte du nouveau pro­
prietaire. C'est le premler polnt. 
Certalns veulent la securlte du drolt. Monsieur Schwelger, 
vous ne pouvez pas accepter cette solutlon parce qu'II y a 
une insecurlte du droit qul est lntrodulte pour des ralsons 
economlques. Vous pouvez faire les theories que vous vou­
lez, mals c'est une lnsoourlte du drolt qui est dangereuse, fi­
nalement, pour le systeme economlque. 
Deuxleme polnt Comme l'a dit M. Studer, on detourne le 
nouvel Instrument. Le nouvel Instrument ne dit pas que le 
loyer juste, c'est le loyer du marche plus 15 pour cent, le 
nouvel Instrument definit un cas d'abus. II y a abus lorsque 
l'on depasse de plus de 15 pour cent le montant du loyer 
statlstlque. Mals II n'autorlse pas ä dlre que, quand II y a un 
changement de proprietalre, on prend le layer statlstique 
plus 15 pour cent. Le locatalre, lul, est condamne pratlque­
ment ä accepter cette ha1.1sse, car s'II veut la refuser et par­
tlr, II a tous les frais de changement d'appartement. Le 
locatalre est lle, il ne peut pas faire autrement que de rester. 
II ne va pas partlr parce qu'on l'a force ä accepter un autre 
loyer. Les coats sont nettement plus eleves. Donc: 
1. Ce n'est pas conforme a la loyaute dans le contrat. 
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2. C'est une mauvalse Interpretation de la notlon que l'on in­
trodult. II s'agit ici seulement des .abus, ce n'est pas une pos­
sibillte ordinaire de prendre le loyer statlstlque plus 15 pour 
cent. C'est seulement pour juger les abus. C'est d'ailleurs 
pour ya qu'on ne veut pas communiquer le loyer statlstique: 
on veut qua les gens jugent par eux-m&mes et ne prennent 
pas le loyer statlstique plus 15 pour cent comme la regle du 
Jeu. Sur ca polnt-la, vous &tes d'accord avec nous et c'est 
tres blen. 
Je crois que toutes les ralsons lnvoquees par M. Epiney et 
M. Studer sont Justes. M. Dettllng dlt: «Aujourd'hul, ya 
existe.» Mals aujourd'hul, on a un systeme fonde sur les 
coQts. Alors, si on rachete une malson, II y a un coQt plus 
eleve. Mals demaln, on n'aura pas un systeme fonde sur les 
coQts, on aura un systeme davantage ouvert au marche. On 
lntroduit des dlspositions pour decider ce qul est un abus. 
Or, maintenant, on est en train de transformer l'abus en cas 
ordinaire a travers cette disposltlon, et Qa ne va pas. 
C'est la raison pour laquelle nous vous invftons a soutenir la 
propositlon de majorite aux artlcles 269 allnea 2quater, 
269dter, 269e allnea 1 er et 270a alfnea 1 er lettre a. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Minderheit .... 22 Stimmen 
Für den Antrag der Mehrheit •... 13 Stimmen 

Zlff.11 Art. 1; 2 Abs. 1; 3; 4 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Festhalten 
Minderheit 
(studer Jean, Berger, Epiney) 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Ch. II art. 1; 2 al. 1; 3; 4 
Proposition de la commisslon 
Majorite 
Malntenir 
Minorlte 
(Studer Jean, Bergar, Eplney) 
Adherer a la decislon du Conseil national 

Eplney Simon {C, VS), pour la commlsslon: A notre avis, la 
divergence que nous avons aux dlsposltlons transitolres ne 
met pas la republique an danger. 
Des lors, nous vous invitons a suivre la majorite de la com­
mlssion. 

Studer Jean (S, NE): II ne raut Jamais desespererl (Hilarlte) 
Alors je ne desespere pas non plus au sujet des dlspositions 
transitoires. L:enjeu vous est connu, II conslste a savoir sl, 
au moment de l'entree an vlgueur de la nouvelle lol, II taut 
mettre les loyers - avant toute augmentatlon potentielle - a 
la hauteur qu'lls devralent avolr en fonction de l'anclen drolt. 
Cet ancien droit, c'est Je droit actuel. Celui-ci donne la possl­
billte d'augmenter les ioyers quand le taux des inter&ts hypo­
thecaires monte. Dans l'ordonnance pertlnente, obllgatlon 
est falte aux bailleurs de balsser les loyers quand ce taux dl­
minue. 
Je crois que lorsqu'on falt des lols - je vous l'ai deja dlt; je 
vous le repete avec le m&me espoir que celui qui m'habite 
en prenant maintenant la parole -, on espere quand m&me 
signifier a ceux qul doivent les appllquer qu'lls dolvent les 
respecter. II y a la a mon avls un element essential de la cre­
dlbilite du leglslateur, a savoir de ne pas permettre a ceux 
qul n'auraient pas appllque la lol, autrement dlt a ceux qul 
n'auralent pas dlmlnue les loyers en fonctlon de la balsse 
des taux d'lnter§t, de beneflcier d'une situation qul est con­
traire aux disposltlons de l'ordonnance. 
C'est cette sagesse qul a conduit le Conseil federal a de­
mander que, dans les dlsposltlons transltolres, on adapte 
d'abord les loyers au droit qul aurait dO etre observe avant 
l'entree en vlgueur de la nouvelle loi: sl les loyers sont trop 
eleves, qu'lls soient dlmlnues; s'lis sont trop bas, qu'lls 
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soient augmentes - i;a va aussi pour les ballleurs auxquels 
pensalt M. Schwelger. C'est a partir de cette mise a niveau 
que l'on pourra ensuite appllquer les nouveaux crit~res de 
hausse. Cela me parait non seulement conforme a l'esprlt 
qul devrait regner dans une Chambre sl attentlve a l'Etat de 
droit, mals aussi conforme a l'egallte et a la justlce contrac­
tuelles. 

Dettllng Tonl (R, SZ): Ganz kurz eine Replik zu den AusfQh­
rungen von Herrn Studer. Zunächst aber noch ganz kurz 
zum Mechanismus: Nach dem Konzept des Nationalrates Ist 
vorgesehen, dass bei Mietzinserhöhungen nach dem neuen 
Recht zunächst die alten Hypothekarzlnsgeschichten erle­
digt werden müssen. Der Beschluss des Ständerates sieht 
dagegen vor, dass das neue Recht direkt angewendet wird. 
Ich erläutere kurz in fünf Punkten, warum die Lösung des 
Ständerates richtig ist, die Sie übrigens letztes Mal mit gros­
sem Mehr gutgehelssen haben: 
1. Mit der Lösung des Nationalrates würde die Inkraftset­
zung des neuen Rl!Chtes faktisch verzögert. Zudem würde 
das neue Recht im Ubergangsreglme noch an die alte Hypo­
thekarzlnsregelung anknüpfen, also an eine Regelung, die 
wir mit dem neuen Recht eben gerade überwinden wollen. 
2. Die natlonalrätllche Lösung führt zu einer eigentlichen 
Prozesslawine, die sehr schwierig zu bewältigen ist. Dies 
auch deshalb, weil wir ja heute keinen Leitzins mehr kennen. 
Man müsste also alle Mietverhältnisse noch nach dem alten 
Leitzinssystem erledigen, das nicht mehr existiert. 
3. Die Durchführung solcher Prozesse wäre schwierig, well 
auch das alte Recht als Ganzes Anwendung finden würde. 
Der Vermieter könnte eine ganze Reihe von Einwendungen 
wie Hypozlnsen, Teuerung, Unterhaltssteuerung, wertver­
mehrende Aufwendungen usw. erheben. Das würde sehr 
schwierige Auseinandersetzungen geben, zumal wir hier 
zwingendes Recht haben, das zur Anwendung kommen 
muss. 
4. Vor allem würde aber bei einer solchen Regelung die 
heute geltende Verteilungsneutralität - die ja offensichtlich 
von beiden Parteien anerkannt Ist, sonst wäre sie angefoch­
ten worden - erheblich geritzt und angekratzt. Es kann doch 
nicht Aufgabe des Gesetzgebers sein, den alten Mechanis­
mus per Gesetz aufrechtzuerhalten! 
5. Das Übergangsregime des Bundesrates stimmt nicht 
mehr mit der heutigen Regelung überein, die die beiden 
Räte mit dem neuen Vorschlag der Vergleichsmieten vorse­
hen. Es müssten dort noch erhebliche formelle Korrekturen 
erfolgen. 
Aus all diesen Gründen ersuche Ich Sie, am Beschluss des 
ständerates festzuhalten und die Mehrheit zu unterstützen. 

Couchepln Pascal, conselller federal: Nous vous lnvltons a 
suivre la mlnorlte. 

Abstimmung - Vote 
FOr den Antrag der Mehrheit .... 21 Stimmen 
Für den Antrag der Minderheit .... 15 Stimmen 
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Teilrevision des Mietrechtes 
und Volkslnltlatlve 
«Ja zu fairen Mieten» 
Revision partielle du drolt de bail 
et Initiative populalre 
«pourdesloyersloyaux» 

Differenzen - Divergences 
Botschaft des Bundesrales 15.09.99 (BBf 1999 9823) 
Message du Consell federal 15.09.99 (FF 1999 9127) 
Nationalrat/Conseil natlonal 04.12.00 (Erstrat - Premier Conseil) 
Natlonalml/Consell natlonal 05.12.00 (Fortsetzung- Suite) 
Nallonalrat/Consell national 11.12.00 (Forlsetzung - Suite} 
Bericht RK-SR 11.12.00 
Rapport CAJ-CE 11.12.00 
Stllndemt/Consell des Etats 14.12.00 (Frist- Delal} 

stl!nderat/ConseD dae Etats 04.12.01 (ZWeltrat- Deuxleme Conseil} 
Stl!nderal/Consen des Etats 05.12.01 (Fortsetzung - &lite) 
Natlonalral/Consell national 14.12.01 (Ordnungsantrag- Motion d'ordre) 
SUl.nderat/Consell des Etalll 14.12.01 (Ordnungsantrag - Motion d'ordre) 
Nalionalrat/Consell national 04.03.02 (Ordnungsantrag - Motion d'ordre) 
Natlonalmt/Consell national 12.03.02 (Schlussabstimmung - Vota final) 
Sländerat/ConseU des Etats 12.03.02 (Schlussabstimmung- Vote ffnal) 
Text des Erlasses 1 (BBI 2002 2737) 
Texte de racte ltlglslatlf 1 (FF 2002 2568) 
Nationalrat/Conseil nelional 05.06.02 (Differenzen - Dfvergences) 
Sländeml/Consell des Etats 18.09.02 (Differenzen - Dlvergences) 
Nationalrat/Conseil national 26.09.02 (Dfflerenzen - Dlvergences) 
Nationalrat/Conseil national 30.09.02 (Fortsetzung- Suite) 
Sttlnderal/Consell dae Etats 26.11.02 (Differenzen - Dlvergences) 
Elnlgungskcn~onterence de conclllalion 03.12.02 

Natlonalral/Consell national 09.12.02 (Differenzen - Dfvergences) 
Sländerat/Consell des Etats 10.12.02 (Differenzen -Dlvergences) 
Nationalral/Conseil national 13.12.02 (Schlussabstimmung- Vote final) 
Sländeral/Consell des Etats 13.12.02 (Schlussabstlmmung - Vois ffnaQ 
Text des ErlaDes 2 (BBf 2002 8234) 
Texte de racte teglslatlf 2 (FF 2002 7652) 

2. Obllgationenrecht (Miete) 
2. Code des obllgatlons (Ball a loyer et il ferme) 

Art. 253b Abs. 2 
Antrag der Einigungskonferenz 
Sie gelten nicht tor die Miete von Unternehmen mit einem 
Jahresumsatz von Ober 2 500 000 Franken gemäss letztem 
Jahresabschluss oder mindestens 20 Beschäftigten Im Zeit­
punkt des Mietvertragschlusses, sofern die Parteien dies 
vereinbaren. Ferner gelten sie nicht für die Miete von luxu­
riösen Wohnungen und Einfamilienhäusern mit mehr als 
150 Quadratmetern Nettowohnfläche. 

Art. 253b al. 2 
Proposition de /a Conference de conc/Hatlon 
Elias ne s'appllquent pa.s aux baux d'entreprises qu! attei­
gnent un chiffre d'affaires annuel de plus de 2 500 000 de 
francs d'apres las derniers comptes annuels ou emplolent 
au moins 20 personnes au moment de la conclusion du con­
trat, pour autant que les parties l'aient convenu. Elias ne 
s'appliquent pas non plus aux baux d'appartements et de 
maisons familiales de luxe comprenant plus de 150 metres 
carres de surface nette habltable. 

Art. 269 Abs. 2quater 
Antrag der Einigungskonferenz 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Art. 269 al. 2quater 
Proposition de la Conference de conci/iatlon 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Art. 269dter 
Antrag der Einigungskonferenz 
Der Vermieter kann bei einer Handänderung den Mietzins im 
Rahmen von Artikel 269 Absatz 1 erhöhen, jedoch Jährlich 
um höchstens 10 Prozent des bisherigen Mietzinses. 

Art. 269dter 
Proposition de la Conference de conciliation 
En cas de changement de proprietaire, le bailleur peut aug­
menter le loyer dans le cadre de l'article 269 allnea 1er, le 
maximum etant toutafois da 1 o pour cent par annae du mon­
tant du loyer precedent 

Art. 269e Abs. 1 ; 270& Abs. 1 Bst. a 
Antrag der Einigungskonferenz 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Art. 269e al. 1; 270a al. 1 let. a 
Proposition de la Conference de conciliatlon 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Zlff. II 
Antrag der Einigungskonferenz 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Ch. II 
Proposition de /a Conference de conciliation 
Adherer a la declslon du Conseil national 

Leuthard Doris (C, AG), für die Kommission: Einmal mehr 
beschäftigt uns heute das Mietrecht. Wir hatten letzte Wo­
che die Einigungskonferenz und haben in den drei noch strit­
tigen Punkten auch eine Einigung erzielt Diese Einigung, 
das gilt es vorab festzuhalten, hat bei den meisten Verbän­
den erneut Unzufriedenheit hervorgerufen. Das Ist vielleicht 
ein Zeichen, dass die getroffene Einigung doch nicht so 
schlecht ist. 
In Artikel 253b Absatz 2 hat sich die Einigungskonferenz 
dem Modell des Ständerates angeschlossen. Die Lösung ist 
Insofern besser als der bisherige Beschluss des Ständera­
tes, als man einerseits den Jahresumsatz von 2,5 Millionen 
Franken und anderseits auch die Zahl der Beschäftigten neu 
und klarer definiert hat. Neu wird definiert, dass tor die Be­
messung des Jahresumsatzes der Abschluss des letzten 
Jahres massgebend Ist. Auf der anderen Seite Ist als Alter­
native die Zahl der Beschäftigten in demjenigen Zeitpunkt zu 
erfassen, in dem der Mietvertrag abgeschlossen wird. Zu­
sätzlich können die Parteien selber miteinander vereinbaren, 
ob sie das Mietrecht in Anwendung bringen wollen oder 
nicht. 
Die Einigungskonferenz hat diesem Vermittlungsvorschlag 
mit 18 zu 7 Stimmen zugestimmt 

Glasson Jean-Paul (R, FR), pour la commisslon: Nous volci 
donc arrives au terme de la course d'obetacles qu'a consti­
tue pour le Parlament l'examen de la revlsion partielle du 
drolt de ball. Mais tout peut encore echouer aujourd'hui de­
vant notre Conseil ou demaln devant le Conseil des Etats, le 
cas echeant au vota final vendredi. 
La Conference de conciliation a trouve une solution de com­
promis mardl demier sur les polnts de dlssension restants 
entre les deux Chambres du Parlament. Ces points de dis­
sension sont au nombre de trois, nous n'allons pa.s refalre le 
debat. 
Le premier point a trait a l'article 253b alinea 2 du Coda des 
obllgatlons a propos de l'assujettlssement total ou partial 
des baux commerciaux a la legislation sur les baux et las 
abus dans le secteur locatlf. La Conference de conciliation 
vous propose la solution de compromis que vous avez dans 
le depllant et qui exclut de l'appllcation des dispositions sur 
le droit de bail les baux d'entraprises ayant un chiffre d'affai­
res de plus de 2,5 mlllions de francs d'apres les demiers 
comptes annuels de l'entreprise ou qui emploient plus de 
20 personnes lors de la conciuslon du contrat de ball - ceci, 

Bulletin offlclel de l'Assemblee federale 



A:J.S-
9. Dezember 2002 1091 Nationalrat 99.076 

bien entendu, pour autant que les parties l'alent convenu. 
Cette proposition l'a emporte par 18 voix contre 7. Elle se 
rapproche de la decision du Conseil des Etats tout en la pre­
cisant, le Conseil national n'ayant pour sa part pas desire le 
sulvre sur la question lors de son precedent debat. 
Le deuxieme point est de savoir si le changement de pro­
prietaire ouvre la posslbilite d'une augmentation des loyers 
et dans quelles limites. lci aussi, a l'artlcle 269dter, la Confa­
rence de conciliation s'est rapprochee de la solutlon du Con­
seil des Etats puisqu'elle admet la possibillte de proceder 
a cette augmentation des baux, mais dans une limite de 
1 O pour cent, contre 20 pour cent dans la version originale 
du Conseil des Etats, maxlmum autorise pour l'augmenta­
tlon par an du montant du loyer precedent 
Le trolsieme point, ce sont les dispositions transitoires. II y 
avait deux solutions, celle du Conseil des Etats et celle du 
Conseil national. Nous avions maintenu notre decision par 
90 voix contre 77, le Conseil des Etats la sienne par 21 voix 
contre 15. 
On peut aftirmer que si le compromis precedent va dans le 
sens des proprietaires, ici la Conference de conciliatlon va 
dans le sens de la protectlon des locataires. Ce point est 
symbollque, il a un poids politique et psychologique, puisque 
les dispositions transitoires ont pour but de permettre aux lo­
cataires de faire valoir leurs drolts s'ils n'ont pas ete pris en 
campte sous l'empire du regime legal actuel. 
Nous sommes ä la croisee des chemlns. II est evident que 
les compromis ne satisfont Jamais personne totalement; 
mais en cas d'echec de cette revislon, nous aurons laboure, 
comme on disait en vieux fran~ls, pendant trois ans pour 
rien. Tout seralt sans doute ä recommencer, etant entendu 
qu'II faudra bien prendre des mesures correctives, notam­
ment par rapport a la fameuse prise en compte du taux hy­
pothecaire pour les augmentatlons de loyer. 
La solutlon de !'initiative populaire „pour des loyers loyaux» 
qul devrait itre soumise au souverain en mai, n'est pas sa­
tisfaisante. Les deux Chambres proposent au peuple et aux 
cantons de la rejeter. Mais il est clair que l'echec de la pra­
sente revision lui donnerait quelque chance de succes, no­
tamment devant le peuple, et cela aurait alors bien sQr une 
influence sur nos eventuels futurs travaux. 
C'est le moment ou jamais de songer ä. aller de l'avant. C'est 
la raison pour laquelle, au nom de la Conference de concilia­
tion, je vous invite a soutenlr ses propositlons afin d'en ter­
miner avec cette revision. 
Et s'il le taut, le peuple tranchera a l'occasion d'un posslble 
referendum. 

Garbanl Valerie (S, NE): Le 5 juin 2002, le groupe socia­
liste, soutenu par les groupes liberal et ecologlste et par un 
grand nombre de parlementaires romands issus des rangs 
du PDC et du PRD, s'est prononce en faveur d'un contre­
projet indirect resultant d'un accord historlque entre l'Asso­
ciation sulsse des locatalres et les mllieux immobiliers 
romands, deux partles qul ont plut6t tendance a la con­
frontation qu'a la negociatlon. C'est de justesse, par 95 voix 
contre 83, que ce contre-projet, que l'on a intltule I' «accord 
romand», a ete rejete par notre Conseil. Cet accord aurait 
pourtant permis une paix durable du logement. 
Le groupe socialiste ne peut soutenir aujourd'hui la solutlon 
de compromis emanant de la Conference de conciliatlon. 
car il peut uniquement se rallier a la proposition visant au 
malntien des disposltlons transitoires dans la version de no-: 
tre Conseil. II ne peut admettre qu'une partie des locaux 
commerciaux soient exclus de la protection contre les loyers 
abusifs. Celles et ceux qui pretendent, au sein de cet hemi­
cycle, tltre les plus ardents defenseurs des petites et moyen­
nes entreprises, celles et ceux dont la situation des PME 
sera le point fort de leurs programmes electoraux 2003 ne 
peuvent pas davantage, s'ils sont attaches a la coherence 
de leur politique, adherer a la solutlon de la Conference de 
conciliation. Quant a la proposition de recourir aux loyers 
comparatlfs en cas de changement de proprietaire, eile est 
tout aussi lnacceptable, car par rapport au droit actuel, c'est 
une deterioration de la protection des locataires. 

Amtliches BuUetln der Bundeaversammlung 

Ce contre-projet indirect, qui resulte de trois ans de travaux 
parlementaires, est un mauvais contre-projet, car II a reussi 
l'exploit de deplaire aux representants des locatalres et de 
ne pas convaincre, j'en suis persuadee, totalement les re­
presentants des bailleurs. Ce n'est pas mime un bon com­
promis, puisqu'II n'est pas destlne a perdurer durablement. 
Les representants des proprietaires chercheront, s'il est 
accepte, a introduire d'autres criteres de hausse en cours de 
bail fondes sur les loyers comparatifs majores de 15 pour 
cent et, a !'Inverse, les representants des locataires cherche­
ront a proteger ces derniers contre les resillatlons de baux. 
Ces revendlcations des deux rotes seront a l'origine de refa­
rendurns. Au lleu de slmpllfler le drolt du ball, on va au-de­
vant d'un chaos et d'incertitudes legislatives chronlques. Ce 
n'est en aucun cas un contre-projet lndirect a !'initiative po­
pulaire «pour des loyers loyaux ... 
Par rapport a la credibilite du Parlament, je vous invite a sui­
vre fe groupe socialiste et a vous opposer au contre-projet. 

Thanel Anita (S, ZH): Offensichtlich erfüllt dieser Antrag die 
Vermieterwünsche; den Mieterinnen und Mietern lässt er vor 
Weihnachten das Wünschen übrig. Die SP-Fraktion lehnt 
den Antrag der Einigungskonferenz und somit die Gesetzes­
vorlage ab. Obwohl diese ein indirekter Gegenvorschlag zur 
Initiative «Ja zu fairen Mieten» sein soll, stellt sie fOr die Mie­
terinnen und Mieter - das sind immerhin mehr als 70 Pro­
zent unserer Bevölkerung - eine Verschlechterung gegen­
über der heute schon schlechten Situation dar. Weshalb? 
1. Die Vergleichsmiete als Abbild des Marktes k~mmt 
gemäss Antrag der Einigungskonferenz nicht nur zur Uber­
prOfung des Anfangsmietzinses, sondern auch als Erhö­
hungsgrund nach einer Handänderung zur Anwendung. 
2. Obwohl gemäss Bundesrat eine Indexierung der Miet­
zinse zu höchstens 80 Prozent angemessen gewesen wäre, 
hat sich die Mehrheit beider Räte fQr 100 Prozent entschie­
den. 
3. Das Gesetz kennt keine Kostenkorrektur fOr den Fall einer 
Preisexplosion. 
4. Der Kündigungsschutz wurde nicht verstärkt, obwohl es 
klar ist, dass ein Preisschutz ohne KOndigungsschutz nichts 
wert ist. 
In einer Zeit, in welcher viele Haushalte unter dem Druck 
von Mietzinsen und Krankenkassenprämien leiden - und 
zwar bis zum Existenzminimum leiden -, geht es nicht an, 
Sonderinteressen zu vertreten. 
Aus diesem Grunde bitte ich Sie, diesem Antrag nicht zuzu­
stimmen. 

Hegetschweller Rolf (R, ZH): Im Namen der FDP-Fraktion 
bitte ich um Zustimmung zum Antrag der Einigungskonfe­
renz. Warum? Folgende Gründe sprechen fOr die Zustim­
mung: 
1. Ein Hauptziel der Mietrechtsrevision - die Abkoppelung 
der Mietzinsen von den Hypothekarzinsen - wird erreicht, al­
lerdings nicht ohne Probleme. Hauptproblem ist dabei die 
gegenwärtige Zinssituation mit historisch tiefen Hypothekar­
zinsen. Weil nach dem Inkrafttreten des neuen Rechtes 
Mietzinserhöhungen nurmehr im Rahmen der Teuerung vor­
genommen werden dürfen, können vor allem Kleinvermieter 
echte Liquiditätsprobleme bekommen. Weil das Notventil, 
dem unser Rat in der ersten Behandlung noch zugestimmt 
hatte, aus dem Gesetz gestrichen wurde, wird das Finanzie­
rungsrisiko einseitig zulasten des Vermieters verschoben. 
Leider hat die CVP-Fraktlon Im Verlauf der Beratungen in 
diesem wie auch in einigen anderen Punkten eine Kehrt­
wende gegen die Vermieterinteressen vollzogen. Das ist 
schade. 
2. Die EinfOhrung der Vergleichsmiete: Durch konsequente 
Anwendung der Vergleichsmiete als absolutes und einziges 
Missbrauchskriterium wird eine gewisse Marktnähe erreicht. 
Problematisch sind gewisse Ungewissheiten über die Ermitt­
lung der Vergleichsmiete und deren laufende Anpassung an 
die Marktgegebenheiten. 
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3. Eine Vereinfachung gegenüber dem heutigen Mietrecht 
wird mit der neuen Lösung eintreten, obschon die ange­
strebte Annäherung an den Markt bei weitem verfehlt wurde. 
Das Ubergangsrecht, das in der Einigungskonferenz knapp 
obsiegte, ist unbefriedigend und problematisch. Immerhin 
gehen wir davon aus, dass dieses höchst fragwürdige Ober• 
gangsrecht nach seiner Inkraftsetzung nur beim ersten Auf. 
schlag des Vermieters und nur aufgrund einer Anfechtung 
durch den Mieter zum Zuge kommt und der Vermieter alle 
Einwendungen nach altem Recht, das heisst gemäss sämtli­
chen Bestimmungen in den Artikeln 269 und 269a des Obli­
gationenrechtes, vorbringen kann. Ich sage dies bewusst 
zuhanden der Materialen, weil in den Kommissionsberatun­
gen von der Verwaltung diese Zusicherung abgegeben 
wurde, es im Gesetzestext jedoch nicht explizit so formuliert 
ist. 
Insgesamt können wir mit dem vorliegenden Gegenentwurf 
als Kompromisslösung schlecht und recht leben. In unseren 
Reihen Ist keine Begeisterung auszumachen, aber es Ist ein 
Schritt in die richtige Richtung. Nachdem nun rund drei 
Jahre am Gegenentwurf zur Volksinitlative gearbeitet wurde, 
wäre eine Verweigerung der Zustimmung politisch unver• 
stündlich und auch unverantwortlich. Wir Vermieter möchten 
jedenfalls diese Verantwortung nicht übernehmen. Der Ge­
genentwurf bildet auch ein wirksames Argument zur Be­
kämpfung der völlig falsch liegenden und überrissenen 
Volksinitiative «Ja zu fairen Mieten .. , die wahrscheinllch im 
Mai 2003 zur Abstimmung kommen wird. Auch aus diesen 
politischen Gründen stellen wir uns hinter den Gegenent­
wurf. 
Wir empfehlen Ihnen also Zustimmung zum Antrag der Eini­
gungskonferenz wie auch zum so bereinigten Gegenentwurf 
in der Schlussabstimmung vom kommenden Freitag. Wir 
halten jedoch deutlich fest, dass unsere Zustimmung nur un­
ter gewissen Vorbehalten erfolgt. Insbesondere behalten wir 
uns weitere Korrekturen des Mietrechtes zwecks Verbesse­
rung der Anreizinstrumente für einen wirkungsvollen und 
kostengünstigen Wohnungsbau vor. Dies wohl auch im Inter­
esse der Mieter; denn der beste Mieterschutz ist nach wie 
vor ein möglichst grosses Angebot an preisgünstigen Woh• 
nungen. 
In diesem Sinne bitte ich Sie um Zustimmung zum Antrag 
der Einigungskonferenz. 

Baumann J. Alexander 01, TG): Ich habe einen Antrag auf 
Ablehnung des Resultates der Einigungskonferenz gestellt 
Das Ergebnis dieser langjährigen Debatte über die Anderun­
gen des Mietrechtes hat sich als schlecht erwiesen. Die Si• 
tuation im wirtschaftlichen Bereich ist einmalig: Wir haben 
mit 3,5 Prozent einen historischen Tiefpunkt des Hypothe­
karzinssatzes. Gemäss der geltenden Ordnung sind die 
Mietzinse an den Hypothekarzins anzupassen. Bei diesem 
tiefen Stand soll nun ein Übergang auf das neue System 
stattfinden, nach welchem die Hypothekarzlnsen keinerlei 
Einfluss auf den Mietzins mehr haben sollen. Bei einem An• 
steigen des Hypothekarzinses auf 5 oder 5,5 Prozent - Sie 
müssen keine grossen Wetten eingehen, Sie können mit Si­
cherheit annehmen, dass das in den nächsten drei bis fünf 
Jahren wieder der Fall sein wird -, wird das zur Folge haben, 
dass jeder Eigentümer die Kosten selber tragen muss, wenn 
er eine Hypothekarbelastung von über 40 Prozent hat. Er 
wird die Differenz für die Hypothekarzinsen nicht mehr mit 
den Mietzinsen erwirtschaften können. Dann werden die 
Banken die lachenden Dritten sein; vielleicht auch nicht, 
denn sie haben schon genug Häuser, die sie nicht wollen. 
Aber für die Hauseigentümer wird ein unzumutbarer Zustand 
eintreten. Diese Lösung findet auch nicht die geschlossene 
Zustimmung der Mieterverbandsseite, sodass es wohl am 
besten ist, wenn wir die Lösung verwerten und zu diesem 
Antrag Neln sagen. 

Aeschbacher Ruedi (E, ZH): Unsere Fraktion hat den Sys• 
temwechsel begrüsst, den Systemwechsel weg von der Bin• 
dung der Mieten an den Hypothekarzlns. Das macht Sinn, 

und zwar auch aus der Sicht der Mieter. Denn die Mieter ha• 
ben mit diesem System in den letzten Jahren mehrere Milli­
arden Franken zusätzlich an die Vermleterseite gezahlt Im 
Laufe der langwierigen Beratungen dieser Revision hat sich 
VOl'.1 dem, was der Bundesrat einst gewollt hatte, einiges ver• 
ändert. Ich habe schon bei der letzten Differenzbereinigung 
darauf hingewiesen, dass sich die Gewichte relativ stark zu• 
lasten der Mieterseite und zugunsten der Vermieterschaft 
verschoben haben. In der Schlussbereinigung, In der Eini­
gungskonferenz hat dieser Trend auch angehalten. Wenn 
man versucht, das Resultat relativ objektiv und «zurückge­
lehnt„ zu beurteilen, haben die Interessen der Vermieter 
mehrheitlich obenaus geschwungen, allerdings nicht Qber­
mässig stark, aber es Ist doch festzustellen. Das Resultat 
der Einigungskonferenz ist leider erst nach der Fraktlonsslt• 
zung von letzter Woche bekannt geworden. Unsere Fraktion 
hat das Resultat noch nicht eingehend besprechen und wür• 
dlgen können. Gegenüber diesem Resultat sind wir eher ne­
gativ gestimmt Wir wollen es aber, ehe wir es ablehnen, an 
der morgigen Sitzung zuerst nochmals genau überprüfen 
und diskutieren. 
Deshalb werden wir uns heute bei dieser Abstimmung 
grossmehrheitlich der Stimme enthalten. 

Le presldent (Christen Yves, president): Le groupe UDC et 
le groupe democrate-chretien communiquent qu'ils soutlen­
nent les propositions de la Conference de concillation. Le 
groupe ecologiste communique qu'U les rejette. 

Leuthard Doris (C, AG), für die Kommission: Die beiden 
noch strittigen Änderungen, die jetzt auch von den Fraktio­
nen nochmals ins Zentrum der Debatte gerückt worden sind, 
betreffen vor allem die Handänderung, welche Sie In Arti­
kel 269 und in Artikel 269dter finden. Nach dem Konzept des 
Bundesrates und auch unseres Rates hat bis anhin die 
Handänderung nicht als Grund fQr eine Mietzinsanpassung 
fungiert In der Einigungskonferenz sind wir dem Ständerat 
entgegengekommen und haben Handänderungen grund• 
sätzllch als Grund für eine Mietzinsanpassung zugelassen. 
Aber - und dieses Aber ist entscheidend - einerseits wurde 
im Gegensatz zum Ständerat eine maximale prozentuale 
Steigerung von 1 O Prozent eingefügt, und anderseits Ist na· 
tOrlich immer die Vergleichsmiete der zweite Begrenzungs­
grund. Auch bei einer Handänderung kann man den 
Mietzins nicht erhöhen, wie man will, sondern man hat sich 
im System der Vergleichsmiete und Im Rahmen dieser maxi• 
malen 10 Prozent zu bewegen. 
Es wurde angefQhrt, dass die Übergangsregelungen, bei de­
nen wir die mieterfreundllche Lösung des Nationalrates bei­
behalten haben, die Vermieterseite schädigen und zu vielen 
Prozessen führen werden. Wir haben In diesem Rat und 
auch in der Einigungskonferenz ganz klar festgehalten, dass 
vergangene Hypothekarzinssenkungen, die nicht weiterge­
geben worden sind, noch vor dem Wechsel in das neue Sys• 
tem bei der ersten Mietzinsanpassung nachzuholen sind, 
wenn der Mieter dies wünscht und geltend macht Das Ist 
ein Gebot der Fairness. Gerade dieses Element macht die­
sen Gegenvorschlag schlussendlich zu einem Gegenvor­
schlag des Kompromisses und des lnteressenausgleiches. 
Eine Verschlechterung gegenüber dem heutigen Mietrecht 
ist diese Lösung nicht. Nach heutigem Mietrecht können Sie 
Handänderungen ebenso als Erhöhungsgrund anwenden 
wie die Teuerung, genauso wie Hypothekarzinsanpassun­
gen, Gebührenerhöhungen usw. Das neue Recht sieht also 
weniger Möglichkeiten vor, den Mietzins anzupassen. 
Ich bitte Sie zuletzt, sich gut zu überlegen, ob Sie der Initia­
tive des Mieterverbandes einen Gegenvorschlag entgegen­
setzen wollen oder nicht Wenn Sie das nicht tun, gehen Sie 
auch ein gewisses Risiko ein; dafür haben wir dann die Ver­
antwortung zu übernehmen. 
Ich bitte Sie daher, den Anträgen der Einigungskonferenz zu 
folgen und diese Lösungen gutzuheissen. 

Le presldant (Christen Yves, president): Le groupe liberal 
sult la Conference de conclllation. 
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Glasson Jean-Paul (R, FR), pour 1a commission: Je ne vals 
pas refaire devant vous le debat qui a eu lleu a maintes re-, 
prises sur cet objel Je vous rappelle que, bien entendu, s'i! 
y a eu une seance de la Conference de conclliation, c'est 
que nous n'arrivions pas a nous mettre d'accord jusque--la. 
C'est vrai qua ce Conseil, a plusieurs reprises, a reaffirme 
ses vues, mals pour an sortir il fallait bien qu'on trouve un 
compromls. Ce compromis ne satisfait personne pleinement, 
vous l'avez bien vu, mais II faut en sortlr une fois. 
Bien sOr qu'a la gauche de cet hemicycle on a l'inltiative po­
pulaire «pour des loyers loyaux» qui donne une solution et 
qui passera sans doute devant le peuple; et pour le raste, il y 
a la possibillte, avec cette revlsion, d'avoir un contre-projet 
indirect sur lequel on va dlscuter. Le falt mäme qua !es pro­
prietalres et !es representants des bailleurs ne solent pas 
satisfalts non plus de cette proposition de la Conference de 
conciliatlon montre bien que c'est une proposition mediane, 
meme si alle penche peut-lltre un peu plus d'un cöte qua de 
l'autre. 
Mais, encore une fois, il faut en sortir et je vous invite a sul­
vre les propositions de la Conference de conclllation afin 
que, le cas echeant, le peuple puisse trancher entre las deux 
voies qui lui sont proposees. 

Couchepln Pascal, conseiller federal: Le Conseil federal 
vous invite a adopter les propositions de la Conference de 
conciliation. 
Les Interventions a la tribune montrent blen qua las proposi­
tions ne satlsfont pas ceux qui sont le plus engages dans la 
defense d'lnterets partlculiers, proprietalres ou locatalres, 
mais j'espere que la majorite de ce Conseil est desireuse de 
chercher des solutions concretes. On ne peut pas entlere-­
ment donner satisfaction a un camp ou a l'autre et, le cas 
echeant, le peuple decldera s'II accepte cette modlfication. 
Ma concluslon, apres des annees de dlscusslons relatives 
au droit de bail, c'est que si ce compromis echoue, II n'y aura 
guere de chance qua l'un des camps puisse imposer sa po­
sition definitive a l'autre. Et on se retrouvera dans le statu 
qua que tout le monde rejette. 

Mugny Patrice (G, GE): Monsieur le Conseiller federal, 
vous avez juste dlt qu'il s'aglssait de cas partlculiers. A ma 
connaissance, 70 pour cent des habitants de ce pays sont 
des locataires. J'aimerais alors comprendre pourquoi il s'agit 
de cas partlculiers. Pour ma part, j'al le sentlment que lors­
que 70 pour cent de la populatlon est impliquee, II s'agit 
d'une questlon collective. 

Couchepln Pascal, conseiller federal: Je n'ai pas parle de 
cas particullers, j'ai parle d'lnterMs partlcullers. Pour pouvoir 
etre locataire, il taut qu'il y alt des proprietaires, c'est le bon 
sens, le robuste bon sens qui le ditl Et pour qu'il y alt des 
proprietaires, il taut qua des gens lnvestissent. Mais sl les in­
vestisseurs n'ont pas d'interets, eh bien, II y aura la penurie 
et las focatalres eux-mämes seront en difflculte. Afors mäme 
s'il y a 70 pour cent de la popufatlon qui est locataire - j'en 
suis -, on a quand meme interät a ce qu'ß y alt encore des 
proprletalres qui renouvellent las appartements, qui lnvestls­
sent et qul mettent a disposltlon des locaux. C'est la raison 
pour laquelle, mllme si las proprietalres ne sont qu'une mi­
norite, il ne taut pas les negliger. 

Le presldent (Christen Yves, president): Avant de passer 
au vote, je souhaite attirer votre attentlon sur les consequen­
ces qu'entrainerait un rejet des proposltions de la Confe­
rence de conciliation. A l'article 20 alinea 3 de la loi sur les 
rapports entre les conseils, il est stipule: «Si la proposltion 
de concillation est rejetee par un conseil ou par les deux, 
l'ensemble du projet est repute n'avoir pas aboutl et il est ra­
die de la liste des objets a traiter ... La vote est nominatif. 

Abstimmung - Vote 
(namentlich - nomjnatlf: Benage -Annexe 99,076/3169) 
FOr die Anträge der Einigungskonferenz .... 88 Stimmen 
Dagegen •••. 61 Stimmen sie."' S • 1.,0 ..J 

Voir n„ 10.9 
Amlllches Bußet!n der Bundesversammlung r 

Nationalrat 
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Differenzen - Dlvergences 
Botschaft des Bundesrates 15.09.99 {BBI 1999 9823) 
Message du ConseU Ndllral 15.09.99 (FF 1999 9127) 

Natlonalrat/Consell national 04.12.00 (Erstral- Premier Conseil) 
Natlonalrat/Consall national 05.12.00 (Fortsetzung- Suite) 
Natlonalraf/ConSE!ll national 11.12.00 {Fortsetzung- Suite) 

BerichtRK:SR 11.12.00 
R!IQPO[t QAJ::CE 11.12.00 
Ständerat/Conseil des Elals 14.12.00 (Frist - Oelal} 
Stindel'al/Consen des Etats 04.12.01 (Zweitral- Deuxleme Conseil) 
Ständeral/Consell des Etats os.12.01 (Fortsetzung -Suite) 
Natlonalral/Consell national 14.12.01 {Ordnungsantrag - Motion d'ordra) 
Stlinderat/ConseU des Etats 14.12.01 (Ordnungsantrag - Motion d'ordll!I) 
Nationalrat/Conseil national 04.03.02 (Ordnungsantrag - Motion d'ordre) 
Nationalrat/Conseil national 12.03.02 {Schlussabstlmmung-Vote final) 

StlindBl1lt/Consell des Etats 12.03.02 {Schlussabstimmung Vois final) 
Text des Erlasses 1 (8BI 2002 2737} 
Texte de racte l~islatlf 1 {FF 2002 2568) 
Natlonalrat/Conseß national 05.06.02 {Dtfferenmn - Dlwrgences) 
Ständerat/Conseil des Etats 18.09.02 {Differenzen - Dlvergences) 
Nationalrat/Conseil national 26.09.02 (Differenzen - Diwrgences) 
Nationalrat/Conseil national 30.09.02 (Fortsetzung - Suite) 
Ständerat/ConseU des Etats 26. 11.02 (Differenzen - Oiwrgences) 
ElnJgungskonferenZ/ConMrence de conclllallon 03.12.02 
Nationalrat/Conseil national 09.12.02 {Differenzen - Dlvergences) 
Stlinderat/ConseU des Etats 10.12.02 (Differenzen- Dlvergences) 
Nationalrat/Conseil nallonal 13.12.02 (Schlussabstimmung- Vote final) 
Stlinderat/ConseD des Etats 13.12.02 (Schlussabstimmung-Vota final) 
Text des Erlasses 2 (BBI 2002 6234) 
Texte de racte leglslatlf 2 (FF 2002 7652) 

2. ObligaUonenrecht {Miete) 
2. Code des obllgatlons (Ball 1A loyer et il fenne) 

Art. 253b Abs. 2 
Antrag der Einigungskonferenz 
Sie gelten nicht fOr die Miete von Unternehmen mit einem 
Jahresumsatz von Ober 2 500 000 Franken gemäss letztem 
Jahresabschluss oder mindestens 20 Beschäftigten Im Zeit­
punkt des Mietvertragschlusses, sofern die Parteien dies 
vereinbaren. Ferner gelten sie nicht fOr die Miete von luxu­
riösen Wohnungen und Einfamilienhäusern mit mehr als 
150 Quadratmetern Nettowohnfläche. 

Art. 253b al. 2 
Proposition de la ConftJrence de conclllation 
Elles ne s'appllquent pas aux baux cl'entreprlses qui attel­
gnent un chlffre d'affaires annuel de plus de 2 500 000 de 
francs d'apres les dernlers comptes annuels ou emploient 
au molns 20 personnes au moment de Ja conclusion du con­
trat, pour autant que !es partles l'alent convenu. Elles ne 
s'appllquent pas non plus aux baux cl'appartements et de 
rnaisons famlllales de luxe comprenant plus de 150 m~tres 
carres de surface nette habitable. 

Eplney Simon (C, VS), pour la commlsslon: La Conference 
de conclliatlon vous propose d'ellmlner les trols divergences 
restantes. 
Je me permets de vous rappeler que nous ne pouvons 
qu'adopter ou rejeter en bloc les propositions de la Confe­
rence de conciliation. Le Conseil national a adopte ces pro­
posltlons hier, par 88 volx contre 61 et avec 1 O abstentions. 
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La premiere dlvergence concerne le bail commerclal. Par 
18 volx contre 7, la Conference de concillation vous propose 
une verslon legerement remaniee de l'artlcle 253b allnea 2, 
en ce sens que la protection du locatalre commerclal n'est 
pas etendue aux entreprlses qul font un chlffre d'affaires an­
nuel de plus de 2,5 mllllons de francs d'apres les demlers 
comptes annuels ou qul emplolent au moins 20 personnes 
au moment de la conclusion du contrat, pour autant que les 
deux parties l'aient convenu. Donc, les parties peuvent libre­
ment convenlr de ne pas soumettre a la protectlon du droit 
de bail le contrat qul va les lier. 
L:argument en faveur de cette solutlon consiste a dlre que 
les partles au contrat sont des gens avlses; ce sont des 
gens qul sont rompus aux affalres, et, des lors, lls savent 
exactement ce qul les attend; lls sont donc libres de ne pas 
solllciter la protection du drolt. 
Les adversaires de cette solutlon contlnuent a crolre que ce 
n'est pas le bon chemln que nous avons pris avec cette dls­
posltion, qul vlole selon certalns l'artlcle constltutionnel pertl­
nent. En effet, dans la pratlque, les locatalres n'auront pres­
que jamals. le cholx de declder pulsqu'lls se trouveront tres 
souvent en posltlon de falblesse. 
Mais la Conference de concillatlon, a une majorite tres 
claire, vous demande d'adopter cette proposltlon. 

Studer Jean (S, NE): Le campte rendu qul a ete falt, en par­
tlculler dans de nombreux medlas, de la declslon prise hier 
par le Conseil national me condult a la concluslon qu'il pour­
ralt y avoir certaines lncomprehenslons par rapport a la por­
tee des decislons et propositions que fait la Conference de 
conclllatlon, notamment en ce qui conceme l'augmentation 
de loyer en cas de changement de proprietalre, et j'entends 
donner des expllcatlons de sorte qu'II n'y alt pas d'lncompre­
henslons. 
On nous a dlt que la proposition qul a ete falte et qul est 
aujourd'hul enterinee par l'autre Chambre llmitalt a 1 o pour 
cent l'augmentation du loyer en cas de changement de pro­
prletaire. Ce n'est pas le cas. En falt, la Conference de con­
clliatlon propose de permettre au nouveau proprletalre 
d'adapter, parce qu'II est nouveau proprietaire, le loyer en 
fonctlon du loyer statistlque, mals avec l'obllgation d'etaler 
par etapes de 10 pour cent par annee son augmentation. SI, 
ainsi, au moment d'un changement de proprletalre, un loca­
talre pale un loyer de 800 francs alors que le loyer statlstlque 
est de 1000 francs, le nouveau proprletalre pourra porter 
son loyer de 800 francs a. 1150 francs, mais en etalant la 
hausse a raison de 1 o pour cent par annee, falsant ainsi 
passer le loyer a 880 francs la premlere annee, a 970 francs 
la deuxleme annee, a 1060 francs la trolsleme annee, pour 
enfin ~tre llmlte a 1150 francs la quatrieme annee. C'est la, 
cela a deJa ete dlt et repete icl, une rupture conslderable 
dans l'equilibre contractuel; l'arrivee d'un nouveau proprle­
talre ne la justifie pas. 
C'est la ralson pour laquelle je rejette les propositions de la 
Conference de conciliatlon. 

Angenommen - Adopte 

Art. 269 Abs. 2quater 
Antrag der Einigungskonferenz 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Art. 269 al. 2quater 
Proposition de 1a Conft§rence de conclllation 
Adherer a Ja declslon du Conseil des Etats 

Eplney Simon (C, VS), pour 1a commlsslon: J'almerals pre­
clser qu'il est peut~tre preferable de tralter toutes tes diver­
gences ensemble, puisqu'on ne peut adopter ou refuser les 
proposltions de la Conference de concillation qu'en bloc. 
Je vous propose donc d'aborder l'artlcle 269 allnea 2quater. 
II ne pose pas de problemes partlcullers, puisqu'on permet 
aux locatalres de demander un contrOle du loyer lorsque ce­
lui-cl est augmente sulte a un changement de proprletalre. 

Amtliches Bulletln der Bundesversammlung 

Ensulte, je tralte de la dlvergence a l'article 269dter, qul a 
ete resolue de la maniere sulvante. C'est l'article cle de ce 
projel Je vous rappelle que, d'apres la decision prlse par 
notre Conseil, II y a posslblllte d'augmenter le loyer en cas 
de changement de proprletaire, mais que la Conference de 
conclliation a Jlmlte l'augmentation a 10 pour cent du mon­
tant du loyer precedent dans le cadre des loyers compara­
tlfs. J'almerais icl preciser, pour eviter tout malentendu dans 
le futur dans te cadre de l'lnterpretatlon de la lol, qu'a plu­
sleurs reprlses nous avons donne un exemple qul ne corres­
pond pas en reallte a ce qui a ete decide malntenant dans la 
lol. cet exemple est le suivant: sl deux parties ont conclu un 
contrat de ball de 5 ans et qu'au bout de 2 ans l'appartement 
est vendu, le nouveau ballleur ne peut pas lmmediatement 
adapter le loyer, il doit attendre la fln de la perlode de 5 ans. 
Je tenals a le preclser pour !'Interpretation Mure, pulsqu'a 
deux reprises, soit en commission soit au plenum, des Inter­
pretations differentes ont ete donnees. Cette divergence a 
ete resolue par la Conference de conciliatlon, par 15 volx 
contre 9. 
La trolsleme et demiere grande dlvergence conceme les 
dlspositions transltolres. La majorite est beaucoup plus 
etrolte, puisque c'est par 14 volx contre 12 que la Confe­
rence de conciliatlon vous demande d'adherer, cette fols, a 
la declslon du Conseil national. On veut alnsl evlter les abus 
lors du passage d'une lndexatlon des loyers sur le rencheris­
sement annuel: un proprietalre qui souhaite augmenter son 
ancien loyer dolt donc faire la preuve qu'II a reporte les pre­
cedentes baisses des taux hypothecalres. ce1a paratt Juste 
et equltable. 
C'est pour cette raison que je vous demande, aux dlsposl­
tions transltolres, d'adherer a la decision du Conseil natio­
nal, qul a ete retenue par la Conference de conclllation. 

Angenommen --Adopte 

Art. 269dter 
Antrag der Einigungskonferenz 
Der Vermieter kann bei einer Handänderung den Mietzins im 
Rahmen von Artikel 2139 Absatz 1 erhöhen, jedoch jährlich 
um höchstens 10 Prozent des bisherigen Mietzinses. 

Art. 269dter 
Proposition de Ja Conference de conciliatlon 
En cas de changement de proprletaire, le bailleur peut aug­
menter le loyer dans le cadre de l'artlcle 269 allnea 1 er, le 
maxlmum etant toutefols de 1 o pour cent par annee du mon­
tant du loyer precedent. 

Angenommen -Adopte 

Art. 269e Abs. 1; 270a Abs. 1 Bst. a 
Antrag der Einigungskonferenz 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Art. 269e al. 1; 270a al. 1 let. a 
Proposition de Ja Conterence de conclliat/on 
Adherer a la decislon du Conseil des Etats 

Angenommen -Adopte 

Zlff.11 
Antrag der Einigungskonferenz 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Ch. II 
Proposition de 1a Conft§rence de conciliatlon 
Adherer a la decislon du Conseil national 

Angenommen -Adop(e 

Präsident (Plattner Glan-Reto, Präsident): Herr Dettllng 
wünscht das Wort zu einer Schlussbetrachtung, die Ich Ihm 
angesichts seiner Rolle in diesen Beratungen nicht verweh­
ren will. 
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Dettllng Tonl (R, SZ): Wir stehen am Schluss dieser lang 
dauernden Behandlung des Mietrechtes. Erlauben Sie mir 
drei kurze Bemerkungen zu dem jetzt auf dem Tisch Hegen­
den Entwurf und eine kurze politische Würdigung. Ich 
möchte mich dabei nicht auf den Antrag der Einigungskonfe­
renz konzentrieren, sondern meine Bemerkungen auf den 
Gegenvorschlag als Ganzes beziehen. 
1. Mit dem neuen Mietrecht Ist das Hauptziel erreicht wor­
den, nämlich die Abkoppelung der Mietzinsen von den Hy­
pothekarzlnsen. Ich muss aber gleich beifügen, dass damit 
auch gewisse Liquiditätsengpässe bei den Vermietern In 
Kauf genommen werden, Insbesondere weil ja das Notventll 
fehlt. 
2. Wir haben Im neuen Mietrecht aber auch eine konse­
quente Anwendung der Vergleichsmiete als massgebllches 
Missbrauchskriterium. Das bringt etwas mehr Marktnähe. Al­
lerdings kommt es jetzt darauf an, wie diese Vergleichsmiete 
letzten Endes ausgestaltet wird. 
3. Wir haben erreicht, dass das neue Mietrecht eine gewisse 
formelle Vereinfachung bringt. Allerdings - das muss Ich hier 
deutlich festhalten - sind die Übergangsbestimmungen sehr 
problematisch, und es Ist zu hoffen, dass dadurch keine Pro­
zesslawinen ausgelöst werden. 
Insgesamt können wir vermieterseits mit dem Gegenvor­
schlag leben, wenn auch ohne Begeisterung. 
Erlauben Sie mir noch eine kurze politische Würdigung des 
Gegenvorschlages. Nach unserer Auffassung ware es un­
verständlich und auch unverantwortbar, wenn wir jetzt den 
zäh erarbeiteten Kompromissvorschlag ablehnen würden. 
Wir hätten dann auch keinen Gegenvorschlag zur Volksln­
itlatlve «Ja zu fairen Mieten». 
Auch aus diesen politischen Überlegungen ersuche Ich Sie, 
dem Gegenvorschlag, wie er jetzt vorliegt, zuzustimmen, 
also sowohl dem Antrag der Einigungskonferenz als auch In 
der Schlussabstimmung der ganzen Vorlage. 

Präsident (Plattner Glan-Reto, Präsident): Vlelen Dank für 
das Votum von der Vermieterselte. Sie werden im Rahmen 
der Schlussabstlmmung Gelegenheit haben, sich zum Ge­
samtpaket, wie es jetzt vorliegt, zu äussem. 

Couchepln Pascal, conseiller f6deral: En prlnclpe, le Con­
sell f6deral ne s'exprime pas avant le vote final sur un projet. 
Je voudrals tout d'abord remercler la Conference de concl­
liatlon du resultat de ses travaux. Je crois que le resultat ob­
tenu n'est pas satisfaisant pour les representants de la llgne 
dure des deux camps, ce qul, flnalement, n'est pas un mau­
vais signe dans un domalne aussl complexe. Lorsqu'une mi­
norlte dans les deux camps opposes n'est pas satlsfalte du 
resultat, c'est plutöt bon signe, et c'est le signe qu'on a es­
saye de trouver une solutlon lnterm6dlalre. Le Conseil fede­
ral avalt, au depart, des ambltlons plus fortes: il les a mode­
rees. La solutlon proposee lui paraJt mellleure que la situa­
tlon actuelle. 
Malntenant, examinons ce qul pourrait se passer. II y aura 
tout d'abord le vote sur !'Initiative populalre. Les deux Cham­
bres ont recommande le rejet de l'lnltlative populalre. Mals il 
se pose toujours un probleme technique: que se passe-t-il 
lorsque l'on a elaborll un contre-pro]et lndlrect, ce qul est le 
cas lci, et que l'lnltlatlve populalre est acceptee? SI l'lnltiatlve 
populalre est acceptlle, pratiquement le contre-projet de­
vlent caduc. 
A mon sens, on doit d'abord voter sur l'lnitlatlve populalre et 
ensulte ouvrir le dlllai de refllrendum sur le projet de nMslon 
du drolt du ball. Car si l'inltlatlve populalre est acceptee, ce 
projet, etant d'un rang Interieur a une dispositlon constltu­
tlonnelle, ne peut pas entrer en vlgueur. Je proposerai au 
Conseil fllderal d'ouvrir le delai referendalre, dans la mesure 
ou c'est legalement posslble et d'apres les lndlcatlons que 
j'ai, c'est posslble -, apres le vote sur l'lnltiative populalre, de 
teile sorte que l'oplnlon pubßque sache quelle est l'altema­
tive en cas de rejet de l'lnltlatlve populaire. 
A ce moment-la, et c'est pour moi le point essentlel, sl les 
taux hypothecalres sont decouples, Je crols qu'on evltera 

que les locatalres subissent des hausses exträmement lm­
portantes. SI rlen n'intervlent, les locatalres subiront des 
hausses importantes. lcl, on a une alternative qul est, con­
tralrement a ce que dlt M. Dettling, acceptable aussl pour les 
proprletaires. Etant dans l'heureuse posltlon d'Atre a la fols 
locatalre et proprletafre, Je dois dlre que c'est un bon com­
promls. 

Präsident (Plattner Glan-Reto, Präsident): Das wilrde mei­
nes Erachtens bedeuten, dass man die Schlussabstimmung 
nicht durchführen sollte, denn nach der Schlussabstlmmung 
erfolgt die Publikation, und dann beginnt die Referendums­
trist zu lauten. - Die Juristen sollen diese Frage abklären 
und den Bilros Vorschläge machen. 

Bulletin ofliclel de r Assemblee fed4rale 



Aß,f 
13. Dezember 2002 

99.076 

Teilrevision des Mietrechtes 
und Volksinitiative 
«Ja zu fairen Mieten» 
Revision partielle du droit de ball 
et Initiative populalre 
«pour des loyers loyaux» 

Schlussabstimmung - Vote final 
Botschaft des Bundesrates 15.09.99 (BBI 1999 9823) 
Message du Conseil fedjral 15.09.99 (FF 1999 9127) 
Nationalrat/Conseil national 04.12.00 (Erstrat- Premier Conseil) 
Nationalrat/Conseil netlonal 05.12.00 (Fortsetzung- Suite) 
Natlonalrat/Conseß netlonal 11.12.00 (Fortsetzung-Suite) 
Bericht RK..SR 11.12.00 
RapportCAJ..CE 11.12.00 
Stllnderat/Consefl des Etats 14.12.00 (Frist- Delal) 
Stllnderat/Consefl des Etats 04.12.01 (Zweitrat - Deuxleme Conseil) 
Stllnderat/Consefl des Etats 05.12.01 (Fortsetzung- Suite) 
Nationalrat/Conseil national 14.12.01 (Ordnungsantrag - Motion d'ordre) 
Sttlnderat/Conseil des Etats 14.12.01 (Ordnungsantrag- Motion d'ordre) 
Nationalrat/Conseil national 04.03.02 (Ordnungsantrag - Mallon d'ordre) 
Nationalrat/Conseil national 12.03.02 (Schlussabstimmung - Vote final) 

Ständerat/Conseil des Etats 12.03.02 (Schlussabstimmung - Vota final) 
TSlCl des Erlasses 1 (BB! 2002 2737) 
TSlCle de racte l~ls!atlf 1 (FF 2002 2568) 
Nationalrat/Conseil national 05.08.02 (Differenzen - Dlvergences) 
Sttlnderat/Consell des Etats 18.09.02 (Differenzen - Dlvergences) 
Nationalrat/Conseil national 26.09.02 (Differenzen - Dlvergsnces) 
Nationalrat/Conseil national 30.09.02 (Fortsetzung - Suite) 
Slinderat/Consefl des Etats 26.11.02 (Differenzen - Dlvergences) 
Elnlgungskonferenz/Conferance de conclllatlon 03.12.02 
Nationalrat/Consefl national 09.12.02 (Differenzen - Dlvergences) 
Stllnderat/Consen des Etats 10.12.02 (Differenzen - Dlvergences) 
Nationalrat/Conseil netional 13.12.02 (Schlussabstimmung - Vota final) 
Sttlnderat/ConseU des Etats 13.12.02 (Schlussabstimmung-Vota llnel) 
Text des Erlasses 2 (BBI 2002 8234) 
TSlCle de racte legislatlf 2 (FF 20021662) 

2. Obllgatlonenrecht (Miete) 
2. Code des obllgatlons (Ball a loyer et a ferme) 

2171 

de Darctel Jean-Nils (S, GE): M. Couchepin, conseiller fede­
ral, devant le Conseil des Etats, a suggere de repousser la 
publicatlon de cette loi pour le cas 01.1 eile serait adoptee au 
vote final. Toutefois, les presldents des Commisslons des af­
faires juridiques des deux Chambres ne se sont pas asso­
cies a cette procedure. Nous prenons donc acta que cette loi 
sera publiee dans le delal usuel apres le vote final, si celui-ci 
est positif. 
En ce qui conceme le groupe socialiste, il votera contre cette 
revislon de la legislation sur le bail a loyer. Cette revision re­
dult massivement le röle de la loi dans la fixatlon des loyers. 
Elle encourage les bailleurs a pratiquer les loyers du marche 
[es plus hauts et a y rajouter encore 15 pour cent. C'est risi­
ble, mais c'est evidemment dramatique pour les locataires. 
Cette loi encourage une pratique de resiliation des baux 
dans le but de faire pression sur les locataires et de les con• 

Nationalrat 

traindre a accepter les loyers du marche plus 15 pour cent. 
En cas de changement de proprietaire, les explosions de 
loyers sont programmees par ce projet en reference aux 
loyers du marche plus 15 pour cent. 
Comme la solution de compromis de I' «accord romand» n'a 
pas ete retenue par le Parlament, l'initiatlve populaire «pour 
des loyers loyauxn raste aujourd'hui la seule alternative cre­
dible au droit actuel et aux defauts qu'il presente. 

Abstimmung - Vote 
(namentlich - nominattt: Beilage - Annexe 99,076/3253) 
Für Annahme des Entwurfes .... 98 Stimmen 
Dagegen .... 71 Stimmen 

sie~e, s .2,.1 o 
•ir p. 2..10 
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99.076 

Teilrevision des Mietrechtes 
und Volksinitiative 
«Ja zu fairen Mieten» 
Revision partielle du droit de ball 
et Initiative populalre 
«pourdesloyersloyaux» 

Schlussabstimmung - Vote final 
Botsdtaft des Bundesrates 15.09.89 (BBI 1889 8823) 
Message du Conseil lederal 15.09.89 (FF 1989 9127) 
Nat!onafral/Consell national 04.12.00 (Erstrat - Premier Conseil) 
Nat!onalrllt/Consell national 05.12.00 (Fortselzung - Suite) 
Nationalrat/Conseil national 11.12.00 (Fortselzung - SUlta) 
Blrtcht BK-SR 11.12.00 
RIJDPO(t CAJ::CE 11.12.00 
Stllnderal/Consen des Etats 14.12.00 (Frist- Delal) 
StAnderat/Conseil des Etats 04.12.01 (Zweitrat- Deuxieme Conseil) 
Sllinderal/Consell des Etats 05.12.01 (Fortsetzung - Suite) 
Nallonafral/Consell national 14.12.01 (Ordnungsantrag- Motion d'ordre) 
Sllinderal/Consell des Etats 14.12.01 (Ordnungsantrag-Mollon d'ordre) 
Nat!onalral/Consell national 04.03.02 (Ordnungsantrag - Motion d'ordre) 
Nationalral/Conseil national 12.03.02 (Schlussabstimmung- Vota final) 
Stilnderal/ConseU des Etats 12.03.02 (Schlussabstimmung - Vota final) 
Text des Erlasses 1 (BBI 2002 2737) 
Texte de recte l~lslallf 1 (FF 2002 2568) 
NaUonalral/Consell national 05.06.02 (Differenzen - Dlvergences) 
Stilnderal/Consell des Etats 18.09.02 (Differenzen - Dlvergences) 
Natlonafral/Conseß national 28.09.02 (Differenzen - Divergences) 
Nationalral/Conseil national 30.09.02 (Fortsetzung- SUlte) 
Sllinderal/Consell des Etats 26.11.02 (Differenzen - 0ivergences) 
BnlgungskDnferenz/Conh\rence de concillat!on 03.12.02 
Nallonalral/Conseft national 09.12.02 (Differenzen - 0lvergences) 
Stilnderat/Consell des Etats 10.12.02 (Differenzen- Dlvergences) 
Nallonalrat/ConseU national 13.12.02 (Schlussabslimmung-Vote final) 

Sllinderal/ConseU des Etats 13. 12.02 (Schlussabstimmung -Vota final) 
Text des Erlasses 2 (BBI 2002 8234) 
Texte de l'acte 16gislalif 2 (FF 2002 7652) 

2. Obllgatlonenrecht (Miete) 
2. Code des obllgatlons (Ball a loyer et ii ferme) 

Abstimmung - lbte 
Für Annahme des Entwurfes .... 36 Stimmen 
Dagegen .... 5 Stimmen 
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Ref.1027 
NATIONALRAT 
Abstimmungsprotokoll Namentliche Abstimmung / Vota nominatif 

Geschäft: 
Objet: 

Gegenstand: 
Objet du vote: 

Bundesbeschluss über die Volksinitiative 'Ja zu fairen Mieten' 
Arrete federal relatif a !'initiative populaire 'pour des loyers loyaux' 

Art 2 

Abstimmung vom / Vote du: 05.12.2000 10:01 :59 

Abate 
ABDDli Wartmann 
Aeschbacher 
Antine 
Baader f'.rumar 
Bader Elvira 
Banaa 
R>IIIMl'tw 

Baumann Alexander 
Baumann Ruedi 

1 Baumann Stephanie 
'Beck 

Berberat 
i Bernasconi 

Bezzola -· Rinner 
BiQ11asca 
Binder 
Blocher 

··-·--• 
Borer 
Bortoluzzi 
Bosshard 

• Brunner Toni 
i Bunnnn 
i Bnhlmann 
• BOhrer 

Caval6 
1 Chanoois 

Chevrier 
Chiffelle 
Christen 
Cina 
Cuche 
de Daniel 

1 Decurtins 
Oonze 
Oormann Rosemarie 

' Dormond Marlvse 
Dunant 
OIIDl'llZ 
DWTer 
Eberhard 
Eoerszeoi 
Eaalv 

. Ehrier 
Encelberqer 

1 Estennann 
E1111111nn 
Fasel 
Fässler 

+ ja/oui/si 
= nein / non / no 

+ R TI , Fattebert + V VD Kofmel 
= S ZH i Favre + R VD Kunz 
0 E ZH Fehr Hans + V ZH Kurrus 
+ R VS 1 Fehr Hans-JOr11 = S SH Lachat 
+ V BL Fehr Jacaueftne = S ZH Lalive d'Eoinav . C SO , Fehr Lisbeth . V ZH Laubacher 
= s so ' Fehr Maria = S ZH Lauoer 
+ R BE i Fetz = S BS Leu 
+ V TG , Flscher-S-en + RAG Leuten-er Haio 
= G BE Föhn + V SZ 1 b111tP.ru!lll!er Susanne 
= S BE , Freund + V AR 1 Leuthard 
+ L VD • Frev Claude + R NE Lrumre 
= S NE FrevWafter + V ZH Lustenlu!mer 
+ R GE Gadienl + V GR 1 Maillard 
+ R GR : Gai& + C BE Maiire 
+ V SG 1 Garbani = S NE : Marietan 

: . . TI : Genner • G ZH MartiWerner 
+ V ZH i Giezendanner + V AG Martvl(ä(in . V ZH i Glasson + R FR 1 Masnofi 
+ V SO IG!ur + V AG Mathvs 
+ V ZH 1 Goll = S ZH 1 Maurer 
+ R ZH IGonseth = G BL Mawv Pasouier 
+ V SG 1 Grobei = S GE Meier-Schatz 
+ V VD Gross Andreas = S ZH Merretrev Savarv 
= G LU GrossJost = s TG Messmer 
+ R SH Guisan I+ R VD Mever Therese 
= S TI Günter ,= s BE Mllr11eß 
= SFR . Gutzwi1ler + R ZH • Munm, 
+ C vs Gvsin Hans Rudolf . R BL ' Mllßer Erich 
= s vo . Gvsin Rerna = S BS M0ßer-Hemmi 
+ R VD i Haerina Binder '= s ZH Nabholz 
+ C vs Haller + V BE Neirvnck 
= G NE Hämmerte = s GR Oehrll 
= S GE , Hassler I+ V GR Pedrina 
+ C GR · Heberlein + R ZH PelU 
0 E BE HAttAtschweiler + R ZH Pfister Theonllll 

+ C LU Heim + C so Polla 
= S VD Hess Berhard = • BE 1 Reooenbass 
+ V BS Hess Peter # C ZG RandAMer 
+ R GE • HessWalter + C SG Rechsleiner Paul 
+ C 0"1 J Hofmann Urs = s AG Rechsteiner-Basel 
+ C SZ • Hallenstein = G SG Rennwald 
+ RAG i Hubmann = s ZH Rikfin 
+ L GE lmhof . C Bli Robbiani 
+ C AG , Janiak = s BL Rossini 
+ R MA : Joder + V BE Ruev 
+ C LU , Jassen = s VSi i Sandoz Marcel 

i • L BS : Jutzet = s FR I Schenk 
= G FRi Kaufmann + V ZHI i Scherer Marcel 
= S SGI Keller Robert + V ZH Scheurer Remv 

• entschuldigt / excuse / scusato, abwesend/ absent / assente 
hat nicht teilgenommen/ n'ont pas vote / non ha votato 

1 • R SO 
+ V LU 
+ R BL 
+ C IU 
+ R SZ 
+ V LU 
• C FR 
+ C LU 
+ R ZG 
= S BL 
+ C AG 

I+ C Al 
+ C LU 
= S VD 
+ C GE 
+ C vs 
= S GL 
= S ZH 
• . Tl 
+ V AG 
+ V ZH 
= S GE 
+ C SG 
= G VD 
+ R TG 
• C FR, 

·+ V ZHI 
= G GE 

! • R ZH 
= S ZHi 
+ R ZHI 
+ C VD 
+ V BE 
= S TI 
+ R Tl' 
+ V SG 
+ L GE 
+ C TG 
+ R BSi 
= S SGi 
= S BSI 
= S IU 
+ C ZH 
= C TI 
= s vs . L VD 
+'R VD 
+ V BE 
+ V ZG 
+ L NE: 

o enth. / abst. / ast. # Der Präsident stimmt nicht/ Le presldent ne prend pas part aux votes 

Ergebnisse/ Resultats: 
, Gesamt/ Complete / Tutto 

a/oui/si 
1 nein/ non / no 
1 enth. / abst / ast 
i entschuldigt/ excuse / scusato 

111 • 
1 66 I 
1 3 1 

1 19 • 

Fraktion / Groupe / Gruooo 

~ui/si 
/non/ no 

enth. / abst. / ast. 
entschuldiat / excuse / scusato 

Bedeutung Ja/ Significatlon de oul: Antrag der Mehrheit 
Bedeutung Nein / Slgnfficatlon de non: Antrag der Minderheit (Thanel) 

C 
26 
2 
0 
6 

D F G L R s 
0 0 0 4 39 0 
0 0 9 0 0 52 
0 0 0 0 0 0 
0 0 1 2 4 0 

CONSEIL NATIONAL 
Proces-verbal devote 

1 SchJQer + V ZH 
i Schmid OdlJo = C VS 
. Schmied Walter + V BE 

Schneider + R BE 
1 Schwaab = S VD 
5eiler Hansoeter + V BE 
sliiarist . V AG 
Slmoneschi-Cortesi + C TI 
Sommaruaa = S BE 
"'1P.r.k + V AG 
Snielmann = - GE 
SnuhlN + V TG 
Stahl + V ZH 
Stammluzi + RAG 

+ R UR 
Steiner + R SO 
Strahm i;:; S BE 
SWderHeiner 0 E AG 
Stumn = SAG 
Suter . R BE 
Teuscher = G BE 
Thanei = S ZH 
Theiler + R LU 
Tillmanns = S VD 
Trinnnez + R BE 

1 Tschännllt = S BE 
Tsch•mnAlf + R LU 
Vallendar + RAR 
Vaudroz Jean-Claude . C GE 
Vaudroz Rene + R VD 
Vermot = S BE 
VoDmer = S BE 
Waber Christian + E BE 
Walker Fell:x . C SG 

1 Walter Hansiöra + V TG 
Wandlluh + V BE 
Wasserfallen + R BE 

1 Weiaelt + R SG 
WewinAdl + V BE 

1 W!dmer = S LU 
Witfrin + CISG 

• Wiederkehr . E ZH 
Willenwiler + R SG 
Wu,,,,.,, Ursula ,- S BE 
Zäch + C AG 
Zanetti = s so 
ZanD + C ZH 
Zbinden = S AG 
Zi~IS - - VD 
Zunnirrer + V ZH, 

E V .. 
1 41 0 
0 0 31 
3 0 01 
1 3 2 

Nationalrat, Elektronisches Abstimmungssystem 

05.12.2000 10:02:32/ 0001 
Conseil national, Systeme de vote electronique 

ldentlf: 46. 4 /05.12.200010:01:59 Ref.: {Erfassung) Nr:1027 



99.0076 .A8't 
Ref.1028 

NATIONALRAT 
Abstimmungsprotokoll Namentliche Abstimmung / Vote nominatif 

Geschäft: 
Objet: 

Bundesbeschluss Ober die Volksinitiative 'Ja zu fairen Mieten' 
Arrete federal relatif a rinitialive populaire 'pour des loyers loyaux' 

Gegenstand: Gesamtabstimmung 
Objet du vote: Vote sur l'ensemble 

Abstimmung vom/ Vote du: 05.12.2000 10:03:04 

Abate + 
AemillWartmann = 
Aeschbacher 0 

Antiße + 
Baaderf".a.<mar + 
Bader Elvira . 
Banaa = 
Bangerter '+ 
Baumann Alexander + 
Baumann Ruedi = 
Baumann steDhanie = 
Back + 
Berberat = 
Bemasconi + 
Bezzola + 
Rlnner · + 
Blmuisca . 

i Binder + 
Blocher + 

Borer + 
Bortoluzzi + 
Bosshard + 
Brunner Toni + 
Buanon + 

, Bllhlmann '= 
1 Bllhrer :+ 

Cavaffl = 
Chappuls = 

chevner 1 + 
Chilfeße = 
Christen + 
Cina + 
CUche = 
deDardef = 

i Decurtins + 
; OollZl! 0 

! Dormann Rosemarie + 
Oormand Mar!VAA = 

, Dunant + 
, Dupraz + 
i Durrer + 

Eberhard + 
~~I + 
Ennlv + 
Ehrler + 
Enoelllerller + 
Estemrann + 

'Evmann . 
i Fasel = 
: Filssler = 

+ Ja/ oui / sl 
= nein / non / no 

R 11 : Fattebert + V VD Kofmel 
S ZH : Favre + R VD 1 Kunz 
E ZH FehrHans + V ZH 1 Kurrus 
R VS , Fehr Hans•Jilrll = S SH i Lachat 
V BL Fehr Jacaueline = s ZH Lallve d'Eolnav 
C SO Fehr Lisbeth . V ZH Laubacher 
s so Fehr Mario = S ZH LauDer 
R BEi ; Fetz = S BS Leu 
V TG Flscher-Seenoen + R AG Leuteneooer Halo 
G BE i Föhn + V sz Leuten-er Susanne 
S BE Freund + V AR Leuthard 
L VD FrevClaude + R NE Loeol'e 
S NE ! Frev Walter + V ZH Lustenberoer 
R GE 'Gadlent + V GR Malllard 
R GR Gam + C BE ! Maitre 
V SG Garbani = s NE Marietan 
- TI Genner . G ZH Mar!IWemer 
V ZH , Giezendanner + V AG Martv IWin 
V ZH Glasson + R FR ! Masnou 
V SO Glur + V AG • Mathvs 
V ZH Goll = s ZH Malll'er 
R ZH : Gonseth = G BL MaUIV Pasouier 
V SG Grobei = s GE , Meier•Schatz 
V VD Gross Andreas = s ZH • M6nAlrAV Savmv 
G LU , GrossJost = s TG MeSSlller 
R SH 1 Guisan + R VD Mever Therese 
S Tl ! Günter = s BE Möroefi 
SFR 1 Gulzwlller + R ZH : Munnv 
C vs: , GY5in Hans Rudolf . R BL , Milßer Erich 
S VD 1 Gvsin Remo = s BS ' Milßer-Hemmi 
R VD 
C VS 
G NE 

Haerina Binder :~ ; Hder 
1 Hilmmerle = S GR 

, Nabholz 
, Neirvnck 
i Oehrli 

s GE: Hassler + V GR Pedrlna 
C GRi 1 Heber1ein + R ZH 1 Peffl 
E BE: Heaetschweiler + R ZH , Pfister TheoDhil 
C LU ; Heim + C so i Polla 
s,vo: Hess Berhard = • BE , Racmenbass 
V BS, HessPeter # C ZG ' Randenner 
R Gfl Hess Waller + C SG Rechsteiner Paul 
cow Hofmann Urs = s AG Rechsteiner-Basel 
C SZ : Hollenstein = G SG Rannwald 
RAG 1 Hubmann = s 171-l Rlldin 
L GE 1 lmhof . C BL Robbiani 
C AG ! Janiak = s BL Rossini 
R N111: Joder + V BE Ruev 
C LU Jossen = s vs i Sandoz Marcel 
L BS 
G FR 
s SG, 

l JUIZel = ~, 1 Kaufmann + 
Keller Robert + 

Schenk 
Scherer Marcel 
ScheurerR6mV 

• entschuldigt/ excuse / scusato, abwesend/ absent / assente 
hat nicht teilgenommen / n'ont pas vote / non ha votato 

. R SO 
+ V LU 

'+ R BL 
+ C IU 
+ R SZ 
+ V LU 
• C FR 
+ C LU 
+ R ZG 
- s BL 
+ C AG 
+ C Al 
+ C LU 
= s VD 
+ C GE 
+ C vs 
= s GL 
= s ZH . • Tl 

!+ V AG 
+ V ZH 
= •S!GE 

,+ C SG 
,= G VD 
i+ R TG . C FR 
i+ V ZH 
= G GE 

' * R ZH 
= S ZH 
+ R ZH 
+ C VD 

:tim 
+ V SG 
+ L GE 
+ C TG 
+ R BS 
= S SG 
= S BS 
= S IU 
+ C ZH 

:= C Tl 
= s vs 
•, L VD 
+ R VD 
+ V BE 
+ V ZG 
+ L ,NEi 

o enth. / abst. / ast # Der Präsident stimmt nicht/ Le president ne prend pas part aux votes 

Ergebnisse/ Resultats: 

CONSEIL NATIONAL 
Proces-verbat de vote 

Schlüer ~tl Schmid Odllo 
i Schmied Walter 
' Schneider 

Schwaab = s 
Seiler Hans11P.IP.r + V BE 
Siemist . V AG 
Simoneschl.COrtesi + C Tl 
Sommaruna = s BE 
Soeck + V AG 
Soielmann = • GE 
c,nnhl,,r + V TG 

: Stahl + V ZH 
Stammluzi + R AG 
Steineaaer + R UR 
Steiner + R so 

: Strahm = s BE 
• Studer Heiner 0 E AG 
i Slump = s AG 
Suter * R BE 
Teusdter = G BE 
Thanei = s ZH 

, Theiler + R LU 
; Tillmanns = s VD 
! Trinonez + R BE 
TschäDDäl ·m ! Tschunnmt + R 
Vallendar + 
VaudrDZ Jean-Claude . 
Vaudroz Reire + R VD 
Vermot = S BE 
Vollmer = S BE 
Waber Christian + E BE 
Walker Ftffix • C SG 
Walter Hanmm + V TG 
Wandlluh + V BE 

' Wasserfallen + R BE 
Weiaelt + R SG 
WHVAnr!lh + V BE 
Wldmer = S LU 
Wldria + C SG 

: Wlederkehr . E ZH 
Wlllenwiler + R SG 
Wvss Ursula = S BE 
Zäch + C AG 

: Zanetli = s so 
Zaoß + C ZH 
Zbinden = SAG 
Zisyad'15 = • VD 
Znnniller i+ V ZH 

Gesamt/ Complete / Tutto ' Fraktion / Graupe/ Gruppe !C D FiG L R S•E V . 
fa/oui/si 112 • • ia/ oui/sl 26 0 0 0 4 39 0 1 42 0 
nein / non / no 66 I nein / non/ no 2 0 0 9 0 0 52 0 0 3 

: enth. / abst. / ast. 3 1 enth. / abst. / ast. 0 0 0 0 0 0 0 3 0 0, 
1 entschuldigt/ excuse / scusato 18 entschuldigt/ excuse / scusato 6 0 0 1 2 4 0 1 2 2' 

Bedeutung Ja/ Slgnlfication de oui: 
Bedeutung Nein / Signiflcatlon de non: 

COnsell national, Systeme de vote electronique Nationalrat, Elektronisches Abstimmungssystem 

05.12.2000 10:03:35/ 0002 ldentif: 46. 4 /05.12.2000 10:03:04 Ref.: (Erfassung) Nr.1028 



99.0076 

Ref. 1032 
NATIONALRAT 
Abstimmungsprotokoll Namentliche Abstimmung / Vote nominatif 

Geschäft: Obligationenrecht (Miete) 
Objet: Code des obligations (Bail ä loyer et a ferme) 

Gegenstand: An. 269, Abs. 1 
Objet du vote: 

Abstimmung vom /Vote du: 05.12.2000 11:59:36 

: Abate 
· Amnli Wartmann 

Aeschbacher 
Antille 
BaaderCasl)lll' 
Bader Elvira 
Banoa 
Ban<lelter 

1 Baumann Alexander 
, Baumann Ruedi 

Baumann Sh!Ohanie 
Back 
Berberat 

1 Bemasconi 
• Bezzola 

Bimler 
! Bianasca 
1 Binder 

Blocher 
Boiei 
Bortoluzzi 
Bosshard 

, Brunner T oni 
Bugnon 

: BOhlmann 
Bllhrer 
Caval6 
ChaDDUis 
Chevrier 

:Chiffeße 
Christen 
Cina 
Cuche 
de Dardel 
Decurtins 
Donre 
Dormann Rosemarie 
Dormond Martvse 
Dunant 
QIIMl7 

Durrer 
Eberhard 
E~erszeoi 
Ennlv 
Ehrler 
i:'Melberoer 
Esterrnann 
Evm,,nn 
Fasel 
Fllssler 

+ ja/ oui / sl 
= nein / non / no 

+ R TI l Fattebert + V VD Kofmel 
= S ZH i Favre + R VD Kunz 
+ E ZH FehrHans i+ V ZH Kunus 
• R VS Fehr Hans-Jllr<l = S SH Lachat 
+ V Bl i Fehr Jacoueline = S ZH Lalive d'El>lllaV 
+ C so , Fehr Lisbeth + V ZH l.aubacher 
= s so 
+ R BE 
+ V TG 

i FehrMario = II Fetz = 
! Fischer-Seenaen + 

Lauoer 
: Leu 
1 Lmlh>nMner Halo 

= G BE : Föhn + V sz : LeutellAflller Susanne 
= s BE ' Freund + V AR : Leuthard 
+ L VD 1 Frev Claude + R NE Loepfe 
= S NE 1 Frev Walter + V ZH LustenhP.mer 
+ R GE Gadient " V GR Maillard 

+ Ri + V . 
Galli = C BE 
Garbani = s NE 
Genner . G ZH 

i Maitre 
Marietan 
Martl Werner 

+ V ZH Glezendanner " V AG MartvKalin 
+ V ZH Glasson + R FR Masoofi 
+ V SO !Glur + V AG Malhvs 
+ V ZH : Goll = s ZH Maurer 
+ R ZH 
+ V SG 
+ V VD 

Gonseth = G Bl 
l Grobet =~ : Gross Andreas 

Maurv PlllWuier 
• Meier-Schall 

Menetrev Savarv 
= G LU GrossJost = s TG 1 Messmer 
+ R SH 'Guisan + R VD Mever Tm!rese 
= S TI Günter = s BE Milrllell 
= SFR 1 Gutzwiller + R ZH Mumv 
0 C VS i Gvsin Hans Rudolf + R BL Müller Eridl 
= S VD 
+ R VP 

l.!'>vsin Remo = s 
i Haerina Binder = s 

, MOller-Hemmi 
• Nabholz 

= C VS Haller + V l Neirvnck 
= G NE Hämmerle = S GR Oehr6 

: = S GE Hassler . V GR Pedrina . C GR Heberlein + R ZH Pelli 
+ E BE , HeQetschweiler + R ZH Pfister Theollhil . C LU : Heim = C so · Polla 
= s Vll , Hess Berhard + - BE : Raaoenbass 
+ V BS ' Hess Peter # C ZG : Rande®er 
+ R GE 1 Hess Walter = C SG Rechsteiner Paul 
= C 0111 Hofmann Urs = SAG 1 Rechsteiner-Basel 
= C SZ Hollenstein = G SG Rennwald 
" RAG Hubmann = s ZH Riklln 
+ L GE lmhof . C BL Robbiani 
+ C AG Janiak = s BL Rossini 
+ R NVI . Joder + V BE R•-
= C LU ! Jossen = s vs Sandoz Man:el . L BS ' Jutzet = SFR Sd!enk 
= G FR Kaufmann + V ZH Sd!erer Man:el 
= s SG : Keller Robert + V ZH! Scheurer Remv 

• entschuldigt/ excuse / sc:usato, abwesend/ absent / assente 
hat nicht teilgenommen / n'ont pas vote / non ha votato 

. R SO 
+ V LU 

i+ R Bl 
'0 C IU 
i+ R SZ 

+ V LU 
10 C FR 
:+ C LU 

+ R ZG 
= S BL 
+ C AG 
+ C Al 

= C LU 
= S VD 
0 C GE 
0 C vs 
= s GL 
- s ZH . • Tl 
+ V AG 
+ V ZH 
= s GE 
0 C SG 
= G VD 
+ R TG 
0 C FR 
+ V ZH 
= G GE . R ZH 

'= s ZH 
+ R ZH 
+ C VD 
+ V BE 
= S Tl 
+ R ITI 

,+ V SG 
i + L GE 
. = C TG 
i+ R BS, 
}= s SG 
= S BS 
= s IU 
= C ZH 
= C Tl 

:= s vs . L VD 
:+ R VD 
+ V BE 
+ V ZG 

!+ L NE 

o enth. / absl / ast. # Der Präsident stimmt nicht/ Le president ne prend pas part aux votes 

Ergebnisse / Resultats: 
1 Gesamt/ Complete / Tutto Fraktion/ Groupe / Gruppo C D F G L R s 
1 ja/ oui / si 93 ia/oul/sl 6 0 0 0 4 39 0 
1 nein / non / no n nein / non / no 14 0 0 9 0 0 52 
1 enth. / abst. / ast 7 1 en!h. / abst. / ast. 7 0 0 0 010 0 
1 entschuldigt/ excuse / scusato 22 entschuldigt/ excuse / scusato 7 0 0 1 2 4 0 

Bedeutung Ja/ Slgnificatlon de oui: Antrag Studer Helner 
Bedeutung Nein / Slgnlflcatlon de non: Antrag Robblani 

CONSEIL NATIONAL 
Proces-verbal de vote 

SchlOer + V ZH 
Schmid Odilo = C VS 
Schmied Walter + V BE 

1 Schneider + R BE 
Scbwaab = S VD 

• Seffer HansMIP.r " V BE 
• Siemist + V AG 

Simoneschl-Col'tesi . C Tl 
Sommaruaa = S BE 
Sneck + V AG 

= • GE 
Sauhler + V TG 
Stahl + V ZH 
Stamm Luzl + RAG 
steineooer + R UR 
Steiner + R SO 
Strahm = S BE 
Studer Heiner + E AG 
StumP = SAG 
SUter + R BE 
Teuscher = G BE 
Thanei = s ZH 

, Theiler + R LU 
1 Tillmanns = s VD 
Trinnnez + R BE 

hTschänoät = S BE 
Tschunoort + R LU 
Vallendar + RAR 

i Vaudroz Jean-Claude ; .. C GE 
Vaudroz Rem! + R VD 

i Vermot = S BE 
VoUmer = S BE! 
Waber Christian + E BE 
Walker Felix = C SG 
Walter Hansiörn . V TG 

1 Wandfluh + V BE 
WasserfaUen + R BE 
Weiaelt + RiSG 

1 Weveneth + V BE 
Wldmer = S LU 
Widria . C SG 
Wiederkehr . E ZH 
Wittenwiler + R SG 
Wvssllrsula = S BE 

1 Zlich = C AG 
, Zanelli = s so 
• Zapß . C ZH 

Zbinden = SAG 
Zisvadls = • VD 

l_111tminer + V ZH 

E V - 1 

4 39 1 ! 

0 0 2. 
0 0 0 
1 5 21 

Nationalrat, Elektronisches Abstimmungssystem 
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Ref.1033 
NATIONALRAT 
Abstimmungsprotokoll Namentliche Abstimmung / Vote nomlnatif 

Geschäft: Obligationenrecht (Miete) 
Objet: Code des obligations (Bail a loyer et a ferme) 

Gegenstand: Art. 269, Abs. 1 
Objet du vote: 

Abstimmung vom/ Vote du: 05.12.2000 12:00:43 

Abale 
Aepp6Wartmam 
Aeschbacher 

; Anlille 
Baader Cas1lar 
BaderElvira 
Banaa 
BallQelter 

: Baumann Alexander 
Baumann Ruedi 
Baumann Stl!llhanie 
Beck 

1 Berber.lt 
Bemasconi 
Bezzota 
Bioaer 
Bionasca 

, Binder 
Blocher 
Borer 
Bortoluzzl 

1 Bosshard 
, Brurmer Toni 

Burmon 
BOhlmann 
BOhrer 
eava1m 

; ChallllUis 
Chelll'ier 
ChiffeDe 
Christen 
Cina 
CUche 
de Daniel 
Oecmtins 
Oonze 
Oorniann Rosemarie 
Dormond MallVse 
Dunant 
Dunra7 
DWTer 
Eberhard 

' Enf!l'rn!ffl 
>· 

' E11111V 
Ehrler 
E,-..::.... 
Estermann 
Evmann 
Fasel 
Fllssler 

+ ja/oul/ sl 
= nein/ non/ no 

+ R Tl !Fattebert + V VD Kofmel 
= S ZH Favre + R VD Kllll2 
= E ZH FehrHans + V ZH KUITUS . R VS . Fehr Hans-Jllm = S SH l.achat 
+ V BL Fehr Jaarueline = S ZH Lalive d'E1>inav 
+ C so Fehr Llsbelh + V ZH Laubacher 
= s so : Fehr Maria = S ZH i Launer 
+ R BE 1 Fetz = S BS 'Leu 
+ V TG ' Fischer-Seenaen + RAG 1 Leuten1111oer Haio 
= G BE •. Föhn + V SZ Leutenooaer Susanne 
= S BE • Freund + V AR Leulhanl 
+ L VD FrevClaude + R NE Loante 
= S NE FrevWalter ; + V ZH : Lusten11eroer 
+ R GE ! Gadienl . V GR Maßlard 

'+ R GR Gall! + C BE Maiire 
+ V SG Garbanl = S NE Marltffan . . TI Genner . G ZH Mar1i Werner 
+ V ZH Giezendanner . V AG i Martv Kii1in 
+ V ZH Glasson + R FR Masnoß 
+ V SO : Glur + V AG Malhvs 
+ V ZH Goß = S ZH Maurer 
+ R ZH Gonselh = G BL Maurv P11"'1uier 
+ V SG Grobet = s GE Meier-Schatz 
+ V vo Gross Andreas = s ZH Menetrev savarv 
= G LU GrossJost = s TG : Messrner 
+ R SH Guisan + R vo: ,Meverl116rase 
= S Tl Günter = s BE Möraeli 
= S FR Gutzwiller + R ZH Muonv 
+ C VS Gwin Hans Rudolf + R BL M0UerErlch 
= s vo: 
+ R VD, 
+ C VS 
= G NE 
= s GE . C GR 

GvslnRemo = 

ii 1 Haerinq Binder = 
' Haller + 

Hämmel1e = 
Hassler . 
Hebetlein + R ZH 

M0Der-Hernmi 
Nabholz 

: Nelrmck 
i Oehru 

Pedrina 
Pelli 

= E BE Heoetschweller + R ZH Pfister TheophH . C LU Heim + C SO Polla 
= s VD HessBerhard = • BE i Ra1111enbass 
+ V BS HessPel« # C ZG RanC1eOOer 
+ R GE Hess Walter = C SG i Rethsteiner Paul 
+ C Qljl;; Holmann Urs = SAG Rethsteiner-Basel 
+ C sz 1 Hollenstein = G SG i Rennwald . R AG Hubmann = S ZH Rildin 
+ L GE 1 lrnhof . C BL 1 Robbiani 
+ C AG ' Janiak = S BL Rosslni 
+ R NW • Joder + V BE Ruev 

! m Jossen = s vs 
Jutzet = SFR 

Sandoz Marcel 
; Schenk 

= G FR , Kaufmann + V ZH Scherer Marcel 
= S SG : Keßer Robert + V ZH SCheurer Roolv 

• entschuldlgt / excuse / scusato, abwesend / absent / assente 
hat nicht teilgenommen / n'ont pas vote / non ha votato 

' . R SO 
+ V LU 
+ R Bl 
+ C IU 
+ R SZ 
+ V LU 

i+ C FR 
+ C LU 

'+ R ZG 
= S BL 
+ C AG 
+ C Al 

·+ C LU 
= S VD 
+ C GE 
+ C vs 
= s GL 
= S ZH 
• - Tl 
+ V AG 
+ V ZH 
= s GE 
= C SG 
= G VD 
+ R TG 
+ C FR 
+ V ZH 
= G GE . R ZH 
= s ZH 
+ R ZH 

·+ C VD 

'+ V BE 
I= s TI 
+ R Tl 
+IV SG 
+ L GE 
+ C TG 
+ R BS 
= s SG 
= s BS 
= s IU 
+ C ZH 

; = C Tl 
= s vs . L VD 
+ R VD 

.+ m i+ 
+ 

o enth. / abst. / ast. # Der Präsident stimmt nicht/ Le presldent ne prend pas part aux votes 

Ergebnisse / Resultats: 
' Gesamt/ Comolete / Tutto 'Fraktlon/Grouoe/Gruooo C D F G L R s 
Ja/oul/sl 105 1 Ja/oul/ sl 23 0 0 0 4 39 0 
nein / non / no 72 nein / non / no 4 0 0 9 0 0 52 
enth. / absl / ast 0 i enth. / abst. / ast. 0 0 0 0 0 0 0 

CONSEIL NATIONAL 
Proces-verbal de vote 

1 SchlOer + V ZH 
: Schmid Odilo = C VS 

Schmied Walter + V BE 
Schneider + R BE 
Schwaab = S VD 
Seiler Hans- . V BE 
~rist + V AG 

: Slmoneschi-Cortesi . C Tl 
i Sommaruaa = s BE 
! Soeck + V AG 

~ 
= - GE 
+ V TG 
+ V ZH 

1 StammLuzi + RAG 
SlaiMnffer + R UR 

' Sleiner + R SO 
Slrahm = s BE 
Studer Heiner = E AG 
SlUmD = s AG 
SUler + R BE 
Teuscher = G BE 
Thanei = s ZH 
Theller :~ • Til1manns 
Tnnnnez + R BE 
Tschännllt = S BE 
TscirullllPJt + R LU 
VaDender + R AR 
Vaudroz Jean.Claude . C GE 
Vaurlrnz Rene + R VD 
Vermot = S BE 
Voßmer = S BE 
Waber Christian = E BE 

. Walker F~IX + C SG 
Walter Hanstt1m . V TG 
Wandlluh + V BE 
WasserfaDen + R BE 
Welael! + R SG 
Weveneth + V BE 
Wldmer = s LU 
WJrlrin . C SG 
Wiederkehr . E ZH 
Wittenwiler + R SG 

• Wvss Ursula = s BE 
1 Zach + C AG 
; Zanettl = s so 

Zaoß . C ZH 
Zblnden = s AG 
Zisvadls = - VD 
ZUnnitw + V ZH 

E V -
0 39 0 
4 0 3 
0 0 0 j 

entschuldigt / excuse / scusato 22 entschuldigt/ excuse / scusato 7 0 0 1 2 4 0 i 1 5 2' 

Bedeutung Ja/ Signiflcatlon de oui: Antrag der Mehrheit 
Bedeutung Nein / Slgnlflcatlon de non: Antrag Studer Helner 

Conseil national, Systeme de vote electronlque Nationalrat, Elektronisches Abstimmungssystem 
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Ref. 1034 

NATIONALRAT 
Abstimmungsprotokoll Namentliche Abstimmung / Vota nominatif 

Geschäft~ 
Objet: 

Gegenstand: 
Objet du vote: 

Obligationenrecht (Miete) 
Code des obßgations (Bail a loyer et a ferme) 

Art. 269, Abs. 1 

Abstimmung vom / Vote du: 05.12.2000 12:01 :43 

Abate + 
AeoDliWartmann + 
Aeschbacher + 
Antt1le • 
Baader Casoar = 
BaderElvira + 
Ban!l3 + 

1 Banoerter + 
• Baumann Alexander = 
1 Baumann Ruedi + 
1 Baumann Stenhanie + 

Beck + 
Berberat + 

1 Bemasconi + 
1 Bezzola = . -· 
· Blooer = 
1 Bkmasca . 
! Binder = 

Bioeber = 
Ball!r = 
BoJtoluzzi = 
Basshard = 
Brunner Toni = 

1 Bwlnon + 
! BOhlmann + 

BOhrer + 
cava1n + 

i ChallDllis + 
1 Chevrier + 

Chiffeße + 
i Christen + 
1 Cina + 
. Cuche + 

de Dardel + 
IDecunlns . 
• Donze + 
• Dormann Rosemarie . 
1 Dormond Marlvse + 
1 Dunant = 

Oumaz + 
1 Ourrer + 

Eberhard + 
Eoers7Alll . 

! Enolv + 
i Ehrler + 
! Enoellleroer = 

Estermann + 
E1IIMIIII . 
Fasel + 
Fässler + 

+ Ja/oul/sl 
= nein / non / no 

R TI '. Fattebert + V VD l Kofmel 
S ZH , Favre + R VD i Kunz 
E ZH i FehrHans = V ZH 1 KUJTUS 

R VS • Fehr Hans-JOlll + S SH 1 lachat 
V BL 1 Fehr JaC1Jue6ne I+ S ZH 1 La1ive d'Eninav 
C SO Fehr Lisbelh. = V ZH · Laubacher 
s so i Fehr Mario + S ZH Launer 
R BE Fetz + S BS Leu 
V TG · Flscher-Seenoen = RAG leutenMoer Haio 
G BE i Föhn = V SZ Leutenoooer Susanne 
S BE i Freund = V AR Leutltard 
L VD Frev Claude = R NE Loenl'e 
S NE FrevWalter = V ZH Lustenbemer 
R GE 1 Gadlenl . V GR l MaiUard 
R GR Galll + C BE Maiire 
V SG Garbani + S NE Marietan 
- Tl Ganner . G ZH MartiWemer 
V ZH Giezendanner . V AG Martv Kä1in 
V ZH Glasson 0 R FR MasooO 
V SO Glur = V AG Mal!Mt 
V ZH Goß + S ZH Maurer 
R ZH • Gonseth + G BL : Maurv Pasauier 
V SG Grobet + s GE Meier-Schall 
V VD i Gross Andreas + s ZH • Mell®'llv Savarv 
G LU 1 Gross Jost + S TG Messmer 
R SH , Guisan + R VD Mever Then)se 

S TI 1 G0nter + S BE MöroeU 
SFR ! GutzwiUer + R ZH MUIIIIV 

C VS 1 Gvsin Hans Rudolf = R BL 1 M0Der Erich 
S VD 1 Gvsin Remo + s BS • M0Uer-Hemmi 
R VD · Haerino Binder + S ZH • Nabholz 
C VS :Haller = V BE Neirvnck 
G NE Hilmmerle + S GR Oehrfi 
S GE 1 Hassler . V GR Pedrina 
C GR 1 Heber1ein + R ZH Pelli 
E BE • HeoetschweUer = R ZH • Pfister TheoohU 
C LU Heim + C so • Poßa 
s VD 1 Hess Berhard + - BE i Raooenbass 
V BS HessPeter # C ZG ! RandAffller 
R GE Hess Walter + C SG Rechsteiner Paul 
C 01/l, • Hofmann Urs + s AG 1 Rechsteiner-Basel 
C sz Hoßenstein + G SG . Rennwald 
RAG 1 Hubmann + s ZH Riklin 
L GE ; lmhof . C BL Robbiani 
C AG i Janiak +.S BL i Rosslni 
R NW Joder = V BE 1 Ruev 
C LU 1 Jossen + s vs SandozMarcel 
L BS 1 Jutzel + s FR 1 Schenk 
G FR 1 Kaufmann = V ZH Scherer Marcel 
s SG KeßerRobert = V ZH SdteurerRemV 

• entschuldigt/ excuse / scusato, abwesend / absent / assente 
hat nicht teilgenommen / n'ont pas vote / non ha votato 

. R SO 
= V LU 
= R Bl 

1 + C tU 
= R SZI 
= V LU 

.+ C FR 
+ C LU 
= R ZG 
+ S BL 
+ C AG 
= C Al 
+.C LU 
+ 1 s1vo 
+ C GE 
+ C VS 
+ S GL 
+ S ZH . . TI 
= V AG 
= V ZH 

.+ S GE 
+ C SG 
+ G VD 
= R TG 
+ C FR 
= V ZH 
+ G GE . R ZH 
+ S ZH 
+ R ZH 

i+ C VD 
= V BE 
+ s TI 
+ R 11 

I= V SG 
+ L GE 

I+ C TG 
i= R BS 
+ s SG 

'+ s BS 
+ s IU 

I+ C ZH 
+ C TI 

i+ s vs . L VD 
= R VD 
= V BE 
= V ZG. 

I+ L NE! 

o enth. / abst. / ast # Der Präsident stimmt nicht/ Le president ne prend pas part aux votes 

Ergebnisse / Resultats: 
1 Gesamt/ Compl6te / Tutto 1 Fraktion / Graupe/ Gruooo C D F G L R s 
1 ja/oui/sl 118 1 Ja/ oui/ sl 26 0 0 9 4 17 52 
1 nein / non / no 58 ! nein/ non/ no 1 0 0 0 0 21 0 

enth. / abst / ast. 1 1 enth. / abst. / ast. 0 0 0 0 0 : 1 0 
i entschuldigt/ excuse / scusato 22 1 entschuldigt/ excuse / scusato 7 0 0 1 2 4 0 

Bedeutung Ja / Slgnlflcatlon de oui: Antrag der Mehrheit 
Bedeutung Nein / Signlfication de non: Antrag der Minderheit III (Bosshard) 

CONSEIL NATIONAL 
Proces-verbal de vote 

SchlQer = V ZH 
Schmid Odilo + C VS 
Schmisd Walter = V BE 
Schneider = R BE 
Schwaab + S VD 

· Seiler Hansneter . V BE 
S"iearist + V AG 

iSlmoneschi-Cortesi . C 11 
a + S BE 

S11111:k = V AG 
Suielmann + • GE 
Snuhler = V TG 
Stahl = V ZH 
Stammluzi = RAG 

! Stelneooer + R UR 
• Steiner = R so 
• Strahm + s BE 
• Studer Heiner + E AG 

Sturnp + s AG 
Suter + R BE 
Teuscher + G BE 
Thanei + s ZHi 
TheUer = R LU 
Tillmanns + s VD 

. Trinonez = R BE 
1 TschADDllt + s BE 
TschunnM = R w 

1 Vallender + R AR 
1 Vaudroz.Jean.Claude . C GE 
VaudrOZ Rene + R VD 

1 Vermot + s BE 
1 Voßmer + S BE 
• Waber Christian + E BE 
• Walker Felix + C SG 
1 Walter HaMillm * V TG 
1 Wandlluh = V BE 
Wasserfallen + R BE 

1 WeiQeR = R SG 
WeVAMlh = V BE 
W"u:lmer + S LU 
Witlrin . C SG 
Wiederkehr : . E ZH 
Wlltenwiler = R SG 
W"'-"Ursula + s BE 
Zilch + C AG 
Zanetti + S SOi 
Zacfl * C ZH! 
Zbinden + SAG 
7i5Vadls + • VDI 
Zuookrer = V ZH 

E v• • 1 
4 3 31 
0 36 0 1 

0 0 0 1 

1 5 21 

Nationalrat, Elektronisches Abstimmungssystem 
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99.0076 

Ref.1035 
NATIONALRAT 
Abstimmungsprotokoll Namentliche Abstimmung/ Vote nominatif 

Geschäft: Obligationenrecht (Miete) 
Objet: Code des obligaUons (Bail a loyer et a ferme) 

Gegenstand: Art 269, Abs. 1 
Objet du vote: 

Abstimmung vom /Vote du: 05.12.200012:02:47 

Abate 
AeoDII Wartmann 
Aeschbacher 
Antlße 
Baader casoar 
Bader Elvira 

· Banoa 
Banoerter 
Baumann Alexander 
Baumann Ruedi 
Baumann Ste11hanle 
Beck 

' Berberat 
• Bemasconi 
! Bezzo!a 
Blll!ler 

' Rinmlsca 
Binder 
Bioeiter 

'äoier -- -

Bortoluzzi 
Bosshard 
BnmnerToni 
Buanon 

, BOhlmann 
BOhrer 

1 Caval]j 

Chlmmlis 
Chevrier 
Clrill'eße 
Chlislen 

1 Cina 
Cuche 
de Dardel 
Decurtins 
Donze 
Donnann Rosemarie 
Oormond Marlvse 
Dunant 
DuJiraz 

1 Durrer 
i Eberhard 

Egerszegi 
, Eaalv 
i Ehrler 
' EmielbertW 
• Estennann 

Evmann 
Fasel 
Fllssler 

+ Ja/oul/sl 
= nein / non / no 

= R Tl 1 Fattebert + V VD Kofmel 
= S ZH i Favre = R VD Kunz 
= E ZH 1 FehrHans + V ZH : Kurrus . R VS ; Fehr Hans-Jam = S SH 1 Lachat 
+ V Bl · Fehr JaC11UeUne = S ZH 1 Lalive d'Ealnav 
0 C SO ; Fehr Llsbelh + V ZH 1 Laubacher 
= s so ! Fehr Mario = S ZH Lauoer 
= R BE ! Fetz = S BS Leu 
+ V TG • Fl5cher.Seßn1111n == RAG Le11!1!11Mlll!I' Haio 
= G BE Föhn + V SZ L01J1P.neooer Susanne 
= S BE Freund + V AR Leulhard 
= L VD FrevC!aude = R NE Lmmfe .. S NE FrevWaller + V ZH L1i,mmbemer 
= R GE Gedient . V GR Maßlard 
= R GR GalH = C BE Maiire 
+ V SG Garbanl = S NE Marletan . - Tl , Genner . G ZH Martl Werner 
+ V ZH , Glezendanner . V AG i MmtvKälln 
+ V ZH G!asson = R FR , Masnoli 
+ V so iGlur + V AG i Mathvs 
+ V ZH Goll = S ZH Maurer 
+ R ZH • Gonselh = G BL ..... ~:--u1er 
+ V SG Grobet = S GE t Meier-Schatz 
+ V VD Gross Andreas = s ZH , Menetrev Savarv 

~- GrossJost = s TG 
Guisan := R VD 

1 Günter 0 S BE 
Gutzwlller = R ZH 

Messmer 
Meyer Thel1lse 
MllmAII 

Muonv 
0 C VS Gvsin Hans Rudolf = R BL MOUer Erich 
= s vo Gv,;m Remo = s BS i MOUer-Hemml 
= R VD · Haerina Binder = S ZH 1 Nabholz 
0 C VS ! Haller + V BE Neirvnck 
= G NE t Hämmerte = S GR 1 Oehru 
= S GE 1 Hassler . V GR 1 Pedrina . C GR 'Heberlein = R ZH , Pelfi 
= E BE Hegetschweiler = R ZH Pfister Theollhil . C LU Heim = C so PoDa 
= S VD Hess Bethard = - BE Rallffl'!nbaSS 
+ V BS Hess Peter # C ZG RamlAnner 
= R GE Hess Walter 0 C SG Rechstelner Paul 
= C OlJ\ . Hofmann Urs = s AG Rechsteiner-Basel 
= C sz • Hollenstein = G SG Rennwald . RAG ! Hubmann 0 s ZH Riklin 
= L GE lmhol . C Bl Robbianl 
= C AG i Janiak = s BL Rossini 
= R NW Joder + V BI: Ruev 
= C LU ; Jossen = s vs i Sandoz Marcel . L BSI 1 Jutzet = s FR ! Schenk 
= G FR Kaufmann + V ZH Scherer Marcel 
= s SG i Keller Robert + V ZH ScheurerRMN 

• entschuldigt/ excuse / scusato, abwesend / absent / assente 
hat nicht teilgenommen / n'ont pas vote / non ha votato 

• R SO 
,+ V LU 
= R BL 
0 C IU 
= R sz 
+ VW 
0 C FR 
= C LU 
:,: R ZG 
= s BL 
= C AG 
= C Al 
+ C LU 
= s VD 
0 C GE 
0 C vs 
= s GL 
= s ZH . . Tl 
+ V AG 
+ V ZH 
= S GE 
0 C SG 
= G VD 
= R TG 
0 C FR 
+ V ZH 

-- G GE 
' . R ZH 
= S ZH 
= R ZH 
0 C VD 
+ V BE 

·= S Tl 
i = R Tl 
!+ V SG 
:= L GE 
= C TG 
= R BS 
= s SG 
= s BS 
= s IU 
0 C ZH 
0 C Tl 
= s vs . L VD 

I= R VD 
i+ V BE 
i+ V ZG 
= L NE 

o enth. / abat. / ast. it Der Präsident summt nicht/ Le president ne prend pas part aux votes 

Ergebnisse/ Resultats: 
Gesamt/ Complete / Tutto Fraktion / Groupe / Gruooo C 0 F G L R s 

i ja/oul/si 43 ia/ oul/ sl 1 0 0 0 0 2 0 
nein / non / no 117 nein / non / no 11 0 0 9 4 37 50 
enth. / abat. / ast. 17 enth. / abat. / ast. 15 0 0 0 0 0 2 
entschuldigt/ excuse / scusato 22 entschuldigt/ excuse / scusato 7 0 0 1 2 4 0 

Bedeutung Ja/ Signification de oui: Antrag der Minderheit IV (Joder) 
Bedeutung Nein / Signiflcation de non: Antrag Stelner 

CONSEIL NATIONAL 
Proces-verbal de vote 

Schiller + V ZH 
Schmid Odüo 0 ~~ Schmied Walter + 
Schneider = R BE 
Schwaab '= S VD 
Seiler Hansneter . V BE 
Sleorist + V AG 
SirnonesehJ.Cortesi . C Tl 

= S BE 
illl!!:k + V AG 
iPielrnann = • GE. 

Snuhler + V TG 
Stahl +V ZHi 
stammluzl = RAG 

' Slelneaaer = R UR 
~ .... 

Steiner = R SO 
Strahrn = s BE 
Studer Heiner = E AG 
Stumo = s AG 
Suter = R BE 
Teuscher = G BE 
Thanei = s ZH 
Tbeller = R 
TIUmaMs = 

'Trinonaz + 
Tschllooät = s BE 
TschUnnPJf = R LU 
Vaßender = RAR 
Vaudroz Jean-Claude . C GE 

' Vaudroz Rene = R VD 
Vermot = s BE 
VoUmer = s BE 
Waber Christian :~ Walker Ftfflx 
Waller Hansiörn • V TG 

: Wandlluh :+ V BE 
Wasserfaßen = R BE 
Wei!lelt = R SG 
Wl!VAl19lh + V BE 
Widmer = s w 

: Widrig . C SG 
Wiederkehr . E ZH 

1 Wittenwiler = R SG 
i W-111 Ursula - s BE 
i Zilch 0 C AG 

Zanettl -= s so 
Zaofl 1 • C ZHi 
Zbinden = s AG 
Zlsvadis = - VD 
Zunniner + V ZH 

E V -
1 39 0 
3 0 3 
0 0 0 
1 5, 2 
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Ref.1036 
NATIONALRAT 
Abstimmungsprotokoll Namentliche Abstimmung / Vota nominatif 

Geschäft: 
Objet: 

Gegenstand; 
Objet du vote; 

Obligationenrecht (Miete) 
Code des obllgations (Bail a loyer et a ferme) 

Art 269, Abs. 1 

Abstimmung vom / Vota du: 05.12.2000 12:03:50 

Abate 
Aeppli Warlmann 
Aeschbacher 
Anlille 

1 BaaderCa'lllllf 
1 Bader Elvira 
, Banoa 
1 Banaerter 
: Baumann Alexander 

Baumann Ruedi 
Baumam Sleohanie 
Beck 

1 ßerberat 
• Bemasconi 

Bezzofa 
1 Blooer 
-Blqnasca 
Binder 

_Blocher. _ 
Borer 

1 Bortoluzzi 
' Bosshard 

Brunner Toni 
! Buanon 
1 B0h!mann 
' BOhrer 

CavalD 
' Challllllis 

Chevrier 
Chiffelle 
Christen 
Cina 
Cuche 
de Dardel 
Decurtins 
Don;re 
Dormann Rosemarie 
Dormond Marlvse 
Dunant 
Dunraz 
Ourrer 
Eberhard 
En"""""'i 
Ennlv 
Ehrler 
Eooelbemer 
Estermann 
Evmann 
Fasel 
Fässler 

+ ja/oui/sl 
= nein / non / no 

+ R TI i Fattebelt + V VD Kofmel 
+ S IZH ! Favre + R VD 1 Kunz 
+ E ZH ; FehrHans = V ZH Kwrus . R VS Fehr Hans-Jllra + S SH i Lachat 
= V BL Fehr Jm-.nuallM i + S ZH 1 Laffve d'Eoinav 
+ C so. , Fehr Lisbelh : = V ZH Laubacher 
+ s so 1 Fehr Mario l+ S ZH 1 Lauoer 
= R BE , Fetz •+ S BS i Leu 

= V TG l FISCher-Seenrmn = RAG Leuten"""er Haio 
+ G BE Föhn = V SZ! • Leuten- Susanne 
+ S BE Freund = V AR Leutherd 
+ L VO Frev Claude + R NE i Ln,mfe 
+ S NE ! FrevWalter = V ZH Lustenlwner 
+ R GE : Gadlent * V GR Maillard 
= R GR GalD + C BE Maiire 
= V SG i Garbanl 1+ S NE Marit\lan . . Tl Genner 1 • G ZH Mmtl Werner 
= V ZH Giezendanner . V AG Martv Klllin 
= ::J_ ~ i Glasson + R FR Masoofi 
= V SO ! Glur = V AG i Malhvs 

= V ZH 1 Gall + S ZH 1 Maurer 
= R ZH iGanseth ! + G BL , Ma11ri Pasauier 

= V SG i Grobet + S GE Meier-Schatz 
+ V VD 1 Gross Andreas :+ S ZH Moo«!rev Savarv 
+ G LU Gross Jost ·+ S TG Messmer 
= R SH Guisan + R VD Mever Therese 
+ s TI Günter + S BE MIIMell 

+ SFR Gutzwiller + R ZH Munnv 

+ C VS Gvsin Hans Rudolf = R BL MOßer Erich 
+ S VD Gvsin Rerna + S BS Mllßer-Hemml 
+ R VD H<IArinn Binder + S ZH Nabholz 
+ C vs ! Haller = V BE Neirmck 
+ G NE ; Härnmerle + S GR Oehrli 

1 + S GE Hassler . V GR Pedrlna 
• C GR Heberlein = R ZH Pelfi 
+ E BE Heoetschweiler = R ZH 1 Pfister TheoohD . C LU Heim + C so Polla 
+ s VD Hess Berhard + • BE Raaqenbass 
= V BS Hess Peter # C ZG Rand"""er 
+ R GE 1 HessWalter + C SG Rechsteiner Paul 
+ C lnlll Hofmann Urs + SAG Rechsteiner ..ßasel 
+ C sz Hollenstein + G SG Rennwald . RAG Hubmann + S ZH Rl'kfin 
+ L GE lmhof * C BL 1 Robblani 
+ C AG : Janiak + S BL Rossini 
= R NW 1 Jader = V BE. Ruev 
+ C LU • Jossen + s vs l Sandoz Marcel 
* L BS ,Jutzet + SFR i Schenk 
+ G FR : Kaufmann = V ZHI ; Scherer Marcel 
+ s SG , Keller Robert = V ZH! , Scheurer Remv 

• entschuldigt/ excuse / scusato, abwesend/ absent / assente 
hat nicht teilgenommen / n'ont pas vote / non ha votato 

i • R SO 
I= V LU 
= R BL 
+ C.IU 
i; R iSZ 
' - V 1LU 
+ C FR 
+ C LU 
= R ZG 
+ S BL 
+ C AG 
= C Al 
+ cw 

I+ S VD 
'+ C GE 
1 + C VS 

+ S GL 
+ S ZH. . . Tl 
= •v AG 
= V ZH 

I+ S GE 
+ C SG 

1 + G VD 
+ R TG 
+ C FR. 
= V ZH 
+ G GE . ,R ZHi 
+ S ZH! 
+ R ZH 
+ C VD 
= V BE 
+ S Tl 
+ R Tl 
= V SG 
+ L GE 

I+ C TG 
= R BS 
+ s SG 
+ s BS 
+ s IU 
+ C ZH 
+ C TI 
+ s vs . L VD 
+ R VD 
= V BE 
= V ZG 
+ L NE 

o enth. / abst. / ast # Der Präsident stimmt nicht / Le president ne prend pas part aux votes 

Ergebnisse / Resultats: 
1 Gesamt/ Complete / Tutto ! Fraktion/ Groupe / Gruooo c. □ F G L R s 
ja/oul/sl 118 ! ja/oul/sl 26 0 0 9 4 17 52 

i nein / non / no 59 nein / non / no 1 0 0 0 0 22 0 
l enth. / abst / ast. 0 1 enth. / abst. / ast. 0 0 0 0 0 0 0 
1 entschuldigt/ excuse / sC\Jsato 22 1 entschuldiat / excuse / scusato 7 0 0 1 2 4 0 

Bedeutung Ja/ Signlflcatlon de oui: Antrag der Mehrheit 
Bedeutung Nein / Signification de non: Antrag Steiner 

CONSEIL NATIONAL 
Proces-verbal de vote 

SchlOer = V ZH 
Schmid Odllo + C VS 
Schmied Walter = V BE 
Schneider = R BE 

i Schwaab + S VD 
! Seiler Hansna!Ar . V BE 
s~ + V AG 

• Simoneschl.COrtesi • C TI 
Sommaruaa + S BE 

1 Slllrl = V AG 
Snielmann + • GE 

! SnnhlAr = V TG 
! Stahl = V ZH 
1 Starnmluzl + RAG 
C:!Din-r = R UR 
Stehier = R SO 
Strahm + S BE 
Studer Heiner + E·AG 
Stumn + SAG 
Suler + R BE 
Teuscher + G BE 
Thanei + S ZH 
Theiler = R LU 

1 Tillmanns + S VD 
Trfnnnez = R BE 
Tschännllt + S BE 
TschunnArt - RW 
Vaßender = RAR 
VaudrozJean..claude . C GE 
Vaudroz Rene + R VD 
Vermot + S BE 
Vollmer + S BE 
Waber Christian + E BE 

' Walker FliflX + C SG 
Walter MAnotlllm . V TG 

i Wandlluh = V BE 
Wasserfallen + R BE 

' Weiaelt = R SG 
W""""""' = V BE 

i Wldmer + s LU 
Wirlrlrl . C SG 

: Wiederkehr . E ZH 
Wrttenwiler = R SG 

! Wvss Ursula + s BE 
zach 1 + C AG 
Zanelli + s so 
Zanfl • C ZH! 
Zbinden + s AG 
Ttwmlis + - VD! 
Zunninor = V ZHi 

e V • 1 
4 3 31 
0 36 ol 
0 0 0. 
1 5 21 

Nationalrat, Elektronisches Abstimmungssystem 
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Ref.1037 
NATIONALRAT 
Abstimmungsprotokoll Namentliche Abstimmung / Vota nominatif 

Geschäft: Obligationenrecht (Miete) 
Objet: Code des obligatlons {Bail ll loyer et ll ferme) 

Gegenstand: Art 269, Abs. 1 
Objet du vote: 

Abstimmung vom/ Vote du: 05.12.2000 12:04:53 

Abate 
AenDli Wartmann 
Aeschbacher 
Antille 
Baadercasnar 
Bader Elvira 
Banaa 
Banaerter 
Baumann Alexander 
Baumann Ruedi 

; Baumann Slenhanie 
Beck 
Berberal 

. Bemasconl 
Bezzola 
Bimrer 
Blmmsca 

Binder 
:Blocher i Borer ___ 

i Bortoluzzi 
• Bosshard 

Brunner Toni 
Buqnon 

! Bllhlmann 
Bllhrer 
Cavalfi 
Ch11nnuis 

!Chevrier 
Chlffelle 
Christen 
Cina 
Cuche 
de Dardel 

1 Decurtins 
Donze 

i Dormann Rosemarle 
. Dormond Marlvse 

i Dunant 
Dunni7 
Durrer 

: Eberhard 
i Enl!F!m!III 

Eoalv 
Ehrler 
Enoelllerller 
Estermann 

. Evmann 
Fasel 
Fässler 

+ ja/oul/sl 
= nein / non / no 

+~ = ZH 
1 Fatteben + V VD 
1 Favre + R VD 

• Kofmel 
Kunz 

= E ZH FehrHans + V ZH Kurrus . R VS : Fehr Hans-Jüro = S SH ! Lachat 
:+ V BL : Fehr Jacouellne = S ZH · Lalive d'Eoinav 
+ C SO 1 Fehr Usbelh + V ZH Laubacher 
= s so . FehrMario = S ZH lauDer 
+ R BE : Fetz = 5 BS Leu 

.+ V TG " Fischer-Seenoen + A AG 1 Leuteneooer Halo 
= G BE j Föhn + V SZ 1 LmllMMner Susanne 

= s BE Freund + V AR ' Leuthard 
+ ;;j = 

FrevClaude + R NE 
FrevWalter + V ZH 

i Loenfe 
Lustenberaer 

+ R GE Gadlent • V GR Malllard 
+ R GR ' Galll + C BE Maitre 
+ V SG i Garbani = S NE i Marletan . . Tl Genner . G ZH : Martl Werner 
+ V ZH 1 Glezendanner * V AG MartvKälin 
+ V ZH ! Glasson + R FR Masnofi 
+ V SO ; Glur + V AG Mathvs 
+ V ZH ,Goll . - S ZH Maurer 
+ R ZH Gonselh = G BL Maurv Pascuier 
+ V SG Grobel = S GE Meier-Schalz 
+ V VD Gross Andreas = s ZH Menetrev Savarv 
= G LU • GrossJost = s TG Messmer 
+ R SH Guisan + R VD Mevw Therese 
= s Tl Ganter = s BE MörQeU 
= s FR 
+ C vs 

Gulzwiller + R ZH 
Gv<1in Hans Rudolf + R BL 

Muonv 
~Moner Erich 

= S VD ~ = s BS Mruler-Hemmi 
+ R VD , Haerina Binder = S ZH Nabholz 
+ C vs : Haller + V BE Ne!rYnck 
= G NEi 1 Hämmerle = s GR Oehrll 
= s GE ·Hassler . V GR Pedrina . C GR 1 Heberiein + R ZH 1 Pelll 

:= E BEI Heoetschweiler + R ZH : Pfister Theoohil . 
ffl = 

+ 

Heim + C so 
· Hess Berhard = • BE 
1 Hess Peter # C ZG 

Polla 
Raooenbass 
Rantll!nt!AI' 

+ R GE HessWalter + C SG Rechsteiner Paul 
i+ C OW Hofmann Urs := s AG i Rechsteiner-Basel 
:+ C SZ · Hollenstein = G SG Rennwald . RAG Hubmann = s ZH Riklin 
+ L GE lmhof . C BL 1 Robbiani 
+ C AG Janiak = s BL Rosslnl 
+ R iNW i Joder + V BE ! Ruev 
+ C LU Jossen = s vs . Sandoz Man:el . L BS 
= G FR 
= s SG 

iJutzel -m Kaufmann + 
Keßer Robert + 

i Schenk 
Scherer Marcel 
Scheurer Remv 

• entschuldigt/ excuse / scusato, abwesend / absent / aasente 
hat nicht teilgenommen / n'ont pas vote / non ha votato 

., 
R SO 

+ V LU 
+ R BL 
+ C IU 
+ R SZ 
+ V LU 
+:C FR 
+IC LU 

:+ R ZG 
- S BL 

i+ C AG 
+ C Al 
+ C LU 
= S VD 
+ C GE 
+ C VS 

: = S GL 
= S ZH 
* - Tl 
+ V AG 
+ V ZH 
= s GE 
= C SG 
= G VD 
+ R TG 
+ C FR 
+ V ZH 
= G GE 
* R ZH 
= s ZH 
+ R ZH 
+ C VD 
+ V BE 
= s Tl 
+ R Tl 
+ V SG 

i+ L GE 
+ C TG 
+ R BS 
= s SG 
= s BS 

I= s IU 
'+ C ZH 
= C Tl 
= s vs ., 

L VD 
+ R VD 
+ V BE 
+ V ZGI 
+ L NE 

o enth. / abst. / ast # Der Präsident stimmt nicht/ Le presldent ne prend pas part aux votes 

Ergebnisse/ Resultats: 

CONSEIL NATIONAL 
Proces-verbal de vote 

i SchlOer + V ZH 
! Schmid Odllo = C VS 
: Schmied Waller + V BE 

Schneider + R BE 
Schwaab = S VD 
Seiler HansnP.ll!r * V BE 

~eschl-Cortesi 
+ V AG 
• C Tl 

Sommaruaa = S BE 
SM!-.k + V AG 
Solelmann = • GE 
Souhler + V TG 

: Stahl + V ZH 
i StammLuzi + RAG 
: Steinenoer + R UR 
i Steiner + R SO 

Strahm = S BE 
Studer Heiner = E AG 
Stump = s AG 
Suter + R BE 
Teuscher = G BE 
Thanei = S ZH 
Theiler + R LU 
TIDmanns = s VD 
Triconez + R BE 
Tschllnnät = s BE 
TschuollM + R LU 
Vallander + R AR 
Vaudroz Jean-Claude . C GE 
Vaudroz Remi + R VD 
Vennot = s BE 
Vollmer = s BE 
Waber Christian + E BE 
Walker Flffix + C SG 
Walter H11n<:iöra * V TG 
Wandlluh + V BE 

~n 
+ R BE 

.+ R SG 
'+ V BE 

Widmer = s LU 
. Wldria . C SG 
! Wiederkehr • i E ZH 
, Wittenwiler + R SG 
1. Wvss Ursula = s BE 
Zlldt + C AG 
Zanelli = s so 
Zaofl . C ZH 
Zblnden = s AG 
ZlsYadis = • VD 
ZUDDicer + V ZH 

Gesamt/ Complete / Tutto · Fraktion / Groupe / Gruooo C D F G LIA S!E V • 1 

ja/oul/sl 107 I Ja/ oul/ sl 24 0 0 0 4 139 0 1 39 01 
nein / non / no 70 nein / non / no 3 0 0 9 010 52 3 0 31 
enth. / absl / ast 0 en1h. / abst. / ast. 0 0 0 0 010 0 0 0 OI 
entschuldigt/ excuse / scusato 22 i entschuldigt/ excuse / scusato 7 0 0 1 214 0 1 5 21 

Bedeutung Ja / Slgnlficatlon de oui: Antrag der Mehrheit 
Bedeutung Nein / Signlficatlon de non: Antrag der Minderheit II (Thanel) 

Conseil national, Systeme devote electronlque Nationalrat. Elektronisches Abstimmungssystem 

05.12.2000 12:05:24/ 0011 ldentlf: 46. 4 /05.12.2000 12:04:53 Ref.: {Erfassung) Nr.1037 
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A1A 

Ref.1038 
NATIONALRAT 
Abstimmungsprotokoll Namentliche Abstimmung/ Vote nominatlf 

Geschäft: Obligationenrecht (Miete) 
Objet: Code des obligations (Bail a loyer et a ferme) 

Gegenstand: Art 269, Abs. 2 
Objet du vote: 

Abstimmung vom/ Vote du: 05.12.200012:07:55 

Abate = 
AeoDIIWartmann + 
Aeschbacher + 
Antille . 
Baader Casoar = 

! BaderElvira = 
! Banaa + 
'BanQerter = 
• Baumann Alexander = 

Baumann Ruedi + 
Baumann Stenhanie + 

! Beck = 
Berberat + 
Bernasconi = 
Bezzola . 

! Bianer = 
Bianasca . 

! Binder = 
: Blocher = ~-·-~-·· 
! Borer = 

Bnrtoluzzi + 
Basshard = 
Brunner Toni = 
Bunnon = 
Bllhlmann + 
BOhrer = 
Cavalli + 
Channuis + 
Chevrier = 
Chiffeße + 
Christen = 
Cina = 
Cuche + 

! de Dardel + 
i Decul1lns • 

Oonze . 
Oormann Rosemarie . 
Dnrmond Ma11Vse + 
Dunant = 
0UDm7 = 
Durrer = 
Eberhard = 

: E11ersz8Qi . 
: EnolV = 

Ehrler = 
Fnm,llmmer . 
Estermann . 
Evmann . 

! Fasel + 
Fässler + 

+ Ja/oui / sl 
= nein / non I no 

R Tl 
S ZH 
E ZH 
A VS 

Fattebelt ~I Favre 
FehrHans 
Fehr Hans-JOrq 

Kofmel 
Kunz 
KumJs 
Lachat 

V BL i Fehr J,.,..m,eßne + s ZH Lalive d'Epfnav 
C SO . Fehr Lisbeth . V ZH Laubacher 
s so ' Fehr Mario . S ZH ! Lauoer 
A BE 1 Fetz + S BS Leu 
V TG ' FISCher-Seenaen . RAG Leuteneaoer Halo 
G BE ; Föhn = V SZ i Leuteneaner Susanne 
S BE Freund = V AR Leulhard 
L VD Frev Claude = R NE, 1 LoenJe 
S NE • Frev Walter = V ZH! ! Lustenberller 
R GE Gadient .. V GR Maillard 
R GR Gal6 = C BE Maiire 
V SG • Garbani + S NE Maritttan 
. TI i Genner . G ZH • Marti Werner 
V ZH Giezendanner . V AG MartvKälln 
V ZH ! Glasson 0 R FR 1 Masl)Oß 
V SO l Glur = V AG • Malhvs 
V ZH . Goll + S ZH Maurer 
R ZH Gonselh + G BL • Maurv Pasauler 
V SG Grobet + s GE i Meier-Schatz 
V vo Gross Andreas + s ZH MooelreV Savarv 
G LU • GrossJosl + s TG 1 Messmer 
R SH : Guisan = R VD , Mever Tht1rese 
S TI Ganter + S BE : Möroeli 
SFR GUIZWiller = R ZH : Muonv 
C vs Gvsin Hans Rudolf = R BL ! M0Uer Erich 
S VD Gvsin Remo + S BS i M0Der-Hemmi 
R VD HaerlM Binder + s ZH Nabholz 
C VS Haller = V BE 1 Neirvnck 
G NE Hämmerle + s GR OehrU 
S GE Hassler . V GR Pedrina 
C GR Heberlein "' R ZH Peßi 
E BE H er - R ZH Pfister Theonhll 
C LU Heim = C so Polla 
s VD Hess Beiherd + • BE RartllMMAA 
V BS Hess Peter # C ZG Randeooer 
R GE Hess Waller = C SG Rechstelner Paul 
C 0~ ! Hofmann Urs + s AG Rechsteiner-Basel 
C sz ' Hollenstein + G SG Rennwald 
R AG Hubmann + s ZH R!ldin 
L GE lmhof . C BL Robbiani 
C AG Janiak + s BL Rossini 
R NW Joder = V BE Ruev 
C LU Jossen + s vs SandozMarcel 
L BS Jutzet + s FR Schenk 
G FR: Kaufmann = V ZH Scherer Marcel 
s SG 1 Keller Robert = V ZH Scheurer Remv 

• entschuldigt / excuse / scusato, abwesend / absent / assente 
hat nicht teilgenommen / n'ont pas vote / non ha votato 

1 • 

= 
= 
= 
= 
= 
= 
= 
= 
+ 
= 
= 
= 
+ 
= 
= 
+ 
• . 
= 
= 
+ 
= 
+ 
= 
= 
= 
+ 
• 
+ 
= 

!= 
= 
+ 

•= 
i= 
'= 
-. 
+ 
+ 
+ 
= 
0 

+ . 
= 

: . 
I= 
= 

o enth. / abst. / ast # Der Präsident stimmt nicht/ Le presldent ne prend pas part aux votes 

Ergebnisse/ Resultats: 
1 Fraktion / Groupe / Gruooo C D F G L 

66 ia / oul/sl 1 0 0 9 0 
• nein / non / no 95 1 nein / non / no 24 0 0 0 4 

enth. / abst / ast. 2 1 enth. / abst. / ast. 1 0 0 0 0 
entschuldigt/ excuse / scusato 36 1 entschuldigt/ excuse / scusato 8 0 0 1 2 

Bedeutung Ja / Signiflcation de oui: Antrag Thanei 
Bedeutung Nein/ Signiflcation de non: Antrag Schwaab 

R SO 
V LU 
R BL 
C IU 
R SZ 
V LU 
C FR 
C LU 
R ZG 
s BL 
C AG 
C Al 
C LU 
s VD 
C GE 
C vs 
s GL 
s ZH 
. Tl 
V AG 
V ZH 
s GE 
C SG 
G vo 
R TG 
C FR! 
V ZH 
G GE 
R ZH 
s ZH! 
R ZHi 
C VD! 
V BE 
s TI 
R TI 
V SG 
L GE 
C TG 
R BS 
s SG 
s BS 
s IU 
C ZH 
C TI 
s vs 
L VD 
R VD 
V BE 
V ZGi 
L NE 

R s 
0 49 
32 0 
1 0 

10 3 

CONSEIL NATIONAL 
Proces~verbal de vote 

SchlOer = V ZH 
Schmid Odilo + C vs 
Schmied Walter + V BE 
Schneider = R BE 
Schwaab + s VD 
Seiler HansnAIAr . V BE 
~sl + V AG 
Simoneschi-Cortesi . C TI 
Sommaruaa + s BE 
Speck = V AG 

!Soielmann + • GE 
i Souhler = V TG 
Slahl = V ZH 
Slamm Luzi = RAG 
~er . R UR 
Steiner = R so 
Slrahrn + s BE 
Studer Helner • E AG 
Stump • s AG 
Suter = R BE 
Teuscher + G BE 
Thanei + s ZH 
Theiler = R!LU 

i Tillmanns + s VD 
'Trioonez = R BE' 
Tschaollät + s BE 
Tschuonert = R LU 

Vaßender = RAR 
Vaudroz Jean.claude . C GE 
Vaudroz Reoo = R VD 
Vermot + S BE 
VoUmer + S BE 
Waber Christian = E BE 
Walker Felix = C SG 
Walter Hansillra . V TG 
Wandtluh = V BE 
Wasserfallen = R BE 
Weigell = R SG 
We-venelt! = V BE! 
Wldmer + s LU 
Widrfq * C SG 
Wiede!kehr . E ZH 
Wlltenwiler . R SG 
WvssUrsula + s BE 
Zlk:h = C AG 
Zanettl + s so 
ZaDII . C ZH 
Zbinden + s AG 
Tl'Mllf15 + • VD 
Zuonll!er = V ZH 

E V . 
1 3 3 
1 34 0 
0 0 0 

i3 7 2 

Nationalrat, Elektronisches Abstimmungssystem 

05.12.2000 12:08:27 / 0012 
Conseil national, Systeme de vote electronlque 

ldentif: 46. 4 /05.12.2000 12:07:55 Ref .: (Erfassung) Nr: 1038 
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Ref.1039 
NATIONALRAT 
Abstimmungsprotokoll Namentliche Abstimmung / Vote nominatif 

Geschäft: Obligationenrecht (Miete) 
Objet: Code des obfrgations (Bai! ä loyer et ä renne) 

Gegenstand: Art. 269. Abs. 2 
Objet du vote: 

Abstimmung vom / Vote du: 05.12.2000 12:08:59 

Abate 
AenDH Wartmann 
Aeschbaclter 
.Anlille 

! Baader casnar 
1 BaderElvlra 

Banaa 
Banomter 

· Baumann Alexander 
Baumann Ruedl 
Baumann Stenhanle 

. Beck 
• Berbemt 

Bemasconl 
. Bezzola 
1 Binoer .......... 

Blonasca 
Binder 
Blocher 
Borer 
Bortoluzzi 
Bosshard 
Brunner Toni 
ßU(lßOß 

BOhlmann 
1 BQhrer 

CavalD 
Chaoouis 
Chewier 

i Chi!felle 
Christen 
Clna 

. CUdle 

de Dardel 
Decurtlns 
Donze 
Domlann Rosemarie 
Dormond Mar1vse 

Ounant 
•ouoraz 
. Ollltllr 

Eberhard 
Eqerszool 
Eoolv 
Ehrler 
Enaelberaer 
Estermann 
EvmAnn 
Fasel 
Fllssler 

+ Ja/oui/si 
= nein / non / no 

+ R Tl 
= S ZH 
= E ZH 

Fattebert 
: I VIVD . Favre 

i FehrHans + V 

• Kofmel 
Kunz 
Kunus . R VS Fehr Hans-JOM = S SH Lachat . V BL 1 Fehr Jaaruenne = S ZH · Lalive d'E11lnav 

:i H 
• Fehr Lisbeth . V ZH 

FehrMario . S ZH 
Fetz ; 

= S BS 

Laubacher 
L:rllllP.I' 
Leu 

+ V TG · rlSCher-Seenaen . RAG Leuteneaoer Haio 
= G BE • Föhn + V sz Leuteneaoer SUsanne 
= S BE Freund + V AR Leuthard 
+ L VD FrevClaude + R NE Llll!llle 
= S NE FrevWaller ·+ V ZH . Lustenberoer 
+ R GE i Gadient . V GR i Maillard . R GR l GalD + C BE ; Maiire 
+ V SG Garbani = S NE Marietan . - Tl 1 Genner . G ZH • Martl Werner 
+ V ZH G!ezendanner . V AG M:invKalln 
+ V ZH Glasson + R FR MasMli 

•+ V SO Glur + V AG · Mathvs 
+ V ZH Goll = S ZH 1 Maurer 
+ R ZH · Gonseth = G BL . Ma;;:-. :7----'-

+ V SG Grobe! = s GE 1 Meier-Schatz 
+ V VD Grass Andreas = s ZH Menetrev Savarv 
= G LU i GrossJost = s TG Messmer 
+ R SH • Guisan + R VD , M-Tlu!rese 
= s Tl 1 GQnle! = s BE Mllrneli 
= s FR i Gutzwiller + R ZH ! Muonv 
+ C vs. 1 Gvsin Hans Rudolf + R BL ! MOller Erich 

;= s VD Gvsln Remo = s BS i Mffller-Hemmi 
+ R VD · Heerlna Binder = s ZH Nabholz 
+ C vs Haller + V BE Neirvnck 
= G NE Hämmerte = s GR OehrB 
= s GE Hassler • V GR 1 Pedrina . C GR Heberleln + R ZH Pell! . E BE . C LU 

j:lfl!letschweiler + R ZH 
Helm + C so 

Pfister Theonllll 

: PoOa 
= s VD Hess Berhard = • BE RallO!!nbaSS· 
+ V BS Hess Peter # C ZG Randeaoer 
+ R GE: HessWaller + C SGI Rechstelner Paul 
+ C OVI Hofmann Urs = s AG Rechstelner-Basel 
+ C sz Hollenstein = G SG Rennwald . R AG Hubmann := s ZH , Rlkfin 
+ L GE lmhof . C BL . Robbiani 

.+ C AG Janiak = s BL . Rosslnl . R NVi· , Joder + V BE• Ruev . C LU Jossen = s VSi Sandoz Marcel . L BS 
1= G FR 
= s SG 

Jutzet : äffi Kaufmann 
KeDer Robert 

Schenk 
Scherer Marcel 
ScheurerRMIV 

• entschuldigt / excuse / scusato, abwesend / absent / assente 
hat nicht teilgenommen / n'ont pas vote / non ha votato 

.. R SO 
+ V LU 
+ R BL 
+ C IU 
+ R SZ 
+ V LU 
+ C FR 
+ C LU 

I+ R ZG 
= S BL 
+ C AG 
+ C Al 
+ C LU 

1 = S VD 
·+ C GE 
+ C VS 
= S GL 

1 * S ZH . . TI 
+ V AG 
+ V ZH 
= s GE 
+ C SG 
= G VD 
+ R TG 
+ C FR 
+ V ZH 

I= G GE . R ZH 
= s ZH 
+ R ZH 
+ C VD 
+ V BE 
= s Tl 
+ R Tl 
+ V SG 
+ L GE 
+ C TG . R BS 
= s SG 
= s BS 
= s IU 
+ C ZH 
= C Tl 
= s vs . L VD 
+ R VD . V BE 

.+ V ZG 
+ L NE 

o enth. / abst. / est # Der Präsident stimmt nicht / Le prasldent ne prend pes part aux votes 

Ergebnisse / Resultats: 
Gesamt/ Com lete / Tutto 1 Fraktion / Groupe / Gn.tooo 
'a/oul/s1 99 1 la/oul/sl 
nein / non / no 64 • nein / non / no 
enth. / abst / ast. 0 1 enth. / abst. / ast. 

: entschuldi / excuse / scusato 36 1 entschuldigt/ excuse / scusato 

Bedeutung Ja / Signillcatlon de oul: Antrag der Mehrheit 
Bedeutung Nein / Slgnillcation de non: Antrag Schwaab 

C 
25 
2 
0 

.7 

D FIG L R s 
0 010 4 ~ 0 
0 019 0 0 49 
0 010 0 0 0 
0 0 1 2 10 3i 

CONSEIL NA 1"I0NAL 
Proces-verbal de vote 

SchlQer + V ZH 
Schmid Odllo = C VS 
Schmied Waller + V BE 

· Schneider + R BE 
i Schwaab = S VD 

SeBer Hansneter . V BE! 
. Sleorlst + V AG! 
• Slmoneschi-Cortesi + C Tl 
i Sommaruaa = S BE 
. '-m!dc + V AG 

Soielmann = - GE 
1 Souhler + V TG 
. Stahl + V ZH 
. StammLuzi + R AG 
SlAiMnner . R UR 
Sleiner + R so 
Strahm = S BE 
Studer Helner . E AG 
SlumP . SAG 
Suter + R BE 
Teuscher = G BE 
Thanei := s ZH 

• Theller + R LU 
liDmanns = s VD 
TriPonez + R BE 
Tschllnmlt = s BE 
Tschuooert :~ Valender 

. Vaudroz Jean-Claude . C GE 
• Vaudroz Rene + R VD 
· Vermot = S BE 

VoDmer = S BE 
· Waber Christian + E BE 
i Walker Fl!llx + C SG 
. Waller MRmaii!M . V TG 
1 Wandfluh + V BE 

Wasserfallen + R BE 
i Weiaelt + R SG 
WIM!llelh + V BE 

! Wldmer = S LU 
•Wldrla . C SG 
Wiederkehr . E ZH 
WdleßWiler . R SG 
Wvss Ursula I= S BE 

1 Zäch + C AG 
; Zanelti = s so 

ZaDII . C ZH 
Zbinden = SIAG 
7lwadl'! = • VD 
Zllllllioer + V ZH 

E V - 1 
1 36 O 1 

1 0 3, 
0 0 01 
3 8 2/ 

Nationalrat, Elektronisches Abstimmungssystem 

05.12.2000 12:09:32/ 0013 
Conseil national, Systeme de vote electronlque 

ldentif: 46 . 4 /05.12.2000 12:08:59 Ref.: (Erfassung) Nr.1039 
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Ref.1043 
NATIONALRAT 
Abstlmmungsprotokoll Namentliche Abstimmung / Vote nominatif 

Geschäft: Obligationenrecht (Miete) 
Objet: Code des obligations (Bail a loyer et a ferme) 

Gegenstand: Art. 269, Abs. 3 
Objet du vote: 

Abstimmung vom / Vote du: 05.12.2000 12:10:04 

Abate + R Tl Fattebert + V vo ! Kofmel 
Aelloß Wartmann = S ZH Favre . R VD Kunz 

1 Aeschbacher + E ZH fehrHans + V ZH 1 Kurrus 
Antiße • R VS i fehr Hans-Jllrn = S SH 1 Lachat 

1 Baader Casoar + V BL ! f ehr Jacoueline = S ZH Lalive d'Eoinav 
1 Bader Elvira + C SO : Fehr Lisbeth 1 • V ZH Laubacher 
1 Ban!!a = S SO 1 Fehr Mario ' 

. S ZH Lauper 
Ban([erter + R BE Fetz = s 8S 1 Leu 
Baumann Alexander + V TG Fischer-Seenaen . RAG Leutermaaer Haio 
Baumann Ruedi = G BE Föhn + V SZ Leull!nl!lloer SUsanne 
Baumann Steohanie , = S BE Freund + V AR Leudlard 

1 Beck .+ L VD Frev Claude + R NE , Loeofe 
. Berberat = S NE FrevWaller + V ZH Lustenberaer 
• Bernasconi + R GE Gadlent 1 • 1 V GR , Maillard 
1 Bezzola • R GR Gal6 + C BE • Maiire 
: Blmmr + V SG I Garbanl = S NE Marit!lan 
1 Bionasca • • Tl 'Genner . G ZH 1 MartlWemer 

Binder + V ZH ; Giezendanner . V AG MartVKlllin 
, Blocher + V ZH '·Borer- ---·-----+-'-+--+--'V_;,;c;SO-'-< 

1 Glasson + R FR 
Glur + V AG 

• MasPoD 
1 Malllvs 

Bortoluzzi + V ZH Goll = s ZH Maurer 
Bosshard + R ZH Gonseth = G BL Maurv Pasauier 

BQhlmam 1 = 
;--;:, BOh=---rer--------+-+-+ 

Brumer Toni ++ 1 , Bu1111on 

cavaDi 
ChaDOUjs 

1 Chewier + C VS 

Grobet = s GE 
' Gross Andreas = s ZH 

Gross Jost = s TG 
Guisan + R VD 
Gllnter = s BE 
Gutzwiller + R ZH 
Gvsin Hans Rudolf + R BL 

Meier-Schatz 
1 MeMtMV Savary 
,Messiner 

' Mever Ther&se 
Mörqeli 
Mrnmv 
MOller Erich 

Chiffelle = S VD Gvsin Rerno = s BS • M0Oer-Hemmi 
Christen + R VD Hal!rinn Binder = s ZH ' Nabholz 
Cina + C VS ! Haller + V BE • Neirvnck 
Cuche = G NE Hammerle = S GR ' Oehrli 
de Dardel = S GE , Hassler . V GR ! Pedrina 
Decurtins • C GR Heberlein + R ZH Pel6 
Dorw! • E BE Heoelschweiler + R ZH , Pfister Theolllul 
Dormann Rosemarie • C LU Heim + C so i Polla 

i Dormond Martvse = S VD Hess Berhard = • BE Ramenbass 
Dunant + V 8S HessPeler # C ZG RandAnner 
Duoraz + R GE Hess Walter + C SG Rechsteiner Paul 

i~, '~~, 
Hofmann Urs = s AG 
Hoßenstein = G SG 
Hubmarm = s ZH 
lmhof . C BL 

Rechstelner-Basel 
· Rennwald 
1 RikDn 

Robbiani 
Ehrler + C AG Janiak = s BL , Rossini 

er • R NW ! Joder + V BE i Ruev 
Estermann • C LU · Jossen = s vs 1 Sandoz Marcel 

i Evmann • L BS ' .lulzet = s FR Schenk 
Fasel Kaufmann + Scherer Marcel 
Fässler = S SG • Keller Robert + ScheurerRlimV 

+ ja/oui/sl 
= nein / non / no 

• entschuldigt/ excus6 / scusato, abwesend/ absent / assente 
hat nicht teilgenommen / n'ont pas vot6 / non ha votato 

• R SO 
'+ V LU 
:+ R BL 

+ C IU 
+ R sz 
+ V LU 
+ C FR 
+ C LU 
+ R ZG 
= S BL 
+ C AG 
+ C Al 
+ C LU 
= S VD 
+ C GE 
+ C vs 
= s GL 

: . s ZH 
: . • , Tl 

+ V AG 
+ V ZH 
= s GE 
• C SG - G VD 

1 + R TG 
1 + C FR 
+ V ZH 

= G GE . R ZH 
= S ZH 

'+ R ZH 
+ ~~ 1 + 

i = S Tl 
1+ R TI 
+ V SG 
+ L GE 
+IC TG . R BS 
= s SG 
= s 8S 
= s JU 
+ C ZH 
= C Tl 
= s vs 
• L VD 

'+ R VD . V BE 
+ V ZG 
+ L NE 

o enth. / abst. / ast. # Der Präsident stimmt nicht/ Le prasldent ne prend pas part aux votes 

Ergebnisse/ Resultats: 
Gesamt/ Complete / Tutto 1 Fraktion / Groupe / Gruppo C D F G L R s 

, ja/oui/sl 99 1 ja/ oul / sl 24 0 0 0 4 32 0 
nein / non / no 63 nein / non / no 2 0 0 9 0 0 49 
enth. / abst. / ast. 0 1 enth. / abst. / ast. 0 0 0 0 0 0 0 
entschuldigt / excuse / scusato 37 1 entschuldigt/ excus6 / scusato /8 0 0 1 2 11 3 

Bedeutung Ja/ Signlllcatlon de oul: Antrag der Mehrheit 
Bedeutung Nein/ Signlflcatlon de non: Antrag der Minderheit II (Thanei) 

CONSEIL NATIONAL 
Proces-verbal de vote 

Schlller +IV ZH 
SchmldOdilo = C VS 
Schmied Waller ]! Schneider 

~n 
Schwaab 
SeilerHansoeter 
S!oorist 

1 Simoneschl-Coltesi + cn 
'Sommaruaa = S BE 
'Snack + V AG 
1 Spielmann = • GE 
1 Spuhler + V TG 
1 Stahl + V ZH 
Stmnmluzl + R AG . R UR 
Steiner + R SO 
Strahm = S BE 
Studer Heiner . E AG 
StumD • SAG 
SUter + R BE 
Teuscher = G BE 
Thanei = S ZH 
Theiler + R LU 

i Tillmanns = s VD 
Tr!nonez + R BE 
Tschaoniu = S BE 

~rscituooert + R LU 
• Vaßender + RAR 
i Vaudroz Jean-Claude . C GE 
1 Vaudroz Rene + R VD 
'Vermot = S BE 
VoDmer = S BE 

1 Waber Christian + E BE 
Walker Fel"IX + C SG 
WallerH:in<:illm . V TG 
Wandßuh + V BE 
Wasserfallen + R BE 
Weilll!ll + R SG 
W-neth + V BE 
Wldmer = s LU 
Wldrln • C SG 

' Wiederkehr . E ZH 
Wlllenwiier . R SG 
~Ursula = S BE 
Zäch + C AG 
Zanettl = s so 
Zapß . C ZH 
Zbinden = SAG 
Zisvadis i= - VD 

l 7.llDDiOer + V ZH 

E V . 
2 37 0 
0 0 3 
0 0 0 
3 7 2 

Nationalrat, Elektronisches Abstimmungssystem 

05.12.2000 12:04:32/ 0014 
Conseil national, Systeme de·vote 61ectronlque 

ldentif: 46. 4 /05.12.00 12:10:04 Ref.: (Erfassung} Nr: 1043 



99.0076 

Ref.1041 
NATIONALRAT 
Abstimmungsprotokoll Namentliche Abstimmung / Vota nominatif 

Geschäft: Obllgationenrecht (Miete) 
Objet: Code des obligations (Ball a loyer et a ferme) 

Gegenstand: Art 269, Abs.4 
Objet du vote: 

Abstimmung vom/ Vote du: 05.12.2000 12:36:02 

Abate 
Ai>nnH Wlll'lmann 
Aeschbacher 
Anlille 
BaaderCaspar 
BaderElvira 
l!am!a 

. Baru!erler 

Baumann Alexander 
Baumann Ruedi 
Baumann Stellllanle 
Beck 

. Berberat 
Bemasconi 
Bezzola 
Bkrner 

.... 

Blanasca 
· Binder 

i =er 
Bortoluzzi 

'Bosshard 
Bnmner Toni 
Rimnon 
BOhlmann 
Bührer 
Cavalll 
Chappuis 
Chevrier 
Chilfelle 
Christen 

! Clna 
, Cuche 
i de Daniel 

Decurtins 
Donze 

' Donnann Rosemar!e 
• Dormond Mattvse 

Dunant 
Ounm7 

1 Durrer 
Eberhard 
Egerszeoi 
Eoolv 
Ehrler 

! Eooelberaer 
, Estermann 
i Evnmnn 

Fasel 
i Fassler 

+ Ja/ oul / sl 
= nein / non / no 

. R Tl ; fattebert + V VD Kofmel 
+ S ZH i Favre + R VD 1 Klllll 
+ E ZH ' Fehr Hans = V ZH i Kurrus . R VS 
= V BL 
+ C SO 

, Fehr Hans-JQrq + m . Fehr Jact1ueNne + 
i Fehr Lisbeth '= 

1 Lachat 
Lallve d'EDinav 

i Laubacher 
+ s so fehr Mario + S ZH . 1 ällru!I' 

= R BE Fell + S BS Leu 
= V TG ! Fisdler-.,,,_,en . RAG Leuteneooer Haio 
+ G BE Föhn = V SZ 1 LmllMADner Susanne 
+ S BE Freund = V AR ! Leuthard 
+ L VD FrevClaude = R NE ' L08Dle 
+ S NE FrevWalter = V ZH . Lustenberoer 
+ R GE Gadlent = V GR Malllard 
= R GR ··--;....; 
= V SG 

GalB + C BE 
,-Garbani- + S NE 

Maitre 
Marietan 

= - Tl 1 Genner . G ZH Marti Werner 
= V ZH i Giezendanner . V AG Martv Klllin 
= V .ZH 
= V so 

Glasson . :+: R FR ·c;11ir· = V AG 
i MasJ!!11l -

Malhvs 
= V ZH Goß + S ZH Maurer 
= R ZH Gonseth + G BL Mawv Pasauier 
= V SG Grobet + s GE Meier-Schatz 
+ V VD Gross Andreas + s ZH 1 MenetrevSavarv 
+ G LU . GrossJost + S TG . Messrner 
= R SH Guisan + R VD i MAver Therese 
+ S Tl i Gllllter + s BE 1 Mllmeli 

+ S FR i GUIZWl'ller = R ZH Muonv 
+ C VS 1 G'JSin Hans Rudolf = R BL MWler Erich 
+ s VD GV'lin Remo + s BS Müller-Hemmi 
+ R VD i Haerlrul Binder + s ZH Nabholz 
+ C vs : HaUer = V BE Neirmck 
+ G NE ; Hllmmerle + s GR OehrB 
+ S GE 1 HassJer = V GR Pedrlna 
+ C GR Heberleln '= R ZH Peßl 
+ E BE Hooelschweiler = R ZH Pllsler TheoDhil . C LU Heim = C SO i PoUa 
+ s VD 1 Hess Berhard + - BE Raqqenbass . V BS Hess Peter # C ZG Ranffl!ftner 
+ R GE HessWallar + C SG Rechsteiner Paul 
= C OVi Hofmann Urs + SAG Rechsteiner-Basel 
+ C sz Hollenslein + G SG 1 Rennwald . R AG , Hubmann + S ZH IRikDO 
0 L GE lmhof . C BL Robblani . C AG · Janlak + S BL t Rossini 
- R NW, , Joder = V BE ! Ruev 
+ C LU! 1 Jossen + s vs Sandoz Marcel . L BS iJutzet + SFR 1 Schenk 
+ G FR Kaufmann = V ZH 1 Scherer Marcel 
+ s SG; Keiler Robert = V ZH ScheurerRamv 

• entschuldigt/ excuse / scusato, abwesend / absent / assente 
hat nicht teilgenommen / n'ont pas vote / non ha votato 

. R SO 
= V LU 
= R BL 
+ C IU 
= R SZ 
= V LU 
+ C FR 
+ C LU 
= R ZG 
+ S BL 
0 C AG 
= C Al 

'+ C LU 
+ S VD 
+ C GE 
+ C vs 
+iS GL . s ZH 
= 1 • Tl 
=!V AG 
= V ZH 
+ S GE 

.+ C SG 
'+ G VD 
i= R TG 

+ C FR 
i • V ZH 
+ G GE . R ZH 
+ S ZH . R ZH 
+ C VD 
= V BE 
+ S Tl 
+ R Tl 
= V SG 
+ L GE 
= C TG 
= R BS 
+ s SG 
+ s BS 
+ s IU 
+ C ZH 
+ C Tl 
+ s vs 
• L VD 
- R VD 

1= V BE 
= V1ZG 
+ L NE 

o enth. / abst. / ast # Der Präsident stimmt nicht/ Le presldent ne prend pas part aux votes 

Ergebnisse / Resultats: 
Gesamt/ Complete / Tutto , Fraktion / Groupe / Gruooo C D F G L R s 
Ja/ oul / si 101 1 · Ja/ oul/ sl 23 0 0 9 3 10 49 
nein / non / no 67 nein/ non / no 4 0 0 0 0 25 0 
enth. / abst / ast. 2 enth. / abst. / ast. 1 0 0 •O 1 0 0 

CONSEIL NATIONAL 
Proces-verbal de vote 

Schiller = V ZH 
! Schmid Odilo + C vs 
1 Schmied Walter . V BE 
! Schneider = R BE 
. Schwaab + s VD 
. Seiler H-IIAIAr . V BE 

Siemist = V AG 
Simoneschi-Cortesi + C Tl 
Sommaruaa + s BE 
Sm!clc = V AG 
Sn1elmann + • GE 
SOUhler = V TG 
Stahl = V ZH 
Stamm L.uzi = RAG . R UR 
Stelner = R so 
Slrahm + s BE 
Studer Heiner + E AG 
Stumn . SAG 
Suler + R BE 
Teuscher 1+ G BE 
Thanei + S ZH 
Theiler = R LU 

, 11ßmanns + s VD 
. TlinnllP..7 =.R BE 
Tschllnnlll . s BE 
Tschumwt = R LU 
Vallendar = RAR 
Vaudroz Jean-Claude . C GE 

! Vaudroz Rene + R VD 
Vermot + s BE 
Voßmer + s BE 
Waber Christian :m Walker Flffix 

1 Walter Hansiöro • G 
1 Wandlluh = V BE 
! Wasselfallen + R BE 
,Weioelt = R SG 
. Weveneth = V BE 
. Wldmer + s LU 
! W(drln . C SG 
Wiederkehr . E ZH 
Wlttenwiler = R SG 

! W"'1~Ursula + S BE 
, Zllch + C AG 
! Zanetli + s so 

Zanll . C ZH 
Zblnden + s AG 
Zl!IVl'ldis . 

• VD 
ZuDDiaer = V ZH: 

E V . 
3 2 2i 
0 36 21 
0 0 Oi 

entschuldigt/ excuse / scusato 29 I entschuldlat / excuse / sa.isato 6 0 0 1 2 8 3i2 6 l 1 i 

Bedeutung Ja / Slgnlficatlon de oul: Antrag der Mehrheit 
Bedeutung Nein/ Slgniflcation de non: Antrag der Minderheit III (Hegetschweller) 

Nationalrat, Elektronisches Abstimmungssystem 

05.12.2000 12:36:33/ 0015 
Conseil national, Systeme de vote electronique 

ldentif: 46. 4 /05.12.200012:36:02 Ref.: (Erfassung) Nr:1041 



99.0076 

Ref.1040 
NATIONALRAT 
Abstimmungsprotokoll Namentliche Abstimmung/ Vote nominatif 

Geschäft: Obligationenrecht (Miete) 
Objet_: Code des obligations (Bail a loyer et a ferme) 

Gegenstand: Art. 269, Abs. 4 
Objet du vote: 

Abstimmung vom/ Vote du: 05.12.2000 12:37:09 

Abate 
1 AP.DaU Wartmann 
i Aeschbacher 

Anlille 
Baader Casoar 
Bader Elvira 

1 Ba!llll! 

i BamJerter 
Baumann Alexander 
Baumann Ruedl 
Baumann S!eohanie 
Beck 
Berberat 
Bemasconi 
Bezzola 
RinMr 

Rilrmlsca 
Binder 

, Blocher 
i Borer 

Bortoluzzi 
Bosshard 
Brunner Toni 
BUQnon 
Bllhlmann 
Bllhrer 
Cavalli 
ChallllUis 
Chevrier 

: Chilfelle 
Christen 
Clna 
CUche 
d&Dardel 
Decurlins 
Donze 
Dormann Rosemarie 
Dormond Marlvse 
Dunant 
Duoraz 
Dwrer 
Eberhard 
Eaemeol 
Eoolv 
Ellrler - ff 

Estermann 
EV!ffllnn 
Fasel 

i Fässler 

+ ja/oui/si 
= nein / non / no 

. R TI ' Faltebert + V VD Kofmel 
= S ZH . Favre + R VD Kunz 
= E ZH Fehr Hans + V ZH Kurrus . R VS Fehr Hans-Jora = S SH Lachat 
+ V Bl Fehr Jacaueline = S ZH Lalive d'E nin'"' 

= C SO ' Fehr Lisbeth + V ZH Laubacher 
= s so ' Fehr Mario = S ZH laimer 

+ R BE l Fetz = S BS Leu 
+ V TG ' t!SCher-Seenaen . RAG L<>nt"""""er Halo 
= G BE Föhn + V SZ ! Leuteneao er Susanne 
= S BE Freund + V AR Leulhard 
+ L VD FrevClaude + R NE LCll!llfe 
= S NE FrevWaller + V ZH Lustenbemer 
+ R GE Gadlent + V GR Malllard 
+ R GR ! Gall! = C BE Maiire 
+ V SG Garbani = S NE ! Marietan 
+ . Tl Genner . G ZH MartiWemer 
+ V ZH i Giezendanner . V AG i Martv Kälin 
+ V ZH 
+ V SO 
+ V ZH 

Glasson 0 R FR 
Glur + V AG 
Goll = S ZH • + R ZH Gonselh = G BL MaUJV Pasauier 

+ V SG i Grobei S GE , Meier-Schatz 
i+ V VD : Gross Andreas = S ZH 1 Menetrev"""""' 
= G LU GrossJost = S TG ! Messmer 
+ R SH Guisan + R VD • u-Therese 
= S TI Günter = S BE ' MllrneD 
= SFR Gutzwiller + R ZH , Mumtv 
= C VS Gvc:in Hans Rudolf + R Bl ; MQDer Erich 

= S VD , Gll'<inRemo = S BS MQßer-Hernmi 
= R VD Haer!M Binder = S ZH Nabholz 
+ C VS 1 Haller . V BE Neirvnck 
= G NE • Hammerle = S GR ! Oehrü 
= S GE Hassler !+ V GR 1 Pedrina 
+ C GR : Hebeneln + R ZH ! Pelli 

' - E BE · HeaetschweHer + R ZH Pllster Theoahil . C LU i Heim + C SO : Polla 
= S VD i Hess Berhard = - BE , Raaoenbass 
+ V BS Hess Peter # C ZG : innt1attner 
+ R GE ! Hess Waller 0 C SG RechsteinerPaul 
+ C OVI Hofmann Urs = s AG Rechsteiner..ßasel 
+ C sz Hollenstein = G SG Rennwald . RAG i Hubmann = s ZH Rlklln 
+ L GE i lmhof . C BL Robbiani . C AG Janiak = S BL Rosslni 
+ R NWi . Jeder + V BE Ruev 
+ C LU 1 Jossen = s vs 1 Sandoz Marcel 
+ L ßS, ! Jutzet = SFR Schenk 

I= G FR . Kaufmann + V ZH Scherer Marcel 
= s SG! : Keller Robert + V ZH Scheurer Rl!mv 

• entschuldlgt / excuse / scusato, abwesend / absent / assente 
hat nicht teilgenommen / n'ont pas vote / non ha votato 

. R SO 
+ V LU 
+ R BL 

= C IU 
+ R sz 
+ V LU 
= C FR 
+ C LU 
+ R ZG 

= S BL 
+ C AG 
+ C Al 
+ C LU 
= S VD 

i= C GE 
i = C VS 

"' S GL 
• S ZH 
+ - Tl 
+ V AG 
+ V ZH 
= S GE 
= C SG 
= G VD 
+ R TG 
= C FR 
+ V ZH 
= G GE 

!+ R ZH 
= s ZH . R ZH 
= C VD 
+ V BE 
= S Tl 
+ R Tl 
+ V SG 
+ L GE 

i+ C TG 
'+ R BS 
= s SG 
= s BS 
= s IU 
+ C ZH 
= C Tl 
= s vs . L VD 
+ R VD 
+ V BE 

!+ V ZG 
+ L NEi 

o enth. / abst. / asl # Der Präsident stimmt nicht/ La president ne prend pas part aux votes 

Ergebnisse/ Resultats: 
, Gesamt/ Comolete / Tutto 1 Fraktion / Grouoe / Grupnn 
i ja/oui / sl 93 la/ oul/ sl 

nein / non / no 78 nein / non / no 
enth. / abst / ast. 2 • enth. / absl / asl 
entschuldigt/ excuse / scusato 26 1 entschuldlat / excuse / scusato 

Bedeutung Ja / Significatlon de oui: Antrag der Mehrheit 
Bedeutung Nein / Signiflcation de non: Antrag Aeschbacher 

C D 
13 0 
14 0 
1 0 
6 0 

F G L R s 
0 0 5 34 0 
0 9 0 1 49 
0 0 0 1 0 
0 1 1 7 3 

CONSEIL NATIONAL 
Proces-verbal de vote 

Schiller + V ZH 
Schmid Odllo = C VS 
Schmied Walter • V BE 
Schneider + R BE 
Schwaab = S VD 
Seiler H:,nc,neter • V BE 
~risl + V AG 
Simoneschi-Cortesl = C Tl 

- s BE 
Snri + V AG 
SDielmann = - GE 
Snuhler + V TG 
Stahl + V ZH 
Stamm Luzl + R AG . . R UR 
Sleiner + R so 
Strahm = S BE 
Studer Hemer = E AG 
Sturm . SAG 
Suter + R BE 
Teuscher = G BE 
Thanei = S ZH 
Theiler + R LU 
Tillmanns = S VD 

, Trinnnez + R BE 
Tschanruit * S BE 
Tschunnart + R LU 
Vaßender + R AR 

' Vaudroz Jean-Claude • C GE 
! Vaudroz Renl! + R VD 

Vermot = S BE 
Voßmer = S BE 
Waber Christian * E BE 
Walker Fl!lix + C SG 

, Walter Handöra . V TGi r + V BE 
serfallen + R BE 
eil + R SG 

w~ + V BE 
, Wldmer = S LU 
w..- . C SG 
Wiederkehr . E ZH 
Willenwifer + R SG 

... Wvss Ursula = S BE 
1 7llrh = C AG 

Zanettl = s so, 
ZanR . C ZH 
Zbinden = SAG 
Zi<Mlrlls . - vo 
zunniner + V ZH 

E V -
0 39 2 
3 0 2 
0 0 01 
2 5 1 

Nationalrat, Elektronisches Abstimmungssystem 

05.12.2000 12:37:40/ 0016 
Conseil national, Systeme de vote electronlque 

ldentif: 46. 4 /05.12.2000 12:37:09 Ref.: (Erfassung) Nr:1040 
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Ref.1044 
NATIONALRAT 
Abstimmungsprotokoll Namentliche Abstimmung / Vota nominatif 

Geschäft: Obligationenrecht (Miete) 
Objet: Code des obligalions (Bail a loyer et a ferme) 

Gegenstand: Art 269b Abs. 2 
Objet du vote: 

Abstimmung vom/ Vote du: 11.12.2000 17:23:29 

. Abate 
! Aenllli Wa111nann 
Aeschbaclter 
AnllDe 
BaaderCaspar 
BaderEMra 
Banna 

Bmoener 
Baumann Alexander 

• Baumann Ruedi 
Baumann S!P.Dhanie 
Seck 
Berberat 

• Bemasconl 
Bezzola 
Bimler 
Rinna.'IC& 
Binder 
Blocher Beiei .. ~-----·-· 

Borloluzzi 
Bosshard 
Brunner Tonl 

i Bucmon 
Bflhfmalln 
Bllhrer 
cavalli 

· Channuis 
CheYrier 
Chllfeße 
Christen 
Clna 
Cuche 
de Damel 
Decurtins 

· Donze 
Dormann Rosemarle 
Dormond Manvse 
Dunant 

• Oumaz 
Ourrer 
Eberhard 

, EnP.!S7!!llj 
' ElllllV 
• Ehrler 

Enaelben1er 
Estermann 
Evmann 
Fasel 

, Fässler 

+ ja/oul/sl 
= nein / non / no 

+ R Tl Fattebert + V VD Kofmel 
= S ZH . Favre + R VD Kunz 
= E ZH FehrHans + V ZH Kumts 
+ R VS Fehr Hans-Jllnl = S SH Lachat . V BL Fehr Jaarueune = S ZH • Lallve d'Eoinav 
+ C SO 1 Fehr Lisbeth + V ZH Laubacher 
= s so · FehrMario = S ZH ! Immer 
+ R BE 1 Fetz = s BS • Leu 
+ V TG , Fischer-Seenqen + RAG i Leuteneaoer Haro 
= G BE ! Föhn + V SZ LeutenMner SUsanne 
= S BE : Freund + V AR Leulhard 
+ L VD FrevClaude + R NE · Loeofe 
= S NE ; Frev Walter + V ZH i Lustenlwner 
+ R GE •Gadlent + V GR Maillard 
+ A GR Galli + C BE Maiire 
+ V SG i Garbanl = S NE Mötan . - Tl GeMer = G ZH MarliWemer 
+ V ZH 1 Giezendanner + V AG • Martv Klllin 
• V ZH •arasson + R FR Masooll 
• V so 1 Glur + V AG MalllVS . V ZH: GoH = S ZH Maurer 
+ R ZH Gonseth = G BL Maurv Pasauier 
+ V SG l Grobei = s GE Meier-Schatz 
+ V VD Grass Andreas . s ZH Menetrevsavarv 
= G LU l Gross Jost . S TG Messmer 
+ R SH 1 Guisan ·+ R VD Mever Therese 
= s TI i GOnter • S BE Möroe6 
= s FR ;Gutzwiller + R ZH 1 Munnv 
+ C vs l Gvsin Hans Rudolf . R BL i M0Der Erich 

: clvs 

Gvsin Rerno . s BS 
Haerllltl Binder = s ZH 

!Haller + V BE 

MilDer-Hernrnl 
Nabholz 
Neirvnck 

= G NE ' Hämmerle = s GR Oehrfi 
= S GE Hassler + V GR 1 Pedrina 
+ C GR! Heberlein + R ZH : PelD 
= E BE HenalschweBer + R ZH • Pfister TheoDhil 
+ C LU! Heim + C so Poila 
= S VD Hess Berhard . • BE • Ra1111enbass . V BS . Hess Peter # C ZG 1 RanlfMner 
+ R GE Hess Walter + C SG Rechsteiner Paul 
+ Coir. Hofmann Urs = s AG Rechsteiner ..ßasel 
+ C SZ Hollensleln = G SG Rennwald 

i+ RAG Hubmann = s ZH Rlldin 
+ L GE lmhof + C BL • Rol>bianl 
+ C AG Janlak = s BL • Rossini 

I+ R Mli Joder . V BE Ruev 
+ C LU 'Jassen = s vs SandozMarcel . L BSJ Jutzet = s FR i Scltri 
= G FR 1 Kaufmann + V ZH Scherer Marcel 
= S SG ' Keller Robert + V ZH i Scheurer Remv 

• entschuldigt/ excuse / scusato, abwesend/ absent / assente 
hat nicht teilgenommen / n'ont pas vote / non ha votato 

• R SO 
+ V LU 
+ R BL . C IU 
+ R SZ 
+ VW 
+ C FR 
+ C LU 
+ R ZG 

'= S BL 
i+ C AG 
!+ C Al 
+ C LU 
= S VD 
+ C GE 

i • C VS 
= S GL 
• S ZH 
* . Tl 
+ V AG 

! • V ZH 
= S GE 
+ C SG 
= G VD 
+ R TG 
+ C FR 
+ V ZH 
= G GE 
+ R ZH 
* s ZH . R ZH 
+ C VD 
* V BE 
= s Tl 
* R Tl . V SG 

:+ L GE 
+ C TG . R BS 
= s SG 
= s BS 
= s IU 
+ C ZH 
= C Tl 
= s vs . L VD 
+ R vo . 
rl + 

+ 

o enth. / abst. / asl # Der Präsident stimmt nicht/ Le president ne prend pas part aux votes 

Ergebnisse / Resultats: 
1 Gesamt/ Complete / Tutto Fraktion / Groupe / GruDDO C D F G L R s 
• Ja/oul/sl 98 ja/oui/si 28 0 0 0 4 35 0 
1 nein/ non/ no 65 nein/ non / no 2 0 0 10 0 0 48 
1 enth. / abst. / ast. 0 enth. / absl / ast. 0 0 0 0 010 0 
! entschuldigt/ excuse / scusato 36 entschuldigt/ excuse / scusato 4 0 0 0 2 8 6 

Bedeutung Ja/ Slgniflcation de oul: Antrag der Mehrheit 
Bedeutung Nein / Slgniflcation de non: Antrag der Minderheit II (Thanei) 

CONSEIL NATIONAL 
Proces-verbal de vote 

SchlOer + V ZH 
i Schmid Odilo = C VS 

Schmied Walter + V BE 
Schneider . R BE 
Schwaab = S VD 
Seiler HansDeler + V BE 

• Slatrrkt + V AG 
Simoneschl-Cortesi + C TI 

1 Sommaruqa = s BE 
· SMclt + V AG 

SniA!mann = • GE 
! Spuhler + V TG 
i Stahl . V ZH 
1 StammLuzi + R AG . R UR 
Sleiner + R so 
Slrahm = s BE 
Studer Heiner = E AG 
StumD = s AG 
SUter + R BE 
Teuscher = G BE 
Thanei = s ZH 
Theiler + A LU 
1illmanns = s VD 

1 Trlmnaz + R BE 
T SChl!Dllät = s BE 

i T"""1mMtt + R LU 
! VaDender + RAR 
• Vaudroz Jean-Claude . C GE 
Vaudroz Rene ' . R vo 
Vermot = s BE 
VoUmer :tl Waber Chris&n 
Walker Flfflx 

' wa!ter Hansiöro • * V TG 
• Wandlluh + V BE 
• Wasserfallen + R BE 
• Weioelt + R SG 
1 WAVl!IIAlh * V BE 

Widmer = S LU 
Wil'lrtQ + C SG 

• Wiedelkehr == E ZH 
Wittenwiler + R SG 

· WVSS Ursula = S BE 
• zach . C AG 
! Za11911i = s so 
• Zallll + C ZH 
1 Zbinden = SAG 
llsV!!dls = • VD 
Zullllioer + V ZH 

E V • 1 
0 31 0 '! 

5 0 2• 
0 0 01 
0 13 31 

Nationalrat. Elektronisches Abstimmungssystem 

11.12.2000 17:27:22/ 0007 
Conseil national, Systeme de vote electronlque 

ldentlf: 46 . 4 / 11.12.00 17:23:29 Ref.: (Erfassung) Nr: 1044 



99.0076 

Ref.1071 
NATIONALRAT 
Abstimmungsprotokoll Namentliche Abstimmung/ Vota nominatif 

Geschäft: Obllgationenrecht (Miete) 
ObJet: Code des obligations (Ball a loyer et a ferme) 

Gegenstand: Art. 269 Abs. 2 
ObJet du vote: 

Abstimmung vom/ Vote du: 11.12.2000 17:24:29 

Abate 
Aenllll Wartmann 
Aeschbacher 
Anlllle 

1 Baader caspar 
BaderElvira 

i Ban<ra 
1 Banllllltflr 

Baumann Alexander 
Baumann Ruedi 
Baumann Ste0hanle 
Beck 
Berberat 
Bemasconi 
Bezzola 

. Bittffl!I' 

Bianasca 
, Binder 
i Blocher 
: Borer 
Bortoluzzi 
Bossltard 
Bnmner Toni 
Bugnon 
Bllhlmann 
Bllhrer 

1 Cavalli 
1 Chappuls 
· Chevrier 
1 Chiffelle 
! Christen 

Clna 
Cuche 
de Daniel 
Decurtins 
Donze 
Dormann Rosamarie 
Dormond Marlvse 
Dunant 
Dunrnz 
Durrer 
Eberhard 
Eaerszeoi 
E1111lv 
Ehrler 
EnnAlllP..rruir 
Eslermann 
Evmann 
Fasel 
Fllssler 

+ ja/oui / sl 
= nein / non / no 

= R TI , Fattebert = V VD Kofmel 

= S ZH Favre = R VD Kunz 
= E ZH Fehr Hans + V ZH KllßllS 
+ R VS Fehr Hans-Jllm = S SH Lachat . V BL Fehr J2Cllllellne = S ZH Lallve d'Epinav 

= C SO Fehr Lisbeth + V ZH Laubacher 
= s so FehrMario = S ZH La11D01' 
+ R BE ! Fetz = S BS Leu 
+ V TG , Fischer-Seenaen + RAG Leuteneooer Haio 
= G BE 1 Föhn + V sz Leutenmmer Susanne 
= S BE 1 Freund + V AR . Leulhard 
+ L VD Frevctaude + R NE Loepfe 
= S NE l Frev Waller + V ZH 1 Lustenber!ler 
= R GE i Gadlent = V GR ! Maillard 
+ R GR , Gal6 = C BE Maiire 
+ V SG i Garbanl = S NE Marielan . . Tl 1 Genner = G ZH ! Martl Werner 
+ V ZH Giezendanner + V AG • Marty Käßn . . 
• 
+ 
+ 
= 
= 
+ 
= 
= 
= 
= 
= 
+ 
= 

= 
= 
= 
= 
= . 
= 
+ 
+ 
+ 
+ 
+ 
+ 
+ . 
= 
= 

V ZH Glasson = R FR 1 MasooB 
VISO Glur + V AG 1 Mathvs 
V ZH , Goll = S ZH Maurer 
R ZH i Gonseth = G BL I MaUIV P11511uier 
V SG 1 Grobet = S GE Meier-Schatz 
V VD Gross Andreas . S ZH 1 M6netrey Savary 

G LU GrossJost . S TG i Messmer 
R SH 1 Guisan = R VD ! Mever Therese 
s Tl • Gllnter 

. S BE • Mömeli 
S FR GutzwiUer + R ZH 1 Muonv 
C VS Gvsin Hans Rudolf + R BL MODer Erich 
S VD , GvsinRemo . S BS MODer-Hemmi 
R VD : Haelina Binder = S ZH i Nabholz 
C vs ' HaUer + V BE : Neilvnck 
G NE 1 Hilmmerle = S GR Oehrli 
S GE Hassler = V GR Pedrlna 
C GR Heberleln + R ZH Pelli 
E BE Heoetschweiler + R ZH Pfister Theophil 
C LU Heim + C so Polla 
S VD Hess Berhard . - BE Raooenbass 
V BS Hess Peter i# C ZG Randeaaer 
R GE ! Hess Waltet = C SG Rechstelner Paul 
C OlJ\ · Hofmann Urs r= s AG Rechsteiner ..ßasel 
C sz 1 Hollenstein "' G SG Rennwald 
RAG • Hubmann = s ZH Rlldin 
L GE ' lmhof + C BL Robbiani 
C AG 1 Janiak = S BL Rosslni 
R NW 1 Joder . V BE . Ruev 
C LU : Jossen = s vs Sandoz Marcel 
L BS Jutzel = s FR Schenk 
G FR 1 Kaufmann + V ZH Scherer Marcel 
S SG . Keller Robert + V ZH Scheurer Remv 

• entschuldigt/ excuse / scusato, abwesend/ absent / assente 
hat nicht teilgenommen / n'ont pas vote / non ha votato 

: . 
!+ 
·+ 
; . 
+ 
+ 
= 
+ 
+ 
= 

.+ 
:+ 
·+ 
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= 
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I= . . 
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i= 

= 
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= 
= 
= 
+ 
+ 
• 
+ 
+ 

o enth. / abst. / ast. # Der Präsident s1immt nicht/ Le presldent ne prend pas part aux votes 

Ergebnisse / Resultats: 
1 Gesamt/ Complete / Tutto 
1 Ja/oui/si 74 
1 nein/non/no 90 1 

1 enth. / abst. / ast. 1 
1 entschuldigt/ excuse / scusato 34 

Fraktion/ Graupe/ Gruooo 
1 ja/oul/sl 
· nein / non / no 

enth. / abst / ast. 
1 entschuldigt/ excuse / scusato 

Bedeutung Ja/ Signlflcation de oui: Antrag der Mehrheit 
Bedeutung Nein / Slgniflcation de non: Antrag Robbianl/Fasel 

C 
15 
15 
0 
4 

0 F G L 
0 0 0 5 
0 0 10 0 
0 010 0 
0 0 0 1 

R SO 
V LU 
R BL! 
C IU 
R sz: 
V LU 
C FR 
C LU 
R ZG 
S BL 
C AG 
C Al 
C w 
S VD 
C GE 
C vs 
s GL 
S ZH 
. Tl 
V AG 
V ZH 
S GE 
C SG 
G VD 
R TG 
C FR 
V ZH 
G GE 
R ZH 
S ZH 
R ZH 
C VD 
V BE 
s Tl 
R TI. 
V SG 
L GEI 
C TG 
R BS 
s SG 
s BS 
s IU 
C ZH 
CITI 
S VS 
L VD 
R VD 
V BE 
V ZG 
L NE 

R s 
27 0. 
8 46 
1 0 
7 6 

CONSEIL NATIONAL 
Proces-verbal de vote 

SchlOer + v:ZH 
SchmidOdilo = C VS 
Schmied Waller + V BE 
Schneider . R BE 
Schwaab = S VD 
Seiler HansDeler + V BE 
Siamisf + V AG 

: Slmoneschi-Cort = C Tl 
Sommaruaa = S BE 

1 Speck + V AG 
! Spielmann = • GE 

Spuhler + V TGI 
1 Slahl . V ZH 
Slammluzi + R AGI 
Steinl!llller . R UR 
Siebter + R SO 

. Slrahm = s BE 
• StuderHeiner = E AG 
: SliJmD = s AG 
Suter = R BE 
Teuscher = G BE 
Thanei = s ZH 
Theiler : + R LU 
Tillmanns = S VD 

1 Trinonez + R BE 
TschäpPl!l = S BEi 
TschuPllefl + R LU 
Vaßender I+ RAR 
Vaudroz Jean-Claude • C GE 
Vaudroz Rene * R vo: 
Vermol = S BE 
VoDmer = S BEi 
Waber Christian = E BE 1 

WalkerFellX + C SG 
Waller Hansiilr!I • V TG 
Wandfluh + V BE 

. Wasserfallen 0 R BE 
: Weiaelt + R SG 
We""""lh . V BE 
Wldmer = s LU 
WJlll'io + C SG 
Wiederkehr = E ZH 

. Wittenwiler + R SG 
' wvss Ursula = s BE 
1 Zäch * C AG 
i Zanetli = s so 

Zapft + C ZH 
Zbinden = s AG 
Zlsvadis = • VD 
Zuppfqer + V ZH 

E V . 
0 2:l 0 
5 4 2 
0 0 0 
0 13 3 

Nationalrat. Elektronisches Abstimmungssystem 

11.12.2000 17:27:'34/ 0008 
Conseil national, Systeme de vote electronlque 

ldentif: 46. 4 /11.12.00 17:24:29 Ref.: (Erfassung) Nr: 1071 



99.0076 A18. 
Ref.1072 

NATIONALRAT 
Abstimmungsprotokoll Namentliche Abstimmung / Vote nominatif 

Geschäft: Obfigadonenrecht (Miete) 
Objet: Code des obligations (Ball a loyer et a f811Tie) 

Gegenstand: Art. 269, Abs. 3 
Objet du vote: 

Abstimmung vom / Vote du: 11.12.2000 17:25:30 

i Abate 
AeDDD wartmann 
Aeschbacher 
Antille 
Baader casnar 
BaderEivira 
ßanllll 
Bllffllerter 
Baumann Alexander 

i Banmann Ruedi 
Baumann SleDllaltle 
Beck 
Berbsrat 
Bernasconi 
Bezzola 
Biooer 
Blonasca 
Binder 
Blocher 

: Borer 
i Bortoluzzi 

Bosshard 
1 Brwmer Toni 

Buanon 
BOhlmann 
BQhrer 

Cavalll 
ChaDDUjs 

Chevrier 
Chiffeße 
Christen 
Clna 

iCuche 
! deDardel 

Decunins 
Donze 

1 Donnann Rosemarie 
Donnond Marlyse 
Dunant 
DUPraz 
Durrer 
Eberhard 
E"""'7Mi 
Emilv 
Ehrler 
Eooelheraer 
Estermann 
ElllllllM 
Fasel 
Fässler 

+ Ja/oul/sl 
= nein / non / no 

+ R TI ! Fattebert + V VD ! Kofmet 
= S ZH Favre + R VDI Kunz 

= E ZH • FehrHans + V ZH Kwrus 
+ R VS Fahr Haßs.Jllm = S SH Lachat 
+ V BL 1 Fahr Jai:oueßne = S ZH Lalive d'Emnav 

= C SO Fahr Lisbeth + V ZH Laubacher 
= s so FahrMario = S ZH Launer 
+ R BE Fetz = S BS Leu 
+ V TG FISClter-Seenaen + RAG Leuteneaaer Halo 
= G BE ! Föhn + V SZ Ll!llll!lll!Oller Susanne 
= S BEi , Freund + V AR Leuthard 
+ L VDi 1 Frev Claude + R NE 1 Lmmre 
= s NE 1 ' Frev Walter + V ZH: 1 Lustenberaer 
+ R GE i Gadlent + V GR 1 Maillard 
+ R GR , GalD = C BE i Maiire 
+ V SG . Garbani = S NE ! Maril!lan 
* - 11 Genner = G ZH 1 Martl Werner 
+ V ZH Giezendanner + V AG MartvK!ilin 
* V ZH Glasson + R FR Ma'WIII 
* V so Glut + V AG Mathvs . V ZH Goll = s ZH 1 Maurer 
+ R ZH Gonselh = G BL Mawv Pas!!uier 
+ V SG Grobet = s GE Meier-Schatz :g 
= s 
= s 

Gross Andreas . s ZH 
i GrossJost . s TG 
. Guisan .+ R VD 

Ganter . s BE 
:Gutzwiller i+ R ZH 

M,natrev savarv 
Messmer 
Mever Therese 
MöraeD 
Muonv 

= C vs 1 Gvsin Hans Rudolf + R BL Müller Erich 
= s VD i Gvsm Remo . s BS M0ller-Hemmi 
+ R VD Haerino Binder = s ZH Nabholz 
= C vs 1 Haller + V BE Neilvnc:k 
= G NE Hammerle = s GR Oehr6 
= S GE 1 Hassler + V GR Pedrina 
+ C GR: 'Heberfein + R ZH Pelli 
= E BE Hooetschweiler + R ZH Pfister TheoDhD 
= C LU iHeim + C so Polla 
= s VD ! Hess Berhard . 

• BE Rllrlffl>_nbass . V BS ! Hess Peter # C ZG • RallfflllKler 
+ R GE . Hess Walter . = C SG Rechstetner Paul 

·+ C: ow 1 Ho1mann Urs i= s AG Rechstetner-Basel 
I+ C sz Hollenstein = G SG1 Rennwald 
,+ R AG 1 Hubmann = s ZH! Riklin 
+ L GE lmhof = C BL! ' Robbiani 
+ C AG ! Janiak = s BL Rossini 
+ R NW : Joder . V BI: l Ruey 
+ C LU i Jossen = s vs Sandoz Marcel . L BS 1 Jutzet = s FR Schenk 
= G FR / Kaufmann + V ZH Scherer Marcel 
= s SG • Keßer Robert + V ZH Scheurer Remv 

• entschuldlgt / excuse / scusato, abwesend / absent / assente 
hat nicht tellgenommen / n'ont pas vote / non ha votato 

1 * R SO 
+ V LU 

I+ R BL 
!= C IU 
+ R SZ 
+ V LU 
+ C FR 
+ C LU 

: + R ZG 
•= S BL 
i= C AG 
+ C Al 
+ C LU 
= S VD 
= C GE . C vs .. s GL . S ZH . - TI 
+,V AG . V ZH 

:= SIGE 
= C SG 

: = G VD 
+ R TG 

: = C FR 
+ V ZH 

i = G GE 
i+ R ZH . s ZH . R ZH 
= C VD 
* V BE 
= s Tl 
* R Tl 
* V SG 

i+ L GE 
+ C TG 
* R BS 
= s SG 
= s BS 
= s IU .. .. 
= 

l+ L VD 
+ R VD . V BE 

I+ V ZG 
+ L NE 

0 enth. / abst. / ast. # Der Präsident stimmt nicht/ Le presldent ne prend pas part aux votas 

Ergebnisse / Resultats: 
Gesamt/ Complete / Tutto 1 Fraktion / Groupe / Gruooo C 0 F G L R s 
ja/oul/sl 87 1 • ia/oui/sl 12 0 0 0 5 3t? 0 

1 nein / non / no 81 nein / non/ no 19 0 0 10 0 0 46 
. enth. / abst. / ast. O 1 enth. / abst. / ast. 0 0 0 0 0 0 0 
1 entschuldigt/ excuse / scusato 31 1 entschuldlat / excuse / scusato 3 0 0 0 1 7 6 

Bedeutung Ja/ Slgnlfioatlon de oul: Antrag der Mehrheit 
Bedeutung Nein / Slgnlficatlon de non: Antrag der Minderheit II (Thanei) 

CONSEIL NATIONAL 
Proces~verbal de vote 

Schiller + V ZH 
Schmid Odilo = C vs 
Schmied Walter + V BE 
Schneider • R BE 
Schwaab = S VD 
Seiler HansPeter + V BE 
Siemist + V AG 
Simoneschl-Cortesi = C 11 
Sommaruaa := S BE 
Snacic + V AG 
SDlelmann = • GE 
SllllhlM + V TG 
Stahl . V ZH 
Stamm Luzl + RAG 
S1alnam1er . R UR 
Sleiner + R SO 
Slrahm = S BE 
Studer Heiner = E AG 
S!umD = s AG 
Suter + R BE 
Teuscher = G 
Thanei = s 
Theller + R 
Tlmanns = s 
Trioonez + R BE 
TschäDDllt = S BE 
Tschunnart + R LU 
Vallender + RAR 
Vaudroz Jean-Claude . C GE 
Vaudroz Ren4 . R VD 
Vermot = S BE 
Volimer = S BE 
waber Christian + E BE 
Walker Felix = C SG 
Walter Hansilim + V TG 
Wandfluh + V BE 
Wasserfallen + R BE 
Weioelt + R SG 
WßW!llelh . V BE 
Widmer = s LU 
Wldrin + C SG 
Wiederkehr = E ZH 
Wlnenwiler + R SG 
Wvss Ursula = s BE 
zach . C AG 
Zanelti = s so 
7ann = C ZH 
Zbinden .. S.AG 
Zisvadls = • iVD 
7unninAI' + V ZH 

E V -
1 33' 0 
4 0 2 
0 0 0 
0 11 3 

Nationalrat. Elektronisches Abstimmungssystem 

11.12.200017:27:39/ 0009 
Conseil national, Systeme de vote electronlque 

ldentlf: 46. 4 /11.12.00 17:25:30 Ref.: (Erfassung) Nr.1072 



99.0076 

Ref.1073 
NATIONALRAT 
Abstimmungsprotokoll Namentliche Abstimmung / Vote nominatif 

Geschlft: Obligalionenrecht (Miete) 
Objet: Code des obfigatlons (Bail a loyer et a ferme) 

Gegenstand: Art 269, Abs. 3 
Objet du vote: 

Abstimmung vom/ Vota du: 11.12.200017:26:29 

Abate 
Aenali Wartmann 
Aeschbacher 
AndDe 

. Baader casoar 
Bader Elvira 

1 Banaa 
! Banqener 

Baumann Alexander 
1 Baumann Ruedl 

Baumann Stenhanie 
Beck 
Berberal 
Bemasconi 
Bezzola -
Bi!lllef 
Bi!lllasca 
Binder 
Blocher 
Borer 
Bortoluzzi 
Bosshard 
Brunner Toni 
Buonon 
BOhlmam 
BOhrer 
Cavalli 

! Chamluls 
Chevrier 
ChiffeDe 
Christen 
Cina 
CUche 

'de Daniel 
Decurtins 
Oo~ 
Dormann Rosemarie 
Dormond MartVSe 

: Dunant 
. Oupraz 
i Ourrer 
! Eberhard 
i [ol!ßZl!!lj 

[mJIV 

Ehrler 
Enaelberaer 
Estermann 

: Evmann 
Fasel 
Fllssler 

+ Ja/oui/sl 
= nein / non / no 

+ R TI Fattebert + V VD Kofmel 
- s ZH . Favre = R VD Kunz 
= E ZH Fehr Hans + V ZH KUll'US 
+ R VS Fehr Hans-Jllrn = S SH Lachat 

'+ V BL Fehr Jaaruefine = S ZH Lalive d'Epinav 
+ C so Fehr Lisbeth + V ZH · Laubacher 
= s so Fehr Maria = S ZH Launer 
+ R BE Fett = S BS Leu 
+ V TG Ftseher-Siwmen + R AG Leuten-er Haio 
= G BE 1 Föhn + V sz Leutenoooer Susanne 
= S BE ! Freund + V AR : Leuthanl 
+ L VD FreyClaude + R NE Llll!llfe 
= S IIIE j fl'l!IIWalter + V ZH 1 Lustenbemer 
= R GE Gad!ent = V GR : Mafflanl 
+ R GR Galli = C BE Maiire 
+ V SG i Garbani ·= S NE IMarietan . - Tl , Genner = G ZH MartiWemer 
+ V ZH 1 Gie2endanner + V AG Martv Kälin . V ZH · Glasson + R FR MasDOff 
+ V so Glur + V AG Malhys 
+ V ZH Goß = s ZH Maurer 

·+ R ZH Gonselh = G BL Maurv Pasauler 
+ V SG Grollet = s GE Meier-Schatz 
+ V VD • Gross Andreas . s ZH ~ndlreY 5avant 

= G LU GrossJost . s TG Messrner 
+ R SH Guisan = R VD Mever Therese 

= s Tl Günter • S BE Mllrneli 
= s FR Gutzwiller + R ZH Muonv 
= C vs GYSln Hans Rudolf + R BL MOßer Erich 
= s VD Gvsm Rerno • s BS MOßer-Hemml 
= R VD Haerina Binder = s ZH Nabholz 
+ C vs Haller + V BE Neirvnck 
= G NE Hämmerle := S GR Oehrli 
= s GE Hassler ! ::; V GR !Pedrlna 
+ C GR : Heberlein + R ZH Pelß 

= E BE H8!1etschweDer '+ R ZH Pfister Theonhll 
= C LU Heim + C so Polla 
= s VD Hess Berhanl . - BE RamJenbass . V BS Hess Peter # C ZG . l?andem!er 

= R GE Hess Wallet = C SG · Rechsteiner Paul 
+ C IOW , Hofmann Urs = s AG i Rechsteiner..ßasel 
+ C sz Hollenstein = G SG ! Rennwald 
+ RAG Hubmann = s ZH Rlldln 

I+ L GE lmhof + C BL Robbiani 
+ C AG Janiak = s BL : Rossini 
+ R NW Joder . V BE ! Ruev 
+ C LU · Jassen = s VS ' Sandoz Marcel . L BS 1 Jutzet = s FR ! Schenk 
= G FR 1 Kaufmann + V ZH Scherer Marcel 

. = s SG · Keller Robert + V ZH 1 Scheurer R~ 

* entschuldigt/ excuse / scusato, abwesend / absent / assente 
hat nicht teilgenommen / n'ont pas vote / non ha votato 

. 
+ 
+ 
= 
+ 
+ 
= 
+ 
+ 
= 
+ 
+ 
+ 
= 
= . 
= . . 
+ . 
= 

:= 

-
+ 
= 
+ 
-
+ . . 
= 
+ 

1= . 
• 
+ 
+ . 
= 
= 
= 

: = 
l= 

= 
+ 
+ 

1 * 
+ 

I+ 

o enth. / abst. / aal # Der Präsident stimmt nicht/ Le presldent ne prend pas part aux votes 

Ergebnisse/ Resultats: 
Gesamt/ Comple1e / Tutto ! Fraktion / Groupe / Gruooo C D F G L 
ja/oui/sl 87 1 ia/ oul/sl 17 0 0 0 5 
nein / non / no 85 nein / non / no 14 0 0 10 0 

1 enth. / abst. / ast. 0 ! enth. / abst. / ast. 0 0 0 0 0 
entschuldigt/ excuse / scusato 2:/ entschuldigt / excuse / scusato 3 0 0 0 1 

Bedeutung Ja/ Signification de oui: Antrag der Mehrheit 
Bedeutung Nein / Signiflcation de non: Antrag Robbiani / Fasel 

R SO 
V LU 
R BL 
C IU 
R SZ 
V LU 
C FR 
C LU 
R ZG: 
S Bl 
C AGi 
C Al! 
C LU 
s VD 
C GE 
C vs 
s GL 
s ZH 
- Tl 
V AG. 
V ZH 
s GE 
C SG 
G VD 
R TG 
C FR 
V ZH 
G GE 
R ZH 
S ZH 
R ZH 
C vo 
V BE 
s Tl 
R TI 
V SG 
L GE 
C TG 
R BS 
s SGI 
s BS 
s IUi 
C ZH 
C Tl 
s vs 
L VD 
R VD 
V BE 
V ZG 
L NE 

R s 
31 0 
6 46 
0 0 
6 6 

CONSEIL NATIONAL 
Procas-verbal de vote 

Schlller + V ZH 
• Schmid Odllo = C VS 

Schmied Walter + V BE 
Schneider + R BE 
Schwaab = S VD 
Seffer Hansne1er + V BE. 
Sieorist + V AG 
Simoneschl-Cortesi = C TI 1 

· Sommaruaa = S BE 
1 Sneck + V AG 
. Spielmann = - GE 
Souhler + V TG 

i Stahl . V ZH 
StammLUli + R AG 
Steineaoer • R UR 
Steiner +iR so 
Strahm = s BE 
Studer Heiner = E AG' 
StumP = s AG 
Suter ·= R BEI 
Teuscher = G BE 
Thanei = s ZH 
lhetler + R LU 
TDlmanns = s VD 
Tl'ioonez + R BE 
Tschaooät = s BE 
TschuMP.rt + R LU 
Vaßender + R AR 

· Vaudroz Jean-Claude . C GE: 
VaudrozRn . R VD 

! Vennot = s BE 
Voßmer = s BE 
Waber Chrislian = E BE 
Walker Felix + C SG 
Waller HAn«illm + V TG 
Wandfluh + V BE 

! Wasserfallen + R BE 
1 Wei<1elt + R SG 
i Weveneth . V BE 
. Widmer = s LU 
• Wimin + C SG 
1 Wiederkehr = E ZH 
· Wittenwiler + R SG. 
i Wvss Ursula = s BE 
! Z!lch • C AGI 

Zanetti = s so 
Zanll + C ZH 
Zbinden = s AG 
Zisvadis = - vo: 
ZUPPi<1er + V ZH 

E V -
0 34 0 
5 2 2 
0 0 O' 
0 8 31 

Nationalrat, Elektronisches Abstimmungssystem 

11.12.2000 17:27:48/ 0010 
Conseil national, Systeme de vote electronique 

ldentif: 46. 4 /11.12.00 17:26:29 Ref.: (Erfassung) Nr:1073 



99.0076 

Ref.1074 
NATIONALRAT 
Abstimmungsprotokoll Namentliche Abstimmung / Vote nominatif 

Geschäft: Obligationenrecht (Miete) 
Objet: Code des obllgatlons {Bail a loyer et a ferme) 

Gegenstand: Art. 269d 
Objet du vote: 

Abstimmung vom/ Vote du: 11.12.2000 17:49:14 

Abate 
. AeoDU Wartmann 
• Aeschbacher 
IAntffle 
• Baader Casnar 
1 BaderElvira 

Banaa 
Bangerter 
Baumann Alexander 

. Baumarm Ruedl 
Baumann Slephanie 
Beck 
Berberal 

1 Bernasconi 
Benola 
B!c:iaer 

. Bianasca 

i Binder 
Blocher 
Borer 
Bortoluzzl 
Bosshard 
Bnmner Toni 
B1111non 
BQhlmann 
Bllhrer 
Cavaßl 
ChalllllliS 
Chevrier 
Chiffel!P. 

Christen 
Cina 
Cuche 
deDardel 

. Decurtins 
i Donze 
! Dormann Rosemarie 
• Donnond Martvse 

Dunant 
• Dunraz 
! Durrer 

Eberhard 
Eoerszeoi 
EoolV 

! Ehrler 
· Engelberaer 
C 

Estermann 
Evm111111 
Fasel 
Fässler 

+ ja /oul/ si 
= nein / non / no 

= R TI Fattebert = V VD Kofmel 
= S ZH i Favre = R VD Kunz 
= E ZH FehrHans + V ZH 1 Kwrus 
= R VS ; Fehr Hans-Jora = S SH Lachat 
+ V Bl 1 Fehr Jacouefine = S ZH l LaJlve d'EDinav 
= C SO l Fehr Lisbeth + V ZH 1 Laubacher 
= s so 1 FehrMarto = S ZH Launer 
+ R BE 1 Fetz = S BS Leu 
+ V TG rlSCher.SAP.ntien + RAG . LetJMnMner Hain 

= G BE 1 Föhn + V SZ i Leuteneooer Susanne 
= S BE · Freund + V AR Leuthard 
+ L VD FrevClaude = R NE Loeufe 

= m t.B..QB 

· Frev Walter + V ZH 
i Gadient = V GR 
1 GalD = C BE 

. Luslenbemer 
i Maillard 

Maiire 
+ V SG i Garbani = S NE • Marietan . - Tl 1 Genner = G ZH · Marti Werner 
+ V ZH • Giezendanner . V AG iMartYKälin . V ZH ! Glasson = R FR Ma!mnß 

+ V SO 1Glur + V AG Malhvs 
·+ V ZH • Goll = S ZH Maurer 
+ R ZH i Gonselh = G BL Maurv PaSQuier 
+ V SG I Grobet = s GE Meier •Schatz 

. - V VD 1 Gross Andreas . s ZH M~nelrev Savarv 
!: G LU. i GrossJost . s TG 1 Messmer 
10 R SH 1 Gulsan = R VD • Mever Therese 
= S 111 1 Gllnler . s BE Milmell 
- SFR Gulzwiller + R ZH Muonv 
= c vs1 Gvsin Hans Rudolf + R BL MOller Erich 
= S VD Gv-;:inRemo = s BS Mllller-Hemml 
= R VD Haerina Binder = s ZH 1 Nabholz 
= C VS Haller + V BE • Neirvnck 
= G NE Hllmmarle = s GR 1 OehrD 
= S GE IHassler + V GR • Pedrina 
= C GR Hebellein + R ZH Pelli 
= E BE Heaetschweiler + R ZH Pfister Theollllll . C LU ! Heim = C so ! Polla 
= s VD . Hess Berhard . . BE i Raaaenbass . V BS Hess Peter i# C ZG 1 Randenoer 

"' R GE HessWalter = C SG . Redlsteiner Paul . C ow Hofmann Urs = s AG 1 Redlsteiner-Basel 
= C sz Hollenstein = G SG Rennwald 
+ RAG Hubmann . s ZH Rlklln 
= L GE lmhof = C BL Robbiani 
= C AG Janiak = s BL Rossini . R NW Joder . V BE 1 Ruev 
= C LU ! Jossen . = s vs 1 Sandoz Marcel 
• l. BS Jutzet • s FR 1 Schenk 

= G FR; : Kaufmann + V ZH i Scherer Marcel 
= s SG ; Keller Robert = V ZH 1 Scheurer Rl!mv 

• entschuldigt/ excuse / scusato, abwesend/ absent / assente 
hat nicht teilgenommen / n'ont pas vote / non ha votato 

= R so 
+ V LU 
+ R BL 
= C IU 

!+ ill 
+1 
= i C FR 
= C LU 
+,R ZG 
= s BL 
= C AG 
+ C Al 
= C LU 
= s VD 
= C GE 
• C vs 
= s GL . s ZH 
• - TI 
+ V AG 
• V IZH 

= s GE 
= C SG 
= G :VD 1:11 
"' G 

1 + R 
= s . R 
= C VD 
+ V BE 
= s Tl . R Tl 
+ V SG 
= L GE 
= .c TG . R BS 
= s SG 
= s BS 

= s IU 
= C ZH 
= C Tl 
= s vs 
+ L VD 
+ R VD 
• V BE 
+ V ZG 
= L NE. 

o enth. / abst. / ast # Der Präsident stimmt nicht/ Le presldent ne prend pas part aux votes 

CONSEIL NATIONAL 
Proces-verbal de vote 

'SchlOer + V ZH 
i Schmid Odllo = C VS 

Schmied Waher + V BE 
Schneider + R BE 

. Schwaab = S VD 
1 Seiler HansDeler + V BE 
1 Sieorist = V AG 
• Simoneschi-Cortesi = C 11 
Sommaruaa = s BE 
Sneck + V AG 

= - GE 
• snunw •+ V TG 

Stahl . V ZH 
Stamm Luzi + RAG 
.stP.lnP.Mer = R UR 
Sleiner + R so 
Slrahm = S BE 

i Sluder Hemer = E AG 
Slumn = SAG 
Suter = R BE 
Teuscher = G BE 

• Thanei = S ZH 
Theiler + R LU 
TDlmanns = IS VD 

! TriPOnez + R BE 
Tschäppät .. s BE 
Tschunnmt :~ Vaßender 
Vaudroz Jean.Cfaude • C GE 
Vaudraz Rene . R VD 
Vermot . S BE 
Vollmer = S BE 
Waber Christian = E BE 

. Walker Felix = C SG 
Walter Hansiilro + V TG 
Wandlluh + V BE 

' wassertaHen + R BE 
Weicelt + R SG 
Wevatte111 * V ,RF 

Wldmer = S LU 
'Wldria = C SG 
Wiederkehr . E ZH 
Wlttenwiler + R SG 
WVSsUrsula = S BE 
Zäch . C AG 

1 Zanettl = s so 
Zaoll = C ZH 
Zbinden = S AG 
risvadis . - VD 
Zunoiaer + V ZH 

Ergebnisse / Resultats: 
1 Gesamt/ Complete / Tutto Fraktion / Groupe / Grupoo IC D F G L R S!E V - 1 

Ja/oui / si 59 1 ia/oul/sl 
1 nein/ non/ no 108 nein / non / no 
1 enth. / abst / ast 1 1 . enth. / abst. / ast 
1 entschuldigt/ excuse / scusato 31 1 entschuldigt/ excuse / scusato 

Bedeutung Ja / Slgnlflcation de oul: Antrag der Mehrheit 
Bedeutung Nein / Signification de non: Antrag Studer Heiner 

I 1 0 
28 0 

10 0 
/5 0 

0 0 2 25 0 0 31 O! 
0 10 3 12 45 4 5 1 
010 0 1 0 0 0 0 
0 0 1 5 7 1 8 4 

Conseil national, Systeme de vote electronlque Nationalrat, Elektronlsches Abstimmungssystem 

11.12.2000 17:45:17 / 0011 ldentif: 46.4 /11.12.0017:49:14 Ref.: (Erfassung) Nr:1074 



99.0076 l.oA 
Ref.1091 

NATIONALRAT 
Abstimmungsprotokoll Namentliche Abstimmung/ Vote nominatif 

Geschäft: Obligationenrecht (Miete) 
Objet: Code des obligatlons {Bail a loyer et a ferme) 

Gegenstand: Gesamtabstimmung 
Objet du vote: Vote sur rensemble 

Abstimmung vom / Vote du: 11.12.2000 19:56:02 

Abate + R TI Fattebert + V VD 
Aepp6 Wartmann = S ZH Favre + R VD 
Aeschbacher = E ZH FehrHans . V ZH 

1 An!ille + R VS 1 Fehr Hans-JQro = S SH 
· Baader C' . .11snar + V BL 1 Fehr JacmJAline = S ZH 
Bader Elvira . C SO Fehr Lisbeth + V ZH 
Banqa = s so 1 Fehr Mario = S ZH 
Bamrerter + R BE 1 Fetz = S BS 
Baumann Alexander + V TG Flscher-Seen11en + RAG 
Baumann Ruedl = G BE l Föhn + V SZ 
Baumann Sleohanie = S BE I Freund + V AR 
Beck + L VD ' Frev Claude + R NE 
Berberat = 1s NE ; Frev Waller + V ZH 
Bernasconi + R GE i Gadient + V GR 
Bezzola + R GR 1 GalB + C BE 
Bklaer + V SG Garbani = s NE 
Bianasca . . Tl 1 Genner = G ZH 
Binder + V ZH Giezendanner . V AG 
Blocher . V ZH Glasson I+ R FR 
Borer . V SO Glur . V AG 
Bortoluzzi + V ZH Goll ! = S ZH 
Bosshard + R ZH Gonseth = G BL 
Brunner Toni 0 V SG Grobei = 

i Buqnon + V VD Gross Andreas • 
! BOhlmann . G LU : GrossJost . TG! 

BOhrer + R SH ! Guisan + R VD: 
i cavaIU = S TI 'Günter . S BE 

ChaDDUis . s FR Gutzwiller + R ZH 
Chewier + C vs Gvsin Hans Rudolf . R BL 
Chiffelle . S VD Gvsin Rerno = S BS 
Christen + R VD Haerino Binder = S ZH 
Clna + C vs Haller + V BEI 
Cuche = G NE Hämmerte = S GR 

1 deDardel = S GE Hassler + V GR 
Decurllns + C GR Heberleln !+ R ZH 

· Donze 0 E BE . Heaetschweiler 0 R ZH 
Dorrnann Rosemarie . C LU Heim + C so 

i Dormond Marl- - s VD 1 Hess Berhard . • BE 
! Dunant + V BS ! HessPeter # C ZG 
1 Duoraz + R GE 'Hass Walter + C SG 

' Durrer + C ow Hofmann Urs = SAG 
Eberhard + C sz 1 Hollenstein = G SG 

• E11erszeai .. RAG 1 Hubmann = S ZH 
1 Eoolv + L GE lmhof + C BL 
i Ehrler + C AG 1 Janiak = S BL 
E + R INW Joder . V BE 
Estermann . C LU Jossen = s vs 
Evmann . L BS Jutzet . SFR 
Fasel . G FR 
Fässler = s SG 

Kaufmann + ~m . Keller Robert + 

Kofmel 
Kunz 
Kwrus 
Lachat 
LalNe d'EDinav 
Laubacher 
Lauper 
Leu 
Leuteneimer Haio 
Leuteneooer SUsanne 
Leuthard 

1 LOADfe 
Lustenberaer 
Maillard 

: Maiire 
Marietan 

1 Marti Werner 
. ManvKlllln 

MasnoD 
1 Mathvs 
: Mruirer 

Maurv Pasouier 
Meier-Schatz 
Menetrev Savarv 

. Messrner 
i Mever Therese 
i Mllmeß 
: Moonv 

M0Oer Erich 
M0ller-Hemmi 
Nabholz 
Nelrvnck 
Oehr!i 

1 Pedrlna 
: Pelll 

Pfister Thaoohil 
Polla 
Raauenbass 
Randeaoer 
Rechsteiner Paul 
Rechsteiner-Basel 
Rennwald 
Riklin 
Robbiani 
Rosslni 
Ruev 
Sandoz Marcel 
Schenk 
Scherer Marcel 
Scheurer RMIY 

+ ja/oul/sl 
= nein / non / no 

• entschuldigt/ excuse / scusato, abwesend / absent / assente 
hat nicht teilgenommen/ n'ont pas vote / non ha votato 

+ R SO 
+ V LU 
+ R BL 
+ C IU 
+ R SZ 
+ V LU 
+ C FR 
+ C LU 
+ R ZG 
=iS BL 
+IC AG 
+iC Al 
+ C LU 
= s VD 
+ C GE . C vs 
= s GL 
= s ! : . 
+ V 

i • V ZH 
= s GE 
+ C SG 
= G VD 
+ 
+ 
+ 

1= G GE 
+ R ZH 

= S ZH 
• R ZH 
• C VD 

I+ V BE: 
= S TI 

,: . R Tl 
+ V SG 
+ L GE 
+ C TG . R BS 

;= S SG .. S BS 
1= s IU 
+ C ZH 
0 C Tl 
= s vs 
• L VD . R VD 
+ V BE 
+ V ZG 
+ L NE 

o enth. / abst. / asl # Der Präsident stimmt nicht/ Le president ne prend pas part aux votes 

Ergebnisse/ Resultats: 
Gesamt/ Complete / Tutto 1 Fraktion / Groupe / Gruoco C D F G LIR s 
ja/ oul/ si 95 1 ia/ oui / sl 126 0 0 0 4 132 0 
nein / non / no 55 1 nein / non / no 0 0 0 7 o!o 43 
enth. / abst. / ast. 7 1 enth. / abst. / ast. 1 0 0 0 013 0 
entschuldigt/ excuse / scusato 42 • entschuldigt/ excuse / scusato 7 0 0 3 2/8 9 

Bedeutung Ja/ Signiflcatlon de oul: 
Bedeutung Nein/ Signlflcatlon de non: 

CONSEIL NATIONAL 
Proces-verbal de vote 

Sch!Qer + V ZH 
Schmid Odllo . C VS 
Schmied Walter . V BE 
Schneider + R BE 
Schwaab = S VD 
Seiler Ha- + V BE 
Slearist + V AG 
Slmoneschi-Cortesi + C Tl 
Sommarucra = S BE: 
Sneck + V AG 
Soielmann = - GE 
Smihfer :+ V TG 
Stahl .. V ZH 
Stammluzi I+ RAG 
Stetneooer . R UR 
Steiner + R SO 
Slrahm = S BE 
Studer Heiner = E AG 
SllJmn = SAG 
Suter + R BE 
Teuscher . G BE 
Thanel = s ZH 
Theller + R LU 
Tillmanns = s VD 
Trioonez 0 R BE 
Tschällllllt = s BE 
TschunnP.rt + R LU 
Vallender 0 R AR 
Vaudroz Jean-Claude . C GE 
Vaudroz Rene . R VD 
Vermot = s BE 

1 Vollmer = s BE 
Waber Christian . E BE 
Walker Fef11: + C SG 
WalterHans!öm + V TG 
Wandlluh + V BE 
Wasserfallen + R BE 
wemeft + R SG 
Weveneth + V BE 

: Widmer = s LU 
Widria + C SG 
Wiederkehr = E ZH 
Wlltenwier + R SG: 
WvssUrsula . s BE 
lach + C AG 

. Zanelti = s so 
· Zaoff + C ZH 
• Zblnden 

. s AG 
1 71wadls = • VD 
1 Zuooiller 0 V ZH 

E V - 1 
0 33 01 
3 0 2. 
1 2 0 i 

1 9 3: 

Nationalrat, Elektronisches Abstimmungssystem 

11.12.200019:54:10/ 0024 
Conseil national, Systeme de vote electronlque 

ldentif: 46. 4 /11.12.00 19:56:02 Ref.: (Erfassung) Nr: 1091 



99.0076 !l.01... 
Ref.1898 

NATIONALRAT 
Abstimmungsprotokoll Namentliche Abstimmung / Vota nominatif 

Geschäft/ Objet: 
Bundesbeschluss Ober die Volksinitiative 'Ja zu fairen Mieten' 
Armte federal relalif a !'initiative populaire 'pour des loyers loyaux' 

Gegenstand / Objet du vote: 

Votefinal 

Abstimmung vom/ Vote du: 12.03.2002 10:30:45 
Abate ~I Aeonn Wartmann 
Aeschbacher 

: Alllille + R VS 
Baader Casnar . V BL 
Bader Elvlra + C SO 

FehrHans * V 2H 
· Fehr Hans-Jora = S SH 

Fehr Jacoueline = s 2H 
. Fehr l.isbelh + V 2H 
1 Fehr Maria 

= m : Fetz 
Banoa = s so : frscher-Seenoen + RAG 
Banoerter + R BE Föhn + V sz 

-Baumann Alexander + V TG Freund . V AR 
i Baumann Ruedi = G BE FrevClaude + R NE 
i Baumann Stl!llhanie = S BE. · Gadlent + V GR 
i Beck 0 L VD • Gall! + C BE 

Berberat = S NEi IGarbanl = s NE 
Bemasconi + R GE! . Genner = G 2H 
Bezzola + R GR · Giezendanner . V AG . 
Blaaer + V SG Glasson + R FR 
Riffl,:,,u,:, . - Tl Glur . V AG 
Binder + V ZH Goll = s 2H 
. ~~~ 

. V ZH u,, _,_w --~ ··--· Graf =IGIRI 

Borer . V so Grobel = S GE 
Bortoluzzi + V 2H Gross Andreas ·= s 2H 
Bosshard 1 * R 2H GrossJost = S TG 
BnmnerToni + V SG Guisan + R VD 
Buano11 . V VD GOnter = S BE 
BOhlmann = G LU Gutzwiller + R ZH 
8llhrer • R SH Gvsin Hans Rudolf + R Bl 
tavalD . S Tl Gll'linRemo = S BS 

: ChaDIIUls = SFR: Haerina Binder . s 2H 
Chevrier + C VS Haller + V BE 
Chiffelle = S VD · Hämmerte = S GR 
Christen + R VD Hassler + V GR 
Cina + C vs Hebellein + R 2H 
CUche = G NE H Her + R 2H 
de Daniel = S GE Heim + C SO 
Decurtins + C GR Hess Berhard = • BE 

. Donze 0 E BE 1 HessPeter + C ZG 
Dormann Rosemarie . C LU 1 Hess Waller + C SG 
Dormond Marlv§a = S VD Hofmann Urs = SAG 
Dunant + V BS Hollenstein = G SG 
llimm7 + R GE Hubmann = s 2H 

! Eberhard :+ C SZ lmfekl + C (M 

Eoerszeci '+ RAG lmhof + C BL 
! Ennlv + L GE Janiak = s BL 

Ehrler + C AG Joder + V BE 
1 Enaelberqer + R Nlll i Jossen = s vs 

Estermarm + C LU ! Jutzet "' s FR 
Fasel = G FR Kaufmann + V 2H 
Fässler = s SG 1 Keller Robert + V ZH 
Fanebert + V VD Kofmel .. R so 
Favre + R VD i Kunz + V LU 

Kumls 
Lachat 
Lallve d'E11inav 

: Laubacher 
! Lauoer 
! Leu 
i Leuteneaoer Haio 
LLmitP.llAfffler Susanne 
1 Leuthard 
• Loenfe 
! Lustenberner 
/ Maßlard 
1 Maiire 

Marietan 
, Martl Werner 

Mmtv Kälin 
Masooff 

! Mlllhvs 
Maurer 
MaurvPasllUier 
Meier-Schatz 
Mern!lrey Savarv 

· Messmer 
Mever Therese 
Mllmeli 
Muonv 

: MOller Erich 
M0Der-Hemmi 

i Nabholz 
NeiMlck 
Oehr6 

! Pedrina 
• Peil 
1 Pfister TheOllhil 
Polla 

1 Raaaenbass 
Randeaaer 

i Rechsteiner Paul 
! Rechsteiner.ßasel 

Rennwald 
RiJdln 
Robbiani 
Rossini 
Ruev 
Sandoz Marcel 
Schenk 
Scherer Marcel 
ScheurerRl!mv 
Schlbli 
Schlaer 

+ Ja/ oul/sl 
= nein/ non/ no 

• entschuldigt/ excuse / scusato, abwesend / abaent / assente 
hat nicht teilgenommen / n'ont pas vote / non ha votato 

+ R BL 1 

+tffl • sz 
+ V L 
+ :c FR 
+ cw 
+ R ZG 
= s BL 

: . C AG 
1+ C Al .. 

C LU 
„ s VD 
+ C GE 
0 C vs 
= s GL 

~11 =~ = .G VD 
+ R TG 
+ C FR 
• V 2H 
= G GE 
+ R 2H 

·= .s 2H 
+IR 2H . C VD 
+ V BE 
= S Tl 
+ R TI 
+ V SG 
+ L GF 
• 1 C TG 
+ R BS 
= s SG 
= s BS 
= s JU 
+ C 2H 
0 C TI 
= s vs . L VD 
+ R VD 
+' V BE 
+ V ZG 
+ L NE 
+ V 2H 
+ V 2H 

o enth. / abst / ast # Der Präsident stimmt nicht/ Le presldent ne prend pas part aux votes 

Ergebnisse / Resultats: 
j Gesamt/ Complete / Tutto 
la/oui/si 

1 nein / non / no 
enth. / abst / ast. 

1 entschuldigt/ excuse / scusato 

! 102 I 

60 
8 I 

29 1 

Bedeutung Ja/ Slgniflcation de oui: 
Bedeutung Nein / Signiflcation de non: 

• Fraktion/ Groupe / Gruppo C G 
! ja/oui/si 25 0 

nein/ non / no 0 10 
enth. / abst / ast. 3 0 
entschuldigt/ excuse / scusato 7 0 

L R s E V 
4 37 0 1 35 
0 0 47 0 0 
1 0 0 4 0 
1 5 4 0 10 

CONSEIL NATIONAL 
Proces-verbal de vote 

i Schmid Odilo o C vs 
Schmied Walter + V BE 

• Schneider + R BE 
! Schwaab = s VD 
: Seiler Hansooter + V BE 
. Sie!lrist . V AG 

S'unoneschl-Cortesi . C Tl 
Sommaruaa = S BE 
Slll!dc + V AG 
SpJehnann = • GE 

. Spuhler + V TG 
Stahl + V 2H 
Stamm L.uzi + V AG 
Steinecmer + R UR 
Sleiner + R SO 
Strahm = S BE 
Studer Heiner 0 E AG 
Slumo = SAG 
Suter . R BE 
Teuscher = G BE 
Thanel = S ZH 
Theßer + R LU 
Tillmanns = S VD 
TriDllnez + R BE 
Tschllooat = s BE 
Tschu111181l + R LU 
Vallender + RAR 
Vaudroz Jean-Claude + C GE 
Vaudroz Rene + R VD 
Vermot = s BE 
Vollmer . s BE 
Waber Christian + E BE 
Walker Felix + C SG 
Walter Hansiöra + V TG 

· Wandfluh + V BE 
Wasserfallen + R BE 
Welaelt + R SG 
WeVMAlh + V BE 

! Wldmer = s LU 
• Widrig + C SG 
I Wiederkehr 0 E 2H 
· Wlrz:-von Planta + L BS 
Wlttenwiler + R SG 
WllssUrsula . s BE 
Zäch + C AG 
Zanetli = s so 
ZaDfl . C 2H 
Zbinden = s AG 
Zlsvadis = • VD 
Zuooioer + V 2H 

-
0 
3 
0 
2 

Nationalrat, Elektronisches Abstimmungssystem 
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99.0076 

Ref.2308 
NATIONALRAT 
Abstimmungsprotokoll Namentliche Abstimmung / Vote nominatif 

Geschäft/ Objet: 
ObUgalionenrecht (Miete) 
Code des obligalions (Bail ä loyer et ä fenne) 

Gegenstand / Objet du vote: 

Art 269 (choix du concepl) 

Abstimmung vom / Vote du: 05.06.2002 10:52: 11 
. Abate i + R Tl . FehrHans = V ZH i Kwrus 
r AMnli Wartmann + S ZH F ehr Hans-Jllro + s SH . Ladtat 
Aeschbadter + E ZH Fehr Jacmmline + s ZH 1 Lalive d'EDinav 
Antille . R VS Fehr Lisbeth = V ZH Laubacher 
Baader Casoar = V BL FehrMarlo + s ZH Launer 
Bader Elvira = C SO 1 Fetz + S BS Leu 
Banoa + s so Fischer-Seenaen = RAG Letllenemler Haio 

1 Bannarll!r = R BE i Föhn = V sz Le11tA11M11er Susanne 
Baumann Alexander = V TG : Freund = V AR Leuthard 
Baumann Ruedi + G BE , Frev Claude = R NE : Loeofe 

· Baumann S!euhanie + S BE ,Gadlent = V GR Lustenh!!mer 
Beck + L VD Gaffi . C BE MaDlard 
Berberat + S NE ! Garbani + s NE • Maiire 
Bernasconi + R GE ! Genner + G ZH1 'Marletan 
Bezzola = R GR r Giezendanner = V AG • MartiWerner 
Biqqer·-~- = V SG Glasson + R FR Martv Kälin 
Rinru,..,,,. = . TI Glur = V AG Masooll 
lfmder = V ZH . Goll + S ZH . Maltlvs 
Bioeiter = V ZH Graf + G BL Maurer 
Borer = V so 1 Grobei I+ S GE 1 Maurv Pasauler 
Bartoluzzi . V ZH Gross Andreas + S ZH · Meier-Schatz 
Basshard = R ZH Gross Jost + S TG 1 M<!M!mv Savarv 

i Bruderer .+ SAG 1 Guisan = R VD Messmer 
• Brunner Toni ,= V SG Günter + S BE Mever Therese 

Buanon = V VD Gufzwi!ler = R ZH Mömeli 
BOhlmann + G LU Gvsin Hans Rudolf = R BL Munnv 
BOhrer = R SH GVSin Remo 1 + S BS i MODer Erich 
cavam + s Tl · Haerinll Binder + S ZH ! Mllller-Hemmi 

• Chappuis + s FR Haller . V BE Nabholz 
!Chevrier + C vs 'Hämmetle + S GR Neirvnck 

Christen = R VD Hassler = V GR Oehrli 
Cina = C vs Heberlein = R ZH IPedrina 
Cuche + G NE H - R ZH Pel6 
de Dardel + s GE Heim = C so Pfister Theollhil 
Decurtins = C GR Hess Berhard 0 • BE Polla 
Donze + E BE , Hess Peter = C ZG Raooenbass 

· Dormann Rosemarie . C LU . Hess Waller = C SG Randeall8l" 
Dormond Marl""" + s VD ' Hofmann Urs + SAG · Redtsteiner Paul 
Dlmant = V BS Hollenstein + G SG Redtsteiner-Basel 

! Ounmz + R GE Hubmann + S ZH Rennwald 
Eberhard = C sz 1 lmfeld =,C ow : Rlklin 
Ecerszeai = RAG lmhof =IC BL Robbiani 
Eaa!v + L GE Janiak . S BL • Rossini 
Ehrler = C AG Joder = V BE Ruev 
Eooelberoer = R NW ! Jossen + s vs Salvi 
Eslermann = C LU Jutzet + SFR Sandoz Man:el 
Fase! + G FR Kaufmann = V ZH . Schenk 
Fässler . s SG Keller Robert = V ZH . Scherer Mareel 
Fattebert + V VD Kofmel = R SO 1 Scheurer RMIY 
Favre = R VD 'Kunz = V LU ! Schibli 

+ ja/oui/ sl 
= nein / non / no 

• entschuldigt/ excuse / scusato, abwesend/ absent / assente 
hat nicht teilgenommen / n'ont pas vote / non ha votato 

= R BL .. C JU 
i= R SZ 
= V LU 
+ C FR 

i= C LU 
= R ZG1 

I+ S BL 
= C AGI 
= C Al 
= C LUI 
+ S VD 

I+ C GE . C VS . S GL 
+ S ZH . - Tl 
= V AG 

1 • V ZH 
: . s GE 
! = C SG. 
+ G VD 
= R!TGI 
+ C FR . V ZH 
+ G GE 
= R ZH 
+ s ZH 
= R ZH 
+ C VD 
= V BE 
+ s Tl 
= R Tl 
= V SG 
+ L GE 
= C TG 
= R BS 
+ s SG 
+ s BS 
+ S JU 
= C ZH 
+ C Tl 
+ s vs 
+ L VD 
+ s vo 
= R VD1 

= V BE 
= V ZG 
+ L NE 
= V ZH 

o enth. / abst. / ast. # Der Präsident stimmt nicht/ Le president ne prend pas part aux votes 

Ergebnisse / Resultats: 
1 Gesamt/ Complete / Tutto r 1 Fraktion / Groupe / Gruooo CIG L R s E V 
1 Ja/ oul/ sl 83 ! ja/ oul / sl 8 10 5 4 48 4 2 
1 nein/ non/ no 95 1 nein / non/ no 221 0 0 36 0 1 35 
1 enth. / abst / ast. 1 1 enth. / abst. / ast 010 0 0 0 0 0 
1 entschuldigt/ excuse / scusato 21 1 entschuldlat / excuse / scusato 510 1 2 4 0 8 

Bedeutung Ja/ Slgniflcatlon de oui: Proposition de la majorite 
Bedeutung Nein / Significatlon de non: Proposition de la minorite C!na 

CONSEIL NATIONAL 
Proces-verbal de vote 

1 SchKler . V ZH 
. Schmid Odlo = C VS 
1 Schmied Waller + V BE 
! Schneider =. R BE 
• Sdtwaab + S VD 

Seßer Hansoeter . V BE 
S!emist = V AG 
Simoneschi-Coltesi + C Tl 

1 Sommaruqa + S BE 
• Soeck . V AG 

Soielmann + · GE 
Spuhler = V TG 
Stahl = V ZH 
Stammluzi = V AG . 
Stelneaaer . R UR 

1 Steiner = R SO 
1 Slrahm + S BE 

Studer Heiner + E AG 
Stumo + SAG 
Suter = R BE 
Teuscher + G BE 
Thanei + S ZH 
Theiler = R LU 
Tillmanns + s VD 
Trinnru!7 = R BE 
Tsdtälllllll + s BE 
TsdtuPl!elt = R LU 
VaDender = RAR 
Vaudroz Jean.Claude + C GE 

1 Vaudroz Rem! = R VD 
Vermot + s BE 
Voßmer + s BE 

1 Waber Christian = E BE 
• Walker Fl!llx = C SG 
1 Walter Han!lillrn = V TG 

Wandfluh = V BE 
Wasserfallen = R BE 

· Weiaelt = R SG 
1 Weveneut . V BE 
. Widmer + s LU 
Wldrk! = CISG 
Wiederkehr + E ZH 
Wirz-von Planta . L BS 
Wittenwller = R SG 

. Wvss Ursula + S BEI 
Zädt . C AGI 
Zanetli + s so 
Zaoll = C ZH 
Zisvadls + • VD 
Zunniner = V ZH 

-
2 
1 
1 
1 

Nationalrat, Elektronisches Abstimmungssystem 

05.06.2002 10:52:44/ 0003 
Conseil national, Systeme de vote electronlque 

ldentif: 46. 13/05.06.2002 10:52:11 Ref.: (Erfassung) Nr:2308 



99.0076 

Ref.2328 
NATIONALRAT 
Abstimmungsprotokoll Namentliche Abstimmung / Vote nominatif 

Geschäft/ Objet: 
Obligationenrecht (Miete) 
Code des obligatlons (Bail a loyer et a fenne) 

Gegenstand / Objet du vote: 

Art. 269 a al. 2 

Abstimmung vom/ Vote du: 05.06.2002 12:17:32 
! Abate + R 11 ! FehrHans . V ZH Kurrus 

Ammli Wartmann + S ZH 1 Fehr Hans-Jllm + s SH Lachat 
Aeschbacher + E ZH • Fehr Jacatll!llne + s ZH Lafive d'Epinav 
Anti1la . R VS Fehr Lisbeth = V ZH : Laubacher 
Baader Casoar = V BL ; Fehr Mario + S ZH · Immer 
BaderElllira + C SO Fe12 + S BS ! Leu 
Banga + s so ! F"ISCher-Seen11en = RAG ! Leuteneaaer Haio 
Banfll!JtP.r = R BE i Föhn = V SZ , Leuten-er Susanne 

Alexander = V TG ! Frewtd = V AR • Leuthard 
Baumann Ruedi .+ G BE ! Frev Claude + R NE loeDfe 
Baumann Slephanie + s BE Gadlent = V GR Lustenbemer 
Beck + L VD i Galll . C BE Malllard 
Berbemt + S NE Garbani + S NE Maiire 
Bemasconl + R GE Genner + G ZH Marit!lan 
Bezzola . R GR Giezendanner = V AG Martl Werner 
"Bimier"" . . ·--·-··--~- 'V 'sc; iGlasson + R FR . Martv Källn 
Biunasca = . Tl Glur . V AG Masnoff 
Binder = V ZH Goll + s ZH Malhvs 
Blocher = V ZH ! Grar + G BL Maurer 
Bonlr = V SO Grobet + S GE Maurv Pasmlier 
Bortoluzzl . V ZH Gross Andreas + S ZH Meier-Schatz 
Bosshard = R ZH Gross.Jost + S TGI Menelrav Savarv 
Bruderer + SAG Guisan + R VD Messmer 

i Brunner Tonl = V SG Günter + s BE Mever Therese 
: BWmon + V VD Gutzwiller 0 R ZH Möraell 

BOhlmann + G LU Gvsin Hans Rudolf = R BL Muanv 
BOhrer = R SH Gvsin Rerno + s BS MOller Erich 

: Cavaill + s Tl HaRrlntl Binder . s ZHI MIIDer-Hemmi 
ChaDDUis + s FR Haller • V BE Nabholz 

i Chevrier + C vs Hämmerle + s GR Neirvnck 
: Chrislen + R VD Hassler = V GR Oehrli 

Clna + C VS Heberleln = R. ZH Pedrlna 
Cuche + G NE H8!1etschweDer = R ZH Pelli 
deDlllllel + s GE Heim + C SOi , P!lster Theoohil 
Oecurtins + C GR · Hess Berhard . • BE Polla 
Donze . E BE Hess Peter . C ZG Raaaenbass 
Dormann Rosemarie + C LU Hass Walter + C SG . Randeooer 
Dormond Marlvse + S VD Hofmann Urs + s AG • Rechsteiner Paul 
Dunant = V BS, • Hoßenstein + G SG i Rechsteiner-Basel 
IJUDra2 + R GE ! Hubmann + s ZH Rennwald 
Eberhard . C sz lmfeld = C 0W Riklin 
En11moeaj = RAG i lmhof . C BL Robblanl 
Eaolv .+ L GE Janlak . s BL Rossini 
Elu1er . C AG Joder = V BE! Ruev 
E = R NW 1 Jossen + s vs Salvi 

! Estermann = C LU ! Jutzet + s FR Sandoz Marcel 
Fasel + G FR 'Kaufmann = V ZH . Schenk 
Fäss!er :+ s SG • Keller Robert = V ZH Scherer Marcel 
Fattebert + V VD Kofmel + 1 RISO ScheurerRemv 
Favre + R VD Kunz = V LU Schibff 

+ ja/oul/ sl 
= nein / non / no 

• entschuldigt/ excuse / scusato, abwesend/ absent / assente 
hat nicht teilgenommen/ n'ont pas vote / non ha votato 

= R BL . C JU . R SZ 
= V LU 

i • C FR 
1 • C LU 
= R ZG 
+ s BL 
+ C AG 
= C Al 
+ C LU 
+ s VD 
+ C GE . C VS . s GL 
+ s ZH 

: . - Tl 
= V AG . V ZH . S GE 
+ C SG 
+ G VD 
= R TG 

'+ C FR 
• V ZH 
+ G GE . R ZH 
+ s ZH 
+ R ZH 
+ C VP . V BEi 
+ s Tl 
+ R TI 
= V SG 
+ L GE . C TG 
= R BS 
+ s SG 
+ S !BS 
+ S .JU 
+ C •zH 
+ C TI 
+ s vs 
+ L VD 
+ s VD . R VD 
= V BE 
= V ZG 
+ L NE 
= V ZH 

o enth. / abst. / ast. # Der Präsident Btimmt nicht/ Le presldent ne prend pas part aux votes 

Ergebnisse/ Resultats: 
· Gesamt/ Complete / Tutto Fraktion/ Groupe / Gruoco C G L R s E V 
ia/ oui / si 103 Ja/ oui/ sl 21 10 5 15 48 2. 2 
nein / non / no 55 nein / non / no 4 0 0 19 0 0 31 
enth. / absl / ast. 1 enth. / abst. / ast. 0 0 0 1 0 0 0 
entschuldigt/ excuse / scuaato 41 entschuldigt/ excuse / scusato i 10 0 1 7 6 3 12 

Bedeutung Ja/ Slgnification de oul: Proposition de la mlnorlte I Cina 
Bedeutung Nein / Slgnification de non: Proposition de la minortte Hegetschweller 

CONSEIL NATIONAL 
Proces-verbal de vote 

SchUler • V ZH 
Schmid Odilo + C vs 
Schmied Walter = V BE 
Schneider = R BE 
Schwaab + s VD 
SeDer Hansoeter . V BE 

1 Slemisl = V AG 
Simoneschi--Cortesi + C 11 

+ s BE 
Sneck . V AG 
Splelmann + · GE 
Souhler = V TG 
Stahl • V ZH 
Slamm Luzi = V AG . R UR 
Steiner = R SO 
Slrahnt + s BE 
Sluder Helner • E AG 
SlumD + s AG 
Suter + R BE 
Teuscher + G BE 
Thanel + S ZH 
TheDer = R LU 

• Tlllmanns + s VD 
'Trioonez = R BE 
Tschällllllt . s BE 
T schunni,rt = R LU 
Vallender + R AR 
Vaudroz Jean-Claude + -c GE 

• Vaudroz Rene + R VD 
Vermot + S BE 
Vollmer . S BE 
Waber Chrislian • E BE 
Walker Felix + C SG 
Walter Hensiilrll = V TG 
Wandlluh = V BE 
Wasserfallen . R BE 
Welgelt = R SG 
Weveneth . V BE 
Widmer + s LU 

~ = C SG 
+ E ZH 

Wirz-von Planta . L BS 
Wittenwiler + R SG 
WvssUrsula + s BE 
Zäch + C AG 

· Zanetti + s SO: 
• Zaoll + C ZH 
Zlmldis + - VDi 
Zunnlmlr = V ZH! 

-
2 
1 
0 
2 

Nationalrat, Elektronisches Abstimmungssystem 

05.06.200215:38:37/ 0008 
Conseil national, Systeme de vote electronique 

ldentif: 46.13/05.06.0212:17:32 Ref.: (Erfassung) Nr.2328 



99.0076 

Ref.2769 
NATIONALRAT 
Abstimmungsprotokoll Namentliche Abstimmung / Vote nominatif 

Geschäft/ Objet: 
Obligationenrecht (Miete) 
Code des obligations (Ball il loyer et a ferme) 

Gegenstand / Objet du vote: 

Art 253 b al. 2 

Abstimmung vom / Vote du: 26.09.2002 11 :55:58 
i Abate + R Tl FehrHans = V ZH Kurrus 
1 AP.nnfiWartmann + S ZH Fehr Hans-Jllr!'l + S SH 1 Lachat 

Aeschbacher + E ZH Fehr Jarnueßne + S ZH Lalive d'Epinav 
1 Anlllle i+ R VS Fehr Lisbeth . V ZH 1 Laubacher 
: Baader Caspar = V BL Fehr Mario . S ZH ! Lllllllf!I' 
• BadelElvira + C SO Fetz + s BS • Leu 
1 Banoa + s so Flscher-"""""en = RAG Haio 

Bannerter = R BE Föhn . V SZ LeutenMner Susanne 
1 Baumann Alexander = V TG Freund = V AR Leuthard 
1 Baumann Ruedl + G BE FrevClaude . R NE : Loellre 

Baumann Steohanie + S BE i Gadlent * V GR Lustenberner 
1 Beck + L VD Galli + C BE : Maillard 

Berberat + S NE Garbani + s NE Maiire 
1 Bemasconi + R GE ! Genner + G ZH Marl6tan 
: Bezzola . R GR Giezendanner . V AG MartiWemer 
• Biooer = V SG Glasson + R FR MarlvKälin 

BiQnasca . . TI Glur = V AG MasDOII 
Binder = V ZH 1 Goß + s ZH . Mathvs 
Blocher = ·--,---~---- V ZH ! Graf + G BL Maurer 
Borer = V SC Grobet + s GE Maurv Pasouier 
BortollllZi = V 111 Gross Andreas . s ZH Meier-Schatz 
Bosshard = R ZH GrossJost + s TG Menetrev Savarv 
Bruderer + s AG · Guisan + R VD Messmer 

• Btunner Toni = V SG Gllnler . s BE Mever Therese 
1 Buanon = V vo Gutzwiller = R ZH Mömeli 

BOhlmann + G LU Gvsin Hans Rudolf = R BL Muonv 
: BOhrer = R SH GV'<inRemo . s BS Mllßer Erich 

Caval6 . s Tl 
ChaDDllls + s FR 

! Chevrier . C vs 
g~Bindel + s ZH 

= V BE 
+ s GR 

: MOl!er-Hemmi 
1 Nabholz 
i Nelrvnck 

Christen i+ R VD · Hassler = V GR Oehr1I 
1 Cina + C vs Heberlein . R ZH Pedrina 

Cuche + G NE HS<letschweiler = R ZH Peßi 
de Dardel + s GE l Heim . C so Pfister TheollhU 

1 Decurtins . C GR Hess Berhard + - BE Polla 
Donze * E BE Hess Peter + C ZG Ranmmba~ 

1 Dormann Rosemarie . C LU Hess Walter . C SG ~ndeooer 
· Dormond Marlvse + s VD : Hofmann Urs + s AG Recltsteiner Paul 

Dunant . V as 1 Hollenstein + G SG Recltstelner-Basel 
Ouoraz + R GE Hubmann + s ZH Rennwald 
Eberhard = C sz !mfe!d = C :)\ft. · Rikffn 
Eoerszeoi = R AG !mhof . C BL IRobbiani 

: Ennlv + L GE 1 Janiak + s BL Rossini 
1 Ehrler = C AG ' Joder = V BE Ruev 

En11elllerQer = R NW , Jassen ·+ s vs : Salvi 
' Estermann = C LU ! Jutzet + s FR , Sandoz Marcel 

Fasel . G FR 1 Kaufmann = V ZH 1 Schenk 
• Fässler + s SGI 1 Keller Robert = V ZH Scherer Marcel 

Fattebert = V VD Kofmel . R so Scheurer RlimY 
Favre + R VDI Kunz i= V LU Schibli 

+ Ja/oul/sl 
nein / non / no 

• entschuldigt/ excuse / scusato, abwesend/ abseilt / assente 
hat nicht teilgenommen / n'ont pas vot6 / non ha votato 

. R BL . C JU . R sz 
= V LU 
+ C FR . C LU 
- R ZG 

I+ S BL 
.+'C AG 
= C All 
= C LU 
+ S VD . C GE 
* C VS 
* S GL 
+ s m: . - TI 
= V AG 

= V ZH . S GE 
+ C SG 
+ G VD 

!= R TG 
• + C FR . V ZHI . G GE 
= R ZH 
+ S ZH . R ZH 

1 

. :C VD 
(= V BE! 
:+ s TI. 
1= R TI! 
= V SG 
* L GE 
= C TG 
= R BS 

:+ s SG 
+ s BS 
+ s JU 
+ C ZH . C Tl 

:+ s vs 
= L VD . s 

! * R 
I= V 
= V ZG 
+ L NE 
= V ZH 

o enth. / abst. / ast. # Der Präsident stimmt nicht/ Le presldent ne prend pas part aux votes 

Ergebnisse / Resultats: 
Fraktion / Graupe / Gruooo C G L R S' e V 

81 la/oui/sl 12. 8 3 13 41 2 0 
62 nein / non / no 8 0 2 18 0 0 34 
0 enth. / abst. / ast. 0 0 0 0 0 0 0 

1 entschuldigt/ excuse / scusato '57 i entschuldigt/ excuse / scusato 15 2 1 11 11 3 11 

Bedeutung Ja / Slgnlflcatlon de oul: Proposition de la commlsslon 
Bedeutung Nein / Signiflcatlon de non: Proposition Keller 

CONSEIL NATIONAL 
Proces-verbal de vote 

SchlOer = V ZH 
Schmid Odllo . C VS 
Schmied Walter . V .BE 
Schneider = R BE 

: Schwaab + S VD 
Seiler Hansoeter "' V BE 

i Siearist = V AG 
Slmoneschi-Cortesi + C Tl 
Sommaruaa + s BE 

:Soeck .. V AG 
Spielmann . - GE 
Sm111w * V TG 
·Stahl = V ZH 
Stamm Luzi . V AG 
StelnMrtRr . R UR 

sieiiier = R SO 
Slrahm + S BE 
Studer Heiner + E AG 
SlumD + SAG 
Suter + R BE 
Teuscher + G BE 
Thanei 1 + S ZH 

. Theiler = R LU 
Tillmanns + s VD 
Tri11011ez = R BE 
Tschäaoät . s BE! 

Tschunn1>.rt . R LU 
Vaßendel + RAR 

• Vaudroz Jean.Claude + C GE 
Vaudroz Rene + R VD 

· Vermot . s BE 
iVoBmer . s BE 
1 Waber Christian . E BE 
• Waßcer Felix 

. C SG 
1 Walter Hansiöra . V TG 
• Wandßuh = V BE 
[ Wasserfallen + R BE 
Weiaelt • R SG 
Wevenelh . V BE -= + s LU .. C SG 

1 Wiederkehr . E ZH 
Wirz.YOfl Planta "' L,BS 
Wlttenwiler + R SG 
Wvss Ursula + S BE 

: Zäch + C AG 
Zanetti + s so 
ZaDII * C ZH 
Zisvadls + • VD 
Zunniaer = V ZH 

-
2 
0 
o. 
3 

Nationalrat, Elektronisches Abstimmungssystem 

29.09.2002 13:03:31 / 0013 
Conse!I national, Systeme devote 61ectronlque 

identlf: 46. 14/26.09.2002 11 :55:58 Ref.: (Erfassung) Nr:2769 



99.0076 

Ret.2no 
NATIONALRAT 
Abstimmungsprotokoll Namentliche Abstimmung / Vote nominatif 

Geschäft/ Objet: 
Obllgationenrecht (Miete) 
Code des obllgations (Bail a loyer et a fenne) 

Gegenstand / Objet du vote: 

Art 269 al 2quater, 269d ter, 269e al. 1, 2708 al. 1 let a 

Abstimmung vom / Vote du: 26.09.2002 12:26:50 
i Abate + R Tl 1 Fein'Hans '= V ZH 1 

1 Aeoo6 Wartmann + S IZHI ! Fehr Hans-Joro + S SH 
i Aeschbacher + E ZH : Fein' Jacaue6ne + S ZH 
Anlllle : . R VS i Fehr Lisbeth . V ZH 
BaaderCl!SIIIIT = V BL • Fein' Maria . S ZH 

1 Bader Elvira :+ C SO Fetz + S 8S 
Banoa I+ s so 1 Ascher-Seenoen = RAG 

i Kwrus = R BL 
: Lachat * C JU 
: Lalive d'Eoinav • R SZ 

Laubacher : = V LU 
'lauDer + C FR 
'Leu I= C LU 
1 LeutenAru!er Haio = R ZG 

Banqener = R BE i Föhn . V SZ Leutemmoer Susanne + S BL 
Baumann Alexander 
Baumann Ruedi 
Baumann Slenhanie 
Beck 

. Berberat 
Bemasconi 
Bezzola 

1 Billlll!I' .... 

811!11asca 
Binder 
Blocher. ·- .... -· 
Borer 
Bortoluzzi 
Bosshard 
Bruderer 
BrunnerToni 

'Buqnon 
Bllhlmann 
Bllhrer 
cavam 
Chaoouis 

1 Chevrler 
Christen 
Cina 
Cuche 
deDardel 
Oecurtins 
Donze 
Dormann Rosemarie 
Dormond Marlvse 
DUll!lßl 
D1111raz 
Eberhard 
EaerszeQi 
Eaalv 

. Ehrler 
EMelberoer 

1 Estsrmann 
Fasel 
Fässler 
Fanebert 

. Favre 

+ Ja/oui/sl 
= nein / non / no 

= V TG 1 Freund . V AR Leuthard 
+ G BE · Frev Claude . R NE Loenfe 
+ S BE Gadient . V GR Lustenberner 
= L VD Gall + C BE Malllard 
+ S NE 1 Garbani + S NE Maiire 
+ R GE 1 Gemer + G ZH Marletan . R GR Giezendanner • V AG MartiWerner 
= V SG 1 Glasson + R FR Martv Kalin . - Tl Glur = V AG Masooll 
= V ZH Goll + S ZH Malhvs 
= V ZH Gral + G BL Maurer ------·-

:: V SO Grobet + S GE ' Maurv PaSlluier 
= V ZH Grass Andreas . S ZH Meier-Schall 
= R ZH GrossJost + S TG Ml1m!trev Savarv 

+ SAG 1 Gulsan + R VD 1 Messrner 
= V SG GOnter . s BE Mever TJBese 
= V VD Gutzwiller = R ZH Möroeli 
+ G LU Gll'lin Hans Rudolf = R BL Mmmv 

= . 
+ . 
+ 
+ 
+ 
+ . . 
= 
+ 
• 
+ 

. = 
= 
= 

' . 
= 
= 

: . 
+ 
= 
+ 

R SH Gv,;in Remo . s BS MOllerErich 
S Tl Haeriml Binder + s ZH MOller-Hemmi 
SFR Haller = V BE Nabholz 
C VS ' Hilmmerle + Ri : Neirvnck 
R VD 'Hassler : = ' Oein'6 
C VS Heberle!n 1 • ZH • Pedrina 
G NE Hegetschweffer = ZH Peßl 
S GE Helm . so Pfister Theonhil 
C GR 1 Hess Berhard + BE Polla 
E BE , Hess Peter = C ZG Ramenbass 
C LU Hess Walter . C SG Randenaer 
s VD • Hofmann Urs + SAG RechsleinerPaul 
V BS 1 Hollenstein + G SG Redtsleiner-Basel 
R GE 1 Hubmann + S ZH Rennwald 
C sz 1 lmfeld = cnw Rlklln 
RAG! . lmhof • C BL Robbiani 
L GE Janiak + S BL Rossbtl 
C AG 1 Joder = V BE Ruev 
R NW Jassen + s vs Salvi 
C LUI Jutzel + SFR Sandoz Man:el 
G FR Kaufmann = V ZH Sdtenk 
s SG Keller Robert = V ZH Scherer Marcel 
V VD Kofmel . R SO Scheurer RMN 
R VD Kunz : = V LU : Schibll 

• entschuldigt/ excuse / scusato, abwesend/ absent / assente 
hat nicht teilgenommen/ n'ont pas vote / non ha votato 

+ C AG 
= C Al 
= C LU 
+ S VD . C GE . C VS . S Gl 
+ s ZH . . Tl 
= .V AG 
= V ZH . S GE 
+ C SG 
+ G VD 

. :::: R TG 
I+ C FR 
'= V ZH 
1 • G GE 
' = R ZH 
I+ S ZH 
1 • R ZH 
•: C VD 
= V BE 
+ s TI 
= R Tl 

:= V SG 
,1 = L GE 
1 - C TG 
: . R BS 
+ s SG 
+ s BS 

!+ s JU . C ZH 
+ C TI 
+ s vs 
= L VD . s VD . R VD 
= V BE 
= V ZG 
-.L NE 

I= V ZH 

o enth. / abst. / ast # Der Präsident stimmt nicht/ Le presldent ne prend pas part aux votes 

Ergebnisse / Resultats: 
1 Gesamt/ Comolete / Tutto 1 Fraktion / Grou e / Gru C G L R s 
ja/ oul / sl 73 ! a/oui/sl 10 8 0 9 41 
nein /non/ no 71 1 nein / non / no 11 0 6 20 0 
enth. / abst / ast. 0 enth. / absl / ast. 0 0 0 0 0 
entschuldigt/ excuae / scusato 56 entschuldigt / excuse / scusato 14 2 0 13 11 

Bedeutung Ja/ Signiflcatlon de oui: Proposition de la majortte 
Bedeutung Nein / Signiflcation de non: Proposition de la mlnortte Hege1schweiler 

CONSEIL NATIONAL 
Proces-verbal de vote 

Schiller = V ZH 
Schmid Odffo • C vs 
Schmied Walter • V BE 
Schneider • R BE 
Schwaab + s VD 
Seiler Hansneter = V BE 
Siiwist • V AG 
Simoneschi-Cortesl + C TI 

a + s BE 
~ = V AG 
Solelmam + - GE 
Souhler • V TG 
Stahl = V ZH 
Stamm Luzi • V AG 
SIP.i11P.Ot1er • R UR 
Steiner = R SO 
Strahm + s BE 
Studer Heiner + E AG 
StumD + s AG 
SUter + R BE 
Teuscher + G BE 
Thanei + s ZH 
Theiler = R LU 
Tillmanns + s VD 
Trmnnez = R BE 
Tschannat • s BE 
Tschunnen = R LU 

!Vaßender • R AR 
Vaudroz Jean-Claude + C GE 
Vaudroz Rene 

1 Vermot 
Vollmer 
Waber Christian 
Walker Felix 
Walter Ha=illm 
Wandfluh = V BE 
WasserfaUen = R BE 

• weioelt . R SG 
. Weveneth = V BE 
i Widmer + s LU 
,W(drlll • C SG 
' Wiederkehr . E ZH 
: Wuz-111111 Planta = L BS 
• Wlltenwiler = R SG 

WYss Ursula + s BE 
Zllch = C AG 
Zanettl + s so 
7,mß • C ZH 
Zisvadls + - VD 
Zuonicer = V IZH 

Nationalrat. Elektronisches Abstimmungssystem 

29.09.2002 12:56:02/ 0014 
Conseil national, Systeme de vote electronlque 

ldentif: 46. 14/26.09.2002 12:26:50 Ref.: (Erfassung) Nr:2no 
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Ref.2784 
NATIONALRAT 
Abstimmungsprotokoll Namentliche Abstimmung / Vote nominatif 

Geschäft / Objet: 
Obligalionenrecht (Miete) 
Code des obligations (Bail a loyer et a ferme) 

Gegenstand / Objet du vote: 

Disp. trans. Art 2 al.3 

Abstimmung vom / Vote du: 30.09.2002 16:39:44 
Abate + R TI FehrHans + V ZH KU1111S 
AeD1lJI Wal1lnann = S ZH Fehr Hans-Jlll'Q = S SH Lachat 
Aeschbadter + E ZH ! F ehr Jacauellne = S ZH Lalive d'EDinav 

: Antllle + R VS Fehr Lisbeth + V ZH : Laubadter 
Baader Caspar + V BL · Fehr Marin = S ZH ; Lauper 
BaderEMra + C so ! Fetz = S BS ! Leu 
Baooa = s so • Fischer-Seenaen + RAG • LAUtenllOOer Haio 

: Bancerter + R BE Föhn . V SZ Leuteneaoer SUsanne 
i Baumann Alexander + V TG Freund + V AR Leuthard 

Baumann Ruedi = G BE FrevClaude . R NE LOl!llle 
Baumann Steohanie = S BE , Gadient + V GR • Lustenbef!Jer 

: Beck + L VD • Galli + C BE : MaDlard 
Berberat i= S NE Garbanl = s NE 1 Maiire 
Bemasconl + R GE ! Germer = G ZH :Marielan 
Bezmla . R GR , Giezendanner + V AG • Mart!Wemer 

' Bloaer !+ V SG Glasson + R FR MartvKälin 
Bionasca + . Tl Glur + V AG 1 Masoo6 
Binder + V ZH Goll = S ZH : Mallm 
Blocher . t 11! Boier · . so 

Graf = G BL 
! Grobei = S GE 

'Maurer 
! Maurv Pasouier 

Bortoluzzi . V ZH Grass Andreas = S ZH i Meier-Schatz 
Bosshard + R ZH i Gross Jost = S TG : Mt!netrev SavaJY 
Brudeter = SAG i Guisan 0 R VD ! Messmer 
BnmnerToni !+ V SG i Günter = s BE 1 Mever Therese 
Bucnon + V VD i Gutzwiller . R ZH Mönieli 
BllhlmaM = G LU • Gvsin Hans Rudolf . R BL Muonv 

' Bllhrer + R SH i GlßinRemo = s BS ' MOller Erich 
' Cavalli 

. S TI ' Haerlm Binder = S ZH MOller-Hemmi 
! Chaolllris = SFR 1 Haller + V BE Nabholz 

Chevrier • C vs ' Hämmerle = s GR Nehnck 
: Christen . R VD ! Hassler i • V GR ' Oehrli 
'Clna + C vs • Heberlein + R ZH Pedrlna 
!Cuche = G NE He!letschweiler + R ZH Pelll 
• de Daniel = S GE Heim + C so Pfister Theoohil 

Decurtins + C GR Hess Berhard . • BE • Polla 
Donze + E BE Hess Peter + C ZG 1 Raaaenbass 
Dormann Rosemarie + C LU HessWalter + C SG ! Randeooer 
Dormond Marlvse = s VD Hofmann Urs = s AG Rechsteiner Paul 
Dunant + V BS Hoßenstein = G SG Rechstelner .ßasel 
Duomz + R GE Hubmann = s ZH Rennwald 
Ebethard . C sz lmfeld + C 01111 : Rildin 
flmrslelli + RAG lmhof + C BL Robbiani 
Eoalv + L GE • Janiak = s BL · Rossini 
Ehrler . C AG i Joder + V BE • Ruev 
Encelherqer + R Nt\ 1 Jassen = s vs : SaM 

' Estermann :+ C LU i Jutzet = s FR SandozMarcel 
Fasel = G FR 1 Kaufmann + V ZH · Schenk 
Fässler = S SG 1 Keller Robert + V ZH 1 Scherer Man:el 
Fattebert + V VD. 1 Kofmel + R SO l Scheurer Remv 
Favre + R VD : Kunz + V LU i SchibO 

+ ja/oul /sl 
= nein / non / no 

• entschuldigt/ excuse / scusato, abwesend / absent / asseme 
hat nicht teilgenommen / n'ont pas vote / non ha votato 

i+ R BL 
1 + C JU 
+ R SZ 

I+ V LU 
! + 1 C FR 
! + C LU 
+ R ZG 
= S 1BL 
+ C!AG 
+ C Al 
+ C LU 
= S VD 
+ C GE 
+ C VS 
• S GL 
= S ZH . . Tl 
+ V AG . V ZH . S GE 
+ C SG 
= G VD 
+ R TG 
+ C FR 
+ V ZH 

= G GE 
+ R ZH 
= S ZH 
+ R ZH 
+ C VD 
+ V BE 
= s Tl 

i +: R Tl 
+,V SG 
+ L GE 
• C TG 
• R BS 
= s SG 

i= S BS 
= S JU . C ZH 
+ C Tl 
= s vs . L VD 
= S VD 
+ R VD 
+ V BE 
+ V ZG 

: + L NE 
,+ V ZH 

o enth. / abst / asl # Der Präsident stimmt nicht/ Le president ne prend pas part aux votes 

Ergebnisse / Resultats: 
• Gesamt/ Complete / Tutto 
1 ja/oul/sl 106 
, nein / non / no 60 
: enth. / abst. / ast. 1 
• entschuldigt/ excuse / scusato 33 

Fraktion/ Groupe / Gruooo 
, ja/ oul/ sl 

nein / non / no 
enth. / abst. / ast. 
entschuldigt/ excuse / scusato 

Bedeutung Ja/ Signiflcation de oui: Proposition de la majortte 
Bedeutung Nein / Signiflcatlon de non: Proposition de la mlnorite Garbanl 

C G L 
29 0 5 
0 10 0 
0.0 0 
6 0 1 

R s E V 
31 0 4 36 
0 48 0 0 
1 0 0 0 
10 4 1 9 

CONSEIL NATIONAL 
Proces-verbal de vote 

SchlQer + V ZH 
i Schmid Odilo + C VS 
Schmied Walter + V BE 

i Schneider . R BE 
Schwaab = S VD 
Seiler Hansoeter . V BE 
Slemio;t + V AG 

slinoneschi.cortesi + CTI 
Sommaru11a = s BE 

. Slll!O: • V AG 
• Spielmann = • GE 

Snnhler . V TG 
Stahl + V zw 

· Stamm Luzi + V AGi - . . R UR 
Steinei' + R SO 
Strahrn . s BE 

· Studer Heiner + E AG 
'Stumo = s AG 
Suter i * R BE 
Teuscher = G BE 
Thanei = s ZH 
Theiler + R LU 

' TiUmanns = s VD 
TriDonez + R BE 

. T schäollllt = s BE 
j T~.hlmrum + R LU 
. Vallender . R AR 
' Vaudroz Jean-Claude + C GE 
Vaudroz Rene + R VD 
Vennot = s BE 
Vollmer = s BE 
Waber Christian + E'BE 
Walker Felix + C SG 
Walter Hans111m + V TG 
Wandffuh + V BE 

: Wasserfallen + R BE 
i Weiqelt + R!SG 
1 Weveneth + V BE 
Widmer = s LU 
Widrin + C SG 
Wiederkehr . E ZH 
Wirz-von Planta + L BS 
Wtttenwiler + R SG 

1 Wvss Ursula = s BE 
, Zäch + C AG 

Zanelti = s so 
7.allfl . C1ZH 
Zlsvadis = • 1VD 
Zuoolaer + V ZH 

-
1 
2 
0 
2 

Nationalrat, Elektronisches Abstimmungssystem 

02.10.2002 08:58:11 / 0004 
Conseil national, Systeme de vote electronique 

ldentif: 46. 14 /30.09.02 16:39:44 Ref.: (Erfassung) Nr:2784 



99.0076 l.ol 
Ref.2782 

NATIONALRAT 
Abstimmungsprotokoll Namentliche Abstimmung / Vote nominatif 

Geschäft/ Objet: 
Obligationenrecht (Miete) 
Code des obfigations (Bail a loyer et a fenne) 

Gegenstand / Objet du vote: 

Disp. trans. Art 1 - 4 

Abstimmung vom / Vote du: 30.09.2002 16:40:31 
Abale + R FehrHans = V ZH Kurrus 
Aeanli Wartmann + s Fehr Hans-Jllro + S SH Lachat 
Aeschbacher + E Fehr ·-•-ffftA + s ZH Lalive d'EninRV 
AnliDe + R Fehr Usbelh = V ZH Laubadler 
BaaderCIISllar FehrMario + S ZH Lmmer 
BaderEMra Fetz + s BS Leu 
Banga + $ ! Fischer-""""nen = RAG Leuteneoaer Halo 
Banlll!l'ter R , Föhn . V SZ leUlenMl'.ler Susanne 
Baumann Alexander = V ! Freund = V AR Leuthanl 
Baumann Ruedi + G BE frevClaude . R NE LMnfA 
Baumann Steuhanie + $ BE Gadient = V GR Lustenberoer 
Beck = L VD • Galli + C BE i Maillard 
Berberat + S NE i Garbani + s NE · Maiire 
Bemasconi + R GE Genner + G ZH Marietan 
Bezzola . R GR Glezendanner = V AG Martl Werner 
Binl!l!I' - V SG ! Glassan + R FR MartvKäfm 
ßillllllSC8 : == . TI • Glur = V AG MasuoD 
Binder = V ZH 'GoU + S ZH Malhvs 
Bioeiter . V ZH Graf + G BL Maurer 
Borer . V SO Grobet + $ GE Maurv l>ll'll'luier 
Bortoluzzi . V ZH 1 Grass Andreas + s ZH Meier-Schalz 
Bosshard = R ZH 1 GrossJost + s TG i ··A-~ c----• 
Bruderer + s AG Guisan + R VD Messmer 
Brunner Toni = V SG i Gtlnter + s BE Mever Therese 
Boonon = V VD 
Bühlmann + G LU 
Biihrer = R SH 
CavalD • s Tl 

Gutzwißer . R ZH 
Gvsin Hans Rudolf . R BL 
GvdnRemo + s BS 
HaMIVI Binder + s ZH 1~ Hemm! 

Charmuis + s FR Haller = V BE Nabholz 
Chewier . C vs Hllmmerle + s GR NelMlck 
Christen . R VD Hassler . V GR Oehrfi 
Cina + C vs Heberlein = R ZH Pedrina 
Cuche + G NE Heoetschweffer = R ZH PelD 
de Dardel + S GE Heim = C so Pfister TheoDhil 
Oecu!tlns + C GR 1 Hess Berhard . 

- BE Polla 
Donze + E BE Hess Peter = C ZG Ralttll!nbass 
Dormann Rosemarie + C LU HessWalter i+ C SG RandA!mer 
Oormond Marlvse + s VD Hofmann Urs + s AG Rechsteiner Paul 
Dunant = V BS Hollenstein + G SG Rachsteiner-Basel 
Ounra7 + R GE . Hubmam + s ZH . Rennwald 
Eberhard . C sz 
Ene!91!1li = R AG 
EaolV + L GE 
Ehrler . C AG 

lmfeld -1 lmhoC = 
Janiak + 

1 Joder 

i Riklin 
Robblani 
Rossini 
Ruev 

Encetbl!mer = R N\1.1 Jossen + s vs Salvi 
Estennann = C LU 1 Jutzet + S FR Sandoz Marcel 
Fasel + G FR : Kaufmann .. V ZH Schenk 
Fässler + s SG 1 Keßer Robert = V ZH Scherer Marcel 
Fattebert = V VD 1 KormeI = R so, Sdteurer Remv 
Favre + R VD i Kunz = V LU i Schlbli 

+ Ja/oul/sl 
= nein / non / no 

• entschuldigt / excuse / scusato, abwesend/ absent / assente 
hat nicht teilgenommen / n'ont pas vote / non ha votato 

= R BL 
+ C JU 
= R SZ 
= VLU 
+ C FR 
= C LU 

= R ZG 
+ s BL 
+ C AG 
= C Al 
='C LU 
+ s VD 
+ C GE 
+ C vs 
* S GL 
+ S ZH 
* . TI 
= V AG 
= V ZH 

• * S GE 
•= C SG 
+ G VD 

:= R TG 
i+ C FR 
= V ZH 
+ G GE - R ZH 
+ s ZH 
=,R ZH 
+ C VD 
= V BE 
+ s TI 
= R Tl 
= V SG 
= L GE 
* 1 C TG . R BS 
+'S SG 
+ s BS 

.+ s JU . C ZH 
+ C Tl 
+ s vs ... L VD 

'+ s VD 
= R VD 

= V BE 
= V ZG 
+ L NE 

: ::; V ZH 

o en1h. / abst. / ast. # Der Präsident stimmt nicht/ Le president ne prend pas part aux votes 

Ergebnisse / Resultats: 
Gesamt/ Comolete / Tutto • Fraktion / Groupe / Grunno C G L R s E V 
Ja/oui/si 90 1 Ja/oui/sl 17 10 2 7 48 4 0 
nein / non / no n nein / non / no 11 0 3 25 0 0 37 
enth. / abst. / ast 0 enth. / abst / ast. 0 0 0 0 0 0 0 
entschuldigt/ excuse / scusato 33 entschukllat / excuse / scusato 7 0 1 10 4 1 8 

Bedeutung Ja/ Slgniflcatlon de oul: Proposition de la majorl1' 
Bedeutung Nein / Slgniflcatlon de non: Proposition de la minorl1' Hegetschweiler 

CONSEIL NATIONAL 
Proces-verbal de vote 

SchlOer i = V ZHi 
Schmid Odilo + C VS 
Schmied Walter = V BE 
Schneider . R BE 
Schwaab + s VD 
Seiler Harnmeter • V BE 
Slemist .. V AG 
Simoneschi-Coltesi • C Tl 
~ a + s BE 
Srud . V AG 
SDielmann + • GE 
Spuhler • V TG 
Stabl = V ZH 
Stamm Luzi = V AG 
SteinP.t111er . R UR 
Steiner = R SO 
Strahm • S BE 
SIUder Heiner + E AG 
Stump + s AG 
Suter . R BE 
Teuscher + G BE 
1hanei + s ZH 
Theller = R LU 
TDlmanns + s VD 
Trioonez = R BE 
Tschalllllll + s BE 

Sean..claude 

= R LU . A AR 
+ C GE 

Vaudroz Rene = R VD 
Vennot + s BE 

• Voibner + s BE 
: Wabar Christian + E BE 
. WalkerFlffix = C SG 
i Walter Hanslllra .= V TG 
: Wandfluh = V BE 
Wasserfalien = R BE 
Weiuelt = R SG 
WAVMA!h = V BE 
Wldmer + s LU 
IAlklrlfl = C SG 
Wiedelkehr . E ZH 
Wirz-von Plante = L BS 
Wittenwiler = R SG 
Wvssllrsula + s BE 
Zilch + C AG 
Zaneltl + s so 
ZaPII . C ZH 
2lsvadls + - VD 
Zunniner = V ZH 

-
2 
1 
0 
21 

Nationalrat, Elektronisches Abstimmungssystem 
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Conseil national, Systeme de vote electronique 

ldentlf: 46. 14/30.09.200216:40:31 Ref.: {Erfassung) Nr:2782 



99.0076 

Ref.3169 
NATIONALRAT 
Abstimmungsprotokoll Namentliche Abstimmung / Vota nominatif 

Geschäft/ Objet: 
Obligationenrecht (Miete) 
Code des obllgalions (Bail a loyer et a fenne) 

Gegenstand / Objet du vote: 

Abstimmung vom/ Vote du: 09.12.2002 17:32:20 
. Abate . R Tl ! FehrHans . V ZH : KUßlls 

AP.llnfi Wartmann . S ZH , Fehr Hans-Jllra = S SH : Lachal 
Aeschbacher 0 E ZH Fehr Jacriueßne = S ZH · Lalive d'Eninav 
Antille . R VS l Fehr Lisbeth + V ZH ! laubacher 
Baader casoar . V BL • Fehr Maria = S ZH ' Lauaer 
BaderElvlra . C SO Fetz ' - S BS Leu 

• Banaa 
. s so flSCher-Seenaen + RAG Leutenl!llller Hafo 

Banoerter . R BE Föhn * V SZ Leuten...,ner Susanne 
Baumann Alexander = V TG Freund + V AR Leuthard 
Baumann Ruedi '= G BE FrevClaude . R NE Loenfe 
Baumann Steohanle = S BE Gadlent = V GR Lustenberner 
Beck + L VD Galli • C BE · Maillard 
Berberat = S NE Garbani = S NE : Maiire 
Bemasconi 0 R GE 1 Genner = G ZH !Marielan 
Bezzola 

•-· + B. ~! Blmier + V 
~ Glezendannei:. __ . V AG 
; Glasson + R FR 

• Mal1l Werner 
Martv Klllin 

Rlt!nasca . . TI Glur •+ V AG M"'<DOÜ 
Binder o V ZH Goll = S ZH 1 Malhvs 
Blocher . V ZH Graf = G Bl Maurer -· 
Barer • V so Grollet = S GE · Maurv p11"°uier 
Bortoluul + V ZH Gross Andreas i• S ZH i Meier-Schatz 
Bosshard + R ZH ! Gross Jast = S TG : Mdnelrevc::-rv 
Bruderer = s AG Guisan 0 R VD • Messmer 
BnnmerTonl + V SG Günter . S BE Mever Therese 
Bmmon + V VD Gutzwißer + R ZH Möroefi 
Bilhlmann = G LU Gllllin Hans Rudolf + R BL , Muanv 

· Bilhrer + R SH GV!lllnRemo = S BS 'MOUerErich 
cava10 = S Tl 1 Haerina Binder * S ZH Müller-Hemmi 
Chanmffll . SFR HaHer ·+ V BE Nabholz 
Chevrier + C VS 1 Hämmerte = S GR , Neirvnck 
Christen # R VD Hassler = V GR iOehrll 
Cina + C vs i Hebellein + R ZH · Pedrina 

! CUche = G NE Heae!Schweller + R ZH i Pelß 
de Dardel = S GE 1 Helm + C SO Pfister TheoPhD 
Decurtlns + C GR Hess Berhard 0 - BE Palla 
Donzl! 0 E BE HessPeter * C ZG Raaoenbass 
Dormann Rosemarle . C LU . HessWalter . C SG RandP.noer 
Dormond Marlvse = s VD Hofmann Urs = s AG Rechsteiner Paul 

. Dunant + V BS ! Hollenstein = G SG Rechstelner-Basel 
i Duoraz + R GE 'Hubmann = s ZH · Rennwald 

Ebelhard + C sz , lmfeld + C 0~ Riklin 
· Enl!ß29<lj + R AG , lmhof + C BL · Robbiani 

Eaa!v + L GE :Janlak = s BL Rossini 
Ehrler + C AG ; Jader . V BE Ruev 
Ellfl elbernar + R INVI : Jassen = s vs .SaM 
Estermaru1 + C LU • Jutzet = s FR Sandoz Marcel 

: Fasel = G FR Kaufmann * V IZH : Schenk 
Fässler = S SG Keller Robert + V ZH Scherer Marcel 
Fattebert + V VD : Kofmel . R so Scheurer Remv 
Favre . R VD Kunz + V LU Schlbli 

+ Ja/ oui/ sl 
= nein / non / no 

• entschuldigt/ excuse / scusato, abwesend/ absent / assente 
hat nicht teilgenommen / n'ont pe.s vote / non ha votato 

+ R BL 
l= C JU 
,+ R SZ 
!+ V LU 
'+ C FR 
+ C LU 
+ R ZG 

.= S Bl 
+ C AG 

i+ C Al' 
+ C LU 
= S VD 
+ C GE 

! + C VS 
l= S GL 
= s ZH . . Tl 
+ V AG 

'+ V ZH 
= S GE 
+ C SG 
= G VD . R !TG 
+ C FR . V ZH 

;= G GE 
'+ R ZH 
= S ZH 
+ R ZH 
+ C VD 

'+ V BE 
= S TI 
+ R Tl 
+ V SG 
+ L GE 
+ C TG . R BS 
= S SG 
= s BS 
= s JU 
+ C ZH 

I= C Tl 
= s VS 

;+ L VD 
'o S VD 
+ R VD 
+ V BE 
+ V ZG 
+ L NE 
+ V ZH 

o enth. / abst. / ast. # Der Präsident stimmt nicht/ Le president ne prend pas part aux votes 

Ergebnisse / Resultats: 
Gesamt/ Complete / Tutto i Fraktion / Groupe / Grupco C G L R s E V 
ja/oul/si 88 1 ja/ oul/ sl 25 0 6 28 0 1 28 
nein / non / no 61 : nein/ non/ no 3 10 0 0 43 0 3 
enth. / abst. / ast. 10 • enth. / abst. / ast. •O 0 0 2 1 4 2 
entschuldlat / excuse / scusato 40 1 entschuldigt/ excustt / scusato 7 0 0 11 8 0 12 

Bedeutung Ja / Slgnlflcatlon de oui: Pour 1a propositlon de la Conference de concillatlon 
Bedeutung Nein / Signfflcatlon de non: Pour la Proposition Baumann J. Alexander 

CONSEIL NATIONAL 
Proces-verbal de vote 

SchlOer + V ZH 
. Schmid Od!lo = C VS 
• Schmied Walter + V BE 
i Schneider ' . R BE 
Schwaab = S VD 

1 Seiler HansMIAr + V BE 
• Sieorist + V AG 
i Slmoneschl-Cort + C TI 
Sommaruaa = S BE 
~"'i + V AG 
Snielmann = • GE 
Snuhler * V TG 
Stahl + V ZH 

. Stamm Luzl . V AG! 
• Sleinenner + R UR 
Sleiner + R SO' 
Strahm = S BE 

r Slllder Heiner 0 E AG 
Stumn • SAG 
Suler . R BE 
Teuscher = G BE 
Thanel .. S ZH 
Theiler + R LU 

· Tillmanns = s VD 
T'1nnnez + R BE 

· Tsc:hännAt . s BE 
1 Tschullffl!l't + R LU 
. Vaßender + RAR 

Vaudraz Jean-Claude . C GE 
Vaudroz Rene + R VO 

i Vermal '= S'BE 
Voßmer = S BE 
Waber Christian + E BE 
Walker Felix + C SG 

i Waller Haoollrn . V TG 
Wandlluh + V BE 
Wasserfaßen + R BE 
Weioelt • R SG 

1 Weveneth + V BE 
, Widmer = S LU 

Wirirki '+ C SG 
Wiederkehr 0 E ZH 

! W"ITZ-YOD Planta + L BS 
• Wiltenwiler + R SG 

Wvo;.« Ursula = S BE 
• Zäch + C AG 
! Zanetti = s so 
, Zanll . C ZH 

'Zl!M!dls = - vo 
Zunniner 0 V ZH 

-
0 
2 
1 
2 

Nationalrat, Elektronisches Abstimmungssystem 

09.12.2002 17:32:51 / 0016 
Conseil national, Systeme de vote efectronlque 

ldentlf: 46.15/09.12.200217:32:20 Ref.: (Erfassung) Nr:3169 



99.0076 

Ref.3253 
NATIONALRAT 
Abstimmungsprotokoll Namentliche Abstimmung / Vote nominatif 

Geschäft/ Objet: 
Obllgatlonenrecht (Miete) 
Code des ob0gations (Bail a loyer et a ferme) 

Gegenstand / Objet du vote: 

Vote final 

Abstimmung vom / Vote du: 13.12.2002 10:07:42 
Abate + R Tl 'FehrHans = V ZH KumJS 
AmmU Wartmann = S ZH Fehr Hans-JOr!I = S SH Lachat 
Aeschbacher 0 E ZH Fehr Jacoueffne = S ZH LafJVe d'Eumav 
Antllle + R VS Fehr Lisbeth + V ZH Laubacher 
BaadetCa!mm' + V BL i Fehr Marin = S ZH Launer 
BaderElvira i + C SO Fetz = S BS , Leu 
Bam1a : == s so · f lScher-Seenaen + R AG Leuteneaoer Haio 
Banaerter + R BE Föhn + V sz LeutenMmir SUsanne 
Baumann Alexander = V TG 1 Freund i+ V AR Leuthard 
Baumann Ruedi = G BE FrevClaude + R NE . Loe1>fe 
Baumann Slellllallie = S BE Gadient = V GR ! Lusten11eroer 
Beck + L VD i Galli + C BE • Malllard 
Berberat • S NE : Garbani = S NE 'Maiire 
Bemasconi = R GE i Genner = G ZH :Marielan 
Bezzola + R GR 
~ + V SG 

; Giezendanner + V AG 
• Glasson + R FR 

Martl Werner 
Martv Klllin . . Tl • Glur . V AG MasooD 

Binder + V ZH i GCIU = s ZH IUlalhv!; 

Bioeber = V ZH i Graf = G BL Maurer 
BÖmi--· ·-·--,, 

V so + Grollet . s GE Maurv Pasouler 
Bmtoluzzl + V ZH Gross Andreas • s ZH Meier-Schatz 
Basshard + R ZH GrossJost = s TG Mem!mvSavarv 
Bnlderer = s AG Guisan + R VD MeSSlnBf 
BrunnerToni + V SG GOnl2r i • s BE IUIAVl!l'Therese 
Bllllnon + V VD Gutzwiler . Milmllli 

BOhbnam = G LU GV!!i!I Hans Rudolr + Muonv 
Bllhrer . R SH ; Gvsin Remo = BS , MQßer Erich 
Cavaßi = S Tl · Haerlno Binder = S ZH : Mllßer-Hemmi 
ChaDDUis = SFR Haller + V BE Nabholz 
Chevrier + C vs Hämmerle = S GR NAiMlclt 

Christen # R VD Hassler + V GR Oehrli 
Clna + C vs Heberleln + R ZH Pedrlna 
Cuche = G NE HeQetschweller + R ZH Pelß 
deDardel = S GE Heim + C so Pfister Theonhil 
DecuJlins + C GR . Hess Berhard = • BE Polla 
Donze 0 E BE Hass Peter + C ZG Raoaenbass 
Dormann Rosemarle + C LU HessWalter + C SG Randeooer 
Donnond Marl- - s VD Hofmam Urs = s AG Rechsteiner Paul 
Dunant o V BS Hollenstein = G SG . Rechsteiner-Basel 
DUPTllZ + R GE i Hubmam = s ZH ; Rennwald 
Eberhard + C sz . lmfeld + C 0~ ;RikJin 
Eaerszeai + R AG lmhof + C BL , Robbiani 
Ennlv . L GE , Janlak • s BL : Rossini 
Ehrler + C AG Joder + V BE Ruev 
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1.AA 

Bundesbeschluss 
über die Volksinitiative 
«Ja zu fairen Mieten» 

vom 12. März 2002 

Die Bundesversammlung der Schweizerischen Eidgenossenschaft, 
gestützt auf Artikel 139 Absatz 5 der Bundesverfassung! 
und Ziffer III des Bundesbeschlusses vom 18. Dezember 19982 über eine 
neue Bundesverfassung, 
riach Prüfung der am 14. März 19973 eingereichten Volksinitiative «Ja zu fairen 
Mieten», 
nach Einsicht in die Botschaft des Bundesrates vom 15. September 19994. 

beschliesst: 

Art. 1 
1 Die Volksinitiative vom 14. März 1997 «Ja zu fairen Mieten» ist gültig und wird 
Volk und Ständen zur Abstimmung unterbreitet 
2 Sie lautet5, angepasst an die neue Bundesverfassung vom 18. April 1999: 

l SR 101 

Die Bundesverfassung wird wie folgt gelindert: 

Art. 109 Abs. I zweiter Satz und Abs. 3 (neu) 

l ... Br regelt den Schutz der Mieter vor missbräuchlichen Mietzinsen und an• 
deren missbrluchlichen Forderungen der Vermieter, die Anfechtbarkeit unge• 
rechtfertigter Kündigungen sowie die befristete Brstreckung von Mietverhlilt­
oissen. 
3 Die Gesetzgebung uach Absatz 1 richtet sich nach folgenden Grundsätzen: 

a. Anfangsmietzinse sind missbräuchlich, wenn damit ein l.lbersetzter 
Ertrag aus der Mietsache erzielt wird oder wenn sie auf l.lbersetzten 
Kosten beruhen. Übersetzt sind Kosten, die zu einem Mietzins führen, 
der die durchscboittlichen statistischen Mietzinse fllr vergleichbare 
Mietobjekte l.lbersteigt. Das risikotragende Kapital darf höchstens zum 
Hypothekaninssatz nach Buchstabe b verzinst werden. 

b. Im Laufe des Mietvemältnisses können Mietzinse nur angepasst wer• 
den, soweit dies zum Ausgleich der seit Vertragsabschluss nachgewie• 

2 AS 1999 2556 
3 BBI 1997 IV 449 
4 BBI 1999 9823 
5 Die Volksinitiative ist noch während der Geltungsdauer der Bundesverfassung vom 

29. Mai 1874 eingereicht worden. Sie Dimmt deshalb auf jenen Verfassungstext Bezug 
und nicht auf die Verfassung vom 18. April 1999. Der Originalwortlaut der Initiative 
verlangte eine Brgllnzung von Artikel 34septies der Bundesverfassung durch einen zweiten 
Satz in Absatz 1 und einen neuen Absatz 1 bis sowie eine Brgllnzung der Übergangsbe· 
stimmungen der Bundesverfassung. 

1999-5171 2737 



Art.2 

n 

.1A2... 

senen Kostenentwicklung, zur Abgeltung der Mehrleistungen des 
Vermieters oder zur Brbaltung der Kaufkraft des risikotragenden Ka­
pitals nötig ist Die Veränderung des Hypothekarzinssatzes bemisst 
sich nach dem über fl!nf Jahre berechneten Durchschnittszinssatz fllr 
Hypotheken. 

c. Bei Handänderung der Uegenschaft können die Mietzinse an das nach 
Buchstabe a zulässige Niveau fllr Anfangsmietzinse angepasst werden. 
Mietzinserhöhungen sind zu staffeln, wenn sie zehn Prozent überstei­
gen. 

d. Die Kantone können vorsehen, dass nur Auslagen als Nebenkosten 
belastet werden dürfen, die verbrauchsabhllngig anfallen. 

e. Anfangsmietzinse, Mietzinserhöhungen sowie andere Forderungen der 
Vermieter mussen auf amtlich genehmigtem Pormular mit dem Hin­
weis auf die Anfechtungsmöglichkeit angezeigt und begründet wer­
den. Andemfalls gilt als Anfangsmietzins höehstens der Mietzins des 
bisherigen Mieters; Mietzinserhöhungen sowie andere Forderungen 
sind nichtig. 

f. Die Gesetzgebung kann fllr Mietzinse gemeinnütziger Wohnträger und 
fllr allgerneinverbindlich erklärte Rabmenmietvertdlge nach Absatz 2 
Ausnahmen nach Buchstaben a, b und c vorsehen. Diese Ausnahmen 
müssen jedoch einen gleichwertigen Schutz vor missbräuchlichen 
Mietzinsen und anderen missbdluchlichen Forderungen des Vermie­
t.ers gewährleisten. FUr behördlich kontrollierte Mietzinse können be­
sondere Bestimmungen zur Anwendung kommen. 

g. FUr die gerechtfertigten Gründe seiner Kündigung ist der Vermieter 
beweispflichtig. Ungerechtfertigt ist die Klindigung des Vermieters, 
wenn sie ohne schützenswertes Interesse erfolgt oder unverbllltnismlls­
sig ist, insbesondere wenn sie ausgesprochen wird: 

weil der Mieter in guten Treuen Recht geltend macht oder um ihn 
davon abzuhalten; 
im Hinblick auf unverhältnismlissige Änderungen, Erneuerungen 
oder Abbruchvorhaben; 
um im bestehenden Mietverhällnis oder bei Abschluss eines neu­
en Mietvertrags einen höheren Mietzins zu enielen; 

- zur Überfllhrung einer Uegenschaft in Stockwerkeigentum oder 
eine analoge Eigentumsform; 
um den Mieter zum Erwerb der Mietsache zu veranlassen. 

Die Übergangsbestimmungen der Bundesverfassung werden wie folgt geän­
dert: 

Art. 197 Z4fl. 2(neu) 
2. Übergangsbestimmung zu Art. 109 (MielWesen) 
I Jnnert eines Jahres seit Annahme von Artikel 109 Absatz 1 zweiter Satz und 
Absatz 3 in der Volksabstimmung erlässt der Bundesrat auf dem Verordnungs­
weg die bis zum Inkrafttreten der Gesetzgebung erforderlichen Vollzugsbe­
stimmungen. Er kann dabei den neuen Verfassungsbestimmungen widerspre­
chende Gesetzesartikel im achten Titel des Obligationenrechts derogieren. Er 
sieht vor, dass sich der nach Artikel 109 Absatz 3 Buchstabe b massgebende 
Durchschnittszinssatz fllr Hypotheken in den ersten fl!nf Jahren nach dem 
Durcbschnin der seit Inkrafttreten der Vollzugsbestimmungen vergangenen 
Jahre berechnet. Mietzinsanpassungen an veränderte Hypothekarzinsslltze 
können frUhestens vorgenommen werden, wenn der massgebende Durch­
schnittszinssatz für Hypotheken um wenigstens ein halbes Prozent von der 
Hypothekarzinsbasis der letzten Mietzinsfestlegung abweicht. 
2 Der Bund erbebt in Zusammenarbeit mit den Kantonen innert zweier Jahre 
nach Annahme von Artikel 109 Absatz 3 in der Volksabstimmung die statis­
tischen Mietzinse von nach Lage, Grösse, Ausstattung, Zustand und Baupe­
riode vergleichbaren Mietobjekten. 

Die Bundesversammlung empfiehlt Volk und Ständen, die Volksinitiative abzu­
lehnen. 

Nationalrat. 12. März 2002 

Die Präsidentin: Liliane Maury Pasquier 
Der Protokollführer: Christophe Thomann 

Ständerat. 12. März 2002 

Der Präsident: Anton Cottier 
Der Sekretär: Christoph Lanz 



Arrete federal 
relatif a l'initiative populaire 
«Pour des loyers loyaux» 

du 12 mars 2002 

l 'Assemblee federale de la Confederation suisse, 

vu l'art. 139, al. 5, de la Constitution1, 

vu le eh. III de l'arrete federal du 18 decernbre 1998 relatif a une rnise ajour de la 
Constitution federa!e2, 
vu l'initiative populaire «Pour des loyers loyaux» deposee Je 14 mars 19973, 
vu le message du Conseil federal du 15 septembre l 9994, 
arrete: 

Art.l 
1 L'initiative populaire du 14 mars 1997 «Pour des loyers loyaux» est valable et sera 
sournise au vote du peuple et des cantons. 

2 L'initiative populaireS, adaptee a la Constitution du 18 avril 1999, a la teneur 
suivante: 

1 
2 
3 
4 
s 

La Constitution est modifiee comme suit: 

Art. 109, aL J, ze phrase, et aL 3 (nouveau) 

t ••• Elle 16git'!re pour proreger les Iocataires contre les loyers et autres preten­
tions abusifs des bailleurs, sur l'annulabilire des conges injustifies et sur 1a 
prolongation du bail limitee dans le temps. 

3 Les dispositions selon l'al. 1 se fondent sur !es principes suivants: 
a. les loyers initiaux sont abusifs lorsqu'ils permettent au bailleur d'obtenir un 

rendement excessif de 1a cbose louee ou lorsqu' ils resultent de collts excessifs. 
Sont excessifs les collts qui entrainent des loyers superieurs au:x loyers statisti­
ques moyens pour des objets comparables. l.e capital expos6 au:x risques est 
remundre au maximum au taux des inrerßts hypoth6caires selon Ja !et. b: 

b. en cours de bail, les loyers ne peuvent varier que dans Ja mesure n6cessaire a 
compenser 1'6volution prouvee des collts depuis le d6but du bail, a remun&er 
!es prestations suppl6mentaires du bailleur et a sauvegarder le pouvoir d'acbat 
du capital ex~ aux risques. La variation du taux hypotMcaire est calculoo 
sur Ja base de moyennes 6tablies sur cinq ans; 

RS 101 
R019"2556 
FF lffl IV 396 
FF1ffl9127 
L'initiative a 616 d6pos6e sous le regime de Ja constitution du 29 mai 1874 et ne se 
referait donc pas a 1a Constitution du 18 avril 1999. Dans 1a version d6posee, eile 
demandait l'adjonction d'une deuxi~me phrase a l'art. 34septies, al. 1, et d'un al. 1 bis ainsi 
que l'adaptation des dispositions ttansitoires de l'ancienne constitution. 

2568 1999-5177 
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Initiative populaire «Pour des loyers loyaux» 

Art.2 

c .• en cas de transfert de l'immeuble, !es loyers peuvent etre adaptes au niveau 
admissible pour les loyers initiaux selon 1a lettre a. Les hausses doivent etre 
echelonnees lorsqu'elles ~assent 10 %; 

d. !es cantons peuvent prevoir que seules peuvent etre facturees comme frais 
accessoires !es prestations qui varient selon 1a consommation des locataires; 

e. !es loyers initiaux, de meme que les hansses de loyer et !es autres pretentions 
du bailleur sont notifü!s et motiv~ sur une formule officiellement autoris=, 
mentionnant qu'ils peuvent !ltre contestes. A ~faut, le loyer initial ne pourra 
dc!passer le loyer du locataire precedent et les hausses et autres pretentions sont 
nulles; 

f. 1a legislation peut P.revoir des exceptions aux lettres a, b et c pour !es l~ers 
des logements d' uttlite publique et pour les contrats-cadre ayant force obliga­
toire gen6rale au sens de l'al. 2. Ces exceptions doivent toutefois offrir une 
protection equivalente contre les loyers et autres pretentions abusifs du 
bailleur. Des dispositions speciales peuvent etre appliqw!es aux loyers contro­
~ par I' autorite; 

g. le bailleur doit prouver que son conge intervient pour un motif justifie. Le 
conge du bailleur est injustifie lorsqu'il ne repond pas l un interet digne de 
protection ou est disproportionne, en particulier lorsqu'il est prononce: 

11 

- parce que le locataire, de bonne foi, fait valoir ses droits ou pour l'em­
p!lcher de !es faire valoir, 

- pour proceder a des modifications, renovations ou ~molitions dispro­
portionnees, 

- pour augmenter le loyer du bail en cours ou d'un nouveau bail, 
pour transformer l'immeuble en propriete par etage ou en une forme 
analogue de propriete, 

- pour arneoer le locataire fl acquerir 1a chose louee. 

Les dispositions transitoires de la Constitution sont modifiees comme suit: 

Art. J 97, eh. 2 ( nouveau) 

2. Dispositions transitoires ad art. 109 (Ball a loyer) 

1 Dans l'annee suivant l'acceptation de l'art. 109, al. l, 2e phrase, et al. 3, en 
votation populaire, le Conseil tederal edicte, par voie d'ordonnance, les dispo­
sitions d'application necessaires qui resteront en force jusqu'a l'entree en vigueur 
de ·on. Ce faisant il peut deroger aux articles du titre huitiimie du Code 
des ns contraires aux nouvelles dispositions constitutionnelles. D prevoit 
que 1a moyenne des taux hypothecaires selon l'art. 109, al. 3, let. b, sera calculee 
durant !es cinq premieres annees, sur 1a base de 1a moyenne des annees ecoulees 
depuis l'entree en vigueur des dispositions d'application. Les loyers ne peuvent 
!ltre modifies que si le taux hypothecaire moyen varie d'au moins un demi­
pourcent par rapport au taux sur lequel se fonde 1a dernim: fixation de loyer. 

2 La Confed6ration, en collaboration avec les cantons, ~termine dans les deux 
ans suivant l'acceptation de l'art. 109, aL 3, en votation populaire, les loyers sta­
tistiques d'objets locatifs comparables selon l'emplacement, 1a grandeur, l'equi­
pement, l'etat et l'c!poque de construction des immeubles. 

L' Assembl~e f~rale recommande au peuple et aux cantons de rejeter !'initiative. 

Conseil national, 12 mars 2002 

La presidente: Liliane Maury Pasquier 
Le secretaire: Christophe Thomann 

Conseil des Etats, 12 mars 2002 

Le president: Anton Cottier 
Le secretaire: Christoph Lanz 

2569 



Decreto federale 
concemente l'iniziativa popolare 
«per delle pigioni corrette» 

del 12 marzo 2002 

L 'Assemblea federale della Confederazione Sviz.zera, 
visto l'articolo 139 capoverso 5 della Costituzione federale1; 

vista la cifra III del decreto federale del 18 dicembre 19982 su una nuova 
Costituzione federale; 
esaminata l'iniziativa popolare federale «per delle pigioni corrette», depositata il 14 
marzo 19973; 
visto il messaggio del Consiglio federale del 15 settembre 19994, 

decreta: 

Art.1 
1 L'iniziativa «per delle pigioni corrette» del 14 marzo 1997 e valida ed e sottoposta 
al voto de! popolo e dei Cantoni. 

2 Adeguata formalmente alla nuova Costituzione federale de! 18 aprile 1999, 
l'iniziativa ha il tenore seguente5: 

La Costituzione federale e modificata come segue: 

1 RS 101 

Art. 109 cpv. 1 secondo periodo e cpv. 3 (nuovo) 
1 ••• Essa disciplina 1a protezione dei locatari da pigioni abusive e da altre 
pretese abusive del locatore, l'impugnabilitA delle disdette ingiustificale e 1a 
protruione lemporanea dei rapporti di locazione. 
3 Le disposizioni secondo il capoverso l si fondano sui seguenti principi: 

a. Sono abusive le pigioni iniziali con le quali il locatore ottiene un red­
dito sproporzionato dalla cosa locata o fondate su costi sproporzionati. 
Sono sproporzionati i costi ehe provocano una pigione ehe. secondo la 
statistica, eccede le pigioni medie per oggetti locati comparabili. n ca­
pitale sopportante i rischi puo essere rimunerato soltanto fino a con-
correnza de! saggio ipotecario secondo Ja lettera b. · 

2 RU 19992556 
3 FF lffl IV 370 
4 FF lffl 8685 
s L'iniziativa popolare e stata depositata vigente 1a Costituzione federale del 29 maggio 

1874: si riferiva pertanto a tale teste e non alla Costituzione federale de! 18 apple 1999. Il 
testo originale d.eU'iniziativa popolare chiedeva di completare l'articolo 34,septleS d.eUa 
Costituzione fed.erale con un nuovo periodo nel capoverso l e un nuovo capoverso 1 bis, 
come pure di completare le dispos.izioni transitorie d.eUa Costituzione federale. 

2468 1999-5177 



II 

b. Nel corso del mppono di locazione, Je pigioni possono unicamente es­
sere adattate all'evoluzione dei costi comprovata a contare dalla con­
elusione del conlrlttto, alla remunerazione delle presta.zioni suppletive 
de! locatore e al fine di assicurare il potere d' acquisto del capitale sop­
porrante i rischi. La variazi.one del saggi.o ipotecario si commisura al 
saggio medio delle ipoteche calcolato su un periodo quinquennale. 

e. In caso di trapasso della proprieta dell'immobile, 1a pigione puo essere 
adattata al livello ammissibile per Je pigioni iniziali secondo 1a lettera 
a. Gli aumenti di pigione devono essere scalari se superano il 10 per 
cento. 

d. I Cantoni possono prevedere ehe possano essere addebitate come spese 
accessorie soltanto le prestazion.i ehe variano in funzione del eonsurno 
dei locatari. 

e. Le pigioni iniziali, gli aumenti di pigione nonehl! le altre pretese del 
locatore devono essere notificate e motivate su un modulo approvato 
dall' autorita, con l' indicazione della possibilita di contestarle. rn caso 
di violazione di queste pn::scrlzion.i, 1a pigione iniziale massima rimane 
quella del locatario precedente; aumenti di pigione e altre pretese del 
locatore sono nulle. 

f. Perle pigion.i di alritazioni di utilita pubblica nel settore abitativo e per 
contratti quadro di locazione diebiarati di obbligatorieta generale se­
condo il capoverso 2 rimangono salve disposizion.i deroganti alle lette­
re a, b e e. Esse devono tuttavia garantire una protezione equivalente 
da pigioni abusive e da altre pretese abusive del locatore. Le pigioni 
controllate dall'autoritl possono essere sottopoSte a prescrizioni spe­
ciali. 

g. n locatore deve provare ehe Ja sua disdetta ~ giustificata. La disdetta 
del locatore ~ ingiustificata se priva d'interesse degno di protezione o 
sproporzionata, segnatamente se data: 

perehe i1 locatario fa valere in buona fede un suo diritto o per dis­
suaderlo dal farlo valere, 
per procedere a lavori di modificaziooe, rinnovo o demolizione 
sproporziooati, 
per ottenere una pigione d'importo superiore nel rapporto di loca­
i:iooe in corso o all'atto della conelusione di uo nuovo contratto 
di locazione, 
per trasformare !'immobile in proprieta per pian.i o in anaJoghe 
forme proprietarie, 
per iodnrre il locatario ad acquistare 1a cosa locata. 

Le disposizioni transitorie della Costituzione federale sono modificate come segue: 

Art.2 

Art. 197 n. 2 (11UDVO) 

2. Disposizione lrQIISitorio. ad art. 109 (Lora;.ione) 
1 Entro un anno dall'aceettazione dell'articolo 109 capoverso l secondo 
periodo e capoverso 3 in votazione popolare, il Consiglio federale emana in 
via di ordinanza le disposizioni esecuti ve necessarie fino all' entrata in vigore 
della pertinente legislaziooe. In tal ambito puo derogare agli articoli di !egge 
del Titolo ottavo del Codiee delle obbligazioni ehe contraddicono alle nuove 
disposizioni costituzionali. Prevede ehe il saggio medio per le ipoteche 
determinante secondo I' artieolo 109 capoverso 3 lettera b si calcoli nei primi 
cinque anni in funzione della media degli anni trascorsi dopo l' entrara in 
vigore delle disposizioni esecutive. Le pigioni possono essere adattate alla 
variazione dei saggi ipotecari al piu presto quando il saggi.o medio 
determinante per le ipoteche diverge di un mezzo percento almeno dal saggi.o 
ipotecario di base applicato all'atto dell'ultima determinazione della pigione. 
2 Entro due anni dall'accettazione dell'articolo 109 capoverso 3 in votazione 
popolare, 1a Confederazione, in collaborazione con i Cantoni, rileva 
statisticamente le pigioni degli oggetti locati, comparabili per situaziooe, 
dimensioni, attreu.atura, stato e periodo di costruziooe. 

L' Assemblea federale raccomanda al popolo e ai Cantoni di respingere l'iniziativa. 

Consiglio nazionale, 12 marzo 2002 

La presidente: Llliane Maury Pasquier 
Il segretario: Christophe Thomann 

Consiglio degli Stati, 12 marzo 2002 

Il presidente: Anton Cottier 
n segretario: Christoph Lanz 



Ablauf der Refererulumsfrist: 3. April 2003 

Obligationenrecht (Miete) 

Änderung vom 13. Dezember 2002 

Die Bundesversammlung der Schweizerischen Eidgenossenschaft, 
nach Einsicht in die Botschaft des Bundesrates vom 15. September 19991, 

beschliesst: 

Das Obligationenrecht2 wird wie folgt geändert: 

A. Missbrlluclt­
liche Miettinse 
Ll111 
Allgemeinen 

IL Anfangs­
mietzinse 

Art. 253b Absatz 2 

2 Sie gelten nicht filr die Miete von Unternehmen mit einem Jahres­
umsatz von Uber 2 500 000 Franken gemäss letztem Jahresabschluss 
oder mindestens 20 Beschäftigten im Zeitpunkt des Mietvertrag­
schlusses, sofern die Parteien dies vereinbaren. Ferner gelten sie nicht 
filr die Miete von luxuriösen Wohnungen und Einfamilienhäusern mit 
mehr als 150 m2 Nettowohnfläche. 

Art. 269 
1 Mietzinse sind missbräuchlich, wenn sie die Mietzinse vergleich­
barer Wohn- oder Geschäftsräume um mehr als 15 Prozent über­
schreiten. Vergleichskriterien sind insbesondere Lage, Fläche, 
Zustand, Ausstattung und Alter der Räume. 
2 Der Bund ermittelt Vergleichsmieten nach den Kriterien von 
Absatz l mindestens einmal jährlich; dabei stützt er sich auf Mietzins­
statistiken oder vergleichbare Instrumente. Er hört die Kantone sowie 
Mieter- und Vermieterverbände oder Organisationen, die ähnliche 
Interessen wahrnehmen, an. 

Art. 269a 

Der Anfangsmietzins ist missbräuchlich, wenn er die Mietzinse ver­
gleichbarer Wohn- oder Geschäftsräume gemäss Artikel 269 um mehr 
als 15 Prozent Uberschreitet. 

1 881 1999 9823 
2 SR 220 
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Obligationenrecht(Miete) 

B. Mietzins­
erhöhungen 
L Im Allge­
meinen 

ll. Nach Lamfell. 
index der Konsu­
menlllnpreiae 

Art. 269b 

Eine Mietzinserhöhung kann vorgenommen werden, wenn sie: 

a. sich auf die Entwicklung des Landesindexes der Konsumen-
tenpreise (Art. 269c) stützt; 

b. sich auf die Empfehlungen eines Rahmenmietvertrags stützt; 

c. auf Grund vereinbarter Staffelung (Art. 269d) erfolgt; 

d. sich bei Geschäftsräumen auf eine Vereinbarung stützt, 
wonach der Mietzins ganz oder teilweise vom Umsatz des 
Geschäfts abhängt; 

e. durch Mehrleistungen des Vermieters (Art. 269e) begründet 
ist 

Art. 269c 

t Der Vermieter kann den Mietzins einmal jährlich im Ausmass der 
Steigerungen des Landesindexes der Konsumentenpreise erhöhen, 
wobei er auf den Durchschnitt der Steigerungen in den zwei Kalen­
derjahren vor der Mitteilung der Erhöhung abzustellen hat 

2 Übersteigt die Jahresteuerung während zwei aufeinander folgenden 
Jahren 5 Prozent, so ordnet der Bundesrat eine angemessene Reduk­
tion des höchstzulässigen Überwälzungssatzes an. 

Art. 269d 

m. Beiverein- t Die Vereinbarung, dass sich der Mietzins periodisch um einen 
=:-u~~ung bestimmten Betrag erhöht, ist nur gültig, wenn: 
abhllngigkeil 

IV. Bel Mehr· 
leislllngen 

a. 

b. 

der Mietvertrag für mindestens drei Jahre abgeschlossen wird; 

der Mietzins höchstens einmal jährlich erhöht wird; 

c. der Betrag der Erhöhung in Franken festgelegt wird. 

2 Unter Vorbehalt der Anfechtung des Anfangsmietzinses kann der 
Mieter gestaffelte Mietzinse oder Mietzinsanteile, die bei Geschäfts­
räumen der Umsatzentwicklung des Geschäftes folgen, nicht anfechten. 

Art. 269e 
1 Der Vermieter kann bei Mehrleistungen den Mietzins zusäl:Zlich 
erhöhen, sofern der angemessene Satz für Verzinsung, Amortisation 
und Unterhalt der Investition nicht überschritten wird. Wenn die 
Mietzinserhöhung 20 Prozent des bisherigen Mietzinses übersteigt, ist 
sie so zu staffeln, dass die jährliche Erhöhung höchstens 20 Prozent 
des bisherigen Mietzinses beträgt. 

2 Als Mehrleistungen gelten Investitionen fllr wertvennehrende V er­
besserungen wie Vergrösserung der Mietsache, zusäl:Zliche Neben-
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Obligationenrecht (Miete) 

V. BeiHand• 
llllderungen 

Vl Mitteil 
vonMi~ 
erböh1111gen und 
~ 
Andenmgen zu 
l..asllltldes 
Mleterll 

vn. Gemein­
n1112ige 
Wohnbailmlger 

C.Anfechlllllg 
des Mlelzimie,i 

L Anlimgs­
mletzias 

leistungen und umfassende Überholungen sowie die in diesem 
Zusammenhang entstandenen Fremd- und Eigenkapitalzinsen. Die 
Kosten umfassender Überholungen gelten in der Regel zu 50 bis 
70 Prozent als wertvermehrend. 

An. 269/ 

Der Vennieter kann bei einer Handänderung den Mietzins im Rahmen 
von Artikel 269 Absatz l erhöhen, jedoch jährlich um höchstens 
10 Prozent des bisherigen Mietzinses. 

An. 269g 
1 Der Vermieter kann den Mietzins unter Bertlcksichtigung der Arti­
kel 269c, 269d, 269e und 269/ jeweils auf den nächsten Kündi­
gungstermin erhöhen. Er muss dem Mieter die Mietzinserhöhung 
mindestens 30 Tage vor Beginn der Kündigungsfrist auf einem vom 
Kanton genehmigten Formular mitteilen. 
2 Die Mietzinserhöhung muss in der Mitteilung begründet werden. 

3 Eine Mietzinserhöhung ist nichtig, wenn: 

a. sie nicht mit dem vorgeschriebenen Formular mitgeteilt wird; 

b. jegliche Begrtlndung fehlt; 

c. mit der Mitteilung die Kündigung angedroht oder ausgespro-
chen wird. 

4 Die Absätze 1-3 gelten auch. wenn der Vermieter beabsichtigt. 
sonstwie den Mietvertrag zu Lasten des Mieters zu andern, namentlich 
seine bisherigen Leistungen zu vermindern oder neue Nebenkosten 
einzuführen. 

s Fur Mietzinserhöhungen bei vereinbarter Staffelung (Art. 269d) oder 
Umsatzabhängigkeit (Art. 269b Bst d} genügt die schriftliche Mittei­
lung. 

An. 269h 

Der Bundesrat kann für gemeinnützige Wohnbauträger einzelne 
Bestimmungen der Mietzinsgestaltung besonders regeln. 

An. 270 

1 Der Mieter kann den Anfangsmietzins innert 30 Tagen nach Über­
nahme der Sache bei der Schlichtungsbehörde als missbrttuchlich 
anfechten und die Herabsetzung auf das zulässige Mass verlangen. 
2 Im Falle von Wohnungsmangel können die Kantone für ihr Gebiet 
oder einen Teil davon die Verwendung eines von ihnen genehmigten 
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Obligationenrecbt (Miete) 

11 Wllhrend der 
Mietdauer 
1. Mlel2ins­
erhö!wngen 

2. Überprilfullg 
der Mlssbrlluch­
lichkeit 

D. Weiiergeltung 
desMklt­
ffl'trages 
wllbrenddes 
Anfi!cbwngs­
veifahrens 

Formulars beim Abschluss eines neuen Mietvertrags obligatorisch 
erklären. 

Art. 270a Randtitel und Abs. l 

1 Der Mieter kann eine Mietzinserhöhung oder andere Vertragsände­
rung zu·seinen Lasten innerhalb von 30 Tagen seit der Mitteilung bei 
der Schlichtungsbehörde als missbräuchlich anfechten, wenn: 

a. sie das zulässige Ausmass nach den Artikeln 269c, 269d, 269e 
und 269fübersteigt; 

b. der Mietzins den Bmpfehlungen eines Rahmenmietvertrages 
folgt und diese nicht oder nicht mehr eingehalten werden. 

Art. 270b 
1 Der Mieter kann eine ÜberprUfung des Mietzinses nach Artikel 269 
Absatz I frühestens auf den Ablauf von fünf Jahren ab Mietbeginn 
oder danach jeweils auf den Ablauf von weiteren fünf Jahren, ab 
Mietbeginn gerechnet, verlangen. 

2 Bei dieser Überprüfung ist bei Wohnräumen auf Vergleichsmieten 
und bei Geschäftsräumen auf drei vergleichbare Objekte abzustellen. 

3 Der Mieter kann diese Überprllfung zudem verlangen, wenn der 
Mietzins gestützt auf eine Handänderung des Mietobjektes nach Arti­
kel 269f erhöht wird. 

Art. 270c 

Der bestehende Mietvenrag gilt unverändert weiter: 

a. während des Schlichtungsverfahrens, wenn zwischen den 
Parteien keine Einigung zu Stande kommt, und 

b. während des Gerichtsverfahrens, unter Vorbehalt vorsorg­
licher Massnahmen des Gerichts. 

Art. 270d und 270e 

Aufgehoben 

Art. 274Abs. 2 

2 Werden Mietzinse von Wohnungen nach Artikel 253b Absatz 3 
angefochten, so findet das Verwaltungsverfahrensrecht des Bundes 
oder der Kantone Anwendung. 

8237 



z.z,-, 

Obligalionenrecht (Miete} 

Art. 274a Abs. 1 Bst. cbls und Abs. 2 zweiter Satz 
1 Die Kantone setzen kantonale, regionale oder kommunale Schlich­
tungsbehörden ein, die bei der Miete unbeweglicher Sachen: 

cbis. alle Streitigkeiten bis zu einem Streitwert von 5000 Franken 
entscheiden, sofern der Kanton kein Mietgericht eingesetzt 
hat; 

2 Die verschiedenen Vermieterkategorien sind angemessen zu 
berücksichtigen. 

Art. 274d Abs. 3 
3 Schlichtungsbehörde und Gericht stellen den Sachverhalt von Amtes 
wegen fest und würdigen die Beweise nach freiem Etm.essen; die Par­
teien müssen ihnen alle fl1r die Beurteilung des Streitfalls not­
wendigen Unterlagen vorlegen. 

Übergangsbestimmungen zur Revision des Vlll. 1itels 
vom 13. Dezember 2002 

Art. 1 

Mietverhältnisse, die nach Inkrafttreten dieser Gesetzesänderung 
beginnen, unterstehen dem neuen Recht. 

An.2 

t Mietzinserhöhungen, die vor Inkrafttreten dieser Gesetzesänderung, 
aber mit Wirkung auf einen Zeitpunkt danach mitgeteilt wurden, 
unterstehen dem alten Recht 

2 Dem alten Recht unterstehen auch Begehren um Herabsetzung des 
Mietzinses, die vor Inkrafttreten dieser Gesetzesänderung, aber mit 
Wirkung auf einen Zeitpunkt danach gestellt wurden. 

Art. 3 

1 Bei einem Mietverhältnis, das vor Inkrafttreten dieser Gesetzesände­
rung begonnen hat, kann der Vermieter den Mietzins nur erhöhen, 
wenn er gleichzeitig den bisherigen Mietzins an den zum Zeitpunkt 
des lnkrafttretens des neuen Rechts geltenden Hypothekarzinssatz 
anpasst, sofern der bisherige Mietzins auf einem höheren Hypothekar­
zinssatz basiert. 
2 Basiert der Mietzins hingegen auf einem tieferen Hypothekarzinssatz 
als demjenigen, der zum Zeitpunkt des lnkrafttretens dieser Geset­
zesänderung galt, so kann der Vermieter den bisherigen Mietzins an 
diesen Hypothekarzinssatz anpassen. 
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Obligationenrecht (Miet.e) 

II 

Art. 4 

Mietverhältnisse mit indexierten Mietzinsen, die vor Inkrafttreten des 
neuen Rechts begonnen haben, aber erst später enden, unterstehen 
dem alten Recht. 

Art. 5 

Bei Mietverhältnissen, die vor Inkrafttreten dieser Gesetzesänderung 
begonnen haben, gilt fl1r die Indexierung nach neuem Recht der 
Indexstand bei Inkrafttreten der Gesetzesänderung als Basis. 

Art. 6 

FUr Mietverhältnisse, welche vor Inkrafttreten dieser Gesetzes­
änderung begonnen haben, gilt hinsichtlich Artikel 253b Absatz 2 
weiterhin das bisherige Recht. 

1 Dieses Gesetz untersteht dem fakultativen Referendum. 

2 Der Bundesrat bestimmt das Inkrafttreten. 

Nationalrat, 13. Dezember 2002 

Der Präsident: Yves Christen 
Der Protokollführer: Christophe Thomann 

Datum der Veröffentlichung: 24. Dezember 20021 

Ablauf der Referendumsfrist: 3. April 2003 

BBI 2002 8234 

Ständerat. 13. Dezember 2002 

Der Präsident: Gian-Reto Plattner 
Der Sekretär: Christoph Lanz 
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Delai referendaire: 3 avril 2003 

Code des obligations 
(Ball a loyer) 

Modification du 13 decembre 2002 

L 'Assemblee federale de la Confederation suisse, 
vu Je message du Conseil federal du 15 septembre 19991, 

arr~te: 

Le code des obligations2 est modifie comme suit: 

A.l.oyers 
llbusit's 
I.Engfflel'lll 

Art. 253b, al. 2 

2 Blies ne s'appliquent pas aux baux d'entreprises qui atteignent un 
chiffre d'affaires annuel de plus de 2 500 000 francs d'apres !es der­
niers comptes annuels ou emploient au moins 20 personnes au 
moment de Ja conclusion du contrat, pour autant que !es parties l'aient 
convenu. Elles ne s'appliquent pas non plus aux baux d'appartements 
et de maisons familiales de Juxe d'une surface nette habitable de plus 
de 150m2. 

Art. 269 

1 Le loyer est abusif lorsqu'il depasse de plus de 15 % Je loyer 
demande pour des locaux d'habitation ou commerciaux comparables. 
Les criteres de comparaison sont en particulier la situation, Ja surface, 
l'etat, l'equipement et l'ige des locaux. 

2 La Confederation etablit !es loyers comparatifs selon !es criteres 
enonces i}. l'al. l au moins une fois par an sur la base de statistiques 
des loyers ou d'autres instruments appropries. Elle entend !es cantons 
ainsi que les associations de locataires et de bailleurs ou !es organisa­
tions defendant des interets semblables. 

Art. 269a 

11.t.oyerlniliaJ Le loyer initial est abusif lorsqu'il depasse de plus de 15 % Je loyer 
demande pour des locaux d'habitation ou commerciaux comparables 
au sens de l'art. 269. 

1 FF 1999 9127 
2 RS 220 
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Code des Obligations 

B.Augmen­
!ali011$ de loyer. 
lEngdm!ral 

An. 269b 

Une augmentation de loyer est possible si: 

a. elle est fondce sur l'evolution de l'indice suisse des prix A la 
consommation (art. 269c); 

b. eile correspond aux recommandations d'un contrat-cadre; 

c. elle est fondoo sur une convention d'echelonnement (art. 
269d); 

d. une convention prevoit que le loyer de locaux commerciaux 
d6pend entierement ou partiellement du chiffre d'affaires de 
l 'entreprise; 

e. eile est justifiee par des prestations supplementaires du 
bailleur (art. 269e). 

An. 269c 

~:!-=T l Le bailleur peut augmenter le loyer une fois l'an en proportion de la 
laCMSODlml!tioo hausse de l'indice suisse des prix a. la consommation en se ref&ant, 

pour calculer l'augmentation, a. la croissance moyenne des deux der­
nieres ann~ civiles prec6dant 1a communication de l'augmentation. 

UI. Selooun 
ecbelonnement 
convenu ou en 
fom:liondu 
chiffre d'affidres 

IV. Bnca.sde 
prescadons sup­
plementain:a 

2 Si le rencherissement annuel ~ 5 % durant deux annees co~­
cutives, le Conseil federal ordonne une reduction appropriee du taux 
maximum qui peut etre reporte sur !es loyers. 

An. 269d 

1 Les conventions prevoyant que le loyer sera majore periodiquement 
d'un montant d6tennine ne sont valables que si: 

a. le bail est conclu pour une duree minimale de trois ans; 

b. le loyer n'est pas augmente plus d'une fois par an; 

c. le montant de l'augmentation est fixe en francs. 

2 Sous reserve du droit de contester le loyer initial, le locataire ne peut 
pas contester un loyer echelonne ou la partie d'un loyer de locaux 
commerciaux qui d6pend de l'evolution du chiffre d'affaires de 
l' entreprise. 

Art. 269e 

1 En cas de prestations supplementaires, le bailleur peut en outre aug­
menter le loyer, pour autant que l'augmentation ne d6passe pas un 
taux pennettant de couvrir de manwre appropriee !es interets, 
l'amortissement et les frais d'entretien d6coulant des investissements. 
Si l' augmentation d6passe 20 % du montant du loyer precedent, elle 
doit etre echelonnee de teile Sorte que l'augmentation annuelle ne 
d6passe pas 20 % de ce montant. 
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Code des Obligations 

V. En casde 
clumgement de 
propriemlre 

VL Notification 
d'1111gme,11ations 
deloyenet 
d' IIIIIIeS modJfi. 
cadons l cbarge 
du 10<:lllalnl 

2 Sont reputes prestations supplementaires les investissements creant 
des plus-values, tels que l'agrandissement de la chose louee, les pres­
tations accessoires additionnelles et les reparations importantes, y 
compris les interets sur les fonds propres et les capitaux etrangers qui 
en resultent. En regle generale, les frais causes par d'importantes repa­
ralions sont consideres a raison de 50 a 70 % comme des investisse­
ments creant des plus-values. 

An. 269/ 

En cas de changement de proprietaire, le bailleur peut augmenter le 
loyer dans Je cadre de l'art. 269, al. 1, Je maximum etant toutefois de 
10 % par annee du montant du loyer precedent. 

,4.n. 269g 

1 Le bailleur peut en tout temps augmenter le loyer pour le prochain 
terme de resiliation conformement aux art. 269c a 269/ L' avis 
d'augmentation du loyer doit parvenir au locataire au moins 30 jours 
avant le debut du delai de resiliation et etre effectue au moyen d'une 
formule agreee par le canton. 
2 La notification de hausse de loyer doit etre motivee. 

3 Une augmentation de loyer est nulle si: 

a. eile n'est pas notifiee au moyen de Ja formule officielle; 

b. aucun motif n' est indique; 

c. eile est assortie d'une resiliation ou d'une menace de resiliation. 

4 Les al. l a 3 sont egalement applicables lorsque le bailleur envisage 
d'apporter unilareralement au contrat d'autres modifications au detri­
ment du Jocataire, par exempJe en diminuant ses prestations ou en in­
troduisant de nouveaux frais accessoires. 

s Lorsque Je Joyer est augmente seJon un echeJonnement convenu 
(art. 269d) ou en fonction du chiffre d'affaires (art. 269b, Jet. d), une 
communication ecrite suffit. 

An. 269h 

vn. Loyers des Le Conseil federa peut edicter des dispositions speciales reglant !es == d'utillll! loyers praliques par des bailleurs d'utilite publique. 

C. Contestallon 
duloyer 
t Loyer inilial 

7654 

An.270 

1 Le Jocataire peut contester Je Joyer qu'il estime abusif aupres de 
l'autorite de conciliation dans un delai de 30 jours a partir de Ja 
reception de Ja chose louee et exiger qu'il soit ramene au niveau 
admissible. 



Code des obligations 

n. En cours de 
ball 
1. Augmntalinn 
de loyer 

2. C<mtrele du 
cardre abusif 

D. Valldlt.Uu 
ball pendant la 
proa!dure de 
conresladon 

2 En cas de p6nurie de logements, les cantons peuvent rendre obliga­
toire, sur tout ou partie de leur territoire, l'usage de la formule offi­
cielle pour la conclusion de tout nouveau bail. 

Art. 270a, titre ma.rginal et al. I 

l Le locataire peut contester aupres de l' autorite de conciliation dans 
un dl!lai de 30 jours 11. compter de la notification toute augmentation 
de loyer ou toute autre modification du contrat 11. son detriment s'il 
I' estime abusive et si: 

a. elle exrede !es limites prevues par !es art. 269c ll. 269.f. 

b. le loyer correspond aux recommandations d'un contrat-cadre et 
que celles-ci ne sont pas ou ne sont plus respect6es. 

Art. 270b 
1 Le locataire peut exiger Je contrßle du loyer selon l'art. 269, al. 1, 
pour Ja premi~re fois apres 1'6coulement d'un dl!lai de cinq ans 11. 

compter du dl!but du bail, et ensuite de cinq ans en cinq ans 11. compter 
de cette date. 

2 Ce contrßle s'effectue sur Ja base de loyers comparatifs pour !es 
habitations et sur Ja base de trois objets comparables pour !es locaux 
commerciaux. 

3 Le locataire peut en outre demander ce contrßle lorsque le loyer est 
augment6 11. la suite d'un changement de proprietaire de Ja chose louee 
au sens de l'art. 269/. 

Art. 270c 

Le bail reste en vigueur sans changement: 

a. pendant la procedure de conciliation, si !es parties ne sont pas 
parvenues 11. un accord, et 

b. pendant la procedure judiciaire, sous reserve des mesures provi­
sionnelles ordonnees par le juge. 

Art. 270d et 270e 

Abroges 

Art. 274, al. 2 

2 Les dispositions de la procedure administrative fedl!rale ou cantonale 
sont applicables en cas de contestation de loyers d'habitations au sens 
de l'art. 253b, al. 3. 
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Code des obligatious 

7656 

An. 274a. aJ. 1, let. cbis et al. 2, 2e phrase 
1 Les cantons instituent des autorites cantonales, regionales, ou com­
munales de conciliation qui sont charg~s. dans taute question relative 
aux baux de choses immobilieres: 

cbis. de trancher tous les litiges portant sur une valeur litigieuse ne 
~passant pas 5000 francs, si le canton n'a pas institue un 
tribunal des baux et loyers; 

2 ••• A cet egard, il y a lieu de tenir compte des differentes cat6gories 
de bailleurs. 

An. 274d, aJ. 3 

Ne conceme que le texte allemand 

Dispositions transitoires relatives a f,a rlvision du titre VIII 
du 13 decembre 2002 

An.! 

Les contrats de ball dont la validit6 commence apres l' entree en 
vigueur de la presente modification sont soumis au nouveau droil 

An.2 
1 Les augmentations de loyer annon~s avant l'entr~ en vigueur de 
la presente modification mais prenant effet a une date ult6rieure sont 
soumises a l'ancien droit. 
2 Sont egalement soumises a l'ancien droit !es demandes de diminu­
tion de loyer emises avant I' entree en vigueur de la presente modifica­
tion mais prenant effet a une date ulterieure. 

An.3 
1 Le bailleur ne peut augmenter le loyer d'un ball ayant ~bute avant 
l'entree en vigueur de la presente modification que s'il adapte en 
mSme temps Je loyer pr&:6dent en fonction du taux hypothecaire fai­
sant foi au moment de l' entree en vigueur du nouveau droit si le loyer 
preredent est bas6 sur un taux hypothecaire plus eleve. 

2 Si en revanche le loyer est base sur un taux hypothecaire inferieur a 
celui faisant foi au moment de l'entree en vigueur de la presente 
modification, le bailleur est en droit d'adapter le loyer en fonction de 
ce taux hypothecaire. 



Code des obligations 

II 

An.4 

Les baux A loyer index6 ayant d6bute avant l'entr6e en vigueur de la 
presente modification mais se terminant A une date ult6rieure sont 
soumis A l'ancien droil 

An.5 

Si Je bail a d6bute avant J'entr6e en vigueur de Ja presente modifica• 
tion, l'indexation selon Je nouveau droit est bas6e sur Je niveau de 
l'indice au moment de cette entr6e en vigueur. 

Art. 6 

Les baux ayant d6bute avant l'entr6e en vigueur de Ja presente moditi­
cation restent soumis A l'ancien droit en ce qui concerne J'art. 253b, 
al. 2. 

1 La presente loi est sujette au referendum 

2 Le Conseil federal fixe la date de I' entr6e en vigueur. 

Conseil national, 13 d6cembre 2002 

Le president: Yves Christen 
Le secretaire: Christophe Thomann 

Date de publication: 24 d6cembre 20021 

DeJai refärendaire: 3 avriJ 2003 

FF2002 7652 

Conseil des Etats, 13 decembre 2002 

Le president: Gian-Reto Plattner 
Le secretaire: Christoph Lanz 
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Termine di referendum: 3 aprile 2003 

Codice delle obbligazioni 
(Locazione) 

Mocllf:ica del 13 dicembre 2002 

L'Assembleafederale delta Confederat.ione SviZZl!ra, 

visto il messaggio de! Consiglio federale de! 15 settembre 1999•. 

decreta: 

I 

II Codice delle obbligazioni2 e modifieato eome segue: 

A. Pigioni 
abllsm: 
Llngenerale 

!;~,;!,Olle 

Art. 253b cpv. 2 
2 Sempreche le parti lo abbiano convenuto, esse non sono applieabili 
alle locazioni concluse da imprese la eui cifra d'affari figurante negli 
ultimi conti annuali e superiore a 2 500 000 franchi o ehe, all'atto 
della stipulazione del eontratto, oceupano almeno 20 dipendenti. Non 
sono inoltre applieabili alle loeazioni di appartamenti e case unifami­
liari di lusso con una superficie abitabile netta superiore a 150 mZ. 

Art. 269 

1 Sono abusive le pigioni ehe superano di altre il 15 per cento le pi­
gioni di locali d'abitazione o commerciali comparabill. I criteri di rife­
rimento sono in particolare l'ubicazione, la superficie, lo stato, la do­
tazione e l' eta dei locali. 

2 La Confederazione determina almeno una volta all'anno pigioni di 
riferimento secondo i criteri di cui al capoverso 1; a tal proposito si 
fonda su statistiehe delle pigioni o strumenti eomparabili. Sente i 
Cantoni e le associazioni di inquilini e di Ioeatori o Je organizzazioni 
ehe tutelano analoghi interessi. 

Art. 269a 

E abusiva la pigione iniziale ehe supera di oltre il 15 per eento le pi­
gioni di locali d'abitazione o eommerciali comparabili ai sensi dell'ar­
ticolo 269. 

1 FF lffl 8685 
2 RS 220 

J'J99.Sl78 7345 



Codice delle obbligazioni (Locazione) 

B.Aumellto 
della pigione 
L In generale 

n. Secondo 
l'indice naz.io­
nale dei prezzi 
aJ COllSllfflO 

m. Plaloni 
scalarf o dlpen­
de.nti dalla cilill 
d'affari 

IV. In caso di 
presmzioni 
supplemenlllri 

7346 

Art. 269b 

L'aumento della pigione e possibile se: 

a. si fonda sull'evoluzione dell'indice nazionale dei prezzi al 
eonsumo (art. 269c); 

b. si fonda sulle raceomandazioni di un contratto-quadro di loca­
zione; 

e. si fonda su un aumento sealare previamente pattuito 
(art. 269d); 

d. nel caso di locali commerciali, si fonda su una pattuizione ehe 
fa dipendere in tutto o in parte Ja pigione dalla cifra d'affari 
dell 'impresa; 

e. e giustificato da prestazioni supplementari del locatore 
(art. 269e). 

Art. 269c 

1 II locatore puo aumentare la pigione una volta all'anno proporzio­
nalmente all'ineremento dell'indiee nazionale dei prezzi al eonsumo; 
l'aumento della pigione e ealcolato in base all'ineremento medio del­
l'indiee nei due anni civili precedenti la comunicazione dell'aumento. 

2 Seil rincaro annuo supera per due anni consecutivi il 5 per cento, il 
Consiglio federale ordina una riduzione adeguata de!la quota trasferi­
bile sulla pigione. 

Art. 269d 
1 La pattuizione di pigioni soggette a un detenninato aumento periodi­
eo e valida soltanto se: 

a. la locazione e conclusa per almeno tre anni; 

b. la pigione e aumentata al rnassimo una volta all'anno; 

e. l'aumento e fissato in franehi. 

2 Fatta salva la contestazione della pigione iniziale, i1 conduttore non 
puo contestare le pigioni scalari ne Je parti di pigioni di locali com­
merciali ehe dipendono dall'evoluzione de!la cifra d'affari dell'im­
presa. 

Art. 269e 
1 In caso di prestazioni supplementari, il locatore puo inoltre aumenta­
re la pigione in quanto non sia superata un'aliquota ehe consenta di 
eoprire in modo adeguato gli interessi, l'ammortarnento e le spese di 
manutenzione derivanti dall'investimento. Se supera il 20 per cento 
dell'importo della pigione in eorso, l'aumento deve essere scaglionato 
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in modo da garantire ehe l'aumento annuo non ecceda il 20 per cento 
di tale importo. 

2 Sono prestazioni supplementari gli investimenti per migliorie di va­
lorizzazione quali l'ingrandimento della cosa locata, Je prestazioni 
accessorie supplementari e le revisioni importanti nonche gli interessi 
sul capitale proprio e di terzi ehe ne risultano. Le spese per revisioni 
importanti contano di regola come investimenti di valorizzazione in 
ragione de! 50--70 per cento. 

Art. 269f 

In caso di trapasso di proprieta, il Iocatore puö aumentare Ja pigione 
nei limiti di cui all' articolo 269 capoverso l, purche l' aumento annuo 
non superi il 10 per cento dell'importo della pigione in corso. 

Art. 269g 
1 Il locatore puö aumentare la pigione, nei limiti di cui agli artico­
li 269c, 269d, 269e e 269/, per Ja prossima scadenza di disdetta. Deve 
comunicare l'aumento al conduttore almeno trenta giomi prima del­
J'inizio de! termine di preavviso su un modu1o approvato dal Cantone. 
2 L'aumento della pigione deve essere motivato nella comunicazione. 

3 L'aumento e nullo se: 

a. non e comunicato mediante il modulo prescritto; 

b. non e indicato alcun motivo; 

c. e comunicato con la minaccia di disdetta o dando disdetta. 
4 I capoversi 1-3 si applicano anche se il locatore intende modificare 
in altro modo il contratto a svantaggio del conduttore, segnatamente 
diminuendo le sue prestazioni o introducendo nuove spese accessorie. 

s Per gli aumenti scalari previamente pattuiti (art. 269d) e gli aumenti 
dipendenti dalla cifra d'affari (art. 269b Jett. d) e sufficiente una co­
municazione scritta. 

Art. 269h 

vn. Locatori di Il Consig!io federale puö emanare disposizioni speciali ehe disciplina­
utilllil pubblica no Je pigioni richieste da locatori di utilith pubblica. 
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Art. 270 

1 Il conduttore puo contestare dinanzi all'autorita di conciliazione, 
entro 30 giorni dalla consegna della cosa, Ja liceita della pigione ini­
ziale e domandare ehe essa venga riportata al livello ammissibile. 
2 In caso di penuria di abitazioni, i Cantoni possono dichiarare obbli­
gatorio, in tuno o in parte del loro territorio, l'uso di un modulo da 
essi approvato per la conclusione di un nuovo contratto di locazione. 

Art. 270a titolo marginale e cpv. 1 
1 Il conduttore puo contestare dinanzi all'autorita di conciliazione, 
entro 30 giomi dalla comunicazione, la liceitA dell'awnento della pi­
gione o di un' altra modifica de! contratto a suo svantaggio se: 

a. Ja modifica eccede i limiti di cui agli articoli 269c, 269d, 
269e e 269/, 

b. la pigione si fonda sulle raccomandazioni di un contratto­
quadro di locazione ehe non sono state o non sono piu osser­
vate. 

Art. 270b 
1 II conduttore puo domandare il controllo della pigione secondo 
l'articolo 269 capoverso I al piu presto dopo cinque anni dall'inizio 
della locazione o, in seguito, dopo altri cinque anni, sempre computati 
a partire dall' inizio della locazione. 
2 Questo controllo si fonda su pigioni di riferimento, nel caso di locali 
d'abitazione, e sul confronto con tre oggeni comparabili, nel caso di 
locali commerciali. 

3 Il conduttore puo inoltre domandare il controllo se la pigione e au­
mentata in seguito a un trapasso di proprietA della cosa locata secondo 
l' articolo 269/. 

Art. 270c 

II contratto di locazione permane valido senza alcun cambiamento: 

a. durante il procedimento di conciliazione, se Je parti non rag­
giungono un'intesa; e 

b. dw-ante il procedimento giudiziario, fatti salvi i provvedimenti 
cautelari ordinati dal giudice. 

Art. 270d e 270e 

Abrogati 
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Art. 274 cpv. 2 
2 Se la contestazione eoncerne pigioni di abitazioni ai sensi dell'arti­
colo 253b eapoverso 3, si appliea la procedura amministrativa federale 
o cantonale. 

Art. 274a cpv. 1 len. cbis e cpv. 2 secondo periodo 
1 I Cantoni istituiscono, a livello cantonale, regionale o comunale, 
autorita di conciliazione ehe, nel caso di locazione d'immobili: 

ebis. decidono tutte le controversie fino a un valore litigioso di 
5000 franehi; sempreche il Cantone non abbia istituito un tri­
bunale della locazione; 

2 ••• E tenuto adeguatamente eonto delle diverse categorie di locatori. 

Art. 274d cpv. 3 

3 Conceme soltanto il testo tedesco 

Disposizioni transitorie della revisione del 13 dicembre 2002 del titolo Vill 

Art. l 

Le loeazioni ehe hanno inizio dopo l'entrata in vigore della presente modifica sotto­
stanno al nuovo diritto. 

Art. 2 

1 Gli aumenti di pigione ehe sono comunieati prima ma ehe esplicano il Ioro effetto 
dopo l' entrata in vigore della presente modifiea sottostanno al diritto anteriore. 
2 Sottostanno pure al diritto anteriore Je domande di riduzione della pigione ehe 
sono presentate prima ma ehe esplicano il loro effetto dopo I' entrata in vigore della 
presente modifiea. 

Art. 3 
1 ll locatore puö aumentare la pigione di una locazione ehe ha avuto inizio prima 
dell'entrata in vigore della presente modifica soltanto se adegua simultaneamente al 
tasso ipotecario vigente al momento dell'entrata in vigore de! nuovo diritto la 
pigione in eorso fondata su un tasso ipotecario piu elevato. 
2 Qualora inveee la pigione si basi su un tasso ipoteeario inferiore a quello deter­
minante al momento dell'entrata in vigore della presente modifiea. il loeatore puö 
adeguare la pigione in corso a detto tasso ipotecario. 
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An.4 

Le locazioni con pigioni indicizzate ehe hanno avuto inizio prima dell' entrata in 
vigon; de! nuovo diritto ma ehe terminano soltanto in seguito sottostanno al diritto 
anteriore. 

An.5 

Sela locazione ha avuto inizio prima dell'entrata in vigore della presente modifica, 
l'indieizzazione secondo il nuovo dirino si basa sul livello dell'indice al momento di 
dena entrata in vigore. 

An.6 

Le loeazioni ehe hanno avuto inizio prima dell'entrata in vigore della presente mndi­
fica rimangono sonoposte al dirino anteriore per quanto eoncerne l'articolo 253b 
capoverso 2. 

ß 

1 La presente !egge sonosü. al referendum facoltativo. 
2 II Consiglio federale ne determina J'entrata in vigore. 

Consiglio nazionale, 13 dicembre 2002 

II presidente: Yves Christen 
ll segretario: Christophe Thomann 

Data di pubblicazione: 24 dicembre 20023 

Termine di referendum: 3 aprile 2003 
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Consiglio degli Stati, 13 dicembre 2002 

II presidente: Gian-Reto Plattner 
ll segretario: Christoph Lanz 




